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ERSTER TEIL 

Beschlußlage und bisheriges Verfahren 


A. Beschlußlage 


Der 1. Untersuchungsausschuß des 12. Deutschen 
Bundestages hat in seiner 104. Sitzung am 9. Dezem- 
ber 1992 folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der Untersuchungsausschuß wird einen 3. Teilbe- 
richt vorlegen, in dem die Praktiken des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung bei der Beschaffung 
und Verwertung von Kunstgegenständen und Anti- 
quitäten zur Erwirtschaftung von freikonvertierba- 
ren Devisen dargestellt werden. 


B. Bisheriges Verfahren 


I. Vorbemerkung 

Der Ausschuß unterrichtet mit dem vorliegenden 
Bericht das Plenum des Deutschen Bundestages über 
die bisherigen Ergebnisse seiner Untersuchung zu 
dem Themenkomplex „ Kunst und Antiquitäten " . Die- 
ser Untersuchungsbereich ist 1992 intensiv, insbeson- 
dere durch eine Reihe von Zeugenvernehmungen, 
behandelt worden und mit der dritten Vernehmung 
von Dr. Schalck-Golodkowski am 23. September 1992 
zu einem vorläufigen Abschluß gelangt. 

Mit dem Bericht soll gleichzeitig die Öffentlichkeit 
über Stand und Verlauf des bisherigen Verfahrens 
unterrichtet werden. 

Da dieser 3. Teilbericht in nur geringem zeitlichen 
Abstand nach dem 1. und 2. Teilbericht (Drucksachen 
12/3462 sowie 12/3920) vorgelegt wird, wird hinsicht- 
lich der Darstellung des bisherigen Untersuchungs- 
verfahrens weitgehend auf den Inhalt dieser Berichte 
verwiesen. 


II. Einsetzung des Ausschusses und 
Untersuchungsauftrag 

1. Einsetzung des Ausschusses 

Der 12. Deutsche Bundestag hat in seiner 28. Sitzung 
am 6. Juni 1991 auf Antrag der Fraktion der SPD vom 
4. Juni 1991 (Drucksache 12/654) unter Einbeziehung 
der von den Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. am 
4. Juni 1991 (Drucksache 12/662) beantragten Ände- 
rung und Ergänzungen gemäß Artikel 44 des Grund- 


Der Bericht soll auch eine Schilderung der Li- 
quidation der Kunst und Antiquitäten GmbH 
enthalten, die im Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung den Kunst- und Antiquitätenhandel be- 
trieb." 

Mit den Vorarbeiten für diesen Bericht ist das Sekre- 
tariat in der 64. Sitzung am 20. Mai 1992 beauftragt 
worden. 


gesetzes den aus 11 Mitgliedern (6 CDU/CSU, 4 SPD, 
1 F.D.P.) bestehenden 1. Untersuchungsausschuß ein- 
gesetzt. Die Gruppen wirken mit je einem Mitglied 
(eines der Gruppe der PDS/Linke Liste, eines der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) entsprechend 
den Beschlüssen des Bundestages und den Vereinba- 
rungen im Ältestenrat mit (Plenarprotokoll 28. Sit- 
zung, S. 2162 bis 2163). 

Einen Einsetzungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN vom 29. Mai 1991 (Drucksache 12/629) 
hat der Deutsche Bundestag abgelehnt. Ebenso ist ein 
Änderungsantrag der Gruppe der PDS/Linke Liste 
vom 6. Juni 1991 (Drucksache 12/686) zum Antrag der 
Fraktion der SPD vom Deutschen Bundestag abge- 
lehnt worden. 


2. Untersuchungsauftrag 

Der Untersuchungsauftrag lautet gemäß Drucksache 
12/654: 

rr • ♦ • 

I. 

Der Ausschuß soll untersuchen, welche Rolle der 
Arbeitsbereich „Kommerzielle Koordinierung" und 
sein Leiter Dr. Schalck-Golodkowski im System von 
SED-Führung, Staatsleitung und Volkswirtschaft der 
früheren DDR spielten und wem die wirtschaftlichen 
Ergebnisse der Tätigkeit dieses Arbeitsbereichs 
zugute kamen und gegebenenfalls heute noch zugute 
kommen. 
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ii. 

Dabei sind insbesondere folgende Fragen zu klären: 


A. Für die Zeit bis 3. Oktober 1990 

1. Wann und mit welcher Aufgabenstellung wurde 
der Arbeitsbereich eingerichtet, wo war er organi- 
satorisch und weisungsmäßig angebunden, und 
wer war dort tätig? 

2. Welcher Firmen, Institutionen oder sonstiger Tam- 
organisationen bediente sich der Arbeitsbereich im 
In- und Ausland? 

3. Über welche Wege und mit welchem Volumen 
erfolgten die Finanzbewegungen dieses Be- 
reichs? 

4. Für welche Zwecke und auf wessen Anweisung 
wurden die Finanzmittel verwendet? 

5. Welche Maßnahmen haben die Regierungen 
Krenz, Modrow und de Maiziere ergriffen, um den 
Zugriff staatlicher Behörden auf die Vermögens- 
werte des Bereichs „Kommerzielle Koordinierung " 
zu sichern? 

6. Welche Maßnahmen haben die Treuhandanstalt, 
die Bundesregierung und staatliche Stellen des 
Bundes unternommen, um im Zuge der Währungs- 
union ab 1 . Juli 1 990 die vorhandenen Finanzmittel 
des Bereichs „Kommerzielle Koordinierung“ zu 
sichern und kriminelle Aktivitäten zu verhin- 
dern? 

7. Welche Mittel sind aus dem Bereich „Kommer- 
zielle Koordinierung“ an die ehemaligen Blockpar- 
teien geflossen? 


B. Für die Zeit nach dem 3. Oktober 1990 

1. Was haben Treuhandanstalt, die Bundesregierung 
und staatliche Stellen unternommen, um die Ver- 
mögenswerte des Bereichs „Kommerzielle Koordi- 
nierung" sicherzustellen? 

2. Was ist mit den Vermögenswerten des Bereichs 
„Kommerzielle Koordinierung" und den von ihnen 
abhängigen Firmen und Institutionen inzwischen 
geschehen? 

3. Welche Firmen und sonstige Institutionen sind in 
welcher Rechtsform, mit welchen Eigentums- und 
Besitzverhältnissen und mit welchen Personen 
weiter tätig gewesen bzw. noch tätig? 

4. Welchen Einfluß hat Dr. Schal ck-Golodkowski auf 
die Abwicklung oder Fortführung des Bereichs 
„Kommerzielle Koordinierung" oder einzelner sei- 
ner Firmen und Institutionen genommen? 

5. Welche Erkenntnisse haben die Bundesregierung 
und staatliche Stellen des Bundes oder die unab- 
hängige Regierungskommission Parteivermögen 
über den Verbleib von Finanzmitteln des Bereichs 
„Kommerzielle Koordinierung" bei Nachfolge- 
organisationen der ehemaligen Blockparteien? 


III. 

1 . Hat es Zusagen der Bundesregierung, des Bundes- 
nachrichtendienstes oder anderer staatlicher Stel- 
len des Bundes gegenüber Dr. Schalck-Golod- 
kowski bezüglich einer möglichen Straffreiheit in 
der Bundesrepublik Deutschland oder anderer 
Vergünstigungen gegeben? 

2. Welche Mitglieder der Bundesregierung und staat- 
licher Stellen des Bundes haben seit 1983 Kontakte 
mit Dr. Schalck-Golodkowski gehabt, und wel- 
chem Zweck dienten diese Kontakte? 

3. Welche Kenntnisse hatten die Bundesregierung 
oder andere staatliche Stellen des Bundes über die 
Aktivitäten des Bereichs „Kommerzielle Koordi- 
nierung" im Bereich des internationalen Waffen- 
handels?" 


Der ergänzende Untersuchungsauftrag gemäß 
Antrag der Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. auf Drucksache 12/662 lautet: 

„. . . Der Untersuchungsausschuß soll auch klären 

1. Funktionsweise und Tätigkeit des Arbeitsbereichs 
Kommerzielle Koordinierung, auch in Verbindung 
mit anderen Einrichtungen der DDR und der SED/ 
PDS, insbesondere mit dem Ministerium für Staats- 
sicherheit und der SED/PDS sowie der sogenann- 
ten Massenorganisationen, 

2. ob und ggf. wie die unter 1. erwähnte Funktions- 
weise und Tätigkeit des Arbeitsbereichs Kommer- 
zielle Koordinierung bzw. die der einzelnen Unter- 
nehmen aus diesem Arbeitsbereich nach dem 

3. Oktober 1990 fortgesetzt wurden und werden, 

3. wo sich die Vermögenswerte einschließlich der im 
Ausland sowie deren Surrogate befanden und 
befinden und wofür sie verwendet wurden, 

4. inwieweit die genannten Vermögenswerte der 
Treuhandanstalt tatsächlich unterstellt wurden 
oder von dieser tatsächlich verwaltet wurden oder 
werden und ob die im Juni 1990 gegründete Effect 
Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH alle frü- 
her zum Arbeitsbereich Kommerzielle Koordinie- 
rung gehörenden Vermögenswerte umfaßt, 

5. ob und ggf. welche Kontakte es vor 1983 zwischen 
Bundesregierung und anderen staatlichen Stellen 
des Bundes einerseits und Arbeitsbereich Kommer- 
zielle Koordinierung andererseits oder wegen des 
Arbeitsbereichs Kommerzielle Koordinierung mit 
anderen Stellen der DDR oder der SED gab, 

und zwar auch mit dem Ziel festzustellen, ob die 
Vermögenswerte entsprechend gesetzlicher Rege- 
lung verwaltet werden und ob es Gesetzeslücken 
gibt." 
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Zum Verfahren hat der Deutsche Bundestag 
bestimmt (Drucksache 12/654): 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses 
werden die Regeln zugrunde gelegt, die von den 
Mitgliedern der Interparlamentarischen Arbeitsge- 
meinschaft im Entwurf eines Gesetzes über Einset- 
zung und Verfahren von Untersuchungsausschüssen 
formuliert wurden, soweit sie geltendem Recht nicht 
widersprechen. " 

Dabei handelt es sich um den Entwurf eines Gesetzes 
vom 14. Mai 1969 der Interparlamentarischen Arbeits- 
gemeinschaft über Einsetzung und Verfahren von 
Untersuchungsausschüssen des Deutschen Bundesta- 
ges (Drucksache V/4209). 

Die Regelungsvorschläge dieses Gesetzesentwurfs 
werden gemeinhin auch als IPA- Regeln bezeichnet. 


SPD-Fraktion 
Dr. Andreas von Bülow 
Hans -Joachim Hacker 
Dorle Marx 

Dr. Axel Wernitz 

F.D.P. -Fraktion 
Arno Schmidt (Dresden) 

PDS/LL 

Andrea Lederer 

BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN 
Ingrid Koppe 


SPD-Fraktion 
Friedhelm Julius Beucher 
Dr. Christine Lucyga 
Volker Neumann 
(Bramsche) 

Dr. Peter Struck 

F.D.P. -Fraktion 
Jörg van Essen 

PDS/LL 

BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN 

Dr. Wolfgang Ullmann 


In der 76. Ausschußsitzung am 26. Juni 1992 ist der 
Abgeordnete Friedrich Vogel (Ennepetal) (CDU/ 
CSU) zum Vorsitzenden bestimmt worden, nachdem 
der Abgeordnete Horst Eylmann (CDU/CSU) dieses 
Amt niedergelegt hatte. 


III. Konstituierung und Mitglieder des 
Ausschusses 


Berichterstatter sind: 

CDU /CSU 

Abgeordneter Joachim Hörster 


Der 1. Untersuchungsausschuß ist am 7. Juni 1991 
durch die Präsidentin des Deutschen Bundestages, 
Professor Dr. Rita Süssmuth, konstituiert worden. 


SPD 

Abgeordneter Dr. Andreas von Bülow 
F.D.P . 

Abgeordneter Arno Schmidt (Dresden) 


Gegenwärtig (Stand: 3. März 1993) gehören dem 
Ausschuß folgende ordentliche bzw. stellvertretende 
Mitglieder an: 


Ordentliche Mitglieder: 

CDU /CSU -Fraktion 
Friedrich Vogel 
(Ennepetal) 

Joachim Hörster 

Hartmut Büttner 
(Schönebeck) 

Dr. Wolf gang Götzer 

Joachim Gres 
Heinz-Jürgen Kronberg 


Stellvertretende 

Mitglieder: 

CDU /CSU -Fraktion 
Hans- Dirk Bierling 

Peter Harry Carstensen 
(Nordstrand) 

Horst Eylmann 

Reiner Eberhard 
Krziskewitz 

Christian Schmidt (Fürth) 
Stefan Schwarz 


PDS/LL 

Abgeordnete Andrea Lederer 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Abgeordnete Ingrid Koppe 

IV. Zeit- und Arbeitsaufwand 

Der Ausschuß ist bisher 120 mal zusammengetreten. 
Er hat in der Zeit vom 19. Juni 1991 bis zum 3. März 
1993 insgesamt 159 Zeugen vernommen sowie acht 
Sachverständige bzw. Anhörpersonen gehört. 

Zusätzlich hat der Ausschuß bei besonderen Anläs- 
sen, z. B. im Zusammenhang mit der Entscheidung 
über die Anerkennung von Auskunftsverweigerungs- 
rechten, kurze Beratungssitzungen durchgeführt, die 
in der Aufzählung nicht berücksichtigt wurden. 


C. Feststellungsbeschluß 


In der 119. Sitzung am 3. März 1993 hat der Ausschuß 
mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der Teilbericht der Berichterstatter 
Joachim Hörster (CDU/CSU) und 
Arno Schmidt (Dresden) (F.D.P.) 


vom 3, März 1993 wird als 3. Teilbericht des 1. Unter- 
suchungsausschusses festgestellt. 

Der Teilbericht wird dem Deutschen Bundestag mit 
der Beschlußempfehlung vorgelegt, ihn zur Kenntnis 
zu nehmen. " 

Die SPD-Fraktion sowie die Gruppen PDS/LL und 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN haben angekündigt, ab- 
weichende Berichte vorzulegen. 
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ZWEITER TEIL 

Feststellungen des Untersuchungsausschusses 

A. Der Kunsthandel in der DDR vor Gründung der Kunst und Antiquitäten GmbH 


Der Kunsthandel in der DDR bestand vor der Grün- 
dung der Kunst und Antiquitäten GmbH im Jahre 
1973 im wesentlichen aus den drei Elementen, näm- 
lich dem privaten Kunsthandel, dem staatlich organi- 
sierten Kunsthandel und schließlich auch noch dem 
genossenschaftlichen Kunsthandel. 


I. Der private Kunsthandel 
1. Allgemein 

Bis in die Mitte der 60er Jahre wurde in der DDR der 
Kunsthandel von Privathändlern betrieben. Diese 
wickelten ihre Geschäfte über den Staatlichen Kunst- 
handel und den Außenhandelsbetrieb Buch-Export 
ab. In den 70er Jahren verstärkte sich die Tendenz, 
den Kunsthandel zu verstaatlichen, wodurch der pri- 
vate Kunsthandel weitgehend zurückgedrängt 
wurde. 


2. Antikhandel Kath, Pirna 

Eine wesentliche Rolle im privaten Kunsthandel der 
DDR spielte das Unternehmen Antikhandel Kath, 
Pirna. Das von Siegfried Kath am 12. Dezember 1969 
in Pirna, Langestr. 14, eröffnete Einzelhandelsge- 
schäft entwickelte sich zu Beginn der 70er Jahre zu 
einem äußerst umsatzstarken Unternehmen auf dem 
Gebiet des Kunst- und Antiquitätenhandels in der 
DDR. 

Siegfried Kath kam im Dezember 1961 aus Nieder- 
sachsen in die DDR, um dort einen Besuch zu machen. 
Da er jedoch keine Papiere bei sich hatte, durfte er 
nicht wieder ausreisen. In der DDR war er zunächst im 
metallverarbeitenden Gewerbe und schließlich als 
Kellner tätig. In diesen Jahren ging er dem An- und 
Verkauf von Antiquitäten nach, einer „zufällig ent- 
deckten Leidenschaft“, wie seine Ehefrau Annelies 
als Zeugin vor dem Untersuchungsausschuß berichtet 
hat. 

Während seiner Tätigkeit als Oberkellner im meck- 
lenburgischen Feldberg fuhr Kath in seiner freien Zeit 
regelmäßig über Land und „klapperte" Schlösser und 
Katen ab. In einem kleinen Ort nahe Feldberg mietete 
er zunächst einige Räume in einem LPG -Gut, dann 
das ganze Gut, um die Antiquitäten lagern zu kön- 
nen. 

Da für eine berufliche Tätigkeit als Antiquitätenhänd- 
ler der Nachweis einer Qualifikation erforderlich war, 


es aber den Ausbildungsberuf eines Antiquitäten- 
händlers in der DDR nicht gab, setzten sich Kath und 
seine Ehefrau Annelies mit Joachim und Ingeborg 
Menzhausen von den Staatlichen Museen in Dresden 
in Verbindung. Von diesen erhofften sie sich Hilfe, 
weil Siegfried Kath im Zusammenhang mit einer 
Warenbeschaffung einmal eine wertvolle Kändler- 
gruppe, eine Meißener Porzellanfigurengruppe des 
Rokoko-Meisters Johann Joachim Kändler, entdeckt 
und sie den Staatlichen Museen, dem Zwinger in 
Dresden, zur Verfügung gestellt hatte. Die Kändler- 
gruppe war auf einer internationalen Verlustliste 
abgebildet gewesen. 

Nach einer umfassenden Prüfung erhielt Kath einen 
Qualifikationsnachweis. Aufgrund dieser Urkunde 
erteüte der zuständige Leiter der Abteilung Handel 
und Versorgung des Rates der Stadt Pirna die Gewer- 
beerlaubnis. Dies ergibt sich aus einem Sachstands- 
bericht vom 5. Oktober 1973 (Dokument 5) der Kreis- 
dienststelle Pirna des Ministeriums für Staatssicher- 
heit zu einer „Operativen Personenkontrolle (OPK) 
Kath". Danach legte Kath auch eine Empfehlung des 
Ministeriums für Außenwirtschaft, 1080 Berlin, Unter 
den Linden 44/60, INTRAC-Handelsgesellschaft 
mbH, 110 Berlin, Pestalozzistr. 5/8, vor. Auf Seite 3 des 
Berichtes heißt es: 

„ Insbesondere dem direkten Einfluß des Mf A war es 
zu verdanken, daß K. vom Rat der Stadt Pirna die 
Gewerbeerlaubnis erhielt, die auf den ausschließli- 
chen Handel mit Antiquitäten erweitert wurde. 
Bereits vorher hatte sich K. ein Netz von in ähnlicher 
Richtung Tätigen in den Südbezirken der DDR 
geschaffen, die mit Übernahme des Geschäftes als 
Aufkäufer voll für ihn wirksam wurden. " 

Der Warenbestand, mit dem das Geschäft eröffnet 
wurde, stammte aus Ankäufen von Privatpersonen. 

Da das Geschäft eine sehr positive Entwicklung nahm, 
wurde auch die Konkurrenz auf Kath aufmerksam. So 
suchte Generaldirektor Lalouzek vom Staatlichen 
Kunsthandel der DDR Kath auf und erklärte ihm, daß 
sich im Westen mit jeder Art von „altem Kram" gutes 
Geld machen lasse. Er bot ihm an — falls er für den 
Export Ware besorgen könne — , den Verkaufserlös 
abzüglich einer 10%igen Bearbeitungsgebühr in 
Mark gutzuschreiben. Kath nahm dieses Angebot an, 
sein Konto wuchs jedoch nur langsam, denn die 
Staatshändler zahlten ihre Lieferanten grundsätzlich 
erst dann aus, wenn die westlichen Empfänger ihrer- 
seits ihre Rechnungen beglichen hatten. Darüber 
vergingen oft Monate. 
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Kath mißfiel dieses Verfahren mit der Zeit außeror- 
dentlich, und er beschwerte sich bei Lalouzek, konnte 
aber nur durchsetzen, daß dieser die Unkostenpau- 
schale von 10% auf 7 % senkte. 

Anfang 1972 kam Lothar Österreich in das Geschäft 
Kaths, wies sich als Konsul aus und erwarb ein paar 
Meißener Gegenstände. Bei den Gesprächen ließ er 
einfließen, daß er sehr gute Kontakte zum Außenwirt- 
schaftsministerium der DDR pflege, aus denen man 
doch etwas machen könne. Kath vereinbarte darauf- 
hin kurzfristig einen Termin in Ostberlin beim Mini- 
sterium für Außenwirtschaft der DDR. Das Ministe- 
rium für Außenwirtschaft stellte aufgrund der damali- 
gen Absprachen Kath Gelder zum Zweck der Beschaf- 
fung von Antiquitäten zur Verfügung. Die Abnehmer 
der Waren wurden anfangs von Lothar Österreich, 
dann über das Ministerium für Außenwirtschaft 
besorgt. Später wurden die Geschäftsbeziehungen, 
denen das Interesse des Ministeriums für Außenwirt- 
schaft der DDR am Ankauf von antiken Möbeln und 
Standuhren aus dem Besitz der Bevölkerung in der 
DDR zugrunde lag, auf eine vertragliche Ebene geho- 
ben. Zu diesem Zweck wurde — streng getrennt von 
den anderen Geschäftsaktivitäten des Unternehmens 
von Siegfried Kath — eine eigenständige Exportabtei- 
lung gegründet, die, wie es in einer Anklageschrift der 
Staatsanwaltschaft des Bezirks Dresden im Zuge von 
späteren strafrechtlichen Ermittlungen gegen Sieg- 
fried Kath heißt, privaten Charakter besaß. Siegfried 
Kath war Leiter dieser Exportabteilung in der Zeit von 
Januar 1973 bis 31. März 1974. Grundlage der 
Ankauftätigkeit dieser Exportabteilung für das Mini- 
sterium für Außenwirtschaft der DDR war eine Ver- 
einbarung vom 13. Februar 1973. 

Das Unternehmen von Siegfried Kath exportierte von 
1971 bis 1973 für einen Betrag von etwa 30 Mio. Mark 
jährlich. Siegfried Kath war mit 1 % am Umsatz 
beteiligt. Dies hat Kath als Zeuge vor dem Untersu- 
chungsausschuß erklärt. Nach seiner Aussage mußte 
er die Erträge nicht versteuern, dies sei auch schrift- 
lich fixiert worden. Zusammen mit dem Einkommen 
seiner Frau als Angestellte in seinem Ladengeschäft 
ergab sich für beide ein Monatseinkommen von etwa 
55 000,— bis 60 000,— Mark. 


II. Der staatlich organisierte Kunsthandel 

Der staatlich organisierte Kunsthandel lag in den 
Händen des im Jahre 1955 gegründeten „Volkseige- 
nen Handels (VEH) Antiquitäten" . Er hatte neben der 
Verbreitung zeitgenössischer, in der DDR entstande- 
ner Kunst die Aufgabe, Kunstgegenstände in die 
Bundesrepublik Deutschland und das westliche Aus- 
land zu liefern. In den 50er Jahren waren die Bedin- 
gungen für den Erwerb von Kunstgegenständen und 
Antiquitäten für Käufer aus der Bundesrepublik 
Deutschland und dem westlichen Ausland besonders 
günstig. Der staatlich organisierte Kunsthandel 
begann ab 1958 insbesondere dänische, niederländi- 
sche und bundesdeutsche Kunden zu bedienen. Den 


Kunden wurden großzügige Rabatte gewährt. Später 
wurde der Kauf von Antiquitäten in den Geschäften 
des staatlich organisierten Kunsthandels im Unter- 
schied zu allen anderen Einrichtungen des Antiquitä- 
tenhandels dadurch erschwert, daß beim Kauf der 
Personalausweis vorzuweisen war und der Käufer zu 
bestätigen hatte, daß er die Gegenstände nicht aus- 
führt. 

1975 wurde vom Minister für Kultur der DDR das 
Statut für den „Staatlichen Kunsthandel der DDR" 
erlassen (Verfügungen und Mitteilungen des Ministe- 
riums für Kultur 1975, Nr. 2, S. 19 ff.) (Dokument 9). 
Beim Staatlichen Kunsthandel der DDR im Sinne 
dieses Statuts handelt es sich um die Bezeichnung für 
den Volkseigenen Handelsbetrieb „VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten"; dieser arbeitete auf der 
Grundlage der allgemein geltenden Verordnung vom 
28. März 1973 über die „Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der volkseigenen Betriebe, Kombinate und 
Verwaltung Volkseigener Betriebe (WB)" (DDR- 
GB1., Teil I, Nr. 15, S. 129 ff.). 

Der Staatliche Kunsthandel der DDR war als Binnen- 
handelseinrichtung zuständig für den Verkauf zeitge- 
nössischer bildender Kunst und angewandter Kunst 
sowie für den Handel mit Numismatik und Philatelie. 
Das Unternehmen verfügte über 40 Galerien der 
zeitgenössischen Kunst, 15 Antiquitätengalerien, 
zahlreiche Verkaufsstellen für Numismatik und Phila- 
telie und Werkstätten für die kunsthandwerkliche 
Produktion und Reproduktion. 

Der Staatliche Kunsthandel verkaufte an die Bevölke- 
rung in der DDR, belieferte die Museen der DDR und 
andere staatliche Kultureinrichtungen. Der Staatliche 
Kunsthandel errichtete Ladengeschäfte in zahlrei- 
chen Städten und verstärkte den Aufkauf von Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten, vor allem zum Ver- 
kauf durch die dafür zuständigen Einrichtungen in die 
Bundesrepublik Deutschland und ins westliche Aus- 
land. Diese Entwicklung hatte massive Preissteige- 
rungen auf dem Antiquitätenmarkt der DDR zur 
Folge. 

Unter der Regie des Staatlichen Kunsthandels wurden 
darüber hinaus Auktionen durchgeführt. Die dabei 
erzielten Handelsspannen lagen nach allgemein 
zugänglichen Veröffentlichungen in der DDR im 
Durchschnitt im Bereich Antiquitäten bei 40%, im 
Bereich der bildenden Kunst bei 30 %, im Bereich der 
angewandten Kunst bei 35% und im Bereich der 
Numismatik und Philatelie bei 40%. 


III. Der genossenschaftliche Kunsthandel 

Der genossenschaftliche Kunsthandel hatte keine 
besondere Bedeutung. Über ihn wurde lediglich der 
Verkauf von Kunst durch die sog. Verkaufsgenossen- 
schaft des Verbandes Bildender Künstler der DDR 
abgewickelt. 
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B. Der Kunsthandel in der DDR nach Gründung der Kunst und 
Antiquitäten GmbH 


I. Gründung der Kunst und Antiquitäten GmbH 
1. Aktion „Licht“ 

V orläuf er der V erwertung von Kunst und Antiquitäten 
im westlichen Ausland auf staatlicher Grundlage 
könnte es bereits vor der Gründung des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung gegeben haben. So kam 
es im Jahr 1962 unter Beteiligung von Mitarbeitern 
des Ministeriums für Staatssicherheit zu einer 
Beschlagnahme von regionalhistorisch bedeutendem 
Museums- und Archivgut in Magdeburg, Gadebusch 
und Altenburg. 

Grundlage für das Vorgehen soll ein Befehl des 
Ministers für Staatssicherheit Erich Mielke gewesen 
sein, der unter Aktion „Licht" bekannt wurde, aber in 
den Akten des Ministeriums für Staatssicherheit bis- 
her nicht nachgewiesen werden konnte. 

Ermittlungen waren erst nach der „Wende" möglich 
geworden und wurden vor Ort von Privatpersonen 
und den von der Beschlagnahme betroffenen Institu- 
tionen eingeleitet. Dr. Schalck-Golodkowski hat vor 
dem Untersuchungsaus schuß jede Kenntnis und 
Beteiligung abgestritten. Der Untersuchungsaus- 
schuß hat bisher von weiteren eigenen Ermittlungen 
abgesehen. 


2. Ministerratsverfügung Nr. 4/73 

Anlaß für die Gründung der Kunst und Antiquitäten 
GmbH war die Ministerratsverfügung Nr. 4/73 vom 
18. Januar 1973 (Dokument 2). 

Nach dieser Verfügung sollten dem Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung für das Jahr 1973 „aus dem 
staatlichen Fundus (...) Antiquitäten und Museums- 
bestände für den Export" in Höhe von 55 Mio. sog. 
Verrechnungsmark zur Verfügung gestellt werden. 
Zweckgebunden sollten davon bis zu 5 Mio. für den 
Neuankauf von Antiquitäten und Kunstgegenständen 
für die Museen und Archive eingesetzt werden kön- 
nen. Der damalige Minister für Kultur, Dr. Hans- 
Joachim Hoffmann, wurde daraufhin — laut eigener 
Aussage — von Ministerpräsident Horst Sindermann 
beauftragt, für eine Analyse und Klassifizierung aller 
einigermaßen verkaufbaren Kunstschätze der DDR- 
Museen zu sorgen, damit sobald als möglich ein 
Verkauf erfolgen konnte. 

Über die Gründe, die zur Ministerratsverfügung 
Nr. 4/73 vom 18. Januar 1973 und damit zur Gründung 
der Kirnst und Antiquitäten GmbH führten, liegen 
dem Untersuchungsausschuß bislang keine Doku- 
mente vor. Der Ausschuß kann sich insoweit nur auf 
Zeugenaussagen stützen. 


Dr. Schalck-Golodkowski hat als Zeuge ausgeführt, 
daß es zu Beginn des Jahres 1973 eine erste kompli- 
zierte Lage in der Zahlungsbilanz gegeben habe. Im 
Politbüro habe Prof. Kurt Hager, für den Bereich 
Kunst, Gesundheitseinrichtungen und Wissenschaft 
zuständig, vorgeschlagen, nicht verwertbare Be- 
stände in den ihm unterstellten Einrichtungen zur 
Verbesserung der Zahlungsbilanz einzusetzen. Dabei 
sei aber von Anfang an davon ausgegangen worden, 
daß keine Güter des sog. nationalen Kulturerbes für 
den Export herangezogen werden sollten. Um den 
Export abzuwickeln, sei die Kunst und Antiquitäten 
GmbH gegründet worden. 

Vor dem Untersuchungsausschuß hat Dr. Schalck- 
Golodkowski auf Befragen eingeräumt, daß die Mini- 
sterratsverfügung Nr. 4/73 vermutlich in seinem 
Zuständigkeitsbereich ausgearbeitet wurde. Nach 
seinen Darlegungen hatte nach Erlaß der Verfügung 
das Ministerium für Kultur Joachim Mückenberger, 
Generaldirektor der Schlösser und Gärten Potsdam, 
mit der Bereitstellung der Kunstgegenstände beauf- 
tragt. Zur Durchführung der Verfügung wurde zwi- 
schen dem Minister für Kultur und dem Minister für 
Außenwirtschaft eine Arbeitsvereinbarung getroffen; 
in ihr wurden die Aufgaben präzisiert und der 
Gesamtumfang der vorgesehenen Exporte mit ca. 
60 Mio. sog. Verrechnungsmark festgelegt. Mit der 
Durchführung der in der Vereinbarung festgelegten 
Aufgaben wurden für den Bereich des Ministeriums 
für Kultur der Stellvertreter des Ministers, Dr. Maas, 
und für das Ministerium für Außenwirtschaft Dr. 
Schalck-Golodkowski beauftragt. Dr. Schalck-Golod- 
kowski hat vor dem Untersuchungsausschuß behaup- 
tet, daß die Kirnst und Antiquitäten GmbH trotz der 
Aussonderung von Antiquitäten im Rahmen dieser 
Aufgabenstellung keine Exporte durchgeführt habe. 
Von Anfang an sei davon ausgegangen worden, keine 
Gegenstände des sog. nationalen Kulturgutes, die in 
Museen ständiges Ausstellungsgut gewesen seien, für 
den Export heranzuziehen. Es seien Kunstwerke ins 
Auge gefaßt worden, die in imgeeigneten Räumen 
aufbewahrt worden seien. Nach Experteneinschät- 
zung hätte davon ausgegangen werden müssen, daß 
ein großer Teil der Kunstwerke ohne baldige Restau- 
rierung bedeutend an Wert verloren hätte. 

Auf Befragen hat Dr. Schalck-Golodkowski die For- 
mulierung der Ministerratsverfügung, wonach zur 
Sicherung des sog. nationalen Kulturerbes alle Expo- 
nate mit einem Wert von über 200 000, — sog. Valuta- 
mark und Objekte mit besonderer kulturhistorischer 
Bedeutung listenmäßig zu erfassen und einzeln durch 
den ersten Stellvertreter des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates für den Export freizugeben seien, dahin 
gehend erläutert, daß es für die Beteiligten völlig 
unvorstellbar gewesen sei, daß letztlich alle genann- 
ten Werke zur Disposition gestanden hätten. 
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Die Ministerratsverfügung Nr. 4/73 stieß auf erhebli- 
chen Widerstand. DDR-intem wurden „subalterne 
Leute" für die Entstehung der Verfügung verantwort- 
lich gemacht; Vorwürfe, diese hätten ihre Grenzen 
überschritten, wurden erhoben. Um den Ministerrat 
von der Unmöglichkeit des Vorhabens zu überzeu- 
gen, wurden von mehreren Museumsdirektoren mög- 
liche Varianten erarbeitet, wie die Forderung zu 
erfüllen sei. Sie versuchten darzulegen, daß im Prinzip 
die festgelegte Summe nur durch den Einsatz höchst 
wertvollen Kulturguts der sog. Kategorie I aufge- 
bracht werden könne. 

Von dem Vorhaben ebenfalls entsetzt, bot die Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz an, den Kauf von Kulturgü- 
tern aus der DDR vorzunehmen. Damit sollte deren 
Verschwinden im internationalen Handel vermieden 
werden. 

Dr. Schalck-Golodkowski selbst war jedoch stark an 
der Durchführung der Verfügung interessiert. Er 
erschien am 14. Februar 1973 persönlich bei den 
Staatlichen Kunstsammlungen Dresden. Begleitet 
wurde er vom Leiter der Bezirksverwaltung Dresden 
des MfS, Markert. Dr. Schalck-Golodkowski ver- 
suchte, Prof. Dr. Manfred Bachmann, Generaldirektor 
der Staatlichen Kunstsammlungen Dresden, mora- 
lisch unter Druck zu setzen, indem er an dessen 
Verantwortung für die DDR und die Lage der Industrie 
appellierte. 

Es war schließlich — wie Dr. Schalck-Golodkowski 
vor dem Untersuchungsausschuß erklärt hat — nicht 
der Protest der Museumsdirektoren, sondern ein 
Beschluß der Bundesregierung, der die Regierung der 
DDR dazu veranlaßte, die Ministerratsverfügung 
Nr. 4/73 — jedenfalls nicht wie vorgesehen — umzu- 
setzen. Am 6. März 1973 teilte die Bundesregierung 
mit, eine deutsche Nationalstiftung gründen zu wol - 
len, mit der der DDR-Export in „offizielle Scheunen", 
wie Dr. Schalck-Golodkowski sich vor dem Untersu- 
chungsausschuß ausgedrückt hat, geleitet werden 
konnte. Damit entstand die Angst vor einer möglichen 
öffentlichen Dokumentation des „Ausverkaufs der 
DDR durch die BRD " ; davon geht auch der „Abschluß- 
bericht der Kommission zur Untersuchung von Kunst- 
verkäufen der Staatlichen Kunstsammlungen Dres- 
den" vom 11. Juni 1990 aus (Dokument 94, S. 7). Dr. 
Schalck-Golodkowski hat bei seiner Vernehmung 
durch den Untersuchungsausschuß behauptet, die 
Ministerratsverfügung Nr. 4/73 sei aufgehoben wor- 
den. Angesichts des weiteren Gangs der Ereignisse 
hat der Untersuchungsausschuß daran nicht unerheb- 
liche Zweifel. Dokumente, die die Behauptung von 
Dr. Schalck-Golodkowski belegen, hat der Untersu- 
chungsausschuß bislang nicht ausfindig gemacht. 


II. Zielsetzung und Organisation der Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

1. „Gesellschaftervertrag“ und Statut der Kunst 
und Antiquitäten GmbH 

Zur Durchführung der Verfügung des Ministerrats 
Nr. 4/73 war eine Arbeitsgruppe aus Mitarbeitern der 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung zugeord- 


neten Transinter GmbH gebildet worden. Mit dem als 
„Gesellschaftervertrag" bezeichneten notariellen 
Vertrag vom 20. Februar 1973 (Dokument 3) wurde die 
„Kunst und Antiquitäten GmbH — Internationale 
Gesellschaft für den Export und Import von Kunstge- 
genständen und Antiquitäten" in der Rechtsform 
einer GmbH gegründet. Die vertragsschließenden 
Personen waren Klaus-Dieter Uhlig und Horst Schu- 
ster, *) beide Mitarbeiter der TRANSINTER GmbH. 
Sie sollten als Gesellschafter 150 000, — bzw. 
100 000, — Mark für das Stammkapital von 250 000, — 
Mark einbringen. 

Auf Anweisung Dr. Schalck-Golodkowskis veranlaßte 
der Generaldirektor der Transinter GmbH, Horst 
Schindler, die Eintragung in das DDR-Handelsregi- 
ster beim Rat des Stadtbezirks Berlin-Mitte, Register- 
Nummer 5129 (Dokument 4 und 33). Sitz der Gesell- 
schaft war Ostberlin, Rosenthaler Straße 40/41. 

Mit dem vorläufigen Scheitern der Ministerratsverfü- 
gung Nr. 4/73 vom 18. Januar 1973 war die Geschäfts- 
grundlage, die zur Gründung der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH geführt hatte, entfallen. Der zur Realisie- 
rung der Verfügung vorgesehene Betrieb für den 
Export von Kunstgegenständen hatte zunächst keine 
Aufgabe mehr. Gleichwohl wurde die Kunst und 
Antiquitäten GmbH nicht liquidiert, sondern fortge- 
führt. Nach der vorläufigen Erfolglosigkeit der Mini- 
sterratsverfügung vom 18. Januar 1973 mußte der 
Antiquitätenhandel als Ausweg erscheinen, ein end- 
gültiges Scheitern des Vorhabens zu vermeiden. 

Dazu hat der Zeuge Horst Schuster vor dem Untersu- 
chungsausschuß ausgeführt: 

„Wir waren fünf Personen inzwischen, oder es 
können auch sechs gewesen sein — in der Situation, 
um uns entweder aufzulösen, bzw. in die Gesell- 
schaften zurückzukehren, aus denen wir gekom- 
men waren. Dazu kam es jedoch nicht, weil der 
Stellvertreter von Dr. Schalck-Golodkowski, Man- 
fred Seidel, auf die Idee kam, uns doch jetzt in 
seinem bisherigen, wie er sagte, „Nebengeschäft" 
zu beschäftigen. Ich kann mich noch gut erinnern, 
daß er damals sagte: Da könntet ihr ja jetzt die 
Geschäfte übernehmen, die er bisher einmal über 
die INTRAC abgewickelt hatte bzw. auch selbst mit 
seinen eigenen Mitarbeitern tätigte. Das waren also 
Exporte von — heute würde man schon sagen 
Antiquitäten, in erster Linie eben von Standuhren, 
Regulatoren, Möbeln aus der Gründerzeit aus dem 
Warenbestand des Versteigerungs- und Gebraucht- 
warenhauses Leipzig." 

Dr. Schalck-Golodkowski hat die Fortführung der 
Kunst und Antiquitäten GmbH trotz der angeblichen 
Aufhebung der Ministerratsverfügung Nr. 4/73 vor 
dem Untersuchungsausschuß mit dem Argument 
gerechtfertigt, daß es im Außenhandel einen nicht 
„abgedeckten Raum" gegeben habe. Man habe 

•) Horst Schuster heiratete nach seiner Übersiedlung in den 
Westen seine langjährige Lebensgefährtin, die inzwischen 
verstorbene Anka von Witzleben. Da er ihren Namen 
annahm, war sein korrekter Name zum Zeitpunkt der Ver- 
nehmung vor dem Untersuchungsausschuß Horst Schuster 
von Witzleben. Aus Darstellungsgründen wird er jedoch im 
folgenden durchgängig als Horst Schuster bezeichnet. 
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gewußt, daß ein großer Teil von Antiquitäten illegal 
aus der DDR ausgeführt worden sei. Daher habe man 
sich entschlossen, für diesen Bereich ein Staatsmono- 
pol im Außenhandel einzuführen. Zu dessen Realisie- 
rung sei der Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiqui- 
täten GmbH nötig gewesen. 


quitäten und Gebrauchtwaren antiquarischen Cha- 
rakters“ (Statut § 2 [1]) festgelegt. Die Gesellschaft 
sollte „einen Beitrag zur Herstellung einer der sozia- 
listischen Gesellschaftsordnung (. . .} entsprechenden 
Ordnung im Handel mit Kunstgegenständen und 
Antiquitäten" leisten (Statut § 2 [2]). 


Bezeichnend für die Art und Weise, wie das Fortbe- 
stehen der Kunst und Antiquitäten GmbH begründet 
wurde, war der vom ersten Hauptgeschäftsführer, 
Horst Schuster, abgezeichnete Entwurf für den Jah- 
resabschlußbericht 1973. Darin wurde nicht nur von 
der ökonomischen, sondern auch von der „politischen 
Aufgabenstellung" der Kunst und Antiquitäten 
GmbH gesprochen. Ideologisch begründet wurde 
deren Aktivität damit, „einen Beitrag für die Herstel- 
lung sozialistischer Beziehungen und Bedingungen 
im Kunsthandel der DDR zu leisten und auch auf 
diesem Gebiet das Außenhandelsmonopol zu si- 
chern". Im Politdeutsch der SED hieß es, daß nach der 
„Revision" der Ministerratsverfügung Nr. 4/73 „im 
Oktober . . . mit der Annahme des Kampfprogramms 
der Wettbewerb aufgenommen" worden sei (Doku- 
ment 7). Welche Bedeutung der Berichtsentwurf im 
Endergebnis hatte, hat der Untersuchungsausschuß 
nicht festgestellt. 

Nach § 2 des erwähnten „Gesellschaftervertrags" 
vom 20. Februar 1973 war Zweck der Gesellschaft der 
„Export und Import von Kunstgegenständen und 
Antiquitäten" sowie die „Anbahnung und Durchfüh- 
rung von Geschäftsoperaüonen, die der Gesellschaft 
direkt oder indirekt förderlich sein können". 


Vom 20. Februar 1973 bis zum 22. Dezember 1980 
fungierte Horst Schuster als Hauptgeschäftsführer. 
Dessen Funküon übernahm anschließend Joachim 
Farken, der zuvor als Geschäftsführer bei der Kunst 
und Antiquitäten GmbH tätig gewesen war. Er blieb 
bis zum 31. Januar 1990 Hauptgeschäftsführer. 

Geschäftsführer waren: 


Hoffmann, Annelies 
Farken, Joachim 
Bettels, Renate 
Kopmann, Hans 
Harz, Ingrid 
Haubold, Gemot 
Richter, Klaus-Dieter 


von bis 

20. 02. 73—31. 03. 76 
20. 03. 73—22. 12. 80 
31. 03. 76—13. 01. 87 
31. 03. 76—01. 01. 77 
22. 12. 80—31. 01. 90 
22. 12. 80—18. 10. 83 
13. 01. 87—31. 01. 90 


Im einzelnen wurden die Geschäftsbereiche und die 
damit verbundenen Aufgaben und Pflichten erläutert 
(Statut § 2). Die Kunst und Antiquitäten GmbH war 
berechtigt, im Rahmen ihres Außenhandelsmonopols 
Kunst und Antiquitäten in der DDR ohne Beschrän- 
kung aufzukaufen und in Eigenverantwortung unter 
Beachtung der Kunstschutzverordnung von 1953 und 
der staatlichen Planauflagen ins sog. Nichtsozialisti- 
sche Wirtschaftsgebiet (NSW) zu exportieren. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit der Kunst und 
Antiquitäten GmbH war die Organisation und Durch- 
führung von Messen, Verkaufsausstellungen und 
Auktionen bzw. die Teilnahme an solchen im sog. 
NSW zur Anbahnung von Geschäftsbeziehungen 
(Statut § 2 [4]). Außerdem wurde dem Außenhandels- 
betrieb die Verantwortung für die Exportplanerfül- 
lung des Staatlichen Kunsthandels — VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten — übertragen. 

An der Spitze des Unternehmens stand der General- 
direktor, der die Gesellschaft nach außen vertrat und 
genauso wie der stellvertretende Generaldirektor und 
der Hauptbuchhalter vom Ministerium für Außenhan- 
del ernannt wurde (Statut §§ 5, 6). 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben wurden ein Fuhrpark, 
Lager und Werkstätten errichtet sowie Zweigstellen 
auf Bezirksebene zum Ankauf von exportfähigen 
Gütern installiert (Statut § 3). 

In dem Statut findet sich unter „IV. Sonstiges 2. Son- 
derregelungen" der Passus: 

„Zur Erfüllung der Aufgaben des Betriebes und für 
eine reibungslose Geschäftstätigkeit ist es notwen- 
dig, Leitungsentscheidungen herbeizuführen, um 
vorauszusehende Kollisionen mit den gesetzlichen 
Bestimmungen zu legalisieren." 

Dies betrifft die Problemkreise Bargeldordnung, Kas- 
senlimite, Nebenkassen, Ausschluß des Vertragsge- 
setzes bei Inlandsverträgen, Zahlung von Honoraren 
an Bürger (2.2). 

Weiter heißt es: 


Hinsichtlich der Arbeitsweise der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH liegen dem Ausschuß ein überarbeitetes 
Statut und eine Konzeption von Ende 1975 vor (Doku- 
ment 8), die die Planung für die Zeit von 1976 bis 1980 
umfaßt und vom Generaldirektor der Transinter 
GmbH Dr. Schalck-Golodkowski vorgelegt und von 
diesem genehmigt wurde. 

Im Statut wurden — aufbauend auf dem „ Gesellschaf- 
tervertrag" — die rechtliche Stellung, die Aufgaben 
und Arbeitsweise sowie Geschäftsführungs- und Ver- 
tretungsbefugnisse im Innen- und Aussenverhältnis 
geregelt. 

So wurde in § 2 des Statuts der Geschäftszweck der 
Kunst und Antiquitäten GmbH als alleiniger Expor- 
teur und Importeur von „Kunst, Volkskunst und Anti- 


„Zu diesen Komplexen sind entsprechende Vorla- 
gen zur Genehmigung dem Ministerium für Außen- 
handel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, ein- 
zureichen. " 

Auf die Frage, ob auf diese Weise beabsichtigt gewe- 
sen sei, zielgerichtet die Legalisierung von Rechtsver- 
stößen zu betreiben, hat Dr. Schalck-Golodkowski vor 
dem Untersuchungsausschuß erklärt, daß der Bereich 
Kommerzielle Koordinierung mit den normalen 
Rechtsvorschriften der DDR wenig zu tun gehabt 
habe. Man sei gezwungen gewesen, Bedingungen zu 
schaffen, die den Aufbau und die Durchführung 
marktwirtschaftlicher Strukturen ermöglicht hätten. 

Zu dem unter „8.2 Zahlungsverkehr" stehenden Pas- 
sus der „Möglichkeit der Zahlung ohne Quittung" hat 
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Dr. Schalck-Golodkowski geäußert, daß er sich nicht 
erklären könne, warum das in dieser Form so aufge- 
schrieben sei. Er könne sich auch nicht vorstellen, daß 
das über ganz wenige Ausnahmen hinaus in einem 
VEB praktiziert worden sei. Er hat die Ansicht vertre- 
ten, daß so etwas nicht „in ein Papier" gehöre. 


2. Einverleibung des Antikhandels Siegfried Kath, 
Pirna 

a) Verhaftung Kaths und Eingliederung seines 
Unternehmens 

Im Zuge des Aufbaus der Kunst und Antiquitäten 
GmbH bemächtigte sich der Bereich Kommerzielle 
Koordinierung auch des Antikhandels Siegfried Kath 
in Pirna und gliederte ihn als Einkaufsorganisation in 
die Kunst und Antiquitäten GmbH ein. Der Untersu- 
chungsausschuß hat Anlaß davon auszugehen, daß 
der Bereich Kommerzielle Koordinierung möglicher- 
weise schon von Anfang der geschäftlichen Beziehun- 
gen mit Siegfried Kath an beabsichtigte, sich des 
Unternehmens zu bemächtigen. Grundstrukturen der 
Vorgehensweise gegen Siegfried Kath finden sich in 
späteren Fällen der Verschaffung von Kirnst und 
Antiquitäten bei Sammlern durch Steuer- und Steuer- 
strafverfahren wieder. 

Aus einem Gespräch mit Manfred Seidel, angeblich 
Ausgang des Jahres 1973, hat Horst Schuster als 
Zeuge — beschönigend — berichtet, Manfred Seidel 
habe gemeint, daß es an der Zeit sei, Probleme, die er 
mit einem „ gewissen Herrn Kath" habe, einer Klärung 
zuzuführen. 

Zur selben Zeit etwa schrieb Schuster in dem bereits 
erwähnten Entwurf für den ersten Jahresabschlußbe- 
richt mit Blick auf das Unternehmen von Siegfried 
Kath, daß „durch eine zielstrebige, hartnäckige und 
unduldsame Kleinarbeit . . . erreicht [worden sei], daß 
bei Beibehaltung und der Steigerung der Warenbe- 
reitstellung, die Monopolstellung dieser Firma verrin- 
gert wurde und die Voraussetzungen geschaffen wur- 
den, um 1974 eine Überleitung in eine GmbH zu 
vollziehen, die die weitere Annäherung an sozialisti- 
sche Wirtschaftsmethoden und wirtschaftliche Rech- 
nungsführung ermöglicht". Ferner stellte das Papier 
die „Sicherung des Außenhandelsmonopols . . . durch 
eine absolute Stärkung des staatlichen Sektors auf 
dem Gebiete des Kunsthandels der DDR" heraus. Die 
Zusammenarbeit mit Kath werde auf „ wenige Sonder- 
bedingungen im Vergleich zum staatlichen Handel 
beschränkt" (Dokument 1). 

Daß bereits vorher Überlegungen angestellt wurden, 
das Unternehmen von Siegfried Kath in die Hand zu 
bekommen, geht auch aus dem bereits erwähnten 
Sachstandsbericht zur OPK Kath der Kreisdienststelle 
Pirna des Ministeriums für Staatssicherheit" vom 
5. Oktober 1973 hervor. Aus dem Bericht ergibt sich: 
Wegen verschiedener Versuche einer Rückkehr in die 
Bundesrepublik Deutschland war Siegfried Kath 
bereits unmittelbar nach seinem Übertritt in die DDR 
aufgefallen. Seit 1967 bestand der Verdacht kriminel- 
ler Handlungen im Kunstgewerbe. Bereits im Novem- 
ber 1972 wurden Koordinierungsabsprachen mit dem 


Leiter des Dezernats I der Bezirksdirektion der Volks- 
polizei in Dresden, Generalmajor Eichhorn, getroffen 
und durchgeführt, in deren Verlauf mit dem 1. Januar 
1973 „die zielgerichtete Bearbeitung des K. begon- 
nen" wurde. Es war gelungen, die „erforderliche 
IM-Basis in das Geschäft des K. einzuschleusen und 
somit den erforderlichen Informationsbedarf zu 
sichern. " Dieser IM hatte berichtet, daß Siegfried Kath 
unter Nutzung seiner Geschäftsverbindungen für den 
Export von Antiquitäten im März 1973 eine Ikone im 
Wert von etwa 1,5 bis 2 Mio. DM habe ausschleusen 
wollen. Eingeleitete Fahndungsmaßnahmen hatten 
jedoch kein Ergebnis erbracht. Auf der Kreisdienst- 
stelle erschien daraufhin Manfred Seidel als Offizier 
im besonderen Einsatz und forderte, die Ermittlungen 
zur geschäftlichen Basis von Siegfried Kath einzustel- 
len, die Bearbeitung hinsichtlich einer eventuellen 
„ Feindtätigkeit " aber beizubehalten. Der Bericht 
schließt mit einem Vorschlag „ unter Berücksichtigung 
der vorhandenen Interessen des MfS", daß eine zeit- 
weilige Operativgruppe gebildet werde, die in einer 
verdeckten Aufklärungsoperation eine Rückflucht 
von Kath verhindern und Vergehen gegen die 
Gesetze der DDR aufkläxen solle, mit dem Ziel, bis 
Dezember 1973 eine Inhaftierung durchzuführen. 
Dabei sollte es insbesondere darum gehen, eine 
eventuelle „Feindtätigkeit" von Siegfried Kath im 
Auftrag westlicher Geheimdienste zu klären und 
seine wirtschaftlichen Straftaten und die sich daraus 
ergebende Schädigung der DDR aufzudecken. 

In einem weiteren undatierten und nicht Unterzeich- 
neten Bericht aus Unterlagen des MfS über Siegfried 
Kath (Dokument 106) wurde ausgeführt, daß zur 
Beschaffung von Beweismaterialien zur Stützung des 
Verdachts einer Straftat Kaths Verbindung zur Kunst 
und Antiquitäten GmbH auf genommen werden solle. 
Durch Manfred Seidel und einen anderen Offizier im 
besonderen Einsatz sei mitgeteilt worden, daß Vor- 
kehrungen durch das Ministerium für Außenwirt- 
schaft für den Fall einer Inhaftierung von Siegfried 
Kath getroffen worden seien, um nach Möglichkeit die 
Geschäftsverbindungen zum sog. NSW nicht abbre- 
chen zu lassen. Vom Ministerium für Außenwirtschaft 
sei jede Unterstützung im Zusammenhang mit der 
bevorstehenden Inhaftierung von Siegfried Kath, spe- 
ziell bezüglich der Beweismittel im Bereich des Mini- 
steriums für Außenwirtschaft und der Herstellung 
entsprechender Verbindungen zur Kirnst und Anti- 
quitäten GmbH, zugesichert worden. 

Auffällig ist, daß etwa zur selben Zeit, als man auf die 
wirtschaftlichen Aktivitäten von Siegfried Kath im 
Kunst- und Antiquitätenhandel aufmerksam wurde 
und parallel zu den Vereinbarungen zur Ausnutzung 
der geschäftlichen Aktivitäten Siegfried Kaths für den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung die Bemühun- 
gen zur Beobachtung von Siegfried Kath durch einen 
Inoffiziellen Mitarbeiter zur Aufdeckung etwaiger 
Straftaten und zur Verhinderung einer Rückflucht von 
Siegfried Kath in die Bundesrepublik Deutschland 
reaktiviert wurden; maßgeblich beeinflußt wurden 
diese Bemühungen durch den Besuch von Manfred 
Seidel als Offizier im besonderen Einsatz mit einem 
Kollegen bei der Kreis dienstst eile des Ministeriums 
für Staatssicherheit in Pima im März 1973. 
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Die zeitliche Parallelität der Ereignisse wurde zu 
keinem Zeitpunkt deutlicher als Mitte Februar 1973: 
Am 13. Februar 1973 wurde die Vereinbarung des 
Ministeriums für Außenhandel mit Siegfried Kath 
über die Nutzung der Exportanteile seines Han- 
delsunternehmens für die Exportaktivitäten des Be- 
reichs Kommerzielle Koordinierung getroffen, am 
20. Februar 1973 wurde der notarielle Gesellschafter- 
vertrag zur Gründung der Kunst und Antiquitäten 
GmbH vor dem staatlichen Notariat in Ostberlin 
beurkundet. Auch die weiteren Vorhaben bis Ende 
1973, insbesondere das Ziel der Verhaftung von 
Siegfried Kath, sollten im wesentlichen dem tatsäch- 
lichen Verlauf entsprechen. 

Am 7. März 1974 wurde unter 75%iger Beteiligung 
der Kunst und Antiquitäten GmbH und 25%iger 
Beteiligung von Siegfried Kath der Antikhandel Pirna 
GmbH gegründet. Als Hauptgeschäftsführer wurde 
Siegfried Kath in das Handelsregister eingetragen. 

Am 18. April 1974 wurde Siegfried Kath verhaftet. 
Morgens um 7,00 Uhr holten mehr als zehn Personen 
Kath und dessen Ehefrau Annelies aus dem Bett. Man 
verlas ihm einen Haftbefehl. Kath wurde, wie seine 
Ehefrau als Zeugin berichtet hat, vorgeworfen, im 
Zusammenhang mit dem Verkauf von Antiquitäten an 
einen Kunden eine Summe von 19 000, — Mark ver- 
untreut zu haben. Sämtliche Räume wurden versie- 
gelt. Die Beschlagnahme wurde im nachhinein vollzo- 
gen. Dem Ehepaar Kath wurden die Geschäftsschlüs- 
sel, die Autoschlüssel und alle persönlichen Schlüssel 
abgenommen. Zum selben Zeitpunkt, in dem die 
Verhaftung auf dem Privatanwesen stattfand, wurde 
in der Exportabteilung und im Ladengeschäft durch 
an der Aktion beteiligte Personen die Kontrolle über- 
nommen. Frau Kath wurden später einige Räume in 
ihrem Haus zugewiesen, die sie nutzen durfte. 

Siegfried Kath war etwa 17 Monate in Haft. Als Zeuge 
hat er die Haftdauer darauf zurückgeführt, daß man 
versucht habe, seine ganze Vergangenheit von dem 
Zeitpunkt seines ersten Besuches in der DDR an bis 
zum Tag seiner Verhaftung aufzurollen. Gefunden 
habe man aber nichts. Bereits nach 14 Tagen Haft 
habe er mit Hilfe seines Buchhalters die Vorwürfe, die 
Gegenstand des Haftbefehls gewesen seien, entkräf- 
ten können. 

Unter dem 5. März 1975 erhob die Staatsanwaltschaft 
des Bezirks Dresden Anklage gegen Siegfried Kath 
beim Bezirksgericht Dresden wegen Vertrauensmiß- 
brauch, Anstiftung zur Urkundenvernichtung, Schä- 
digung des sozialistischen Eigentums durch Diebstahl 
sowie Begehung von Devisenverbrechen (Doku- 
ment 10). Verteidiger von Siegfried Kath war zunächst 
ein Rechtsanwalt Reichel aus Schönebeck, Bezirk 
Magdeburg. Siegfried Kath hat in seiner Vernehmung 
vor dem Untersuchungsausschuß dazu berichtet, daß 
er von zwei Offizieren aus dem Ministerium für 
Staatssicherheit gezwungen worden sei, seinen 
zunächst beauftragten Rechtsanwalt von dem Man- 
dat zu entbinden. Diese hätten ihm Rechtsanwalt 
Dr. Wolfgang Vogel aus Berlin empfohlen. 

Rechtsanwalt Dr. Vogel wurde daraufhin von den 
Eheleuten Kath beauftragt. Unter dem 21. Mai 1975 
erteilten sie notarielle Vollmacht an Rechtsanwalt 


Dr. Vogel, über ihr gesamtes bewegliches Vermögen 
verfügen zu können einschließlich aller antiquari- 
schen und der durch die Staatsanwaltschaft Dresden 
beschlagnahmten Gegenstände (Dokument 12). Zu- 
gleich erteilten sie Rechtsanwalt Dr. Vogel notarielle 
Vollmacht zur schenkungsweisen Veräußerung ihres 
Grundstücks in Döbra an die Kunst und Antiquitäten 
GmbH (Dokument 11). 

Unter dem 10. Juni 1975 wandte sich Rechtsanwalt 
Dr. Vogel an Rechtsanwalt Jürgen Stange in Berlin, 
mit dem er in Sachen des Häftlingsfreikaufs zusam- 
menarbeitete (Dokument 14). Er kündigte an, daß am 
10. Juni 1975 Siegfried Kath zur Entlassung über 
Wartha kommen solle. Die Ehefrau Annelies Kath 
solle im Wege der Familienzusammenführung nach- 
folgen. Der Fall sei in die laufende Häftlingsaktion 
nicht einbezogen. 

Rechtsanwalt Dr. Vogel teilte Rechtsanwalt Stange 
zugleich mit, daß Siegfried Kath sich bereit erklärt 
habe, seinen Grundbesitz zur Wiedergutmachung des 
entstehenden Schadens von etwa 150 000, — Mark zur 
Verfügung zu stellen. Die entsprechenden Schritte 
seien durch ihn notariell veranlaßt worden. Daraufhin 
habe die Bezirksstaatsanwaltschaft Dresden das Ver- 
fahren eingestellt. 

Ebenfalls unter dem 10. Juni 1975 teilte der Staatsan- 
walt des Bezirks Dresden Rechtsanwalt Dr. Vogel mit, 
daß mit Wirkung vom selben Tage die früher ange- 
ordnete Vermögensbeschlagnahme aufgehoben wor- 
den sei (Dokument 13). Die Staatsanwaltschaft bat 
Rechtsanwalt Dr. Vogel darum, umgehend mit dem 
Ministerium für Staatssicherheit, Bezirksverwaltung 
Dresden, in Verbindung zu treten und die Modalitäten 
für die Übernahme des beschlagnahmten bewegli- 
chen Vermögens zu vereinbaren. Hinsichtlich der 
Übernahme des Grundstücks der Eheleute Kath in 
Döbra bat die Staatsanwaltschaft darum, mit der 
Vorsitzenden des Rates der Gemeinde Döbra, die in 
der Zwischenzeit das Grundstück verwaltet habe, die 
Grundstücksübergabe bzw. -übernähme abzuwik- 
keln. 

Bereits eine Woche später erteilte Rechtsanwalt 
Dr. Vogel Horst Schuster Vollmacht, die in der Straf- 
sache gegen Siegfried Kath durch die Staatsanwalt- 
schaft Dresden beschlagnahmten Gegenstände in 
Empfang zu nehmen und darüber zu verfügen (Doku- 
ment 15). Zugleich bevollmächtigte er Horst Schuster, 
die Schlüssel für das im Eigentum der Eheleute 
Siegfried und Annelies Kath stehende Haus in Döbra 
in Empfang zu nehmen und bis zu einer endgültigen 
Eigentumsregelung zu verwalten (Dokument 16). 

Mit notariellem Vertrag vom 26. November 1975 
schenkte Rechtsanwalt Dr. Vogel, handelnd „nicht 
nur in seinem eigenen Namen", sondern zugleich in 
notarieller Vollmacht für die Eheleute Kath, das in 
Döbra gelegene Grundstück der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH (Dokument 17). Diese war bei der Unter- 
zeichnung des notariellen Vertrages durch ihren 
Generaldirektor Horst Schuster vertreten. Das Grund- 
stück wurde später mit Vertrag vom 4. Mai 1983 von 
der Kunst und Antiquitäten GmbH dem Rat der Stadt 
Dresden geschenkt (Dokument 43). 
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Über die gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse des 
Antikhandels Pirna liegen dem Untersuchungsaus- 
schuß keine abschließenden Erkenntnisse vor. Dem 
Handelsregister sind Fortschreibungen der Eintra- 
gung vom Marz 1974 nicht zu entnehmen. 

Das Statut der Kunst und Antiquitäten GmbH aus dem 
Jahr 1975 (Dokument 8) legte in der Konzeption für die 
operative Geschäftstätigkeit 1976 bis 1980 fest, daß 
die Antikhandel Pirna GmbH zum 31 . Dezember 1975 
in Liquidation gehen und ab 1976 Betriebsteil der 
Kunst und Antiquitäten GmbH werden sollte. Die 
Kunst und Antiquitäten GmbH sollte ab 1. Januar 1977 
alle finanziellen Abrechnungsprozesse des Einkaufs 
selbst übernehmen; als Außenstelle sollte der Be- 
triebsteü in Pirna Funktionen als Bereichsleitung für 
den Einkauf und für die Einkaufs kollektive behalten. 
Einem Bericht des damaligen Generaldirektors der 
Kunst und Antiquitäten GmbH, Joachim Farken, vom 
2. Dezember 1985 an den Leiter des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung im Ministerium für Außen- 
handel, Staatssekretär Dr. Schalck-Golodkowski (Do- 
kument 55), ist zu entnehmen, daß die Antikhandel 
Pirna GmbH in einen VEB (k) Antikhandel Pirna 
umgewandelt wurde. Für den VEB (k) Antikhandel 
Pirna war ein Statut aufgestellt worden; sowohl der 
VEB als auch die Kunst und Antiquitäten GmbH 
arbeiteten auf der Grundlage eines — dem Untersu- 
chungsausschuß nicht vorliegenden — Wirtschafts- 
vertrages zusammen. 


b) Die geschäftlichen Aktivitäten von Siegfried Kath 
nach seiner Übersiedlung in die Bundesrepublik 
Deutschland 

Siegfried Kath ließ sich nach seiner Übersiedlung in 
die Bundesrepublik Deutschland zunächst in Braun- 
schweig in der Nähe seiner in Salzgitter lebenden 
Geschwister nieder. 

Er besuchte seine Frau von Salzgitter aus fünf- bis 
sechsmal in Ostberlin. Er traf sie dort im Inter-Hotel. Er 
konnte, obwohl mittlerweile im Besitz eines bundes- 
deutschen Personalausweises und Reisepasses, unbe- 
helligt und ohne Schwierigkeiten sowohl in die DDR 
als auch nach Ostberlin ein- und ausreisen. Kath hat 
bei seiner Vernehmung durch den Untersuchungs- 
ausschuß die Vermutung geäußert, daß dies Manfred 
Seidel vom Bereich Kommerzielle Koordinierung ver- 
anlaßt habe. 

Die Ehefrau von Siegfried Kath, Annelies Kath, kam 
ihm nach ihren Angaben am 14. November 1975 in die 
Bundesrepublik Deutschland nach. Sie durfte einige 
Antiquitäten mit über die Grenze nehmen. 

In der Folgezeit entstand erneut eine Verbindung 
Kaths mit dem Ministerium für Außenhandel. Man- 
fred Seidel bat Kath, ihn bei der ersten Gelegenheit im 
Ministerium für Außenhandel zu besuchen. Bei die- 
sem Besuch gab Manfred Seidel Siegfried Kath 
20 000, — DM als „ Startkapital" , und zwar als 
Geschenk. Eine Quittung mußte er nicht ausstellen. 
Auflagen wurden ihm nicht auferlegt. Dies war der 
einzige Besuch Kaths bei Manfred Seidel. Diese 
Feststellungen ergeben sich aus der Aussage von 


Siegfried Kath vor dem Untersuchungsausschuß, die 
von Manfred Seidel als Zeuge in diesem Punkt bestä- 
tigt worden ist. 

In der Folgezeit unternahm Siegfried Kath als Einkäu- 
fer von Antiquitäten Fahrten in die DDR. Nach kurzer 
Zeit kaufte Kath nur noch beim Staatlichen Kunsthan- 
del in Leipzig. Die Kontakte für diese Einkaufsfahrten 
waren über Manfred Seidel vom Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung und Horst Schuster als General- 
direktor der Kunst und Antiquitäten GmbH geknüpft 
worden. Bei seiner Vernehmung durch den Untersu- 
chungsausschuß hat Siegfried Kath den Eindruck 
geäußert, daß man ihn aufgrund seiner erbrachten 
Leistungen wohl wieder für Zwecke der Kunst und 
Antiquitäten GmbH habe verwenden wollen. Für 
Siegfried und Annelies Kath war Grund für die erneu- 
ten Beziehungen zur Kunst und Antiquitäten GmbH, 
daß ihnen von dort aus eine neue Perspektive geboten 
wurde und sie im übrigen die Erwartung hegten, 
entschädigt zu werden. 

Später wurde Siegfried Kath mit Hilfe von Manfred 
Seidel als Marketingdirektor bei dem Unternehmen 
Antikhandel Aschheim GmbH in Bayern, einem 
Geschäftspartner der Kunst und Antiquitäten GmbH, 
eingestellt. Für dieses Unternehmen kaufte er die 
Ware bei dem Antikhandel Pirna, seinem früheren 
eigenen Unternehmen. In einem halben Jahr erzielte 
er einen Umsatz von etwa 500 000, — DM. Die Waren 
aus der DDR, die in Aschheim umgesetzt wurden, 
wurden nicht direkt, sondern über Österreich in die 
Bundesrepublik Deutschland eingeführt. Bei seiner 
Vernehmung durch den Untersuchungsausschuß hat 
Siegfried Kath erklärt, ihm seien erst später Bedenken 
an diesem Weg gekommen. 

Zwischen der Antikhandel Aschheim GmbH und 
Siegfried Kath kam es später zu Differenzen und zwar 
bezüglich einer Gewinnbeteiligung. Kath schied des- 
wegen aus dem Unternehmen aus; in einem nachfol- 
genden Rechtsstreit wurde nach Aussage von Anne- 
lies Kath als Zeugin vor dem Untersuchungsausschuß 
ihrem Ehemann eine Entschädigung zugesprochen. 

Nach zwischenzeitlich anderweitigen unternehmeri- 
schen Aktivitäten zogen Siegfried und Annelies Kath 
nach Miltenberg am Main und betrieben dort ein 
Antiquitätengeschäft. Infolge eines Unfalls ist Sieg- 
fried Kath seit 1981 schwerbehindert und erwerbsun- 
fähig. 


c) Bewertung der geschilderten Ereignisse 

Der Untersuchungsausschuß stellt fest, daß planmäßig 
das Ziel verfolgt wurde, das Unternehmen Siegfried 
Kaths in Pirna der Kunst und Antiquitäten GmbH 
einzugliedem. Dabei wurde mehrspurig verfahren. 
Man bediente sich zunächst geschäftlicher Annähe- 
rung, indem Siegfried Kath erst Bargeld zum Auf- 
kauf von Antiquitäten zur Verfügung gestellt, später 
ein Zusammenarbeitsvertrag geschlossen wurde, der 
schließlich in einen GmbH-Vertrag mit Mehrheitsbe- 
teiligung der Kunst und Antiquitäten GmbH endete. 
Parallel dazu wurde Siegfried Kath nachrichten- 
dienstlich und polizeüich überprüft; Ziel war es, 
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Straftaten festzustellen oder zumindest den Verdacht 
von Straftaten aufzubauen, um gegen Siegfried Kath 
in einem einigermaßen überschaubaren Zeitraum mit 
polizeilichen und strafprozessualen Mitteln Vorgehen 
zu können. Jedenfalls war durch den GmbH-Vertrag 
sichergestellt, daß, wie es in dem erwähnten Bericht 
aus den MfS-Unterlagen über Siegfried Kath heißt, 
„für den Fall der Inhaftierung des Kath unter Über- 
nahme dessen Geschäfts“ Vorkehrungen getroffen 
worden seien, „ nach Möglichkeit keinen Abbruch der 
Geschäftsverbindungen nach dem NSW eintreten zu 
lassen“. Der Ablauf der Geschehnisse bestätigt dies 
vollauf. 

Für den Untersuchungsausschuß kann dahinstehen, 
ob es weitere Gründe für das Vorgehen gegen Sieg- 
fried Kath gab, beispielsweise persönliche Gründe für 
Manfred Seidel in seinem Verhältnis zu dem Staatssi- 
cherheitsminister Erich Mielke oder aber im Verhält- 
nis zu den Sicherheitsorganen im Bezirk Dresden. 
Insofern spielt es auch keine Rolle, ob ideologische 
Gründe maßgeblich waren, den höchst „kapitali- 
stisch" orientierten und erfolgreichen Geschäften von 
Siegfried Kath alsbald ein Ende zu setzen. Als Bewer- 
tung des Verhaltens des Bereichs Kommerzielle Koor- 
dinierung, seines Leiters Dr. Schalck-Golodkowski 
und seines hauptverantwortlichen Mitarbeiters Man- 
fred Seidel bleibt auf jeden Fall festzuhalten, daß die 
Vorgehensweise des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung und der Kunst und Antiquitäten GmbH, da 
auch in anderen Fällen zu beobachten, typisch war: 
Zunächst wurden Geschäfte mit den Betroffenen 
gemacht, dann mit nachrichtendienstlichen Mitteln 
die näheren wirtschaftlichen und persönlichen Um- 
stände ausgeforscht und schließlich Strafverfahren 
durchgeführt, um mit Hilfe der Beschlagnahme- und 
Verwertungsmöglichkeiten des Strafverfahrens in 
den Besitz der Kunstgegenstände und Antiquitäten 
der Betroffenen zu gelangen. 

Anders als in den sonst vom Untersuchungsausschuß 
behandelten Fällen haben die beteiligten Personen 
gegenüber Annelies und Siegfried Kath offenbar 
wenigstens eine Spur schlechten Gewissens gezeigt. 
Dies ist nach Einschätzung des Untersuchungsaus- 
schusses der Grund dafür, daß Manfred Seidel 
Siegfried Kath nach dessen Übersiedlung in die 
Bundesrepublik Deutschland mit 20 000, — DM Bar- 
geld ausgestattet hat. Außerdem wurden ihm Ein- 
käufe im Kunst- und Antiquitätenhandel in der DDR 
erlaubt. 

Umgekehrt war man natürlich bei der Kunst und 
Antiquitäten GmbH über den letztlich erzielten Erfolg 
— Einverleibung der Antikhandel Pirna GmbH — 
stolz. Bezeichnend sind die Ausführungen in dem von 
Horst Schuster abgezeichneten, bereits erwähnten 
Entwurf für den Jahresabschlußbericht 1973 (Doku- 
ment 7) für die Kunst und Antiquitäten GmbH. 

Der Untersuchungsausschuß sieht davon ab, sich an 
dieser Stelle mit dem Verhalten von Rechtsanwalt 
Dr Wolf gang Vogel im Fall der Eheleute Annelies und 
Siegfried Kath zu beschäftigen. Ggf. wird darauf im 
Zusammenhang mit der Würdigung der Praktiken der 
DDR und aller dort Beteiligten in Angelegenheiten 
des Häftlingsfreikaufs zurückzukommen sein. 


Jedenfalls stimmt es merkwürdig, daß Rechtsanwalt 
Dr. Vogel an der Hergabe von Vermögen in Höhe von 
ca. 2 bis 2,5 Mio. Mark zum Ausgleich eines Schadens 
in Höhe von 150 000, — Mark beteiligt war. Denn 
weder nach dem Ausgleichsgedanken des § 24 StGB- 
DDR noch nach dem Wiedergutmachungsgedanken 
des § 25 StGB-DDR dürfte eine Zahlung in dieser 
Höhe gemäß der Kommentierung in dem im Staats- 
verlag der DDR herausgebenen Kommentar zum 
Strafgesetzbuch, 5. Aufl. 1987, Anm. 6 zu § 24 und 
Anm. 2 zu § 25, zu rechtfertigen gewesen sein. 


3. Aufgabenumfang der Kunst 
und Antiquitäten GmbH 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH war ein Außen- 
handelsbetrieb und arbeitete auf der Grundlage der 
„Verordnung über die Aufgaben, Rechte und Pflich- 
ten der volkseigenen Außenhandelsbetriebe“ vom 
10. Januar 1974 (DDR-GB1. I, Nr. 9, S. 77ff.). Sie 
übernahm mit Beginn ihrer Geschäftstätigkeit die 
Exportaufgaben des Staatlichen Kunsthandels. 

Die konzeptionellen Grundlagen für die Arbeit der 
Kunst und Antiquitäten GmbH ergeben sich aus 
Darlegungen, die Horst Schuster in dem von ihm 
ab gezeichneten Entwurf für den Jahresabschlußbe- 
richt 1973 formulierte. Danach gab es bereits Monate 
nach der Gründung der Kunst und Antiquitäten 
GmbH eine — am 28. August 1973 bestätigte — 
Konzeption für die Tätigkeit des Unternehmens, die 
dem Üntersuchungsausschuß allerdings nicht vor- 
liegt. 

Eine der wesentlichen Funktionen der Kunst und 
Antiquitäten GmbH war, wie sowohl aus dem Entwurf 
für den Jahresabschlußbericht 1973 als auch aus dem 
Statut aus dem Jahr 1975 hervorgeht, die Sicherung 
des Außenhandelsmonopols auf dem Gebiet des 
Kunsthandels. Im Jahr 1973 legte der Minister für 
Außenhandel, Horst Solle, fest, daß ab Januar 1974 
auch die Exportaufgaben des Außenhandelsbetriebes 
Buch-Export von der Kunst und Antiquitäten GmbH 
übernommen werden sollten (Dokument 6). Mitte der 
70er Jahre war damit das Außenhandelsmonopol der 
Kunst und Antiquitäten GmbH für die DDR faktisch 
gesichert: Der Staatliche Kunsthandel war als volks- 
eigener Handelsbetrieb bloße Binnenhandelseinrich- 
tung. Der AHB Buch-Export war seiner Exportfunk- 
tion entkleidet worden; das Antikhandels unterneh- 
men von Siegfried Kath war zunächst vertraglich an 
die Kunst und Antiquitäten GmbH gebunden; später 
hatte Siegfried Kath sein Unternehmen vollständig an 
die Kunst und Antiquitäten GmbH verloren. 

Zur Beschaffung der für den Export vorgesehenen 
Ware traf die Kunst und Antiquitäten GmbH mit den 
verschiedenen Lieferanten Vereinbarungen. Als Ge- 
genleistung erhielten die Lieferanten u. a. einen Valu- 
taanteil des Erlöses, der unterschiedlich war. So 
erhielt beispielsweise der VEB Wohn- und Freizeitbe- 
darf Leipzig 80%; der VEB Antikhandel Pirna, das 
frühere Unternehmen von Siegfried Kath, 2%. 

Grundlage der Geschäftsbeziehungen waren in der 
Regel Vereinbarungen mit den den Handelspartnern 
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übergeordneten Ministerien oder Räten einer Stadt. 
So basierten z. B. die wirtschaftlichen Beziehungen 
der Kunst und Antiquitäten GmbH zum VEB (k) 
Antikhandel Pirna auf einer Vereinbarung vom 
29. April 1977 (Dokument 20) zwischen dem Ministe- 
rium für Außenhandel und dem Rat der Stadt Pirna. 
Sie diente als Grundlage für weitere Wirtschaftsve- 
reinbarungen bis hin zu Planvorgaben. Die Kunst und 
Antiquitäten GmbH erhielt ihre Planauflagen vom 
Bereich Kommerzielle Koordinierung; sie selbst 
konnte dem VEB Antikhandel Pirna Planauflagen 
erteilen. 

Im Laufe ihrer Geschäftstätigkeit dehnte die Kunst 
und Antiquitäten GmbH ihre Exportgeschäfte immer 
weiter aus. So gehörten Briefmarken, Münzen und 
Pflastersteine ebenso wie Elfenbeinschnitzereien aus 
Mocambique in das Sortiment. Selbst Geldgeschäfte 
in der Schweiz wurden über die Gesellschaft abge- 
wickelt. Die Kunst und Antiquitäten GmbH übernahm 
außerdem Exportaufgaben von anderen Außenhan- 
delsbetrieben der DDR. 

Grundlage der Ausweitung der Aufgaben der Kunst 
und Antiquitäten GmbH waren Verfügungen und 
Beschlüsse des Ministerrats bzw. des Ministeriums für 
Außenwirtschaft oder Genehmigungen des Leiters 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, Dr. 
Schalck-Golodkowskis, und seines Stellvertreters 
Manfred Seidel. Ziel dieser Ausweitung der Ge- 
schäftstätigkeit war die Monopolisierung der Devise- 
nerwirtschaftung auf den Gebieten Kunst, Antiquitä- 
ten und Gebrauchtwaren kulturellen Charakters im 
Bereich Kommerzielle Koordinierung. 

Exemplarisch ist dafür z. B. die Übernahme der Auf- 
gaben des Briefmarkenhandels des VEB Philatelie 
Wermsdorf durch den Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung. Während die Kunst und Antiquitäten GmbH 
anstrebte, den VEB Wermsdorf zu übernehmen, ent- 
schied Dr. Schalck-Golodkowski in einem Schreiben 
an den damaligen Generaldirektor der Kunst und 
Antiquitäten GmbH, Joachim Farken, vom 13. August 
1985 (Dokument 53): 

„In Verbindung mit der Überleitung der ökonomi- 
schen Aufgaben aus der Philatelie in die Verantwor- 
tung des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
ergibt sich, daß durch die unterschiedlichen Eigen- 
tumsformen des AHB Kunst und Antiquitäten 
(GmbH) und des VEB Wermsdorf ein direkter 
Zusammenschluß beider Betriebe nicht möglich 
ist. 

Ich habe deshalb entschieden, daß der VEB Werms- 
dorf dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
direkt unterstellt wird. u 

Gleichwohl wurde faktisch die Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH mit der Wahrnehmung der Anleitung und 
Kontrolle des VEB Wermsdorf beauftragt; in der 
erwähnten Weisung von Dr. Schalck-Golodkowski an 
Joachim Farken heißt es weiter: 

„Sie werden hiermit bevollmächtigt, alle für die 
Durchführung der ökonomischen Tätigkeit des VEB 
Wermsdorf erforderlichen Kontroll- und Anlei- 
tungspflichten im Auftrag des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung wahrzunehmen. Diese Voll- 


macht schließt die bereits abgestimmte Valutakon- 
tenverfügung ein." 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH erhielt zudem das 
Recht zur sog. Trockensiegelung, konnte Vollmachten 
erteilen und Dokumente beglaubigen. Dies war 
besonders für die Zusammenarbeit mit dem Zoll von 
Bedeutung. 


4. Arbeitsweise 

Für die Arbeitsweise der Kunst und Antiquitäten 
GmbH sind folgende Bereiche wesentlich: 


a) Einkauf 

Zur Sicherung des Unternehmensziels mußte der 
Gesellschaft ein entsprechend umfangreiches Waren- 
sortiment zur Verfügung stehen, dessen Absatz einen 
hohen Devisenerlös garantierte. Zum Warensortiment 
gehörten neben den traditionellen Handelsgütern 
eines Kunst- und Antiquitätengeschäfts wie Möbel, 
Gemälde, Uhren, Teppiche, Schmuck und Porzellan 
auch Waffen neueren Charakters, Ostasiatika, Abriß- 
material und Pflastersteine. Dieses Sortiment konnte 
mit Genehmigung des Ministers für Außenhandel 
jederzeit erweitert werden. 

Um genügend exportfähige Güter in der DDR ankau- 
fen zu können, baute die Kunst und Antiquitäten 
GmbH ein eigenes Handelsnetz mit Zweigstellen auf 
Bezirksebene und diverse Außenlager auf. Auch die 
schon bestehenden Handelswege der privaten und 
staatlichen Händler wurden genutzt und ausgebaut. 

Wichtigster Partner war in der Aufbauphase das 
Unternehmen des Kunst- und Antiquitätenhändlers 
Kath. Der Anteil dieses Unternehmens am Warenauf- 
kommen der Kunst und Antiquitäten GmbH betrug 
1973 ca. 75 % . Nach Überführung des Unternehmens 
von Siegfried Kath in den Antikhandel Pirna wurde 
das Einkaufsnetz reorganisiert sowie personell und 
finanziell ausgebaut. 

Ein weiterer wichtiger Zulieferer war der Staatliche 
Kunsthandel, der Waren gegen Devisenanteile an die 
Kunst und Antiquitäten GmbH aufgrund staatlicher 
Planvorgaben veräußerte. Durch zusätzliche Verein- 
barungen konnten der Kunst und Antiquitäten GmbH 
auch zusätzliche Waren zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

Private Kunst- und Antiquitätenhändler wurden 
ebenfalls in den Lieferantenkreis aufgenommen, 
allerdings war die Genehmigung des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung beim Vertragsabschluß ein- 
zuholen. 

Auch kommunale Betriebe waren als Lieferanten von 
Waren in die Geschäftstätigkeit der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH eingebunden. Mittels jährlich neu zu 
treffender Vereinbarungen wurde die Bereitstellung 
entsprechender Exportgüter gesichert, wobei die von 
der Kunst und Antiquitäten GmbH erarbeiteten Ein- 
kaufsbedingungen zum Tragen kamen. Darin wurden 
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Art der Ware, Leistungsumfang, Markpreis, Valutaan- 
teil, Handelsspanne, Eigentumsübergang und Ge- 
fahrtragung sowie Zahlungsmodus und Rechnungsle- 
gung ausdrücklich festgelegt. 

Ebenfalls kaufte die Kunst und Antiquitäten GmbH 
von den Steuer- und Zollorganen beschlagnahmte 
Kunstgegenstände und Antiquitäten zum Weiterver- 
kauf auf. 


b) Export 

Sinn des Exportmonopols der Kunst und Antiquitäten 
GmbH war die Einschränkung der privaten Ausfuhr 
von Kunst und Antiquitäten und des damit verbunde- 
nen Devisenverlustes. 

Durch die Reduzierung der Handelsbeziehungen auf 
wenige Käufer, die große Mengen abnahmen, wollte 
man Fixkosten senken und mittels einfacher Logistik 
die Devisenerwirtschaftung optimieren. Damit konn- 
ten auch der Kontakt Dritter mit Käufern aus dem sog. 
NSW und das Bekanntwerden der realen Marktpreise 
verhindert werden. 

Für den Plan- bzw. Außerplanexport wurde eine 
differenzierte Länderplanung auf Basis von Kennzif- 
fern formuliert, gemäß denen die Jahrespläne verab- 
schiedet wurden, detaüliert nach Lieferumfang, 
Kunde, beantragten und abgerechneten Exportlizen- 
zen, Art der Verträge sowie Liefer- und Kreditlimit. 
Die Exportverträge wurden von der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH aufgesetzt und unterlagen in der 
Preisbildung keiner staatlichen Kontrolle. Zum Ziel 
setzte man sich, ganze Sortimente zu verkaufen, um 
dadurch die Lagerkosten niedrig zu halten und die 
Lager schneller räumen zu können. 


c) Preisbildung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH hatte die Auflage, 
nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 
arbeiten. Mittels Kostenrechnung und Kalkulation 
wurden jährliche Kostensätze ermittelt, die in die 
Finanz- und Kostenplanung eingingen. Mit zu 
berücksichtigen waren dabei die wirtschaftlichen 
Faktoren und Rahmenbedingungen im sog. NSW und 
die Markttendenzen auf dem Gebiet Kunst und Anti- 
quitäten. 

Ab 1977 war grundsätzlich für jeden Gegenstand der 
als Minimum zu erzielende Einzelvalutapreis festzu- 
legen. Zu diesem Zweck wurde eine Preiskommission 
gebildet, die sich aus Exportleiter, Einkaufsleiter, 
wissenschaftlichem Mitarbeiter und — bei größeren 
Objekten — dem Leiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH zusammensetzte. Unterschieden wurde bei der 
Preisbildung zwischen Gebrauchtwaren und Kunst 
und Antiquitäten. Für die Preisbildung waren der 
Kunst und Antiquitäten GmbH folgende Kriterien 
maßgeblich: Vorauskasse in Devisen, Preisstellung ab 
Lager und Kauf im augenblicklichen Zustand. 


d) Transport und Lagerhaltung 

Zur Arbeit der Kunst und Antiquitäten GmbH gehörte 
auch ein funktionierendes Transportsystem, um die 
angekauften Waren in die Lager zu fahren und 
Einzellieferungen an Kunden im Ausland als beson- 
deren Service durchführen zu können. So wurde 1975 
vorgesehen, den Fuhrpark zu reorganisieren, alte 
Fahrzeuge auszusondem und neue anzuschaffen, um 
die optimale Disposition der Transporte zu gewährlei- 
sten. Eine eigene Kfz- Werkstatt und ein Fuhrparklei- 
ter sollten den technisch reibungslosen Ablauf der 
Warentransporte garantieren. 

Im Bereich Lagerhaltung gab es das Zentrallager in 
Mühlenbeck, bei dessen Inbetriebnahme knapp die 
Hälfte der bestehenden Außenlager aufgegeben wur- 
den; außerdem bestanden noch Aufkauflager in den 
Bezirken, sog. Dispositionslager als Zwischenlager, 
und die eigentlichen Verkaufslager, von denen aus 
die Waren veräußert wurden. 


e) Planangebote 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH sollte in Eigenver- 
antwortung arbeiten. Im Rahmen der von der Staatli- 
chen Plankommission festgelegten Kennziffern war 
der Außenhandelsbetrieb für seine Geschäftstätigkeit 
voll verantwortlich. Er trug das Geschäftsrisiko und 
wurde nicht — wie andere volkseigene Betriebe — 
staatlich subventioniert. 

Entsprechend der Wirtschaftsordnung der DDR galt 
im übrigen im Innern der DDR auch bei Kunst und 
Antiquitäten eine Planung unter Vorgabe von Kenn- 
ziffern. 

Der spätere Generaldirektor Joachim Farken hat als 
Zeuge bekundet, daß eine „Weisungs- bzw. Arbeits- 
linie " zu Meta Bleßing, der Leiterin der Hauptabtei- 
lung II des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, 
geführt habe. Sie war verantwortlich für die Finanz- 
planung und Abführungen an die Zahlungsbilanz. Die 
Ausführungen erfolgten jeweils auf der Grundlage 
eines Jahresplans. 

Vor Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres wurde von 
der Kunst und Antiquitäten GmbH ein „Planangebot" 
erstellt. In diesem „Planangebot" wurde der voraus- 
sichtliche Umsatz bzw. Gewinn geschätzt. Diese Zah- 
len waren Grundlage für die Festlegung des Umfangs 
der Abführungsverpflichtungen an den Staatshaus- 
halt. 

Darüber hinaus wurden für das neue Wirtschaftsjahr 
bestimmte Arbeitsschwerpunkte, wie z. B. Investi- 
tionsplanung, Personalplanung und Kostenplanung 
festgelegt. Diese „Planangebote" wurden für die 
jeweiligen Wirtschaftsjahre an das Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, 
weitergeleitet. Das Ministerium für Außenhandel gab 
den leitenden Mitarbeitern der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH die Gelegenheit, in einem persönlichen 
Gespräch im Rahmen einer sog. Planverteidigung zu 
den Planauflagen Stellung zu nehmen. Bei diesen 
Beratungsgesprächen waren leitende Mitarbeiter des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung, Dr. Schalck- 
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Golodkowski und Manfred Seidel, sowie leitende 
Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten GmbH, Par- 
teisekretäre, FDJ- Sekretäre und der Vorsitzende der 
Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL) anwesend. 

Im Vergleich zu anderen Betrieben, bei denen Waren- 
bewegung und „ Valutaplan " festgelegt waren, hatten 
die dem Bereich Kommerzielle Koordinierung zuge- 
ordneten Außenhandelsbetriebe nur einen „Valuta- 
plan" bekommen, wonach ein bestimmter Gewinn an 
den Staat abzuführen war. Der bestätigte Jahresplan 
war als staatliches Dokument Gesetzesgrundlage für 
die Arbeit des Betriebes. Dr. Schalck-Golodkowski 
hatte die Vollmacht, solche Pläne für die Betriebe als 
Kennziffer vorzugeben. 

Während des Geschäftsjahres wurde Dr. Schalck- 
Golodkowski fortlaufend über die Entwicklung der 
Planerfüllung bei der Kunst und Antiquitäten GmbH 
schriftlich informiert. Dies erfolgte insbesondere 
dann, wenn abzusehen war, daß die festgelegten 
Plankennziffem im laufenden Wirtschaftsjahr nicht 
erreicht werden konnten und es zu sog. Plandiskonti- 
nuitäten kam. Die Unterrichtung hatte den Zweck, 
Maßnahmepläne zur Gewährleistung der Planerfül- 
lung zu erstellen. 


f) Organisation 

Die Gesellschaft war in die drei Geschäftsbereiche 
Ankaufsorganisation, Export/Import und Finanzen/ 
Planung aufgegliedert; an der Spitze stand der Leiter 
des Unternehmens. 

Im Bereich der Ankaufsorganisation lag der Schwer- 
punkt der unternehmerischen Tätigkeit auf der 
Beschaffung eines entsprechenden Warensorti- 
ments. 

Der seit 1974 dem Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung angegliederte Antikhandel Pirna wurde eben- 
falls in dieser Organisationseinheit angeleitet und 
verwaltet. 

Der Bereich Export/Import hatte alle im Zusammen- 
hang mit der staatlichen Planung des Exports von 
Kunst und Antiquitäten auftretenden Probleme zu 
bearbeiten. Exportpreisbildung, Planerfüllung und 
Gestaltung von Verträgen mit den ausländischen 
Partnern waren hier ebenso angesiedelt wie die fach- 
liche Betreuung und Anleitung des Staatlichen Kunst- 
handels. 

Es wurden nahezu keine Kunstgegenstände und Anti- 
quitäten für die Museen, Galerien oder den Staatli- 
chen Kunsthandel im sog. NSW eingekauft. Grund 
hierfür waren die knappen Devisen, die in erster Linie 
für dringend erforderliche, nur gegen Valuta erhältli- 
che Güter verwendet wurden. Die Kunst und Antiqui- 
täten GmbH importierte im Auftrag ihrer Inlandshan- 
delspartner, die sich durch Bereitstellung exportfähi- 
ger Güter Valutaanrechte erwarben, u. a. Personen- 
kraftwagen, Malerausrüstungen oder technische Aus- 
rüstungen wie Klimaanlagen. 

Die gesamte ökonomische Tätigkeit wurde im Bereich 
Finanzen/Planung erfaßt. Planung, Rechnungslegung 


und Buchhaltung sowie Controlling und Fondsver- 
waltung waren hier konzentriert. 

In Personalfragen hing die Kunst und Antiquitäten 
GmbH bei wichtigeren Positionen vom Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung ab. Horst Schuster hat als 
Zeuge vor dem Ausschuß ausgeführt, man habe keine 
Möglichkeit gehabt, sich Mitarbeiter auszusuchen. 
Vielmehr wurden vom Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung die Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH zugewiesen. 


5. Umfang der Devisenerwirtschaftung 

Nach ihrer Gründungsverfügung (Ministerratsverfü- 
gung Nr. 4/73 vom 18. Januar 1973) hatte die Kunst 
und Antiquitäten GmbH die Auflage, 55 Mio. Valuta- 
mark zu erwirtschaften. In dieser Größenordnung 
hielten sich die Planauflagen bis zum Jahre 1989. Der 
im Jahr 1989 erstellte Plan für das Jahr 1990 sah vor, 
daß die Kunst und Antiquitäten GmbH 51,5 Mio. 
Valutamark zu erwirtschaften hatte. 

Es kann also festgestellt werden, daß die Planziele für 
die Kunst und Antiquitäten GmbH von der Gründung 
bis zu ihrer Liquidation in etwa gleich blieben. Hin- 
sichtlich der Geschäftsgegenstände ist allerdings zu 
bemerken, daß die Gewinnerwirtschaftungsziele von 
einem sinkenden Gewinnanteil durch Verkauf von 
Kunst und Antiquitäten GmbH im engeren Sinne 
ausgingen. Dafür stieg der entsprechende Anteil der 
durch den Verkauf anderer Gegenstände zu erzielen- 
den Deviseneinnahmen. Es ist weiter zu berücksichti- 
gen, daß 1 986 der VEB Philatelie Wermsdorf der Kunst 
und Antiquitäten GmbH angegliedert wurde und 
damit in den Gewinnerwirtschaftungsplänen enthal- 
ten ist. 

Der tatsächlich erzielte Gewinn variierte von Jahr zu 
Jahr. Welche Gewinne die Kunst und Antiquitäten 
GmbH jährlich tatsächlich gemacht hat, ist aufgrund 
der vorhandenen Unterlagen nicht zu klären. Aus 
einer Übersicht zur „Entwicklung der Valutagewinn- 
abführung 1973 bis 1989" ist zu entnehmen, daß die 
Kunst und Antiquitäten GmbH an den Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung für diesen Zeitraum insge- 
samt knapp 330 Mio. Valutamark abgeführt hat, die 
von dort wohl an den Staatshaushalt weitergeleitet 
wurden. Außerdem ergibt sich aus den Unterlagen, 
daß die Kunst und Antiquitäten GmbH jährlich etwa 
5 Mio. Valutamark zur Reinvestition und als Rücklage 
zurückbehielt. 

Bei einer groben Schätzung ergibt sich demnach ein 
jährliches Durchschnittsergebnis von 25 Mio. Valuta- 
mark. Eine detailliertere und verläßlichere Aussage 
über den jeweiligen oder durchschnittlichen Jahres- 
gewinn kann aufgrund fehlenden Zahlenmaterials 
nicht getroffen werden. 


6. Die Verantwortung Dr. Schalck-Goiodkowskis 

Wie bereits im 2. Teilbericht des Untersuchungsaus- 
schusses — BT-Drucksache 12/3920 — dargestellt 
worden ist, war die Kunst und Antiquitäten GmbH 
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organisatorisch der Hauptabteilung I des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung zugeordnet. Bereits in 
den Gründungsdokumenten der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH findet sich die Weisung von Dr. Schalck- 
Golodkowski an den Generaldirektor von TRANS- 
INTER, Helmut Schindler, vom 23. Februar 1973, 
wonach die Anleitung und Kontrolle der neu gegrün- 
deten Gesellschaft in seinem Auftrag unmittelbar 
durch den Genossen Manfred Seidel erfolge (Doku- 
ment 4). 

Dabei bestehen keine Anhaltspunkte für die 
Annahme, die Übertragung der Verantwortlichkeit 
auf Manfred Seidel, den Leiter der Hauptabteilung I 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, hätte zur 
Folge gehabt, daß Dr. Schalck-Golodkowski selbst mit 
den Aktivitäten der Kunst und Antiquitäten GmbH 
nichts mehr zu tun gehabt habe. Das Gegenteil ist der 
Fall. Dr. Schalck-Golodkowski nahm selbst maßgebli- 
chen Einfluß auf die Geschäftspolitik und Planvorga- 
ben. So war Dr. Schalck-Golodkowski bei der Plan- 
verteidigung der Kunst und Antiquitäten GmbH 
anwesend und wurde laufend während des Geschäfts- 
jahres über die Entwicklung der Planerfüllung schrift- 
lich informiert. 

In einem Protokoll heißt es beispielsweise über die 
Planverteidigung 1987 vom 19. September 1986 (Do- 
kument 62) wie folgt: 

„Der Staatssekretär forderte eine ausführliche 
Begründung der volkswirtschaftlichen Notwendig- 
keit der 1986 realisierten Investitionen der KuA 
[Kunst und Antiquitäten GmbH] im Jahresbericht 
für 1986. In den Gewinnkennziffern der Folgejahre 
muß sich die durchqeführte Investition niederschla- 
gen." 

Zu den Leitungsmethoden des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung gegenüber der Kunst und Antiquitäten 
GmbH gehörten auch die im „real existierenden 
Sozialismus“ üblichen ideologisch-politischen An- 
feuerungen. Kennzeichnend ist z. B. ein Schreiben der 
Kunst und Antiquitäten GmbH vom 2. Dezember 1983 
(Dokument 46) an den Leiter des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung, Dr. Schalck-Golodkowski: 

„Angesichts der Stationierung der neuen Atomra- 
keten in Westeuropa und der damit wachsenden 
Gefahren für den Weltfrieden sehen auch wir die 
zwingende Notwendigkeit, daß das annähernde 
militärische Gleichgewicht in Europa wieder herge- 
stellt wird, wie es aus der Erklärung des Generalse- 
kretärs des ZK der KPdSU, Genossen Juri Andro- 
pow eindeutig hervorgeht. 

Unsere erste Antwort auf die 7. Tagung des ZK der 
SED ist daher folgende: 

— die Abführungsverpflichtung für das Jahr 1983 
werden wir bereits am 10. 12. 1983 realisieren 

— für das Jahr 1984 übernehmen wir eine Zusatz- 
verpflichtung in Höhe von einer Million Valuta- 
mark, 

— den Monat Januar 1984 erklären wir zum Monat 
der höchsten Planerfüllung und werden ihn mit 
10% zum Jahresplan 1984 realisieren.“ 


Dr. Schalck-Golodkowski antwortete unter dem 5. De- 
zember 1983 (Dokument 47): 

„Mit der Übergabe der staatlichen Aufgabe 1984 
erwarte ich von Ihnen, allen Kommunisten und 
Mitarbeitern der Kunst und Antiquitäten GmbH, 
daß in Auswertung der 7. Tagung des Zentralkomi- 
tees der SED alle Anstrengungen unternommen 
werden, um im sozialistischen Wettbewerb zu 
Ehren des 35. Jahrestages der Gründung der Deut- 
schen Demokratischen Republik eine anspruchs- 
volle Überbietung des Planes 1984 durch Über- 
nahme von Einzel- und Kollektivverpflichtungen zu 
gewährleisten. “ 

In einem anderen an Dr, Schalck-Golodkowski 
gerichteten Schreiben vom 21. November 1984 (Do- 
kument 50) von Generaldirektor Farken heißt es: 

„Im Ergebnis der Beratung wurde beschlossen, zu 
Ehren des 40. Jahrestages der Befreiung vom 
Faschismus durch die ruhmreiche Sowjetarmee 
unter der Losung: 

„40% zum 40. Jahrestag“ 

die staatliche Planauflage Valutaabführung zum 
8. Mai 1985 mit 40% zu realisieren. 

Um diese Zielstellung zu erreichen, werden wir 
bereits in den noch verbleibenden 6 Wochen des 
Jahres 1984 nach den Kennziffern des Planes 1985 
arbeiten. 

Wir betrachten diese Verpflichtung als einen Bei- 
trag zur Stärkung der DDR, des sozialistischen 
Lagers und zur Erhaltung des Friedens, Wir wollen 
damit auch einen Dank gegenüber der Sowjetunion 
entrichten, die es durch diese historische Befrei- 
ungstat vor 40 Jahren erst ermöglichte, daß erstma- 
lig auf deutschem Boden ein sozialistischer Staat 
entstehen konnte. “ 

Obwohl die Kunst und Antiquitäten GmbH als selb- 
ständiger Betrieb gegründet worden war, wurden alle 
wesentlichen finanziellen, personalpolitischen und 
kulturpolitischen Fragen durch Dr. Schalck-Golod- 
kowski oder Manfred Seidel, dem Hauptabteilungs- 
leiter I des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, 
entschieden. Bei grundlegenden Problemen oder 
neuen Geschäftsideen war zumindest von Manfred 
Seidel immer das Einverständnis einzuholen. Fragen, 
die den Zuständigkeitsbereich anderer Ressorts des 
DDR -Ministerrats berührten, wurden auf der Ebene 
von Dr. Schalck-Golodkowski bzw. Manfred Seidel 
entschieden. Soweit Sonderregelungen wegen Nor- 
mabweichungen erforderlich waren, wurden diese 
durch Dr. Schalck-Golodkowski bzw. Manfred Seidel 
herbeigeführt. Dies hat bei seiner Vernehmung Horst 
Schuster als Zeuge ausgeführt. Für das Ministerium 
der Finanzen beispielsweise sei für den Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung Herta König, im Finanzmini- 
sterium stellvertretende Ministerin, Ansprechpartne- 
rin gewesen. Fragen des Kunstschutzes seien in Koor- 
dinierung mit dem Ministerium für Kultur letztlich von 
Dr. Schalck-Golodkowski verhandelt und entschie- 
den worden. 
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III. Vorgehen der Kunst und Antiquitäten GmbH 
bei der Beschaffung von Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten im Wege 
vertraglicher Vereinbarungen 

1. Vertragliche Vereinbarungen mit staatlichen 
Stellen 

a) Der Staatliche Kunsthandel 

Zur Beschaffung von Kunstgegenständen und Anti- 
quitäten für den Export und zur Erwirtschaftung von 
Devisen konnte sich die Kunst und Antiquitäten 
GmbH zunächst auf den Staatlichen Kunsthandel in 
der DDR stützen, der ihr gegenüber nicht nur Planauf- 
lagen zu erfüllen hatte, sondern zusätzlich freiwillige 
Vereinbarungen mit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH abschloß. 


aa) Planauflagen 

Der Staatliche Kunsthandel war aufgrund von Plan- 
auflagen des Ministeriums für Kultur verpflichtet, 
Kunstgegenstände und Antiquitäten für den Export 
durch die Kunst und Antiquitäten GmbH zu beschaf- 
fen. Die Höhe der Planauflagen wurde dem Staatli- 
chen Kunsthandel über den Leiter der Hauptabteilung 
Planung und Finanzierung des Ministeriums für Kul- 
tur, Micklich, übermittelt. Nach der Auflage der 
Staatlichen Plankommission hatte der Staatliche 
Kunsthandel jährlich 4 Mio. DM zu erwirtschaften. 
Durch zusätzliche Vereinbarungen konnten darüber 
hinaus Waren der Kunst und Antiquitäten GmbH zur 
Verfügung gestellt werden. Die erwirtschafteten 
Devisen wurden dem Staatshaushalt zugeführt, 
kamen dem Ministerium für Kultur allerdings nur in 
sehr geringem Maße zugute. 

Die Aufteilung der erwirtschafteten Devisen bildete 
ein ständiges Spannungsfeld zwischen der Kunst und 
Antiquitäten GmbH und dem Ministerium für Kultur. 
Die Kunst und Antiquitäten GmbH war einerseits 
immer stärker bemüht, eine Steigerung des außer- 
planmäßigen Exports auch vertraglich zu fixieren, 
mußte andererseits aber erkennen, daß dies ohne 
materiellen Anreiz für die Beteiligten nicht länger 
möglich war. 

Während sich der Valutaanteil des Ministeriums für 
Kultur in der Vereinbarung des Jahres 1977 noch auf 
30% — und zwar nur für zeitgenössische Kunst — 
beschränkte, wurden dem Ministerium in einer — 
allerdings in den dem Untersuchungsausschuß vorlie- 
genden Unterlagen nicht Unterzeichneten — Verein- 
barung von 1989 Valutaanrechte in Höhe von 50% 
des Nettovalutaerlöses für alle Erzeugnisse und Lei- 
stungen angeboten. Die Abrechnung der Valutaerlöse 
erfolgte im Verhältnis einer Verrechnungsmark zu 
einer Mark und verschaffte der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH eine erhebliche Gewinnspanne. 

Mit dieser Erhöhung sollte die Leistungsbereitschaft 
der Künstler gesteigert werden. Laut Aussage von 
Dr. Keller als Zeuge hatten die Künstler jedoch keine 
Möglichkeit, frei über ihre eigenen, beim Bereich 


Kommerzielle Koordinierung verwalteten Devisen- 
konten zu verfügen. Eine Abhebung, die zudem 
begründet werden mußte, war laut Dr. Keller nur mit 
Gegenzeichnung der Kunst und Antiquitäten GmbH 
möglich. 

Auch das Ministerium für Kultur konnte — so Dr. Kel- 
ler vor dem Ausschuß — die ihm zufließenden Devisen 
nicht frei verwenden. Wie aus der Vereinbarung vom 
14. Mai 1986 (Dokument 59) hervorgeht, mußte der 
Leiter der Hauptabteüung Planung und Finanzen im 
Ministerium für Kultur mit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH Vereinbarungen über die Verwendung der 
Valutaguthaben abschließen. Etwaige mögliche Im- 
porte konnte man über den AHB Kunst und Antiqui- 
täten GmbH abwickeln. Da für diese Importe Provisio- 
nen zwischen 5 % und 7 % gefordert wurden, erbrach- 
ten die freiwilligen Abmachungen für die Kunst und 
Antiquitäten GmbH über den ihr zugeteilten Valu- 
taanteil hinaus einen weiteren finanziellen Vorteil. 

Der Staatliche Kunsthandel erhielt keine Subventio- 
nen aus dem Staatshaushalt. Der Generaldirektor war 
dem Ministerium für Kultur nicht rechenschaftspflich- 
tig. 

Der Staatliche Kunsthandel in der DDR war flächen- 
deckend organisiert. An der Spitze stand der General- 
direktor; auf Bezirksebene gab es Bezirksdirektoren. 
Auf Ortsebene bestanden die Galerien, die mit staat- 
lichen und gesellschaftlichen Organisationen zusam- 
menarbeiteten und Sammler kreise auf bauten. Gale- 
rien erhielten Planvorgaben vom Staatlichen Kunst- 
handel. Der Generaldirektor des Staatlichen Kunst- 
handels entschied über die Höhe der Teilpläne für die 
einzelnen Galerien. 

Da die Kunst und Antiquitäten GmbH das Außenhan- 
delsmonopol für den Bereich Kunst und Antiquitäten 
besaß, waren nur in Zusammenarbeit mit ihr die 
Planauflagen des Staatlichen Kunsthandels zu erfül- 
len. Deshalb war es notwendig, daß der Staatliche 
Kunsthandel sich zum Zweck der Planerfüllung mit 
der Kunst und Antiquitäten GmbH abstimmte. 

Entsprechende Vereinbarungen zwischen dem Staat- 
lichen Kunsthandel und dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung gehen bis in das Jahr 1976 zurück. 
Grundlage war die Ministerratsverfügung Nr. 27/75 
vom 22. Dezember 1975 (Dokument 18), die den 
Minister für Kultur verpflichtete, mit dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung über die Bereitstellung 
von Antiquitäten und Gebraucht waren für den Export 
Vereinbarungen abzuschließen. Die Valutaerlöse aus 
diesem Export sollten in vollem Umfang auf ein 
Devisenkonto des Ministeriums für Außenhandel 
überwiesen werden. Mit dieser Verfügung verpflich- 
tete sich der Minister für Kultur am 4. Oktober 1976 
gegenüber dem Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung, der Kunst und Antiquitäten GmbH jährlich zum 
Export geeignete Antiquitäten und Gebraucht waren 
in der genannten Höhe von ca. 4 Mio. sog. Verrech- 
nungsmark durch den Staatlichen Kunsthandel zur 
Verfügung zu stellen (Dokument 19). 

Welche enorme Belastung diese Vereinbarung für den 
Staatlichen Kunsthandel und insbesondere für die 
einzelnen Antiquitätengalerien darstellte, hat Glie- 
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nicke, seit 1979 Leiter der Antiquitätengalerie Fried- 
richstraße des Staatlichen Kunsthandels in Ostberlin, 
als Zeuge deutlich gemacht. Planauflagen in Höhe 
von bis zu 400 000, — sog. Verrechnungsmark jährlich 
und die generelle Ablehnung des kulturellen Ausver- 
kaufs der DDR bewegten ihn 1985 dazu, den stellver- 
tretenden Minister Dr. Dietmar Keller um Hilfe zu 
bitten. Glienicke wies ihn auf die Problematik der 
Preisbildung für Antiquitäten hin. Aufgrund der 
Monopolstellung der Kirnst und Antiquitäten GmbH 
einerseits und des Zwangs zur Planerfüllung anderer- 
seits sei eine freie Preisbildung nicht möglich gewe- 
sen. Die Aufkäufer der Kunst und Antiquitäten GmbH 
hätten gegenüber den Galerien viel zu niedrige Preis- 
vorstellungen zugrunde gelegt. Zur Erfüllung der 
Planauflagen hätten daher Gegenstände in großem 
Umfang unter Wert verkauft werden müssen. Ab einer 
bestimmten Zeit sei dann eine Realisierung keines- 
wegs mehr mit „Kuchenformen und Vertikos" mög- 
lich gewesen, sondern habe den Verkauf höherwerti- 
ger Gegenstände erfordert. Eine Nichterfüllung des 
Plansolls wiederum hätte zu einer Schmälerung der 
Jahresprämienausschüttung für alle Mitarbeiter des 
Staatlichen Kunsthandels geführt, die aber jeder 
Galerieleiter vermeiden wollte. Glienicke hat vor dem 
Untersuchungsausschuß ausgesagt, daß zwar nicht 
unbedingt Kulturgut der sog. Kategorien I und II im 
Sinne des DDR-Kulturgutschutzgesetzes (vgl. Ab- 
schnitt 3) exportiert worden sei. Es sei aber in großem 
Umfang Kulturgut aufgrund der Aktivitäten der Kunst 
und Antiquitäten GmbH verschwunden, das seiner 
Aussage nach durchaus schützenswert war. 

Die Bitte Glienickes 1985 hatte zunächst Erfolg. Dr. 
Dietmar Keller als stellvertretender Minister für Kultur 
entschied, daß die Antiquitätengalerie Friedrich- 
straße in Ostberlin von der Planauflage befreit wurde, 
und setzte sich gleichzeitig für eine Senkung der 
Auflagen im gesamten Staatlichen Kunsthandel ein. 
Der Export von Kunst und Antiquitäten sollte bis 1987 
nach und nach völlig zugunsten einer höheren Aus- 
fuhr von Gebrauchtwaren und zeitgenössischer Kunst 
eingeschränkt werden. Die Staatliche Plankommis- 
sion, die letztlich nur an Devisen interessiert war, hatte 
dagegen keine Einwände. 

Dr. Keller hat als Zeuge angegeben, daß in den Jahren 

1987 bis 1989 die staatlichen Galerien offiziell keine 
Antiquitäten mehr an die Kunst und Antiquitäten 
GmbH verkauft hätten. Diese Aussage wird durch 
einen Brief des Generaldirektors des Staatlichen 
Kunsthandels, Weiß, an Dr. Keller vom 5. Januar 1988 
(Dokument 70) gestützt, in dem Weiß ankündigte, ab 

1988 der Kunst und Antiquitäten GmbH keinerlei 
Antiquitäten mehr, sondern nur noch Gebrauchtwa- 
ren liefern zu wollen. 

Bei dieser Entscheidung wurde eine gegenüber dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung schon beste- 
hende und bereits früher vertraglich vereinbarte Mög- 
lichkeit wahrgenommen. In der Vereinbarung vom 
4. Oktober 1976 (Dokument 19), nach der der Staatli- 
che Kunsthandel zum Export geeignete Antiquitäten 
und Gebrauchtwaren in Höhe des genannten Betrags 
von ca. 4 Mio. sog. Verrechnungsmark zur Verfügung 
stellen sollte, war eine Gewichtung zugunsten von 
Antiquitäten nicht festgelegt. Punkt 3 dieser Verein- 


barung enthielt bereits die Aufforderung an die Kunst 
und Antiquitäten GmbH und den Staatlichen Kunst- 
handel, „im Interesse der Erhaltung der Substanz des 
Kulturbesitzes der DDR 11 Bedingungen für eine „Er- 
schließung neuer Warengruppen der Gebrauchtwa- 
ren kulturellen Charakters und der zeitgenössischen 
Kunst 11 zu schaffen, damit „die Ausfuhr qualitätsvoller 
Antiquitäten zunehmend eingeschränkt werden 
kann 11 . 

Daß von dieser Möglichkeit nicht schon früher 
Gebrauch gemacht wurde, läßt sich nach den Zeugen- 
aussagen von Dr. Keller und Glienicke darauf zurück- 
führen, daß sowohl die Generaldirektion des Staatli- 
chen Kunsthandels als auch das Ministerium für 
Kultur die bestehende Situation stillschweigend 
akzeptierten. Glienicke hat gemeint, daß das Ministe- 
rium für Kultur und der Staatliche Kunsthandel sich 
offensichtlich daran gewöhnt hatten, daß der Verkauf 
von Antiquitäten der einfachste Weg sei, um diese 
Planauflage zu erfüllen. Dr. Keller hat angegeben, von 
der von ihm Vorgefundenen Situation unverständlich 
hoher Planauflagen überrascht gewesen zu sein. Sei- 
ner Meinung nach hätte für den Generaldirektor des 
Staatlichen Kunsthandels schon lange die Möglich- 
keit einer Veränderung dieser Lage bestanden. 

Insgesamt änderte sich die Situation im DDR-Kunst- 
handel auch nach dem Eingreifen Dr. Kellers nicht: 
Über andere Beschaffungskanäle gelang es der Kunst 
und Antiquitäten GmbH, jederzeit wertvolle Antiqui- 
täten zu bekommen. Selbst die Reduzierung der 
Planauflage wurde durch privat auftretende Käufer 
unterlaufen, die in einzelnen Galerien Kunstgegen- 
stände von hohem Wert für die Kunst und Antiquitäten 
GmbH beschafften. Eine Beschwerde Glienickes über 
diese Situation beim Verantwortlichen für den Bereich 
Kultur des Staatlichen Kunsthandels im Zentralkomi- 
tee, Dr. Böhme, blieb erfolglos. Die Antwort bestand 
aus einem Hinweis auf die Wichtigkeit der Devisen- 
beschaffung für die DDR. 


bb) Zusätzliche Lieferungen 

des Staatlichen Kunsthandels 

Über die Erfüllung der Planauflagen hinaus wurde die 
Kunst und Antiquitäten GmbH durch den Staatlichen 
Kunsthandel auch auf der Grundlage von zusätzlichen 
Vereinbarungen zwischen dem Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung und dem Ministerium für Kultur 
beliefert. 

Zur Ergänzung der Vereinbarung vom 4. Oktober 
1976 wurde unter dem 22. Juni 1977 mit Wirkung ab 
1. Juli 1977 zwischen dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung und dem Ministerium für Kultur ver- 
einbart, daß zur „außerplanmäßigen Erwirtschaftung 
von Valutamitteln" der Export „zeitgenössischer bil- 
dender Kunst sowie artverwandter Gegenstände 11 
zusätzlich „realisiert" wird (Dokument 21). Damit 
erhielt der Staatliche Kunsthandel den Auftrag, die 
notwendigen Voraussetzungen für eine zusätzliche 
Erwirtschaftung von 500 000, — sog. Verrechnungs- 
mark für das Jahr 1977 zu schaffen. Nach einer 
weiteren Vereinbarung aus dem Jahr 1977 (Dokument 
24) sollte der Verkauf zeitgenössischer Kunst in Ver- 
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trägen zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH 
und dem Staatlichen Kunsthandel gesondert ausge- 
wiesen werden. 

Während sich die Vereinbarung vom 22. Juni 1977 auf 
den zusätzlichen Export von zeitgenössischer bilden- 
der und angewandter Kunst sowie auf artverwandte 
Gegenstände bezog, schloß eine spätere Vereinba- 
rung vom 14. Mai 1986 auch die außerplanmäßige 
Ausfuhr von Kunst und Antiquitäten mit ein (Doku- 
ment 59). In gleicher Weise sah auch ein undatierter 
Vereinbarungsentwurf zwischen dem Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung und dem Ministerium für 
Kultur den außerplanmäßigen Export von Kirnst und 
Antiquitäten vor. 

Motivation für diese Einstellung und somit auch für 
das Eingehen auf zusätzliche Verpflichtungen war 
nach der Aussage von Dr. Keller vor dem Untersu- 
chungsausschuß vor allem die Möglichkeit, Devisen 
für den Import dringend benötigten technischen 
Materials für das Ministerium für Kultur erwirtschaf- 
ten zu können. Hierzu zählten u. a. Ballettschuhe, 
Malerausrüstungen, Klimaanlagen und Panzerglas. 
Aufgrund der großen Finanznot des Ministeriums für 
Kultur seien dies willkommene Unterstützungen 
gewesen. Darüber hinaus sollte aber auch den bilden- 
den Künstlern der DDR eine Chance gegeben werden, 
auf dem internationalen Markt Bekanntheit zu erlan- 
gen und — wenn auch in geringem Ausmaß — vom 
erwirtschafteten Valutaerlös zu profitieren. 


b) Die staatlichen Museen 

Aufgrund des Widerstandes gegen die Ministerrats- 
verfügung Nr. 4/73 vom 18. Januar 1973 wurden die 
Verpflichtungen der staatlichen Museen zur Abliefe- 
rung von Kunstgegenständen bei der Kunst und 
Antiquitäten GmbH nicht weiterverfolgt. Kunstge- 
genstände und Antiquitäten für den Export wurden 
nur aufgrund von anderweitigen Vereinbarungen, 
wie sie z. B. von den Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden eingegangen wurden, sowie aufgrund sog. 
Tauschvereinbarungen bereitgestellt. Solche kamen 
dann zustande, wenn die staatliche Kulturguts chutz- 
kommission geschütztes Kulturgut vor dem Export 
durch die Kunst und Antiquitäten GmbH aussonderte 
und es den Museen im Tausch gegen geringerwertige 
Kulturgüter zur Verfügung stellte. 

Die Bedeutung der Museen als Beschaffungsinstru- 
ment für die Kunst und Antiquitäten GmbH muß 
insgesamt eher als gering eingeschätzt werden. 


aa) Organisation 

Ende 1989 gab es in der DDR noch ca. 600 bedeutende 
Museen. Sie unterstanden bis auf wenige Ausnahmen 
den sog. Territorialorganen, d. h. den örtlichen Räten. 
Das Ministerium für Kultur nahm zunächst nur anlei- 
tende Aufgaben wahr, hatte letztlich aber nach Maß- 
gabe des Kulturgutschutz gesetzes vom 3. Juli 1980 
(Dokument 30) über die Freigabe von Gegenständen 
aus den Museumsbeständen für den Export zu ent- 
scheiden. Zuständig im Ministerium für Kultur waren 


der Abteilungsleiter für Museen und Denkmalspflege, 
Wolf, sowie der für finanzielle Angelegenheiten 
zuständige Abteilungsleiter Micklich. 

Gesetzliche Grundlage für die Zusammenarbeit der 
Museen mit der Kunst und Antiquitäten GmbH bildete 
neben dem Kulturgutschutzgesetz aus dem Jahr 1980 
und seinen Durchführungsbestirrmnmgen die „Ver- 
ordnung über den Staatlichen Museumsfonds 11 der 
DDR vom 12. April 1978 (Dokument 25). Gemäß § 14 
dieser Verordnung konnten Museen selbst kulturell 
geringwertige Kulturgüter der sog. Kategorie III nur 
dann aus dem „Staatlichen Museumsfonds “ ausson- 
dem und zum Verkauf zur Verfügung stellen, „wenn 
an ihrer Erhaltung und Nutzung kein gesellschaftli- 
ches Interesse mehr besteht". Über eine solche Aus- 
sonderung entschied auf Antrag des Museumsdirek- 
tors der Leiter des übergeordneten Staatsorgans. Die 
Möglichkeit der Aussonderung hochwertiger Kultur- 
güter der sog. Kategorien I und II war nicht vorgese- 
hen. Einzelheiten für die Einordnung in die Katego- 
rien sind in § 5 der „Verordnung über den Staatlichen 
Museumsfonds" der DDR festgelegt: 

„(1) Die Museen haben museale Objekte und 
Sammlungen des Staatlichen Museumsfonds nach 
ihrer wissenschaftlichen, historischen und kulturel- 
len Bedeutung zu kategorisieren. Die Einstufung 
der musealen Objekte erfolgt nach einheitlichen 
Grundsätzen in 3 Kategorien. 

(2) Kategorie I umfaßt museale Objekte und Samm- 
lungen, die von außerordentlichem wissenschaftli- 
chen, historischen oder kulturellen Wert und uner- 
sätzlich sind und in einmaliger Weise Aufschluß 
geben über 

— die Entstehung und Entwicklung der Weltkultur, 
des kulturellen Erbes und speziell der sozialisti- 
schen Nationalkultur, 

— Ereignisse, Prozesse oder Persönlichkeiten, die 
den Gang der Weltgeschichte oder der National- 
geschichte wesentlich beeinflußt haben, 

— umwälzende ökonomische Prozesse, wissen- 
schaftliche und technische Erfindungen und 
Entdeckungen, 

— wesentliche Etappen der Entstehung, Entwick- 
lung und Charakterisierung der Natur. 

(3) Kategorie II umfaßt museale Objekte und Samm- 
lungen, die von großem wissenschaftlichen, histori- 
schen oder kulturellen Wert sind und mit hoher 
Aussagekraft Zeugnis ablegen von 

— der Entwicklung des deutschen Volkes und 
seinen humanistischen und revolutionären Tra- 
ditionen sowie seinen politischen, kulturellen 
und wissenschaftlich-technischen Leistungen 
sowie Objekte und Sammlungen über den Auf- 
bau der entwickelten sozialistischen Gesell- 
schaft, 

— dem Wirken bedeutender Politiker, Wissen- 
schaftler und Künstler in Vergangenheit und 
Gegenwart sowie Objekte gleichen Ranges zur 
Geschichte und Kultur anderer Völker und 
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Objekte, die Erscheinungen und Vorgänge in 
der Natur charakterisieren. 

(4) Kategorie III umfaßt museale Objekte und 
Sammlungen, d‘ in charakteristischer Weise die 
natürliche und gesellschaftliche Entwicklung in 
einzelnen Territorien belegen und für die Allge- 
meinbildung, die weltanschauliche, historische, 
ästhetische und polytechnische Bildung sowie für 
die wissenschaftliche Forschung von Wert sind. 
(Dokument 25) 


bb) Vertragliche Vereinbarungen 

mit der Kunst und Antiquitäten GmbH 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH versuchte in der 
Folgezeit, die staatlichen Museen zu einem freiwilli- 
gen Verkauf ihrer geringwertigen Kunstbestände zu 
bewegen. Ein Brief des Generaldirektors der Kunst 
und Antiquitäten GmbH, Joachim Farken, an Man- 
fred Seidel, Leiter der Hauptabteilung I des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung, vom 11. September 
1979 (Dokument 27) zeigt deutlich, daß sich die Kunst 
und Antiquitäten GmbH dabei sehr wohl über die 
negative Stimmung im Bereich der Museen im klaren 
war. Farken machte in diesem Brief einen Vorschlag, 
wie das Interesse der Museen und staatlichen Samm- 
lungen für den Export von Kunstgegenständen aus 
ihren Beständen geweckt werden könne, gleichzeitig 
aber „eine Polemik über die Notwendigkeit von 
Exporten" vermieden werde. Dieser Vorschlag lief 
darauf hinaus, an das Eigeninteresse der Museen — 
an „Profilierung und Bereicherung" ihrer Sammlun- 
gen — zu appellieren und ihnen Valutaanteile am 
Erlös einzuräumen, blieb aber ohne Erfolg. 

Dr. Schalck-Golodkowski hat vor dem Untersu- 
chungsausschuß angegeben, ihm sei kein Fall 
bekannt, bei dem ein Museum vom Generaldirektor 
der Kunst und Antiquitäten GmbH gezwungen wor- 
den sei, Kunstgegenstände für den Export zur Verfü- 
gung zu stellen. Solche Weisungen habe es weder von 
ihm noch von seinen Stellvertretern gegeben. Die 
Museen hätten selbst die Bereitschaft erklärt, nicht 
museumswürdige Bestände für Exporte zur Verfü- 
gung zu stellen und so entsprechend den Valutaantei- 
len auch Ankäufe für die Museen zu ermöglichen. 

Nach der Darstellung Dr. Schalck-Golodkowskis wur- 
den auch auf Veranlassung des Ministeriums für 
Kultur Exporte aus Museumsbeständen getätigt. Der 
Minister für Kultur, Dr. Hoffmann, habe am 27. Mai 
1987 Manfred Seidel, seinen Stellvertreter, in einem 
vertraulichen Gespräch darüber informiert, daß er 
durch Aussondem von Museumsgegenständen selbst 
zur Verbesserung der Devisenlage beitragen wolle. 
Dabei seien der Kunst und Antiquitäten GmbH von 
den Staatlichen Kunstsammlimgen Dresden Gemälde 
für den Export zur Verfügung gestellt worden. Für die 
Auswahl und Bereitstellung hätten ausschließlich das 
Ministerium für Kultur bzw. die nachgeordneten Ein- 
richtungen die Verantwortung getragen. 

Nach dem Untersuchungsausschuß vorliegenden Do- 
kumenten blieben die Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden unter ihrem Generaldirektor Prof. Dr. Bach- 


mann die einzigen Vertragspartner für diese Art von 
Vereinbarungen mit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH. 

Der Ausschuß stützt sich bei der Beurteilung der 
Vereinbarungen hauptsächlich auf die Aussagen Prof. 
Dr. Manfred Bachmanns als Zeugen sowie den „Ab- 
schlußbericht der Kommission zur Untersuchung von 
Kunstverkäufen der Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden" vom 11. Juni 1990 (Dokument 94). Außer- 
dem liegen zahlreiche Briefwechsel zu dieser Proble- 
matik vor (Dokumente 77, 79 und 85). 

Die Vereinbarungen zwischen den Staatlichen Kunst- 
sammlungen Dresden und der Kirnst und Antiquitäten 
GmbH wurden durch den Ende 1989 beginnenden 
Umbruch in der DDR auch Gegenstand mehrerer 
Versammlungen der Mitarbeiter der Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden. Als Reaktion auf die 
Verkäufe der sog. Schloßbergungsbestände wurde 
am 7. Dezember 1989 die Kommission zur Untersu- 
chung von Kunstverkäufen der Staatlichen Kunst- 
sammlungen Dresden gebildet. Die Kommission 
bestand aus Kunstwissenschaftlern, Mitarbeitern der 
Abteilung Kultur beim Rat der Stadt Dresden und 
Mitarbeitern der Staatlichen Kunstsammlungen Dres- 
den. Ihre Aufgabe war es zu untersuchen, ob und 
inwieweit die Staatlichen Kunstsammlungen Dresden 
am Verkauf von Kunstwerken aus der DDR beteiligt 
waren und welche Verantwortung ihre Mitarbeiter 
dabei hatten. Die Kommission legte ihren Abschluß- 
bericht am 11. Juni 1990 (Dokument 94) der Öffent- 
lichkeit vor. 

Nach Aussage von Prof. Dr. Bachmann schlossen die 
Staatlichen Kunstsammlungen Dresden seit 1983 Ver- 
einbarungen mit der Kunst und Antiquitäten GmbH 
ab. Die erste Vereinbarung mit der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH wurde am 1. Oktober 1983 getroffen. 
Sie bezog sich auf „die Verwertung von Gegenstän- 
den, die für den Export freigegeben sind". Grund 
hierfür sei die extreme Devisenknappheit der Museen 
gewesen, die es nicht ermöglicht habe, die notwen- 
digsten technischen Ausrüstungen zu besorgen. Mit 
einer Unterstützung von staatlicher Seite konnte nicht 
gerechnet werden. Eine Anfrage Prof. Dr. Bachmanns 
bezüglich einer Devisenunterstützung soll der Mini- 
ster für Kultur, Dr. Hans-Joachim Hoffmann, folgen- 
dermaßen beantwortet haben: „Wenn ihr Valuta 
braucht, müßt ihr euch kümmern." Wie die Verneh- 
mung von Prof. Dr. Bachmann gezeigt hat, waren aber 
die Fragen der Gewinnbeteiligung sowie die Möglich- 
keiten der Gewinnverwendung in der Vereinbarung 
vom 1. Oktober 1983 unklar geregelt. 

Für die Verkaufsabwicklung erhielten die Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden ein Konto bei der Kunst 
und Antiquitäten GmbH, das im Bedarfsfall auch 
überzogen werden konnte. Aufgefüllt wurde es nicht 
nur durch Verkäufe von Kunstgegenständen, sondern 
auch durch die Erbringung von Dienstleistungen wie 
z. B. Transporte, Restaurationen usw. 

Insgesamt stellten die Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden der Kunst und Antiquitäten GmbH bis 1989 
etwa 100 bis 150 Werke zur Verfügung. Dabei gab es 
nach Aussage von Prof. Dr. Bachmann weder Planauf- 
lagen noch einen Zwang zur kontinuierlichen Liefe- 
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rung. 1989 sollte in einer umfangreichen Aktion die 
Aussonderung der sog. Schloßbergungsbestände für 
den Export vorgenommen werden. Diese Bestände 
waren durch die sog. Bodenreform nach dem 2. Welt- 
krieg in die Hände der Museen gelangt. Von etwa 
4 000 ausgesonderten Gemälden wurden der Kunst 
und Antiquitäten GmbH über 600 zur Verfügung 
gestellt. Etwa die Hälfte davon kehrte wegen man- 
gelnder Absatzfähigkeit Ende 1990 wieder nach Dres- 
den zurück. Unterstützt wurde diese Aktion auch von 
den Direktoren der ausgelagerten Depots der Staatli- 
chen Kunstsammlungen in Moritzburg und Pillnitz. 
Diese begründeten ihre Bereitwilligkeit damit, daß 
ihre Depots und Ausstellungsräume völlig überfüllt 
seien und sie mehr Raum und Licht benötigten. 

Die Aussonderung dieser Werke erfolgte nach Anga- 
ben von Prof. Dr. Bachmann unter strengster Beach- 
tung der „Verordnung über den Staatlichen Mu- 
seumsfonds". Nur von Experten ausgesuchte Ge- 
mälde der Kategorie III seien zum Verkauf angeboten 
worden. Die letzte Verantwortung habe jeweils beim 
zuständigen Fachdirektor gelegen. Die Freigabe sei 
jedoch in jedem Fall vom Rat der Stadt Dresden 
vorgenommen worden. 

Prof. Dr. Bachmann hat vor dem Untersuchungsaus- 
schuß weiter berichtet, daß sowohl vom Ministerium 
für Kultur als auch vom Rat der Stadt Dresden die 
Staatlichen Kunstsammlungen Dresden zu derartigen 
Vereinbarungen gedrängt worden seien. Die Stadt 
Dresden habe selbst von den erlangten Devisen pro- 
fitieren wollen. Oberbürgermeister Wolfgang Bergho- 
fer z. B. habe unbedingt Valuta für die Beschaffung 
von Reinigungsfahrzeugen benötigt. Immer wieder 
habe man daher an Prof. Dr. Bachmanns „ Verantwor- 
tungsbewußtsein als Einrichtungsleiter der Stadt" 
appelliert. 

Gemäß einer Vereinbarung vom Oktober 1983 stan- 
den den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden 
100 % der Valutaerlöse zu. 70 % wurden dabei auf ein 
Konto der Kunstsammlungen in Mark überwiesen und 
konnten für Käufe in der DDR verwendet werden. 
30% in Valutamark wurden als Guthaben bei der 
Kirnst und Antiquitäten GmbH für Importe gehalten. 
Mit diesem Guthaben konnten jedoch nur technische 
Ausrüstungen besorgt werden. Importe der ge- 
wünschten Waren hatten in der Regel gegen Provision 
über das MfS-Untemehmen „Günther Forgber Wahr- 
nehmung von Interessen für Industrie und Handel" 
(vgl. 2. Teilbericht — DS 12/3920, S. 38) zu erfol- 
gen. 

Neuerwerbungen waren lediglich durch Tausch mög- 
lich. Interessant ist in diesem Zusammenhang eine 
angebliche Erklärung des Generaldirektors der Kunst 
und Antiquitäten GmbH, Horst Schuster, gegenüber 
den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden: „Seine 
Firma wolle (. . .) alles gern verkaufen, aber nur gegen 
Devisen. Mark der Deutschen Notenbank interessiert 
diese Firma nicht. Sie sind bereit, aus unseren Depots 
alles zu übernehmen, was wir im Tausch gegen die 
gewünschten Objekte im gleichen Wert anzubieten 
hätten. Zu verschenken hätten sie nichts." Diese 
Erklärung entnimmt der Untersuchungsausschuß 
dem „Abschlußbericht der Kommission zur Untersu- 
chung von Kunstverkäufen der Staatlichen Kunst- 


sammlungen Dresden" vom 11. Juni 1990 (Dokument 
94). 

Die Vereinbarungen mit den Staatlichen Kunstsamm- 
lungen Dresden wurden von der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH nicht immer eingehalten. Unter anderem 
wurden den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden 
die vertraglich vereinbarten Informationen über die 
voraussichtlich zu erzielenden Valutaerlöse vorent- 
halten. Damit hatte die Kunst und Antiquitäten GmbH 
die Möglichkeit, die Preise willkürlich festzulegen. 

Im Gegensatz zu den Aussagen von Prof. Dr. Bach- 
mann vor dem Untersuchungsausschuß kam die Kom- 
mission zur Untersuchung von Kunstverkäufen der 
Staatlichen Kunstsammlungen Dresden zu einem ver- 
nichtenden Urteil über die Zusammenarbeit zwischen 
den Dresdner Kunstsammlungen und der Kirnst und 
Antiquitäten GmbH. Der Bericht belegt, daß die 
Staatlichen Kunstsammlungen Dresden schon seit 
dem Jahr 1968 geschäftliche Verbindungen zu 
Außenhandelsfirmen der DDR gepflegt hatten. 

Bereits 1970 hatten die Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden eine Anweisung des damaligen Kulturmini- 
sters Klaus Gysi erhalten, Kunstgegenstände aus den 
Museen zum Verkauf anzubieten. Auf vertrauliche 
Anweisung des Generaldirektors Prof. Dr. Bachmann 
hatte man in der Galerie Alter Meister damals schon 
begonnen, die ungenutzten Depots des sog. Schloß- 
bergungsbestandes durchzusehen. 

Nach Recherchen der Kommission wurde die Verein- 
barung vom 1. Oktober 1983 auf vielfältige Weise 
umgangen. Als Beispiel hierfür kann der Export eines 
Gemäldes von Joos de Momper 1983 angeführt wer- 
den, bei dem es sich um Kulturgut der Kategorie I 
handelte. Eine Freigabe durch das übergeordnete 
staatliche Organ, wie nach Punkt 2 der vorgenannten 
Vereinbarung aus dem Jahr 1983 gefordert, lag hier 
nicht vor. Außerdem wurde gegen das Kulturgut- 
schutzgesetz und die „Verordnung über den Staatli- 
chen Museumsfonds " verstoßen. 

Die Vereinbarung vom 1 . Oktober 1983 hatte bis Mitte 
des Jahres 1987 Bestand, Sie wurde einseitig von der 
Kunst und Antiquitäten GmbH gelöst. Anlaß hierfür 
waren eine neue Vereinbarung zwischen dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung und dem Ministerium 
für Kultur vom 14. Mai 1986 (Dokument 59) sowie ein 
Gespräch in selbigem Ministerium am 25. Mai 1987 
zwischen dem Minister für Kultur, Dr. Hoffmann, dem 
Leiter der Hauptabteilung Planung und Finanzen im 
Ministerium für Kultur, Micklich, sowie Seidel und 
Farken. Dabei wurde — auch nach dem Kommissions- 
bericht — von seiten des Ministeriums für Kultur der 
Wille zum Ausdruck gebracht, Aktivitäten zur Verbes- 
serung der Devisenlage entwickeln zu wollen. Mick- 
lich wurde dabei für die Erarbeitung von Vorschlägen 
„zur Erhöhung der Exportaktivitäten des Ministeri- 
ums für Kultur" verantwortlich gemacht. Neben dem 
Staatlichen Kunsthandel zog er auch die Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden zur Verwirklichung die- 
ser Aufgabe heran. 

Grundlage für den umfangreichen Verkauf der sog. 
Schloßbergungsbestände war nicht eine schriftlich 
fixierte Vereinbarung, sondern lediglich eine mündli- 
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che Absprache. Diese wurde in einem Gespräch 
zwischen dem Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH, Dr. Vogel, Micklich und dem stellvertreten- 
den Generaldirektor der Staatlichen Kunstsammlun- 
gen Dresden, Winkler, am 11. August 1988 getroffen. 
Dabei wurde — nach Auffassung der Kommission — 
offenbar streng vertraulich die Sichtung von 4 000 
Gemälden, Graphiken und Zeichnungen durch die 
Staatlichen Kunstsammlungen Dresden festgelegt. 
25 % davon erschienen für den Export verwendbar. 
Diese sollten bis zum 31. März 1989 der Kunst und 
Antiquitäten GmbH übergeben werden. In einem 
Brief vom 1. September 1988 (Dokument 73) an Seidel 
wies Farken darauf hin, daß die schrittweise Übergabe 
von 1 000 Gemälden der Staatlichen Kunstsammlun- 
gen Dresden an die Kunst und Antiquitäten GmbH 
vereinbart worden sei. Genauere Hinweise auf die 
Existenz und den Inhalt dieser mündlichen Vereinba- 
rung liegen dem Ausschuß nicht vor. Insgesamt wur- 
den aufgrund dieser Vereinbarung ab August 1988 ca. 
668 Werke zusätzlich zu den Lieferungen der Depots 
Pillnitz und Moritzburg verkauft. 

Daß die Vereinbarung tatsächlich mit einer strengen 
Schweigepflicht belegt war, ergibt sich auch aus der 
Vernehmung des Zeugen Dr. Keller vor dem Untersu- 
chungsausschuß. Er hat behauptet, von dem Bildver- 
kauf in Dresden nichts gewußt zu haben. Im Ministe- 
rium für Kultur seien nur Micklich und Dr. Hoffmann 
informiert gewesen. Selbst innerhalb der Dresdner 
Kunstsammlungen hätten nur wenige von dem Ver- 
kauf gewußt. In den Depots Pillnitz und Moritzburg 
seien die Waren nicht von Wagen der Kunst und 
Antiquitäten GmbH, sondern des Kraftverkehrs Dres- 
den abgeholt worden. Damit habe man die Exportab- 
sichten verschleiern wollen. 

Nach dem Kommissionsbericht wurde durch diese 
mündliche Absprache der Rat der Stadt Dresden als 
übergeordnetes Organ umgangen. Eine direkte Ver- 
einbarung zwischen dem Ministerium für Kultur, d. h. 
Micklich, und den Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden widersprach dem vorgeschriebenen Dienst- 
weg. 

Diese Vereinbarung hatte zudem negative finanzielle 
Auswirkungen für die Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden. Gegenüber der Vereinbarung vom 1. Okto- 
ber 1983 änderte sich die Aufteilung der erwirtschaf- 
teten Valutaerlöse stark zuungunsten der Sammlun- 
gen. Wie sich aus einem Gesprächsvermerk vom 
14. August 1989 (Dokument 81) zwischen dem Mitar- 
beiter der Kunst und Antiquitäten GmbH, Dr. Vogel, 
und den Mitarbeitern der Staatlichen Kunstsammlun- 
gen Dresden, Winkler und Göpfert, ergab, standen 
den Kunstsammlungen statt ehemals 100% jetzt nur 
noch 25% zu. 50% Gewinnanteil beanspruchte die 
Kunst und Antiquitäten GmbH für sich, 25 % gingen 
direkt an das Ministerium für Kultur. Außerdem 
verloren die Staatlichen Kunstsammlungen Dresden 
endgültig das in der Vereinbarung vom 1. Oktober 
1983 festgelegte Recht, von der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH vor Vertragsabschluß über die Höhe der zu 
erzielenden Valutaerlöse informiert zu werden. Die 
Kunst und Antiquitäten GmbH erlangte durch diese 
Vereinbarung also zahlreiche Vorteile. Die Argumen- 
tation des Generaldirektors Prof. Dr. Bachmann, die 


Vereinbarung habe im Interesse der Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden gelegen, ist fragwürdig. 

Die Kommission wies Generaldirektor Prof. Dr. Bach- 
mann eine erhebliche Mitschuld an dieser fragwürdi- 
gen Aktion zu. Die Direktion der Galerie Alter Meister 
wurde 1989 von ihm aufgef ordert, Bilder aus dem sog. 
Schloßbergungsbestand auszusondem. In einem 
Schreiben vom 27. Juni 1989 wies die Direktion auf die 
Bedenklichkeit solcher Verkäufe hin. Das Schreiben 
blieb unbeantwortet. 

Weiterhin warf die Kommission Prof. Dr. Bachmann 
vor, die bei der Aussonderung tätigen Wissenschaftler 
bewußt getäuscht zu haben. Bei der Aussortierung 
von Kulturgütern der Kategorie III gingen diese davon 
aus, die Gemälde seien für die Abgabe an das Mini- 
sterium für Kultur bestimmt. Aufgrund dieser Angabe 
trafen die Wissenschaftler ihre Entscheidungen, die 
ganz anders ausgefallen wären, falls sie gewußt 
hätten, daß die Gegenstände für den Export bestimmt 
gewesen waren. Nach der Erklärung des Mitarbeiters 
der Staatlichen Kunstsammlungen Dresden, Göpfert, 
hat Prof. Dr. Bachmann im Dezember 1989 diese 
Anweisungen selbst gegeben. Damit muß die Glaub- 
würdigkeit des Zeugen Prof. Dr. Bachmann vom 
Ausschuß in Frage gestellt werden. 

Neben Prof. Dr. Bachmann wurde der ehemalige 
stellvertretende Generaldirektor der Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden, Winkler, durch die Kom- 
mission schwer beschuldigt. Winkler war bei den 
Gesprächen mit der Kunst und Antiquitäten GmbH 
zugegen und wickelte den gesamten Schriftwechsel 
zu den Verkäufen ab. Im Gespräch vom 14. August 
1989 stimmte er dem Vorschlag zu, die Herkunftsbe- 
zeichnung von Gemälden zu entfernen. Dies sollte 
von den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden 
selbst vorgenommen werden. 

In mehreren Fällen versuchte — so der Kommissions- 
bericht — Winkler außerdem, die Bestimmungen der 
„Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds" 
zu umgehen. So unternahm er den Versuch, die 
Genehmigung für den Verkauf von ausgesonderten 
Waren durch die übergeordneten Staatsorgane ganz 
zu umgehen bzw. erst nachträglich einzuholen. Im 
Fall der „Bodenreform Albrechtsburg" stellte ihn das 
vor erhebliche Probleme. Ein Mitglied des Rates für 
Kultur der Stadt Meißen erhob Einspruch gegen einen 
Export der ausgesonderten Kulturgüter. Er bean- 
spruchte sie für die Stadt Meißen. Die Gemälde 
befanden sich jedoch bereits längst in den Lagern der 
Kunst und Antiquitäten GmbH oder außerhalb der 
DDR. 

Aus den der Kommission vorgelegten Dokumenten ist 
nicht ersichtlich, inwieweit der damalige Minister für 
Kultur, Dr. Hoffmann, sowie dessen Stellvertreter Dr. 
Keller für den Export verantwortlich gemacht werden 
können. Eine pauschale Freigabe von geschütztem 
Kulturgut für den Export widersprach nach Ansicht 
der Kommission den Bestimmungen des Kulturgut- 
schutzgesetzes. Eine solche Freigabe hat sich Dr. 
Hoffmann, wie sich aus einem Brief vom 1. September 
1988 (Dokument 73) von Farken an Seidel ergibt, 
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Vorbehalten. Was dann weiter geschah, ist aus den 
vorhandenen Unterlagen nicht nachvollziehbar. 


c) Die Aufgaben der Kulturgutschutzkommission 

Die Kulturgutschutzkommission wurde 1982 gegrün- 
det. Sie war Nachfolgeeinrichtung der seit 1975 täti- 
gen Kunstschutzkommission unter der Leitung von 
Prof. Bartke. Leiter der Kulturgutschutzkommission 
war seit ihrer Gründung Werner Schmeichler, bis 
dahin Abteüungsleiter für Museen und Denkmals- 
pflege im Ministerium für Kultur. Ihre Aufgabe war es, 
die Einhaltung des Kulturgutschutzgesetzes zu kon- 
trollieren. 

Die Kulturgutschutzkommission bestand neben dem 
Vorsitzenden aus dem ehrenamtlichen Sekretär, Dr. 
Hirsch, und aus bis zu — zeitweise — 20 ehrenamtli- 
chen Mitgliedern. Diese wurden durch das Ministe- 
rium für Kultur berufen. 

Die Kulturgutschutzkommission war eine Einrichtung 
des Ministeriums für Kultur. Der Leiter unterstand 
direkt dem Minister. Bei Problemen, die den Staatli- 
chen Kunsthandel betrafen, war Dr. Keller Schmeich- 
lers direkter Ansprechpartner. 

Grundlage für die Tätigkeit der Kulturgutschutzkom- 
mission war das „Gesetz zum Schutz des Kulturgutes 
der Deutschen Demokratischen Republik" vom 3. Juli 
1980, das sog. „Kulturgutschutzgesetz" (Dokument 
30). Von den fünf Durchführungsbestimmungen (Do- 
kument 31) war vor allem die dritte für die Kommis- 
sionstätigkeit ausschlaggebend. Grundlage für das 
Kulturgutschutzgesetz wiederum war die Unesco- 
Konvention von 1970. Die Kulturgutschutzkommis- 
sion arbeitete außerdem nach Maßgabe eines eigenen 
Statuts vom 7. Juli 1982 (Dokument 38). 

Der früheren Kunstschutzkommission hatten auch Dr. 
Schade und Prof. Dr. Bachmann sowie nach Angaben 
Schmeichlers auch der damalige Generaldirektor der 
Kirnst und Antiquitäten GmbH, Horst Schuster, ange- 
hört. Die Kunstschutzkommission arbeitete auf der 
Grundlage der „Verordnung zum Schutze des deut- 
schen Kunstbesitzes und des Besitzes an wissenschaft- 
lichen Dokumenten und Materialien" vom 2. April 
1953 (Dokument 1). Diese Verordnung sah bereits 
eine Genehmigungspflicht für die Ausfuhr von Kunst- 
werken kulturellen Wertes vor. Über eine Ausfuhr 
sollte die „Staatliche Kommission für Kunstangele- 
genheiten" entscheiden. 

§ 4 Abs. 4 der Dritten Durchführungsbestimmung vom 
3. Mai 1982 begründete die Existenz der Kulturgut- 
schutzkommission. In Verbindung mit § 4 Abs. 1 des 
Statuts wurden ihr folgende Aufgaben zugewiesen: 

„Die Kulturgutschutzkommission bearbeitet im Auf- 
trag des Ministers für Kultur alle Anträge auf Ausfuhr 
von geschütztem Kulturgut der Kategorie I sowie 
Beschwerden über Entscheidungen zu Anträgen auf 
Ausfuhr von geschütztem Kulturgut der Kategorien II 
und III. Sie erstellt die dazu erforderlichen Gutachten 
und unterbreitet dem Minister für Kultur Vorschläge 
für Entscheidungen über diese Anträge und 
Beschwerden. " 


Die letzte Entscheidung über die Ausfuhr geschützten 
Kulturgutes lag in jedem Fall beim Minister für Kultur 
selbst. Die Gutachten sollten ihn jedoch nicht binden 
(§ 5 der Dritten Durchführungsbestimmung). 

Gemäß § 10 des Kulturgutschutzgesetzes bedurfte die 
Ausfuhr von Kulturgut einer vorherigen staatlichen 
Genehmigung. Was unter Kulturgut zu verstehen war, 
regelte § 2 des Gesetzes. Für die Erteilung von 
Genehmigungen war laut § 10 Abs. 2 der Minister für 
Kultur zuständig. Er konnte die Genehmigungsbefug- 
nis delegieren. 

Mit der Dritten Durchführungsbestimmung vom 
3. Mai 1982 zur Ausfuhr von Kulturgut wurde dies 
konkretisiert. Generell konnte nach § 1 der Durchfüh- 
rungsbestimmung die Genehmigung zur Ausfuhr nur 
dann erteilt werden, wenn sie zumindest „im Interesse 
der sozialistischen Gesellschaft" lag. Damit wurde die 
Möglichkeit für eine fast uneingeschränkte Ausle- 
gung geschaffen. Diese generalklauselartige Formu- 
lierung war ein Freibrief für unbeschränkten Kunst- 
export. 

Lagen keine Beschwerden gegen eine Ausfuhr von 
Gütern der Kategorie II oder III vor, entschied gemäß 
§ 4 Abs. 3 der Dritten Durchführungsbestimmung der 
zuständige Rat des Bezirks eigenverantwortlich über 
die Genehmigung. 


aa) Zusammenarbeit der Kulturgutschutzkommission 
mit der Kunst und Antiquitäten GmbH 

Angesichts der weiten Auslegungsmöglichkeit des § 1 
der Dritten Durchführungsbestimmung wurde der 
Kunst und Antiquitäten GmbH am 4. November 1982 
(Dokument 39) vom Minister für Kultur die Ausfuhr 
von geschütztem Kulturgut gestattet. Um die Gefahr 
einer Strafverfolgung zu vermeiden, versuchte die 
Kunst und Antiquitäten GmbH, die Verantwortung für 
die Einhaltung des Kulturgutschutzgesetzes in den 
Bereich der Kulturgutschutzkommission zu legen. 

Im November 1982 (Dokument 40) wurde eine Verein- 
barung zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH 
und der Kulturgutschutzkommission getroffen. Ihr 
war eine Vereinbarung ähnlichen Inhalts mit der 
Kunstschutzkommission vom 17. November 1980 (Do- 
kument 32) vorausgegangen. Die Kulturgutschutz- 
kommission sollte demnach zweimal monatlich prü- 
fen, ob sich bei den für den Export vorgesehenen 
Waren „zur Ausfuhr nicht zulässiges Kulturgut der 
Kategorie I oder der Spitze der Kategorie II befin- 
det". 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH mußte alle Export- 
verträge mit der Bestimmung „vorbehaltlich der Aus- 
fuhrgenehmigung" versehen. Darüber hinaus verein- 
barten beide Parteien grundsätzlich eine vertrauens- 
volle Zusammenarbeit. 

Der Untersuchungsausschuß stellt fest, daß die Kultur- 
gutschutzkommission ihrer Aufgabe nicht gerecht 
wurde. 

So fanden nach der Aussage von Dr. Schade, der bis 
1983 selbst Kommissionsmitglied war, Kontrollen bei 
der Kunst und Antiquitäten GmbH höchstens im 
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Abstand von sechs bis acht Wochen und nach vorhe- 
riger Terminabsprache und Anmeldung statt. Der 
Leiter der Kulturgutschutzkommission, Schmeichler, 
hat dem Untersuchungsausschuß berichtet, daß eine 
Prüfung nur im Lager Mühlenbeck stattgefunden 
habe. 

Die Arbeit in Mühlenbeck selbst war zudem kaum zu 
bewältigen. Wie aus einem Brief des Ministers für 
Kultur, Dr. Hoffmann, an den Minister für Außenhan- 
del, Dr. Gerhard Beil, vom 15. August 1989 (Dokument 
82) hervorgeht, lag dies vor allem am „Massencharak- 
ter des Warenbestands (. . .) und des damit verbunde- 
nen hohen Arbeitsaufwandes " . Diese Feststellung des 
1. Untersuchungsausschusses ist durch mehrere Zeu- 
genaussagen bestätigt worden. Während Dr. Schade 
große, vollgepackte Lagerhallen bemängelt hat, hat 
Glienicke erklärt, daß in den großen Gebäuden ohne 
Lageplan eine vollständige Kontrolle kaum möglich 
gewesen sei. Aufgrund dieser Umstände hätte nach 
Auffassung von Dr. Schade die Kulturgutschutzkom- 
mission höchstens gewisse Stichproben vornehmen 
können. 

Auch liegt die Vermutung nahe, daß der Kommission 
bestimmte Gegenstände bewußt nicht gezeigt wur- 
den. Dr. Keller hat in diesem Zusammenhang von 
mehreren Wandteppichen berichtet, die von DDR- 
Künstlem in einem Londoner Versteigerungshaus 
entdeckt worden seien. Die Kulturgutschutzkommis- 
sion bekam diese Teppiche nach Aussage Dr. Kellers 
niemals zu Gesicht. 

Der Einsatz geeigneter Gutachter bereitete der Kom- 
mission ebenfalls große Probleme. So erhielten nur 
Personen mit den entsprechenden Voraussetzungen 
eine Genehmigung zum Betreten der Geschäftsräume 
der Kunst und Antiquitäten GmbH. Für den Bereich 
Gemälde und Graphiken konnte solch ein Gutachter 
in den letzten Jahren nicht mehr gefunden werden. 
Nach Aussage des Ministers für Kultur, Dr. Hoffmann, 
arbeitete die Kulturgutschutzkommission zwar im 
Rahmen des ihr Möglichen, aber sie sei den „Metho- 
den von KoKo" nicht gewachsen gewesen. 

Die Mitglieder der Kommission reagierten voller Resi- 
gnation auf die bestehenden Mißstände. Nach und 
nach stellten sie ihre Arbeit ein. Verantwortlich dafür 
wurde nicht zuletzt der Vorsitzende der Kulturgut- 
schutzkommission selbst gemacht. 

Der Aussage von Prof. Dr. Bachmann vor dem Unter- 
suchungsausschuß zufolge wurden er und sein Kol- 
lege Dr. Joachim Menzhausen 1982 aus der damals 
noch bestehenden Kunstschutzkommission „ heraus - 
komplimentiert". Grund hierfür sei ihr Engagement 
für die Durchsetzung unangemeldeter Besuche im 
Lager Mühlenbeck gewesen. Durch die Einrichtung 
der neuen Kommission hätte Schmeichler die Mög- 
lichkeit erhalten, sie imauffällig zu entlassen. Auch 
Dr. Schade hat behauptet, seine Tätigkeit wegen 
ungerechtfertigter Kritik Schmeichlers an der Hono- 
rierung der Gutachtertätigkeit eingestellt zu haben. 

Ab 1982 arbeitete Schmeichler nur noch mit dem 
Direktor der Staatlichen Museen zu Berlin, Dr. Göres, 
zusammen. Nachdem auch dieser 1986 seine Tätig- 
keit beendet hatte, wurde die Arbeit der Kulturgut- 


schutzkommission schließlich völlig eingestellt. Ab 
September 1987 fanden keinerlei Kontrollen im Lager 
Mühlenbeck mehr statt. 


bb) Tauschvereinbarungen mit Museen 

Das Hauptproblem für die Kulturgutschutzkommis- 
sion bestand in der Verwertung der von ihr ausgeson- 
derten Gegenstände. Gemäß der Vereinbarung vom 
November 1982 konnte die Kunst und Antiquitäten 
GmbH mit der Kulturgutschutzkommission geson- 
derte Vereinbarungen über den Verbleib dieser 
Gegenstände treffen. Damit wurde die Möglichkeit 
zum Abschluß sog. Tauschverträge mit den Staatli- 
chen Museen eröffnet. Den Museen wurde so die 
Möglichkeit gegeben, ausgesonderte Waren im 
Tausch gegen andere Kulturgüter zu erwerben. 

Aufgrund der Devisenknappheit der Museen blieb 
solch ein Tausch die einzige Möglichkeit, in den Besitz 
der Kulturgüter zu gelangen. Werner Schmeichler 
wies in einem Brief vom 9. April 1984 (Dokument 49) 
an den Minister für Kultur, Dr. Hoffmann, auf die 
Problematik hin: „ Der Abkauf der Kulturgüter in Mark 
der DDR ist nach Auskunft des Direktors der Kunst 
und Antiquitäten GmbH, Genossen Farken, nicht 
möglich, da er seinen Valuta-Plan erfüllen muß. 
Valutamittel sind unseres Wissens nach bei den kul- 
turellen Einrichtungen nicht vorhanden. Inwieweit 
Valuta-Mittel der zentralen Staatsorgane dafür einge- 
setzt werden können, ist uns nicht bekannt." Farken 
selbst behauptete in einem Schreiben (Dokument 84) 
an den Vorsitzenden des Ministerrats, Willi Stoph, daß 
das Ministerium der Finanzen in jedem Fall auf die 
Ware-Geld-Beziehung bei der Verwertung von 
Kunstgegenständen durch die Kunst und Antiquitäten 
GmbH bestehen würde. Der Außenhandelsbetrieb 
habe daher diese Tauschgeschäfte vorgeschlagen. 

Die Museumsdirektoren wurden durch die Tausch- 
vereinbarungen jedoch in eine äußerst prekäre Lage 
gebracht. Jeder Tausch bedeutete für sie einen 
Bestands verlust. Besonders problematisch war die 
Situation für die Direktoren, die selbst Mitglied der 
Kulturgutschutzkommission waren. Sonderten sie 
einen wertvollen Kunstgegenstand bei der Kirnst und 
Antiquitäten GmbH aus, wußten sie, daß sie dafür 
automatisch aus dem eigenen Museumsbestand 
bezahlen mußten. 

Nicht verwunderlich ist daher, daß es der Kunst und 
Antiquitäten GmbH häufig nicht gelang, Tauschpart- 
ner zu finden. Wie aus mehreren Gesprächsvermer- 
ken der Kunst und Antiquitäten GmbH mit Schmeich- 
ler hervorgeht, wurde in solchen Fällen erneut über 
eine Exportmöglichkeit verhandelt. Der Export wurde 
daraufhin meist auch genehmigt. 

Dr. Schade hat aus diesen Umständen gefolgert, daß 
die Kulturgutschutzkommission somit überhaupt 
keine Gefahr für die Kunst und Antiquitäten GmbH 
dargestellt habe. Die Kunst und Antiquitäten GmbH 
wäre keinerlei Risiko eingegangen, da sie auf jeden 
Fall Gegenstände zum Export erhalten hätte. Nur in 
wenigen Fällen gelang es, diesen Teufelskreis zu 
durchbrechen. Aus den dem Ausschuß vorliegenden 
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Dokumenten geht hervor, daß dafür die Öffentlichkeit 
als Druckmittel eingesetzt werden mußte. 


cc) Versuch der Neuorganisation 
der Verantwortlichkeiten 

Die Kulturgutschutzkommission konnte ihre Aufgabe 
nicht erfüllen. Zum Schluß wollte sie auch nicht länger 
eine Alibifunktion für die Kunst und Antiquitäten 
GmbH wahmehmen. 

In einem Brief an den Minister für Außenhandel, Dr. 
Gerhard Beil, vom 15. August 1989 (Dokument 82) 
schlug der Minister für Kultur Dr. Hoffmann vor, die 
Aussonderung bedeutender Kulturgüter der Kunst 
und Antiquitäten GmbH selbst zu überlassen. Wie aus 
den beigelegten Vertragsentwürfen hervorgeht, soll- 
ten die ausgesonderten Güter der Kulturgutschutz- 
kommission angezeigt werden. Diese sollte dann die 
endgültige Exportgenehmigung erteüen. 

Der Versuch, die Verantwortung für die Einhaltung 
des Kulturgutschutzgesetzes der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH zu übertragen, blieb jedoch erfolglos. Dr. 
Schalck-Golodkowski setzte sich dagegen in einem 
Brief vom 21. August 1989 an Dr. Hoffmann (Doku- 
ment 83) entschieden zur Wehr. Es könne keinesfalls 
darauf verzichtet werden, daß die Kulturgutschutz- 
kommission regelmäßig Prüfungen bei der Kunst und 
Antiquitäten GmbH durchführt. Als Grund führte er 
an, „daß Kunstge genstände in der Geschäftstätigkeit 
des AHB Kirnst und Antiquitäten naturgemäß in erster 
Linie eine kommerzielle Wertung erfahren, die nicht 
in jedem Fall deckungsgleich mit deren kulturhistori- 
scher Bedeutung für unsere Republik ist". 

Als Alternative bot Dr. Schalck-Golodkowski eine 
stärkere Unterstützung der Tätigkeit der Kulturgut- 
schutzkommission durch die Kunst und Antiquitäten 
GmbH an. Wie aus einem Vermerk des Mitarbeiters 
der Kunst und Antiquitäten GmbH, Dr. Vogel, vom 
9. Juni 1989 (Dokument 78) hervorgeht, sollte die 
Kunst und Antiquitäten GmbH verdächtige Kulturgü- 
ter der Kommission in Zukunft von sich aus anzeigen. 
Außerdem sollten neue Weisungen für die Ankauftä- 
tigkeit von geschütztem Kulturgut erlassen werden. 

Für den Vorsitzenden der Kulturgutschutzkommis- 
sion Werner Schmeichler handelte es sich bei der 
Argumentation der Kunst und Antiquitäten GmbH 
lediglich um einen Vorwand. Seiner Ansicht nach 
waren die Fachleute der Kunst und Antiquitäten 
GmbH sehr wohl in der Lage, Kulturgüter von hoch- 
rangigem Wert zu erkennen und sie den einzelnen 
Kategorien zuzuordnen. Merkwürdig sei für ihn 
gewesen, daß dieselben Experten der Kunst und 
Antiquitäten GmbH, die als Sachverständige bei Steu- 
erverfahren tätig waren, ihre Kompetenz hierbei in 
Frage stellten. 

Dr. Schalck-Golodkowski hat als Zeuge erklärt, daß er 
im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des Kultur- 
gutschutzgesetzes im Jahre 1982 eine Vereinbarung 
mit dem Ministerium für Kultur zum Schutze des 
Kulturgutes der DDR abgeschlossen habe. In der 
Anfangsphase hätten die verantwortlichen Mitarbei- 
ter im Ministerium für Kultur diese Aufgabe sehr ernst 


genommen. In den späteren Jahren habe diese an 
Bedeutung verloren und sei nach Einschätzung des 
Generaldirektors der Kunst und Antiquitäten GmbH, 
Farken, fast zum Erliegen gekommen. Es habe nicht 
den Tatsachen entsprochen, daß zu irgend einem 
Zeitpunkt Bevollmächtigten dieser Kommission der 
Zutritt zu den Räumen und Lagerflächen der Kunst 
und Antiquitäten GmbH verweigert worden sei. Er 
hätte einem solchen Verhalten niemals zugestimmt. 
Die allgemeine Feststellung des verantwortlichen 
Mitarbeiters im Ministerium für Kultur, Schmeichler, 
daß diese Aufgaben wegen Personalmangels nicht 
mehr durch das Ministerium für Kultur voll haben 
wahrgenommen werden können, habe nicht den 
Tatsachen entsprochen. Es habe eine ausreichende 
Anzahl von qualifizierten Mitarbeitern gegeben, die 
die Exportaktivitäten der Kunst und Antiquitäten 
GmbH hätten kontrollieren können. 

Ob diese Einlassung von Dr. Schalck-Golodkowski 
zutreffend ist, muß bezweifelt werden. So hat Dr. 
Schalck-Golodkowski ausdrücklich eingeräumt, daß 
sich im Jahr 1989 der Minister für Kultur nicht mehr 
imstande gesehen habe, die Einhaltung der gesetzli- 
chen Bestimmungen mit seinen Mitarbeitern zu über- 
wachen. Man habe versucht, die Verantwortung dem 
Außenhandelsbetrieb zuzuschreiben; dies sei mißlun- 
gen, weil er es mangels Sachkompetenz seiner Mitar- 
beiter abgelehnt habe. Dabei bleibt festzuhalten, daß 
Dr. Schalck-Golodkowski die Aussage von Werner 
Schmeichler, die Kulturgutschutzkommission habe 
ihre Aufgaben in Mühlenbeck nicht erfüllen können, 
zumindest für den Zeitraum ab 1989 bestätigt hat. 

Wäre die Kulturgutschutzkommission in der Lage 
gewesen, ihrer Aufgabe nachzukommen, hätte es 
keine Veranlassung gegeben, der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH die Einhaltung des Kulturgutschutz ge- 
setzes zu überantworten. 


dd) Verstöße gegen das Kulturgutschutzgesetz 

Verstöße gegen das Kulturgutschutzgesetz haben in 
einigen Fällen nachgewiesen werden können und 
zwar für die Jahre 1986 — 1989. Beispielhaft können 
die Veräußerungen einer Eisenbahnsammlung der 
Kategorie II und eines Marschallstabs eines preußi- 
schen Prinzen der Kategorie I aufgeführt werden. 

Laut Aussage der Mitarbeiterin der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH , Ingrid Harz, wurde die Eisenbahn- 
sammlung von einem Museum geliefert, das hierbei 
keinerlei Bedenken gegen eine Ausfuhr geltend 
gemacht hätte. Die Kirnst und Antiquitäten GmbH sah 
sich daher auch nicht zu weiteren Untersuchungen 
veranlaßt (Dokument 54). Im Fall des Marschallstabs 
hat der ehemalige Mitarbeiter der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH, Irmscher, zugegeben, gar nicht auf den 
Gedanken gekommen zu sein, daß es sich hierbei um 
geschütztes Kulturgut handeln könne. Er hat dies 
damit begründet, daß dieser Marschallstab dem 
Museum für Deutsche Geschichte angeboten worden 
sei, dieses sich jedoch nicht interessiert gezeigt habe. 
Nach Darstellung des Militärhistorikers Kühn hätte 
Irmscher jedoch sehr wohl in der Lage sein müssen, 
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den tatsächlichen Wert dieses Kunstgegenstandes 
festzustellen. 

Aus anderen Beispielen geht hervor, daß die Kunst 
und Antiquitäten GmbH Einfluß auf die Einstufung 
durch die Kulturgutschutzkommission genommen hat 
und damit einen Export ermöglichte. 1988/89 verlie- 
ßen auf diese Weise Grafiken und Zeichnungen der 
Sammlung Lehmann die DDR. Die Einstufungen in 
die Kategorie II und III wurden auf Bitte der Kunst und 
Antiquitäten GmbH „ nach Überprüfung mit sofortiger 
Wirkung aufgehoben" (Dokument 95). 

Ein Vermerk von Harz vom 13. August 1985 (Doku- 
ment 54) stellt die Unabhängigkeit der Kultuxgut- 
schutzkommission bzw. ihres Vorsitzenden 
Schmeichler in Frage. Wie aus diesem Vermerk her- 
vorgeht, bat die Kunst und Antiquitäten GmbH 
Schmeichler darum, den Kunstschutzbeschluß für 
Teile der „Eisenbahnsammlung Gaudlitz" aufzuhe- 
ben. Schmeichler versuchte daraufhin nochmals 
einen Tauschinteressenten für diese Sammlung zu 
finden. „Sollte jedoch kein Interesse an diesen Gegen- 
ständen vorhanden sein " , dann würde er veranlassen, 
daß ein „Spezialist ein Gutachten anfertigt, aus dem 
hervorgeht, daß diese Dinge nicht unter Kunstschutz 
stehen". 

Besonders interessant ist in diesem Zusammenhang 
auch der Fall des VEB Zierkeramik Katzhütte aus dem 
Jahr 1983. Der zuständige Gutachter Hans Gauß hatte 
eine Musterkollektion der Katzhütte zunächst als 
kunsthistorisch bedeutend eingeschätzt. Später äu- 
ßerte er sich in einem Brief vom 27. Oktober 1983 
(Dokument 44) an Schmeichler folgendermaßen: „In 
Anbetracht der großen volkswirtschaftlichen Bedeu- 
tung, die durch die gegenwärtige Lage noch unterstri- 
chen wird, bin ich jedoch zu der Auffassung gelangt, 
daß gegen eine Ausfuhr des Katzhütter Bestandes 
keine Bedenken geltend gemacht werden können, 
vorausgesetzt^ ] daß eine angemessene Anzahl an 
Belegstücken . . . den . . . zuständigen Museen . . . 
übergeben werden." Nach im März 1990 aufgenom- 
menen Ermittlungen des Generalstaatsanwalts der 
DDR ging diesem Widerruf der Beurteilung ein 
Besuch eines Mitarbeiters des Ministeriums für Staats- 
sicherheit bei Gauß voraus. 


d) Bewertung 

Die in Dr. Schalck-Golodkowskis Arbeitsbereich aus- 
gearbeitete Ministerratsverfügung Nr. 4/73 führte zu 
einer planmäßigen Plünderung kultureller Werte 
zugunsten der Devisenbeschaffung. Der Ausschuß ist 
nach der Beweisaufnahme davon überzeugt, daß bei 
den Urhebern dieser Ministerratsverfügung — jeden- 
falls anfangs — die Absicht bestanden hat, auch 
Objekte von besonderer kulturhistorischer Bedeutung 
zum Zweck des Devisenerlöses zu exportieren. 

Beteuerungen Dr. Schalck-Golodkowskis, daß er als 
Bürger der DDR letztendlich Wert darauf gelegt habe, 
das kulturelle Ansehen des Staates nicht zu schädi- 
gen, sind nicht glaubhaft, da sie in einem krassen 
Widerspruch zu dem Wortlaut dieser Verfügung ste- 
hen. Wenn von vornherein die Absicht bestanden 


hätte, keine Güter des sog. nationalen Kulturgutes, die 
in Museen ständiges Ausstellungsgut waren, auszu- 
führen, hätte es keiner Erfassung dieser Kulturgüter 
im Rahmen der Exportplanungen bedurft. 

Auch bezüglich der Abwicklung freiwilliger Tausch- 
vereinbarungen ist der Ausschuß zu der Überzeugung 
gelangt, daß die Kunst und Antiquitäten GmbH die 
auf den permanenten Devisenmangel zurückzufüh- 
rende Zwangslage dazu genutzt hat, auch Kunstob- 
jekte mit besonderer kulturhistorischer Bedeutung 
sowie in einem großen Umfang Kulturgüter der Kate- 
gorien II und III zu exportieren. Die Museen hatten 
zwar im Rahmen der Tauschvereinbarungen die Mög- 
lichkeit, hochwertiges Kulturgut, das von der Kultur- 
gutschutzkommission als schützenswert eingestuft 
worden war, zu erwerben, aber nur im Wege eines 
Tausches gegen geringerwertige Kulturgüter. Dies 
hatte zur Folge, daß die Museen erhebliche Bestands- 
verluste von Kulturgut der Kategorien II und III 
hinzunehmen hatten. Der Ausschuß geht davon aus, 
daß neben Dr. Schalck-Golodkowski und der Kunst 
und Antiquitäten GmbH auf allen staatlichen Ebenen, 
vom Ministerrat angefangen bis hin zum Museumsdi- 
rektor, Entscheidungen getroffen worden sind, die 
dieser Entwicklung Vorschub leisteten. 

Der allgemeine Ausverkauf von Kunstgegenständen 
und Antiquitäten durch die Kunst und Antiquitäten 
GmbH muß als schwerer Verstoß gegen Grundsätze 
des Umgangs mit kulturellen Werten gewertet wer- 
den, selbst wenn es sich nicht um geschütztes Kultur- 
gut handelte. 


2. Vertragliche Vereinbarungen 
mit Privatpersonen 

a) Kauf- und Tauschverträge 

Einen Teil der Kunstgegenstände und Antiquitäten, 
die gegen Devisen in das Ausland veräußert wurden, 
verschaffte sich die Kunst und Antiquitäten GmbH im 
Wege des Abkaufs von Privatpersonen. Letzteren war 
es wegen des Exportmonopols der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH verwehrt, ihren Kunstbesitz selbst gegen 
Fremdwährung in das sog. NSW zu veräußern. Aus 
diesem Grund waren die Besitzer von Kunstgegen- 
ständen, die ihren Besitz zu Geld machen wollten, 
gezwungen, sich an die Kunst und Antiquitäten 
GmbH zu wenden. 

Vielfach kam es in diesem Zusammenhang zum 
Abschluß eines Kommis sionsvertrages. Der Anbieter 
beauftragte die Kunst und Antiquitäten GmbH, seine 
Kunstgegenstände zum höchstmöglichen Preis zu ver- 
kaufen. 

Die Parteien einigten sich auf einen Mindestpreis, der 
ohne Zustimmung des Auftraggebers nicht unter- 
schritten werden durfte. Der Auftraggeber mußte der 
Kunst und Antiquitäten GmbH vertraglich die freie 
Entscheidungsmöglichkeit einräumen, die Verwer- 
tung der Gegenstände entweder im Wege der Verstei- 
gerung im eigenen Namen bei einem ausländischen 
Auktionshaus oder durch Direktverkauf im eigenen 
Namen an ausländische Kunden durchzuführen. Die 
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Abrechnung erfolgte auf der Grundlage des erzielten 
Nettoerlöses in der Weise, daß der Auftraggeber 
innerhalb einer Zeitspanne von drei Monaten nach 
Verkauf vom Nettovalutaerlös 75 % im Verhältnis 1 : 1 
in Mark der DDR und 25% in Valutamark erhielt 
(Dokument 60). Die Übervorteilung ist offensichtlich. 
In diesem Zusammenhang sei angemerkt, daß sich in 
den Unterlagen des Untersuchungsausschusses Kom- 
missionsverträge finden, in denen von einem Auszah- 
lungsverhältnis 80% in Mark zu 20% in Valutamark 
(DM) die Rede ist. 

Der Eigentümer von Kunstgegenständen hatte auch 
die Möglichkeit, mit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH einen Tauschvertrag abzuschließen. Der Kunst 
und Antiquitäten GmbH wurden Kunstgegenstände 
zur Verfügung gestellt. Im Gegenzug erhielt der 
Anbieter andere Kunstgegenstände. 

In anderen Fällen stellte die Kunst und Antiquitäten 
GmbH dem Eigentümer von Kunstgegenständen 
hochwertige Konsumartikel, insbesondere Kraftfahr- 
zeuge zur Verfügung. Ausweislich einer mit Wirkung 
vom 1. März 1988 in Kraft getretenen „ Arbeitsrichtli- 
nie 11 (Dokument 71) handelte es sich dabei vorrangig 
um Pkws der Typen Lada und VW-Golf. 

Diese Variante war für den Veräußerer von Kunstge- 
genständen mit Blick auf die 15 Jahre langen Liefer- 
fristen bei Pkw scheinbar sehr vorteilhaft. In Wirklich- 
keit nutzte auch hier die Kunst und Antiquitäten 
GmbH die Schwächen des Wirtschaftssystems in der 
DDR zu ihren Gunsten aus. 

Die von der Kunst und Antiquitäten GmbH erbrachte 
Gegenleistung blieb nämlich weit hinter dem Wert der 
übereigneten Gegenstände zurück. Dies zeigt z. B. 
der Fall der Eheleute Marklein. 

Erika Marklein schloß am 30. Dezember 1988 (Doku- 
ment 75) mit der Kunst und Antiquitäten GmbH 
einen Tauschvertrag ab. Für die Hergabe von antiqua- 
rischen Büchern erhielt sie als Gegenleistung einen 
Pkw Lada 2107. Der Wert des Fahrzeuges in Höhe von 
1 1 700, — DM war um ein Mehrfaches geringer als der 
Wert der antiquarischen Bücher in Höhe von 29 700, — 
DM. 

Nach der „Wende" wandte sich der Ehemann der 
mittlerweüe verstorbenen Erika Marklein an das 
Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung, und bat um Erstattung des Differenz- 
betrages in Höhe von 18 000, — DM. Als Eingeständ- 
nis, daß der Verkäufer bei dem ursprünglichen Ver- 
trag übervorteilt wurde, sieht es der Untersuchungs- 
ausschuß an, daß mit Schreiben der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH vom 15. Dezember 1989 (Doku- 
ment 87) Herrn Marklein mitgeteilt wurde, daß ihm 
ein Geldbetrag von 8 000, — DM zurückerstattet 
werde. 


b) Bewertung 

Es ist deutlich zu erkennen, daß private Anbieter von 
Kunstgegenständen von der Kirnst und Antiquitäten 
GmbH übervorteilt wrirden. Sie waren gezwungen, 
sich auf verlustreiche Geschäfte mit einem staatlichen 
Unternehmen einzulassen, um entweder in den Besitz 


von Fremdwährung oder in den Besitz von Konsum- 
gütem zu gelangen, die die Volkswirtschaft in der 
DDR überhaupt nicht oder nur mit außergewöhnlich 
langen Lieferfristen bereitzustellen in der Lage war. 
Die Kunst und Antiquitäten GmbH nutzte die Unfä- 
higkeit des eigenen Wirtschaftssystems zu Lasten der 
Bevölkerung aus. Neben dem Monopol zum Export 
von Kunst und Antiquitäten kam ihr dabei der chroni- 
sche Mangel an hochwertigen Konsumartikeln in der 
DDR zugute. 


IV. Vorgehensweise der Kunst und Antiquitäten 
GmbH bei der Beschaffung von Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten im Rahmen 
von Steuerverfahren 

1. Einführung 

Waren Sammler von Kunst und Antiquitäten in der 
DDR zunächst jahrelang unbehelligt geblieben, gerie- 
ten sie zu Beginn der 70er Jahre in das Blickfeld der 
Staatsorgane. Grund waren die chronische Devisen- 
knappheit der DDR und die massiven Preissteigerun- 
gen auf dem Weltkunstmarkt Anfang der 70er 
Jahre. 

Da die Schilderungen der Opfer bei der Beschlag- 
nahme der in ihrem Besitz befindlichen Kunstgegen- 
stände und Antiquitäten sich ähnelten, liegt der Ver- 
dacht nahe, daß die staatlichen Organe der DDR-Staat 
hier planmäßig und systematisch vorgegangen sind. 
Anlaß war, wie schon oben dargestellt, die Absicht, 
durch den Verkauf von Kunstgegenständen und Anti- 
quitäten auf dem Weltmarkt die chronische Devisen- 
knappheit des Staates zu mildem. Gegen Bürger in 
der DDR, die nicht bereit waren, staatlichen Aufkäu- 
fern in ihrem Eigentum stehende, zum großen Teil 
ererbte, Antiquitäten und Kunstgegenstände zu ver- 
äußern, wurden Zwangsmaßnahmen eingesetzt. An- 
laß für die Zwangsmaßnahmen bildeten in der Regel 
angebliche Verstöße gegen Steuervorschriften. 

Hinweise und Informationen über Personen und ihren 
Kunst- und Antiquitätenbesitz erhielten die Steueror- 
gane und die Staatsanwaltschaften von Mitarbeitern 
der Kunst und Antiquitäten GmbH und des Antikhan- 
dels Pima. Außerdem war auch das Ministerium für 
Staatssicherheit bei der Beschaffung solcher Angaben 
tätig. 


2. Beschaffung von Informationen 
über Kunstsammier 

a) Organisation im Ministerium für Staatssicherheit 

Im Ministerium für Staatssicherheit war die zustän- 
dige Arbeitseinheit für die Informationsbeschaffung 
im Bereich des Kunst- und Antiquitätenmarktes nicht 
die Arbeitsgruppe BKK, sondern die Abteilung 13 in 
der Hauptabteilung VII. Die Hauptabteilung Vll hatte 
innerhalb des Ministeriums für Staatssicherheit die 
Aufgabe, alle Organe des Ministeriums des Innern, 
speziell die Volkspolizei und den Strafvollzug, abzu- 
schirmen und zu überwachen. Die Abteüung 13, die 
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aus ca, 40 Mitarbeitern bestand, beschäftigte sich mit 
der Aufdeckung von Straftaten auf dem Gebiet des 
Schmuggels und der Spekulation. Dazu gehörte auch, 
Spekulanten, die sich nach den einschlägigen Vor- 
schriften der DDR strafbar gemacht hatten, der 
Steuerfahndung zuzuführen. 

Die Abteilung 13 war aus der früheren Arbeitsgruppe 
Beater hervorgegangen. Bruno Beater war bis zu 
seinem Tod im April 1982 erster Stellvertreter des 
Ministers für Staatssicherheit, Erich Mielke. Im Zuge 
der Umorganisation des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit nach dem Tod Beaters wurde die Abtei- 
lung 13 innerhalb der Hauptabteilung VII des Mini- 
steriums für Staatssicherheit eingerichtet, um die in 
der Arbeitsgruppe Beater liegenden „operativen 
Tätigkeiten" zusammenzufassen, Leiter der Abtei- 
lung war zunächst Oberst Walter Strauch. Erst im Jahr 
1989 gab es mit der Dienstanweisung Nr, 1/89 eine 
Arbeitsgrundlage (Dokument 76). 

Nach den Erkenntnissen des Untersuchungsaus- 
schusses beschreibt die Dienstanweisung die Zusam- 
menarbeit des Ministeriums für Staatssicherheit mit 
den Finanzorganen und den Außenhandelsbetrieben, 
wie sie sich in der Vergangenheit entwickelt hatte. Die 
Dienstanweisung regelte die „vorbeugende Verhin- 
derung, Aufklärung und Bekämpfung der mit 
Schmuggel und Spekulation im Zusammenhang ste- 
henden und bedeutsamen Straftaten und andere 
Handlungen". Darüber hinaus bestimmte die Dienst- 
anweisung den Einsatz von Inoffiziellen Mitarbeitern 
(IM) und Gesellschaftlichen Mitarbeitern (GMS). Die 
zuständigen „operativen Diensteinheiten" wurden 
durch die Dienstanweisung ausdrücklich angehalten, 
Inoffizielle Mitarbeiter zu gewinnen, die geeignet 
waren, „operativ bedeutsame Informationen" heraus- 
zuarbeiten. 

Wie sich aus den Aussagen von Axel Hilpert, seit 1977 
Mitarbeiter des VEB (k) Antikhandels Pirna, und Rolf 
Drießel, von 1984 bis 1989 Leiter der vorgenannten 
Abteilung 13, ergibt, erhielt diese Abteilung einen 
großen Teil der Informationen von angestellten Auf- 
käufern der Kirnst und Antiquitäten GmbH bzw. des 
Antikhandels Pirna. Weitere Informationen wurden 
durch Auswertung von Zeitungsannoncen gewonnen. 
Drießel hat weiter mitgeteilt, daß beispielsweise auch 
der Leiter der Berliner Briefmarkenauktion Informa- 
tionen an das Ministerium für Staatssicherheit weiter- 
gegeben habe, wenn ein Lieferer besonders gute 
Stücke auf den Markt gebracht habe. 

Ihre Erkenntnisse gab die Abteilung 13 an die Steuer- 
fahndung im Ministerium der Finanzen weiter. Dane- 
ben erhielt die Steuerfahndung Mitteilungen von der 
Hauptabteilung XVIII des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit, die nach der erwähnten Dienstanweisung 
Nr. 1/89 die Aufgabe hatte, „das politisch- operative 
Zusammenwirken" mit dem Ministerium der Finan- 
zen, Abteilung Steuern und Abgaben, zu gewährlei- 
sten. Weitere Informationen erhielt die Steuerfahn- 
dung von der Arbeitsgruppe BKK im Ministerium für 
Staatssicherheit. Die Steuerorgane waren interessiert 
daran, ein möglichst hohes Ergebnis zu erzielen. Rolf 
Drießel hat dazu als Zeuge erklärt, die Mitarbeiter der 
Steuerorgane seien am Jahresergebnis in Höhe von 1 
bis 2 % beteiligt gewesen. 


Im Gegensatz dazu waren die Angehörigen des Mini- 
steriums für Staatssicherheit an dem finanziellen 
Ergebnis ihrer Informationen für den Staatshaushalt 
nicht beteiligt. Drießel war angehalten, den personel- 
len Aufwand seiner Abteilung im Verhältnis zum 
Fahndungserfolg zu kontrollieren; er hatte die Auf- 
gabe, die Rentabilität seiner Abteilung zu beurteilen. 
Maßstab waren, wie es in einer Beurteilung über 
Drießel vom 1. Juli 1987 heißt, „jene perspektivischen 
Anforderungen, die sich nach Qualität und Quantität 
langfristig an die Entwicklung und Wirksamkeit der 
operativen Kräfte, Mittel und Methoden ergeben“. 

Planvorgaben für die Abteilung 13 gab es nicht. 
Umgekehrt war es — so Drießel — auch für die Leitung 
des Ministeriums für Staatssicherheit, Erich Mielke 
und den zuständigen stellvertretenden Minister Ger- 
hard Neiber, ein Erfolg, wenn man einen Vorgang mit 
500 000, — Mark abgeschlossen hatte. 

Eine Einflußnahme des Ministeriums für Staatssicher- 
heit auf das weitere Verfahren, insbesondere auf das 
Steuerverfahren, gab es nicht, wenn man dem Zeugen 
Drießel folgt. Wenn es Einflüsse gab, dann allenfalls 
über die Hauptabteilung XVIII. Allerdings wurde das 
Ministerium für Staatssicherheit über den Abschluß 
des Steuerverfahrens, und somit auch über die Höhe 
der nachgeforderten Steuern, unterrichtet. 


b) Informationsbeschaffung durch den VEB (k) 
Antikhandel Pirna und die Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

Neben der — ministeriell vermittelten — Informa- 
tionsbeschaffung für die Steuerorgane gab es auch 
eine Zusammenarbeit mit dem VEB (k) Antikhandel 
Pirna und der Kunst und Antiquitäten GmbH. Die 
Verfahrensweise war üblicherweise wie folgt: 

Der Antikhandel Pirna hatte die Aufgabe, Aufkäufe in 
der Bevölkerung zu tätigen. Hierfür waren die Auf- 
käufer mit Bargeld ausgestattet. Anläßlich ihrer Besu- 
che bei den Verkäufern konnten die Aufkäufer fest- 
stellen, wie hoch die Bestände an Kirnst- und Antiqui- 
tätengegenständen in den jeweiligen Wohnungen 
waren. Anhand der Ankaufbelege wurden sodann 
Statistiken darüber angefertigt, wer über welche 
Kunstwerte in seiner Wohnung verfügte oder an den 
Antikhandel Pirna verkauft hatte. Da die Aufkäufer 
flächendeckend arbeiteten, war auf diese Weise eine 
relativ lückenlose Erfassung sichergestellt. Die Infor- 
mationen wurden dann an das Ministerium für Staats- 
sicherheit weitergeleitet. 

Der Untersuchungsausschuß hat zur Frage der Infor- 
mationsbeschaffung für Steuer- und Steuerstrafver- 
fahren eine Reihe von Zeugen gehört, die in der 
Mehrzahl ihre Beteiligung an dem festgestellten Ver- 
fahren oder zumindest ihr Wissen über das geübte 
Verfahren geleugnet haben. Gleichwohl ist für den 
Untersuchungsausschuß die zielgerichtete Zusam- 
menarbeit des Ministeriums für Staatssicherheit, des 
Antikhandels Pirna, der Kunst und Antiquitäten 
GmbH und der Steuerorgane erwiesen. Dies ergibt 
sich aus folgenden, in den beigezogenen Unterlagen 
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des Untersuchungsausschusses verstreut feststellba- 
ren Tatsachen: 

So gibt es einen Hinweis darauf, daß sich Ankaufbe- 
lege des Antikhandels Pirna bei den Steuerorganen 
befanden. Dies hat auch Axel Hilpert in seiner Ver- 
nehmung als Zeuge vor dem Untersuchungsausschuß 
bestätigt. In den Akten befindet sich ein Schreiben der 
Staatlichen Finanzrevision, Inspektion Rostock, vom 
11. April 1985 (Dokument 5t) an den Antikhandel 
Pirna, mit dem die Staatliche Finanzrevision um eine 
Aufstellung der Bürger der Stadt Stralsund bat, die seit 
dem 1. Januar 1983 Antiquitäten angeboten oder 
verkauft hatten. Ebenfalls aus dem Jahr 1985 stammt 
ein Schreiben der Abteilung Finanzen/Steuem des 
Rates des Bezirks Leipzig an den Generaldirektor der 
Kunst und Antiquitäten GmbH, Joachim Farken, mit 
dem um Auskunft darüber gebeten wurde, welche 
Bürger Briefmarken auf Auktionen veräußerten (Do- 
kument 52). Aus Zeugenaussagen ergibt sich, daß die 
Autonummern von Teilnehmern an Auktionen foto- 
grafiert wurden. Auktionen wurden auch in der Weise 
ausgewertet, daß das Ministerium für Kultur, Abtei- 
lung Finanzen, die Namen deijenigen Personen ver- 
langte, die Antiquitäten im Wert von über 20 000, — 
Mark ersteigert hatten. Auch bei diesem Vorgang ist 
zu vermuten, daß die entsprechenden Angaben für die 
Weiterleitung an die Steuerfahndung angefordert 
wurden. 

Der Untersuchungsausschuß hat einen Fall festge- 
stellt, in dem von der Kunst und Antiquitäten GmbH 
die Initiative ausging, die Erfassung „ breitester Kreise 
von Kunstsammlem" zu verbessern. 

Unter dem 9. Januar 1980 wurde nämlich dem Leiter 
der Hauptabteilung I des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung vorgeschlagen, eine „Tauschzentrale" 
zu gründen (Dokument 28). In dem Vorschlag heißt 
es: 

„Im Interesse der Erfassung breitester Kreise von 

Kunstsammlem ist es notwendig, dieser Tauschzen- 
trale einen privaten Charakter zu geben. 

Die Firmierung sollte deswegen wie folgt lauten: 

Ankauf, Tausch, Kommission 
von 

Antiquitäten und Kunstgegenständen 

S. Brachhaus, Kunstsachverständiger" 

Dieser Vorschlag, der von der Kunst und Antiquitäten 
GmbH dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
gemacht und vom damaligen Generaldirektor Horst 
Schuster an Manfred Seidel übersandt wurde, war 
auch mit dem Ministerium für Staatssicherheit, der 
dortigen Hauptabteilung VII, abgestimmt. Dies ergibt 
sich aus dem Übersendungsschreiben Schusters an 
Seidel vom 10. Januar 1980 (Dokument 29), in dem es 
heißt, daß „die Einrichtung dieses Ladengeschäftes 
als auch der Einsatz des Kollegen Brachhaus . . . vom 
Gen. Strauch empfohlen und auch mit ihm im Detail 
abgestimmt" war. Bei Walter Strauch handelt es sich 
um den Leiter der, der Hauptabteilung VII zugeord- 
neten Abteilung 13, die für die Informationsbeschaf- 
fung auf dem Kunst- und Antiquitätenmarkt zuständig 
war. 


Zu der Einrichtung der Tauschbörse kam es nicht. In 
den Unterlagen des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung findet sich eine handschriftliche Notiz Man- 
fred Seidels an die Leiterin der Hauptabteilung II des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung, Meta Bleßing, 
die wie folgt lautet: 

„Genossin Bleßing, was ist Deine Meinung? Ich bin 
nicht begeistert. Seidel". 


c) Sonstige Methoden der Informationsbeschaffung 

Weitere Informationen erhielten die Ermittlungsor- 
gane anläßlich von Durchsuchungen bei Betroffenen, 
deren Adreß- und Telefonbücher auf Namen und 
Adressen anderer Kunstbesitzer überprüft wurden. 
Bei der Kunst und Antiquitäten GmbH überprüfte die 
Polizei von Zeit zu Zeit die Unterlagen, um Einsicht in 
Ankaufbelege nehmen zu können; auch wurden diese 
von der Polizei bei der Kunst und Antiquitäten GmbH 
angefordert. Zudem gab es Fälle, in denen die Polizei 
selber Annoncen mit Angeboten für den Verkauf von 
Kirnst und Antiquitäten in die Zeitungen setzte, um 
auf diese Art und Weise Interessierte in die Falle zu 
locken. In welchem Umfang sich Mitarbeiter und 
Angehörige der Kunst und Antiquitäten GmbH und 
des VEB (k) Antikhandel Pirna quasi außerhalb ihrer 
dienstlichen Obliegenheiten um Erkenntnisse über 
private Kunstsammler kümmerten, hat der Untersu- 
chungsausschuß nicht weiter untersucht. Jedenfalls 
gibt es einen Fall, in dem der als Zeuge vernommene 
Gutachter Siegfried Brachhaus in dieser Weise tätig 
geworden sein könnte. 


d) Einlassung der vernommenen Zeugen 

Die vom Untersuchungsausschuß zur Frage der 
Beschaffung von Informationen über Kunstsammler 
angehörten Zeugen haben bis auf wenige Ausnahmen 
ihre Beteiligung bestritten oder behauptet, von den 
vorstehend geschilderten Ereignissen nichts gewußt 
zu haben. Ihre Einlassungen sind jedenfalls insoweit 
nicht glaubhaft. 

Ausgangspunkt für diese Bewertung ist, daß die Kunst 
und Antiquitäten GmbH sowohl nach den vorliegen- 
den schriftlichen Unterlagen als auch nach dem aus- 
drücklichen Bekunden von Dr. Schalck-Golodkowski 
eingerichtet worden ist, um dem Schmuggel und dem 
illegalen Handel auf dem Gebiet der Kunst und 
Antiquitäten in der damaligen DDR zu begegnen und 
insbesondere das Außenhandelsmonopol durchzuset- 
zen. Dabei war die Zusammenarbeit mit anderen 
Staatsorganen im Vorfeld festgelegt. In dem bereits 
verschiedentlich erwähnten Entwurf für den ersten 
Jahresabschlußbericht für das Jahr 1973 heißt es unter 
„5. Ergebnisse bei der Mitwirkung zur Durchsetzung 
und Sicherung des Außenhandelsmonopols": „Dazu 
gehört auch die Einschaltung einer Reihe von Staats- 
organen zum Ziel der Einschränkung des Schwarz- 
handels, der Spekulation und. des Schmuggels von 
Kunstgegenständen und Gebrauchtwaren." 

Dr. Schalck-Golodkowski hat ausdrücklich einge- 
räumt, daß er sich eine Zusammenarbeit der Zollor- 
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gane, der „Kripo" und anderer beteiligter Gruppen 
mit dem Ziel, die gesetzlichen Regelungen einzuhal- 
ten, vorstellen könne. Der Bereich Kunst und Antiqui- 
täten sei eine außerordentlich sensible Materie gewe- 
sen. Illegale Ausfuhren seien an der Tagesordnung 
gewesen. 

Die weiteren zeugenschaftlichen Äußerungen von Dr. 
Schalck-Golodkowski, daß weder der Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung noch der AHB Kunst und 
Antiquitäten GmbH für die Arbeitsweise der Steuer- 
fahndung gegenüber dem Ministerium der Finanzen 
oder für die Arbeitsgruppe „Schmuggel und Spekula- 
tion" im Ministerium für Staatssicherheit verantwort- 
lich gewesen sei, sind zwar formal zutreffend. Es mag 
auch sein, daß Dr. Schalck-Golodkowski nicht in allen 
Fällen im einzelnen gewußt hat, gegen welche Perso- 
nen zielbewußt unter Mitwirkung des Ministeriums 
für Staatssicherheit vorgegangen wurde. Aber ein- 
deutig erfuhr Dr. Schalck-Golodkowski spätestens mit 
den Presseveröffentlichungen zum Fall Schwarz von 
den Praktiken und Methoden der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH im Zusammenwirken mit dem Ministe- 
rium für Staatssicherheit. Er unternahm jedoch auch 
von diesem Zeitpunkt an nicht das geringste dagegen, 
weil Farken angeblich ihm gegenüber alles bestritt. 

Farken war, wie der Untersuchungsausschuß festge- 
stellt hat, Inoffizieller Mitarbeiter des Ministeriums für 
Staatssicherheit (Dokument 23). In MfS-Unterlagen zu 
seiner Tätigkeit finden sich unter dem 7. Juli 1982 
(Dokument 37) folgende Ausführungen: 

„Mit Unterstützung des IM konnten operative Sach- 
verhalte auf dem Gebiet des Kunst- und Antiquitä- 
tenhandels geklärt werden. Hervorzuheben ist 
seine Unterstützung unseres Organs bei der Bear- 
beitung und dem Abschluß von Strafverfahren, 
besonders seine Tätigkeit als Gutachter und die 
Bereitstellung geeigneter Gutachter." 

Es ist unglaubhaft, daß Farken, dessen Hauptverant- 
wortung gegenüber dem Leiter des Bereichs bestand, 
diesen über die Vorgänge bewußt täuschte. Außer- 
dem hätte sich der OibE Dr. Schalck-Golodkowski 
angesichts der detaillierten Berichte über den Fall 
Schwarz auch sicherlich nicht mit dem bloßen Bestrei- 
ten zufrieden gegeben. 

Manfred Seidel hat lediglich eingeräumt, daß ihm die 
Arbeitsgruppe BKK und die Arbeitsgruppe des Mini- 
steriums für Staatssicherheit „Schmuggel und Speku- 
lation" bekannt gewesen seien. Über den Personen- 
kreis der Inoffiziellen Mitarbeiter habe er jedoch 
keine Kenntnis gehabt; dies sei der konspirativen 
Arbeit des Ministeriums für Staatssicherheit zuzu- 
schreiben gewesen. Mit dieser Einlassung ist die 
Behauptung von Manfred Seidel nicht zu vereinbaren, 
wonach ihm Einzelheiten der Ankaufspraxis der 
Kunst und Antiquitäten GmbH nicht bekannt gewe- 
sen seien. Daß er mit Einzelheiten der Ankaufspraxis 
beschäftigt worden ist, ergibt sich nicht nur aus der 
Gründungsphase der Kunst und Antiquitäten GmbH, 
in der er aktiv bei der Einverleibung des Antikhandels 
von Siegfried Kath in Pirna beteiligt war, sondern auch 
daraus, daß der Vorschlag zur Einrichtung einer 
„Tauschzentrale", zu betreiben von Siegfried Brach- 
haus, ihm zugegangen ist. Aus den schriftlichen 


Unterlagen ergibt sich, daß Manfred Seidel zumindest 
in diesem Fall über die enge Zusammenarbeit der 
Kunst und Antiquitäten GmbH mit der Hauptabtei- 
lung VII des Ministeriums für Staatssicherheit infor- 
miert war. 

Gewisse Einzelheiten seiner Aussage sind ohnehin 
nicht nachvollziehbar. Seine Behauptung, den frühe- 
ren Leiter der Hauptabteilung VII im Ministerium für 
Staatssicherheit, Walter Strauch, nicht zu kennen, ist 
angesichts der schriftlichen Unterlagen im Zusam- 
menhang mit dem Vorschlag zur Einrichtung der 
Tauschzentrale in Ostberlin nicht mit den Fakten in 
Übereinstimmung zu bringen. 


3. Vorgehen bei Durchsuchung, Sicherstellung, 
Beschlagnahme 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH und ihre Einkaufs- 
organisation des VEB (k) Antikhandel Pirna waren 
auch regelmäßig in das Vorgehen der staatlichen 
Organe bei der Durchsuchung, Sicherstellung und 
Beschlagnahme eingebunden. Wurden Hausdurchsu- 
chungen gemacht, wurden diese in der Regel gegen 
6.00 oder 7.00 Uhr morgens begonnen. Alle Behält- 
nisse wurden aufs genaueste durchsucht. Unter Betei- 
ligung von Mitarbeitern der Kunst und Antiquitäten 
GmbH bzw. des VEB (k) Antikhandel Pirna wurden 
sämtliche Kunstgegenstände, die sichergestellt und 
beschlagnahmt wurden, aufgelistet und abtranspor- 
tiert. Auch kleine Souvenirs und persönliche 
Geschenke wurden mitgenommen. Größere Möbel- 
stücke winden zunächst in der Wohnung belassen, 
insbesondere wenn sie noch zur Aufbewahrung von 
Sachen dienten, und erst später abgeholt. 

Bei diesen Feststellungen stützt sich der Untersu- 
chungsausschuß zunächst auf Aussagen von Betroffe- 
nen, die er als Zeugen gehört hat. Sie werden aber 
auch durch ein undatiertes Schreiben des Generaldi- 
rektors der Kunst und Antiquitäten GmbH, Joachim 
Farken, an Manfred Seidel, den Leiter der Hauptab- 
teilung I des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, 
bestätigt (Dokument 109). Berichtsgegenstand ist die 
Mitwirkung des VEB (k) Antikhandel Pirna bei „Haus- 
haltsauflösungen". Es heißt: 

„Der dabei unmittelbare Kontakt mit den Bürgern 
während der Schätz-, Ankaufs- und Transporthand- 
lungen führt vielfach zu unliebsamen provokatori- 
schen Äußerungen und Anschuldigungen gegen- 
über den Mitarbeitern. Die Firmenaufschrift auf den 
Fahrzeugen gibt u. a. Anlaß zu diesen Handlun- 
gen. 

Ich bitte Sie daher, um eine Ausnahmegenehmi- 
gung, daß einige Fahrzeuge ohne Firmenaufschrift 
für diese Zwecke zum Einsatz kommen. " 


4. Rechtsgrundlagen 

Die Gliederung des Abgabenrechts der DDR wurde 
bestimmt durch die verschiedenen Rechtssubjekte. 
Neben den auch dem bundesdeutschen Steuerrecht 
bekannten Steuerrechtssubjekten, den natürlichen 
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und juristischen Personen, kamen für bestimmte 
Steuern und Abgaben andere Rechtssubjekte, wie 
z. B. die volkseigenen Kombinate und die sozialisti- 
schen Produktionsgenossenschaften, hinzu. 

Das Abgabenrecht der DDR unterscheidet die 
Besteuerung: 

a) der volkseigenen Wirtschaft 

b) der Genossenschaften 

c) der Lohnempfänger und der freischaffenden Intel- 
ligenz 

d) der einfachen Warenproduzenten 

e) der privaten Wirtschaft und 

f) der halbsozialistischen Betriebe. 

Dabei ist die oben getroffene Unterscheidung zwi- 
schen Steuerrechtssubjekten und Rechtssubjekten 
nicht zufällig. Das Abgabenrecht der DDR differen- 
zierte nämlich zwischen 

— Steuern und 

— Pflichtabführungen. 

Während natürliche und juristische Personen der 
privaten Wirtschaft wie z. B. Einzeluntemehmen und 
Unternehmen in der Rechtsform der GmbH mit 
Steuern belegt wurden, hatten die Volkseigenen 
Betriebe Pflichtabführungen zu leisten. 

In dem Werk „Der Staatshaushalt der DDR" (2. Aufl. 
Berlin 1982, S. 61) von Gurtz und Kaltofen, ehemalige 
führende DDR-Wirtschaftswissenschaftler an der 
Humboldt-Universität Berlin, werden Steuern wie 
folgt definiert: 

„Steuern sind (. . .) die auf staatlichen Rechtsnormen 
beruhenden Abführungen der sozialistischen Pro- 


duktionsgenossenschaften, der privaten Hand- 
werks- und Gewerbebetriebe und der Bevölkerung 
an den Staatshaushalt. Sie sind eine Form der 
Sekundärverteilung des Nationaleinkommens und 
stets mit einem Eigentumswechsel verbunden. 
Steuern sind in erster Linie ein Beitrag der Arbeiter, 
Bauern, Angestellten, Handwerker und Gewerbe- 
treibenden zur Finanzierung gesamtgesellschaftli- 
cher Aufgaben und ein Instrument des sozialisti- 
schen Staates, mit dem ökonomisch differenziert auf 
die steuerpflichtigen Betriebe eingewirkt wird, um 
bestimmte gesellschaftlich notwendige Leistungen 
und Verhaltensweisen zu stimulieren, sowie soziale 
Wirkung zu erzielen. " 

Bei der Besteuerung von natürlichen Personen und 
Privatbetrieben sind die 

— Einkommensteuer 

— Gewerbesteuer 

— Umsatzsteuer 

— Bewertung und Vermögensteuer 

als wichtigste Steuerarten zu nennen. Die entspre- 
chenden Einzelsteuergesetze wurden durch einen 
Auftrag der Volkskammer an den Ministerrat neu 
gefaßt und in der Fassung vom 18. September 1970 
(DDR-GB1. I, Sonderdruck Nr. 681) bekanntgege- 
ben. 

Die folgenden Tabellen geben bereits einen Einblick 
in die unterschiedliche Besteuerung der verschiede- 
nen Berufsgruppen. 

Für Unternehmer, Gewerbetreibende u. a. galt: 


Einkommensteuer- Grundtarif K 


Jahreseinkommen 

Mark 

Jahressteuerbetrag 

Mark 

über 

bis 

0 

1 200 

0 Mark 

1 200 

1 800 

16 Mark + 15% des 1 200 Mark übersteigenden Betrages 

1 800 

2 400 

106 Mark + 18% des 1 800 Mark übersteigenden Betrages 

2 400 

3 600 

214 Mark + 24% des 2 400 Mark übersteigenden Betrages 

3 600 

4 800 

502 Mark + 30 % des 3 600 Mark übersteigenden Betrages 

4 800 

6 000 

862 Mark + 35 % des 4 800 Mark übersteigenden Betrages 

6 000 

7 200 

1 282 Mark + 37 % des 6 000 Mark übersteigenden Betrages 

7 200 

9 000 

1 726 Mark + 40 % des 7 200 Mark übersteigenden Betrages 

9 000 

12 000 

2 446 Mark + 46 % des 9 000 Mark übersteigenden Betrages 

12 000 

15 000 

3 826 Mark + 51 % des 12 000 Mark übersteigenden Betrages 

15 000 

20 000 

5 356 Mark + 69% des 15 000 Mark übersteigenden Betrages 

20 000 

30 000 

8 800 Mark + 80 % des 20 000 Mark übersteigenden Betrages 

30 000 

40 000 

16 800 Mark + 84 % des 30 000 Mark übersteigenden Betrages 

40 000 

50 000 

25 200 Mark + 88 % des 40 000 Mark übersteigenden Betrages 

50 000 

250 000 

34 000 Mark + 89 % des 50 000 Mark übersteigenden Betrages 

250 000 

300 000 

212 000 Mark + 90% des 250 000 Mark übersteigenden Betrages 

300 000 

400 000 

257 000 Mark + 95 % des 300 000 Mark übersteigenden Betrages 

400 000 

500 000 

352 000 Mark + 98 % des 400 000 Mark übersteigenden Betrages 

über 500 000 


90 % des Einkommens 
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Der Monatssteuergrundtarif G für Arbeiter und Angestellte lautete: 


Steuerpflichtiger Monatslohn 
Mark 

Die Steuer beträgt 

Mark + % des Betrages über 

von 

bis 


199,99 

0,20 + 11,2% des Betrages über 175 Mark 


299,99 

3, — + 15,0% des Betrages über 200 Mark 


399,99 

18, — + 20,0% des Betrages über 300 Mark 

400,— 

499,99 

38, — + 24,0% des Betrages über 400 Mark 

500,— 

599,99 

62, — + 30,0% des Betrages über 500 Mark 

600,— 

699,99 

92, — + 34,0% des Betrages über 600 Mark 

700,— 

1 257,99 

126, — + 22,5% des Betrages über 700 Mark 

1 258,— 

und mehr 

20,0% 


Während der Lohnsteuertarif G für Arbeiter und 
Angestellte nicht über 20% des steuerpflichtigen 
Lohns hinausging, wurden die Gewinne der Einzelun- 
temehmer bis zu 90 % als Spitzensteuersatz besteuert. 
Von dem fiktiven Jahreseinkommen eines Arbeitneh- 
mers in Höhe von 50 000, — Mark hätte ein Steuerbe- 
trag von 10 000, — Mark einbehalten werden müssen, 
während ein Gewerbetreibender mit gleichem Netto- 
gewinn Steuern in Höhe von 34 000, — Mark hätte 
bezahlen müssen. 

Durch diese unterschiedliche Besteuerung sollten 
aufkommende kapitalistische Tendenzen im Vorfeld 
unterdrückt werden. 


a) Abgrenzung Händler/Sammler 

Der Untersuchungsausschuß hat sich mit der Frage 
beschäftigt, ob Kunst- und Antiquitätenbesitzer den 
Vorschriften gemäß besteuert worden sind. In diesem 
Zusammenhang ist die Problematik der Abgrenzung 
zwischen Antiquitätenhändlern und Gewerbetrei- 
benden im Sinne von § 15 Einkommensteuergesetz 
(EStG-DDR) und Antiquitätensammlern bedeutsam. 

Nach ständiger Rechtsprechung des OGH der DDR 
lag eine Handelstätigkeit (= Einkünfte aus Gewerbe- 
betrieb, § 15 EStG-DDR) nur dann vor, wenn Erwerb, 
Weiterverkauf und Tausch von Gegenständen nicht 
nur einmalig erfolgten, sondern unter Ausnutzung 
sich bietender Gelegenheiten systematisch betrieben 
wurden und darauf gerichtet waren, daraus Einnah- 
men zu erzielen. 

Nebenberufliche Sammlertätigkeit und Handelstätig- 
keit von Kunstgegenständen im Sinne eines Gewer- 
bebetriebs gemäß § 15 EStG-DDR wurden in der 
Entscheidung des Ministers der Finanzen mit dem 
Minister für Kultur vom 21. August 1973 (Doku- 
ment 65) wie folgt abgegrenzt: Eine Sammlertätigkeit 
auf dem Gebiet der alten bildenden und angewandten 
Kunst — Malerei, Grafik, Plastik, Kunsthandwerk, 
Gegenstände der materiellen Kultur — sowie der 
zeitgenössischen bildenden Kirnst lag vor, wenn fol- 
gende Bedingungen erfüllt waren: 

— Sammeln von Kunstgegenständen neben einer 
hauptberuflichen Tätigkeit oder als Rentner, 


— aus der Veräußerung von Kunstwerken durfte 
kein nachhaltiges Einkommen erzielt werden, 

— Kunstgegenstände gleicher Art durften nicht in 
großer Anzahl innerhalb eines relativ kurzen 
Zeitraumes (z. B. 1 Jahr) erworben und diesel- 
ben oder der größte Teil davon im gleichen oder 
darauffolgenden Jahr wieder veräußert wer- 
den. 

Bei Vorliegen der o. g. Bedingungen war die Samm- 
lertätigkeit steuerfrei, da keine gewerbliche Tätigkeit 
im Sinne des § 15 EStG-DDR angenommen werden 
sollte. 

Die Gewinnermittlung der Gewerbetreibenden gern. 
§ 15 erfolgte nach § 4 EStG-DDR. Danach war der 
Gewinn der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Betriebsvermögen am Schluß des Wirtschaftsjahres 
und dem Betriebsvermögen am Schluß des vorange- 
gangenen Wirtschaftsjahres vermehrt um den Wert 
der Entnahmen und vermindert um den Wert der 
Einlagen. 

Bei der Gewinnermittlung waren die Vorschriften für 
die Bewertung (§ 6 EStG-DDR) zu befolgen. Danach 
waren die einzelnen Wirtschaftsgüter des Umlaufver- 
mögens höchstens mit den Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten anzusetzen (§ 6 Abs. 2 EStG-DDR). 


b) Einkommensteuer 

Natürliche Personen waren gern. § 1 Abs. 1 Einkom- 
mensteuergesetz (EStG-DDR) unbeschränkt einkom- 
mensteuerpflichtig, sofern sie in der DDR einen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatten. Die 
unbeschränkte Einkommensteuerpflicht erstreckte 
sich auf sämtliche Einkünfte. Die Einkunftsarten erge- 
ben sich aus § 2 Abs. 3 EStG-DDR. Danach unterlagen 
der Einkommensteuer: 

1. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§§13 
und 14 EStG-DDR) 

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§§ 15 und 16 
EStG-DDR) 

3. Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit (§ 18 
EStG-DDR) 


37 











Drucksache 12/4500 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


4. gegenstandslos (bisher Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Tätigkeit; § 19 EStG-DDR) 

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 EStG- 
DDR) 

6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
(§ 21 EStG-DDR) 

7. Sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 EStG- 
DDR 

Die hierauf zu erhebende Einkommensteuer bemaß 
sich nach dem bezogenen Einkommen eines Steuer- 
pflichtigen innerhalb eines Kalenderjahres (§ 2 EStG- 
DDR). Das Einkommen war der Gesamtbetrag der 
Einkünfte aus den einzelnen Einkunftsarten abzüg- 
lich Sonderausgaben (§10 EStG-DDR) und außerge- 
wöhnlicher Belastungen (§ 33 EStG-DDR). Es bildete 
die Bemessungsgrundlage für die Einkommensteuer 
(§ 2 Abs. 1 EStG-DDR). 

Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 EStG- 
DDR gehörten zu den sog. Gewinneinkunftsarten, 
d. h. der Gewinn im Sinne des § 4 EStG-DDR ent- 
sprach den Einkünften. Zu den Gewinneinkunftsarten 
gehörten auch die gewerblichen Einkünfte im Sinne 
des § 15 EStG-DDR, um die es im weiteren Verlauf des 
Berichtes geht. 

c) Vermögensteuer 

Nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Vermögensteuergesetz (VStG- 
DDR) waren Personen, die in der DDR einen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hatten, unbeschränkt 
vermögensteuerpflichtig. Das zu versteuernde Ver- 
mögen umfaßte folgende Vermögensarten (§ 19 
Bewertungsgesetz [BewG-DDR]): 

— Land- und forstwirtschaftliches Vermögen (§§ 26, 
28 bis 49 BewG-DDR) 

— Grundvermögen (§§ 26, 50 bis 53 BewG-DDR) 

— Betriebsvermögen (§§ 26, 54 bis 66 BewG-DDR) 

— Sonstiges Vermögen (§§ 67 bis 69 BewG-DDR). 

Kunstgegenstände, Antiquitäten etc. gehörten zum 
sonstigen Vermögen (§ 67 Nr. 10 und 11 VStG-DDR). 
Das Vermögensteuergesetz sah für dieses sonstige 
Vermögen eine Freigrenze vom 50 000, — Mark vor, 
soweit Kunstgegenstände und Sammlungen diesen 
Wert nicht überstiegen. 

Wie sich aus dem Informationsbrief des Ministeriums 
für Finanzen 1/1987 vom 26. Januar 1987 ergibt, 
waren begünstigt: 

— Kunstgegenstände und Sammlungen, deren Erhal- 
tung wegen ihrer Bedeutung im öffentlichen Inter- 
esse lag. Diese wurden nur mit 40% ihres Wertes 
und 

— Kunstgegenstände und Sammlungen, wenn sie der 
Forschung und Volksbildung nutzbar gemacht 
wurden, nur mit 20 % ihres Wertes zur Vermögen- 
steuer herangezogen. 

Wenn sich diese Kunstgegenstände und Sammlungen 
seit mindestens 20 Jahren im Besitz der Familie des 
steuerpflichtigen Bürgers befanden, waren sie von der 
Vermögensteuer befreit (Dokument 34). Diese Ver- 


günstigung wurde auch dann gewährt, wenn die 
Sammlungen in den späteren Jahren durch weitere 
Erwerbungen ergänzt worden sind.. Dazu zählte auch, 
wenn aus der Veräußerung von Gegenständen kein 
nachhaltiges Einkommen erzielt wurde und Gegen- 
stände gleicher Art nicht in großer Anzahl innerhalb 
eines relativ kurzen Zeitraums erworben und diesel- 
ben oder der größte Teil davon im gleichen oder 
darauffolgenden Jahr wieder veräußert wurden. Die 
Veräußerung einzelner Gegenstände und der Erwerb 
anderer Gegenstände mußten der Komplettierung 
bzw. Erhöhung der Qualität der Sammlung dienen. 

Zum sog. sonstigen Vermögen gehörte auch die 
Ausstattung der Wohnung, wenn sie nicht das übliche 
Maß überschritt (§ 67 Nr. 10 BewG-DDR). Zur Ermitt- 
lung des vermögensteuerpflichtigen Wertes gern. § 10 
BewG-DDR war beim sog. sonstigen Vermögen von 
dem Preis auszugehen, der im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des Ge- 
genstandes bei einer Veräußerung an die staatlichen 
Aufkaufstellen zu erzielen gewesen wäre. 


d) Die Erklärungspflichten nach den 
Steuergesetzen der DDR 

Gern. §§ 167, 97a Abgabenordnung (AO-DDR) war 
der Bürger verpflichtet, Steuererklärungen abzuge- 
ben, soweit nach Einzelsteuergesetzen eine Steuer- 
schuld entstanden war. Das Vermögensteuergesetz 
der DDR sah in § 14 a eine Erklärungspflicht vor, für 
die Einkommensteuer war § 47 a EStG-DDR einschlä- 
gig- 

Rechtsanwalt Georg Reinicke, der eine Vielzahl von 
Kunstsammlern in Steuerstrafverfahren vertreten 
hatte, hat zu der Erklärungspflicht bzgl. der Vermö- 
gensteuer vor dem Untersuchungsausschuß erklärt, 
daß sie den Bürgern nicht bekannt gewesen sei. 


e) Einleitung eines staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens wegen 
Steuerhinterziehung 

Nach § 98 StPO-DDR ordnete die Staatsanwaltschaft 
die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens an, wenn 
sich aus der Prüfung einer Anzeige oder Mitteilung 
ergab, daß der Verdacht einer Straftat bestand. Nach 
§ 176 StGB-DDR war Steuerhinterziehung strafbar. 


5. Steuerfestsetzung 

Kernpunkt des steuerlichen Vorgehens war * — wie 
oben dargestellt — die Einordnung der Sammler als 
Händler. Die Beweisaufnahme hat in keinem der 
untersuchten Fälle eine Bestätigung dafür erbracht, 
daß diese Einordnung zurecht erfolgte. Lediglich 
Einzelverkäufe, wie sie bei Sammlern üblich sind, 
waren den Betroffenen nachzu weisen. Dies hätte 
gemäß dem geltenden Gesetz nicht für die Annahme 
einer Handelstätigkeit ausgereicht. Wie bereits oben 
dargelegt, konnte nach gängiger Rechtsprechung nur 
dann eine Handelstätigkeit im Sinne des § 15 EStG- 
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DDR angenommen werden, wenn Erwerb, Weiterver- 
kauf und Tausch von Gegenständen systematisch 
unter Ausnutzung sich bietender Gelegenheiten 
betrieben wurden. Tatsächlich hat der Ausschuß 
jedoch in keinem der von ihm untersuchten Fälle 
einen Anhaltspunkt dafür gefunden, daß die Finanz- 
ämter den Betroffenen eine nachhaltige Geschäftstä- 
tigkeit nachgewiesen hätten. 

Aus den Feststellungen des Untersuchungsausschus- 
ses ergibt sich, daß die Steuermaßnahmen nicht auf 
der Basis der DDR-Normen, sondern danach getroffen 
wurden, inwieweit die Sammlungen wegen ihres 
Wertes, ihrer Seltenheit und ihrer Zusammensetzung 
für die Kirnst und Antiquitäten GmbH von Interesse 
waren. Anders sind die vom Untersuchungsausschuß 
fest gestellten Verstöße der Steuer- und Straforgane 
der DDR gegen die seinerzeit bestehenden und äußer- 
lich durchaus rechtsstaatlich anmutenden Vorschrif- 
ten der DDR nicht zu erklären. 


a) Verfahrensverstöße 

Auch im DDR-Steuerverfahren galt prinzipiell der 
Untersuchungsgrundsatz. Das bedeutete, daß alle 
erheblichen Tatsachen von Amts wegen ermittelt 
werden mußten, unabhängig davon, ob sie für oder 
gegen den Steuerpflichtigen sprachen. Im einzelnen 
hatte nach § 204 Abs. 1 AO-DDR der Rat des Kreises, 
Abteilung Finanzen, die steuerpflichtigen Fälle zu 
erforschen und die tatsächlichen und rechtlichen 
Verhältnisse zu ermitteln, die für die Steuerpflicht und 
Bemessung der Steuer wesentlich waren. Er hatte 
Angaben der Steuerpflichtigen auch zugunsten der 
Steuerpflichtigen zu prüfen. Die Finanz Organe trugen 
für steuerbegründende und steuererhöhende Tatsa- 
chen die Beweislast. Bei steuermindemden Tatsachen 
ging aber die Unaufklärbarkeit zu Lasten des Steuer- 
pflichtigen (vgl. auch § 205 Abs. 3 AO-DDR). 

Die Beweislast für den steuererheblichen Umstand 
der Händlertätigkeit oblag daher den Finanzorganen. 
Diese hätten demnach den Kunst- und Antiquitäten- 
sammlern nachweisen müssen, daß sie eine nachhal- 
tige selbständige Tätigkeit ausübten und damit Händ- 
ler waren. 

Statt dessen wurde jedoch von vornherein eine Ver- 
mutung dahingehend aufgestellt, daß die von einem 
Steuerstrafverfahren betroffene Person Händler sei. 
Die betroffene Person hatte dann den Nachweis zu 
führen, daß diese Vermutungen nicht mit den Tatsa- 
chen übereinstimmten. Ein solcher Negativnachweis 
war denkbar schwierig. Hinzu kam, daß der Begriff 
„Nachhaltigkeit der Tätigkeit" einen großen Ausle- 
gungsspielraum eröffnete. Fast jeder Sammler hatte 
durch gelegentlichen Tausch oder Verkauf seine 
Sammlung erweitert, was die jeweilige Finanzabtei- 
lung des Rates des Kreises als „nachhaltiges Tätig- 
werden" auslegte und damit bereits einen Gewerbe- 
betrieb annahm. Einwände gegen diese Feststellung 
im Rahmen eines Beschwerdeverfahrens waren schon 
deshalb zum Scheitern verurteilt, weil die Sammler 
keinen schriftlichen Gegenbeweis anhand von Auf- 
zeichnungen erbringen konnten. 


Eine gewerbliche Tätigkeit setzte eine wiederholte 
Teilnahme an rechtsgeschäftlichen Betätigungen vor- 
aus. Nach Aussage des Zeugen Rechtsanwalt Georg 
Reinicke wurde dies schon dann angenommen, wenn 
man dreimal getauscht habe. Dann sei man schon in 
der „Falle" gewesen. 


b) Materielle Fehler der Steuerfestsetzung 

Die Einstufung der Sammler als Händler war Anlaß für 
die Einleitung des Steuer- bzw. Steuerstrafverfahrens. 
Aber erst der Verstoß bei der anschließenden Gewinn- 
ermittlung führte materiell zur Enteignung der Kunst- 
sammler. 

Bei der Gewinnschätzung waren die Vorschriften zur 
Bewertung des Warenbestandes bei der Gewinn- 
ermittlung (§ 6 Abs. 2 EStG-DDR) zu beachten. 
Danach waren, wie oben bereits erwähnt, höchstens 
die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten anzuset- 
zen. Diese Vorschrift wurde jedoch von den Finanzor- 
ganen der DDR nicht beachtet. Vielmehr wurde der 
Endbestand des betreffenden Wirtschaftsjahres mit 
dem jeweiligen Zeitwert, der für Kunstgegenstände 
und antiquarische Möbelstücke in den 70er Jahren um 
ein Vielfaches gestiegen war, angesetzt. Außerdem 
wurden, wie Rechtsanwalt Georg Reinicke als Zeuge 
berichtet hat, keine Preise des Binnenhandels der 
DDR, sondern die des sog. NSW zugrunde gelegt, die 
in der DDR gar nicht erzielt werden konnten. 

Durch diese überhöhten Wertansätze kamen die 
Steuerorgane zu irrealen Gewinnen, selbst wenn gar 
keine oder nur sehr geringe Einnahmen durch Handel 
oder Tausch erzielt wurden, weil letztlich nicht reali- 
sierte Gewinne zur Versteuerung gebracht wurden. 


Beispiel: 

Ein Kunstsammler besaß am 31. Dezember 1970 zehn 
Gemälde, die er jeweils für 10 000, — Mark gekauft 
hatte. Im Jahr 1971 veräußerte er lediglich ein 
Gemälde für 20 000, — Mark. Sein Gewinn 1971 
betrug damit 10 000, — Mark. Die restlichen Bilder 
erfuhren im selben Jahr eine Wertsteigerung von 
jeweils 10 000, — Mark. Aufgrund dieses Sachverhal- 
tes schätzten die Steuerorgane der DDR den Jahres- 
gewinn wie folgt: 

Endbestand am 31. Dezember 1971 

Warenbestand 
(9 Gemälde 

ä 20 000,— M) 180 000,— M 

Kasse 20 000,— M 200 000,— M 

Endbestand am 31. Dezember 1970 

Warenbestand 
(10 Gemälde 

ä 10 000,— M) 100 000,— M 

Jahresgewinn 100 000, — M 

tatsächlicher Gewinn 10 000, — M 

Differenz 90 000, — M 
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Unter Anwendung des Einkommensteuer-Grundta- 
rifs K würde sich bei korrekter Anwendung der §§ 4 
und 6 EStG-DDR eine Einkommensteuer in Höhe von 
2 906, — Mark ergeben. Durch die Besteuerung des 
nicht realisierten Gewinnes, also der Wertsteigerung, 
ergibt sich aber eine Steuerforderung in Höhe von 
78 500, — Mark. Bei einem tatsächlichen Gewinn von 
10 000, — Mark wurden damit durch die Steuerfestset- 
zung in Höhe von 78 500, — Mark die wesentlichen 
Grundlagen zur Ausübung einer gewerblichen Tätig- 
keit, wenn sie denn überhaupt Vorgelegen hätte, 
durch diesen Eingriff in die Vermögenssubstanz ent- 
zogen. 

Auch für die Berechnung der Vermögensteuer wur- 
den die Werte geschätzt (§ 217 AO-DDR). Die Vermö- 
gensteuer betrug in den dem Untersuchungsausschuß 
vorliegenden Fällen 2,5 v. H. des festgestellten 
Gesamtvermögens (§ 8b Nr. 4 VStG-DDR). Die Wert- 
ermittlung der Vermögensarten — Betriebsvermögen 
und sonstiges Vermögen — war anhand der vorlie- 
genden Unterlagen nicht im einzelnen nachvollzieh- 
bar. Daß hierbei die einzelnen Befreiungsvorschriften 
gern. § 67 BewG-DDR berücksichtigt wurden, kann 
nicht unterstellt werden. 

Die Ergebnisse aus den — oben beispielhaft wieder- 
gegebenen Manipulationen — Vermögenszuwachs- 
rechnungen wurden nach der Festsetzung von 
Gewerbe- und Umsatzsteuer zugrundegelegt. Wei- 
tere Rechtsverstöße gegen Vorschriften des Gewerbe- 
und Umsatzsteuerrechts sind nicht festgestellt wor- 
den. 


c) Verstöße im Vollstreckungsverfahren 

Nach § 99 AO-DDR konnte der Rat des Kreises, 
Abteilung Finanzen, für die Zahlung von Steuerschul- 
den Fristen setzen, es sei denn, daß gesetzlich etwas 
anderes bestimmt war. Die Vollstreckung von Steuer- 
forderungen wurde durch die Verordnung über die 
Vollstreckung wegen Geldforderungen der Staatsor- 
gane und staatlichen Einrichtungen vom 6. Dezember 
1968 (DDR-GB1., Teü II, 1969, S. 61) — VollstrO-DDR 
— geregelt. 

Der Ausschuß hat auch gravierende Verstöße der 
Steuerorgane gegen diese Vorschriften festgestellt. 


aa) Mißachtung der Vollstreckungsvoraussetzungen 

Nach § 2 Abs. 2 letzter HS VollstrO-DDR setzt die 
Vollstreckung von Geldforderungen voraus, daß der 
Schuldner vorher gemahnt worden ist. Die Vollstrek- 
kungsordnung der DDR geht demnach, ohne es aus- 
drücklich zu formulieren, davon aus, daß der Steuer- 
schuldner zunächst seine Steuern freiwillig zu erbrin- 
gen hatte und ihm dazu die Möglichkeit zu belassen 
war. 

Die Steuerorgane der DDR machten es aber Steuer- 
schuldnern wegen angeblicher Steuern als Händler 


von Kunstgegenständen und Antiquitäten regelmäßig 
schon faktisch unmöglich, sich durch Verwertung des 
Eigenvermögens selbst die Finanzmittel zu beschaf- 
fen, die zur Tilgung der Steuerschuld erforderlich 
waren. Das bewegliche Vermögen wurde in der 
Regel im Wege des Arrestverfahrens gern. §§ 19, 
20 VollstrO-DDR beschlagnahmt. Die sofortige 
Beschlagnahme wurde mit einer Vermögensgefähr- 
dung begründet. Diese wurde gern. § 19 Satz 1, 2 
VollstrO-DDR als gegeben angenommen, wenn 
gegen den Schuldner gern. § 98 StPO-DDR ein Ermitt- 
lungsverfahren eingeleitet war. Auf diese Weise war 
es den Steuerorganen möglich, auch ohne das Vorlie- 
gen eines konkreten Steuerbescheides die Vollstrek- 
kung zu betreiben und zwar auf der Grundlage einer 
dem Schuldner gern. § 20 Abs. 2 VollstrO-DDR 
bekanntzugebenden Arrestverfügung. 

Selbst bei vorhandenem umfangreichen Spargutha- 
ben war es dem Steuerschuldner verwehrt, diesen 
Geldbetrag zur Begleichung der Steuerschulden ein- 
zusetzen, obwohl durch Hingabe der Geldmittel ein 
Teil der im Wege des Arrestverfahrens beschlag- 
nahmten Gegenstände hätte ausgelöst werden kön- 
nen. 


bb) Verstoß gegen § 5 Abs. 3 VollstrO-DDR 

Nach § 5 Abs. 3 VollstrO-DDR durfte eine Vollstrek- 
kung nur insoweit erfolgen, als sie zur Deckung der 
Geldforderung und der Kosten des Verfahrens erfor- 
derlich war. Außerdem hatten die Vollstreckungsor- 
gane nach § 5 Abs. 2 VollstrO-DDR darauf zu achten, 
daß bei der Durchführung der Vollstreckung Nach- 
teile für den Schuldner zu vermeiden sind, die in 
keinem angemessenen Verhältnis zu dem zu erzielen- 
den Ergebnis stehen. Gegen diese Grundsätze ver- 
stießen die Steuerorgane nachhaltig. 

Häufig überstieg der Wert der beschlagnahmten 
Sammlung die Höhe der Steuerforderung. Gleichwohl 
wurden im Widerspruch zu § 5 Abs. 3 VollstrO-DDR 
die gesamten beschlagnahmten Gegenstände ver- 
wertet. Ein Ausgleich für den überpfändeten Betrag 
erfolgte nur in Mark der DDR. 

Diese Vorgehensweise verdeutlicht, daß es die 
Steuerorgane von vornherein darauf angelegt hatten, 
der Kunst und Antiquitäten GmbH den Besitz voll- 
ständiger Kunstsammlungen — ohne Rücksicht auf 
die Voraussetzungen — nach den einschlägigen DDR- 
Vorschriften zu verschaffen. 


cc) Verstoß gegen § 7 Abs. 1 VollstrO-DDR 

Gemäß § 7 Abs. 1 VollstrO-DDR war Voraussetzung 
für die Durchführung eines Vollstreckungsverfahrens, 
daß die Forderung fällig und ein Leistungsgebot 
ergangen war. 

Wie groß der Hunger nach Kunst- und Antiquitäten- 
gegenständen war, verdeutlicht ein Fall, in dem die 
Steuerorgane die Steuerforderungen im Wege der 
Vollstreckung schon eintrieben, bevor sie fällig 
waren. Es ging um Einkommensteuern, die während 
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des noch nicht abgelaufenen Veranlagungszeitraums 
festgesetzt wurden. Dabei entstand nach § 2 Abs. 1 
EStG-DDR die Steuerschuld erst mit Ablauf des 
Kalenderjahres. 


d) Sonstige Verstöße gegen Vorschriften der DDR 

Bei der Vernehmung der Zeugen und der Auswertung 
des vorliegenden Aktenmaterials haben sich noch 
weitere Verstöße gegen Vorschriften herausgestellt. 


aa) Steuergeheimnis 

Gemäß § 22 Abs. 1 AO-DDR war das Steuergeheimnis 
unverletzlich. Eine Verletzung lag nach § 22 Abs. 2 
AO-DDR dann vor, wenn durch Mitarbeiter eines 
staatlichen Organs die Verhältnisse eines Steuer- 
pflichtigen unbefugt offenbart wurden. Der Untersu- 
chungsausschuß hat jedoch festgestellt, daß der Kunst 
und Antiquitäten GmbH trotz Bestehens des Steuer- 
geheimnisses Informationen über die Namen be- 
stimmter Steuerschuldner aus den Bezirken Leipzig 
und Karl-Marx-Stadt gegeben worden waren, ohne 
daß die Befugnis zu dieser Information ersichtlich 
ist. 


bb) Aussichtslosigkeit der Rechtsverteidigung 

Rechtsanwalt Georg Reinicke hat als Zeuge vor dem 
Untersuchungsausschuß ausgesagt, daß er im Rah- 
men des Beschwerdeverfahrens lediglich eine Stati- 
stenrolle innegehabt habe. Wenige Sachbearbeiter 
hätten den Mut aufgebracht, eigenständige Entschei- 
dungen zu treffen. Unter dem Druck, bei einer Entlas- 
sung die Staatsrente zu verlieren, habe man auf der 
Ebene der Sachbearbeiter „gekuscht". 

Eine gerichtliche Überprüfung der Steuerfestsetzun- 
gen gab es in der DDR nicht. Damit bestand für die von 
Steuermaßnahmen betroffenen Bürger keinerlei 
Möglichkeit, durch ein unabhängiges Gericht die 
Rechtmäßigkeit der Steuerbescheide überprüfen zu 
lassen. Nach dem bereits erwähnten, im Staatsverlag 
der DDR herausgegebenen Kommentar zum StGB 
sind die Steuerbescheide Beweismittel im Sinne von 
§§ 24, 49 StPO-DDR und als solche ggf. mit Hilfe 
sachverständiger Zeugen bzw. Sachverständigen 
durch die Strafgerichte zu prüfen (Komm, zum StGB- 
DDR, Berlin 1987, § 176, Anm. 1). Die Strafgerichte 
fühlten sich jedoch — wie Rechtsanwalt Reinicke es 
als Zeuge geschildert hat — an die ergangenen 
Bescheide gebunden. Ihnen sei in der Praxis verwehrt 
worden, diese auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu über- 
prüfen. Ein eigenständiges Prüfungsrecht, ob ein 
wegen Steuerhinterziehung angeklagter Bürger zu 
Recht oder zu Unrecht nicht als Sammler, sondern als 
Händler eingestuft worden war, habe den Strafgerich- 
ten in der Praxis nicht zugestanden. 


cc) Unzulängliches rechtliches Gehör 

Ein weiterer Mangel des gewählten Verfahrens 
bestand auch darin, daß dem Bevollmächtigten der 


Steuerpflichtigen oder diesen selbst regelmäßig ein 
Protokoll über die Ankaufpreise der beschlagnahm- 
ten Gegenstände oder eine Abrechnung über die 
erzielten Erlöse nicht zur Einsicht zur Verfügung 
gestellt wurde. Dies hat nicht nur Rechtsanwalt Rei- 
nicke bei seiner Aussage als Zeuge dargestellt, son- 
dern ist auch von Rechtsanwalt Heinz Korbe bei seiner 
zeugenschaftlichen Vernehmung bestätigt worden. 
Er hat dargelegt, daß es keine Möglichkeit gegeben 
habe, die Einschätzung der Gutachter zu überprüfen. 
Gegengutachten seien nicht möglich gewesen, weü 
der Besitz der beschlagnahmten Objekte mit der 
Einleitung des Steuerstrafverfahrens entzogen wor- 
den sei. Schätzlisten seien allenfalls nach Abschluß 
des Ermittlungsverfahrens zugänglich gemacht wor- 
den, also zu einem Zeitpunkt, in dem keine Möglich- 
keit mehr bestanden habe, zu der Schätzung Stellung 
zu nehmen. 


e) Übernahme der Gegenstände durch die Kunst 
und Antiquitäten GmbH 

Die sichergestellten und beschlagnahmten Gegen- 
stände wurden von der Kunst und Antiquitäten GmbH 
abtransportiert und zwischengelagert und schließlich 
gegen Entgelt überlassen. Grundlage waren Verein- 
barungen zwischen dem Ministerium für Außenhan- 
del und den Ministerien, in deren Geschäftsbereich es 
zur Einziehung von Antiquitäten kam. Diese Verein- 
barungen waren schließlich auch Grundlage für die 
entgeltliche Überlassung der Gegenstände an die 
Kunst und Antiquitäten GmbH. Die Ministerien, in 
deren Geschäftsbereich es zur Einziehung und Ver- 
wertung von Kunstgegenständen und Antiquitäten 
kam, hatten ein Eigeninteresse an einem möglichst 
hohen Veräußerungserlös. 

Dem Ausschuß liegt der Text einer undatierten und 
auch nicht vollständig unterschriebenen Vereinba- 
rung zur Verwertung eingezogener Gegenstände zwi- 
schen dem Ministerium des Innern und dem Ministe- 
rium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung, (Dokument 107) vor. In dieser Vereinbarung 
wird die Verfahrensweise zur Verwertung eingezoge- 
ner Gegenstände, die sich im Bereich des Ministeri- 
ums des Innern befinden, geregelt. Gemäß Ziff. 1.3. 
dieser Vereinbarung ist für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung die Kunst und Antiquitäten GmbH mit 
deren Durchführung betraut. 

Zusätzlich existierten gleichlautende Vereinbarun- 
gen zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH und 
den Abteilungen Finanzen der Räte der Bezirke 
Leipzig, Karl-Marx-Stadt und dem Magistrat von 
Berlin aus dem Jahr 1987 (Dokument 66) über die 
Vermarktung bereitgestellter Warenfonds im sog. 
NSW zur Erwirtschaftung außerplanmäßiger Valuta- 
mittel der DDR. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH erwarb die Gegen- 
stände, die im Rahmen von Steuerverfahren beschlag- 
nahmt wurden, auf Mark-Basis. Der Preis richtete sich 
nach den Preisfestsetzungen der Gutachter, unabhän- 
gig von der Höhe des Erlöses, der nachher im sog. 
NSW erzielt wurde. 
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Gemäß Punkt 5 dieser Vereinbarungen erhielten die 
Abteilungen Finanzen ein Valutaanrecht in Höhe von 
30% des Netto- Valutaerlöses. Punkt 5 der Vereinba- 
rung mit der Abteilung Finanzen des Rats des Bezirks 
Leipzig wurde später dahingehend abgeändert, daß 
das Valutaanrecht mit Wirkung vom 1. Juli 1989 
anstelle von 30% nunmehr 50% betragen solle. 

Ein Mangel des Verfahrens bei der Vollstreckung 
gegenüber den Steuerschuldnern bestand darin, daß 
die Kunst und Antiquitäten GmbH einerseits als 
Schätzer für die Vermögensfeststellung durch die 
Steuerorgane, andererseits gleichzeitig als Schätzer 
für das Entgelt in eigener Sache auftrat. Dies führte zu 
einer offenkundigen Interessenkollision. Die Schätzer 
der Kunst und Antiquitäten GmbH bzw. des Antik- 
handels Pirna taxierten den Wert der Gegenstände 
anhand von Preisen westlicher Auktionskataloge ? 
diese Preise wurden in die Inventarlisten eingetragen. 
Die Schätzpreise waren anschließend Grundlage für 
die Vermögenszuwachsrechnung der Steuerorgane. 
Den Schätzungen lagen zwei Gesichtspunkte zu- 
grunde: Einerseits war der Staat bestrebt, mit Hilfe der 
Steuerorgane durch eine hohe Steuerfestsetzung in 
den Besitz der Kunstgegenstände und Antiquitäten zu 
gelangen, andererseits wollten die staatlichen Auf- 
käufer der Kunst und Antiquitäten GmbH möglichst 
niedrige Einkaufspreise bezahlen. Daß dabei die 
schutzwürdigen Interessen der Steuerpflichtigen be- 
rücksichtigt wurden, hat der Ausschuß nicht feststel- 
len können. Die Gutachten der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH waren jedenfalls in allen überprüften 
Fällen alleinige Grundlage dafür, die gesamte Kunst- 
sammlung in den Besitz der Kunst und Antiquitäten 
GmbH zu bringen. 


6. Exemplarische Fälle 
a) Dr. Peter Garcke, Berlin 

Dr. Peter Garcke war Besitzer einer Kunst- und 
Antiquitätensammlung in Berlin. Im Februar 1978 
erschienen bei ihm unangemeldet sechs bis sieben 
Personen, durchsuchten die Wohnung und führten 
eine umfangreiche Beschlagnahme durch. Gegen 
ihn wurde sodann ein Ermittlungsverfahren wegen 
Steuerhinterziehung eingeleitet. In diesem Verfahren 
wurde Dr. Garcke ein umfangreicher Handel mit 
Kunstgegenständen zur Last gelegt. Die Steuerschuld 
wurde auf ca. 2 Mio. Mark festgesetzt. 

Zum Zeitpunkt der Beschlagnahme lag noch keine 
Steuerfestsetzung vor. Bei seiner Verhaftung wegen 
vorsätzlicher Steuerhinterziehung wurde Dr. Garcke 
vorgeworfen, daß er „zumindest seit 1968 neben 
seiner Tätigkeit als Arzt bzw. später als Invalidenrent- 
ner einen umfangreichen Handel mit Antiquitäten, 
Goldwaren und Münzen betrieben und die hierdurch 
erzielten Umsätze, Gewinne und das Vermögen nicht 
versteuert habe. Diese Handelstätigkeit sei aus- 
schließlich mit einer Gewinnerzielungsabsicht ver- 
bunden gewesen und habe spekulativen gewerbli- 
chen Charakter getragen" (Dokument 26). 


Bei der Durchsuchung waren Staatsanwaltschaft, 
Steuerfahnder, MfS-Mitarbeiter, die Kriminalpolizei 
und Schätzer der Kunst und Antiquitäten GmbH — 
Staatliche Aufkaufstellen — anwesend. Ob der Vor- 
schrift des § 113 StPO-DDR Genüge getan wurde, 
zwei unbeteiligte Personen hinzuzuziehen, hat der 
Untersuchungsausschuß nicht festgestellt. Bei der 
Bestandsaufnahme im Zuge der Durchsuchung wurde 
auch der gewöhnliche Hausrat erfaßt. 

Die Bestandsaufnahme und Schätzung des Vermö- 
gens zum Zeitwert waren Grundlage für das anschlie- 
ßende Besteuerungsverfahren. In dem Bericht des 
Magistrats von Berlin, Abteilung Finanzen und 
Steuern, Sektor Fahndung und Ordnungsstrafen, vom 
3 1 . Mai 1978 heißt es, entsprechend den Angaben von 
Dr. Garcke habe der Wert seiner „Handelsware" 
(Antiquitäten) per 1. Januar 1968 rund 110 000, — 
Mark betragen. Per 21. Februar 1978 sei der Wert der 
sich im Besitz des Dr. Garcke befindlichen Handels- 
ware auf insgesamt 1 608 650, — Mark festgestellt 
worden. In den Jahren von 1968 bis 1978 seien die 
Bestände mehrfach umgeschlagen worden. 

Da Dr. Garcke in der Annahme, sich nicht gewerblich 
zu betätigen, keine Bücher über An- und Verkauf 
geführt hatte, wurden die Besteuerungsgrundlagen, 
nämlich die Gewinne der einzelnen Jahre, für den 
nicht verjährten Zeitraum von zehn Jahren durch eine 
Vermögenszuwachsrechnung gern. § 217 AO-DDR 
geschätzt. Dabei ging man davon aus, daß die Diffe- 
renz zwischen dem Vermögen am 21. Februar 1978 in 
Höhe von 1 608 650, — Mark und dem Vermögen am 
1. Januar 1968 in Höhe von 110 000, — Mark den in 
diesem Zeitraum erzielten Gewinnen gleichzusetzen 
sei. 

Bei dieser Schätzung wurde außer acht gelassen, daß 
es sich bei dem zugrundegelegten Vermögen nicht 
nur um einen sog. Warenbestand des Umlaufvermö- 
gens handelte, sondern auch um Gegenstände des 
Privatvermögens, z. B. seit Generationen im Familien- 
besitz befindliche Gegenstände und Andenken. Des 
weiteren wurde ein Sicherheitszuschlag von ca. 33% 
hinzugesetzt, weil unterstellt wurde, daß der Waren- 
bestand im Besteuerungszeitraum mehrfach umge- 
schlagen worden sei. Die genaue Berechnung des 
Sicherheitszuschlags läßt sich jedoch nicht aus dem 
Fahndungsbericht entnehmen. Aus diesem Bericht 
gehen nur die — willkürlich erscheinenden — Schät- 
zungsergebnisse wie folgt hervor: 


Jahr 

Gewinn 

1968 

100 000,— 

1969 

125 000,— 

1970 

125 000,— 

1971 

150 000,— 

1972 

200 000,— 

1973 

220 000,— 

1974 

240 000,— 

1975 

260 000 — 

1976 

280 000,— 

1977 

280 000,— 

1978 

14 500,— 

1 994 500,— 
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Von den geschätzten Jahresgewinnen wurden die 
nachzuzahlenden Betriebssteuem, Gewerbesteuern 
und Umsatzsteuern ergebniswirksam abgesetzt. 

Beispielhaft wird für das Jahr 1975 die Einkommens- 
berechnung aus dem Fahndungsbericht dargestellt: 


vorl. Gewinn aus Handelstätigkeit 260 000, — 

./. Umsatzsteuer 15 600, — 

./. Gewerbesteuer 46 800, — 

Gewinn aus Handelstätigkeit 197 600, — 

./. Sonderausgaben 720, — 

zu versteuerndes Einkommen 196 880, — 


Einkommensteuer vorläufig 83,6% 

(Grundtarif K) 164 723, — 

Reduzierung gern. § 2 der 

II. Steueränderungsverordnung 

(StÄVO-DDR) 151 090,— 

Einkommensteuer 151 090, — 


Vollständigkeitshalber sei hier ergänzt, daß diese 
Werte durch eine Beschwerdeentscheidung vom 
22. November 1978 noch geringfügig geändert wur- 
den. Diese Änderungen sind für den Sachverhalt 
jedoch unerheblich. 

Der Untersuchungsausschuß folgt in seiner Bewer- 
tung jedoch den Ausführungen von Garckes Ehefrau 
Rita, die als Zeugin überzeugend folgendes ausgesagt 
hat: 

„Aber er war absolut kein Händler, er hat ja gesam- 
melt. Er wollte ja was besitzen, er wollte ja was haben; 
wir lebten ja da drin. Unsere Sammlung war unsere 
Wohnungseinrichtung. Mein Mann wurde krank, 
wurde operiert Anfang der 70er Jahre, und seitdem 
haben wir gar nicht mehr groß gesammelt. Da lebten 
wir in dem, was wir hatten. 11 

Zur Verdeutlichung hat Frau Garcke ausgesagt, ihr 
Ehemann habe wie jeder Sammler das eine oder 
andere Stück getauscht oder in seltenen Fällen auch 
mal ein Bild verkauft. Dies sei jedoch im Rahmen der 
üblichen Sammlertätigkeit geschehen, ohne daß eine 
Gewinnerzielungsabsicht dahintergestanden habe. 

Nach ständiger Rechtsprechung des OGH der DDR 
war eine Handelstätigkeit erst dann anzunehmen, 
wenn Erwerb, Weiterverkauf und Tausch von Gegen- 
ständen nicht nur einmalig erfolgten, sondern unter 
Ausnutzung sich bietender Gelegenheiten systema- 
tisch betrieben wurden und darauf ausgerichtet 
waren, Einnahmen zu erzielen. 

Unabhängig davon, ob er Händler oder Sammler war, 
hätte die Abteilung Finanzen und Steuern des Magi- 
strats von Berlin nach § 204 Abs. 1 AO-DDR die 
tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse auch 
zugunsten des Steuerpflichtigen prüfen müssen. 
Diese Prüfung wurde unterlassen. 


Ein weiterer gravierender Verstoß der Steuerorgane 
gegen DDR-Recht lag in der Bewertung des Umlauf- 
vermögens. Nach § 6 Abs. 2 EStG-DDR war das 
Umlaufvermögen höchstens mit den Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten anzusetzen. Durch diese 
Bewertungsvorschrift sollte gewährleistet werden, 
daß nur tatsächlich erzielte Gewinne und nicht bloße 
Vermögenszuwächse in die Gewinnermittlung gern. 
§ 4 Abs. 1 EStG-DDR eingingen. Diese Vorschriften 
zur Gewinnermittlung waren bei einer vorgenomme- 
nen Schätzung nach § 217 AO-DDR ebenfalls zu 
berücksichtigen. 

Im Fall Dr, Garcke wurde der Warenendbestand zum 
21. Februar 1978 nicht — wie vorgeschrieben — mit 
den Anschaffungskosten angesetzt, sondern mit dem 
Zeitwert, und zwar mit Verkaufspreisen im sog. NSW. 
Dieser Wertansatz führte im Ergebnis zur Abschöp- 
fung des gesamten Eigentums. Damit wurde der 
Vermögenszuwachs der Einkommensteuer unterwor- 
fen. Die Besteuerung des Gewinns sowohl unter dem 
Aspekt der Einkommen- als auch der Vermögen- 
steuer führte zu einer Vervielfachung der Steuerlast. 
Auch in dieser Hinsicht wurde eindeutig gegen gel- 
tende Vorschriften verstoßen. Es waren bei der Durch- 
suchung Schätzer und Aufkäufer der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH und des Antikhandels Pirna zugegen, 
es wurden auch keine Protokolle über die Ankauf- 
preise der beschlagnahmten Gegenstände oder eine 
Abrechnung über den Erlös zur Verfügung gestellt. 

Dieser Einzelfall zeigt beispielhaft die oben festge- 
stellten schwerwiegendenVerstöße gegen die Steuer- 
vorschriften der DDR. 

Dr. Garcke starb sechs Wochen nach seiner Inhaftie- 
rung im Gefängnis. Er soll sich selbst getötet haben. 
Rita Garcke hat hierzu als Zeugin vor dem Untersu- 
chungsausschuß gesagt, daß die Umstände mysteriös 
gewesen seien. Unmittelbar nach dem Tod ihres 
Mannes sei ihre Wohnung ausgeräumt worden. 


b) Dr. Johannes Lange, Berlin 

Wie auch im Fall Dr. Garcke war das Ehepaar Dr. 
Lange schon seit Jahrzehnten mit der Sammlung von 
Briefmarken, Gemälden, Grafiken und Antiquitäten 
beschäftigt. Die Eheleute Dr. Lange, Röntgenologe, 
und Frau Dr. Lange-Oelschlaegel, Zahnärztin, wur- 
den im Juni 1982 morgens früh von der Steuerfahn- 
dung, Staatsanwaltschaft und Schätzern überrascht. 

Die Wohnung wurde durchsucht. Die Briefmarken- 
sammlung, das Familiensilber und der persönliche 
Schmuck wurden sofort beschlagnahmt und mitge- 
nommen. Dr. Lange wurde mitgeteilt, daß die Brief- 
markensammlung nicht mehr ausgelöst werden 
könne, da sie direkt verwertet werde. Insgesamt 
wurden Gegenstände im Wert von 2 600 000, — Mark 
beschlagnahmt. 


Tatsächlich wurde die Beweislast im vorliegenden, 
wie auch in allen anderen bekanntgewordenen Fällen 
umgekehrt. Das bedeutete, daß von Dr. Peter Garcke 
verlangt wurde zu beweisen, nicht Händler gewesen 
zu sein. 


Der Fahndungsbericht vom 15. November 1982 der 
Abteilung Finanzen und Steuern des Magistrats von 
Berlin (Dokument 41) geht davon aus, daß die Ehe- 
leute Lange rund 2 500 000, — Mark an Steuerschul- 
den und Kosten für den Zeitraum 1972 bis Juni 1982 
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nachzuzahlen hätten. Es wurde ihnen vorsätzliche 
Steuerhinterziehung vorgeworfen, da sie einen 
umfangreichen Handel mit Antiquitäten und Brief- 
marken betrieben hätten. Durch diesen seien erhebli- 
che Gewinne entstanden. Außerdem hätten die Unter- 
suchungen ergeben, daß seit mindestens 1972 das 
vorhandene steuerpflichtige Vermögen vorsätzlich 
nicht erklärt worden sei und dadurch dem Staatshaus- 
halt durch die Nichtabführung der Vermögensteuer 
ein zusätzlicher Schaden entstanden sei. 

Hierzu hat Frau Dr. Lange-Oelschlaegel als Zeugin 
vor dem Untersuchungsausschuß ausgesagt, daß 
bereits vor 1972 Vermögensteuer gezahlt worden sei. 
Im Kalenderjahr 1972 sei bereits eine Bestandsauf- 


nahme vom zuständigen Finanzamt hinsichtlich der 
Vermögensteuer durchgeführt worden. Zu dem Zeit- 
punkt sei jedoch der Hausrat, nämlich Möbel und 
Geschirr, nicht erfaßt worden. Darüber hinaus seien 
ihr Ehemann und sie 1972 als Sammler eingestuft und 
nicht zur Einkommensteuer herangezogen worden. 

Die Besteuerungsgrundlagen wurden anhand der 
Inventarlisten und einer anschließenden Vermögens- 
zuwachsrechnung gern. § 217 AO-DDR, wie in der 
nachfolgenden Aufstellung — linke Spalte — auf ge- 
führt, geschätzt. In der rechten Spalte findet sich eine 
Vergleichsrechnung des Untersuchungsausschusses, 
die die tatsächlichen Anschaffungskosten zugrunde 
legt: 


Vermögenszuwachsrechnung 



Berechnung mit 

Berechnung mit 


V erkehrs wer ten 

Anschaffungskosten 


in Mark 

in Mark 

Vermögen auf den 30. Juni 1982 

lt. Gutachten einschl. Bargeld 

4 082 000,— 

1 200 000,— 

618 789,— 

618 789,— 


4 700 789,— 

1 818 789,— 

abgesetzt: 

Hausrat 

131 000,— 

131 000,— 

Eigentum der Tochter 

86 000,— 

86 000,— 

Edelmetallpreiserhöhungen 

596 615,— 

0 ,— 

Zwischensumme 

3 887 174,— 

1 601 789,— 

abgesetzt: 

Vermögen auf den 1. Januar 1972 

Betriebsvermögen 

7 800,— 

7 800,— 

Sonstiges Vermögen 322 630, — 

Hausrat ./. 18 801, — 

313 830,— 

313 830 — 

Bargeld geschätzt 

3 000 — 

3 000,— 

Bankkonten 

369 304,— 

369 304,— 

Zwischensumme 

693 934,— 

693 934,— 

Nettoeinkommen für die 

Jahre 1972 bis 1980 1 227 287,— 

Rente 1976 bis 1981 63 462,— 

1 290 749,— 

Lebenshaltungskosten ./. 187 679, — 

1 103 070 — 

1 103 070,— 

Zuwachs 

2 090 170,— 

0 ,— 


Durch Ansatz des Zeitwertes zum 30. Juni 1982 in 
Höhe von 4 082 000, — Mark ergibt sich laut Fahn- 
dungsbericht (Dokument 41) ein Vermögenszuwachs 
in Höhe von 2 090 170, — Mark, der auf die Kalender- 
jahre von 1972 bis 30. Juni 1982 verteilt und der 
Einkommensteuer unterworfen wurde. Unter Berück- 
sichtigung des § 6 Nr. 2 EStG-DDR hätten die laut 
Fahndungsbericht festgestellten Anschaffungskosten 
in Höhe von 1,2 Mio. Mark nicht überschritten werden 
dürfen. Wie aus der o. a. Berechnung ersichtlich, wäre 
bei richtigem Wertansatz kein Vermögenszuwachs 
feststellbar gewesen und damit keine Einkommen- 
steuer entstanden. 


Durch Aufdeckung der stillen Reserven wurden nicht 
realisierte Gewinne versteuert. Um den Verstoß 
gegen § 6 Nr. 2 EStG-DDR darzustellen, wurden die 
Zahlen ungeprüft aus dem Fahndungsbericht über- 
nommen und gleichzeitig eine Händlertätigkeit des 
Steuerpflichtigen unterstellt. Damit wurden sämtliche 
Sammlungsgegenstände als Warenbestand des Be- 
triebsvermögens qualifiziert. Die Verwertung der als 
Betriebsvermögen deklarierten und beschlagnahm- 
ten Gegenstände, soweit sie zur Tilgung der privaten 
Steuerschulden — Einkommen- und Vermögensteuer 
— dienten, wurde als Entnahme im Sinne des § 4 
Abs. 1 EStG-DDR gewertet. Die Entnahme hatte gern. 
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§ 6 Nr. 3 EStG-DDR zum Teilwert zu erfolgen. Teil- 
wert ist der Betrag, den der Erwerber des ganzen 
Betriebs im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das 
einzelne Wirtschafts gut ansetzen würde; dabei ist 
davon auszugehen, daß der Erwerber den Betrieb 
fortführt. 

Berechnung: Gesamtbestand 

zu Aufkaufpreisen 2 874 523, — M 

Gesamtbestand zu 

Anschaffungskosten 1 200 000, — M 

Veräußerungsgewinn 

per 30. Juni 1982 1 674 523, — M 

Durch diese Verfahrensweise wurden Wertsteigerun- 
gen, die als stille Reserven Vorkommen, ein zweites 
Mal der Einkommensteuer unterworfen. 

Nur durch den konsequenten Verstoß gegen § 6 Nr. 2 
EStG-DDR war es den Steuerorganen möglich, regel- 
mäßig vollständige Kunstsammlungen zu beschlag- 
nahmen und diese zwecks Tilgung der Steuerschul- 
den an die Kunst und Antiquitäten GmbH zu veräu- 
ßern. 

Abschließend sei dargestellt, wie das gesamte Vermö- 
gen im Fall Dr. Lange für die Steuerfestsetzung 
verwendet wurde: 

Gesamtvermögenszuwachs 

laut Fahndungsbericht 2 090 170, — M 

festgestellte Steuern 
und Nebenleistungen 

laut Steuerakte gesamt 2 543 158,80 M 

./. 452 988,80 M 


c) Presseberichterstattung über die Fälle 
Dr. Garcke und Dr. Lange in „art“ 2/84 

Die beiden auch vom Untersuchungsausschuß unter- 
suchten Einzelfälle Dr. Garcke und Dr. Lange waren 
Gegenstand der Presseberichterstattung in der Fach- 
zeitschrift „art", erschienen im Grüner & Jahr- Verlag 
Hamburg. In dem Artikel „Das Kunst-Stück der DDR 
— wie ein staatseigener Betrieb Bilder und Antiquitä- 
ten zu Devisen macht" (Dokument 48) wurde präzise 
der äußere Ablauf der überfallartigen Ermittlungen 
der Sicherheitsorgane der DDR bei Kunst- und 
Antiquitätensammlern geschildert. Hervorgehoben 
wurde in dem Artikel, daß, noch bevor ein Verfahren 
gegen die jeweiligen „Kunsthändler" anlief, vor den 
in Betracht kommenden Wohnungen Lastwagen der 
Kunst und Antiquitäten GmbH vorfuhren und das 
beschlagnahmte Kunstgut abholten. Geschildert wur- 
den insgesamt neun Fälle zwischen den Jahren 1974 
und 1982; für den Wert der enteigneten Sammlungen 
wurden in der Regel Beträge in Millionenhöhe ange- 
geben. Auch die Ausplünderung von Siegfried Kath 
war Gegenstand der Berichterstattung. 


d) Werner Schwarz 

Werner Schwarz lebte bis Ende 1984 in der DDR. Seit 
1972 war er als selbständiger Möbelrestaurator tätig; 
er besaß eine umfangreiche Antiquitätensammlung. 
Im Dezember 1981 wurde Schwarz im Rahmen eines 
Ermittlungsverfahrens wegen Steuerverkürzung ver- 
haftet und seine Sammlung zur Sicherung einer 
angeblichen Steuerforderung von 2 Mio. Mark 
beschlagnahmt und abtransportiert. Der Wert der 
Antiquitäten einschließlich seiner Sammlung von 
Münzen, Medaillen, Silber und Schmuck wurde durch 
die Kunst und Antiquitäten GmbH auf 2 040 118, — 
Mark geschätzt. Am 1 7 . März 1 982 wurde vom Rat des 
Bezirkes Potsdam, Abteilung Finanzen, gegen 
Schwarz eine Steuernachforderung für Einkommen-, 
Umsatz- und Vermögensteuer in Höhe von 

1 517 739, — Mark festgesetzt. Gleichzeitig erließ er 
eine Pfändungsverfügung, in der die Steuernach- 
forderung einschließlich Nebenforderungen mit 

2 035 509, — Mark beziffert wurde und durch die der 
Anspruch von Werner Schwarz auf Herausgabe der 
beschlagnahmten Gegenstände gepfändet wurde. 
Seine Beschwerde gegen die Nachbesteuerungsbe- 
scheide wurde am 18. Juni 1982 (Dokument 36) 
zurückgewiesen. In diesem Zusammenhang fiel für 
die Überprüfung der eigenen Steuerfestsetzung durch 
das Finanzorgan eine zusätzliche Gebühr in Höhe von 
6 % des Streitgegenstandes von 1 582 886, — Mark, 
mithin 94 973, — Mark, an. Der Rat des Bezirkes 
Potsdam, Abteilung Finanzen, veräußerte daraufhin 
die beschlagnahmten Antiquitäten an die Kunst und 
Antiquitäten GmbH. Im Dezember 1982 wurde Wer- 
ner Schwarz wegen Steuerverkürzung zu einer Frei- 
heitsstrafe von 5V2 Jahren und einer Geldstrafe von 
100 000, — Mark verurteilt (Dokument 42). Zwei Jahre 
später wurde er aus der Haft entlassen und konnte in 
die Bundesrepublik Deutschland übersiedeln. 

Wie bereits an den Fallbeispielen Dr. Garcke und Dr. 
Lange ausgeführt, verstießen die Steuerorgane auch 
bei der Berechnung der von Schwarz zu zahlenden 
Steuer gegen die Bewertungs Vorschrift des § 6 Abs. 2 
EStG-DDR. Der Endbestand des Umlaufvermögens, 
identisch mit der Kunst- und Antiquitätensammlung, 
hätte gemäß § 6 Abs. 2 EStG-DDR mit den Anschaf- 
fungskosten bewertet werden müssen. 

Der Schätzer legte in seinem Gutachten jedoch den 
zum Zeitpunkt der Steuerschätzung aktuellen Zeit- 
wert der Sammlung zugrunde. Dieser festgestellte 
Zeitwert des Umlaufvermögens lag bedingt durch die 
exorbitanten Preissteigerungen auf dem Kunstmarkt 
um ein Vielfaches über den Anschaffungskosten. 
Dieser Zeitwert diente entgegen der Vorschrift des § 6 
Abs. 2 EStG-DDR als Grundlage für die Ermittlung 
des zu versteuernden Gewinns. 

Dabei gingen die Steuerorgane wie folgt vor: 

Auf der Grundlage der Steuerakten (Dokument 35), 
die im Zusammenhang mit der Tätigkeit von Schwarz 
als Kunsthandwerker vorhanden waren, wurden die 
Anschaffungskosten der Gegenstände per 1. Januar 
1972 mit einem Betrag von 150 000, — Mark geschätzt. 
Der Wert der Sammlung wurde laut Gutachten per 
31. Dezember 1981 mit 2 040 118, — Mark festgesetzt. 
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Die Gewinnermittlung im Wege der Vermögenszu- 
wachsrechnung erfolgte nunmehr unter Berücksichti- 
gung einiger anderer, nicht entscheidend ins Gewicht 
fallender Kosten in der Weise, daß vom geschätzten 
Zeitwert der Sammlung der Wert abgesetzt wurde, 
den die Sammlung per 1. Januar 1972 hatte. Das führte 
dazu, daß entgegen den Gewinnermittlungsvorschrif- 
ten der §§ 4 Abs. 1, 6 Abs. 2 EStG-DDR im Umlauf- 
vermögen, die in der Kunstsammlung enthalte- 
nen stillen Reserven wie tatsächlich realisierte Ge- 
winne behandelt wurden. Auf diese Weise kam 
man zu einer Einkommensteuemachzahlung von 
1 215 995, — Mark. Wäre die Gewinnermittlung im 
Einklang mit den gesetzlichen Vorschriften der §§ 4 
Abs. 1, 6 Abs. 2 EStG-DDR erfolgt, hätte sich laut 
korrekter Berechnung eine Einkommensteuemach- 
zahlung von 42 208, — Mark ergeben. Demzufolge 
wurde Schwarz eine Summe von 1 173 787, — Mark 
an Einkommensteuer zuviel berechnet. 

Wiederum nur über den eindeutigen Verstoß gegen 
die Gewinnermittlungsvorschriften der §§ 4 Abs. 1, 6 
Abs. 2 EStG-DDR war es möglich, zu einer um ca. 
3 000 % überhöhten Steuerforderung zu kommen. 
Dabei ist noch außer Betracht gelassen, daß Gegen- 
stände, die von den Steuerorganen fälschlicherweise 
als Handelsbestand deklariert worden waren, schon 
seit Generationen in Familienbesitz waren und sich 
darüber hinaus zum Teil im Eigentum der Ehefrau und 
der gemeinsamen Kinder befanden. 


e) Rechtsfragen des Eigentumserwerbs in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Gerichtliche Entscheidungen im Fall Werner Schwarz 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Im Oktober 1984 veräußerte die Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH eine Standuhr aus dem Bestand der Samm- 
lung von Werner Schwarz an die Firma Antik-Shop, 
Antiquitätengalerie GmbH & Co., Handels KG des 
Konsul Böttger im Berliner „Kaufhaus des Westens". 
Sie wurde dort ausgestellt. Der inzwischen in die 
Bundesrepublik Deutschland übergesiedelte Werner 
Schwarz entdeckte die Uhr dort und forderte sie 
schließlich klage weise als sein Eigentum heraus. Mit 
Bescheid vom 6. August 1985 hatte der Generalstaats- 
anwalt in Hamm die Vollstreckung des Strafurteils des 
Bezirksgerichts Potsdam vom 2. Dezember 1982, mit 
der Werner Schwarz zu 5 V 2 Jahren Freiheitsstrafe und 
einer Geldstrafe von 100 000, — DM verurteilt worden 
war, gern. § 16 des Gesetzes über die innerdeutsche 
Rechts- und Amtshilfe in Strafsachen vom 15. Mai 
1952 (BGBl. I, S. 161) für unzulässig erklärt. Das 
Landgericht Berlin gab mit Urteil vom 10. Dezember 
1986 — 4 0 238/86 — (Dokument 63) der Klage auf 
Herausgabe der Uhr statt. In den Gründen stützte sich 
das Gericht darauf, daß Werner Schwarz die Uhr im 
Sinne des § 935 BGB abhanden gekommen ist. Zur 
Begründung führte das Gericht aus, eine Eigentums- 
übertragung in der DDR, die einer nach dem Gesetz 
über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe in 
Strafsachen nicht zulässigen Vollstreckung einer 
Strafe gedient habe, können keine sachenrechtlichen 
Wirkungen in der Bundesrepublik Deutschland ent- 


falten. Werner Schwarz habe den Besitz an der Uhr 
aufgrund des Arrestbefehls des Bezirksgerichts Pots- 
dam vom 1. Dezember 1982 verloren, der zur Siche- 
rung der zu erwartenden Geldstrafe ergangen sei. Da 
die Strafe aus dem Urteil des Bezirksgerichts Potsdam 
jedoch in der Bundesrepublik Deutschland nicht voll- 
streckt werden dürfe, könne auch der Arrestbefehl als 
Sicherungsmaßnahme für die unzulässig erklärte 
Vollstreckung der Strafe den fehlenden Willen bei der 
Besitzentziehung an der Uhr nicht ersetzen. 

Das Kammergericht Berlin wies mit Urteil vom 
29. September 1987 — 17 U 492/87 — (NJW 1988, 
S. 341 ff.) die Berufung des Antik-Shops des Konsul 
Böttger zurück (Dokument 67). Das Kammergericht 
war der Ansicht, ein Eigentumserwerb nach den 
Rechtsvorschriften der DDR könne im Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland nach der im interlokalen 
Privatrecht entsprechend anwendbaren Vorbehalts- 
klausel des Artikels 30 EGBGB (a. F.) nicht anerkannt 
werden. Ein Verstoß gegen den ordre public liege 
deswegen vor, weil das gegen Werner Schwarz durch- 
geführte Nachbesteuerungsverfahren, das zum Ver- 
lust der gesamten Kunst- und Antiquitätensammlung 
einschließlich der herausverlangten Standuhr geführt 
habe, bei angemessener Würdigung der Umstände 
eine entschädigungslose Enteignung sei, die im 
Widerspruch zu der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden Rechtsordnung stehe. Das Kammerge- 
richt sah die Enteignung in dem Vermögensverlust, 
den Werner Schwarz durch die Nachbesteuerung für 
die Zeit von 1972 bis 1981 in Verbindung mit der 
rechtskräftigen Verurteilung zu einer Geldstrafe von 
100 000, — Mark erlitt. Nach Auffassung des Kammer- 
gerichts stand das Einkommensteuerrecht der DDR 
schon als solches im Widerspruch zu rechtsstaatlichen 
Grundsätzen. Im konkreten Fall habe das Nachbe- 
steuerungsverfahren das Übermaßverbot verletzt, 
weil Werner Schwarz mit unverhältnismäßig hohen 
Abgaben belastet worden sei. 

Der Bundesgerichtshof hob mit Urteil vom 22. Septem- 
ber 1988 das Urteil des Kammergerichts Berlin auf und 
wies die Klage des Werner Schwarz ab (NJW 1989, 
S. 1352 ff.) (Dokument 74). In seiner Revisionsent- 
scheidung führte der Bundesgerichtshof aus, daß 
Werner Schwarz das Eigentum an der Standuhr im 
Rahmen des Nachbesteuerungs Verfahrens in formel- 
ler Übereinstimmung mit den einschlägigen Voll- 
streckungsvorschriften des § 122 Abs. 1 ZPO-DDR in 
Verbindung mit § 13 der Verordnung über die Voll- 
streckung wegen Geldforderungen der Staatsorgane 
und staatlichen Einrichtungen der DDR verloren 
habe. Die Anwendung der Zwangsvollstreckungsvor- 
schriften der DDR verstoße für sich gesehen nicht 
gegen den ordre public der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Daß eine nach den Vorschriften der DDR gepfän- 
dete Sache durch gerichtlichen Verkauf zum Schätz- 
wert verwertet werde, verstoße weder gegen die 
guten Sitten noch gegen den Zweck eines Gesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland; auch in der Bundes- 
republik Deutschland sei der freihändige Verkauf 
einer gepfändeten Sache möglich. Auch das der 
Zwangsvollstreckung zugrundeliegende Nachbe- 
steuerungsverfahren sei nicht deswegen rechtsstaats- 
widrig, weil eine gerichtliche Nachprüfung der Ent- 
scheidungen der Steuerverwaltung nicht vorgesehen 
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sei und solche Entscheidungen im Steuerstrafverfah- 
ren von den Gerichten in der DDR zugrunde gelegt 
worden seien. Über Artikel 30 EGBGB könne nicht 
verlangt werden, daß in jedem Staat dieselben Rechts- 
schutzgarantien wirkten, wie sie durch Artikel 19 
Abs. 4 GG gewährleistet seien. Bei der Beurteilung 
der Vorgehensweise sei auch zu berücksichtigen, daß 
früher auch von den Finanzämtern der Bundesrepu- 
blik Deutschland Briefmarken- oder Münzsammler 
als Unternehmer angesehen worden seien, die bei 
jedem Verkauf der Umsatzsteuerpflicht unterlagen. 
Der Bundesgerichtshof verneinte eine entschädi- 
gungslose Enteignung auch im Hinblick auf die 
Höhe der Besteuerung nach den einschlägigen DDR- 
Steuervorschriften. Der im Rahmen des Steuerverfah- 
rens zugrundegelegte Einkommensteuersatz sei für 
sich genommen nicht zu beanstanden, Werner 
Schwarz habe auf seinen geschätzten Gewinn von 
1 585 886, — Mark einen Betrag von 1 215 995, — 
Mark Einkommensteuer nachzahlen müssen, das ent- 
spreche einem Steuersatz von 76,2%. Dieser liege 
zwar erheblich über dem Einkommensteuersatz der 
Bundesrepublik Deutschland. Es gebe aber auch in 
einigen anderen westlichen Staaten vergleichbar 
hohe Einkommensteuersätze. Auch rechtfertige der 
Umstand, daß zur Einkommensteuer noch die Umsatz- 
steuer, die Vermögensteuer und Säumniszuschläge 
hinzukämen, nicht im konkreten Fall eine entschädi- 
gungslose Enteignung anzunehmen. Schließlich sei 
nicht dargetan, daß Werner Schwarz in irgendeiner 
Weise diskriminiert worden sei und nicht den allge- 
mein geltenden Besteuerungsgrundsätzen unterwor- 
fen gewesen sei, wie sie für alle Einwohner der DDR 
galten. 

Die gegen die Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
erhobene Verfassungsbeschwerde wurde mit Be- 
schluß vom 9. Januar 1991 — 2 BvR 1616/88 — als 
unzulässig nicht zur Entscheidung angenommen (Do- 
kument 103). Der Rüge, Artikel 14 des Grundgesetzes 
sei verletzt, folgte das Bundesverfassungsgericht 
nicht. 


f) Konsequenzen aus den gerichtlichen 
Entscheidungen im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

Im Bereich Kommerzielle Koordinierung wurde die 
gerichtliche Auseinandersetzung von Werner 
Schwarz mit dem Antik-Shop des Konsul Böttger im 
Kaufhaus des Westens mit Aufmerksamkeit beobach- 
tet. In einer nicht datierten Stellungnahme wertete 
Joachim Farken, Generaldirektor der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH, das Urteil des Landgerichts Berlin als 
einen — erneuten — politischen Angriff auf die DDR 
(Dokument 64). Die DDR werde auch als Handelspart- 
ner mit dem Ziel diskriminiert, ihre Kunden zu verun- 
sichern. Der Geschäftsführer des Antik-Shops Konsul 
Böttger im Ka-De-We, Dr. Straub, wandte sich an die 
Kunst und Antiquitäten GmbH mit der Bitte, den 
Antik-Shop Konsul Böttger bei der Durchführung der 
Berufung gegen das landgerichtliche Urteil zu unter- 
stützen. In welchem Umfang der Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung oder die Kunst und Antiquitäten 
GmbH diesem Anliegen nachgekommen ist, hat der 
Untersuchungsausschuß nicht festgestellt. 


Das kammergerichtliche Urteil vom 29. September 
1987 war Gegenstand eines Artikels der Berliner 
Morgenpost vom 1. November 1987. In diesem 
Zusammenhang wurde ausführlich über die Metho- 
den der Kunst und Antiquitäten GmbH im Zusammen- 
hang mit der Beschlagnahme von Kunstgegenständen 
und Antiquitäten im Rahmen von Steuerstrafverfah- 
ren in der DDR berichtet. In einer Stellungnahme zu 
diesem Artikel hielt der Generaldirektor der Kunst 
und Antiquitäten GmbH, Joachim Farken, gegenüber 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung fest, daß 
nur noch die Revision zum Bundesgerichtshof möglich 
sei (Dokument 68). Die Kunst und Antiquitäten GmbH 
sei gebeten worden, dem Antik-Shop Konsul Böttger 
die einschlägigen Urteile gegen Werner Schwarz und 
einen anderen zur Verfügung zu stellen, um diese in 
dem Verfahren beim Bundesgerichtshof verwenden 
zu können. Die Kunst und Antiquitäten GmbH wies 
ausdrücklich darauf hin, daß für den Fall, daß das 
Urteil des Kammergerichts rechtskräftig werden 
sollte, im Grunde genommen jeder ehemalige ein- 
schlägig betroffene DDR-Bewohner entsprechende 
Besitzansprüche geltend machen könne. Joachim Far- 
ken veranlaßte ein vorübergehendes Verbot, Gegen- 
stände, die von der Kunst und Antiquitäten GmbH aus 
Steuerstrafverfahren erworben und identifizierbar 
waren, zu exportieren. 

Joachim Farken hat als Zeuge vor dem Untersu- 
chungsausschuß dargelegt, daß er sich im Zusammen- 
hang mit der Entscheidung des Kammergerichts an 
zwei Angehörige des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung gewandt habe, die für die wissenschaftliche 
Bearbeitung von Vorlagen für Dr. Schalck-Golod- 
kowski zuständig gewesen seien. Beide hätten ihn 
davon überzeugen wollen, daß die Kunst und Antiqui- 
täten GmbH mit dem Urteil des Land- und Kammer- 
gerichts „leben" könne. Joachim Farken hat es nicht 
für ausgeschlossen gehalten, daß hinter dem Anlie- 
gen, den Schritt zum Bundesgerichtshof nicht zu 
gehen, die Sorge gestanden habe, daß bei einer 
Zurückweisung der Revision der Schaden für die 
Kunst und Antiquitäten GmbH noch viel größer gewe- 
sen wäre. Außerdem sei es nicht sicher gewesen, daß 
das Kammergerichtsurteil für die gesamte Rechtspre- 
chung der Bundesrepublik Deutschland hätte Bestand 
haben müssen. 

Auch in der Arbeitsgruppe BKK im Ministerium für 
Staatssicherheit wurde der Vorgang sorgfältig regi- 
striert. Wolfram Meinel, Leiter der Arbeitsgruppe 
BKK, nahm in einem Schreiben vom 3. November 
1987 an den Leiter der Zentralen Auswertungs- und 
Informationsgruppe — (ZAIG), Generalleutnant Wer- 
ner Irmler, zu dem Urteil des Kammergerichts Stel- 
lung (Dokument 69). Meinel führte aus: 

„Bei der Beurteilung der durch dieses Urteil ent- 
standenen Situation ist davon auszugehen, daß bei 
seinem Inkrafttreten 

— eine Verunsicherung bei den kommerziellen 
Partnern der Kunst und Antiquitäten GmbH in 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 
(West) eintritt, da sie befürchten müssen, daß, 
wie im vorliegenden Fall, beim Weiterkauf von 
Antiquitäten und Kunstgegenständen in der 
Bundesrepublik Deutschland bzw. Berlin (West) 
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durch in das NSW übergesiedelte, ehemalige 
DDR-Bürger Eigentumsansprüche an den von 
der Kunst und Antiquitäten GmbH gekauften 
Waren geltend gemacht werden, 

— im Grunde jeder ehemalige DDR-Bürger, egal 
unter welchen Umständen, ehemals in seinem 
Besitz befindliche Antiquitäten bzw. Kunstge- 
genstände in der DDR verblieben sind, in der 
Bundesrepublik Deutschland oder Berlin(West) 
Besitzansprüche geltend machen kann. ,J 

Meinel vertrat die Ansicht, daß das Urteil des Kam- 
mergerichts Berlin faktisch eine Ausdehnung der 
Gerichtsbarkeit von Berlin (West) auf den Geltungs- 
bereich der Gesetze der DDR beinhalte und dem 
zwischen beiden deutschen Staaten abgeschlossenen 
Grundlagenvertrag widerspreche. Oberst Meinel un- 
terrichtete Generalleutnant Irmler darüber, daß der 
Bereich Kommerzielle Koordinierung prüfe, inwie- 
weit Schritte zur politischen Zurückweisung des „An- 
griffs der BRD-Justiz bzw. der Justizorgane von Berlin 
(West) zweckmäßig" seien. 


g) Überprüfung des Genehmigungsverfahrens zur 
Einfuhr von Kulturgut aus Anlaß des Falles 
Schwarz in der Bundesrepublik Deutschland 

Aus verfassungsrechtlichen Gründen durfte die Bun- 
desrepublik Deutschland die DDR nicht als Ausland 
ansehen. Daraus folgte, daß auch der Handel mit 
diesem anderen deutschen Staat rechtlich nicht als 
Außenhandel zu qualifizieren war und die Außenwirt- 
schaftsnormen nicht angewandt werden konnten. 

Folglich entwickelte sich ein besonderer Wirtschafts- 
verkehr unter der Bezeichnung „Innerdeutscher Han- 
del". Vertragliche Grundlage dieses Handels war das 
sog. Berliner Abkommen vom 20. September 1951 
(Berlin-GVBl. I, Nr. 3, S. 50 ff.). Die rechtlichen Rah- 
menbedingungen für die innerstaatlichen Regelun- 
gen, die das Berliner Abkommen in die Praxis umsetz- 
ten, waren die sogenannten Alliierten Devisenbewirt- 
schaftungsgesetze, nämlich das Militärregierungsge- 
setz (MRG) Nr. 53 (Amtsbl. der Militärregierungen 
Deutschlands vom 21. September 1949, S. 20 ff.) sowie 
für Berlin die gleichlautenden Regelungen der Ver- 
ordnung 500 der drei westlichen Stadtkommandanten 
(Amtsbl. der Alliierten Kommandanten von Berlin 
vom 22. Juli 1950, S. 50 ff.). Das MRG Nr. 53 normierte 
ein generelles Verbot mit Erlaubnisvorbehalt für alle 
Rechtsgeschäfte und Handlungen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR. Die nach 
diesem Recht ursprünglich den Militärregierungen 
zustehenden Befugnisse wurden teils schon vor und 
teils nach der Gründung der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf deutsche Stellen übertragen. Diesen oblag 
also insbesondere die administrative Handhabung 
des Genehmigungs Vorbehalts des MRG Nr. 53. Die 
wichtigsten Regelungen dafür waren die Interzonen- 
handelsverordnung nebst einer Durchführungsver- 
ordnung hierzu sowie eine Reihe von Allgemeinen 
Genehmigungen, die den ursprünglichen Grundsatz 
der Einzelgenehmigung ablösten. 


Der Hauptteil der im innerdeutschen Handel geliefer- 
ten und bezogenen Waren fiel unter die Allgemeinen 
Genehmigungen Nr. 2 (L) oder 3 (B), d. h. es brauch- 
ten keine Einzelgenehmigungen beantragt zu wer- 
den. Es waren lediglich Melde- und Begleitpapiere 
erforderlich. Waren die Bedingungen der Allgemei- 
nen Genehmigung nicht erfüllt oder die Waren nicht 
in den Warenlisten der Allgemeinen Genehmigungen 
aufgezählt, konnten Einzelgenehmigungen bei den 
zuständigen Landesbehörden beantragt werden. Ob 
solche Einzelgenehmigungen erteilt werden konnten, 
richtete sich nach den im Bundesanzeiger veröffent- 
lichten Ausschreibungen. In diesen Ausschreibungen 
wurde bekanntgegeben, welche Waren zur Lieferung 
oder zum Bezug gegen Zahlung im Verrechnungs- 
wege ausgeschrieben waren und unter welchen 
Bedingungen die Lieferung oder der Bezug zugelas- 
sen wurde. 

Der Bezug von Kunstgegenständen, Sammelstücken 
und Antiquitäten aus der DDR war bis 1987 einzelge- 
nehmigungspflichtig. 

Danach konnten gemäß Nr. la. für Waren der 
Anlage 1, zu denen auch Kunstgegenstände, Samm- 
lungsstücke und Antiquitäten gehörten, Bezugsge- 
nehmigungen erteilt werden (Bekanntmachung 
Nr. 1 (B) über den Bezug von Waren aus dem Wäh- 
rungsgebiet der DM-Ost vom 18. November 1977 
i. V. m. der Anlage 1 zur Bekanntmachung Nr. 1 (B); 
Beilage zum BAnz. Nr. 239 vom 22. Dezember 1977 
bzw. Bekanntmachung Nr. 1 (B) über den Bezug von 
Waren aus dem Währungsgebiet der DDR vom 
15. April 1982 i.V. m. der Anlage 1 zur Bekanntma- 
chung Nr. 1 (B) bzw. Bekanntmachung Nr. 1 (B) über 
den Bezug von Waren aus dem Währungsgebiet der 
Mark der DDR vom 15. August 1985 i.V. mit der 
Anlage 1 zur Bekanntmachung 1 (B); BAnz. Nr. 160 
vom 19. August 1985). Zuständig für die Erteilung der 
Bezugsgenehmigungen waren die j e weiligen Landes- 
behörden. 

In der Praxis wurden bei der Einfuhr von Kunstgegen- 
ständen, Sammlungsstücken und Antiquitäten alle 
Genehmigungen anstandslos erteilt. Das System der 
Einzelgenehmigung als sog. „offene" Ausschreibung 
führte dazu, daß sich die Landesbehörden praktisch 
nur in einer „Beobachterposition" befanden. Der 
Vertragsschluß über den Bezug dieser Gegenstände 
aus der DDR wurde nur dahingehend überprüft, ob die 
Formalien des innerdeutschen Handels eingehalten 
waren. 

Dies galt auch deshalb, weil die zur Genehmigung 
vorgelegten Verträge in der Regel keine Aussagen 
darüber enthielten und enthalten mußten, auf welche 
Weise die Gegenstände in die Verfügungsgewalt des 
verkaufenden DDR-Untemehmens gelangt waren. 

Nach Abschluß des Kulturabkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR vom 6. Mai 
1986 (BGBl. II, S. 709ff.) wurde der Bezug von Anti- 
quitäten erleichtert. Kunstgegenstände, Sammlungs- 
stücke und Antiquitäten wurden aus der „offenen 
Ausschreibung" herausgenommen und in die Allge- 
meine Genehmigung überführt (24. Änderung der 
Allgemeinen Genehmigung Nr. 3 (B) zur Interzoncn- 
handelsverordnung vom 10. Juli 1987; BAnz. Nr. 129 
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vom 17. Juli 1987 sowie 7. Änderung der Bekanntma- 
chung Nr. 1 (B) über den Bezug von Waren aus dem 
Währungsgebiet der DDR vom 10. Juli 1987; BAnz. 
Nr. 129 vom 17. Juli 1987). Nunmehr spielte der 
Gesichtspunkt eines möglicherweise rechtsstaatswid- 
rigen Erwerbs der Antiquitäten durch die Kunst und 
Antiquitäten GmbH für die Einfuhr in die Bundes- 
republik Deutschland überhaupt keine Rolle mehr. 

Das vom Kammergericht Berlin im Falle Schwarz 
gefällte Urteil wurde vom Bundesministerium für 
Wirtschaft zum Anlaß genommen, diese Regelung zu 
überprüfen (Az. IV 1-28 79 01/2-). 

Das Bundesministerium für Wirtschaft blieb jedoch 
bei der Form der Allgemeinen Genehmigung, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

Aufgrund der in dem Urteil getroffenen Feststellun- 
gen sei von einer generellen Vermutung, die Antiqui- 
täten seien in rechtsstaats widriger Weise in Besitz des 
verkaufenden DDR Unternehmens gelangt, nicht aus- 
zugehen. 

Aus den zur Genehmigung vorgelegten Verträgen 
ergäben sich in der Regel keine Anhaltspunkte, auf 
welche Weise die Gegenstände in die Verfügungsge- 
walt des verkaufenden DDR-Untemehmens gelangt 
seien. Die Prüfung der Verträge auf Gründe hin, die 
eine Ablehnung konkret rechtfertigten, würde also 
ohne Ergebnis bleiben. 

Die Einzelgenehmigung als „Warnsignal" komme 
ebenfalls nicht in Betracht, weil dieses Signal bereits 
durch die zivilrechtliche Entscheidung wirkungsvoll 
gesetzt sei: kein Eigentumserwerb an entschädi- 
gungslos enteigneten Gegenständen. 

Bei dieser Betrachtungsweise blieb außer Betracht, 
daß das Verfahren in Form einer Einzelgenehmigung 
ohnehin nur dann ein „Warnsignal" darstellen 
konnte, wenn neben dem Vertrag zwischen Bezugs- 
nehmer und verkaufenden DDR-Untemehmen auch 
die Pflicht zum Herkunfts- bzw. Erwerbsnachweis, 
d. h. Angaben der Vertragsgrundlage für den Erwerb 
der Kunstgegenstände in der DDR, normiert worden 
wäre. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft beabsichtigte 
jedoch in den nächsten Verhandlungen mit den Mini- 
sterium für Außenhandel der DDR darauf hinzuwei- 
sen, daß die Bundesrepublik Deutschland den Handel 
mit solchen Waren strikt ablehne, die seitens der DDR 
in rechtsstaatswidriger Weise erworben würden. 
Diese Geschäfte seien geeignet, den guten Ruf des 
innerdeutschen Handels zu beeinträchtigen. 

Auch nach Aufhebung des Kammergerichtsurteils 
durch das Revisionsurteil des BGH blieb es bei der 
Form der Allgemeinen Genehmigung, obwohl das 
„Warnsignal", kein Eigentumserwerb an entschädi- 
gungslos enteigneten Gegenständen, nun nicht mehr 
bestand. 

Mithin blieb es dabei, daß die Erwerbspraktiken der 
Kunst und Antiquitäten GmbH auf die Einfuhr der von 
ihr verkauften Kunstgegenstände, Sammlungsstücke 
und Antiquitäten in der Bundesrepublik Deutschland 
keinen Einfluß hatten. 


h) Bewertung 

Der Untersuchungsausschuß sieht davon ab, die auch 
rechtswissenschaftliche Diskussion mit dem Inhalt der 
Entscheidungen der Gerichte im Fall der Standuhr des 
Möbelrestaurators Werner Schwarz fortzusetzen. In 
dieser Hinsicht sei nur auf die Entscheidungsanmer- 
kungen z. B. von Hohloch, Anm. zum Urteil des 
Kammergerichts vom 29. September 1987, NJW 1988, 
S. 341 ff., in: JUS 1988, S. 739 mit weiteren Nachwei- 
sen, Kreuzer, in: IPRax 1090, S. 365 ff. sowie Ambrü- 
ster/Jopen, Besteuerungsmaßnahmen der DDR und 
das Enteignungskollisionsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland — zugleich Anm. zu BGH, NJW 1989, 
S. 1352 ff. und Kammergericht Berlin, NJW 1988, 
S. 341 ff. — in: Recht in Ost und West (ROW) 1989, 
S. 332 ff. verwiesen. Hinsichtlich der Frage, ob nach 
den Vorschriften der Bundesrepublik Deutschland ein 
gutgläubiger Erwerb an den von der Kunst und 
Antiquitäten GmbH durch rechtsstaatswidriges Vor- 
gehen erworbenen Sachen möglich war, macht der 
Untersuchungsausschuß auch auf das diesem Be- 
richt beigefügte Gutachten des wissenschaftlichen 
Dienstes (Dokument 105) aufmerksam. 

Sowohl in den einschlägigen Entscheidungen der 
Zivilgerichte als auch insbesondere in der die Verfas- 
sungsbeschwerde verwerfenden Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts sowie in der juristischen 
Literatur haben die vom Untersuchungsausschuß fest- 
gestellten Tatsachen der planmäßigen Verletzung der 
einschlägigen DDR- Vorschriften zur zielgerichteten 
Ausplünderung von Kunst- und Antiquitätensamm- 
lern in der DDR nicht berücksichtigt werden können. 
Wie häufig bei der Beantwortung der Fragen, ob 
Rechtsvorschriften anderer Staaten mit dem ordre 
public der Bundesrepublik Deutschland vereinbar 
sind, kommt es nicht nur auf den Wortlaut und den 
äußeren Anschein der entsprechenden Vorschriften 
an,* die letzte Entscheidung über die Vereinbarkeit 
solcher Regelungen mit dem ordre public der Bundes- 
republik Deutschland muß danach getroffen werden, 
in welcher Weise die entsprechenden Rechtsvor- 
schriften von den zuständigen staatlichen Organen 
des anderen Staates angewandt worden sind. Hier ist 
festzustellen, daß Schutzvorschriften zugunsten der 
Betroffenen, insbesondere die Bewertungsvorschrift 
des § 6 Abs. 2 des EStG-DDR, ebensowenig berück- 
sichtigt worden sind wie Schutzvorschriften im Voll- 
streckungsrecht der DDR, die die Betroffenen vor 
Überpfändung sichern sollten. Ein völlig anderes 
Gewicht bekommen die jeweiligen Sachverhalte, 
wenn bedacht wird, daß die Anwendung der ein- 
schlägigen Vorschriften der DDR nur vordergründig 
darauf gerichtet war, dem Geltungsanspruch der 
DDR- Vorschriften Wirkung zu verschaffen, sondern 
vielmehr dazu diente, Sammlungen von Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten zielbewußt der Kunst 
und Antiquitäten GmbH zwecks Verwertung im 
sog. NSW zu verschaffen. Der Untersuchungsaus- 
schuß geht davon aus, daß Gerichte und Behörden 
in vergleichbaren zukünftigen Fällen prüfen wer- 
den, ob die Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses im zu entscheidenden Einzelfall ebenfalls 
zutreffen und aus Rechtsgründen zu berücksich- 
tigen sind. 
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V. Vorgehensweise der Kunst und Antiquitäten 
GmbH bei der Beschaffung von Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten im Rahmen 
von Zollverfahren 

1. Rechtsgrundlagen 

Die Dienststellen der DDR-Zollorgane konnten Perso- 
nen, die gegen Bestimmungen gegen die ungesetzli- 
che Ausfuhr und Einfuhr von Waren oder deren 
Transport verstießen, gemäß § 15 Abs. 1 Zollgesetz 
(ZollG-DDR) in Verbindung mit § 12 ZollG-DDR durch 
den Ausspruch einer Strafverfügung zur Verantwor- 
tung ziehen. Das Strafmaß betrug Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren, in schweren Fällen bis zu zehn Jah- 
ren. 

Nach § 16 ZollG-DDR konnten Waren, die Gegen- 
stand einer strafbaren Handlung waren, durch die 
Dienststellen der Zollbehörden entschädigungslos 
eingezogen werden. Bei „erheblicher Beeinträchti- 
gung der Interessen der sozialistischen Gesellschaft" 
kam eine Zusatzgeldstrafe in Betracht. 


2. Verbindung der Zollorgane mit der Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

Sowohl die dem Ausschuß vorliegenden Akten als 
auch die Vernehmung von Joachim Farken und Carla 
Görlich als Zeugen belegen eine Zusammenarbeit 
zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH und den 
Zollorganen. 

Laut Aussage von Joachim Farken wurde die Koordi- 
nation zwischen Zoll- und Steuerorganen sowie Kri- 
minalpolizei durch „eine Arbeitsgruppe" des Ministe- 
riums für Staatssicherheit unter Leitung von Oberst 
Walter Strauch durchgeführt. Dabei handelt es sich, 
soweit ersichtlich, um die bereits oben erwähnte 
Abteilung 13 der Hauptabteilung VII des Ministeri- 
ums für Staatssicherheit. 

Darüber hinaus hat Joachim Farken als Zeuge berich- 
tet, daß die Kunst und Antiquitäten GmbH bei Begut- 
achtungen von Antiquitäten mitgewirkt habe. Teil- 
weise seien Angehörige der Zollorgane von Mitarbei- 
tern der Kunst und Antiquitäten GmbH ausgebildet 
worden, damit jene an der Grenze entscheiden konn- 
ten, ob es sich bei den mitgeführten Gegenständen um 
verbotenes Ausfuhrgut handelte oder nicht. 

Carla Görlich hat als Zeugin bekundet, daß die 
Zollverwaltung den Leiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH benachrichtigt habe, wenn Asservate zum 
Zweck der Verwertung zu übernehmen waren. 
Grundlage für die Verwertung war die am 18. August 
1986 zwischen dem Ministerium für Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung und dem Mini- 
sterium des Innern getroffene Vereinbarung „Zur 
Verwertung eingezogener Gegenstände durch die 
Kunst und Antiquitäten GmbH" (Dokument 107). 

Erwähnenswert ist, daß nach Nr. 2.1. der Vereinba- 
rung die Übergabe an die Kunst und Antiquitäten 
GmbH so erfolgen sollte, daß keine Rückschlüsse auf 
eine Erfassung bzw. Lagerung durch Dienststellen des 


Ministeriums des Innern möglich waren. Dazu hat 
Joachim Farken bei seiner Vernehmung durch den 
Untersuchungsausschuß erklärt, daß Rückschlüsse 
auf den Lieferanten vermieden werden sollten. Viele 
Gegenstände seien mit Beschlagnahmevermerken 
der Zollorgane und durch Plomben des Ministeriums 
für Staatssicherheit versehen gewesen. Bei den 
Gegenständen habe es sich um Schmuck, Edelme- 
talle, Textilien bis hin zu Antiquitäten gehandelt. 

Auch zwischen den Zollorganen der DDR und der 
Kunst und Antiquitäten GmbH gab es eine Zusam- 
menarbeit, die über die erwähnte Vereinbarung „Zur 
Verwertung eingezogener Gegenstände durch die 
Kunst und Antquitäten GmbH" hinausging. So hatte 
beispielsweise der Leiter des Asservatenlagers der 
DDR- Zollverwaltung in Ostberlin Kontakt zur Kirnst 
und Antiquitäten GmbH. Aus dem Jahr 1987 ist ein 
Schriftwechsel bekannt, in dessen Verlauf Dienststel- 
len der Zollorgane der DDR bei der Kunst und 
Antiquitäten GmbH in Erfahrung bringen wollten, ob 
bestimmte Personen zwischen Januar und September 
1987 als Verkäufer gegenüber der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH bzw. dem Antikhandel Pirna aufgetreten 
waren. Noch im Jahr 1989 machte der durch den 
Generaldirektor der Kunst und Antiquitäten GmbH, 
Joachim Farken, faktisch geleitete VEB Philatelie 
Wermsdorf auf eine internationale Mineralienbörse 
im August 1989 in Budapest aufmerksam und regte 
an, die Zollkontrollen an den Grenzübergangsstellen 
zu Ungarn zu verstärken (Dokument 80). Aus Sicht des 
Untersuchungsausschusses handelte es sich hier nur 
um einige Beispiele für die ziel- und zweckgerichtete 
Zusammenarbeit der Kunst und Antiquitäten GmbH 
mit den Zollorganen der DDR. 


3. Exemplarische Fälle 
a) Jürgen Wurm 

Unter dem 10. November 1991 hatte Jürgen Wurm in 
einer Eingabe an den Untersuchungsausschuß folgen- 
den Sachverhalt vorgetragen: 

Ihm, seiner Frau und seinem Sohn sei die Erlaubnis 
erteilt worden, aus der DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland überzusiedeln. Am 4. Dezember 1985 
habe er die DDR noch am selben Tag verlassen 
müssen. Da man ihm verweigert habe, bestimmte 
Münzen, Notgeldscheine, Orden und Ehrenzeichen, 
Medaillen, Briefmarken, Ansichtskarten und andere 
Kleinantiquitäten mitzunehmen, habe er diese seinem 
Schwiegervater in Dessau übergeben wollen. Auf der 
Fahrt dorthin sei er von der Volkspolizei angehalten 
und auf das Volkspolizei kriminalamt gebracht wor- 
den. Erst nach dauernden Repressalien und Unter- 
zeichnung verschiedener Schriftstücke hätten seine 
Frau und sein Sohn am 6. Dezember 1985 in die 
Bundesrepublik Deutschland ausreisen können. 
Wurm selber wurde inhaftiert und am 9. Mai 1986 von 
der Strafkammer des Kreisgerichts Dessau wegen 
Zollverbrechens zu einer Freiheitsstrafe von vier Jah- 
ren und einer Zusatzgeldstrafe von 70 000, — Mark 
verurteilt (Dokument 58). Außerdem wurden bei einer 
Wohnungsdurchsuchung am 12. Dezember weitere 
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Antiquitäten und Wertgegenstände gefunden. Gegen 
Wurm erging deswegen im März 1986 eine Ordnungs- 
strafe wegen Hinterziehung von Vermögensteuer in 
Höhe von 2 300, — Mark. Die in der Wohnung aufge- 
fundenen Gegenstände wurden beschlagnahmt und 
über die Kunst und Antiquitäten GmbH unter Mitwir- 
kung des Antikhandels Pirna verwertet. 

Zur weiteren Sachverhaltsklärung hat der Untersu- 
chungsausschuß die Beteiligten an den verschiede- 
nen Verfahren, insbesondere auch Jürgen Wurm 
selbst, richterlich vernehmen lassen. Abschließende 
Klarheit bezüglich der Einzelheiten ist dabei nicht 
gewonnen worden. Eine Beurteilung des Falles Wurm 
kann jedoch auch ohne Kenntnis dieser Einzelheiten 
vorgenommen werden. 

In dem Schlußbericht der Bezirksverwaltung Leipzig 
— Bereich Fahndungswesen/ Abt. II — der Zollverwal- 
tung der DDR vom 25. März 1986 (Dokument 56) heißt 
es: 

„Die Ausfuhr der vom Beschuldigten Wurm bei 
seiner Ausreise am 5. 12. 1985 nicht zur Zollkon- 
trolle vorgeführten Waren wäre bei einer ordnungs- 
gemäßen Handlungsweise entsprechend des §7(1) 
Zollgesetz in Verbindung mit der 22. Durchfüh- 
rungsbestimmung zmn Zollgesetz — Aus- und Ein- 
fuhrverfahren für Umzugs- und Erbschaftsgut — 
genehmigt worden mit Ausnahme von 7 Brakteaten 
im Wert von 3 450, — Mark, die laut vorliegendem 
Gutachten unter das Gesetz zum Schutz des Kultur- 
guts fallen. 41 

Daraus ergibt sich, daß die Zollverwaltung der DDR 
Jürgen Wurm nur einen formalen Verstoß der Nicht- 
einholung einer Ausfuhrgenehmigung nach den ein- 
schlägigen Bestimmungen des Zollwesens der DDR 
vorgeworfen hat. Auch das Strafurteil des Kreisge- 
richts Dessau vom 9. Mai 1986 wurde darauf gestützt, 
daß Jürgen Wurm die von ihm exportierten Samm- 
lungsgegenstände nicht ordnungsgemäß den Zoll- 
organen vorgeführt hat. 

Unter diesen Umständen widerspricht die gleichwohl 
vollzogene Einziehung und Verwertung der Samm- 
lungsgegenstände dem Verhältnismäßigkeitsgrund- 
satz und damit dem Rechtsstaatsprinzip. Im Verwal- 
tungsverfahren der Bundesrepublik Deutschland ist 
als Grundsatz anerkannt, daß bei bloßen formalen 
Mängeln wie dem Fehlen einer Einholung einer 
Genehmigung kein materieller Rechtsverlust eintritt, 
es sei denn, daß infolge besonderer Bestimmungen 
oder Rechtsgrundsätze Ausnahmen geboten sind. Im 
Fall von Jürgen Wurm hätte es bei Anwendung 
rechtsstaatlicher Grundsätze damit sein Bewenden 
haben müssen, daß Wurm auf erlegt worden wäre, die 
erforderlichen Formalitäten nachzuholen und dann 
nach deren Prüfung mitsamt fast allen Gegenständen 
ausreisen zu lassen. 


b) Dieter Möller 

Der Zeuge Möller verließ 1967 die Bundesrepublik 
Deutschland und ließ sich in der DDR nieder. 1987 
stellte er einen Antrag auf Ausreise in die Bundesre- 
publik Deutschland. Da nach seinem Wissen die 


Ausreise mit einem möglichen Verlust seiner Antiqui- 
täten in der DDR verbunden war, gab er seine wert- 
volle Geige, angeblich eine Stradivari, am 11. Mai 
1988 seiner Schwester, Rosemarie Pruszak. Diese 
sollte die Geige über die Grenze bringen. 

Sie führte die Geige den Angehörigen der Zollverwal- 
tung der DDR zur Zollkontrolle vor, die die Geige 
einzogen. Die näheren Umstände der Einziehung hat 
der Untersuchungsausschuß nicht klären können. 

Dieter Möller, selbst seinerzeit noch in der DDR 
ansässig, versuchte vergeblich in mehreren Eingaben, 
auch an den Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker, 
seine Geige zurückzuerhalten. 

Auch hier war es jedenfalls unverhältnismäßig, die 
Geige aus Anlaß einer ordnungsgemäßen Zollkon- 
trolle und Vorführung an der Grenze einzuziehen und 
bereits am 20. Juli 1988, als die Eingaben des Betrof- 
fenen noch lange nicht erledigt waren, an das Zentrale 
Asservatenlager Berlin „abzuverfügen". Rechtsstaat- 
lichen Grundsätzen hätte es entsprochen, die Eigen- 
tumsfrage zu klären und die Frage einer Ausfuhr nach 
Zoll- und Kulturschutzvorschriften zu prüfen. 


VI. Vorgehensweise der Kunst und Antiquitäten 
GmbH bei der Beschaffung von 
Kunstgegenständen und Antiquitäten im 
Rahmen der Nach laß Verwaltung 

1. Rechtsgrundlagen 

Nach § 2 Erbschaftsteuergesetz (ErbStG-DDR) unter- 
lag der Erwerb von Todes wegen der Erbschaftsteuer. 
Jeder der Erbschaftsteuer unterliegende Erwerb 
mußte vom Erwerber binnen einer Frist von drei 
Monaten dem Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, 
gemeldet werden. 

Eine Steuerpflicht entstand gern. § 8 ErbStG-DDR, 
wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in der DDR 
hatte. 

In die Steuerklasse I waren der Ehegatte und Ver- 
wandte in gerader Linie eingeordnet, in die Steuer- 
klasse II die übrigen Erwerber. In Steuerklasse I 
betrug die Erbschaftssteuer 4 bis 50%, in Steuer- 
klasse II 11 bis 80%. Dem überlebenden Ehegatten 
wurde ein Freibetrag in Höhe von 20 000, — Mark 
eingeräumt, den Kindern jeweils 10 000, — Mark. 
Personen der Steuerklasse II wurde ein Freibetrag von 
1 000, — Mark gewährt. Die Bewertung des Nachlas- 
ses richtete sich nach dem Bewertungsgesetz. 


2. Vorgehensweise 

Zur Vorgehens weise der DDR-Organe sei der Fall von 
Christoph Schwarz dargestellt: 

Christoph Schwarz wurde 1985 Alleinerbe seiner in 
Potsdam verstorbenen Schwester. Im Nachlaß befan- 
den sich auch Kunstgegenstände. Nach den Vorschrif- 
ten des Erbschaftsteuergesetzes der DDR war 
Schwarz zur Zahlung von Erbschaftsteuer verpflich- 
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tet, da seine Schwester zum Zeitpunkt ihres Todes 
ihren dauernden Wohnsitz in der DDR hatte. Die 
Abwicklung des Nachlasses erfolgte durch Christine 
Jape, einer Haushaltshilfe seiner Schwester. 

Die Schätzung des Nachlasses erfolgte durch Bärbel 
Schläbe vom Staatlichen Kunsthandel der DDR, die 
den Wert des Nachlaßvermögens auf eine Summe von 
57 380, — Mark schätzte. Davon waren nach Aussage 
von Christoph Schwarz als Zeuge 20 657, — Mark an 
Steuern zu zahlen gewesen. Er hat als Zeuge ausge- 
sagt, ihm sei nicht die Möglichkeit eröffnet worden, 
die Erbschaftsteuer in Mark der DDR zu zahlen. Die 
Tilgung der Steuerschuld sei in der Weise erfolgt, daß 
Bärbel Schläbe einige Bilder aus dem Nachlaß an sich 
genommen habe. Ihm selbst sei es nicht möglich 
gewesen, andere Gegenstände auszusondem, die 
dann zum Zweck der Tilgung der Steuerschuld hätten 
verwendet werden können. Seinem Wunsch, das eine 
oder andere Bild mitnehmen zu dürfen, sei von Frau 
Schläbe nicht entsprochen worden. Sie habe dies 
damit begründet, daß die Bilder von der Ausfuhr 
ausgeschlossen seien, weil es sich um einen Potsda- 
mer Maler handele. 

Die Schätzung selbst sei für ihn nicht auf ihre Richtig- 
keit hin zu beurteilen gewesen. Er vermute aber, daß 
sie korrekt gewesen sei. 

Im Fall Schwarz hat der Untersuchungsausschuß nicht 
die Frage abschließend klären können, ob die Steuer- 
schuld korrekt berechnet wurde. Jedoch zeigt auch 
dieser Fall, daß in der Regel die Identität von Gutach- 
ter und Aufkäufer erhebliche Zweifel an der Objekti- 
vität der Begutachtung entstehen läßt. Gegen rechts- 
staatliche Prinzipien verstieß auch, daß Schwarz 
sowohl die Schätzung des Nachlaßwertes als auch das 
Ausfuhrverbot hinnehmen mußte, ohne die Möglich- 
keit zu haben, die Angaben auf ihre Richtigkeit hin zu 
überprüfen. 


VII. Die Verwertung von Kunstgegenständen 
und Antiquitäten durch die Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

1. Umbewertung in DM 

Die durch die Kunst und Antiquitäten GmbH erwor- 
benen Gegenstände wurden umbewertet. Es war 
Aufgabe der Hauptabteilung II unter Meta Bleßing, 
die bei der Kunst und Antiquitäten GmbH befindli- 
chen Lagerbestände, die man für Mark einkaufte, 
schrittweise umzubewerten, um den „ Valutabestand " 
zu kennen. 

Die Umbewertung nahmen die einzelnen Fachexper- 
ten in Verbindung mit Mitarbeitern der Lagerwirt- 
schaft vor. Laut Aussage Carla Görlichs waren mit der 
Umbewertung die Mitarbeiter Henold, Marx, Walter 
und Brachhaus befaßt. 

Für die Umbewertung wurden globale Preisverglei- 
che zwischen DM und Mark angestellt. Zunächst lag 
die Relation im Verhältnis 1 : 1 und stieg dann auf 
1 DM : 1,2 Mark. Mitte der 80er Jahre betrug sie 
1 DM : 1,5 Mark, Ende der 80er Jahre bereits 1 DM : 2 
Mark, bei hochwertigen Antiquitäten teilweise noch 


darüber, bei Gebrauchtmöbeln hingegen darunter. 
Allerdings gab es auch Abweichungen in Einzelfällen, 
wenn der Mark-Preis in der DDR beim Umtausch im 
sog. NSW nicht zu erzielen war. 

Da die Bewertung jedoch ansonsten auf der Basis der 
Binnenmarktpreise in Mark erfolgte, ergaben sich bei 
der Veräußerung von Kunstgegenständen in die Bun- 
desrepublik Deutschland und das westliche Ausland 
Veräußerungsgewinne von bis zu mehreren hundert 
Prozent. 


2. Belieferung der Geschäftspartner 

Schwerpunktmäßig wurden durch die Kunst und 
Antiquitäten GmbH folgende Länder beliefert: 60 % 
des Gesamtexportes gelangten in die Bundesrepublik 
Deutschland, 30% nach Belgien und in die Nieder- 
lande, 8% nach Italien und die restlichen 2% in 
andere Länder. Bei den Kunden handelte es sich fast 
ausnahmslos um Händler. Ein Verkauf an Endkunden 
erfolgte nur in geringem Maße. 

Neben dem westdeutschen Unternehmen Sabatier 
Antiquitäten GmbH gehörten auch das Bremer Kunst- 
haus Bolland & Marotz, der Antik-Shop Konsul Bött- 
ger im Berliner „KaDeWe", die Galerie Koller in der 
Schweiz, die Firma Christie's in Großbritannien und 
die holländischen Unternehmen Stalco und Aibell zu 
den Geschäftspartnern der Kunst und Antiquitäten 
GmbH. 

Die Firma Sabatier Antiquitäten GmbH aus dem 
niedersächsischen Verden an der Aller wurde im 
Laufe der Zeit zum Hauptpartner der Kunst und 
Antiquitäten GmbH. Der Gesamtumfang der Ge- 
schäfte der Kunst und Antiquitäten GmbH mit der 
Firma Sabatier Antiquitäten GmbH kam auf einen 
durchschnittlichen Umsatz von 3 Mio. DM pro Jahr, 
was einem Anteil von ca. 20 % des Umsatzes der Firma 
Sabatier Antiquitäten GmbH entsprach (Doku- 
ment 61). 

Der Ursprung der Geschäftsverbindung mit der Kunst 
und Antiquitäten GmbH lag in früheren Verbindun- 
gen zum Antikhandel Kath in Pirna. Dazu hat Eduard 
Sabatier als Zeuge berichtet: Seit 1964 betreibe er 
einen Antiquitätenhandel in Verden an der Aller. 
Durch den Geschäftsstandort seines Unternehmens 
bedingt habe ihm nur ein begrenzter Kundenkreis als 
Abnehmer zur Verfügung gestanden. Aus diesem 
Grunde habe er sich relativ früh bemüht, das Unter- 
nehmen als Großhandel zu gestalten. Anfang der 70er 
Jahre habe er dann bei Siegfried Kath in Pirna in 
kleinerem Rahmen Waren eingekauft. Nachdem Kath 
seine Geschäftstätigkeit habe einstellen müssen, habe 
man in der Folgezeit die Waren von der Kunst und 
Antiquitäten GmbH bezogen. Zwischen den Jahren 
1977 und 1980 sei es wegen Differenzen mit dem 
damaligen Geschäftsführer Horst Schuster zu einer 
Unterbrechung der Handelsbeziehung gekommen. 

Nach Angaben von Eduard Sabatier vor dem Unter- 
suchungsausschuß erwarb man in erster Linie Mas- 
senware. Über die zum eigenen Unternehmen gehö- 
rende Galerie „Pro Art" habe man versucht, auch an 
hochwertige Kunstwerke zu gelangen. In erster Linie 
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sei man bestrebt gewesen, Bestände aus Künstler- 
nachlässen zu kaufen. Darüber hinaus seien Altmei- 
ster, viele davon unsigniert, von der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH erworben worden. Wertmäßig habe 
das Bildergeschäft rd. 5% des Gesamthandelsvolu- 
mens mit der Kunst und Antiquitäten GmbH ausge- 
macht. 

Man habe sich die Waren ausgesucht und der Gegen- 
wert sei nach Rechnungserstellung an die Deutsche 
Außenhandelsbank überwiesen worden. Die Ware 
habe man selbst abgeholt. Die Zollformalitäten seien 
von der Kunst und Antiquitäten GmbH erledigt wor- 
den. Zum Teil sei es auch so gewesen, daß die Kunst 
und Antiquitäten GmbH selbst Ware an die Firma 
Sabatier Antiquitäten GmbH angeliefert habe. 

Zur Herkunft der Waren hat Eduard Sabatier als 
Zeuge dargelegt, daß es sich zu 98% um Durch- 
schnittsware aus Nachlässen gehandelt habe, die bei 
Haushaltsauflösungen angefallen sei. Im Zusammen- 
hang mit der Einziehung im Wege von Steuerstrafver- 
fahren sei ihm neben einem anderen Fall „der Prozeß 
mit der Standuhr" bekannt gewesen. Ihm sei klar 
gewesen, daß es ähnlich wie in der Bundesrepublik 
Deutschland beim Zusammentragen von Kunstsamm- 
lungen in Millionenwert zu Steuerstrafverfahren habe 
kommen können. Was dann später geschehen sei, 
habe er nicht nachvollziehen können. 

Eduard Sabatier hat weiter ausgesagt, mehr nicht 
gewußt zu haben; die Frage betreffe nur einen kleinen 
Teü seiner Ware aus der DDR. 

Man habe sich zwar Gedanken gemacht, sei aber 
überzeugt gewesen, daß die Vorgänge DDR-Gesetzen 
unterfielen und man selbst keinen Einfluß habe neh- 
men können. Hätte man die Macht gehabt und den 
Erwerb überprüfen können, hätte man solche Ware 
natürlich strikt abgelehnt. 

Nach den von Eduard Sabatier bei der Vernehmung 
geschilderten Eindrücken waren die Fälle der Enteig- 
nung keineswegs die Regel. Zwar habe es Enteignun- 
gen gegeben, aber nur zu einem ganz geringen Anteil. 
Er habe nicht darauf achten und bei jedem Stück 
diesbezügliche Nachforschungen anstellen können. 

Auf die Frage nach den durch das Kulturgutschutzge- 
setz geregelten Exportbeschränkungen hat Sabatier 
als Zeuge erklärt, daß er über die einzelnen Vorschrif- 
ten nicht genau informiert gewesen sei. Er habe sich 
auf die Richtigkeit der ihm in diesem Zusammenhang 
gemachten Angaben der Kirnst und Antiquitäten 
GmbH verlassen müssen. Wenn allerdings ein 
Gemälde von Dürer aufgetaucht wäre, hätte er selbst 
erkennen können, daß es sich bei diesem Bild um 
geschütztes Kulturgut gehandelt hätte. 

In den Räumlichkeiten der Kirnst und Antiquitäten 
GmbH habe er Bilder vorgefunden, die mit dem 
Vermerk „Unverkäuflich" versehen waren. Dazu 
habe man ihm von seiten der Kunst und Antiquitäten 
GmbH erklärt, daß es sich bei diesen Gemälden um 
unverkäufliches Kulturgut handele. Daraus habe er 
für sich den Schluß gezogen, daß von seiten der Kunst 
und Antiquitäten GmbH die gesetzlichen Regelungen 
eingehalten würden. Er sei immer davon ausgegan- 


gen, daß die Kunst und Antiquitäten GmbH die 
Vorschriften eher restriktiv auslege. 

Die Frage, ob es möglich gewesen sei, erfolgreich mit 
konkreten Kaufwünschen, bezogen auf bestimmte 
Antiquitäten und Gemälde, an die Kunst und Antiqui- 
täten GmbH heranzutreten, hat Eduard Sabatier als 
Zeuge verneint. 


3. Direktverkauf an Privatpersonen 
a) An jedermann 

Im Eingangsbereich der Räumlichkeiten der Kunst 
und Antiquitäten GmbH in Mühlenbeck befand sich 
eine Galerie. Dort wurden hochwertige Kunstgegen- 
stände wie z. B. ausgewählte Schreibsekretäre, 
Gemälde, erlesenes Porzellan und Gläser verkauft. 
Jeder, der in der Lage war, in DM, US-Dollar oder 
einer sonstigen frei konvertierbaren Währung zu 
zahlen, konnte dort kaufen. Die Galerie wurde häufig 
von japanischen Reisegruppen und Diplomaten 
besucht. Zu den Kunden gehörten auch prominente 
Persönlichkeiten aus dem Westen wie Wolfgang Joop, 
Josef März und Costa Cordalis. Auch in den Antik- 
shops der Interhotels wurden hochwertige Antiquitä- 
ten verkauft. 


b) An ausgewählte Mitglieder der DDR-Staats- und 
SED-Parteiführung 

Aus dem Ausschuß vorliegenden Abrechnungen geht 
hervor, daß Kunstgegenstände nicht nur gegen frei 
konvertierbare Währungen, sondern auch gegen 
Mark der DDR veräußert wurden. Es liegen dem 
Ausschuß auch Unterlagen darüber vor, daß dieses 
Privileg vermutlich nur ausgewählten Funktionären 
eingeräumt wurde. 

Mit Schreiben vom 6. Mai 1986 (Dokument 57) bot 
Generaldirektor Joachim Farken Dr. Schalck-Golod- 
kowski gegen Mark der DDR elf Bilder des Malers 
Albert Ebert an. Aus einer Quittung auf dem Schrei- 
ben ergibt sich, daß der Kunst und Antiquitäten GmbH 
dafür ein Betrag von 49 500, — Mark zufloß. 

Aus einer weiteren Rechnung vom 24. Juni 1988 
(Dokument 72) ist zu ersehen, daß Dr. Schalck- 
Golodkowski drei weitere Bilder zu einem Preis von 
5 350, — Mark bei der Kunst und Antiquitäten GmbH 
erwarb. 

Auch vom ehemaligen Außenhandelsminister Dr. 
Gerhard Beil ist ein Ankauf von Miniaturen und 
kleinen Gemälden bei der Kunst und Antiquitäten 
GmbH in einer Größenordnung zwischen 12 000, — 
und 25 000, — Mark bekannt geworden, ohne daß klar 
geworden ist, ob und von wem die Rechnungen 
bezahlt wurden. 

Auf Weisung Dr. Schalck-Golodkowskis besorgten 
Bedienstete der Kunst und Antiquitäten GmbH auch 
Geschenke für Staatsgäste. 

So hat etwa Siegfried Brachhaus als Zeuge vor dem 
Untersuchungsausschuß geschildert, daß er den Auf- 
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trag hatte, innerhalb von zwei Tagen eine Barlach- 
Plastik als Geschenk für den Staatsgast Bundeskanz- 
ler Helmut Schmidt zu besorgen. Früher habe er ein 
bedeutendes Gewehr als Staatspräsent für den fran- 
zösischen Staatspräsidenten de Gaulle besorgt. 

Für Leistungen dieser Art erhielt Brachhaus eine 
Einladung zum Kaffee bei Dr. Schalck-Golodkowski 
in dessen Büro, was er als besondere Auszeichnung 
wertete. 


4. Aktivitäten auf dem internationalen Kunstmarkt 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH bemühte sich 
auch, Kunstgegenstände in den USA abzusetzen. Zu 
diesem Zweck bediente sie sich freier Vertreter, die 
die Aufgabe hatten, dort ansässige Kunden zu 
betreuen. Für erfolgreiche Geschäftsabschlüsse ge- 
währte die GmbH den Vertretern eine Umsatzbeteili- 
gung zwischen 5 und 10 %. In diesem Zusammenhang 
ergeben sich aus einem IM-Bericht vom 8. November 
1983 (Dokument 45) Hinweise, daß Antiquitätenge- 
schäfte mit amerikanischen Kunden unter Umgehung 
US-amerikanischer Zollbestimmungen zustande ka- 
men. Einzelheiten hat der Untersuchungsausschuß 
nicht aufgeklärt. 

Darüber hinaus bestanden intensive geschäftliche 
Beziehungen zu dem amerikanischen Unternehmen 
Eurocom Ltd., mit Sitz im IHZ Berlin. Mit diesen 
Unternehmen wickelte die Kunst und Antiquitäten 
GmbH Gemäldegeschäfte in Millionenhöhe ab. 


5. Bewertung 

Der Untersuchungsausschuß hat allen Anlaß anzu- 
nehmen, daß die Abnehmer der Waren der Kunst und 
Antiquitäten GmbH wie auch Eduard Sabatier als 
Inhaber der Firma Sabatier Antiquitäten GmbH in 
Verden a. d. Aller durchaus konkret wußten, auf 
welche Weise sich die Kunst und Antiquitäten GmbH 
die von ihr vertriebenen Waren verschafft hat. Aus- 
gangspunkt ist zunächst einmal, daß in der Zeitschrift 
„art" 1984 sehr präzise die Praktiken der Kunst und 
Ajitiquitäten GmbH bei der Beschaffung von Waren 
für den Export aus der DDR geschildert wurden. Daß 
Eduard Sabatier diesen Artikel nicht zur Kenntnis 
genommen haben sollte, erscheint außerordentlich 
unwahrscheinlich; für Gewerbetreibende im Bereich 
des Kunsthandels ist die Lektüre von „art" faktisch 
obligatorisch. 

Auch aus dem Fall Schwarz und anderen Einzelfällen 
konnten Eduard Sabatier und seine Berufskollegen 
durchaus präzise Schlüsse ziehen, auf welchem Weg 
das Warensortiment der Kunst und Ajitiquitäten 
GmbH beschafft wurde. Wenn Eduard Sabatier seine 
Kenntnis der Beschaffungspraktiken der Kunst und 
Ajitiquitäten GmbH vor dem Untersuchungsausschuß 
eher nur als vordergründig und oberflächlich darzu- 
stellen versucht hat, erscheint dem Untersuchungs- 
ausschuß dieses Bemühen angesichts der berechtig- 
ten rechtsstaatlichen Kritik und dem moralischen 
Unwerturteil bezüglich des Vorgehens der Kunst und 
Ajitiquitäten GmbH zwar verständlich; es überzeugt 


allerdings nicht. Vielmehr geht der Untersuchungs- 
ausschuß davon aus, daß es den beteiligten Wirt- 
schaftskreisen eher angenehmer gewesen wäre, 
wenn die Veröffentlichung in „art" 1984 und die 
publizistische Auswertung des Falls Schwarz 1987 
unterblieben wären. 


VIII. Besondere geschäftliche Aktivitäten 
der Kunst und Antiquitäten GmbH 

Der Untersuchungsausschuß hat verschiedene Hin- 
weise darauf, daß die Kunst und Antiquitäten GmbH 
auch auf anderen Geschäftsfeldem Versuche unter- 
nommen hat, Devisen zu erwirtschaften. Der Untersu- 
chungsausschuß sieht davon ab, im einzelnen seine 
Feststellungen dazu darzulegen, weil sie unvollstän- 
dig sind und ihre weitere Aufklärung für die politische 
Beurteilung der Aktivitäten des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung sowie ihres Leiters Dr. Schalck- 
Golodkowski im Kunst- und Ajitiquitätenhandel in 
der DDR nicht erforderlich erscheint. Insofern können 
folgende Stichworte für Aktionsfelder genügen, in 
denen dem Untersuchungsausschuß Verbindungen 
zum Bereich Kommerzielle Koordinierung bekannt 
geworden sind: 

Zigarettenschmuggel, Handel mit Rhinozeroshör- 
nem, sog. Hofentsorgung des Volkswagenwerkes, 
Handel mit Halbedelsteinen, Gold- und Altmetall- 
geschäfte, Vertrieb von Theaterkarten, Bau von 
Wohncontainem für Asylbewerber und Wochen- 
endhäuser in West-Berlin, Vermarktung von Find- 
lingen und schließlich Antiquitätenexport aus dem 
Gebiet Riga/Tallinn (Dokument 108). 

Die Aufzählung muß nicht vollständig sein; umge- 
kehrt ergibt sich aus ihr nicht, daß es tatsächlich dazu 
gekommen ist, daß Geschäfte auf den genannten 
Gebieten ausgeführt worden sind. 


IX. Würdigung der Vorgänge um die 

Beschaffung und Verwertung von Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten in der DDR 

Mit der Gründung der Kunst und Antiquitäten GmbH 
war die Verwirklichung ökonomischer und ideologi- 
scher Ziele beabsichtigt. 

Ein Mittel war die Einschüchterung und Kriminalisie- 
rung von Bevölkerungskreisen, deren Besitzstand der 
herrschenden Ideologie in der DDR widersprach. 
Rechtsanwalt Georg Reinicke, in der DDR mit Steuer- 
strafverfahren betraut, hat als Zeuge vor dem Aus- 
schuß den Zusammenhang deutlich gemacht zwi- 
schen der Entwicklung zur „volkseigenen Wirtschaft" 
in der DDR, der Beseitigung des „Restkapitalismus" 
und der Besteuerung von Einnahmen privater Gewer- 
betreibender. Er hat daran erinnert, daß nach der 
Ideologie in der DDR Steuerfragen als „Fragen des 
Klassenkampfes" angesehen wurden, die „durch 
Macht entschieden werden". 

ökonomisch stand die Beschaffung frei konvertierba- 
rer Währung für die Finanzierung notwendiger 
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Importe und die Deckung von Auslandsverbindlich- 
keiten im Vordergrund. 

Zu Beginn der 70er Jahre kam es infolge gestiegener 
Rohstoff preise auf dem Weltmarkt in der DDR zu 
ersten Zahlungsbilanzproblemen, da die Volkswirt- 
schaft unfähig war, die zur Finanzierung der Importe 
erforderlichen Devisen durch den Export hochwerti- 
ger Industrie- und Konsumgüter zu erwirtschaften. 

Zur Losung dieser ökonomischen Probleme wurden 
auch die in der DDR vorhandenen Kunstgegenstände 
und Antiquitäten herangezogen. Um an diese zu 
gelangen, wurde das Steuerrecht mißbraucht, um eine 
Vielzahl von Kunstsammlem zu enteignen. Als erster 
Schritt wurde der Kunsthandel der DDR, gleich, ob 
noch auf privater oder aber auf staatlicher Ebene, 
unter einheitliche Kontrolle gebracht. Danach wurden 
unter Mitwirkung des Ministeriums für Staatssicher- 
heit auch private Sammler enteignet. Zu diesem 
Zweck erfolgten eine möglichst lückenlose Erfassung 
aller Kunstsammler und die Schaffung eines Export- 
monopols für die Kunst und Antiquitäten GmbH. Dies 
geschah, um zu verhindern, daß die Bevölkerung 
selbst an den Preissteigerungen auf dem Weltkunst- 
markt partizipierte. 

Daß die Kontrolle des Kunsthandels schon im Grün- 
dungsjahr der Kunst und Antiquitäten GmbH beab- 
sichtigtwar, zeigen die bereits zitierten Ausführungen 
im Entwurf für den ersten Jahresabschlußbericht des 
Unternehmens aus dem Jahr 1973 (Dokument 7 ). 
Zugleich wurde die Zusammenarbeit mit dem Mini- 
sterium für Staatssicherheit festgelegt; in dem Entwurf 
war auf die vorgesehene „Einschaltung einer Reihe 
von Staatsorganen zum Ziele der Einschränkung des 
Schwarzhandels, der Spekulation und des Schmug- 
gels von Kunstgegenständen und Gebrauchtwaren" 
ausdrücklich hingewiesen worden. 

Die Schaffung der Voraussetzungen zur Kontrolle des 
Kunsthandels zum Jahresende 1973 korrespondierte 
mit der Errichtung des Ausfuhrmonopols für Kunstge- 
genstände nach Maßgabe der Weisung Nr. 55/73 des 
Außenhandelsministers Dr. Horst Solle vom 10. De- 
zember 1973 (Dokument 6). Aufgrund dieser Weisung 
war es privaten Kunstsammlem versagt, Kirnst und 
Antiquitäten gegen frei konvertierbare Währung an 
ausländische Abnehmer zu veräußern. Wollten Privat- 
personen an den Wertsteigerungen partizipieren, hat- 
ten sie nur die Möglichkeit, ihr Eigentum auf dem 
Gebiet der DDR zu verwerten. Das hatte zwangsläufig 
zur Folge, daß staatliche Ankaufstellen in ihrer Bedeu- 
tung für den Kunsthandel eine starke Aufwertung 
erfuhren. Über Mitarbeiter der Ankaufstellen erfolgte 
eine möglichst vollständige Erfassung der Kunst- 
sammler. Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH und des Antikhandels Pirna, die als Inoffizielle 
Mitarbeiter (IM) in die Arbeit des Ministeriums für 
Staatssicherheit, insbesondere in die Abteilung 13 der 
Hauptabteilung VII, eingebunden waren, sorgten 
dafür, daß möglichst viele Informationen über Samm- 
ler an die Steuerorgane weitergeleitet wurden. 

Die Kenntnis der Staatsorgane von dem Kunstbesitz 
der Betroffenen führte in zahlreichen Fällen für diese 
zum Verlust ihrer Sammlungen. Insbesondere war es 
der Verstoß staatlicher Stellen gegen die Bewertungs- 


Vorschrift des § 6 Nr. 2 EStG-DDR, die den Weg zur 
Wegnahme vollständiger Kunstsammlungen ebnete. 

Die Enteignungen waren nur deshalb möglich, weil 
die Steuerorgane der DDR massiv gegen Normen der 
DDR verstießen. Angehörige der Steuerorgane, die 
sich weigerten, bei diesen Praktiken mitzumachen, 
sahen sich Repressalien ausgesetzt, die in der Dro- 
hung mit Verlust des Rentenanspruchs gegenüber 
dem Staat gipfelten. 

Neben dem Verstoß gegen die Bewertungsvorschrif- 
ten hat der Ausschuß eine Fülle weiterer Gesetzesver- 
stöße festgestellt. So war den Betroffenen in der Regel 
die Möglichkeit genommen, ihr beschlagnahmtes 
Eigentum zurückzufordem, selbst wenn es zur 
Abwicklung der Steuerschuld nicht benötigt wurde. 

Die Vorschrift des § 5 Abs. 3 VollstrO-DDR wurde 
nicht beachtet. Wenn der Wert der beschlagnahmten 
Gegenstände die Höhe der Steuerforderungen über- 
stieg, erfolgte ein Ausgleich für den überpfändeten 
Betrag nur in Mark, während die Kunst und Antiqui- 
täten GmbH die Antiquitäten gegen DM mit hohen 
Veräußerungsgewinnen weiterverkaufte. 

Die getroffenen Maßnahmen offenbaren auch die 
ideologischen Ziele, die mit der Schaffung der Kunst 
und Antiquitäten GmbH verfolgt wurden. 

Hinzu kamen für die Betroffenen die nicht nachvoll- 
ziehbaren und menschenrechtswidrigen Freiheits- 
strafen, die mit dem Unwert oder der Sozialschädlich- 
keit der vorgeworfenen Tat nicht vereinbar waren. 

Wie lukrativ das Geschäft für die Kirnst und Antiqui- 
täten GmbH war, zeigt die Art und Weise, wie 
Privatanbieter, die auf vertraglicher Basis Kunstge- 
genstände an das Unternehmen veräußerten, über- 
vorteilt wurden. Die Abrechnungsmodalitäten hatten 
zur Folge, daß der Käufer, um überhaupt in den Genuß 
frei konvertierbarer Währung zu kommen, gezwun- 
gen war, Verluste hinzunehmen, die über die Hälfte 
des Wertes der Kunstgegenstände hinausgingen. 

Ähnlich hohe Verluste ergaben sich auch in den 
Fällen, in denen Kunstgegenstände im Wege des 
Tausches gegen hochwertige Konsumgüter wie Kraft- 
fahrzeuge und Elektronik veräußert wurden. Die 
Kunst und Antiquitäten GmbH nutzte die Unfähigkeit 
der eigenen Volkswirtschaft, hochwertige Produkte 
herzustellen, zur Übervorteüung derjenigen Privat- 
personen, die bereit waren, Antiquitäten gegen solche 
Produkte zur Verfügung zu stellen. 

Mit den geschilderten Praktiken gelang es der Kunst 
und Antiquitäten GmbH, auch ohne Erbringung einer 
Gegenleistung, den Warenbestand und das gut funk- 
tionierende Ankaufsystem des Antikhandelsunter- 
nehmens von Siegfried Kath in ihre Einflußsphäre zu 
bringen. 

Der Devisenbedarf der DDR war eine wesentliche 
Ursache für den teilweisen Ausverkauf von Kunstwer- 
ten unter Verstoß gegen Grundsätze des Kulturschut- 
zes. 

Der Ausschuß ist der Überzeugung, daß schon mit der 
Ministerratsverfügung Nr. 4/73 vom 18. Januar 1973 
(Dokument 2) bezweckt wurde, die Museen zu veran- 


55 


Drucksache 12/4500 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


lassen, Objekte von besonderer kunsthistorischer 
Bedeutung für den Export herzugeben. 

Letztlich gelang es der Kunst und Antiquitäten GmbH 
aufgrund von Tauschvereinbarungen mit Museen, in 
hohem Umfang Kulturgüter der Kategorien II oder III 
zu exportieren. Kulturgut, welches die Kulturgut- 
schutzkommission als schützenswert eingestuft hatte, 
konnte von den Museen erworben werden, allerdings 
nur gegen Devisen. Da die Museen nicht über frei 
konvertierbare Währungen verfügten, blieb ihnen 
keine andere Wahl, als den Erwerb im Wege eines 
Tausches mit geringerwertigen Kulturgütern der 
Kategorien II oder III zu finanzieren. 

Daß der Export von Kunstgegenständen für die Kirnst 
und Antiquitäten GmbH zu einem äußerst lukrativen 
Geschäft wurde, verdankt sie nicht zuletzt ihren 
Abnehmern. Der Ausschuß geht davon aus, daß spä- 
testens mit der ausführlichen Berichterstattung in der 
Kunstzeitschrift „art" im Februar 1984 die verwerfli- 
chen Praktiken des Unternehmens in den einschlägi- 
gen Handelskreisen bekannt waren. 

Gleichwohl haben sich die Abnehmer, auch so renom- 
mierte Unternehmen wie das englische Kunsthaus 
Christie's, weiter mit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH eingelassen. Sie tragen deshalb eine gewisse 
Mitverantwortung für das gravierende Unrecht, das 
den Besitzern von Kunstgegenständen widerfahren 
ist. 

Festzuhalten ist j edoch, daß entgegen der Aussage Dr. 
Schalck-Golodkowskis in seiner ersten Vernehmung 
vor dem Untersuchungsausschuß er selbst die Haupt- 
verantwortung für die „Arbeit" der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH trägt. Es ist erwiesen und inzwischen 
auch von Dr. Schalck-Golodkowski bestätigt, daß in 
seinem Machtbereich die Ministerratsverfügung 
Nr. 4/73 (Dokument 2), die die Grundlage für die 
Gründung der Kunst und Antiquitäten GmbH bildete, 
entstand. Ebenso ist erwiesen, daß die Kunst und 


Antiquitäten GmbH offiziell dem Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, 
unterstand. Dies ergibt sich aus einem Schreiben Dr. 
Schalck-Golodkowskis vom 23. Februar 1973 (Doku- 
ment 4). Hierin heißt es: 

„Die Anleitung und Kontrolle der neugegründeten 
GmbH erfolgt in meinem Auftrag unmittelbar durch 
den Genossen Manfred Seidel." 

Mit diesen Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses konfrontiert, ist Dr. Schalck-Golodkowski in 
seiner Vernehmung vom 23. September 1992 nur 
übrig geblieben, seine persönliche Verantwortung 
wie folgt einzuräumen: 

„Dazu stehe ich (...), daß ich die volle Verantwor- 
tung für den Bereich übernehme und die mir unter- 
stellten Betriebe, was die mir übertragenen Rechte 
und Pflichten anbetrifft und was die mir anvertrau- 
ten Führungskader anbetrifft. Diese politisch-mora- 
lische Verantwortung kann ich niemandem in die 
Schuhe schieben. Die muß ich selber tragen. Und 
ich bin auch bereit zu tragen. Was ich nicht tragen 
kann: Es ist ganz sicherlich wie in jedem anderen 
Betrieb: Auf bestimmten Entscheidungsebenen 
sind Entscheidungen getroffen worden, die, wenn 
ich sie gewußt hätte, vielleicht meine Billigung 
gefunden hätten, vielleicht auch nicht". 

Der Untersuchungsausschuß kann die Freizeichnung 
Dr. Schalck-Golodkowskis in seinen letzten Sätzen 
jedoch nicht akzeptieren. Gewiß kann man als Leiter 
größerer Organisationseinheiten nicht für jeden Feh- 
ler auf Arbeitsebene die persönliche Haftung über- 
nehmen. Um solche Fehler geht es hier aber nicht. 
Hier geht es um den geschäftspolitischen Ansatz, die 
betriebswirtschaftlichen Grundlagen, die systemati- 
schen Beschaffungspraktiken und Verwertungsme- 
thoden der Kunst und Antiquitäten GmbH, die recht- 
lich, moralisch und politisch schlechterdings nur als 
verwerflich zu bezeichnen sind. 


C. Die Liquidation der Kunst und Antiquitäten GmbH 


Die Entscheidung über die Liquidation der Kirnst und 
Antiquitäten GmbH fiel zusammen mit der vor allem 
von der Presse und Bürgerkomitees erhobenen Kritik 
am Export von Beständen aus Museen der DDR, 
insbesondere aus den Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden. Gleichzeitig leiteten Staatsanwaltschaft und 
Zollverwaltung Ermittlungen ein; verschiedene La- 
gerräume wurden nach Hinweisen aus der Bevölke- 
rung versiegelt. 

Am 22. November 1989 verfügte Joachim Farken 
zunächst einen Stopp des Exports von Kunstgegen- 
ständen und Antiquitäten (Dokument 88). Außerdem 
verfolgte er zusammen mit Hans Kopmann, damals 
Leiter des Bereichs Inlandsbeziehungen der Kunst 
und Antiquitäten GmbH, die Absicht, den Firmenna- 
men zu ändern und ihn „den neuen Verhältnissen 
anzupassen" (Dokument 86). Diesem Plan stimmte Dr. 
Schalck-Golodkowski zu. Bereits im Dezember 1989 


trat die Kunst und Antiquitäten GmbH unter dem 
Namen „Internationale Beratungs- und Vertriebsge- 
sellschaft mbH" auf. Joachim Farken war bis zum 
31. Dezember 1989 Generaldirektor,* sein Nachfolger 
wurde Hans Kopmann. 

Vor dem Hintergrund der sich verstärkenden Vor- 
würfe gegen die Praktiken der Kunst und Antiquitäten 
GmbH beschloß der Ministerrat der DDR am 30. Ja- 
nuar 1990, die Gesellschaft zu liquidieren. Er ent- 
sprach damit einer Übereinkunft zwischen den Mini- 
sterien für Außenhandel und Kultur. Nach den Plänen 
des hierbei federführenden Ministeriums für Kultur 
sollte zur Fortführung jener Geschäfte, die nicht Kunst 
und Antiquitäten betrafen, eine neue Gesellschaft mit 
dem Namen „Internationale Beratungs- und Ver- 
triebsgesellschaft mbH" gegründet werden. Die alte 
Kunst und Antiquitäten GmbH hingegen sollte aufge- 
löst werden. 
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Auf Weisung von Prof. Dr. Gerstenberger, nach dem 
Wechsel Dr. Schalck-Golodkowskis in die Bundesre- 
publik Deutschland Anfang Dezember 1989 kommis- 
sarischer Leiter des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung, wurde durch Joachim Farken und Dieter Uhlig 
am 31. Januar 1990 das Liquidationsverfahren der 
Gesellschaft eingeleitet. Das Unternehmen in Liqui- 
dation führte vom 31. Januar 1990 an wieder den 
Namen Kunst und Antiquitäten GmbH. Der Name 
„Internationale Beratungs- und Vertriebsgesellschaft 
mbH" wurde für die am 13. März 1990 neu gegründete 
„Restgesellschaft" frei. Sie übernahm wesentliche 
Teile des Anlage- und Umlaufvermögens sowie das 
Personal der Kunst und Antiquitäten GmbH. 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß die 
am 31. Januar 1990 getroffene Liquidationsvereinba- 
rung aus rechtlichen Gründen unwirksam war, denn 
der an der Beschlußfassung beteiligte Dieter Uhlig 
war zu diesem Zeitpunkt nicht mehr Inhaber seines 
Gesellschaftsanteils in Höhe von 150 000, — Mark. Er 
hatte diesen am 4. Januar 1990 zu gleichen Anteilen 
auf Peter Adler und Ulrike Eichhorn übertragen. Diese 
waren bei der Beschlußfassung allerdings nicht anwe- 
send. 

Von dieser Übertragung traten sie zwar am 31 . Januar 
1990 zurück, unterließen es jedoch, die Gesellschafts- 
anteile wieder an Dieter Uhlig abzutreten. Peter Adler 
und Ulrike Eichhorn waren deshalb auch noch ab dem 
3 1 . Januar 1990 Gesellschafter der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH. Am 4. Juli 1991 erfolgte dann ein 
erneuter Liquidationsbeschluß durch die Gesellschaf- 
ter Joachim Farken, Peter Adler und Ulrike Eich- 
horn. 


I. Abwicklung der Kunst und Antiquitäten 
GmbH 

Als Liquidatorin wrirde am 1. Februar 1990 Irene 
Arndt unter der Verantwortung des Ministeriums für 
Außenhandel eingesetzt. Sie war dort seit 1976 in der 
Rechtsabteilung tätig. Frau Arndt wurde im März 1991 
durch Horst Plokarz ersetzt; er war zuvor Betriebsprü- 
fungsleiter der Finanzverwaltung Berlin. Für die 
Durchführung der Liquidation wurde ein Liquida- 
tionsplan auf der Grundlage der Jahresabschlußbi- 
lanz 1989 auf gestellt. Dieser basierte auf einer Festle- 
gung zwischen Außenhandelsminister Dr. Gerhard 
Beil und Kulturminister Dr. Dietmar Keller und wurde 
von Prof. Dr. Karl-Heinz Gerstenberger bestätigt. 

Die Durchführung des im Ministerratsbeschluß ver- 
fügten Verkaufs der Bestände an die Museen und den 
Staatlichen Kunsthandel unterlag aufgrund einer 
Anweisung des Kulturministers Dr. Keller der Leitung 
und Kontrolle seines Ministeriums. Zu diesem Zweck 
wurde eine Kommission eingesetzt, der mehrere Mit- 
arbeiter der staatlichen Museen und ein Mitarbeiter 
des Ministeriums für Kultur angehörten. Letzterer war 
bei der Besichtigung der vorhandenen Bestände 
anwesend, um die Verkäufe zu organisieren und zu 
kontrollieren. 

Bei dem Verkauf der Bestände war eine bestimmte 
Reihenfolge einzuhalten. Zunächst hatten die staatli- 


chen Museen der DDR Gelegenheit, die für sie inter- 
essanten Waren der Kunst und Antiquitäten GmbH zu 
erwerben. Auf den Restbestand konnten der Staatli- 
che Kunsthandel der DDR, danach auch private Händ- 
ler der DDR Zugriff nehmen. Soweit es sich um Waren 
handelte, die nicht unter den Exportstopp fielen, 
waren an den Käufen auch Unternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland beteiligt, z. B. die Saba- 
tier Antiquitäten GmbH. 

Nachdem das Lager in Mühlenbeck im wesentlichen 
geräumt war, wurden die Bestände der sieben Außen- 
lager der Kunst und Antiquitäten GmbH dorthin 
überführt. In Mühlenbeck wurden sie erstmals näher 
gesichtet und bewertet, sodann nach dem oben 
geschilderten Verfahren zum Verkauf angeboten. Im 
Rahmen der Veräußerungen wurden insgesamt 
30 Mio. Mark für die Kunstgegenstände erzielt. 

Gemäß dem Liquidationsplan wurden die zwölf der 
Kunst und Antiquitäten GmbH gehörenden Einfami- 
lienhäuser an die jeweiligen Mieter veräußert. Im 
Liquidationsplan war ferner vorgesehen, das Be- 
triebsgrundstück mit den Wirtschaftsgebäuden und 
den Arbeitsmitteln an die neugegründete Internatio- 
nale Beratungs- und Vertriebsgesellschaft mbH zu 
übergeben. 

Horst Plokarz hat vor dem Untersuchungsausschuß 
ausgesagt, daß der Verkaufserlös höher gelegen 
hätte, wenn es der Gesellschaft möglich gewesen 
wäre, Waren gegen westliche Währung zu verkaufen. 
Der Exportstopp stand dem jedoch entgegen. 


1. Verbleib von 20 Mio. DM in Obligationen 
sowie 5,1 Mio. US-$ in Edelmetall 
bei einer Schweizer Bank 

Die Liquidatorin Arndt stellte fest, daß vom Schweize- 
rischen Bankverein Zürich Konten für die Kunst und 
Antiquitäten GmbH geführt wurden, deren Salden 
nicht in der Bilanz der Gesellschaft erfaßt waren. 
Dieser Vorgang ist auch in dem Revisionsbericht der 
Staatlichen Finanzrevision des Ministeriums der 
Finanzen — Valutakontrollgruppe — vom 22. März 
1990 über die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 
erwähnt (Dokument 91), Für die Konten waren Gene- 
raldirektor Joachim Farken und sein Stellvertreter 
Klaus-Dieter Richter zeichnungsberechtigt. Die Kunst 
und Antiquitäten GmbH verfügte beim Schweizeri- 
schen Bankverein über Obligationen im Wert von 
20 Mio. DM und Edelmetall in Höhe von 5,1 Mio. US-$. 
Irene Arndt veranlaßte daraufhin Klaus-Dieter Rich- 
ter, umgehend für die Auflösung der entsprechenden 
Konten zu sorgen und das Guthaben auf ein Konto der 
Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. zu überweisen. 

Bisher noch nicht restlos aufgeklärt sind die Beglei- 
tumstände, die zu Spekulationsverlusten führten. So 
erbrachte der Verkauf der Obligationen angeblich 
eine Summe von ca. 18,7 Mio. DM. Bei der Deutschen 
Handelsbank AG in Ostberlin gingen jedoch am 12. 
Mär? 1990 lediglich ca. 8,1 Mio. DM ein. Die Differenz 
soll zum Ausgleich bis dahin nicht abgedeckter Ver- 
luste aus Edelmetallgeschäften verwendet worden 
sein. Ebenso ungeklärt blieb zum Zeitpunkt der Prü- 
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fung der Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. im 
Frühjahr 1990 auch der Verbleib von 5,1 Mio. US-$ in 
Edelmetall. 

Die Verluste aus den Edelmetallgeschäften, die aus- 
geglichen werden mußten, gehen nach den Ermittlun- 
gen des Untersuchungsausschusses auf Fehlspekula- 
tionen zurück. Sie wurden in den vorliegenden 
Berichten mit einer Größenordnung von 7 Mio. US-$ 
beziffert. Hintergrund war, daß 1986/1987 die Kunst 
und Antiquitäten GmbH von ihrem Tochterunterneh- 
men Delta GmbH (vgl. 2. Teilbericht — DS 12/3920, 
S. 27) 20 Mio. DM als Sicherheit für Edelmetallge- 
schäfte in Gold bzw. Platin erhalten hatte. Die 
Geschäfte wurden über den Schweizerischen Bank- 
verein Zürich abgewickelt. 

Horst Plokarz hat als Zeuge vor dem Untersuchungs- 
ausschuß ausgesagt, daß er wegen dieser Vorgänge 
Strafanzeige erstattet habe. Er habe in den Unterlagen 
Hinweise auf eine frühere Anzeige der Liquidatorin 
Arndt gefunden, ohne daß er jedoch deren Verbleib 
habe feststellen können. Die Staatsanwaltschaft Ber- 
lin hat aufgrund einer Anzeige der Treuhandanstalt 
zwischenzeitlich ein Ermittlungsverfahren gegen Far- 
ken und Richter eingeleitet. 

Außerdem hat der Untersuchungsausschuß festge- 
stellt, daß die dem Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung übersandten Gewinnabrechnungen der für die 
Geschäfte Verantwortlichen, nämlich Joachim Farken 
und Klaus-Dieter Richter, unkorrekt waren und nicht 
die aus den Metallgeschäften eingetretenen Verluste 
widerspiegelten. Es wurden Gewinne abgeführt, die 
nie erzielt wurden. Dafür mußte das DM-Konto in der 
Schweiz überzogen werden. 


2. „Zwangserwerb“ von Geschenkartikeln 
der Protokollabteilung der SED 

Im Dezember 1989 veräußerte die Protokollabteilung 
der SED alle Gegenstände, die als Geschenke für 
ausländische Gäste und andere Personen vorgesehen 
waren, an die Kunst und Antiquitäten GmbH. Der 
Erwerb dieser Gegenstände wie auch der Preis in 
Höhe von 3,7 Mio. Mark wurden der Kunst und 
Antiquitäten GmbH nach Darstellung von Horst Plo- 
karz als Zeugen von der SED aufgezwungen. Die 
Summe wurde dem von Manfred Seidel verwalteten 
Konto „Zentralkomitee, Protokollabteilung" gutge- 
schrieben. Nach den Angaben, die Horst Plokarz vor 
dem Untersuchungsausschuß gemacht hat, verlor die 
Kirnst und Antiquitäten GmbH beim Verkauf dieser 
Waren 1 005 000,— DM. 

Horst Plokarz setzte sich in seiner Funktion als Liqui- 
dator mit dem Schatzmeister der PDS, Dietmar 
Bartsch, in Verbindung und forderte ihn auf, der Kunst 
und Antiquitäten GmbH diesen Verlust zu ersetzen. 
Dieser verweigerte jedoch die Zahlung mit der 
Begründung, es handele sich um einen nach dem 
DDR-Vertragsrecht zulässigen, mündlich abgeschlos- 
senen Leistungsvertrag, bei dem nur über den wesent- 
lichen Vertragsinhalt Übereinstimmung erzielt wor- 
den sei. Mangels kausaler Pflichtverletzung durch die 


SED sei der Kunst und Antiquitäten GmbH kein 
Schaden entstanden. 

Diese Auffassung wies Horst Plokarz in einem Schrei- 
ben an Bartsch zurück. Er machte deutlich, daß die 
Kunst und Antiquitäten GmbH von der SED gezwun- 
gen worden sei, die Waren zu einem überhöhten Preis 
zu übernehmen. Aus diesem Grund habe es keine, auf 
freier Willens bildung beruhenden, übereinstimmen- 
den Willenserklärungen gegeben. Daher liege sehr 
wohl eine kausale Pflichtverletzung vor, so daß der 
Schaden ersetzt werden müsse. 

Bislang hat der Liquidator der Kunst und Antiquitäten 
GmbH aus dem SED-Vermögen noch kein Geld 
erhalten. 


3. Gründung und Tätigkeit der Internationalen 
Beratungs- und Vertriebsgesellschaft mbH 

Die gemäß der Vereinbarung zwischen den Ministe- 
rien für Außenhandel und Kultur neugegründete IBV 
sollte als volkseigener Außenhandelsbetrieb nun- 
mehr in die Zuständigkeit des Ministeriums für Kultur 
fallen. Das Ministerium sollte nicht nur die Finanzmit- 
tel dafür bereitstellen, sondern auch die Gesellschaf- 
ter und den neuen Hauptgeschäftsführer benennen. 
Das Konzept für das „künftige Handelsprofil" sollte 
allerdings die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 
durch den Generaldirektor Hans Kopmann erarbei- 
ten. Die IBV sollte sämtliche Geschäfte der Kunst und 
Antiquitäten GmbH, die nicht Kunst und Antiquitäten 
betrafen, fortführen sowie deren Beschäftigte über- 
nehmen. 

Die Auswertung der Beweismittel hat ergeben, daß 
sich die Geschäftsführer und späteren Gesellschafter 
der Internationalen Beratungs- und Vertriebsgesell- 
schaft mbH (IBV), Hans Kopmann und Karlheinz 
Näcke, vermutlich auf Kosten der Kirnst und Antiqui- 
täten GmbH i. L. erheblich bereicherten. 


4. Gesellschaftsrechtlicher Verlauf 

Am 13. März 1990 wurde der Gesellschaftervertrag für 
die Internationale Beratungs- und Vertriebsgesell- 
schaft mbH notariell ausgefertigt; die Gesellschaft 
wurde im Mai 1990 in das Handelsregister eingetra- 
gen. 

Gründungsgesellschafter waren das Zentrum für Kun- 
stausstellungen der DDR, die Künstleragentur GmbH 
der DDR sowie das Büro für Kultur Organisation. Das 
Stammkapital der Gesellschaft betrug 750 000, — 
Mark, die Stammeinlagen der drei Gesellschafter 
beliefen sich auf je 250 000, — Mark. Die notwendigen 
Finanzmittel wurden den Gesellschaftern aus einem 
Sonderfonds vom Ministerium für Kultur zur Verfü- 
gung gestellt. 

Zum Hauptgeschäftsführer der Gesellschaft wurde 
vom Ministerium für Kultur Karlheinz Näcke berufen, 
früher stellvertretender Leiter der Arbeiter- und Bau- 
eminspektion im Rang eines stellvertretenden Mini- 
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sters. Zum Geschäftsführer wurde Hans Kopmann 
ernannt, der zu diesem Zeitpunkt immer noch amtie- 
render Generaldirektor der Kunst und Antiquitäten 
GmbH i. L. war (vgl. Schreiben der Valutakontroll- 
gruppe vom 27. März 1990, Dokument 92). 

Zum Stichtag der Währungsunion am 1. Juli 1990 
wurde das Stammkapital der IBV im Verhältnis 1 : 2 
auf nunmehr 375 000, — DM umbewertet. 

Abgesehen von Untervermietungen nach dem 1 . Juli 
1990 ist von einer nennenswerten Geschäftstätigkeit 
der IBV nichts bekannt geworden. 

Mit Schreiben vom 27. August 1990 (Dokument 97) 
teilten Hauptgeschäftsführer Karlheinz Näcke und 
Geschäftsführer Hans Kopmann den Gesellschaftern 
mit, daß die IBV die im Gesellschafts vertrag festgeleg- 
ten Aufgaben nicht erfüllen könne. Die Stammeinla- 
gen der Gesellschafter müßten für Lohn- und Gehalts- 
zahlungen eingesetzt werden. Als einziger Ausweg 
wurde dringend angeraten, die Geschäftsanteile der 
Gesellschafter an einen Käufer abzutreten. Andere 
Alternativen wie z. B. die Erhöhung der Stammeinla- 
gen durch die Gesellschafter wurden nicht ins Auge 
gefaßt. Der Kredit eines Gesellschafters in Höhe von 
3 Mio. Mark vom 1. Juni 1990, aufgenommen für 
sieben Monate zu 66 % Jahreszins, war noch im Juli 
1990 ungenutzt zurückgezahlt worden. 

Die drei Gründungs gesellschafter schieden aus der 
IBV aus. Sie übertrugen ihre Geschäftsanteile rück- 
wirkend zum 22. August 1990 an die Schwaß & Co. 
Handelsgesellschaft mbH, Leninallee 32, Berlin, ver- 
treten durch den Geschäftsführer Jürgen Schwaß. Als 
Gegenleistung verpflichtete sich die Schwaß & Co. 
Handelsgesellschaft mbH zur Zahlung eines Kauf- 
preises in Höhe von je 125 000, — DM an die ausschei- 
denden Gesellschafter, also insgesamt 375 000, — DM 
(Vertrag von 27. August 1990, Dokument 99). Die 
Schwaß & Co. Handelsgesellschaft mbH verfügte 
allerdings über kein nennenswertes eigenes Vermö- 
gen. Die IBV überwies laut einer von Hauptgeschäfts- 
führer Karlheinz Näcke und Geschäftsführer Hans 
Kopmann am 27. August 1990 Unterzeichneten Erklä- 
rung (Dokument 98) einen Betrag in Höhe von 
375 000, — DM auf das Geschäftskonto der Schwaß & 
Co. Handelsgesellschaft mbH. Einem Kontoauszug 
der Deutschen Handelsbank AG ist zu entnehmen, 
daß das Konto der IBV mit Buchungsdatum vom 
27. August 1990 tatsächlich mit einem Betrag von 
375 000, — DM belastet wurde (Dokument 96). 
Danach verblieb auf dem Konto ein Betrag von rund 
157 000,— DM. 

Hans Kopmann hat in seiner Vernehmung durch den 
Untersuchungsausschuß die erfolgten Transaktionen 
damit gerechtfertigt, daß die Abtretung der Gesell- 
schaftsanteile der IBV an die Schwaß & Co. Handels- 
gesellschaft mbH die einzige Möglichkeit für den 
Fortbestand der IBV und die Sicherung der Arbeits- 
plätze gewesen sei. 

Als nächsten Schritt auf dem Weg zur Übernahme des 
Unternehmens durch Karlheinz Näcke und Hans 
Kopmann schlossen am 6. September 1990 die 


Schwaß & Co. Handelsgesellschaft mbH und die 
Geschäftsführer der IBV einen „Treuhandvertrag" 
(Dokument 100). Danach hielt die Schwaß & Co. 
Handelsgesellschaft mbH als Treuhänder die Ge- 
schäftsanteile der IBV für die Geschäftsführer Karl- 
heinz Näcke und Hans Kopmann als Treugeber. 

In § 2 des Vertrages heißt es u. a.: 

„Der Treuhänder ist während der Dauer des Treu- 
handverhältnisses verpflichtet, . . . die ihm als 
Gesellschafter nach außen zustehenden Rechte, 
insbesondere das Stimmrecht aus der Beteiligung, 
nur gemäß der Weisung der Treugeber auszuüben. 
Der Treuhänder hat vor jeder Stimmabgabe die 
Weisung der Treugeber einzuholen ..." 

§ 4 des Vertrages bestimmt: 

„Die Treugeber stellen den Treuhänder von allen 
Verpflichtungen frei, die für ihn bei pflichtgemäßer 
Erfüllung des Treuhand Verhältnisses aus dem 
Erwerb und dem Halten des Geschäftsanteils ent- 
stehen. Die Treugeber haften insoweit als Gesamt- 
schuldner. " 

Das bedeutet, Karlheinz Näcke und Hans Kopmann 
besaßen bereits zu diesem Zeitpunkt faktisch die 
alleinige Entscheidungsbefugnis über die IBV. 

Am 25. Januar 1991 trat die Schwaß & Co. Handels- 
gesellschaft mbH schließlich sämtliche Geschäftsan- 
teile je zur Hälfte an die IBV- Geschäftsführer Karl- 
heinz Näcke und Hans Kopmann ab (Dokument 104). 
Eine Gegenleistung an die Schwaß & Co. Handelsge- 
sellschaft mbH für die Übertragung der Geschäftsan- 
teile ist in dem Vertrag nicht vorgesehen. 

Im März 1992 stellte die IBV Antrag auf Eröffnung 
eines Konkursverfahrens. Am 22. Dezember 1992 
wurde dem Antrag durch das Kreisgericht Potsdam- 
Stadt stattgegeben. 


5. Beziehungen der Internationalen Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft mbH zur Kunst und 
Antiquitäten GmbH i. L. und zur Treuhandanstalt 

Am 13. März 1990 schlossen die Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH i. L., vertreten durch die Liquidatorin 
Arndt, und die IBV, vertreten durch den Hauptge- 
schäftsführer Karlheinz Näcke, eine Vereinbarung zur 
Übertragung wesentlicher Mittel der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH i. L. (Dokument 90). In ihr wurde u. a. 
geregelt, daß die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 
der IBV bewegliche und unbewegliche Grundmittel 
im Umfang von 40,3 Mio. Mark sowie Arbeitsmittel 
zur zeitweiligen entgeltlichen Nutzung übergeben 
sollte, und zwar „bis zur Klärung der Art und Weise 
der endgültigen Überführung (Kauf/Treuhand- 
schaft) " . In dieser Vereinbarung ist keine Abrede über 
die Höhe und Fälligkeit der Gegenleistung getroffen 
worden, die die IBV für die Nutzung zu erbringen 
hatte. 

In der Folgezeit wurde der IBV von der Kunst und 
Antiquitäten GmbH i. L. der Besitz des beweglichen 
und unbeweglichen Vermögens übergeben. 
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Auch die damals 97 Mitarbeiter der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH i. L. wechselten zur neuen Gesell- 
schaft. Die IBV mußte aber der Kunst und Antiquitäten 
GmbH i. L. je nach Bedarf zur Durchführung von 
Arbeiten im Rahmen der Liquidation Personal gegen 
Entgelt zur Verfügung stellen. 

Die Vereinbarung vom 13. März 1990 wurde am 5. Juli 
1990 dahingehend abgeändert, daß die IBV bis ein- 
schließlich 30. Juni 1990 weder Gebühren noch 
andere Nebenkosten als Entgelt für die Nutzung der 
Grund- und Arbeitsmittel der Kunst und Antiquitäten 
GmbH i. L. zu zahlen brauchte. Bei dieser Vereinba- 
rung wurde die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 
wiederum durch die Liquidatorin Irene Arndt vertre- 
ten. 

Die IBV drängte mittlerweile auf Übertragung des 
Eigentums an den Grundmitteln. Dies scheiterte 
jedoch am Widerstand der Treuhandanstalt, die — für 
die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. zuständig — 
ihre Zustimmung verweigerte. 

Prof. Dr. Karl-Heinz Gerstenberger teilte als Beauf- 
tragter für die Liquidation ehemaliger KoKo-Unter- 
nehmen mit Schreiben vom 31. Mai 1990 (Dokument 
93) mit, daß die Grundmittel der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH i. L. auf die IBV nur unter bestimmten 
Voraussetzungen übertragen werden könnten. Bedin- 
gung sei, daß 

1. die IBV sich als volkseigener Betrieb bei der 
Treuhandanstalt eintragen lasse und 

2. die IBV die Tilgung der gegenüber der Kunst und 
Antiquitäten GmbH i. L. nach dem 1. März 1990 
entstandenen Verbindlichkeiten vorzunehmen in 
der Lage sei. 

Aus demselben Schreiben geht hervor, daß Hauptge- 
schäftsführer Karlheinz Näcke diese Bedingungen 
bereits akzeptiert hatte. Die IBV hat jedoch die ent- 
standenen Verbindlichkeiten nie getilgt. 

Vor dem Untersuchungsausschuß hat Hans Kopmann 
ausgesagt, daß sich die Treuhandanstalt zu Unrecht 
geweigert habe, die IBV als ein ihr zuzuordnendes 
Unternehmen anzuerkennen und finanziell zu unter- 
stützen. Die Mittel für das Stammkapital seien seiner- 
zeit vom Ministerium für Kultur den Gesellschaftern 
zur Verfügung gestellt worden. Aus diesem Grund 
hätten die Geschäftsführer der IBV von Anfang an die 
Auffassung vertreten, daß es sich hier um volkseigene 
finanzielle Mittel handele, die in das Eigentum der 
Bundesrepublik Deutschland übergegangen seien 
und durch die Treuhandanstalt verwaltet würden. 
Somit habe sich die IBV als Treuhandbetrieb betrach- 
tet. 

Diese Auffassung wurde von der Treuhandanstalt 
nicht geteilt. 

Horst Plokarz hat vor dem Untersuchungsausschuß 
ausgesagt, daß die IBV aus einem volkseigenen 
Betrieb zu einem Privatbetrieb geworden sei. Die 


Gründerbetriebe des Ministeriums für Kultur gäbe es 
längst nicht mehr. Die jetzigen Gesellschafter Karl- 
heinz Näcke und Hans Kopmann wollten sich im 
Gegenteü „das Ding unter den Nagel reißen". 


6. Finanzierung der Kaufsumme der Schwaß & Co. 
Handelsgesellschaft mbH 

Horst Plokarz hat vor dem Untersuchungsausschuß 
ausgesagt, daß der Betrag in Höhe von 375 000, — DM, 
der zur Finanzierung der Kaufsumme von der IBV an 
die Firma Schwaß & Co. Handelsgesellschaft mbH 
überwiesen wurde, aus Geldern der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH i. L. stamme. 

Die Summe in Höhe von 375 000, — DM setzte sich aus 
mehreren Zahlungen von Schuldnern der Kunst und 
Antiquitäten GmbH i. L. zusammen, die irrtümlich 
dem Konto der IBV gutgeschrieben wurden. Es habe 
sich um Forderungen aus Geschäften gehandelt, die 
von der Kunst und Antiquitäten GmbH in der Zeit 
getätigt wurden, als sie selbst vorübergehend unter 
dem Namen „IBV" auf getreten sei. 

Nach Bekanntwerden der Fehlbuchungen seien diese 
Beträge der IBV von seiten der Kunst und Antiquitäten 
GmbH i. L. zunächst kurzfristig als Darlehen überlas- 
sen worden. 

In einem noch nicht entschiedenen Rechtsstreit, den 
die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. später gegen 
die IBV wegen dieser Forderungen führte, vertrat die 
IBV den Standpunkt, daß es sich um eigene Forderun- 
gen gehandelt habe. 


7. Nutzung des Betriebsgrundstücks Mühlenbeck 

Die IBV begann mit der Untervermietung von Räumen 
auf dem Betriebsgrundstück erst nach der Währungs- 
umstellung am 1. Juli 1990. Danach erzielte sie jedoch 
erhebliche Einnahmen aus der Vermietung des 
Objektes, Beispielsweise vermietete sie bis zum Früh- 
jahr 1991 Lager und Büroflächen an die Staatsbank 
der DDR, die in Mühlenbeck Münzen der früheren 
DDR- Währung eingelagert hatte. Des weiteren ver- 
mietete sie ab 1 . Juli 1 990 Räume an die IB V-Transport 
GmbH, ein Tochterunternehmen der IBV, für das 
inzwischen ein Konkursantrag gestellt wurde. 

Am 11. Dezember 1 990 schloß die IBV mit der Iwanter 
Transport GmbH einen Generalmietvertrag (Doku- 
ment 101). In § 1 des Vertrages behauptete die IBV, 
aufgrund der am 13. März 1990 mit der Kunst und 
Antiquitäten GmbH i. L. abgeschlossenen Vereinba- 
rung ein unbefristetes Nutzungsrecht an dem Grund- 
stück zu besitzen. Tatsächlich war unter Ziffer 1. 
dieser Vereinbarung nur eine zeitweilige Nutzung 
vorgesehen. Die Iwanter Transport GmbH nutzte 
zusammen mit der IBV noch im März 1992 mehr als 
96% des Objekts Mühlenbeck. Sie zahlte laut Gene- 
ralmietvertrag dafür eine monatliche Miete in Höhe 
von 50 868, DM an die IBV. Die Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH i. L. verlangte in der Folgezeit von der IBV 
die Zahlung von Nutzungsentgelt für das Objekt 
Mühlenbeck, dessen monatlichen Gesamtmiet wert 
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sie auf 150 000, — DM schätzte. Die IBV lehnte dies 
jedoch ab. Die Liquidatorin Irene Arndt kündigte 
daraufhin am 28. Dezember 1990 die zwischen der 
Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. und der IBV 
getroffene Vereinbarung vom 13. März 1990. Sie 
verlangte von der IBV unverzüglich die Räumung und 
Rückgabe des Objekts. Die IBV weigerte sich, diese 
Kündigung zu akzeptieren und den Besitz am beweg- 
lichen und unbeweglichen Vermögen der Kunst und 
Antiquitäten GmbH i. L. zurückzuübertragen. Mit 
Schreiben vom 3. Januar 1991 (Dokument 102) 
erklärte sich der Hauptgeschäftsführer Karlheinz 
Näcke allenfalls mit einem Kündigungstermin zum 
31. Dezember 2018 einverstanden. Dieses Ansinnen 
wies die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. jedoch 
zurück. 

In der Folgezeit führte die Kunst und Antiquitäten 
GmbH i. L. gegen die IBV und die Iwanter Transport 
GmbH Zahlungs- und Räumungsklagen. Diese Ver- 
fahren sind bis heute noch nicht rechtskräftig ent- 
schieden, jedoch räumte die Iwanter Transport GmbH 
das Grundstück am 1. April 1992. 


8. Laufende Strafverfahren 

Die beschriebenen Vorgänge sind Gegenstand eines 
Strafverfahrens, das unter dem Az. 2 Js 1/92 gegen 
Hans Kopmann in seiner Funktion als Geschäftsführer 
der IBV sowie gegen den Hauptgeschäfts führ er Karl- 
heinz Näcke bei der Staatsanwaltschaft am Kammer- 
gericht Berlin anhängig ist. 


II. Bewertung 

1. Die Liquidation der Kunst und Antiquitäten 
GmbH 

Nach Überzeugung des Untersuchungsausschusses 
versuchten die Beteiligten, die Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH trotz der öffentlich erhobenen Vorwürfe so 
lange wie möglich als Unternehmen zu erhalten. 

Von der Verhängung eines Exportstopps abgesehen, 
beabsichtigte Generaldirektor Joachim Farken nicht, 
ernsthafte Konsequenzen für das Unternehmen zu 
ziehen. Es war vorgesehen, weiterhin mit der Kunst 
und Antiquitäten GmbH zum Zweck der Devisener- 
wirtschaftung auf dem Gebiet des internationalen 
Kunsthandels „mit all seinen Formen" (Dokument 86) 
tätig zu bleiben. Zur Vermeidung von Nachteilen 
durch das negative Bild des Unternehmens in der 
Öffentlichkeit wurde die Kunst und Antiquitäten 
GmbH in „Internationale Beratungs- und Vertriebs- 
gesellschaft mbH" umbenannt. 

Erst als deutlich wurde, daß eine Fortführung der 
Geschäfte auch durch eine Umbenennung nicht 
erreicht werden konnte, wurde die Liquidation der 
Kunst und Antiquitäten GmbH beschlossen. Es sollte 
ein „ Neuanfang " mit einem neu zu gründenden 
Unternehmen ebenfalls unter dem Namen „Interna- 
tionale Beratungs- und Vertriebsgesellschaft mbH 11 
versucht werden. Das neue Unternehmen sollte 
jedoch wesentliche Betriebsmittel der Kunst und Anti- 


quitäten GmbH sowie deren Personal übernehmen 
und die alten Geschäftsbeziehungen nutzen. Faktisch 
bedeutete dies, daß die ehemalige Kunst und Antiqui- 
täten GmbH in der IBV weiterleben sollte. 


2. Verbleib von 20 Mio. DM in Obligationen 
sowie 5,1 Mio. US-$ in Edelmetall 
bei einer Schweizer Bank 

Eine abschließende Beurteilung der Tätigkeit der 
Liquidatorin Irene Arndt in Verbindung mit der 
Abwicklung der Geschäfte der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH i. L. ist zur Zeit nicht möglich, weil das 
Liquidationsverfahren noch nicht abgeschlossen ist. 
Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand hat der 
Untersuchungsausschuß den Verdacht, daß die Tätig- 
keit der Liquidatorin Arndt Anlaß zu Beanstandungen 
gibt. 

Im Zusammenhang mit der Auflösung der Konten 
beim Schweizerischen Bankverein Zürich ließ die 
Liquidatorin Irene Arndt wohl nicht die erforderliche 
Sorgfalt walten. Nach den Erkenntnissen des Unter- 
suchungsausschusses hat es die Liquidatorin pflicht- 
widrig unterlassen, die Vollmachten von Joachim 
Farken und Klaus-Dieter Richter für die Schweizer 
Konten zu widerrufen. Dadurch ermöglichte sie ihnen, 
bis zuletzt über die Konten zu verfügen. Soweit die 
Liquidator«! in ihrer Vernehmung erklärt hat, sich 
nicht an einen Widerruf erinnern zu können, ist diese 
Aussage nicht glaubhaft. Angesichts der besonderen 
wirtschaftlichen Bedeutung, die die Entdeckung der 
Konten für die Liquidation hatte, hätte sich die Zeugin 
an nähere Einzelheiten erinnern müssen. 

Obgleich Klaus-Dieter Richter seinerzeit selbst über 
die Konten Spekulationsgeschäfte abgewickelt hatte, 
beauftragte Irene Arndt ihn dennoch mit der Konten- 
auflösung. Ihre Pflicht wäre es gewesen, seine Voll- 
macht unverzüglich zu widerrufen und persönlich die 
Konten zu prüfen sowie die Rückführung der Gelder 
durchzuführen. 


3. Darlehen der Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 
an die Internationale Beratungs- und 
Vertriebsgesellschaft mbH 

Die Kaufsumme von 375 000,— DM, die an die 
Schwaß & Co. Handelgesellschaft mbH überwiesen 
wurde, stammte aus einem Darlehen, das die Kunst 
und Antiquitäten GmbH i. L. der IBV kurzfristig 
gewährte. Mit der Darlehens gewährung verstieß die 
Liquidatorin Irene Arndt nach Überzeugung des Aus- 
schusses gegen ihr obliegende Pflichten. Denn ihre 
Aufgabe war es, die Gläubiger der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH i. L. zu befriedigen und darüber hinaus 
einen möglichst hohen Liquidationserlös zu erwirt- 
schaften. Es widerspricht diesen Zielen, daß liquide 
Mittel, die aus der Abwicklung von Geschäften der 
Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. stammten, nicht in 
die Liquidationsmasse eingebracht, sondern darle- 
hensweise der IBV zur Verfügung gestellt wurden. 
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4. Bewertung der Gründung und Tätigkeit 
der Internationalen Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft mbH 

Wie oben ausgeführt, beabsichtigten die Ministerien 
für Außenhandel und Kultur der DDR seinerzeit, trotz 
der Auflösung der Kunst und Antiquitäten GmbH 
deren Geschäfte mit Hilfe einer neugegründeten 
Gesellschaft teilweise weiterzuführen. Zwar sollte der 
Handel mit Kunst und Antiquitäten ausgenommen 
sein, und das neue Unternehmen unterstand auch 
über die Gesellschaftsanteile zunächst dem Ministe- 
rium für Kultur. Jedoch wird die Absicht einer Fort- 
führung dadurch belegt, daß nicht nur das Personal 
der Kunst und Antiquitäten GmbH und ihre wesentli- 
chen Betriebsmittel auf das neue Unternehmen über- 
tragen wurden, sondern die Kunst und Antiquitäten 
GmbH auch das „ künftige Handelsprofil " selbst kon- 
zipierte. Als Motiv ist zu vermuten, daß es den 
Ministerien für Außenhandel und Kultur unter Aus- 
nutzung bestehender Geschäftsverbindungen darum 
ging, aus diesem Bereich Devisen zu erwirtschaften. 
Das im Schreiben des Ministers für Außenwirtschaft, 
Dr. Gerhard Beü, vom 5. Februar 1990 (Dokument 89) 
geäußerte Interesse an einer Sicherung der Arbeits- 
plätze der Mitarbeiter der ehemaligen Kunst und 
Antiquitäten GmbH ist ein weiterer Grund. 


5. Bewertung des gesellschaftsrechtlichen Verlaufs 
der Internationalen Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft mbH 

Für den Untersuchungsausschuß steht fest, daß Karl- 
heinz Näcke und Hans Kopmann ihre Stellung als 
Geschäftsführer der IBV dazu ausgenutzt haben, sich 
das Unternehmen anzueignen, ohne eigene finan- 
zielle Mittel einsetzen zu müssen. 

Der Grundstein zur Übernahme des Unternehmens 
wurde durch den Verkauf der IBV an die Schwaß & 
Co. Handelgesellschaft mbH gelegt. Die Tatsache, 
daß die Schwaß & Co. Handelgesellschaft mbH nur als 
Strohmann für Näcke und Kopmann operierte, wird 
durch den Treuhandvertrag vom 6, September 1990 
deutlich. Hiernach durfte das Unternehmen nur auf 
Weisung von Näcke und Kopmann handeln. 

Karlheinz Näcke und Hans Kopmann konnten zu 
diesem Zeitpunkt die Gesellschaftsanteile nicht 
unmittelbar von den Gründungsgesellschaftem er- 
werben, weü sie befürchten mußten, dem Verdacht 
einer persönlichen Interessenverfolgung ausgesetzt 
zu sein. Sie hätten mit dem Vorwurf rechnen müssen, 
als verantwortliche Geschäftsführer die schlechte 
Geschäftslage des Unternehmens herbeigeführt zu 
haben, um es dann selbst zu günstigen Bedingungen 
zu erwerben. 

So erklärt es sich auch, daß die Geschäftsführer in dem 
Schreiben vom 27. August 1990 an die Gründungsge- 
sellschafter keine Alternativen zur Aufrechterhaltung 
der IBV auf zeigten. Immerhin hätte die Aufstockung 
der Kapitalanteile durch die Gesellschafter oder die 
Gewährung eines Darlehens den Liquiditätsengpaß 
beseitigen können. 


Selbst wenn die Geschäftslage des Unternehmens 
nicht positiv beurteilt werden konnte, so war die 
Behauptung, die Stammeinlagen ab sofort für die 
Bezahlung der Gehälter einsetzen zu müssen, vorge- 
schoben. Immerhin wies das Konto der IBV bei der 
Deutschen Handelsbank AG ein Guthaben in Höhe 
von ca. 565 000, — DM per 23. August 1990 auf. 

In der gleichwohl angespannten wirtschaftlichen 
Situation war die Abtretung an einen Käufer nur dann 
sinnvoll, wenn er über finanzielle Möglichkeiten ver- 
fügte, die es erlaubten, die IBV mit einer erfolgver- 
sprechenden Perspektive fortführen zu können. Die 
Schwaß & Co. Handelsgesellschaft mbH besaß jedoch 
keine wesentlichen Eigenmittel. Es war ihr überhaupt 
nur durch die Kapitalzufuhr von Karlheinz Näcke und 
Hans Kopmann möglich, die IBV zu erwerben. 

Es ist im Geschäftsverkehr äußerst ungewöhnlich, daß 
dem Käufer von Geschäftsanteilen die zum Erwerb 
benötigten Mittel zuvor aus dem Vermögen der 
Gesellschaft von den Geschäftsführern überwiesen 
werden. Es ist durchaus möglich, dem Erwerber einen 
entsprechenden Betrag vom Gesellschaftskonto zu 
überweisen, wenn er zu diesem Zeitpunkt schon 
Gesellschafter ist. Ein solcher Vorgang ist als Ent- 
nahme durch den neuen Gesellschafter zu werten. Um 
die Zustimmung der Gesellschafter, und zwar des 
neuen Gesellschafters, der Schwaß & Co. Handelsge- 
sellschaft mbH, konstruieren zu können, erfolgte die 
Übertragung der Geschäftsanteile am 27 . August 1 990 
rückwirkend zum 22. August 1990. 

In die Strategie von Karlheinz Näcke und Hans 
Kopmann fügte es sich nahtlos ein, den Kaufpreis mit 
Geldmitteln zu finanzieren, die der IBV von der Kunst 
und Antiquitäten GmbH i. L. kurzfristig als Darlehen 
überlassen worden waren. Die Überweisung über 
375 000, — DM hatte zur Folge, daß sich die finanzielle 
Situation der Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 
deutlich verschlechterte, da sich die IBV in finanziel- 
len Schwierigkeiten befand. Eine Rückzahlung des 
Darlehens war nach der Überweisung dieser 
375 000, — DM von der Schwaß & Co. Handelsgesell- 
schaft mbH an die ursprünglichen Gesellschafter 
äußerst zweifelhaft. Die Zugriffsmöglichkeiten der 
Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. sind im Falle einer 
Zwangsvollstreckung auf Vermögenswerte der IBV 
durch diese Transaktionen ebenfalls erheblich einge- 
schränkt. Diese Geschäfte gingen im Ergebnis zu 
Lasten der Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 

Gut zehn Monate nach Gründung der IBV übernah- 
men Karlheinz Näcke und Hans Kopmann dann auch 
offiziell die Gesellschaftsanteüe. 


6. Verzicht der Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 
auf Zahlung von Nutzungsentgelt 

Der Liquidatorin Irene Arndt ist der Vorwurf zu 
machen, der IBV am 5. Juli 1990 eine Forderung in 
Höhe von mehreren Hunderttausend Mark zum 
Nachteil der Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. ohne 
zwingenden Grund erlassen zu haben. 

Es bleibt offen, warum unter Mitwirkung von Irene 
Arndt die Vereinbarung vom 13. März 1990, die eine 
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entgeltliche Überlassung des Grundstücks Mühlen- 
beck vorsah, am 5. Juli 1990 dahingehend abgeändert 
wurde, daß die IBV bis zum 30. Juni 1990 kein 
Nutzungsentgelt zu zahlen hatte. Immerhin bezifferte 
Horst Plokarz den Mietwert des Grundstücks nach der 
Währungsunion auf ca. 150 000, — DM pro Monat. 

Sachliche Gründe, die diese Vereinbarungen im Inter- 
esse der Förderung des Liquidationsverfahrens recht- 
fertigen könnten, sind nicht ersichtlich. Selbst wenn 
die IBV drei Monate lang keine Möglichkeit zur 
Erzielung von Einnahmen aus Untervermietung 
gehabt haben sollte, fallen diesbezügliche Mietaus- 
fälle allein in die Risikosphäre der IBV. 


7. Beziehungen der Internationalen Beratungs- und 
Vertriebsgesellschaft mbH zur Treuhandanstalt 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß die von Hans 
Kopmann erhobenen Vorwürfe gegen die Treuhand- 
anstalt gegenstandslos sind. Die Aussage Kopmanns 
vor dem Untersuchungsausschuß, daß sich die IBV als 
Treuhandbetrieb betrachte, muß vor dem Hinter- 
grund gesehen werden, daß das Unternehmen an der 
Übertragung auch des Eigentums an den Grundmit- 
teln, insbesondere an dem wertvollen Betriebsgrund- 
stück, interessiert war. Es war den Geschäftsführern 
bekannt, daß die Übertragung nur mit Zustimmung 
der Treuhandanstalt erfolgen konnte. Entsprechen- 


des ergibt sich aus dem Schreiben von Prof. Dr, 
Karl-Heinz Gerstenberger vom 31. Mai 1990, in dem 
die einzelnen Bedingungen für die Anerkennung als 
Treuhanduntemehmen aufgeführt waren. Obwohl 
diese vom Hauptgeschäftsführer Karlheinz Näcke 
akzeptiert worden waren, wurden die gestellten 
Bedingungen zur Überführung der IBV in die Treu- 
hand zu keinem Zeitpunkt erfüllt. 


8. Bewertung der Nutzung des 

Betriebsgrundstücks in Mühlenbeck 

Aus der Sicht des Untersuchungsausschusses sind die 
noch anhängigen Gerichtsverfahren abzuwarten, um 
festzustellen, ob die IBV die Herausgabe des Grund- 
stücks an die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. zu 
Recht verweigert hat. Offen ist in diesem Zusammen- 
hang weiter, ob und in welcher Höhe die Iwanter 
Transport GmbH tatsächlich Mietzahlungen geleistet 
hat und wohin diese ggf. geflossen sind. Es bedarf, 
insbesondere unter steuerstrafrechtlichen Aspekten, 
einer Aufklärung, ob über die vereinbarte Miete in 
Höhe von 50 868, — DM hinaus mit Rücksicht auf den 
höheren Mietwert des Grundstücks weitere Zahlun- 
gen an die IBV geleistet wurden. Des weiteren ist zu 
klären, wohin eventuelle Mietzahlungen der Staats- 
bank der DDR geflossen sind. 


D. Gesamtbeurteilung und Schlußfolgerungen 


Die dem Sozialismus immanente Ausbeutung des 
Menschen — nicht zuletzt zugunsten der herrschen- 
den Funktionärsklasse — und seine Unfähigkeit zur 
Befriedigung der Bedürfnisse der Menschen manife- 
stierten sich in der DDR auch in staatlich organisierter 
Wegnahme von Kunst zur Minderung des permanen- 
ten Devisenmangels. 

Der Untersuchungsausschuß stellt fest, daß durch den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung unter der Lei- 
tung des DDR-Staatssekretärs Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski zumindest seit dem Jahre 1973 zielbe- 
wußt und organisiert zusammen mit den Organen der 
Steuerverwaltung der DDR, den Justizorganen der 
DDR und dem Ministerium für Staatssicherheit gegen 
Sammler und Besitzer von Sammlungen von Kunst 
und Antiquitäten vorgegangen worden ist. Dies 
geschah, um die Kunstgegenstände und -Sammlun- 
gen durch die Kunst und Antiquitäten GmbH vorwie- 
gend im westlichen, also im sogenannten Nichtsozia- 
listischen Wirtschaftsgebiet, hauptsächlich in der 
Bundesrepublik Deutschland, verwerten zu lassen. 

Das SED-Regime bediente sich dafür nach den Prin- 
zipien der sozialistischen Gesetzlichkeit der Steuer- 
vorschriften der DDR, die darauf angelegt waren, das 
selbständige Gewerbe durch unverhältnismäßige 
Steuersätze zu erdrosseln. Vorschriften zugunsten der 


Steuerpflichtigen, wie beispielsweise die Bewertung 
von Gütern zum Anschaffungspreis, wurden ohne 
ersichtlichen Grund — und wie zu unterstellen ist — 
planmäßig nicht angewandt. Dies fällt insbesondere 
bei Überprüfung von Steuerfestsetzungen im Be- 
schwerdeweg auf. 

Ergebnis waren in allen überprüften Einzelfällen 
Steueranforderungen, die im Regelfall den Wert des 
gesamten Vermögens und der vorhandenen Samm- 
lungen ausmachten, wenn nicht sogar überschritten. 
Die Sicherung der jeweiligen Sammlungen durch 
Beschlagnahme erfolgte durch sofortige Verbringung 
der Sammlungen in die Lager der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH. Die Verwertung orientierte sich nur 
vordergründig an den einschlägigen Verfahrensvor- 
schriften in der DDR; so wurden nichtbenötigte Kunst- 
und Antiquitätengegenstände entgegen der einschlä- 
gigen Vollstreckungsordnung der DDR (Verordnung 
über die Vollstreckung wegen Geldforderungen der 
Staatsorgane und staatlichen Einrichtungen vom 
6. Dezember 1968) nicht zurückgegeben, wenn Steu- 
erforderungen hinter den beschlagnahmten Vermö- 
genswerten zurückblieben. Unmittelbares Ziel einer 
jeden Beschlagnahme war die Veräußerung durch die 
Kunst und Antiquitäten GmbH; die durchgeführten 
Steuerstrafverfahren waren lediglich das äußere for- 
male Kleid, um den staatlich organisierten Kunstraub 
zu kaschieren. 
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Die Verläßlichkeit der Bewertung der Sammlungen 
muß wegen Interessenkollision in Zweifel gezogen 
werden; als Bewerter traten Beschäftigte der Kunst 
und Antiquitäten GmbH auf. 

Die durchgeführten Strafverfahren dienten ungeach- 
tet der Rolle der Justiz in der sozialistischen Gesell- 
schaft zur Vervollkommnung des jeweiligen Vermö- 
gensverlustes, sei es durch Geldstrafe, sei es durch 
Einziehung von Kunst- und Antiquitätenbeständen. 
Der nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen immer gel- 
tende Verhältnismäßigkeitsgrundsatz wurde bei der 
Anwendung von Straf- und Nebenstrafbestimmungen 
systematisch verletzt; selbst bei bloßen Formverstö- 
ßen wie bei dem Unterlassen von Ausfuhranträgen 
erfolgte die materielle Einziehung. 

Der Untersuchungsausschuß stützt sich bei dieser 
Gesamtwürdigung nur auf einige, von ihm exempla- 
risch überprüfte Einzelfälle. Sie zeigen jedoch unver- 
kennbar die Planmäßigkeit und Zielgerichtetheit des 
Vorgehens und des Zusammenwirkens der Einrich- 
tungen und Stellen des Bereichs Kommerzielle Koor- 
dinierung mit den anderen Organen des Staatsappa- 
rates der DDR: Sie offenbaren die Rücksichtslosigkeit 
des Vorgehens gegenüber den betroffenen Bürgerin- 
nen und Bürgern. Der wirtschaftliche Schaden ist 
allein schon jeweils groß genug. Zusätzlich belasten 
die immateriellen Schäden durch Zerstörung von 
Sammlungen, die Ergebnis jahrelangen persönlichen 
Schaffens und nachhaltigen Einsatzes der Geschädig- 
ten waren, sowie der Verlust von Antiquitäten aus 
Famüienbesitz mit persönlichem Erinnerungswert. 
Hinzu kommen die zusätzlichen Leiden, die die 
Betroffenen während ihrer Inhaftierung in der DDR 
über sich ergehen lassen mußten; der Untersuchungs- 
ausschuß hat genügend Anhaltspunkte für die 
Annahme, daß zumindest in einem Fall ein Betroffe- 
ner in den Tod getrieben worden ist, auf welche Weise 
auch immer. 

Der Untersuchungsausschuß bedauert dies um so 
mehr, als gegen diese Praktiken und Verhältnisse in 
der DDR vom Boden der Bundesrepublik Deutschland 
oder vom westlichen Ausland her keine Gegenmaß- 
nahmen ergriffen werden konnten; vielmehr hat der 
hier bestehende Markt für Kunst und Antiquitäten im 
Zuge der aufkommenden Nostalgiewelle und haben 
hier ansässige Gewerbetreibende den Praktiken des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung mindestens 
mittelbar Vorschub geleistet. Der Untersuchungsaus- 
schuß hat sich trotz aller Schwierigkeiten auch 
bemüht herauszufinden, ob Bestellungen aus dem 
Westen für konkrete Maßnahmen in der DDR ursäch- 
lich waren. 

Der Untersuchungsausschuß sieht wegen der Unab- 
hängigkeit der Rechtsprechung davon ab, die im 
Bericht erwähnte Entscheidung des Bundesgerichts- 
hofs, die einen Verstoß gegen den ordre public der 
Bundesrepublik Deutschland bei Anerkennung von 
einschlägigen Enteignungsmaßnahmen in der DDR in 
der Bundesrepublik Deutschland verneint, zu kritisie- 
ren. Dies oder eine wissenschaftliche Auseinanderset- 
zung mit der Rechtsauffassung des Bundesgerichts- 
hofs unternimmt der Untersuchungsausschuß auch 
deswegen nicht, weil ihm der genaue Sach- und 
Streitstand der Entscheidung des Bundesgerichtshofs 


nicht bekannt ist. Ungeachtet dessen geht der Unter- 
suchungsausschuß davon aus, daß bei etwaigen 
zukünftigen vergleichbaren Fällen seine Feststellun- 
gen über die Planmäßigkeit des Zusammenwirkens 
der verschiedenen Nichtanwendung oder Verstöße 
gegen eigene Vorschriften der DDR und Rechtsstaats- 
grundsätze als allgemein bekannt berücksichtigt wer- 
den. 

Dr. Alexander Schalck-Golodkowski hat im Zuge 
seiner Vernehmung durch den Untersuchungsaus- 
schuß bestritten, gewußt zu haben, daß zur Beschaf- 
fung von Kunst und Antiquitäten zur Vermarktung 
durch die Kunst und Antiquitäten GmbH Organe der 
Steuerfahndung, der Justiz, der Staatssicherheit und 
der Kunst- und Antiquitätenhandelsuntemehmen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung organisiert und 
zielbewußt zusammengearbeitet haben, um durch 
manipulierte Steuerstrafverfahren unter Verletzung 
von Vorschriften der DDR und rechtsstaatlichen 
Grundsätzen den eigenen Bürgern ihre Sammlungen 
von Kunst und Antiquitäten wegzunehmen. Dr. 
Schalck-Golodkowski hat ferner einerseits jede per- 
sönliche Verantwortung dafür abgestritten und ande- 
rerseits sein Bedauern ausgedrückt, daß Menschen 
durch nichtrechtsstaatliche Handlungen persönlichen 
Schaden erlitten hätten. Der Untersuchungsausschuß 
hat erhebliche Zweifel am Wahrheitsgehalt dieser 
Einlassung des Leiters des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung. Deswegen zweifelt der Untersu- 
chungsausschuß auch an der Ehrlichkeit des Bedau- 
erns über die vorsätzliche und zielbewußte Berau- 
bung und Ausplünderung von Bewohnern der DDR 
durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung. 
Diese Einlassung von Dr. Schalck-Golodkowski zur 
Würdigung der Praktiken des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung zur Beschaffung von Kunst und Anti- 
quitäten mit dem Ziel der Erwirtschaftung frei konver- 
tierbarer Devisen reiht sich nahtlos ein in die Darstel- 
lungen, die der weitaus größte Teü seiner früheren 
Mitarbeiter vor dem Untersuchungsausschuß gege- 
ben hat. Auch sie haben ihre eigene Verwantwortung 
bestritten. 

Schlechthin als unangemessen und unmoralisch emp- 
findet es der Untersuchungsausschuß, wenn gerade 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski das Ansinnen 
stellt, andere sollten den Opfern Wiedergutmachung 
gewähren. Richtig gewesen wäre, wenn sich der 
Leiter des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
selbst zu Schadensersatz oder zumindest für eigene 
Wiedergutmachungsleistungen bereit gefunden 
hätte. Die Forderung nach Wiedergutmachung durch 
die Bundesrepublik Deutschland ist nichts anderes als 
das Abschieben der Verantwortung auf Unbeteiligte. 
Hier schwingt sich der Täter zum selbsternannten 
Fürsprecher der unter seiner Verantwortung geschä- 
digten Opfer auf. 

Unrecht verlangt grundsätzlich nach Wiedergutma- 
chung und zwar durch die Schadensverursacher. 
Geschädigt haben die SED-geführte DDR und ihre 
Organe. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist nicht Rechts- 
nachfolger der DDR und haftet deshalb nicht für 
dieses Unrecht. Gleichwohl sollte der Gesetzgeber in 
seinen Überlegungen zur SED-Unrechtsbereinigung 
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auch die in diesem Teilbericht enthaltenen Sachver- 
haltsfeststellungen einbeziehen. Insbesondere sollte 
der Gesetzgeber die Schaffung eines Verfahrens zur 
Aufhebung von DDR-Verwaltungsunrechtsentschei- 
dungen prüfen, die Grundlage für die Wegnahme von 
Kunstgegenständen und Antiquitäten waren. Die 
Frage einer Entschädigung durch die öffentliche 
Hand kann allerdings nur mit den auch sonst ange- 
legten Maßstäben des Versuchs einer teilweisen 
Wiedergutmachung vom Gesetzgeber geprüft wer- 
den. 

Ausgehend von der tatsächlichen und auch gesetzlich 
geregelten Verantwortung der SED in der DDR für das 
Handeln der DDR empfiehlt der Untersuchungsaus- 
schuß dem Gesetzgeber auch zu prüfen, ob und 
inwieweit die mit der SED rechtlich identische PDS 
durch Gesetze für die Entschädigung heranzuziehen 
ist. 

Auch die Frage der Herausgabe der vom SED-Regime 
zu Unrecht weggenommenen Kunstgegenstände und 
Antiquitäten sollte umfassend und auch unter dem 
Gesichtspunkt des Rechtsfriedens geprüft werden, 
wobei die bewährten Regeln über die Unmöglichkeit 
gutgläubigen Erwerbs abhanden gekommener Sa- 
chen als Maßstab dienen können. 

Als in gleicher Weise verwerflich wie die Plünderung 
der eigenen Bevölkerung mit Hilfe steuerlicher und 
steuerstrafrechtlicher Vorschriften erachtet der Unter- 
suchungsausschuß die jahrelange Praxis des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung, Kunst- und Kulturgut 
aus Museumsbeständen der DDR im Westen gegen 
frei konventierbare Devisen zu verwerten. Der festge- 
stellte Sachverhalt erlaubt die Bewertung, daß trotz 
formaler Einhaltung der Kulturgutschutzvorschriften 


der DDR versucht und erreicht worden ist, möglichst 
hochwertige Kunst- und Antiquitätengegenstände 
aus einzelnen Museen der DDR zur Verwertung im 
Westen zu beschaffen. Dies ist mit den ständigen 
Beteuerungen der DDR zur Bewahrung des Kulturgu- 
tes des „ersten Arbeiter- und Bauemstaates auf deut- 
schem Boden" ebenso unvereinbar wie mit den poli- 
tischen Absichtserklärungen der Staats- und Partei- 
führung der DDR und SED auf internationaler 
Ebene. 

Gerade im Hinblick auf den Ausverkauf von Kunst 
und Kultur durch den Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung, sei es durch die Zerstörung privater Samm- 
lungen, sei es durch die Inanspruchnahme von 
Museumsgut, kann der Untersuchungsausschuß mit 
Befriedigung feststellen, daß alsbald nach der Wende 
im Jahr 1989 die Tätigkeit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH beendet worden ist. Den Schaden dieser Kul- 
turpolitik der DDR, auch der verheerenden Finanzpo- 
litik der DDR, muß die Bundesrepublik Deutschland 
heute durch Subventionen in die neuen Bundesländer 
in Milliardenhöhe ausgleichen. Während der Aus- 
gleich von Substanzverlusten im kulturellen Erbe 
unmöglich ist, besteht die Hoffnung, daß das Vorhan- 
dene vor einem endgültigen Verfall bewahrt werden 
kann. Nicht nur für die Betroffenen, die ihre Samm- 
lungen verloren haben, sondern für die gesamte 
Bevölkerung ist der Verlust von Kunst- und Kulturgü- 
tern unersetzlich. Kunst und Kultur bilden eine der 
Grundlagen für die Identifikation eines Volkes mit 
seiner Vergangenheit. Die Staats- und Parteiführung 
der DDR bzw. der SED hat jahrelang zugelassen, daß 
dieses nationale Erbe aller Deutschen systematisch 
dezimiert worden ist. Gut, daß dem ein Ende gesetzt 
worden ist. 
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DRITTER TEIL 

Dokumente 

A. Übersicht über Inhalt und Fundstellen der aufgenommenen Dokumente 


Übersicht 

Für den nachfolgenden Dokumententeil wurden 
Schriftstücke ausgewählt, die den Text zu den Prakti- 
ken des Bereichs Kommerzielle Koordinierung auf 
dem Gebiet der Beschaffung von Kunstgegenständen 
und Antiquitäten zur Devisenbewirtschaftung ergän- 
zen. Entsprechend dem 1. Teilbericht des 1. Untersu- 
chungsausschusses (Bundestagsdrucksache 12/3462) 
wird der Dokumenteninhalt in einem Kurzreferat 
wiedergegeben. Die Fundstellenangaben beziehen 
sich auf die Kennzeichnung durch den 1. Untersu- 
chungsausschuß. Sie werden im Anschluß an die 
folgende Übersicht erläutert. 


1968 

► Verordnung zum Schutze des deutschen Kunstbe- 
sitzes und des Besitzes an wissenschaftlichen Doku- 
menten und Materialien vom 2. April 1953 (GBL., 
S. 522; Ber. S. 576) in der Fassung des Anpassungsge- 
setzes vom 1 1. Juni 1968 (GBL. I., S. 242; Ber. GBL. II., 
S. 827) 

Die Verordnung regelt die Ausfuhr von Kunstwerken 
und von wissenschaftlichen Dokumenten und Mate- 
rialien von allgemeinem kulturellen Wert oder von 
Gegenständen besonderer historischer Bedeutung 
aus der Deutschen Demokratischen Republik. 
Dokument 1 


1973 

► Verfügung Nr. 4/73 vom 18. Januar 1973 durch den 
Vorsitzenden des Ministerrates der Deutschen Demo- 
kratischen Republik 

Auf der Grundlage des Beschlusses des Präsidiums 
des Ministerrates zur Zahlungsbilanz des Jahres 1973 
werden Vorgaben zur Erhöhung des Exports von 
Antiquitäten und Museumsbeständen in das sog. 
Nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW) verfügt. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 9 bis 13 
Dokument 2 

► Gesellschaftervertrag zur Gründung der Kunst und 
Antiquitäten GmbH — Internationale Gesellschaft für 
den Export und Import von Kunstgegenständen und 
Antiquitäten — vom 20. Februar 1973 
Klaus-Dieter Uhlig und Horst Schuster erklären nota- 
riell die Gründung der Kunst und Antiquitäten 
GmbH. 

Fundstelle: MAT A 5, A e E 2 
Dokument 3 


► Schreiben des Staatssekretärs im Ministerium für 
Außenhandel an den Generaldirektor der Transinter 
GmbH vom 23. Februar 1973 

Das Ministerium für Außenhandel bevollmächtigt den 
Generaldirektor der Transinter GmbH, eine interna- 
tionale Gesellschaft für den Export und Import von 
Kunst gegenständen „Kunst und Antiquitäten GmbH" 
in das Handelsregister der Deutschen Demokrati- 
schen Republik einzutragen. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 14 
Dokument 4 

► Sachstandsbe rieht zur sog. Operativen Personen- 
kontrolle (OPK) Kath der Kreisdienststelle Pirna vom 
5. Oktober 1973 

Ermittlungen zu Siegfried Kath wegen eines Ver- 
dachts einer gegen die Deutsche Demokratische 
Republik gerichteten Tätigkeit im Aufträge westlicher 
G eheimdiens t e . 

Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 5 

► Anweisung Nr. 55/73 des Ministers für Außenwirt- 
schaft, Solle, zur Überleitung von Exportaufgaben 
vom AHB Buch-Export zur Kunst und Antiquitäten 
GmbH vom 10. Dezember 1973 

Der Minister für Außenwirtschaft, Solle, ordnete die 
Überleitung der Exportaufgaben vom AHB Buch- 
Export zur Kunst und Antiquitäten GmbH mit Wir- 
kung vom 10. Dezember 1973 an. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 58, S. 15 f. 

Dokument 6 

► Entwurf des Jahresabschlußberichts der Kunst und 
Antiquitäten GmbH aus dem Jahre 1973 

Die Aufgaben der Kunst und Antiquitäten GmbH bei 
Aufnahme der Geschäftstätigkeit werden dargelegt. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 116f. 

Dokument 7 


1975 

► Statut des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH — 
Internationale Gesellschaft für Export und Import von 
Kunstgegenständen — und Konzeption für die Tätig- 
keit des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH aus dem 
Jahr 1975 

Detailliert werden die Struktur, der Aufbau und die 
Aufgaben der Kunst und Antiquitäten GmbH 
beschrieben. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 24 ff., 31 ff. 
Dokument 8 
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► Verfügung Nr. 7 des Ministeriums für Kultur vom 
18. Februar 1975 (Verfügungen und Mitteilungen , 
I. Teil, S. 19 ff.) 

Die Verfügung Nr. 7 regelt das Statut des Staatlichen 
Kunsthandels der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik „VEH Bildende Kunst und Antiquitäten". 
Dokument 9 

► Anklageschrift des Staatsanwalts des Bezirkes 
Dresden gegen Siegfried Kath vom 5. März 1975 
Siegfried Kath wird des Vertrauensmißbrauchs, der 
Urkundenvemichtung, des Diebstahls „sozialisti- 
schen Eigentums" und der Begehung von Devisen- 
verbrechen beschuldigt. 

Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 10 

► Notarielle Vollmachterteilung der Eheleute Kath 
an Dr. Wolf gang Vogel — U.R. 20-739-75 (4) — vom 
21. Mai 1975 

Die Eheleute Kath bevollmächtigen Dr. Wolfgang 
Vogel, sie beim Schenkungs vertrag über ihr Grund- 
stück in Döbra zu vertreten. 

Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 11 

► Notarielle Vollmachterteilung der Eheleute Kath 
an Dr. Wolfgang Vogel — U.R. 20-749-75 (4) — vom 
21. Mai 1975 

Die Eheleute Kath bevollmächtigen Dr. Wolfgang 
Vogel, über ihr gesamtes bewegliches Vermögen 
einschließlich aller antiquarischen Gegenstände zu 
verfügen. 

Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 12 

► Schreiben des Staatsanwalts des Bezirkes Dresden 
an Dr. Wolf gang Vogel — Az. 221 — 80/74 — vom 
10. Juni 1975 

Dr. Wolfgang Vogel wird von der Staatsanwaltschaft 
informiert, daß die in der Strafsache gegen Siegfried 
Kath angeordnete Vermögensbeschlagnahme aufge- 
hoben wurde, und wird gebeten, die Modalitäten für 
die Übernahme des beschlagnahmten beweglichen 
Vermögens zu regeln. 

Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 13 

► Schreiben von Dr. Wolf gang Vogel an Rechtsan- 
walt Jürgen Stange vom 10. Juni 1975 

Dr. Wolfgang Vogel informiert RA Jürgen Stange über 
den Verfahrensablauf in der Strafsache Siegfried Kath 
und teilt ihm mit, daß die Eheleute aus der Deutschen 
Demokratischen Republik ausreisen können. 
Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 14 

► Vollmacht für Horst Schuster durch Dr. Wolf gang 
Vogel vom 16. Juni 1975 

Di. Wolfgang Vogel bevollmächtigt Horst Schuster die 
in der Strafsache gegen Siegfried Kath durch den 
Staatsanwalt des Bezirks Dresden beschlagnahmten 
Gegenstände in Empfang zu nehmen und darüber zu 
verfügen. 

Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 15 


► Vollmacht für Horst Schuster durch Dr. Wolfgang 
Vogel vom 16. Juni 1975 

Dr. Wolfgang Vogel bevollmächtigt Horst Schuster, 
die Schlüssel für das im Eigentum der Eheleute Kath 
stehende Haus in Döbra in Empfang zu nehmen und 
das Haus bis zu seiner endgültigen Eigentumsrege- 
lung zu verwalten. 

Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 16 

► Beglaubigte Abschrift des notariellen Schenkungs- 
vertrages über das Grundstück der Eheleute Kath in 
Döbra vom 9. Dezember 1975 

Dr. Wolfgang Vogel schenkt im Jahre 1973 das 
Grundstück der Eheleute Kath in Döbra der Kunst und 
Antiquitäten GmbH. 

Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 17 

► Verfügung Nr. 27/75 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates vom 22. Dezember 1975 

Die Verfügung soll eine höhere Effektivität beim 
Export von Antiquitäten und Gebrauchtwaren in das 
sog. Nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW) ga- 
rantieren. 

Fundstelle: MAT B 34 
Dokument 18 


1976 

Vereinbarung auf der Grundlage der Verfügung 
des Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 27/75 vom 
22. Dezember 1975 zwischen dem Minister für Kultur 
und dem Leiter des Bereiches Kommerzielle Koor- 
dinierung im Ministerium für Außenhandel vom 
4. Oktober 1976 

Der Staatliche Kunsthandel der Deutschen Demokra- 
tischen Republik verpflichtet sich, im Zeitraum von 
1976 bis 1980 aus eigenem Warenbestand und dem 
seiner Kooperationspartner der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH für den Export geeignete Antiquitäten und 
Gebrauchtwaren zur Verfügung zu stellen. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 80ff. 

Dokument 19 


1977 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für 
Außenhandel und dem Rat der Stadt Pirna vom 29. April 
1977 

Der Rat der Stadt Pirna verpflichtet sich, für den 
Ankauf von Gebrauchtwaren antiquarischen Charak- 
ters organisatorische Voraussetzungen zu schaffen. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 68 f. 

Dokument 20 

► Ergänzung zur Vereinbarung vom 4. Oktober 1976 
zwischen dem Stellvertreter des Ministers für Kultur 
und dem Staatssekretär im Ministerium für Außenhan- 
del Dr. Schalck-Golodkowski, vom 22. Juni 1977 

Der Export in das sog. Nichtsozialistische Wirtschafts- 
gebiet (NSW) wird auf zeitgenössisch bildende Kunst 
sowie artverwandte Gegenstände erweitert. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 83 
Dokument 21 
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► Verpflichtungserklärung von Joachim Farken als 
inoffizieller Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit vom 4. September 1977 

Farken verpflichtet sich, unter dem Decknamen 
„Hans Borau" für das MfS zu arbeiten. 

Fundstelle: Mat A 121/1, S. 78 
Dokument 22 

► Bericht über die durchgeführte Verpflichtung von 
Joachim Farken vom 5. September 1977 

In dem Bericht werden die Aufgaben festgelegt, die 
Farken für das Ministerium für Staatssicherheit zu 
erfüllen hat. 

Fundstelle: Mat A 121/1, S. 79ff. 

Dokument 23 


1978 

► Vereinbarung über die Bereitstellung von Valu- 
taanrechten für den Export von zeitgenössischer bil- 
dender und angewandter Kunst mit Inkraftsetzungs- 
wirkung vom 1. Januar 1978 

Das Ministerium für Kultur erhält für den zusätzlichen 
Export von zeitgenössischer bildender und ange- 
wandter Kunst und artverwandten Gegenständen ein 
Valutaanrecht in Höhe von 30%. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 80ff. 

Dokument 24 

► Verordnung über den Staatlichen Museums- 
fonds der Deutschen Demokratischen Republik vom 
12. April 1978 (GBL. L, Nr. 14, S. 165 ff.) 

Die detaillierte Verordnung regelt die Erfassung, 
Erhaltung, Pflege, Mehrung, den Schutz und die 
Nutzung des Staatlichen Museumsfonds. 

Dokument 25 

► Bericht des Magistrats von Berlin, Abteilung 
Finanzen-Steuern, über die steuerlichen Feststellun- 
gen im Ermittlungsverfahren gegen den Beschuldig- 
ten Dr. Peter Garcke vom 31. Mai 1978 

Der Bericht enthält eine detaillierte Aufstellung über 
die angebliche Steuerschuld des Dr. Peter Garcke. 
Fundstelle: MAT A 124, S. 522 ff. 

Dokument 26 


1979 

► Vorschlag von Joachim Farken über den Verkauf 
von Kunstgegenständen aus den Museen und staatli- 
chen Sammlungen der Deutschen Demokratischen 
Republik in das Nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet 
(NSW) vom 11. September 1979 
Farken stellt das Interesse der staatlichen Sammlun- 
gen an der Möglichkeit eines Exports in das sog. 
Nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW) in den 
Vordergrund. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 10, S. 535 f. 

Dokument 27 


1980 

► Mitteilung an Manfred Seidel zu neuen Formen 
und Methoden zur weiteren Vergrößerung des Export- 
warensortiments und der gleichzeitigen Minimierung 
des illegalen Handels mit Kunst und Antiquitäten vom 
9. Januar 1980 

Es wird vorgeschlagen, eine Tauschzentrale in Berlin 
einzurichten und dieser einen privaten Charakter zu 
geben, um breiteste Kreise von Sammlern zu erfassen. 
Fundstelle: MAT A 77, Bd. 719 
Dokument 28 

► Mitteilung von Horst Schuster an Manfred Seidel 
über Tausch von Antiquitäten und Kunstgegenstän- 
den vom 10. Januar 1980 

Die Einrichtung eines Ladengeschäftes in Berlin, in 
dem Ankauf-, Tausch- und Kommissionsüb emahmen 
von Antiquitäten und Kunstgegenständen durchge- 
führt werden sollen, wird erwogen. 

Fundstelle: MAT A 77, Bd. 719 
Dokument 29 

► Gesetz zum Schutz des Kulturgutes der Deutschen 
Demokratischen Republik — Kulturgutschutzgesetz 
— vom 3. Juli 1980 (GBL. L, Nr. 20, S.191ff.) 

Neben einer detaillierten Regelung der Aufgaben und 
Ziele dieses Gesetzes enthält § 10 die gesetzliche 
Bestimmung, daß die Ausfuhr von Kulturgut einer 
staatlichen Genehmigung bedarf. 

Dokument 30 

► Durchführungsbestimmungen zum Kulturgut- 
schutzgesetz vom 3. Juli 1980 (GBL. I., S. 213); vom 
2. Dezember 1981 (GBL. /., S. 144f.); vom 3. Mai 1982 
(GBL. I S. 432 ff.); vom 24. September 1984 (GBL. L, 
S. 3 19 ff.); vom 6. Oktober 1986 (GBL. L, S. 423 f.) 

Die Durchführungsbestirnmungen behandeln die An- 
meldung und Registrierung von geschütztem Kultur- 
gut, Ausfuhr von Kulturgut, die Regelung der Tätig- 
keit der Kulturgutsachverständigen sowie die Befug- 
nisse des Kurators bei der ordnungsgemäßen Verwal- 
tung von gefährdetem Kulturgut. 

Fundstelle: MAT A 5, A e E 2 
Dokument 31 

► Vereinbarung zwischen der Kunstschutzkommis- 
sion beim Minister für Kultur der DDR und der Kunst 
und Antiquitäten GmbH vom 17. November 1980 
Im Rahmen des Gesetzes zum Schutze des Kulturgutes 
der Deutschen Demokratischen Republik wird u. a. 
mit der Kunst und Antiquitäten GmbH vereinbart, daß 
diese in Verträgen mit ihren Kunden die Bestimmung 
„vorbehaltlich der Ausfuhrgenehmigung' 1 aufzuneh- 
men hat. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 176 
Dokument 32 

► Beglaubigter Registerauszug bezüglich der Kunst 
und Antiquitäten GmbH vom 29. Dezember 1980 

In diesem Handelsregister werden die Aufgaben der 
Gesellschaft mit dem Export und Import von Gegen- 
ständen und Antiquitäten aller Art, Anbahnung und 
Durchführung von Geschäftsoperationen, die der 
Gesellschaft direkt oder indirekt förderlich sein kön- 
nen, beschrieben. 

Fundstelle: MAT A 77, Bd. 719 
Dokument 33 
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1982 

► Informationsbrief 1/1982 des Ministerrats der 
Deutschen Demokratischen Republik, Ministerium 
der Finanzen, Stellvertreter des Ministers, vom 22. Ja- 
nuar 1982. 

Der Informationsbrief enthält Regelungen über die 
Vermögensteuerbefreiungen und -Vergünstigungen 
für Kunstsammler. 

Dokument 34 

► Bericht des Rates des Bezirkes Potsdam, Abteilung 
Finanzen, in der Steuersache Werner Schwarz vom 
15. März 1982 

Die Steuerfahndung begründet u. a. die gewerbliche 
Handelstätigkeit des Werner Schwarz. 

Fundstelle: MAT D r Bd. 2 
Dokument 35 

► Beschwerdeentscheidung des Rates des Bezirkes 
Potsdam, Abteilung Finanzen, in der Steuersache 
Werner Schwarz vom 18. Juni 1982 

Eine gewerbliche Handelstätigkeit des Werner 
Schwarz wird u. a. mit Hinweis auf mindestens 
40 Zeugen sowie der umfangreichen Verkäufe an den 
Staatlichen Kunsthandel begründet. 

Fundstelle: MAT D, Bd. 2 
Dokument 36 

► Einsatz - und Entwicklungskonzeption des IMS 
„Hans Borau M der Hauptabteilung XVIII/7/2 vom 
7. Juli 1982 

Der IMS soll den Bereich des AHB Kunst und Antiqui- 
täten aushorchen. 

Fundstelle: MAT A 121/1 , S. 115 
Dokument 37 

► Anweisung über die Bildung der „ Kommission des 
Ministeriums für Kultur zum Schutz des Kulturgutes " 
und die Verbindlichkeit ihres Statuts vom 7. Juli 1982 
(GBL L, Verf. Nr. 6, S. 9f.) 

Die bisher bei den Staatlichen Museen zu Berlin (Ost) 
ehrenamtlich tätige „ Kunstschutzkommission M wird 
mit Wirkung vom 1. Januar 1982 in die „Kommission 
für Kultur zum Schutz des Kulturgutes " — „ Kulturgut- 
schutzkommission u — umgebildet. 

Dokument 38 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kul- 
tur und dem Ministerium für Außenhandel vom 4. No- 
vember 1982 

Das Ministerium für Kultur gestattet dem AHB Kunst 
und Antiquitäten GmbH die Ausfuhr von geschütztem 
Kulturgut. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 177 
Dokument 39 

► Vereinbarung zwischen der Kulturgutschutzkom- 
mission und dem AHB Kunst und Antiquitäten GmbH 
vom November 1982 

Die Kulturgutschutzkommission und der AHB Kunst 
und Antiquitäten GmbH werden bei der Wahrung des 
Kulturgutes der DDR und dem Export in das sog. 
Nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW) vertrau- 
ensvoll Zusammenarbeiten. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 178f. 

Dokument 40 


► Bericht des Magistrats von Berlin, Abteilung 
Finanzen — Steuern, über die Feststellungen im 
Ermittlungsverfahren gegen die Eheleute Lange vom 
15. November 1982 

Die Untersuchungen der Steuerfahndung sollen erge- 
ben haben, daß die Eheleute Lange seit mindestens 
zehn Jahren einen umfangreichen Handel mit Anti- 
quitäten und Briefmarken betrieben haben. 
Fundstelle: MAT A 180, Bd. 2 
Dokument 41 

► Urteil des Bezirksgerichts Potsdam — II BS 1 3/82 — 
in der Strafsache gegen die Eheleute Schwarz wegen 
Steuerverkürzung vom 2. Dezember 1982 

Das Bezirksgericht Potsdam verurteilt Werner 
Schwarz zu einer Freiheitsstrafe von 5 Jahren und 
6 Monaten und zur Zahlung einer Zusatzgeldstrafe in 
Höhe von 100 000 Mark sowie die Ehefrau Barbara 
Schwarz zu einer Freiheitsstrafe von 1 Jahr und 
4 Monaten unter Auferlegung einer Bewährungszeit 
von 2 Jahren und 6 Monaten. 

Fundstelle: MAT B 74 
Dokument 42 


1983 


► Notarieller Schenkungsvertrag zwischen der Kunst 
und Antiquitäten GmbH und dem Rat des Bezirkes 
Dresden vom 4. Mai 1983 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH schenkt dem Rat 
des Bezirkes Dresden das ehemalige Grundstück der 
Eheleute Kath in Döbra. 

Fundstelle: MAT A 130 
Dokument 43 

► Schreiben des Gutachters Hans Gauß an den 
Minister für Kultur vom 27. Oktober 1983 

Der Sachverständige teilt mit, daß gegen die Ausfuhr 
der Mustersammlung „Katzhütte" keine Bedenken 
bestehen. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 204 
Dokument 44 

► Bericht des IM „ Neumann * über den bundesrepu- 
blikanischen Antiquitätenhändler Henning Busch- 
mann vom 8. November 1983 

Der IM berichtet über den Transport von Kunst und 
Antiquitäten in die USA bzw. nach Kanada. 
Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 1154 
Dokument 45 

► Schreiben von Joachim Farken u. a. an Dr. Schalck - 
Goldokowski vom 2. Dezember 1983 

Die Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten GmbH 
bekunden die Zustimmung zu den Beschlüssen der 
7. Tagung des ZK der SED und werden deshalb ihre 
Leistungskraft noch weiter erhöhen. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 46 a, S. 349 
Dokument 46 
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► Schreiben von Dt. Schalck-Golodkowski an Joa- 
chim Farken vom 5. Dezember 1983 
Dr. Schalck-Golodkowski erwartet von allen Mitar- 
beitern der Kunst und Antiquitäten GmbH, „ daß sie im 
sozialistischen Wettbewerb zu Ehren des 35. Jahresta- 
ges der Gründung der Deutschen Demokratischen 
Republik eine anspruchsvolle Überbietung des Planes 
1984 gewährleisten". 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 46 a, S. 346 f. 

Dokument 47 


1984 

► Bericht in der Kunstzeitschrift „ art ", Verlag Grüner 
& Jahr , Hamburg, S. 72 ff., „ Das Kunst-Stück der DDR 
— Wie ein Staatseigener Betrieb Bilder und Antiqui- 
täten zu Devisen macht " vom Februar 1984 

Der Artikel beschreibt die Geschäftspraktiken der 
Kunst und Antiquitäten GmbH. 

Dokument 48 

► Vermerk der Kulturgutschutzkommission des Mi- 
nisteriums für Kultur an den Minister für Kultur zur 
Kenntnisnahme für Joachim Farken vom 9. April 
1984 

Der Vermerk behandelt die Zusammenarbeit mit der 
Kunst und Antiquitäten GmbH hinsichtlich des Tau- 
sches und Verkaufs von geschütztem und nichtge- 
schütztem Kulturgut. 

Fundstelle: MAT A 5, A e E 1 
Dokument 49 

► Schreiben von Joachim Farken u. a. an Dr. Schalck- 
Golodkowski vom 21. November 1984 

Farken teilt Dr. Schalck-Golodkowski mit, daß die 
Mitarbeiter der Kirnst und Antiquitäten GmbH Bei- 
träge zur Erfüllung der vom X. Parteitag der SED und 
vom 10. FDGB-Kongreß gestellten Aufgaben leisten 
werden. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 46 a, S. 200f. 

Dokument 50 


1985 

► Schreiben der Staatlichen Finanzrevision — 
Inspektion Rostock — an den Betriebsdirektor des 
VEB (k) Antikhandel Pirna vom 11. April 1985 

Die Finanzinspektion bittet um Namen und Anschrif- 
ten der Bürger der Stadt Stralsund, die seit dem 
1. Januar 1983 Antiquitäten angeboten oder verkauft 
haben. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 46 a, S. 120 
Dokument 51 

► Ersuchen des Rates des Bezirkes Leipzig, Abtei- 
lung Finanzen und Steuern, an die Kunst und Antiqui- 
täten GmbH vom 23. Juli 1 985 

Die Steuerfahndung begehrt Auskunft, ob bestimmte 
Bürger der Stadt Leipzig über die Kunst und Antiqui- 
täten GmbH Briefmarken oder andere postalische 
Belege eingeliefert haben. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 45, S. 210f. 

Dokument 52 


► Schreiben von Dr. Schalck-Golodkowski an Joa- 
chim Farken vom 13. August 1985 

Dr. Schalck-Golodkowski informiert Joachim Farken, 
daß der VEB Philatelie Wennsdorf dem Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung direkt unterstellt wird. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 36, S. 242 
Dokument 53 

► Vermerk einer Mitarbeiterin der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH über die Beratung mit der Kunst- 
schutzkommission am 2. August 1985 vom 13. August 
1985 

Der Vermerk befaßt sich u. a. mit der Aufhebung des 
Kunstschutzbeschlusses für die Reste der „Eisenbahn- 
sammlung Gaudlitz". 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 101, S. 148 
Dokument 54 

► Schreiben von Joachim Farken an Dr. Schalck- 
Golodkowski vom 2. Dezember 1985 

Farken stellt die gegenwärtigen Beziehungen zwi- 
schen dem AHB Kunst und Antiquitäten GmbH und 
dem VEB (k) Antikhandel Pirna dar. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 54, S. 231 
Dokument 55 


1986 

► Schlußbericht der Bezirksverwaltung Leipzig, Be- 
reich Fahndungswesen, Abteilung II, vom 25. März 
1986. 

Die Zollverwaltung beschuldigt Herrn Wurm, gegen 
zollrechtliche Bestimmungen verstoßen zu haben. 
Fundstelle: Mat A 105, Bd. 3, S. 277 ff. 

Dokument 56 

► Schreiben von Joachim Farken an Dr. Schalck- 
Golodkowski vom 6. Mai 1986 

Farken gibt Auskunft über die in Besitz der Kunst und 
Antiquitäten GmbH befindlichen Werke des Malers 
Albert Ebert. 

Fundstelle: MAT D, Bd. 2 
Dokument 57 

► Urteil der Strafkammer des Kreisgerichts Dessau — 
S 93/86-6-1 1 1-5-86 — in der Strafsache gegen Jürgen 
Wurm vom 9. Mai 1986 

Jürgen Wurm wird zu einer vierjährigen Freiheits- 
strafe verurteilt. 

Fundstelle: MAT A 105, Bd. 3 
Dokument 58 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, 
und dem Ministerium für Kultur vom 14. Mai 1986 
Die Verhandlungspartner vereinbaren, durch den 
Export in das sog. Nichtsozialistische Wirtschaftsge- 
biet (NSW) außerhalb der staatlichen Planauflage 
zusätzliche Devisen für die Volkswirtschaft zu 
erschließen. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 72ff. 

Dokument 59 

► Kommissionsvertrag zwischen Elisabeth Wett und 
der Kunst und Antiquitäten GmbH vom 15. Mai 
1986 
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Frau Wett übergibt der Kunst und Antiquitäten GmbH 
Gegenstände mit dem Auftrag, einen höchstmögli- 
chen Verkaufserlös zu erzielen. 

Fundstelle; Mat A 125, Bd. 18, S. 64 
Dokument 60 

► Bericht über Heinrich Bartels, Geschäftsführer der 
Firma Sabatier Antiquitäten GmbH, vom 26. Mai 
1986 

In dem Bericht werden die Geschäftsverbindungen 
der Kirnst und Antiquitäten GmbH zur Firma Sabatier 
dargestellt. 

Fundstelle: Mat A 125, Bd. 52 II, S. 270 
Dokument 61 

► Protokoll über die Planverteidigung 1 987 der Kunst 
und Antiquitäten GmbH vom 19. September 1986 
Das Protokoll berichtet über die voraussichtliche 
Erfüllung des Planes 1986 und denPlanentwurf für das 
Jahr 1987. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 43 a II, S. 329 ff. 
Dokument 62 

► Urteil der 4. Zivilkammer des Landgerichts Berlin 
— 4 0 238/86 — vom 10. Dezember 1986 in dem 
Rechtsstreit des Restaurators Werner Schwarz gegen 
die Firma Antik-Shop, Antiquitätengalerie GmbH & 
Co, Handels KG 

Die Firma Antik-Shop, Antiquitätengalerie GmbH & 
Co, Handels KG von Konsul Böttger wird verurteilt, 
die sich in ihrem Besitz befindliche Uhr an Werner 
Schwarz herauszugeben. 

Fundstelle: Mat A 142, Bd. 27, S. 104 
Dokument 63 

► Stellungnahme von Joachim Farken zu einer Ver- 
öffentlichung in „ Der Tagesspiegel M vom 15. Dezem- 
ber 1986 

In der Stellungnahme wertet Farken das Urteil des 
Landgerichts Berlin als politischen Angriff gegen die 
DDR. 

Fundstelle: Mat A 142, Bd. 27, S. 96 
Dokument 64 


1987 

► Informationsbrief 1/87 des Ministeriums der Finan- 
zen, Abt. Steuern und Abgaben, vom 26. Januar 
1987 

In dem Informationsbrief werden unter Punkt 23 
Kriterien für die Abgrenzung der steuerfreien Samm- 
lertätigkeit von der steuerpflichtigen selbständigen 
Handelstätigkeit aufgestellt. 

Fundstelle: Sammlung von Rechtsvorschriften der 
bisherigen DDR für Veranlagungen zur ESt, KSt, 
GewSt, HdwSt und VSt bis 1990. M 80272; herausge- 
geben vom Bundesministerium für Finanzen, Bonn 
1990. 

Dokument 65 

► Vereinbarungen zwischen der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH mit dem Magistrat von Berlin vom 5. Mai 
1987, dem Rat des Bezirkes Karl-Marx-Stadt und dem 
Rat des Bezirkes Leipzig vom 21. März 1987 

Die Verhandlungspartner vereinbaren die Aufteüung 
der „Valutaerlöse". 


Fundstelle: MAT A 12, Bd. 16 
Dokument 66 

► Berufungsurteil des Kammergerichts Berlin — 17 U 
492/87 — in dem Rechtsstreit des Restaurators Werner 
Schwarz gegen die Firma Antik-Shop, Antiquitäten- 
galerie GmbH & Co, Handels KG vom 29. September 
1987 in NJW 1988, S. 341 ff. 

Die Berufung der Firma Antik-Shop, Antiquitätenga- 
lerie GmbH & Co, Handels KG wird zurückgewie- 
sen. 

Dokument 67 

► Stellungnahme von Joachim Farken zur Veröffent- 
lichung in der „Berliner Morgenpost “ vom 2. Novem- 
ber 1987 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH beauftragt RA 
Irmscher, die Firma Antik-Shop, Antiquitätengalerie 
GmbH & Co, Handels KG von Konsul Böttger im 
Berufungsverfahren zu unterstützen. 

Fundstelle: MAT 142, Bd. 27, S. 76 
Dokument 68 

► Stellungnahme des Leiters der Arbeitsgruppe 
BKK, Meinel, zur Veröffentlichung in der „Berliner 
Morgenpost " vom 3. November 1987 

Für Meinel widerspricht das Urteil des Kammerge- 
richts Berlin (West) dem zwischen der DDR und der 
Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenen 
Grundlagenvertrag. 

Fundstelle: MAT A 142, Bd. 27, S. 72 ff. 

Dokument 69 


1988 

► Schreiben des Generaldirektors des Staatlichen 
Kunsthandels an das Ministerium für Kultur vom 
5. Januar 1988 

Die Möglichkeit der Lieferung von Antiquitäten durch 
DDR-Antiquitätengalerien soll beraten werden. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 10.2, S. 445 
Dokument 70 

► Arbeitsrichtlinie-AT-Geschäft von Joachim Farken 
mit Inkraftsetzungswirkung vom 1. März 1988 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH tauscht Kraftfahr- 
zeuge gegen Antiquitäten. 

Fundstelle: MAT D, Bd. 2 
Dokument 71 

► Rechnung der Kunst und Antiquitäten GmbH an 
das Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung, Dr. Schalck-Golodkowski, vom 
24. Juni 1988 

Farken bittet um Begleichung der Rechnung für drei 
Büder. 

Fundstelle: MAT D, Bd. 2 
Dokument 72 

► Schreiben von Joachim Farken an Manfred Seidel 
vom 1. September 1988 

Farken informiert Seidel, daß etwa 1 000 Gemälde, 
Grafiken bzw. Zeichnungen der Staatlichen Kunst- 
sammlungen Dresden an den AHB Kunst und Antiqui- 
täten ausgeliefert werden. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 190 f. 

Dokument 73 
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► Urteil des Bundesgerichtshofs IX ZR 1 63/87 in dem 
Rechtsstreit der Firma Antik-Shop , Antiquitätengale- 
rie GmbH & Co, Handels KG gegen Werner Schwarz 
vom 22. September 1988 in NJW 1989, S . 1352 L 
Der Revision der Firma Antik-Shop, Antiquitätengale- 
rie GmbH & Co, Handels KG gegen die Entscheidung 
des Kammergerichts Berlin wird stattgegeben. 
Dokument 74 

► Vertrag zwischen der Kunst und Antiquitäten 
GmbH und Erika Marklein vom 30. Dezember 1988 
Erika Marklein erhält von der Kunst und Antiquitäten 
GmbH für die Lief erung diverser Bücher ein Kraftfahr- 
zeug. 

Fundstelle: MAT B 53 
Dokument 75 


1989 

► Dienstanweisung Nr. 1/89 des Ministerrates der 
DDR, Ministerium für Staatssicherheit, zur vorbeu- 
genden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung 
der mit Schmuggel und Spekulation im Zusammen- 
hang stehenden operativ bedeutsamen Straftaten und 
anderen Handlungen vom 4. Januar 1989 
Fundstelle: MAT B 107 

Dokument 76 

► Schreiben von Johannes Winkler, Stellvertreter 
des Generaldirektors der Staatlichen Kunstsammlun- 
gen Dresden, an das Ministerium für Kultur, HA 
Planung und Finanzen, vom 16. Mai 1989 

Die Staatlichen Kunstsammlungen Dresden liefern 
Gemälde an das Ministerium für Kultur. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 192 
Dokument 77 

► Vermerk von Rechtsanwalt Dr. Vogel über eine 
Beratung mit dem Vorsitzenden der Kulturgutschutz- 
kommission vom 9. Juni 1989 

Die Kulturgutschutzkommission strebt an, daß der 
AHB Kunst und Antiquitäten GmbH eigenständig 
prüft, ob sich unter den für den Export vorgesehenen 
Waren zur Ausfuhr Kulturgut der sog. Kategorie I und 
der Spitze der sog. Kategorie II befindet. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 10, S. 87 f. 

Dokument 78 

► Schreiben einer Mitarbeiterin der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH an die Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden vom 31. Juli 1989 

Die Mitarbeiterin informiert, daß der Verkauf der von 
den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden zur Ver- 
fügung gestellten Gemälde erfolgt ist. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 193 
Dokument 79 

► Schreiben des Direktors des VEB Wermsdorf an 
Joachim Parken vom 8. August 1989 

Der Direktor des VEB Wermsdorf regt an, während der 
Zeitdauer einer in Budapest stattfindenden internatio- 
nalen Mineralienbörse die Zollkontrollen an den 
Grenzübergangsstellen zu verstärken und von DDR- 
Sammlem mitgeführte Minerahen zu beschlagnah- 
men. 

Fundstelle: Mat A 125, Bd. 45, S. 64 
Dokument 80 


► Vermerk von Rechtsanwalt Dr. Vogel über ein 
Gespräch mit dem Stellvertreter des Generaldirektors 
der Staatlichen Kunstsammlungen Dresden vom 
14. August 1989 

Die Staatlichen Kunstsammlungen Dresden beabsich- 
tigen, die Aussonderungen aus den Depots „Alter 
Meister" fortzusetzen. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 198f. 

Dokument 81 

► Schreiben des Ministers für Kultur an den Minister 
für Außenhandel vom 15. August 1989 

Der Minister für Kultur informiert, daß eine regelmä- 
ßige Überprüfung des Warenbestands seitens der 
Sachverständigen der Museen nicht mehr möglich ist, 
und schlägt vor, diese der Kunst und Antiquitäten 
GmbH zu übertragen. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56/57, 1, S. 83f., 149f., 
151 ff. 

Dokument 82 

► Schreiben von Dr. Schalck-Golodkowski an den 
Minister für Kultur vom 21. August 1989 

Dr. Schalck-Golodkowski vertritt den Standpunkt, 
daß im Interesse der Wahrung des Kulturgutschutzge- 
setzes nicht darauf verzichtet werden kann, daß die 
Kulturgutschutzkommission regelmäßig beim AHB 
Kunst und Antiquitäten prüft, ob bei den zur Ausfuhr 
vorgesehenen Exportwaren Kulturgut der sog. Kate- 
gorie I und der Spitze der sog. Kategorie II vorhanden 
ist. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56/57, 1, S. 163f. 
Dokument 83 

► Stellungnahme zum Schreiben des Ministers für 
Kultur an den Vorsitzenden des Ministerrates, Genos- 
sen Willi Stoph, durch Joachim Farken vom 21. August 
1989 

Die im Schreiben des Ministeriums für Kultur angege- 
bene Größenordnung von jährlich 2 bis 3 Mio. Kultur- 
gütern der sog. Kategorien I und II, die durch die Kunst 
und Antiquitäten GmbH verlorengingen, entspreche 
nicht den Tatsachen. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 10 
Dokument 84 

► Schreiben von Joachim Farken an die Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden vom 7. November 1989 
Farken nimmt Stellung zur Kritik an dem Export der 
von den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden über- 
nommenen Gemälde. 

Fundstelle: MAT A 125, Bd. 56, S. 200 
Dokument 85 

► Schreiben von Joachim Farken an den Minister für 
Kultur, Genossen Dr. Dietmar Keller, vom 1. Dezem- 
ber 1989. 

Farken unterbreitet Vorschläge, wie die wirtschaftli- 
che Tätigkeit der Kunst und Antiquitäten GmbH 
fortgeführt werden kann. 

Fundstelle: Mat D, Bd. 2 
Dokument 86 

► Schreiben der Kunst und Antiquitäten GmbH an 
Dieter M orklein vom 15. Dezember 1989 

Dieter Marklein erhält 8 000 Mark von der Kunst und 
Antiquitäten GmbH aus der Rückabwicklung eines 
Tauschvertrages erstattet. 
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Fundstelle: MAT B 53 
Dokument 87 

► Schreiben von Joachim Farken an den VEB Ver- 
steigerung- und Gebrauchtwarenhaus Leipzig vom 
29. Dezember 1989. 

Der Export von Antiquitäten und Gebrauchtwaren 
wird zum 22. November 1989 eingestellt. 

Fundstelle: Mat D, Bd. 2 
Dokument 88 


1990 

► Schreiben des Ministers für Außenwirtschaft, 
Dr. Gerhard Beil, an den Minister für Kultur, Dr. 
Dietmar Keller, vom 5. Februar 1990 

Dr. Beil teilt mit, daß im Interesse der Arbeitsplatzsi- 
cherung für die Mitarbeiter der ehemaligen Kunst und 
Antiquitäten GmbH die sofortige Neugründung eines 
Betriebs erforderlich sei. 

Fundstelle: Mat B 85 II 
Dokument 89 

► Vereinbarung zwischen der Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH i. L. und der Internationalen Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft mbH vom 13. März 1990 
Die Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. übergibt 
bewegliche und unbewegliche Grundmittel sowie 
Arbeitsmittel an die Internationale Beratungs- und 
Vertriebsgesellschaft mbH. 

Fundstelle: MAT B 85 
Dokument 90 

► Revisionsprotokoll über die Jahresabschlußprü- 
fung der Kunst und Antiquitäten GmbH i. L . vom 
22. März 1990 

Das Protokoll beinhaltet die Ergebnisse der vom 
Ministerium für Außenwirtschaft angeordneten Bi- 
lanzprüfung für das Jahr 1989. 

Fundstelle: Mat A 52, Bd. 2 
Dokument 91 

► Schreiben der „Valutakontrollgruppe“ des Mini- 
steriums der Finanzen und Preise an die Kunst und 
Antiquitäten GmbH vom 27. März 1990 

Mängel im Rechnungswesen werden offengelegt. 
Fundstelle: MAT A 52, Bd. 3, S. 149ff. 

Dokument 92 

► Schreiben von Prof. Dr. Gerstenberger an die 
Liquidatorin desAHB Kunst und Antiquitäten GmbH, 
Irene Arndt, vom 31. Mai 1990 

Prof. Dr. Gerstenberger benennt Voraussetzungen für 
die Übertragung der Grundmittel der Firma Kunst und 
Antiquitäten GmbH i. L. auf die Internationale Bera- 
tungs- und Vertriebsgesellschaft mbH. 

Fundstelle: MAT B 85 
Dokument 93 

► Abschlußbericht der Kommission zur Untersu- 
chung von Kunstverkäufen der Staatlichen Kunst- 
sammlungen Dresden vom 11. Juni 1990 

Der Bericht befaßt sich mit den Verkäufen von „nicht 
museums würdigen 11 Gemälden des 19. und 20. Jahr- 
hunderts aus den sog. „ Schloßbergungsbeständen “ 
durch die Kunst und Antiquitäten GmbH. 


Fundstelle: MAT B 78 
Dokument 94 

► Sachstandsbericht zu den Ermittlungen gegen die 
Kunst und Antiquitäten GmbH Mühlenbeck (Az: 
GStA d. DDR 111-31/90) vom 5. Juli 1990 

Es wird die Bildung einer zentralen Aufklärungskom- 
mission empfohlen. 

Fundstelle: MAT A 5, Bd. 1, S. 2 ff. 

Dokument 95 

► Kontoauszüge der Deutschen Handelsbank vom 
23. August 1990 und 27. August 1990 

Das Konto der Internationalen Beratungs- und Ver- 
triebsgesellschaft mbH wird mit 375 000 DM bela- 
stet. 

Fundstelle: MAT D, Bd. 2 
Dokument 96 

► Schreiben der Internationalen Beratungs- und Ver- 
triebsgesellschaft mbH an den Direktor des Zentrums 
für Kunstausstellungen der DDR vom 27. August 
1990 

Näcke und Kopmann informieren, daß die im Gesell- 
schaftervertrag vom 13. März 1990 festgelegten Auf- 
gaben durch die Internationale Beratungs- und Ver- 
triebsgesellschaft mbH nicht erfüllt werden konn- 
ten. 

Fundstelle: MAT B 85 
Dokument 97 

► Erklärung der Geschäftsführer der Internationalen 
Beratungs- und Vertriebsgesellschaft mbH vom 
27. August 1990 

Die Geschäftsführer überweisen einen Betrag in Höhe 
von 375 000 DM auf das Geschäftskonto der Firma 
Schwaß & Co Handelsgesellschaft mbH. 

Fundstelle: MAT B 85 
Dokument 98 

► Notarielle Beurkundung des Kauf- und Abtre- 
tungsvertrages bzgl. der Internationalen Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft mbH vom 27. August 
1990 

Die Geschäftsanteile der Internationalen Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft mbH werden an Hans- 
Jürgen Schwaß als Geschäftsführer der Firma Schwaß 
& Co Handelsgesellschaft mbH verkauft. 

Funds teile: MAT B 85 
Dokument 99 

► Notarielle Erklärung von Hans-Jürgen Schwaß, 
Karlheinz Näcke und Hans Kopmann vom 6. Septem- 
ber 1990 

Die Erklärenden schließen einen Treuhandvertrag. 
Funds teile: MAT B 85 
Dokument 100 

► Generalmietvertrag zwischen der Firma Interna- 
tionale Beratungs- und Vertriebsgesellschaft mbH 
und der Firma Iwanter Transporte GmbH vom 1 1. De- 
zember 1990 

Die Iwanter Transport GmbH erhält ein unbefristetes 
Nutzungsrecht über das ehemalige Grundstück der 
Firma Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. in Mühlen- 
beck zu einem monatlichen Mietzins in Höhe von 
50 868 DM. 

Funds teile: MAT B 85 
Dokument 101 
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1991 

► Schreiben von der Internationalen Beratungs- und 
Vertriebsgesellschaft mbH an die Liquidatorin der 
Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. vom 3. Januar 
1991 

Das Schreiben betrifft die Kündigung einer Nutzungs- 
vereinbarung vom 13. März 1990. 

Fundstelle: MAT B 85 
Dokument 102 

► Beschluß des Bundesverfassungsgerichts — II BvR 
1616/88 — zur Verfassungsbeschwerde des Werner 
Schwarz gegen das Urteil des Bundesgerichtshofs 
vom 22. September 1988 — IX ZR 263/87 — vom 
9. Januar 1991 

Die Verfassungsbeschwerde von Werner Schwarz 
wird nicht zur Entscheidung angenommen. 
Dokument 103 

► Notarielle Erklärungen von Hans-Jürgen Schwaß, 
Karlheinz Näcke und Hans Kopmann vom 25. Januar 
1991 

Das bestehende Treuhand Verhältnis wird unter völli- 
ger Entlastung des Treuhänders Hans- Jürgen Schwaß 
mit sofortiger Wirkung aufgelöst. 

Fundstelle: MAT B 85 
Dokument 104 

► Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages über die Rechtswirksamkeit 
des Erwerbs von Antiquitäten in der ehemaligen DDR 
vom 10. Dezember 1991. 

Fundstelle: Mat D, Bd. 2 
Dokument 105 

► Undatierte Dokumente 

► Bericht über die Firma Kath 

Das Ministerium für Außenwirtschaft beabsichtigt, 
das Geschäft der Firma Kath zu übernehmen. 
Fundstelle: MAT A 121, BKK, Bd. 808 
Dokument 106 

► Vereinbarung zur Verwertung eingezogener Ge- 
genstände zwischen dem Ministerium des Innern und 
dem Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung 

Die Vereinbarung umfaßt die Verfahrensweise zur 
Verwertung eingezogener Gegenstände, die sich im 
Bereich des Ministeriums des Innern befinden. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 46 b, S. 407 ff. 

Dokument 107 

► Bericht zur perspektivischen Entwicklung des AHB 
Kunst und Antiquitäten GmbH bis 1995 
Finanzquellen und Absatzlinien werden erläutert. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 43 a, S. 44 ff. 

Dokument 108 

► Schreiben von Joachim Farken an Manfred Sei- 
del 

Das Schreiben betrifft die Mitwirkung des VEB (k) 
Antikhandel Pirna bei Haushaltsauflösungen. 
Fundstelle: MAT A 125, Bd. 45 b, S. 39 
Dokument 109 


Erläuterungen zu den Fundstellen 

► MAT A 5, 2 Js 7/90, ORG 

Akten der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht 
Berlin; Ermittlungsakten 2 Js 7/90 (Sammelverfahren 
Kommerzielle Koordinierung). 

► MAT A 5, 2 Js 7/90, Bewo 

Akten der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht 
Berlin; Beweismittelordner 2 Js 7/90 (Sammelverfah- 
ren Kommerzielle Koordinierung). 

► MATA 12 

Übersendungsschreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 30. Juli 1991: Akten des Ministeriums 
der Finanzen der ehemaligen DDR. 

► MATA 52 

Übersendungsschreiben des Bundesrechnungshofes 
vom 3. September 1991: Unterlagen der Staatlichen 
Finanzrevision der DDR. 

► MATA 71 

Übersendungsschreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 17. Oktober 1991: Akten des Ministeri- 
ums für Außenhandel (MAH) der ehemaligen DDR 
aus Beständen des Bundesarchivs — Außenstelle 
Coswig — („Coswig- Akten"), hier: Akten der Haupt- 
abteilung II, Bände 725 und 728. 

► MATA 77 

Übersendungsschreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 24. Oktober 1991: „Coswig- Akten"; 
hier: Hauptabteilung II, Bd. 719 (Kunst und Antiquitä- 
ten, KuA). 

► MATA 98 

Akten des Bundesministeriums der Finanzen vom 
9. Dezember 1991: Schriftstücke der Bezirks Verwal- 
tung Rostock zum Vorgang Dieter Möller. 

► MATA 105 

Akten des Ministeriums der Justiz des Landes Sach- 
sen-Anhalt, Magdeburg vom 3. Januar 1992: Akten 
der Staatsanwaltschaft Dessau betr. Zollstrafverfah- 
ren Jürgen Wurm. 

► MATA 121 

Akten des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR vom 
19. Februar 1992: Akten aus dem Bestand der Arbeits- 
gruppe BKK des ehemaligen Ministeriums für Staats- 
sicherheit. 

► MATA 124 

Unterlagen der Senatsverwaltung für Finanzen, Ber- 
lin vom 13. Februar 1992: Fahndungsakten Dr. Peter 
Garcke. 

► MATA 125 

Akten des Bundesministeriums der Finanzen vom 
17. Februar 1992: Akten aus dem Bestand des ehema- 
ligen KuA-Lagers Mühlenbeck. 

► MATA 130 

Unterlagen von Prof. Dr. Wolfgang Vogel vom 21. Fe- 
bruar 1992: Handakten aus dem Bestand der Rechts- 
anwaltskanzlei Prof. Dr. Wolfgang Vogel. 
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► MAT A 142 

Akten des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR vom 
9. April 1992: Akten der Arbeitsgruppe BKK des 
ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit und 
Personenakten. 

► MAT A 148 

Akten des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR vom 
28. April 1992: Akten der Arbeitsgruppe BKK des 
ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit und 
Personenakten. 

► MAT A 180 

Unterlagen der Senats Verwaltung für Finanzen, Ber- 
lin: Steuerakten Ehepaar Lange. 

► MAT B 34 

Unterlagen des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 30. August 1991. 

► MAT B 53 

Unterlagen von Dieter Marklein: 

Dokumente betr. Tausch von Antiquitäten gegen 
Kraftfahrzeuge. 

► MAT B 78 

Abschlußbericht der Kommission zur Untersuchung 
von Kunstverkäufen der Staatlichen Kunstsammlun- 
gen Dresden vom 11, Juni 1990. 


► MAT B 85 

Unterlagen von Horst Plokarz (Liquidator KuA) vom 
23. März 1992: Schriftstücke betr. Verkaufserlöse 
Internationale Beratungs- und Vertriebsgesellschaft 
mbH 1990, 

► MAT B 107 

Unterlagen des Bundesbeauftragten für die Unterla- 
gen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR vom 7. September 1992: Dienstanweisung 
Nr. 1/89 vom 4. Januar 1989, 

► MAT D 

Ausschußinteme Dokumentation. 

Die Abkürzung MAT A verweist auf Materialien, die 
vom 1. Untersuchungsausschuß „Kommerzielle Koor- 
dinierung" auf der Grundlage eines Beweisbeschlus- 
ses beigezogen wurden. 

Die Abkürzung MAT B verweist dagegen auf Mate- 
rialien, die ohne Beweisbeschluß in die Arbeit des 
1, Untersuchungsausschusses Eingang fanden. 

Die Abkürzung MAT D verweist auf eine ausschuß- 
inteme Dokumentation. 

Die Abkürzungen ORG (Organisation) und Bewo 
(Beweismittelordner) beziehen sich auf die Akten der 
Staatsanwaltschaft beim Kammergericht Berlin. 
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4. Wissenschaft und Kultur 


Blatt 1 


■ • C 'ft.lt H. 1-1 t 73. **d*rt*) 


Verordnung 

zufn Sdiutze de* deutschen Kunstbesitzes and des Besitzes 
an wissenschaftlichen Dokumenten und Materialien 

rom 2. April 1953 
(CBL 1522; Bcr. 1576) 

Ld.F. des Anpa— un g s g cs ctz es rom 11. Juni 1966* 

(CBL 1 £ 242; Ber. GBL II S. 827) 


Genehmig u n gspfl ldit für die Ausfuhr 

Die Ausfuhr ron Kunstwerken und ron wissenschaftlichen Dokumenten und 
Materialien ron allgemeinem kulturellen Wert oder tou Gegenständen roo be- 
sonderer historischer Bedeutung aus der Deutschen Demokratischen Republik 
darf nur erfolgen, wenn eine Genehmigung nach den Bestimmungen dieser 
Verordnung erteilt Ist. 

I 2 

Geschützte Kunstwerke, wi ss enschaftliche Dokumente und Materialien 

(1) Kunstwerke Im Sinne der Verordnung sind: 

a) Autographen. Einzel- und Erstausgaben der Werke ron Schriftstellern. 
Dichtern und Komponisten des In- und Auslandes. Nadilaßbibliotbeken 
hervorragender Künstler und Einzelstücke aus ihnen, 

b) Architekturpttne, ArchJtekturmodelle und Architekturstüche, 

c) Plastiken. Gemälde. Zeichnungen, Druckgraphiken. Holzschnitte. Kupfer- 
stiche. Radierungen, Lithographien ron Künstlern des Zn- und Auslandes, 

4) alle sonstigen Gegenstände ron künstlerischem Wert, insbesondere Gobe- 
lins, Teppiche. Stickereien. Spitzen, alte Gewebe und Möbel sowie künst- 
lerisch wertrolle Gegenstände aus Porzellan. Keramik. Glas, Leder, Stein. 
Edelstein. Metallen. Holz und Elfenbein, 
e) Musikin strumen te ron namhaften Meistern des In- und Auslandes (rgl. 
Anlage). 

(2) Wissenschaftliche Dokumente und Materialien ron allgemeinem kultu- 
rellen Wert im Sinne der Ve r or dn ung sind; 

a) Einzel- und Erstausgaben der Werke ron Gelehrten des In- und Auslandes, 
mittelalterliche Handschriften. Inkunabeln. Autographen, wissenschaftlich 
bedeutende Handschriften aus neuerer Zeit sowie alle bibliophil ausgestat- 
teten Druckerzeugnisse, 

I. Dvd 2)ff. I ft«r AbJ> 9 « m G tm t t tm A apow n f StrWWtf— wwfm «nft Ord wif w o rf» 

ki t tomya — Anwnrfmtt — 11. ft. IMS (CM. I 5. 242 1 Ber CBL H S. CT). 

K/tVVl. vwtf« J ft mit Wirk«** ««• 1. 7. ISftf »n 9 ^aH 


K artrtM Ser C mW . 4M. 


b) Nachlaßbibliotheken herrorragendcr Wissenschaftler u *d Einzebtücke aus 
ihnen. 

(3) Gegenstände ron besonderer historischer Bedeutung unterliegen dem 
Schutz wie Kunstwerke und wissenschaftliche Dokumente und Materialien. 


Geaehmjgungsrerfj a h ren 

(1) Über die Genehmigung gern äß § 1 und § 2 Absätze 1 und 3 entscheidet 
die Staatliche Kommission tür Kimstang elegenheiUn*. die das Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten ron ihren Entscheidungen Io Kenntnis setzt Der 
Cenehmigungsantrag ist über die Abteilung tut Kunst und kubscreUe Massen 
arbeit 3 des Rates des Bezirkes zu leiten. Die Staatliche Kommission tür Kunst- 
angeleg enheiten soll ror ihrer Entscheidung Sachverständige, in den Fällen 
des § 2 Ab«. 1 Buchst a auch das Amt für Literatur und Verlagswesen, in den 
Fällen des 5 2 Abs. 3 das Museum für Deutsche Geschichte anhören. 

(2) Über die Genehmigung gemäß $ 1 und $ 2 Abs. 2 entscheidet das Staets- 
sehretariat tür Hochschulwesen, dem Anträge unmittelbar zuzuleiten find. Es 
soll ror seiner Entscheidung Sachrerständige hö r e n und setzt sodann das Mini- 
sterium für Auswärtige Angelegenheiten In Kenntnis. 

(3) Die Genehmigung Ist zu rersagen. wenn die Verbringung des Kunst- 
werkes oder der wissenschaftlichen Dokumente oder Materialien oder der 
Gegenstände ron besonderem h i sto ri schen Wert aus der Deutschen Demokra- 
tischen Republik die Gefahr eines Verlustes für den nationalen deutschen 
Kunstbesitz oder die deutsche Wissenschaft mit tkh bringen würde. Die Geneh- 
migung kann ron Auflagen abhängig gemacht werden. 

5 4 

Gesetzliches Vorkaufsrecht 1 * 

(1) Der Deutschen Demokratischen Republik steht Im Falle der mit einer 
Ausfuhr rerbundenen Veräußerung eines Kunstwerkes oder ron wissenschaft- 
lichen Dokumenten und Materialien sowie ron Gegenständen ron besonderer 
historischer Bedeutung ein Vorkaufsrecht zu. das innerhalb einet Vierteljahres 
nach Eingang des Auaf uhrantrages geltend gemacht werden muß. 

(2) Ober die Ausübung des Vorkaufsrechtes entscheidet ln den Fällen des 
§2 Absätze 1 und 3 die Staatliche K ommi ssion tür KunstangtlegenheiUn, in 
denen des 5 2 Abt. 2 das Staatssekretariat tür Hochschulwesen. 


1. v?l. Hmt t.DI«wl ft. 1753 (CBI. S. 923). G/^lft BL 3. I. V. «KlDt tm 
(CBL 3. MJ>. C 4 If BL ft. 

2. Jrtsti Mlnt#*H«m fftr Kalt«. 

3. Jftiti Akt. fftr Rahw, 

4. Dl? Aafftbm ft« ftamaftfrn An*»« (Sr UhntNr «ft Vtrtftwtaf werft«« fHxt «•*• I 
(Qr Kult« wahr*« — «■*«». 

5. Jetrti Mlftli M« (Sr Modi* vft ft fti ftti«*)*. 

6. B«ri<fctl«t ftittll CBI. 1fS3 S. 57ft. 


034) 


Dokument 1 




Vo. Bildung 


fi/4/1 


4. 


Wissenschaft, und Kultur 


Blatt 2 


§ 5 * 

Gebühren 

(1) Die Staatliche K omm ission für KunstaatgelegenheiUn, das Staattsekrt&a* 
riet lür Hochschulwesen und die Rite da* Bezirke Manen für die Erteilung 
der Ausfuhrgenehmigung eine Gebühr fai der Höbe von t bis 3% des Schätz- 
wertes des ausznfflhrenden Ge gens t an des erheben; die Erteilung der Genehmi- 
gung kann von der vorherigen Zahlung der Gebühr abhängig gemacht werden. 

(2) Alle Rosten des Gene hmi g un g s ve rf ahrens, insbesondere die Sachverstän- 
dlgen-Gebühren, trügt der Antragsteller. 


s«* 

Strafbes timm ung en 


(1) Wer vorsätzlich ein Kunstwerk oder wiss e ns chaftliche Dokumente und 
Materialien oder Gegenstände von be s onder er historischer Bedeutung ohne 
Genehmigung (§ 3) ausführt wird mit Geldstrafe. Ver ur teil un g auf Bewihnmg 
oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft 


(2) Der Ver su c h ist strafbar. 

(3) Für die Einziehung von Gegenständen gilt $ 5^ StGB. 1 


S7 

Durchführungsbestimmungen 


Dunhffl hnm gsbesÜmmungen erläftt der Vorsitzende der Staatlichen Kommis- 
sion für KunstangeUgenheüen im E in ve r ne hm en mit dem Staetssekretmiat lür 
Hochschulwesen 


s» 

Ink raf t tr eten 

(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft 4 

(2) Entgegenstehende Bestimmungen treten gleichzeitig a öfter Kraft 


Anlage 

zu 5 2 Abs. 1 Buchst e vorstehender Verordnung 

Ais geschützte Musikinstrumente im Sinne dieser Bestimmung gelten: 

1. alle Instrumente aus der Ceigenbauschule von Bresda. XV L undXVH. Jahr- 
hundert (Caspar da Salo. Giovanni Paolo Maggi ni) • 

2. *Ue Instrumente aus der Ceigenbauschule von Cremen a. Mitte des XVI. 
Jahrhunderts (Andrea Amati. dessen Sühne Antonius und Hieron y m u s. 
Nicola und Hieronymus U AmatL Ca pp«. CeruttL P. A. da tla Costa. Dcco- 
netti. Andrea Guarneri, Pietro Guarneri I und IJ/* Jos. Cuaroeri ftlibs An- 
dreae. P. G. und F. Mantegazza. Montagnana, C. und P. C. Rogeri. F.. C. 
und V. Rugiert Snekler. F. und G.. Ck>v. Carlo und Carlo Antonio Tono* 
nie, Joseph Guarneri des Cesu. Storioni. C G. Testore. Antonio Stradivari. 
T. Balestrieri Carlo BergonzJ. C CamilU. AJessandro GagHono, Lor. Clam- 
battista Guadagninl I und II. Clav. Cuadagnini. Jos. Cuarneri Fit Andrea«. 
V. Pamormo. Presssnda. Omobono und Francesco Stradivari); 

3. alle Instrumente aus der Cdgenbausdhule von Mailand und Neapel. Mitte 
des XV IL Jahrhunderts bis Ende des XVTIL Jahrhunderts (Touaso Eberle. 
Allessandro CagUano. Nicola* Gen na ro, Ferdinando und Antonio GaglUno. 
A. P. und F. Grandno. CiambattisU I und II und Ciov. Crandno. C F. und 
P. A. Laodolfi. CC.,CA.o,P.A. Testere); 

4. alte Instrumente aus der Geigenbauschule von Florenz. Rom und Bologna. 
Mitte des XV IL Jahrhunderts bis Ende des XVtlL Jahrhunderts (F., L. und 
T. Carcassi A., B„ C und C. B. CabrieUi. Clgli Techlcr} • 

ille Instrumente aus der Geigenbauschale von Venedig. Ende des XVTt. 
bis Z Hälfte des XVTIL Jahrhunderts (Dalla Costa, Deconetti. Cöbetti. F. 
und M. CofriUa, Montagnana. Sermfmo Santo); 

6. alle Instrumente aus den f r anzösischen Ceigen bausch ulen (Jaques Boquay. 
N ko las Lubot C F. Gand. J. P. Thibout. Pigue, Gand. P. und H. SHvestre. 
J. B. Vuillaume, G. Chanot, Aug. S. Ph. Bernadel) ; 

7. alle Instrumente der süddeutschen Schule (Jacobus Stainer. Familie Klotz. 
Matthias Klotz. Egküus II Klotz. Pkhtl*. Homst einer. Knilllng. Neuner. 
Matthias Alban!) ; 

8. alle Instrumente der Wiener Schule (Dallioger. Gelsenhof. Loeb. DekJolff. 
Stadlmann. Thier. Familie Homolka, Klingen thaler Geigenbauer Hopf); 

9. alle Instrumente aus der norddeutschen Schule (Joachim Tictke. DSehl). 


1. VgL kfcmi $ 3 *r 1 Dl w I. C 1*94 (GBL S. SO). <VV« 4. 

2. § 4 «rtfeft 4M Mer »t ft fa AU fcw t mit Wirk wnq *oa I. 7. tSOI M ZHL 4 4er AaUg 

wA Gr**ta nv AapMwif SU 4W ffi w w w fti wmd Orrfwiavrfliai— uw • .rtng— *ngi 

r*rt« - vom I«. «. I 9 «e (GBl. 1 S. 7 «3i Brr. GBl. U S. BZ7). M/7* 2/1. 

3. Wa/l. 

4. 13.4.1*0. 
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Erste DtuxhfU&riixig^ 

rar Verordnung ran Schutze des deutschen Kumtbesitzes 
und des Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und Materialien 
Vom 2. April 195$ — GBL 53/523 
(GBL Nr. 46 vom 13. April 1954) 

Batd(Sati|li 

(A/Wf) ^ 

T*m T. Imv SU — OBL ies 
(CBL KT. I Tota IX Januar 1*94) 

B er Od afctoU gt and «nrthtteOend auf BL 4 abg c dr ud t t ! 



Tarn L M OH — OH, IVM 
(OBL ffr. 0 van IX Jam OH} 


Auf Grund des « 7 der Verordn«* vom X April 1951 (GBL&522)') 
wird folgende s be stimmt ; 



DFB | 1 

Antrftg* auf Genehmigung zur Ausfuhr von K unstwerke n nach f 2 
Aba.1 der Verordnung 1 ) werden bei den Abteilungen für Kunst und 
kulturelle Massenarbeit*) des Bezirkes vorgeprüft*). 


LDFB | t 

(1) Die Vorprüfung*) wird in den FUlen des f 2 Abs. 1 der Verordnung 1 ) 
durch den Leiter der Abteilung für Kunst und kulturelle Massenarbeit*) 
oder einen Vertreter unter Hinzuziehung von Sachverständigen vor- 
geno mm en. 

(2) FUlt der Geg e nsta nd, dessen Ausfuhr beantragt wird, nach dem 
Sachverständigengutachten nicht unter die Bestimmungen der Verord- 
nung, so stellt der örtlich zuständige Kat des Bezirkes die Genehmigung 4 ) 
aux 


LDPD« 1 

(l) In den F5Hen des I 2 Aba. 1 der Verordnung 1 ), ln denen ein wesent- 
licher künstlerischer Wert vorhanden Ist oder vermutet wird, leiten die 


0 Vorstehend. abgc drudtt 

>) GemlS f 9 Ata. I dar (A/WM) TO vaaa X Jturasr 1994 (OBL H*S) Ober <Ü « 
Bittang eines KSnlateriuxna für Kultur dar Dwl ttwn Demokrm tla dfra n Republik 
u ui d an mH Wirku ng v om 7. Januar W44ta beiden JUten der Bezirk» bes tehen den 

gewandelt 

*) Daren f 1 dar anschließend ebg ednxJcten X DFB wom L Jan! 1994 (GBL 949CJ) 
we r d e* dl# Letter dar Abtaltaagaa für Kaltur dar Kita dar Bazirica emftchdgt, 
*nrt er Ihrer Anleitung und Kontrolle die AbteQaagua für Kultur dar Kita dar Kreta«, 
d denen die personellen Vorauaaetxungaa bea te ben, utt der Dudfütewf dar Vor- 
prüf ung zu be a uftragen 

0 fm litawa dar Cbe ttragua g der Vorprüfung frgL F ÜHta *D wird a«d dl# 
Oauahataguug von dem MM daa K r e ta m erteilt 



Kartefbutfi dar Gesetz* der Bea t s e h en Demokratischen Republik 


TI Nachtrag TXT 


Kommission für Kunstangelegenbeiten*) weiter*). Ebenso Ist zu verführen, 
wenn Gegenstände betroffen sind, die eine besondere historische Be- 
deutung haben oder bei denen diese vermutet wind. 

(2) An trüge auf Genehmigung zur Ausfuhr von wlaaenachafülchen 
Dokumenten und Materialien nach | 2 Aha. 2 der Verordnung 4 ) sind stets 
unmittelbar an das Staats sek re ta riat für Hochschulwesen zur Entscheidung 
zu richten. 

(2) Die Genehmigung einer Abteilung -für Kumt und kulturelle Massen- 
arbeit') der Mte der Bezirke oder die Ausfuh rg en ehm igung der Staat- 
lichen Kommission für Kunstangelegenbeiten*) oder des Staatssekretariats 
für Hochschulwesen entbindet den Ausführenden nicht von der Ein- 
haltung aller sonstigen bestehenden Ausfuh rb est imm u n gen, Insbesondere 
auch nicht der Verordnung vom 31. Jtanoar 1951 über die Einführung des 
neuen Außenhandels- Verfahrens fC^r Export (GBL S. 57). 

Berlin, den 2. April 1953 

Staatliche Kommbdoo für rwiwtOTgelrgonfirtfcw 
Hol tzhauer 
Vorsitzender 


l) OomAS | 9 Ata. 1 der (A/WW) TO vma X Jmr 994 (OBL IVB) über dta 
Bildung eines K totat er lta ns für Kultur der De ut sch en Demofcrsttahea Republik 
m m 4 mm mit Wirkung von X Juratr 1994 SU M den Riten der Beztrk» bestehenden 
Atadtagf« für Km «ad k al ter «ne iti ta ASiSTNmf ■ für K*k*r am 

i) OeonftS « I Abs. 9 tar CA/Wlf) TO wa X J anu ar 994 (OBL 94dS Ober dl« 
Bildung eines M tatatsrtu ms für Kultur der Deutschen Pe m o krsU smen Republik 
wurde* mit Wirkung vom 7. /sauer 994 dta Aufgaben und Einrichtungen der 

St« et Hebe* KmubMoi für Kuwelengelecuntaegta* vo* Ktalftadni für Kultur Über» 

i) Rnte te bem bei der Vorprüfung durch 4ta Abteilung für Kultur tata tta des 
Kreta«* (TgL Fußnote »p tra Hlnbtttc aut den kflnettertadbea Wert des Kunst- 
werkes Bed en k e n gegen die Erteilung der Genehmigung, s# tat der Antrag mit 
Stellungnahme sa die Abteilung für Kaltau des Rates des Beckes weite r » 

Vermag auch die Abtrffvttg für Kultur dm Rates dm Buzirkae nach erneu te r 
Prüfung keine Genehmigung n erteile*, tat der Antrag mit Gutachten dem 9 0* 1 
•ter für Kultur vsrsu l egea 
t) Vorstehend abgedmekt 


VZB Deutscher Zentralverlag, Berti* 


LlX-fCX 1 SW94 — lAbVI 



VOLK!. ILDUNO 

4. 'IS. ^kbMtt und Kultur 
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I Blatt 4 


Zweit« Durchführungsbestimmung 
m Verordnung zum Schutze da deutschen Kunst- 
t ai tm und des Besitzes an wis s ens chaftlichen 
Dokumenten and Materialien 1 

Tom L'JanilfM — GBL9V593 
(GBL Nr. 99 roml9. Juni 1954) 

» AatGr mdd w d 7 de r Ter atom twi kApdimanMitota 

menten and Materialien «2BL a. ***>■) wM In Abfederung and Brgfeanng 
der Braten Durchfühnmg tbesnainiun g tob« X April 1353 (CBtt.S»B23)*) and 
ha E la > er o et uu en. mit den SluMntuM für Bwtwlwlw— 'Mpe- 
des batont: 

tont« i 

'* * (1) Die Leiter der Abteilungen für Kalter der Rite der Bezirke werden 
ermächtigt, unter Ihrer Anleitung und Kontrolle die Abteilungen für 
Kultur der Rite der Kreise, bei denen die personeüeir Vor au s s etzungen 
bes t ehen, mit der Durchführung' der Vorprüfung nach 1 1 und I 3 Aba. 1 
der Ersten DurcbfQfamngsbestlnunung Tom 3. April ltSS’) — tan folgenden 
Ente Durchführungsbestimmung genannt — zu bea uftrag en. Die Regelung 
Ist ln. den Kreisen bekenn tzumachen und dem Ministerium für, Kultur 
mitzuteilen. 

(2) Im Rahmen der Obertr a g u ng der Vorprüfung wird auch die Ge- 
nehmigung nach | 2 Aha. 2 der Enten Durchführ u ng sb estimmung*? von 
dem Rat dea Kreises erteilt f 3 Abs. 3 der Enten Durchführungsbestim- 
mung*) gilt entsprechend. 

3. DFB | f 

(1) Entstehen bei der Vorprüfung Im Kreis Im Hinblick auf 9. 3 Aba. 1 
der Enten Durchführungsbestimmung*) Bedenken-gegen die Erteilung der 
Genehmigung, so Ist der Antrag mit Stellungnahme an 'die Abteilung für 
Kultur des Rates des Bezirkes weiterzuleiten. 

(3) Vermag diese nach e r ne u ter Prüfung ebenfalls keine Genehmigung 
nach | 2 Abs. 2 der Enten Durchführungsbestimmung 1 ) zu erteilen, so 
legt sie den Antrag mit Gutachten dem Ministeri u m für Kultur tot. 

2. DFB | 3 

Soweit die Rite der Kreise nach dieser Durchführungsbestimmung Ge- 
nehmigungen erteilen, sieben Ihnen auch die Gebühren- und Kostenrechte 
nach | 9 der Verordnung Tom X April 1093*) zu. 

XDFB |-4 

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Verkündung*) in Kraft 
Berlin, den l.Juni 1P94 

Ministerium für Kultur 
Dr. Becher 
Minister 



I) Vorst ehen d afegedrurict 
*> H. Juni m 




Dokument 2 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES DER DDR 

Verfügung Nr. ...t./J.?.... ,...1972* 
vom «4 »•»«• 


Auf der Grundlage des Beschlusses des Präsidiums dos Minister- 
rates zur Zahlungsbilanz 1973 verfüge ioh: 

I. 

1. Aus dem staatlichen Fundus sind Antiquitäten und Museums- 
bestände für den Export in das NSY I in Höhe von 

55 Mio VM, 

davon zv/eokgebundon bis zu 5 Mio VIA 
fUr den Neuankauf von Antiquitäten 
und Kunst gegen ständen 

1973 zur Verfügung zu stellen und dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung des Ministeriums für Außenwirtschaft zum 
Export an zubio ten. 

Vorantu . : Minister für Kultur 

Vorsitzende der Räte der Bezirke 

2. Zur Unterstützung der Durchführung der vorgesehnnen Exporte 
von Antiquitäten und Kunstgegonständo sind dem Minister für 
Kultur nach Erfüllung der gestellten Aufgabenstellung in 
Höhe von 50 Mio VM bis zu 10 # des Y/ertos der für den Export 
bereitgestellton Exponate für Nouankäufe von wertvollen 
Antiquitäten und ICunstgegenständen aus dem NSW für staatliche 
Museen und Arohive bereitzustellen. Diese Mittel sind auf das 
folgende Jahr übertragbar. 

Verantwl : Minister für Kultur 

Stellvertreter dos Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereioh Kommerzielle Koordinierung 
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3* Zur Sioherung des nationalen Kulturerbes sind alle Exponate 
mit einem Wert von Uber 200 TVM und Ob^elcte mit besonders 
kulturhistorischer Bedeutung listenmäßig zu erfassen und 
einzeln duroh den 1, Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Minist errat es, Gen. Sindermann, für den Export freizugeben. 

Antiquitäten und Museurasbestände, die nicht in diese Kategorie 
fallen, sind eigenverantwortlich. duroh den Minister für Kultur 
bzw. seinen Bevollmächtigten fUr den Export anzubieten. 

Verantw. : Minister für Kultur 

4. Zur Durchführung dieser Aufgabenstellung ist ein Bevollmächtig- 
ter des Ministeriums für Kultur einzusetzen. Im Zusammenwirk 
mit dem Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, Be- 
reioh' Kommerzielle Koordinierung, ist er bevollmächtigt, im 
Aufträge des Vorsitzenden des Ministerrates mit den Vorsitzen- 
den der Bäte der Bezirke, den Direktoren der staatlichen IAusee) 
und ArohiVe der DDR Vereinbarungen zu treffen, die die Erfül- 
lung dieser Verfügung gewährleisten • 

5. Zur Durchführung der Maßnahmen wird dem Bevollmächtigten des 
Ministeriums für Kultur ein zweckgebundener Prämien- und Ver- 
fügungsfonäs ln Höhe von 100 TM zur Verfügung gestellt. 

Verantw. : Minister der Finanzen 

Bevollmächtigter des Ministeriums für Kultur 

6. EUr die Abwiolclung des Exports von Kunstgegenständen im Bahrov*± 
der Verfügung wird ein dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
des Ministeriums für Außenwirt sohaft unterstellter Betrieb 
eingesetzt. 

Verantw.: Stellvertreter des Ministers für Außenwirt sohaft , 

Bor ei oh Kommerzielle Koordinierung 

7. Die notwendige Markfinanzierung erfolgt durch den Minister 
der Finanzen. Die Abführung der Valutamittel erfolgt duroh 
den Bereioh Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für 
Außenwi rt soha ft an den Minister der Finanzen zu Gunsten der 
'Zahlu ngsbilan z 1973 . 
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Diese Mittel sind, soweit r: io Museen und Sammlungen Übergeben werden, 
auf das folgende Jahr über tragbar. 

Verantwortlich : Minister d-»> }*j i tanzen 

Stellvertreter den Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereich Kauuerzielle Koordinierung 


II. 


1. Durch dein Ministerium für Kultur sind in Zusammenarbeit mit dem Verband 
Bildender Künstler Werke der zeitgenössischen Malerei f Grafik, Plastik 
und des Kunst handwerks für den Export in das NSW anzubieten. 

Verantwortlich : Minister für Kultur 

2. Als materieller Anreiz ist 

a) bei Angeboten entsprechend Pkt. 1 ein Valutaanteil in Höhe von 15 % 
dem Verband Bildender Künstler zum Ankauf von Künstlermaterial und zur 
Finanzierung von Studienreisen zur Verfügung zu stellen. Notwendige 
Regelungen sind durch die zuständigen staatlichen Organe zu vereinbaren 

b) Beim Verkauf aus Einzel- oder Gruppenausstellungen bildender Künstler 
wird dem beteiligten Künstler di.rekt ein Valutaanteil in Höhe von 15 % 
zur Verfügung gestellt. 

Verantwortlich : Minister für Kultur 
Minister der Finanzen 

3. Im VEB Münzp ist eine Spezialabteilung zur Herstellung von Nachprägungen 
bzw. Nachbildungen alter Münzen einzurichten und die Herstellung alter Mür 
für den Export zu organisieren. 

Verantwortlich : Minister der Finanzen 

Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft,' 

Bereich Komnerzielle Koordinierung 
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Duroh das Ministerium der Finanzen ist in Zusammenarbeit mit 
dem Ministerium für Kultur die Erfassung und Aufbewahrung alter 
Stempel bzw. Prägestüoke alter Münzen aus der Zoit vor 1933, 
die sioh gegenwärtig in Museen, Kunstsammlungen, Archiven und 
verschiedenen Einrichtungen befinden, zu organisieren. Auf 
der Grundlage dieser Erfassung sind regelmäßig Angebote de6 
YEB Münze an den Beroioh Kommerzielle Koordinierung für den 
Export alter Münzen zu unterbreiten. 

Verantw. ; Minister der Finanzen 
Minister für Kultur 

w Die Valutaeinnahmen sind der Staatsdevisenreserve duroh den 
Bereioh Kommerzielle Koordinierung zuzuführen. Notwendige 
Marlcf inanzi erungen stellt der Minister der Finanzen zur Ver- 
fügung. 

Zur Durchführung dieser Verfügung sind zwischen den beauftragten 
staatlichen Organen Vereinbarungen abzusohließen. 

Verantw. : Minister für Kultur 

Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
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Verteiler? 


1. Vorsitzender des Ministerrates, Gen. Stoph 

2. Erster Stellvertreter dos Vorsitzenden des Ministerrates 
Gen» Sindermann 

3. Minister für Kultur, Gen» Gysi 
4» Minister der Finanzen, Gen. Böhm 

5» Minister flir Außenwirtschaft, Gen. Söllo 
6. Stellvertreter des Ministers flir Außenwirtschaft, 

Bereich Kommerzielle Koordinierung, Gen. Br. Schalolc 
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Dokument 3 


«fcffUublglc Abschrift 
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Verhandelt 


in io Berlin V UyrintfOnwe# 21 , am 2o« Februar 1973 
wohin sich der Hotar auf ürauohen behoben hatte« 


de* Staatlichen Notariats 


Vor dem Notar 

Sabine Rernaenn 

von ÜroO-Berlia in lo2 Berlin, Littenatr «12*15 
Klote» ' 


erschien ««heute » X« Her/ BiOteT ü h l i ß, 

wohnhaft in 113 Berlin» Bankwortatreöe 16» 

aua^ewieoen duroh Vorlage doa FA fUr BUr^er 
der DDR Hr#v o58 13 43 

2« Herr Höret Sohuotor» 

. wohnhaft ln 115 Borlln, HunuolatraDe 12, 

aue^owieoen duroh Vorle*,« dea PA für Bürger 

dor BBlt !lr«xv ©o 88 39o 

. « 

Bio kreohienenen erklärten dato ifotar, daß eie nur QrUndun^ 
der sUiuot und Antiquitäten GmbH • Internationale Geoell- 
aohaft fUr den Import und Import von kunetuononetänden 

und Antiquitäten • auewaroenjekorarjon sind* 

Bleaes vorauoüeaohickt» aohlooaen aio den neohfolgenden 




lK«i »Nr ft: 0? |»t ctoVo!!!>crcfut9>!ii8 


W* I5 f>nn-«73J 






ER 

GESELL SC HAFlYvERTR AG 
5 1 

01« n e »h ei « W e n de n Personen* 

Klous- 

1. Herr^Jleter Uhllg 

wohnhaft In 113 Berlin, Dankwortstr. 16 

2. Harr Hont Schütter 

wohnhaft' in 115 Berlin, Humroelstr. 32 

errichten unter der Flrmo 
Kunst und Antiquitäten GmbH 

Internationale Gesellschaft für den Export und Import von Kunstgogenctünden 
und Antiquitäten 

«Ino Goto II »ohaft mit beschränkter Haftung. 

Dl« Gosolischoft hat ihren Sitz In 102 Berlin, Rosenthal er Str. 40/41 


$2 

Aufgaben der Gosolischoft 

Export und Import von Kun$tgegei*tttnden und Antiquitäten oller Art. Anbahnung 
und Durchführung von Geschäftsoperationen, dl« der Gesellschaft direkt oder 
Indirekt für dort loh sein kennen. 


§ 3 


Stommkopltel 


Dos Stammkapital der Geeellsohaft betrügt 250.000, - M der Staatsbank der DDR 
In Worten (Zwelbundertfünfxlytousend) 

von die s em Stammkapital werden von den Gesellschaftern folgende Anteile elnge* 
brochti 
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Klous- 

1. Herr Sieter Uhltg 150.000,- M (l.W. ElnhundertfUnfzi 0 *M' MM f) 

2. Herr Herst behoster 100.000,- M (I.W. ilnhundorttousood) 

Dl« Stommelnlagen werden wlort In Geld gezahlt. 

Dl« Gesellschofterontelle dürfen ohne Zustimmung der Gesellschofterveneemilung 
weder verdüstert noch belastet werden. 

§ 4 

No ohsahuBpf licht 

Die Gesellschaft kann Uber dl« Stommelf)iogen hinaus nur nochmals bis zur Höhe 
der übernommenen Stommelnlag« von Jedem Gesellschafter Nochsohüsse verlangen. 
Dl« Einzahlung der Nachschüsse hat nooh dem Verhältnis der Gesellschaftsanteile 
zu erfolgen und beaorf der Beschlussfassung der Gesellsehafterversammlung gemäß 
§7. 

Den Gesellschaftern Ist eine Frist von 2 Monoten seit Anforderung der Nochsohüsse 
zur Einzahlung zu gewahren. 


55 

Qeschoftsdouer und GeschOfttlohr 

Die Dauer des Unternehmens Ist unbestimmt. 

Dos Geschäftsjahr Ist das Kalenderjahr. 

Das erste Geschafts|ohr tauft von der Eintragung In das Handelsregister on und 
endet om 31. Dezember 1973. 


§ 6 

Organe der Gesellschaft 
Organe der Gesellschaft sind« 

1. Die Geselischoftervereanvnlung 

2. Der Haupt geschoftsführer und ein oder mehrere Geschäftsführer. 

§7 

Gesellschofterversommlung 

Der Beschlussfassung der Gesellsehafterversammlung unterliegen htbesonderei 
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o) dl« Festlegung «k*r Jahreiblloruc 
k) dl« Dispositionen Uk«r dm Rilngtwlnn 

c) dl« Anfecderungen von Einzahlungen ouf di« Stommelnloge« 

d) dl« Anforderungen und Rückforderungen von Noohschüssen 

•) dl« keitolliwig und Abberufung des HouptgeschdftsfUhrers und der Geschäftsführer 
sowie deren Entlastung 

f) dl« Gellendmochung von Ersatzansprüchen, welche der Gesellschaft ovs der Ge- 
schäftsführung gegen den Houptgesehttftsführer oder die Geschäftsführer zuilehen 

g) die Abänderung de» Gesell ichoftervertroges und die Auflösung der Gesellsohaft 

h) dl« Errichtung von Zweigniederlassungen und Beteiligung on anderen Unternehmen. 

Ein Beschluss der Gesellschafterversommlung kommt mit Autnohme der Fälle, In 
denen da* Geietz eine drelviertel Mehrheit vorschreibt, durch einfoche Mehrhell der 
obgegebenen Stimmen z in tan de. 

Je 10.000, - Mark eine« Geschäftsanteile* gewähren dem Gesellschafter eine Stimme. 

S B 

Im Rechtsverkehr wird die Gesellschaft durch Om» HauptgeschäftifUhrer uod^ elnen 
oder mehrere Geschäftsführer vertreten. Vom HauptgeschäftsfUhrer können Prokuristen 
bestellt werden. 

Die Vertretungsbefugnls steht dem HauptgeschäftsfUhrer und Jedem Geschäftsführer 
olleln zu. 

Bestellte Prokuristen zeichnen In Vertretungd>efugnis |e 2 Prokuristen gemelnsom. 

19 

Einberufung der Gesellschaftorversommlung 

Zur Einberufung der Gesellschofterversoounlung sind berechtigt! 
o) der Hauptgeschäftsführer 

b) der Geschäftsführer 

c) die Gesellschafter, deren Geschäftsanteile »findest der Hälfte des Stammkapital 
entsprechen. 

Der Form der Einberufung noch 5 51 GmbH-Gesetx bedorf es nicht. 

Die Gesellschoftervsrsommlung fl«*det ln der Regal om Sitz der Gesellschaft Statt . 
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‘i--.iedc' :! o»t M,9\ -.co 1 in; t . .|, * 


GowinnlytoUlguna und Liquidation 


• • »■' .«ov 


Ub«r di* Hdb* d*r zur Auuohlung b*longond*n Reingewinn# on dl* Geoelirahofter 
wkd dl* G*»*lUeWt*rv*fKimmlung^|ÜMl«h noeh Fetfdellung der Jo lt rwb il or tt 
betehll*»«». Dl* Gewinnbeteiligung 6m *inx*ln*n Gewlbohofter rieht* rieh 
fto«K d*r Hdh* d*r ti ld* htt fteo <u * t1 *t‘ iv ~ : *- *•>' v - 

Dl* Gotelltehofter können be—hllt— n, do8 6m gmomfr Reingewinn ol» fteeorv* 

In der Gerat Uohoft verbleibt. 

Im Fall* d*r Auflösung d*r GeralUehof I erfolgt di* Liquidation duroh *in*n durah 
di* G*rall*ehofl*rv*f*ommlung zu beethnmonden Uqvidoto*. 


Vorstehend* Verhandlung wvnd * /Sfr Emehteneoen uorg*l*Mn, von Ihn**» genehm ig» 
und wl* folgt eigenhändig untenehri*b*oi 


gex* Dieter Uhllg 

ge», Hem» Sehrater 
g*z. Hertmann, Notor 


Kostenrechnung« 

W*rt> 250.000/00 Mo 

‘ Geb.gem. J4 2*. * 392,00 M 

• *.. } 4e,eo M 

to/oo M 


452,00 M 


U. 

»ohv 
ui)d An\. 


Dieeoo VOi*OUO c 



lU'i *Nr 25 1 C. 


^ ot üi uck'l.c Uvi-t 1* ^ bps • tt.U. i ». 
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Dokument 4 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 


1 


Ministerium für AuÄen Wirtschaft 
DE* ITILLVIKTRXTXK DES KZNXSTCR6 

\ - 




Berlin, den 23.02.1973 


Trans in ter GmbH 
Generaldirektor 
Gen. Schindler 

1055 Berlin 
Syringenweg 21 



Werter Genosse Schindler 1 

Hiermit erteile ich Ihnen die Vollmacht , eine 

Internationale Gesellschaft für den 
Export und Import von Kunstgegenständen 
"Kunst und Antiquitäten GmbH" 

auf der Grundlage der mir vorgelegten Konzeption zu 
gründen und 1m Handelsregister der DDR einzutragen. 

Ich beauftrage Sie, einen Kooperationsvertrag zwischen 
dem VEH Antiquitätenhandel und der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH vorzubereiten,- der nach Verabschiedung der 
Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kultur und 
dem Ministerium für Außenwirtschaft in Kraft gesetzt 
wird. 

Die Anleitung und Kontrolle der neu gegründeten GmbH 
erfolgt in meinem Auftrag unmittelbar durch den Genossen 
Manfred Seidel 

Die interne Weisung zur Durchführung der Arbeit wird 
Ihnen in den nächsten Tagen durch mich übermittelt. 

Mit sozialistischem Gruß 
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Auch nachfolgend versuchte er mit allen Mitteln, insbe- 
sondere bei staatlichen Organen, den Eindruck zu er- 
wecken, daß er gezwungenermaßen in der DDR verbliebe* 

r wnr vor seiner Übersiedlung Geschäftsführer in d er 
«M ^kaner-Bar" ln baizgjtxer. ttraunscnwfn ger K-crI~1 t 
ia der vorwiegend Angehörige der Bu nde swehr ve rkehr t en* 

der Einschätzung der Persönlichkeitsentwicklung des K. 

I der zuletzt genannten Pakten ergab sich die Möglich- 
1 + K« eventuell Agent des MAP ist und gezielt in 
> nnR eln geschleust wurde* U nter dieser Version betrachtet, 
5t e ~K« uht er Beachtung seiner geschäftlichen Basis aus- 
«eichncte Möglichkeiten, konspirativ gegen die DDR wirk- 
, zu werden und nach außenhin gut legendiert feindliche 
tfte um sich zu sammeln* 


\ Bekanntwerden dieser Pakten wurde mit dem 1* 1* 1973 
>rr zielgerichtete Bearbeitung des K. begonnen. Es gelang, 
perforderliche - ~TM-Bas is m das Geschäft des K* einzu- 
hieusen und somit den erforderlichen Informationsbedarf 
sichern. 


elchzeitig wurden bereits im November 1972 beginnend 
ordinierungsabsprachen und Handlungen mit dem Leiter 
Ä'U ez* I, BDVP Dresden, Gen . M ajor Eichhorn, durchge- 
hrt. in dessen Verantwortungsbereich K. angefallen 
rund in der KA "Eisen" seit 1967 w egen Verdacht 
Einell er Handlungen im Kunstgewerbe bearbeitet wurde. 
f Grund der Stagnation der Bearbeitung wu rde die KA 
Februa r 1972 gelöscht und an die Kü irina übergeben, 
ch Freigabe durch die KD Dresden-ötadt , rur die K. 
b Neuzuzug Kh-eri'aht war, erfolgte am b. y* l TT3 die 
lterbearbeitung in einer OPK. 


Auswertung des gesammelten Materials ergab sich fol- 
ndes Bild : 

I 

kommt 1961 unter den geschilderten Umständen in die 
R. Neben seinen Bemühungen zur Aussiedlung nach WD 
itt er als Nichtwähler in Erscheinung, verweigert 
der Wehrdiene'.; und versucht, in jeder Art und Weise 
. dokumentieren . daß er nur gezwungenermaßen in der 
IR bleibt. Uu er die Tätigkeit eines Kellners wurde er 
it Inh a b er de s Tagescafes "Baltimore” in Dresden, aus 
p 1 969 ausschied " , um das genannte bewerbe als Gebraucht- 
en und Antiquitätenhändler zu übernehmen* K. wies 
i zu einen Befähigung snachweis des heitere der Staat - 
|c hen Kunstsa mmlung Dresden, Grünes Gewölbe , nr. 
inzhausen, und die hknprehlung des Ministeriums" für 
Verwirtschaft, 10Ü Berlin, Unter den Linden 44/60 , 
»trac-Hand elsgesellschatt, mbH, 110 Berlin, Pestalozzi- 
fr, 5787 vor. 
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Insbesondere dem direkten Einfluß des MfA war es zu ver- 
linken , daß K« Rat der Stadt Pirna die Gewerbe erlaub— 
lis erhielt, die auf den ausschließlichen Handel mit 
Antiquitäten erweitert wurde« Bereite vorher hatte sich 
X, ein Netz von in ähnlicher Richtung Tätigen in den Süd- 
lizirken der DDR geschaffen, die mit Übernahme des Ge- 
i chäf tee als Aufkäufer voll für ihn wirksam wurden« 

t 

he Herkunft der zur Geschäftseröffnung notwendigen Kittel 
tonnte bisher nicht geklärt werden, zumal sich in seinem 
privaten Besitz wertvolle Antiquitäten befinden sollen 
tnd er bereits seit 1965 nachweislich weit überseine Ver- 
llltnisse lebt« Eine finanzielle Beteiligung am Geschäft 
lurch das MfA erfolgte erst nach Übernahme desselben durch 
l, Sie war verbunden mit der Genehmigung, über die Intrac- 
lindelsgesellschaft mbH Berlin den Export von Antiquitäten 
hch dem westlichen Ausland durchzuführen« K. hatte damit 
lie Möglichkeit erhalten, Kontakte zu Vertretern west- 
licher Kunsthandlungen auf offizieller Basis zu pflegen« 

Inoffiziell wurde bekannt, daß K« unter Nutzung dieser - 
arblndungen am <^2« 3« 19/3 eine Ikone im Wert von 


[11A — ' p — — ^ ✓ 1 ✓ ^ « »w— v n u* V f v/U 

bis 2 Millionen westmark aus der DDR aussohleusen 
tollte« Nach Angaben des IM soll diese Aktion gel ung e n 


JitnTÜingeleitete Fahndungsmaßnahmen erbrachten, da keine 
fiefenkont rolle durch den Zoll erfolgte, obwohl die für 
lie AusBchleu8ung infrage kommenden Fahrzeuge bekannt waren, 
hin Ergebnis. Auf .Grun d der eingeleiteten Fahndung er- - 
ithiene n die Offiziere im besonderen Einsatz, Seidel und 
plor Ott . auf der KD. Gen« Seidel stellte sich alB direkt er 
Tirtrags Partner und Generaldirektor der' Int rac -Hand elsge^“ 
lillschaft mbH Berlin vor. wach Einscnätzuhg des' vor- 

il - J Tr* 1 "2 j n j v « . 


Jillschaft WV** «*»* ** » V* 9 **t*W«A AJJkAAU VUQ V 4a U CO VW. 

legenden Sachverhaltes wurde durch diesen bekannt: 

ie Intrac-HandelsgeseU.schaft mbH Berlin arbeitet für 
ie Beschaffung von Valuta für das MTS. Die Firma K. iBt 

t! ” 1WT L" -i _ TL “ 'W n _ l. fTTT" ■ 


hne Wissen des Inhabers darin einbezogen und "erbringt 
E uch ihre Tätigkeit Jahres einnaHmen von ca« 3 Millionen 
lutamark. : ' 

n. Seidel forderte, unter Beibehaltung der Bearbeitung 
8 K. hinsichtlich einer eve^uellen~Teindtätigkeit Er- 
Ülungen zu geschäftlichen Basis einzustell en« Dies be- 
traT auch die Erfassung und Aufklärung des Vertreter- 
rttzes des K. als seine unmittelbare Basis einer eventuellen 
hindtätigkeit. Bei der nachfolgenden operativen Arbeit 
rwde dieser Forderung Rechnung getragen. Durch Einsatz 
I« eigenen M-Netzes und durcn Koordinierung mit dem 
kt. I der BDVP Dresden unter Einbeziehung der sich dort 
Hitenden Möglichkeiten konnten bis zum Zeitpunkt folgende 
«entliehe operative Fakten erarbeitet werden: 

. K. nutzt die durch das MfA geschaffenen Möglichkeiten 
’■ des Handels mit westlichen Firmen zielgerichtet zur 
^'persönlichen Bereicherung aus. Er bedient -sich dabei 
1 insbesondere des in Dänemark lebenden Bürgere der BRD, 
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Österreich, Lothar 

geh# am: 16. 12* 1918 in Falkenstein 

wohnhaft: Kopenhagen Cord, Adlersgade 3 

HW: Berlin, W.-Pieck-Str. 161 bei Faika 

und der Fa* 

Sabatier Antiquitäten 
Export /Import 

3090 Verden/Aller, Bergstr* 2/4 

Dabei ist sein direkter Partner der Vertreter dieser 
Firma Barthels-, mit dem er sich zur Abwicklung 
seiner illegalen Geschäfte in Berlin und im Interhotel 
■Heptun" in Rostock traf* 

2ur Abwicklung dieser Geschäfte hat K* auf einer west- 
deutschen oder westberliner Bank ein illegales Konto* 

Durch diese Handlungen des K.* wurde die DDR um den Valuta- 
erlös exportie rter waren um. nach vorliegenden Angaben. 
findest ens 1QO uOu M Betrogen* unter Berücksichtigung 
der noch nicht bewiesenen Umstände kann dpr Betrag die 
Millionengrenze übs ehr eiten * Hierbei wird inn hanärHjÄre 
auf den nicht nachgewiesenen Verkauf der Ikone u* a* 
getätigter Geschäfte hingewiesen, die nur eine Tiefen- 
prüfung zutage bringen können. 

L hat eich zur Durchsetzung und Gewährleistung seiner 
geschäftlichen Pläne und Manipulationen einen tunfang- 
reichen Verbindungskreis unter einflußreichen Persön- 
lichkeiten des Kreises Pirna geschaffen, von denen er 
Termutlich neben geschäftlichen Zugeständnissen vertrau- 
liche Informationen über Fragen der Kommunalpolitik der 
Stadt Pirna und mit hoher Wahrscheinlichkeit auch des 
Kreisgebietes erhält* Wach eigenen Einlassungen ist dies 
xumindestens bei dem Stadtrat für Handel und Versorgung 
der Stadt Pirnas Mühle , anzunehmen, den er be- 
a tochen haben will* Uber diese Quelle wäre er ln der 
läge, nachrichtendienstliches Material zu sammeln und 
dieses Uber seine westlichen Geschäftspartner nach de r 
BRD zu bringen* 

K. gab mit hoher Wahrscheinlichkeit einem Reporter der 
westdeutschen Illustrierten "Quick” ein Interwiev über 
seine Entwicklung in der DDR, welches mit einem gegen 
die DDR gerichteten Inhalt in dieser westlichen Illustrierten 
teröff ent licht wurde. 

K. lebt weit über seine Verhältnisse* So baut er sich im 
tr eiegebiet ein Obj ek t als Wohngrund stü ck aus, welc hes 
flnen ff ert von cäT '50Q~000 ~ — M haben wird'* ~ Inslfe sondere 
[lese sichtbare" Vermögens entwicklung rührte zu verbrei- 
teten negativen Diskussionen unter der Bevölkerung des 
reis es. 
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Darü^ er hinaus muß auf Grund vorliegender Informationen 
angenommen werden, daß zur Beschaffung des Baumaterials 
e benfß^-^ s betrügerische Manipulationen vorgenommen wur- 
den» Bekannt ist, daß K. Baumaterialien, wie Fliesen 
u. ä. » über seine westlichen Geschäftspartner illegal 
in die DDR einführt. 

Durch intensive Ermittlungen von seiner Seit» wurde ihm 
ft fljrftnnt. daß er unmittelbarer Geschäftspartner des MfS 
Tat und die Intrac-Handelsgesellschaft mbH Berlin eine 
fipckfinna des MfS ist« Die Bestätigung erhielt er nach 
inoffiziellen Informationen, als er einen Mitarbeiter 
dieser Firma betrunken machte und dieser dann seine Zu- 
gehörigkeit zum MfS preisgab. Dieses Problem wird 
darüber hinaus bereits in Kreisen Dresdner Kunsthändler 
diskutiert. 

Durch Einlassung westlicher Geschäftspartner und ehe- 
maligen VerbindungeBpersonen des K. werden von diesem 
Vorbereitungen zu einem k- Verrat getroffen. So nahm er 
u. a. gezielte Verbindungen zu der Fa. Sabatier, 
Antiquitäten .Export /Import , auf und erhielt letztlich 
durch deren Vertreter Barthels einen Vertrag zur Mit- 
arbeit bei der Firma in WD angeboten, die ihm ein 
Monatseinkommen von 10, 000,— M West sichert. 

Ebenfalls wurde durch Österreich bekaDnt, daß K. mehr- 
fach die Grenze zu WD in der CSSR auf klärte, um ent- 
sprechende Fluchtmöglichkeiten aufrecht zu erhalten. 

Der scheinbare Widerspruch, der in dem einerseits durch- 
geführten Eigenheirabau mit kostspieligen Mitteln im 
Kreisgebiet und der andererseits geplanten R-Flucht 
steht, erklärt sich vermutlich darin, daß K. versuchen 
wird, bei Aufdeckung seiner Manipulationen bzw. nach 
Abschluß noch geplanter betrügerischer Geschäfte mit 
der Fa. Sabatier dieses Objekt zu verkaufen und danach 
die DDR illegal zu verlassen. 

K. wäre nach seinem illegalen Verlassen der DDR in der 
Lage, auf Grund seiner umfangreichen Verbindungen be- 
kannt gewordene Fakten über Personen der verschiedensten 
Geschäftskreise einzuschätzen, die von ihm korumbierten 
Personen westlichen Geheimdiensten auszuiiel'ern und 
darüber hinaus Mittel und Methoden des mis im Zueäfiimen- 
&ang des Aufbau s der Scheini'inna zu caconspirier en. ■ * 

Der zu erwartende ideologische Schaden Del einer publi- 
tistischen Auswertung, der Entwicklung des K. in der 
DDR durch westliche Kommuni kationsmittel ist nicht abzu- 
schätzen. 

Durch die geführten Ermittlungen und durch inoffizielle 
linweise wurde bekannt, daß sich-K. u nter Umständen 
’ür das spionagegefährdete Objekt Strömungsmaschinen 
?irna interessiert. So stellte er als Mitarbeiter seiner 
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yijina 2 Personen ein, die in diesem Objekt tätig waren und 
deren Ehepartner noch dort arbeiten und Geheimnisträger 
a iixd* Zur Zeit soll er ein Verhältnis zu einer weiblichen 
Person unterhalten, deren Ehemann ebenfalls Geheimnis- 
träger in diesem Objekt ist. 


ine Feind tat igkeit im Sinne des Anlegens der OPE konnte dem 
, bisher nicht nachgewiesen werden« Die vorhandenen Ver- 
ichtsmomente sind Jedoch auch in keiner Weise entkräftet* 

[r «eiteren Bearbeitung des vorliegenden Materials unter 
uücksichtigung der vorhandenen Interessen des UfS wird 
^geschlagen: 

Die Weiterbearbeitung des K. erfolgt in einer. VAO mit 
der vorläufigen Zielstellung der Verhinderung einer 
R-Flucht* Dafür wird ein sofortiger Einsatz einer Be- 
obachtungsgruppe vorgeBchlagen* 

Zur Aufklärung der bekanntgeword enen operativen Pakten 
und Vergehen gegen die Gesetze der DDR erfolgt eine 
Koordinierung der Bearbeitun g m it dem Dez* I der BDVP 
Dresden und dem Komm* I des VPKA Pirna* 

Unter Leitung der KreisdienBtstelle Pirna wird eine 
zeitweilige Operativgruppe unter Beteiligung der ge- 
nannten Genossen der beiden Dienststellen der VP zur 
Bearbeitung der VAO gegen den K-. mit der Zielstellung 
Entwicklung zum OpV und Abschluß bis Dezember 1973 mit 
Inhaftierung gebildet. 

Die Bearbeitung erfolgt dabei insbesondere in den zwei 
Richtungen : 

a) Klärung einer eventuellen Feind tät igkeit im Auftrag 
westlicher Geheimdienste 

b) Aufdeckung seiner wirtschaftlichen Straftaten und . 
der eich daraus ergebenden Schädigung der DDR. 


• . 

Prankowski 

Ltn. 
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Ielt Sicherung Amt AuBe nhand «l « nopopols und der Ceethr- 
1« ttrmye» «Amt hoben Ef f eXtlvltlt bei® Expo rt ▼o-o 
Antloulttte» end C«hfMKht « >m ln dm« WSW vei»« Ich 

«i; 


1. Ab 1.1.1974 wird der Xm«t nd Antiquitäten Qefcfl 
fftr di« Ae« ]j »itnaxy der Exporten* gebe Antiquitäten 
de« ftlleaxberelchs PJLnleterlu» für Anltnr dl« «olle 


2 . Bit ree 31.12.1J73 nl ■t'Atr AJD Boeb- Export weiterhin 
dl« ▼erm n ner t w >9 für dl« Beallsleruag der E xpor t en* 
1973 eoll wehr. 

Eventuelle T orderungen # MtimtlOMD n.X. # dl« «ob 
Verträgen de« Jahre« 1973 und dm Vorjahren remitiere 
werden «neechUeBllch dm eh den AXB Becb - E xp o rt «bötOd 

3. Dl« Durchführung der Aafgabe rer Elanerarbeltmg 1974 
bleibt bl« ran 31*12.1973 ln der i t n nt vo i ' tung de« 

An Bac h- Export. 

4. rtSr dl« Wealltlerung der Flerveef gaben d ur ch dl« 

Xantt und Antiquitäten Gehl gilt folgend« Aegelungt 


Dl« durch dl« x&net end Antiquitäten QnbB 
aufgrund der Planauflage reelleierte 
Warenbewegung wird d ur c h dl« Tran« Inter GtabB 
1 » AebMD der eooetUchen Berich tarnte ttung 
de« Bereiche« Xoeeertlelle Koordinierung 
abgerechnet. 

Der YtlvtatrlOt trlxd bl« rer BBbe der 
•teatllcben Auflage durch dl« Xunet und 
hntlqultlten Q w bM enf de« Perlten Ir onto 
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160/?; 


dat* « 


tec Hlolrtorlttw für ta*«nhandel 
mya ittn d«r Uhlv^bi^* 
flbvrvlMm« 


3 . P o r e» dl« G«Mnldlr«Hora Ä*r tr«MlBt«z OmbM 
( für Ktait «d Antlffttit ltan G abt) ^etrExpe r t 
lat bla rar 2o. 12.1373 tiat ▼««! hboruo? tor 
qg^ a m^fy w iNa CP*rl«ltaa»9 dar öpertf tmfctlotT 
abracblitMa nd d« Sttllitr trtttr de« Hinlatar» , 
C«n.Dr. Schaidt und Amm 9*»ll**rtr«t«r Amm Kl»lrt«r*, 
Roll. Pr. mrüt w y rn r rar P««tJti*w *9 ▼trrml«^«n. 
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jttumrtxlttnd« Orsnnlnut Ionen lab* 1t : 

Bertlcl Xoamm 

n 1*1 ln XoordlAltnna 

Ttltfani 

2129 

B*nrb«it>nr: 

GtnA.LliOvaiil 

fa&ktlons 

Winnen nchnftllchnr Hltnrbolter 


Dgatarlgtorga anch TjggjSH A* t .MMf 

Anvtlnof 

1971 

Export 

1974 

Bueb~Export 

(kann and Antiquitäten Cnb^ 

j=f!üurr? *•-. a»u<äfufl, Dr. ?(!■■, 2r. 2«Jr**, 

Xn. -«lfl/ZI, Ult.r.ZiLltax, S«a. SofTmma, 
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Dokument 7 


Kunst und Antiquitäten GmbH 


Jahresabschlussbericht 1973 


1. Wirksamkeit und Hauptergebnisse der 
Führungs- und Leitungstätigkeit 



Die Führungs- und Leistungstätigkeit in der OE wurde 
durch jJifC Leitungsentscheidungen über die Aufgaben- 
stellung und Tätigkeit der Gmbh sta$: beeinflußt. 

Nach der Bildung der GmbH im Februar 1973, die Orientierung 
auf die Realisierung des Ministerratsbeschluß 4/73 
mit allen bekannten Konsequenzen, die Revision dieses 
Beschlusses setzte Draktisch erst mit Beginn des III. 
Quartals eine planmäßige Arbeit ein. 

Für diese bildeten-die Weisung des Ministeriums für 
Außenwirtschaft vom 7.6.1973 und die am 28.8.1973 
bestätigte Konzeotion für die Tätigkeit der GmbH die 
Grundlage . 

So konnte der OE auch erst am 2.9.1973 eine Planaufgabe 
für das laufende Jahr geoeben werden. 

Wegen der komplizierten Inlandsbedingungen auch gegenüber 
dem Bereich des Ministeriums für Kultur haben sich bis 
zum Jahresende eine Reihe von Fortschreibungen der 
Konzeption notwendig gemacht. Neue Erkenntnisse und 
Erfahrungen während der Plandurchführung erforderten 
sowohl von der Leitung des Betriebes, des Ministeriums 
und vom Kollektiv eine ständige Auseinandersetzung 
mit der politischen und ökonomischen Aufgabenstellung. 

Es wird eingschätzt, daß alle Mitarbeiter der GmbH 
in diesem Prozeß ihre Aufgaben erfüllt haben; 

Im Oktober wurde mit der Annahme des Kampfprogramms 
der Wettbewerb auf genommen. Die Führung des Wettbewerbs 
von Mann zu Mann war deshalb schwierig, weil wegen 
der Größe des Kollektivs (LHM 3 Mitarbeiter) eine 
Differenzierung der Aufgabenstellung zunächst nicht 
möglich war. ^ 

Im Wettbewerbsprogramm für das Jahr 1974 konbte nun 
auch eine abrechenbare Aufgabenstelüung für die einzel- 
nen Mitarbeiter vorgegeben werden. 

Schwerpunkt der politisch-ideologischen Arbeit war 
die Auseinandersetzung mit der politischen Aufgaben- 
stellung der GmbH, einen Beitrag für die Herstellung 
sozialistischer- Beziehungen und Bedingungen im Kunsthandel 
der DDR zu leisten und auch auf diesem Gebiet das 
Aussenhandelsmonopol zu sichern. Es kann eingeschätzt werden 
daß das Kollektiv nicht zuletzt auch durch seine Zusammen- 
setzung (7 Mitarbeiter, davon 6 Genossen) diese Aufgabe 
erkannt hat und durch eine hohe Leistungsbereitschaft 
zielstrebig an der Realisierung abbeitet. 
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Eine wesentliche politisch-ideologische Aufgabe bestnad 
darin, alle^Mitarbeiter zur Lösung der Aufgaben möglichst 
in kurzer Zeit Grundlagenkenntnisse XHXKXxKxfeKKx zu 
vermitteln (Mindestwarenkenntnisse) . Dies geschah im • 

Prozeß der Arbeit in erster Linie durch ein freiwilliges 
Selbststudium. Weiterhin mußten alle Mitarbeiter kurzfristig 
ihre operativen Handelskenntnisse reaktivieren. 

Alle diese Aufgaben wurden in enger Zusammenarbeit 
zwischen dem Leiter und der Parteigruppe beraten 
und realisiert. 

Das Kollektiv hat sich in die politisch-ideoligische 
Arbdit der Parteiorganisation des Betriebes eingereiht 
und sich bemüht, deinen Beitrag bei der Erfüllung der 
Aufgabenstellung des Betriebes 'iu leisten. 

Die Planaufgabe 1973 wurde vorfristig zu Ehren der Partei- 
wahlen erfüllt, die Erfüllung des Gegenplanes wurde per 
Jahresende erreicht. 

Die Wirkung des Leiters des Kollektivs wurde durch 
die Einsetzung von zwei Hauptgeschäftsführern nicht 
gefördert, weil gleichzeitig damit keine Abgrenzung der 
Vollmachten erfolgte. ''Mit den Festlegungen der Konzeption 
vom 28.8.73 wurde diese Frage geregelt. 

Es wird eingeschätzt , daß sich der Leiter, Gen. Schuster , 
sich bei den Auseinandersetzungen um die pol. id. Arbeit _ 
im Kollektiv, bei der Lösung konzeptioneller Aufgaben 
über die strategische und taktische Zielstellung und 
bei der Realisierung der Plandurchführung an die Spitze 
des Kollektiv stellt,.jM«fi. - 

Dabei wurden die Mitarbeiten die die Lösung von 
Schwerpunktaufgaben orientiert. 

Die Entwicklung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit 
wurde 1973 xxHkXxxEhxBxxt erst im II. Halbjahr mit der 
planmäßigen Tätigkeit des Kollektivs sichtbar, zumal 
erst im IV. Quartal eine Stärke von sieben Mitarbeitern 
erreicht wurde. 

Es muß eingeschätzt werden, daß zwar bei der Lösung der 
ökonomischen Aufoaben eine enge kameradschaftliche sozia- 
listische Gemeinschaftsarbeit aller Mitarbeiter erreicht 
wurde, die Aufgaben - sozialistisch le£>en - d.h. die 
Fragen der Kultur und Bildung vernachlässigt wurden. 

Daraus schlußfolgernd wurden für das Wettbewerbsprogramm 
1974 die entsorechnden Aufgaben festaelegt. 

DasKollektiv hat sich 1973 an der Neuererarbeit des 
Betriebes durch abrechenbare Neurervorschläcre nicMf 
beteiligt. 

Der Aufbau der OE, die Regelpung der inneren Abläufe, 
die dafür konzeptionelle Arbeit, die auch heute noch 
nicht abgeschlossen ist, trägt unserer Einschätzung nach 
wesentliche Züge der Neuererarbeit, weil auf andere 
Beispiele nicht zurückgegriffen werden kann. 

Im Planteil 1974 Neuererarbeit sind alle, heute in der OE 
beschäftigten Mitarbeiter beteiligt. 
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Das Kollektiv wurde im wesentlichen auf . folgende 
Schwerpunkte orientiert: ' 




a) “Erfüllung der übertragenen Planaufgaben 

b) Auf- und Ausbau einer den Erfordernissen der 

Planaufgaben 1974 gerecht werden/. Absatz- und Bezugsor- 
ganisation. N ■ 


In der Diskussion zum Plan- 1974 zeigte sich eine hohe 
Einsatzbereitschaft darin, daß die Zielstellungen v 
und Zusatzbeauflagungen zur Valutakostendeckung Vorbehalts 
los anerkannt wurden und die Auseinandersetzungen über 
die Wege zur REalierung geführt werden. 

Anläßlich der Parteiwahlen wurde zusätzlich ein Gegenplän 
in Höhe von lo % zum Plan übernommen..^ - . 

Ausgehend vonworhandenen' Kaderbestand -fliegt die 
Prokopf ieistung für 1974 bei" durchschnittlich 1.75o TVM# 

Bei der Wahrnehmung der Aufgaben zur . Sich erua#r von 
Ordnung und Sicherheit traten im Kollektiv keine Probleme 
-auf.', . - — . - , - 

Alle festgelegten Belehrungen der Mitarbeiter wurden 
fristgemäß durchgeführt. 


2. Ergebnisse der Kaderarbeit im Verantwortungsbereich ' 

Die Mitatbeiter der OE Schuster, Hoffmann, Farken und 
Ehlers wurden von der Leitung des AHB im Februar aus andreren 
ßereichendeleqj. erti Siet weitere Mitarbeiter Zschoch, Schlimme, 
und wurden nach Aufhebung des MR Beschlusses 

wieder in die ehemaligen Bereiche überführt, so daß 
die OE vom April bis September aus vier Mitarbeitern 

bestand. — 

• * 

Die Aufgaben bei der Besetzung der bestätigten Planstellen 
wurden nicht erfüllt. " 

Die neu eingestellten Mitarbeiter haben sich schnell in 
das Kollekv eingefügt und leisten heute eine ihrenAuf^aben 
entsprecrfnde gute Arbeit. 


3 . Kurzeinschätzung der komplexen Erfüllung dr 
P lanauf gaben . 

Die Valutaabführungen wurden gemäß der Aufgabenstellung 
vom 2.9. fristgemäß in den Monaten Oktober, November 
und Dezember durchgeführt. 

Der Gegenplan wurde per '31. 12. abgeführt. 

Insgesamt wurden 1973 -folgende Valutaeingänge (Brutto) 
erreicht: 
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Holland . 
Freie DM 
WD (VE II) 
OS Dollar 
England 
Beigein 
Schweiz 


TVM 


1.481 

94 

■lff'431. 

' - : 2 

678 

61 

66 


Valutaeingänge Gesamt 3.815 TVM 
Valutaabführungen^ Netto Gesalbt / 3 . 5oo 


Abgrenzungen aus 'Iiieferüberhängen . 

von Voraus Zahlungen TVM 242.1 

Der Vertragsvoriauf^ 1974 (ohne* Berücksichtigung d e sSPl an t e i 1 s 
VEH Antiquitäten)' -’^egt- mit - TVM 91 8 für 'das T/Quaxtal 
unter den- Ergebnissen - des Vorjahres . ‘ 

Es wird deshalb' schwerpunktmässdg auf die sofortlge> 
Vertragsbindung bis spätestens ifcß.2. orientiert, "um 
den Anschluß 'zu - sichern. • 

Eine^V erkauf skxmzeption dafür wurde erarbeitet.. 


Neben den bereits bestehenden Absatzlinien des Bereiches • 
galt es neue Abnehmer speziell für Gebrauch twaren*vHdie ca. 

8o % unseres Warensortiments ausmachen, zu gewinnend 

25 % der Ergebnisse 1973 wurden bereits über neue Firmen 
im KD realisiert. Dabei wurden gleichzeitig such Fragen 
der Inlandsbeziehungen und Erhöhungen der Effektivität 
erreicht. ~ ' - 1 

Große Anstrengungen mußten unternommen werden, um die 
Abwicklung (Vertragsbestaltung, VertragsrealisÄßfcdng - 
Transport und Zahlungen) der .Geschäfte mit traditiofaellen 
Partnern auf die üblichen Verkaufsbedingungen des Alis sen- 
handels zurückzuführen und krfcJ$ssche Probleme in der 
Zusammenarbeit der NSW Partner zu unseren Gunsten zu 
entscheiden. 

Mit der Übernahme der Exporte des Ministeriums für Kultur 
(VEH Antiquitäten) ergeben sich eine Reihe neuer Probleme 
in der Sichtung des Äussenhandelsmonopols , der LMnderstruktur 
usw. , die ei ■emSchwer punkt der Tätigkeit auf den Aussen, 
märkten 1974 bi^lden weden. 

Eine erhebliche Problematik beinhaltete die Sicherung der 
Warenbereitstellung 1973 bei der gleichzeitigen Veränderungä 
der politischen und ökonomischen Position der Inlandspartner. 
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Immer&in lag 1974 der von der K.u.A. abgewickelten 
Warenbewegung der Anteil der Fa. Kath bei mehr als 
75 %.. 

Durch eine zielstrebige, hartnäckige und unduldsame 
Kleinarbeit wurde erreicht, daß bei Beibehaltung dsz 
und Steigerung der Warenbereisteilung, die Monopolstellung 
dieser Firma verringert wurde und die Voraussetzungen 
geschaffenw wurden, um 1974 eine UBerleitung in eine 
GMBH zu vollziehen, die die weitere Annäherung an 
sozialistische Wiertschaf tsmethoden und die wirtschaftliche 
Rechungsführung ermöglicht. 

Mit den kommunalen Einrichtungen der Städte Leipzig, 

Berlin und Dresden wurde die Einbeziehung der dort vor- 
handenen Warenfonds in den Export schrittweise aus- 
gebaut. 

Der Planteil Buchexport (VEH Antiquitäten wurde noch 
im Dezember übernommen. 

Die Fragen der inhaltlichen Zusammenarbeit mit dem 
VEH Antiquitäen wedden im I. Quartal durch den Abschluß 
von Wirtschaf tsvertägen geregelt. Es muß eingeschätzt 
werden, daß die Subjektiven Faktoren in der Leitung dieses 
Betriebes eine kurzfristige Orientierung auf denVEH 
Antiquitäten als Hauptinlandspartner nicht zulassen. 

Die Schwerpunkte der Arbeit auf den Inlands- und 
Auslandsmarkt wurden in das Wettbewerbsprogramm des 
Kollektivs aufgenommen. 

Im IV. Quartal wurden durch Preiserhöhungen für Uhren 
und durch Gewinnung neuer Kunden Preisverbesserungerfi 
im Vergleich zu Preisen 1973 in Höhe von TVM 112 
erreicht. 


Die Warenbezugskosten wurden aeaen/äber den kommunalen 
In land spar tnern-x r r und^aä Lzl t u h lm Verh ältnis 1 . 1 — 

'Die Ergebnisrechnung der Fa. Kath wird erst per 31.1.74 
vorliegen. 


Die Regiekosten der OE in Höhe von 73.8 TM sind nicht 
aussagefähig, da keine Vergleichsmöglichkeiten vorhanden 
sind und 1973 keine eigenen Transport, Lager und Waren- 
bezugskosten (Provisionen) abgerechnet wurden. 

Die Gewinn- und Verlustrechuno der OE lag zum Zeit- 
punkt dieses Berichtes noch nicht vor. 

Die Vorgesehenen Inbestitionen (Ausbau Büro Frank. Str.) 
konnten per 31.12.1973 nicht abgeschlossen werden. 

Zwar wurde das Büro fertiggestellt , wegen unkompletter 
Inneneinrichtuncr (Möbel) und fehlenen Telefonanschluss 
konnte jedoch ein Einzug nicht erfolaen. 


. Vw \ 3l. V Us T>o > luSu.'dr 
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Der Fuhrpark der OE wurde Investitionsmäßig übernommen. 

Ein Einsatz derFahrzeuge (LKW) • erfolgte bis zum Jahresende 
nicht. Die Ursachen dafür sind bekannt. 


Wegen Nichteinhaltung des vereinbarten Swings in Höhe 
von loo.ooo.- VM verursachte die Fa. Sabätier 
überfällige Forderungen oer 31. 12. 1973 -in Höhe von 
TVE 198.ooo.- , 

Davon seien nachAngaben von Sabatier looiooo.- angewiesen, 
wozu eine Klärung noch ausstehfe. 


Durch Veränderung der Zahlungsbedingung wird 1974 die 
Ursache für überfällige Forderungen beseitigt. 


4. keine Bemerkungen 




5, Ergebnisse bei der Mitwirkung zur .Durchsetzung und 
.Sicherung des Aussenhandelsmonopöls 


Mit der schrittweisen Realisierung der Konzeption vom 
8.8. (Bestätigt- am 28.8.) , der Übernahme der Exporte 
der Intrac (Fa. Ebsch? und der Übertragung d et 
Exporte des VEH Antiquitäten besitzt die OE zum Jahres- 
ende 1973 alle Vorausetzungen , um durch eine zielstrebige 
Tätigkeit alle Aktivitäten auf dem Gebiete des Kunsthandels 
zu kontrollieren. , • 

Dazu gehört auch die Einschaltung einer Reihe von Staats- 
organe zum Zitle der Einschränkung des Schwarzhandels, 
der Spekulation und des Schmuggels von Kunstgegenständen 
und Gebrabhtwaren. 

(Siehe Anlage) 

6. Schlußfolgerungen für die Führungs- und Leistungs- 
tätigkeit im Jahre 1974 


Aus den Ergebnissen des Jahres 73 ergeben sich fqlgene 

Schlußfolgerungen 

1. Die ständige pol.id. Erziehungsarbeit muß auf die 
Festigung des .Kollektivs, die unbedingte Zu verlässigkeit 
aller Mitarbeiter gerichtet sein. 

2. Der soz. Wettbewerb v/ird neben der Erfüllung ök. 
Kennziffern auf die inhdtlichenAuf gaben beim Ausbau 
nndx der Bezugs- und Absatzorganisation orientiert. 

3. Die Sicherung des Aussenhandeismonopols wird durch 
eine absolute Stärkung des staatlichen Sektors auf 
dem Gebiete des Kunsthandels der DDR erreicht, 

die Zusammenarbeit mit derFa. Kath auf wenige Sonder- 
bedingungen im Vergleich zum staatlichen Handel beschränkt. 

4. Der innere Aufbau und Oraanisation der OE muß auf 
eine lückenlose Erfassung und Abrechnuna aller 
materiellen Werte Gerichtet sein. Entsprechende Arbeits- 
folgen (Export und Einkauf) sind bi-s zum 31.3.1974 
zu erarbeiten. 

Die Autorität der Parteigruppe wird durcFT eine -Straffe 

AbrprVn-iiinn rlo-r VpranKmrf^-r. = 1 1 n ^ ~ ~ ~~ ~ ~ 
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ihren huf gaben # ihrer Haltunq und V<?rbildwlrkung 
geatHrkt. 
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Dokument 8 



Statut 

des Außenhandelsbetriebes Kunst und Antiquitäten 
GmbH - Internationale Gesellschaft für Export und 
Import von Kunstgegenständen 


§ 1 

Rechtliche Stellung und Sitz des Betriebes 


(1) Das Außenhandelsunternehmen Kunst und Antiquitäten 
GmbH - Internationale Gesellschaft für den Export 
und Import von Kunstgegenständen 

- nachstehend AHB Kunst und Antiquitäten GmbH ge- 
nannt - 

arbeitet auf der Grundlage der Verordnung über die 
Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen 
Außenhandelsbetriebe vom Io. 1.74, GBL. 1/74, Nr. 9, 
S. 77 ff. 

(2) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH untersteht dem 
Minister für Außenhandel 

(3) Der Sitz des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH ist 
Berlin, Hauptstadt der DDR. 


§ 2 

Aufgaben de s AHB Kuns t und Antiquitäten GmbH 

( 1 ) Auf der Grundlage handelspolitischer Konzeptionen des 
Ministeriums für Außenhandel und zur uneingeschränkten 
Wahrung des staatlichen Außenhandelsmonopols der DDR 
obliegt dem AHB Kunst und Antiquitäten GmbH im Rahmen 
seiner nachstehenden Aufgaben der Ankauf sowie alleini- 
ge Export und Import mit bildender und angewandter Kunst, 
Volkskunst und Antiquitäten und Gebrauchtwaren antiqua- 
rischen Charakters. 
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(2) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH leistet einen Beitrag 
zur Herstellung einer der sozialistischen Gesellschafts- 
ordnung in der DDR entsprechenden Ordnung im Handel mit 
Kunstgegenständen und Antiquitäten. 

(3) Zu den Aufgaben des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH mit 
zeitgenössischer, bildender und angewandter Kunst gehören: 

Ankauf von Werken aus Privatbesitz, öffentlichen Sammlun- 
gen, Betrieben, Produktionsgenossenschaften und dem Staat- 
lichen Kunsthandel der DDR 

- Organisierung des Außenhandels mi.t dem NSW mit der mögli- 
chen Übertragung einzelner Außenhandels f unk tiohen im Rah- 
men der staatlichen Regelung der Eigengeschäftstätigkeit 
an den Staatlichen Kunsthandel zur Erfüllung dessen staat- 
licher Exportauf gaben. 

Vorbereitung, Durchführung und Abrechnung von Verkaufs- 
ausstellungen im NSW 

(4) Zu den Aufgaben des Außenhandels mit Antiquitäten, Münhen 
und historischen Gegenständen (in denen Edelmetalle verar- 
beitet sind) und Gebrauchtwaren antiquarischen Charakters - 
nachfolgend Antiquitäten genannt - gehören: 

Organisierung des Ankaufs von Antiquitäten in der DDR. Der 
AHB Kunst und Antiquitäten GmbH sichert durch eine eigene 
Ankaufsorganisation und durch Wirtschaftsbeziehungen zu 
staatlichen, kommunalen und privaten Firmen einen Export- 
warenfonds zur Sicherung seiner Außenhandelsaufgaben. 

Ankauf aus öffentlichen und privaten Sammlungen und Nach- 
lässen 

- Planung, Durchführung und Abrechnung aller Exporte und Im- 
porte der DDR mit Antiquitäten in und aus dem NSW im Rah- 
men der staatlichen Planaufgaben. 

Beteiligung an internationalen Ausstellungen und Auktionen 
im NSW 

Durchführung von Verkaufsausstellungen im NSW 


in 
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I. Grundlagen der Tätigkeit der GmbH 

1. Grundlagen - Rechtliche Stellung 

Oie Kunst und Antiquitäten GmbH wurde auf Weisung des 
Ministeriums für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung vom 23.2.1973 gegründet. Ihre Tätigkeit wird 
aus der Weisung des Ministeriums für Außenhandel, Bereich 
Kommerzielle Koordinierung, vom 7.6.1973 A/188/73 und 
aus der Weisung des Ministeriums für Außenhandel vom 
Io. 12. 1973 über die Erfüllung der Exportaufgaben des 
Bereiches des Ministeriums für Kultur - Staatlicher Kunst- 
handel der DDR, VEH Bildende Kunst und Antiquitäten abge- 
leitet. 

1.1 Die Kunst und Antiquitäten GmbH ist eine juristische Per- 
son. 

1.2 Die Kunst und Antiquitäten GmbH untersteht dem Ministerium 
für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung. 

1.3 Der Sitz der Kunst und Antiquitäten GmbH ist Berlin, Haupt- 
stadt der DDR. 


2. Aufgabenstellung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH leistet einen Beitrag zur 
Herstellung einer der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
in der DDR entsprechenden Ordnung im Handel mit Kunstge- 
genständen und Antiquitäten. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH sichert die uneingeschränk- 
te Wahrung des Außenhandelsmonopols auf dem Gebiet des 
Außenhandels mit Kunstgegenständen und Antiquitäten. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH ist für die Einhaltung der 
Kunst Schutzverordnung vom 2. April 1953 im Rahmen ihrer Ge- 
schäftstätigkeit verantwortlich. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH ist für die Erfüllung der 
Exportaufgaben des Bereiches des Ministeriums für Kultur 
- Staatlicher Kunsthandel der DDR, VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten voll verantwortlich. 
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(5) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH ist mit Weisung 
des MAH vom Io. 12.73 für die Erfüllung der Exportauf— 
gaben des Bereiches des Ministeriums für Kultur - 
Staatlicher Kunsthandel der DDRJ-^VEH Bildende Kunst 
und Antiquitäten voll verantwortlich.. 

Der AHB Kunstund Antiquitäten GmbH kann einzelne Au- 
ßenhandelsfunktionen zur Gewährleistung der Erfolge 
der Exportplanerfüllung im Rahmen der staatlichen Re- 
gelung der Eigengeschäftstätigkeit dem Staatlichen 
Kunsthandel übertragen. Zur Regelung der Zusammenar- 
beit mit dem Staatlichen Kunsthandel werden Wirtschafts- 
verträge abgeschlossen. 

(6) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH ist für die Einhal- 
tung der Kunstschutzverordnung vom 2.4.53 im Rahmen 
seiner Geschäftsätigkeit verantwortlich. 


§ 3 

Einrichtun ge n des AHB Kunst und Antiquitäten 

(1) Zur Sicherung eines stabilen ‘■Exportwarenfonds organi- 
siert des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH in den Bezir- 
ken der DDR Zweigstellen für den Ankauf von Antiquitäten 
und Gebrauchtwaren. 

(2) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH unterhält einen ei- 
genen Fuhrpark für den betriebseigenen und grenzüber- 
schreitenden Verkehr. 

(3) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH unterhält eigene 
Läger und Restaurierungswerkstätten. 


§ 4 

Arbeitsweise 


(1) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH arbeitet nach einem 
vom MAH bestätigten Jahresplan, dem die langfristige 
Konzeption für die Außenwirtschaftstätigkit des AHB 
Kunst und Antiquitäten GmbH und die staatlichen Aufga- 
ben und Ziele zugrunde liegen. 
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(2) Die Arbeitsweise, Rechte und Pflichten der Mitarbeiter 
regeln sich durch eine Arbeitsordnung, die durch den 
Generaldirektor zu erlassen ist» 


§ 5 

Leitung und Vertretung im Rechtsverkehr 

(1) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH wird vom Generaldi- 
rektor nach dem Prinzip der Einzelleitung geleitet. 

(2) Der Generaldirektor vertritt den AHB K nst und Antiqui- 
täten GmbH im Rechtsverkehr. Er kann andere Mitarbeiter 
des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH dazu schriftlich be- 
vollmächtigen. 


§ 6 

Arbeitsrech tsve rhältnisse 

(1) Der Generaldirektor, die stellvertretenden Generaldirek- 
toren und der Hauptbuchhalter werden vom Ministerium für 
Außenhandel berufen und abberufen. 

(2) Alle übrigen Mitarbeiter des AHB Kunst und Antiquitäten 
GmbH werden vom "Generaldirektor auf der Grundlage der 
arbeitsrechtlichen Regelungen des Gesetzbuches der Ar- 
bei der DDR beschäftigt. 


§ 7 

Der Struktur- und Stellenplan des Betriebes wird nach den 
gesetzlichen Bestimmungen aufgestellt und durch das Ministe- 
rium für Außenhandel bestätigt. 
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Oer Betrieb arbeitet auf der Grundlage durch das Ministe- 
rium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, 
bestätigter Organisations-, Struktur- und Stellenpläne. 

6. Vollmachten 

Dem Leiter der Kunst und Antiquitäten GmbH werden durch 
das Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung, zur Führungs- und Leitungstätigkeit der 
GmbH Vollmachten erteilt. 

Diese Vollmachten werden gleichzeitig Bestandteil des 
Funktionsplanes. 

6.1 Sicherung eines stabilen und effektiven Warenfonds durch 

selbständige Herstellung vertraglicher Beziehungen zu 
staatlichen Dienststellen, volkseigenen Betrieben, Pri- 
vatfirmen und Privatpersonen. 

6.2 Vorbereitung, Durchführung und Abrechnung von Ankäufen 

auf Rechnung und Gefahr der Kunst und Antiquitäten GmbH 
in der DDR von staatlichen Dienststellen, volkseigenen 
Betrieben, Privatfirmen und Einzelpersonen. 

Selbständige Auswahl der zu erwerbenden Waren unter Be- 
rücksichtigung der Erzielung der vorgesehenen Devisen- 
rentabilität und Einhaltung der Verordnung zum Schutze 
des Kulturgutes der DDR. 

6.3 Beauftragung von Privatfirmen und Einzelpersonen mit der 
Vermittlung von Käufen von Gegenständen des Handelssor- 
timents der GmbH in der DDR gegen Honorar. 

6.4 Führung einer Lagerwirtschaft mit eigenen, gemieteten und 
gepachteten Lägern im In- und Ausland. 

Unterhaltung eigener und gepachtete Verkaufsräume im In- 
und Ausland. 

6.5 Führung eines Fuhrparks mit Nutzfahrzeugen und PKW zur 
Sicherung des Transportes der Exportwaren zu den Dispo- 
sitions— und Zentrallägern. 

Der Einsatz der Nutzfahrzeuge im grenzüberschreitenden 
Verkehr in Einzel fällen. 

Unterhaltung eigener Garagen, Reparatur- und Pflegewerk- 
statt für diesen Fuhrpark. 

Haltung eines eigenen Ersatzteillagers. 

Beauftragung staatlicher kommunaler und privater Trans- 
portfirmen und Versicherungen im In- und Ausland. 
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6.6 Unterhaltung eigener Restaurierungswerkstätten. 

6.7 Beauftragung von staatlichen, kommunalen und privaten Fir- 
men sowie Einzelpersonen mit Dienstleistungen, wie': 
Restaurierungen, Aufarbeitungen, Verpackung, Verladungen, 
Begutachtungen, Schätzungen, juristischen Beratungen usw. 

6.8 Sicherung eines dauerhaften, effektiven und rationellen Ab- 
satzes der Waren des Handelssortimentes der GmbH in das 
NSW durch die Herstellung von Vertriebswegen. 

6.9 Selbständige Auswahl von Exportvertretern, Abschluß von Ver- 
tretervereinbarungen auf Provisionsbasis. 

6. 10 Selbständige Auswahl von Exportkunden, Abschluß Von Ver- 
kauf sverträgen, Festlegung von Exportpreisen, Liefer- und 
Zahlungsbedingungen, die sich kostenwirksam auswirken. Ent- 
scheidungen von Reklamationen. 

6.11 Beauftragung der Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH und Dritter mit Auslandsdienstreisen. 

6.12 Sicherung einer lückenlosen und statistischen Erfassung 
aller Geschäftsvorgänge nach einer komplexen Organisations- 
anweisung (Planung, Durchführung und Abrechnung der Ge- 
schäftstätigkeit der Kunst und Antiquitäten GmbH). 

6.13 Führung von Mark- und Valutakonten der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH in der DDR. 

6.14 Erfassung und Abrechnung aller Geschäftsvorgänge und der 
gesamten Lagerwirtschaft usw. über ein eigenes Kleinre- 
chenzentrum. 

6.15 Verfügung über den Betriebsprämienfonds der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH 

6.16 Durchführung von Importen aus dem NSW auf Weisung überge- 
ordneter Dienststellen und aufgrund von Einzelvollmachten. 

6.17 Der Leiter der Kunst und Antiquitäten GmbH wird bevoll- 
mächtigt und beauftragt, im Rahmen der anzuwendenden Ge- 
setze, Verordnungen und Weisungen des Ministeriums für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, alle be- 
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trieblichen Weisungen und Ordnungen zu verabschieden, 
die für die ordentliche Führungs- und Leitungstätig- 
keit des Betriebes notwendig sind. 

Das sind: 

6.37»1 Rechte und Pflichten der Mitarbeiter der Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

6.17.2 Unterschriftsordnung 

6.17.3 Komplexe Organisationsanweisung Planung, Durchführung 
und Abrechnung der Geschäftstätigkeit der Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

6.17.4 Betriebsprämienordnung 

6.17.5 Ordnung über Einhaltung von Sicherheit und Ordnung 
(WS) 

6.17.6 Ordnung über den Zahlungsverkehr 

6.17.7 Fuhrparkordnung 

6.17.8 Lagerordnung 

6.17.9 Ordnung über die Preisbildung, Vor- und Nachkalkulation 

6.17. 10 Aktenplan und Ablage 

6.17.11 Alarmplan 

6. 17.12 Brandschutz/Gesundheitsschutz 

6.17.13 Anwesenheit/Abwesenheit 

6.17.14 Verpflichtung der Mitarbeiter 
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II. Konzeption für die operative Geschäftstätigkeit 1976- 
198o 


1. Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Kunsthandel der DDR 

"VEH Bildende Kunst und Antiquitäten 1 * 

In der Zusammenarbeit mit dem VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten wird von dem Grundsatz ausgegangen, daß 
der Auf- und Ausbau einer KuA-eigenen Ankaufsorganisation 
für Gebrauchtwaren und Antiquitäten eine Übergangslösung 
zur Sicherung eines stabilen Warenfonds und zur Vermei- 
dung volkswirtschaftlicher Verluste durch Vernichtung 
darstellt und nicht zu den Aufgaben eines Außenhandels- 
betriebes gehört. 

Es wird angestrebt, daß spätestens 198o der VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten alle Aufgaben aus dem Warenankauf 
in der DDR übernimmt. 

1.1 Aufgabenstellung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH ist für die Erfüllung 
der Exportaufgaben des Bereiches des Ministeriums für 
Kultur, Staatlicher Kunsthandel der DDR, "VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten" gemäß Verfügung vom lo. 12. 1973 
des Ministeriums für Außenhandel voll verantwortlich. 

Die ökonomischen Kennziffern ergeben sich aus den jähr- 
lichen Planaufgaben des Betriebes. 

1.2 Wirtschaftsverträge _ 

Zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH und dem VEH 
Bildende Kunst und Antiquitäten werden jährlich Wirt- 
schaftsverträge abgeschlossen, in denen die Bedingun- 
gen — Rechte und Pflichten des VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten - für die Durchführung der Eigengeschäfts- 
tätigkeit für den Planexport vereinbart werden. 

Dabei wird von folgenden Prinzipien ausgegangen: 

- Sicherung einheitlicher Ankaufspreise für vergleich- 
bare Waren in der DDR 

- Sicherung eines einheitlichen Auftretens im NSW, d.h. 
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• gemeinsame Preisarbeit 

• gemeinsame Festlegung der Kunden und Sortimente 

• einheitliche Verkaufsbedingungen 

— zusätzliche außerplanmäßige Erwirtschaft tung aller 
Valutakosten (Warenvertriebskosten, Ausstellungen 
im NSW, Reisekosten, Fachliteratur usw.) 

— Einhaltung der Kunstschutzverordnung 

Die Wirtschaftsverträge sind na di Vorlage der Plan- 
aufgaben für das folgende Jahr, jedoch nicht später 
als bis zum 3o.11. abzuschließen. 


1.3 Außenwirtschaftliche Fragen mit dem sozialistischen 

Wirtschaftsgebiet und dem nicht sozialistischem Wirt- 
schaftsgebiet 

Der VEH Bildende Kunst und Antiquitäten wird vom 
Ministerium für Kultur und dem Ministerium für Außen- 
handel, Bereich Komnerzielle Koordinierung, beauftragt 
und bevollmächtigt, alle außenwirtschaftlichen Fragen 
des Kulturabkommens t mit sozialistischen und kapitalisti- 
schen Ländern eigenverantwortlich zu lösen. 

Der VEH Bildende Kunst und Antiquitäten wird vom Ministe- 
rium für Kultur und dem Ministerium für Außenhandel, Be- 
reich Komnerzielle Koordinierung, beauftragt und bevoll- 
mächtigt, alle Fragen der Organisation, Durchführung und 
Abwicklung von Verkaufsausstellungen im SW und NSW gemäß 
des Ministerratsbeschlusses vom 18.7.74 verantwortlich zu 
lösen. 

Die Rechte und Verpflichtungen aus der internationalen 
Zusammenarbeit mit den sozialistischen Ländern inbezug 
auf die Arbeit in dritten Ländern (NSW) werden durch die 
Kunst und Antiquitäten GmbH wahrgenommen» 

1.5 Kunstschutzverordnung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH arbeitet als ständiges 
Mitglied des künstlerischen Beirates des Ministeriums für 
Kultur aktiv an der Sicherung der Einhaltung der Kunst- 
schutzverordnung der DDR mit und strebt eine eindeutige 
Definition dieser Verordnung und Kontrolle der Exporte 
im Sinne dieser Definition sowie eindeutige materielle Rege- 
lungen der Fälle an, in denen für den Export vorgesehene 
Waren in der DDR verbleiben. 
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2. Warenbereitstellung/Ankauf 

2.1 Bedeutung der Warenbereitstellung 

Die Sicherung eines stabilen und effektiven Warenfonds 
ist die Grundlage für die Tätigkeit der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH 

2.2 Handelssortiment der GmbH 

Gebrauchtvaren und Antiquitäten aller Art aus allen 

Stilepochen 

Musikinstrumente 

Kleinvare 

Bauernmöbel 

Bilder 

Uhren 

Puppen usv. 

Antiquitäten kunsthistorischen Charakters 
Gemälde, Skulpturen, Möbel, Porzellan, Fayencen, Glas 
Musikinstrumente, Teppiche, Gobeline, Waffen, Orden, 
Ostasiatika usw. 

Technische Antiquitäten 

Kunsthandwerk und artverwandte Bereiche, Nachbildungen, 
Kopien, Nachprägungen usw. 

Das Sortiment kann auf Antrag und/oder Weisung des 
Ministeriums für Außenhandel, Bereich kommerzielle Koor- 
dinierung, erweitert werden. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH führt weiterhin Sonder- 
geschäfte mit Einzelgenehmigung des Ministeriums für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, durch. 

2.3 Organisation und Technik des Einkaufs 

2.3.1 Grundsätze für die Organisation und Technik des Einkaufs 

Für die Organisation und Technik cfes Einkaufs der GmbH 
werden folgende Grundsätze festgelegt: 

Die GmbH baut ein eigenes Bezugsnetz in den Bezirken der 
DDR auf. 

Die GmbH bedient sich weitgehend des bestehenden Netzes 
kommunaler und privater Kunst- und Antiquitätenhändler. 

- 11 - 
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Oie GmbH arbeitet mit dem VEH Bildende Kunst und Anti- 
quitäten eng und kameradschaftlich zusammen. 

Die GmbH arbeitet mit geringstmöglichem personellen und 
materiellen Aufwand. 

2.3.2 Organisation und Technik des Einkaufs 

Oie GmbH erwirbt Gegenstände des gesamten Handelssorti- 
ments auf eigene Rechnung und Gefahr in der DDR von staat- 
lichen Dienststellen, volkseigenen Betrieben, Privatfir- 
men und Einzelpersonen. 

Sie trifft die selbständige Auswahl der zu erwerbenden 
Waren unter Berücksichtigung der Erzielung einet hohen 
Devisenrentabilität und der Einhaltung der Verordnungen 
zum Schutze des Kulturgutes der DDR. 

Sie nimmt Waren in Kommission. 

Der Einkauf erfolgt gemäß einer Ordnung für den Einkauf 
der Kunst und Antiquitäten GmbH. 

Die GmbH beauftragt Privatfirmen und Einzelpersonen mit 
der Vermittlung von Ankäufen in der DDR gegen Honorar. 

Die GmbH stellt sich für die Organisierung des Einkaufs 
folgende Aufgaben: 

2.3.2. 1 Antikhandel GmbH 

Das bestehende Einkaufsnetz der Antikhandel GmbH Pirna 
wird reorganisiert, materiell und personell erheblich 
verstärkt und auf alle Bezirke der DDR bis Ende 1976 
ausgedehnt. In den Bezirken werden in Absprachen mit den 
örtlichen Organen Einkaufsgruppen eingesetzt, die ein 
Warenvolumen von 4-5 Mio M jährlich sichern. 

Die Antikhandel GmbH Pirna geht zum 31.12.1975 in Liqui- 
dation und wird ab 1976 zum Betriebsteil der Kunst und 
Antiquitäten GmbH. 

1976 werden Ankauf, Abrechnung, Disposition der Waren und 
die Exporttätigkeit in der bisherigen Form beibehalten. 

Parallel mit der Inbetriebnahme der Lagerhalle in Mühlen- 
beck werden in Berlin neu beschäftigte Mitarbeiter die An- 
kauf Stätigkeit in einer direkten Abrechnung in einer -Reihe 
von Bezirken der DDR aufnehmen. 
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Ab 1.1.1977 übernimmt die Kunst und Antiquitäten GmbH 
alle finanziellen Abrechnungsprozesse der Einkaufstä- 
tigkeit selbst.. 

Die Außenstelle Pirna verbleibt dann als Bereichslei- 
tung Einkauf und hat eine fachlich anleitende Funktion 
für die Einkaufskollektive. 

2. 3 .2. 2 Kommunale Betriebe 

Mit den kommunalen Gebrauchtwarenbetrieben in Leipzig, 

Berlin und Dresden werden jährlich Vereinbarungen abge- 
schbssen, in denen folgende Hauptfragen geregelt werden: 

- Die Warenbereitstellung erfolgt für den außerplanmä- 
ßigen Export in das NSW 

- Festlegungen von Hauptwarengruppen und Wertvolumen 

- Festlegung von M-Preisen für Sortimentswaren 

- Festlegung von Handelsspannen zugunsten der Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

- Wettbewerbsvereinbarungen 

- Liefer- und Leistungsbedingungen 

- Festlegung der Organisation und Technik des Verkaufs 

- Valutabeteiligungen der Räte der Städte 

Es wird angestrebt, in weiteren Bezirksstädten kommunale 
Ankaufsbetriebe zu bilden, um insbesondere durch die Übfer- 
nahme von Nachlässen das Aufkommen zu erhöhen« 

2. 3.2. 3 Privatbetriebe und Einzelpersonen 

Mit ausgewählten privaten Antquitätenhändlern in der DDR 
können nach Einzelgenehmigung durch das Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, Verein- 
barungen abgeschlossen werden, durch die einzelne Waren- 
posten gesichert werden. 

Die Übernahme der Waren erfolgt durch die regional zustän- 
digen Einkaufsgruppen und/oder den Zentraleinkauf in Berlin. 

Mit solchen Firmen können auch Vorfinanzierungsverträge ab- 
geschlossen werden, um ein hohes Warenvolumen zu sichern 
und einen schnellen Umschlag zu garantieren. 
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Einzelankäufe des Zentraleinkaufs der Kunst und 
Antiquitäten GmbH von Warenposten und wertvollen- 
Einzelstücken erfolgen entsprechend einer Honorar— 
Ordnung für Geschäftsvermittlungen* Die Honorare 
bewegen sich zwischen 3 und Io % des Ankaufsprei- 
ses» 

2. 3. 2. 4 Kommerzielle Einkaufsbedingungen 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH erarbeitet eigene An— 
kaufsbedingungen, die mit denen des VEB Versteigerungs- 
und Gebrauchtwarenhauses Leipzig, der Antikhandel GmbH 
Pirna und des VEH Bildende Kunst und Antiquitäten koor- 
diniert werden- 

Dabei gelten folgende Grundsätze: 

- Erklärung über das uneingeschränkte Eigentum des Ver- 
käufers über die Waren 

- Gefahrenübergang 

- Zahlung - Quittung 

- Anforderungen an die Ankaufsbelege 4— fach, fortlaufend 
numerierenusw. 

Für die Bildung der Ankaufspreise werden folgende Grund- 
sätze angewendet: 

- Nutzung der Erfahrungen der staatlichen und kommunalen 
Betriebe für vergleichbare Warengruppen 

- Aufbau einer eigenen Preisdokumentation 

- Herstellung eigener Preislisten und Sortimentskataloge 

- Konsultationsabsprachen mit dem VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten für Sortimente 

- Einholung von Schätzungen und Expertisen aus der DDR 
und des Auslands bei wertvollen Antiquitäten und Kunst 
gegenständen auf Honorarbasis. 
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3. Export / Absatz 

3.1 Grundsätze für die Expoxitätigkeit 

. Reduzierung der Möglichkeiten der illegalen Exporte 
mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen. 

. Trennung der DDR-Partner von den ausländischen Käufern 

Ablösung aller bestehenden Beziehungen zu ausländischen 
Firmen, die die Gefahr illegaler Manipulationen beinhal- 
ten 

v Höchstmöglicher Devisenerlös bei einfachen, unkompli- 
zierten Absatzwegen mit geringster Publizität. 

r Absatz von großen Partien im Strecken- bzw. Lagergeschäft 
an wenige ausgewählte Kunden. 

• Absatz im NSW mit befreundeten Firmen 

3.2 Organisation und Technik des Absatzes/Export 

3.2.1 Länder - Absatzplanung 

Nach den vorliegenden Kennziffern erfolgt getrennt für den 
Plan- und Außerplanexport eine Länderplanung, die auf dem 
angenommenen Sortiment aufbaut. 

Exportlizenzen werden nach den geltenden Vorschriften bean- 
tragt und monatlich abgerechnet. 

Kunst und Antiquitäten GmbH nimmt aktiven Einfluß auf die 
Länderplanung des Planexportes und auf die beabsichtigte 
Kundenstruktur, um handelspolitische Effekte- zu erreichen. 

3.2.2 Nach den Länderplänen werden getrennt für den Plan- und 
Außerplanexport Jahresarbeitspläne für die operative Ge- 
schäftstätigkeit dem Leiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH zur Bestätigung vorgelegt. 

Diese Jahresarbeitspläne beinhalten: 

- vorgesehene Lieferungen pro Land und Kunden 

- Abschluß von Jahresabnahme- und Kaufverträgen 

-^vorgesehene Preispolitik in den Sortimenten und 
Vertreterverträgen 

- Warenforderungen an den Bereich Einkauf 

- Beantragung von Liefer- und Kreditlimiten 
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3.2.3 Verkaufsbedingungen 

Kunst und Antiquitäten ist verantwortlich für die' selb- 
ständige Auswahl der Exportvertreter und schließt Vertre- 
terverträge ab. Sie wählt die Exportkunden aus und schließt 
Verkaufsverträge ab. Ihr obliegt die Festlegung der Ex- 
portpreise, der Liefer- und Vertragsbedingungen. 

Kunst und Antiquitäten legt für alle Verkaufsver träge 
eigene Verkaufsbedingungen fest. 

Dabei gelten folgende Grundbedingungen: 

- Zahlung in frei konvertierbarer Währung bzw. in Verrech- 
nungswährung mit Agio 

- Vorauskasse in allen Formen, wie Überweisungen, Barzah- 
lungen unter Berücksichtigung der Ankaufssätze für Sorten, 
Zahlung mit Barschecks und Akkreditive 

- Preisstellung ab Lager 

3.2.4 Verkaufsverhandlungen 

Die Verkaufsverhandlungen des VEH Bildende Kunst und Anti- 
quitäten im Rahmen der Eigengeschäftstätigkeit erfolgen 
selbständig durch den VEH mit dem Vorbehalt der endgülti- 
gen Bestätigung durch die Kunst und Antiquitäten GmbH. 

Die entsprechenden Regelungen sind in dem Wirtschaftsver- 
trag mit dem VEH enthalten. 

Die Verkaufsverhandlungen der Kunst und Antiquitäten GmbH 
werden nur durch die vom Leiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH bevollmächtigten Mitarbeiter geführt. ~ 

Dabei gelten folgende Grundsätze 

a) alle V rkäufe werden in Verkaufsprotokollen erfaßt, 
die folgende Mindestangaben enthalten: 

- Kundenpositionsnummer - Aufkleber 

- Warenbezeichnung, die mit der des Lagerführers über- 
einstimmen muß 

- Verkaufspreis in DM 

- Lagerort 

- Datum 

- Unterschrift des Verkäufers und Käufers 
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b) Alle Waren werden zu Einzelpreisen verkauft, die eine 
Relation zu den Ankaufspreisen ermöglichen, . 

Ausnahmen für Lagerverkäufe bedürfen der Limitfestle- 
gung vor jeder Verkaufshandlung durch die Preisdokumen- 
tation, 

c) Alle Waren werden N tel quel", d.h- im augenblicklichen 
Zustand verkauft, um Reklamationen zu minimieren, 

d) Die Übernahme der Waren durch die Kunden hat innerhalb 
von 6 Wochen nach Vertragsabschluß zu erfolgen, danach 
werden Lagergebühren in Höhe von 5 % ad valorem pro 
Monat berechnet, 

3.2.5 Verkaufsformen 

Die GmbH stellt sich die Aufgabe, folgende Verkaufsformen 
durchzusetzen und schafft dazu schrittweise die notwendi- 
gen Voraussetzungen: 

- Verkäufe von Sortimenten ab Lager Mühlenbeck 

- Abschluß von Jahresverträgen mit festgelegten Sortimen- 
ten 

- Lieferung nach Wahl KuA 

- Übemahme/Übergabe/Zahlung am Lager des Käufers 

- Lagerhaltung auf Rechnung des Käufers in der DDR. 

3.2.6 Versteigerungen/Auktiooen 

Die GmbH hat das Recht, wertvolle Einzelgegenstände oder 
Partien an Auktionshäuser direkt oder bei entsprechender 
finanziellen Sicherung über Vertrauenshändler indirekt 
versteigern zu lassen. 

Dabei erfolgt in der Regel die Zahlung des Schätzpreises 
bei Übernahme und/oder die Zahlung der Erlösdifferenz nach 
der Versteigerung. 

Verkäufe von Einzelstücken an Einzelkunden gegen Provisions- 
zahlung an Vermittler sind auch möglich, 

3.2.7 Auftrags- und Belegdurchlauf, Siegelung, Abrechnung 

Alle Phasen der Durchführung und Abrechnung der Geschäfts- 
tätigkeit Export sind in der komplexen Organisationsanwei- 
sung enthalten. 
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4. Preisbildung und Devisenrentabilität 

4.1 Devisenrentabilität 

Die kommerzielle Tätigkeit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH ist darauf gerichtet, kostendeckend zu arbeiten. 

Durch die Anwendung der Prinzipien der betriebswirt- 
schaftlichen Abrechnung nach Kostenarten, Kostenstellen 
und Kostenträgern sind jährlich Kalkulationskostensätze 
zu ermitteln, nach denen die Finanz- und Kostenplanung 
des Folge jahres erfolgt. 

4.2 Valutapreisbildung 

Im Handel mit Kunstgegenständen und Antiquitäten ist 
die Preisbildung neben objektiv wirkenden Markttenden- 
zen für einzelne Gattungen - unter Berücksichtigung der 
unter der kapitalistischen Währungskrise verstärkten 
Tendenz zwischen Kapitalanlagen - auch von subjektiven 
Beurteilungen abhängig, die starken Schwankungen unter- 
worfen sind. Deshalb ergibt sich für die Valutapreis- 
bildung eine hohe Verantwortung für die GmbH. 

Für die Preisbildung werden nach den Kategorien folgen- 
de Festlegungen getroffen: 

a) Gebrauchtwaren 

Die aufgekauften Waren werden in die möglichen Rahmen- 
sortimentsgruppen eingegliedert. 

Die Rahmensortimentsgruppen werden jährlich verbind- 
lich durch die GmbH nach Konsultationerrmit dem Staat- 
lichen Kunsthandel und dem VEB Versteigerungs- und 
Gebrauchtwarenhaus Leipzig festgelegt. 

Für diese Sortimente werden Mindestvalutapreise fest- 
gelegt. Es soll angestrebt werden, ab 1977 grundsätz- 
lich für alle Waren Einzelvalutapreise nach Art und 
Zustand der Ware festzulegen. 

Die Einzelpreisfestlegung für Gebrauchtwaren erfolgt 
während der Kaufhandlung durch den Verkäufer. 

Ihr geht eine Einzelpreisorientierung durch den Preis- 
beauftragten voraus. Die Waren werden nicht ausge- 
zeichnet. 
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b) Antiquitäten/Kunstgegenstände 

Für Kunstgegenstände musealen Charakters werden Preis- 
limite für jedes ^Exponat festgelegt. 

Als preisbildende Elemente werden heoangezogen : 

- Dokumentationen des NSW-Kunstmarktes (Auktionsergeb- 
nisse usw.) 

- Schätzungen und Gutachten durch Experten im In- und 
Ausland 

- in Abstimmung mit dem VEH Staatlicher Kunsthandel 

- Regionale Preistendenzen 

- Gebote von Sammlern und Auktionatoren 

Die Festlegung der Preise erfolgt durch eine Preis- 
kommission auf Antrag des Exportleiters. 

Die Preiskommission besteht aus dem Exportleiter, dem 
Einkaufsleiter und dem wissenschaftlichen Mitarbeiter. 

Die Preiskommission hat bei Exponaten mit einem vorge- 
schlagenen Preis über VM loo.ooo,- die Zustimmung des 
Leiters der Kunst und Antiquitäten GmbH einzuholen. 

c) Preisdokumentation 

Die GmbH baut durch Anwendung der Mikrofilmtechnik 
eine eigene Preisdokumentation nach folgendem Prinzip 
auf: 

- Erfassung aller Verkäufe der GmbH nach Einzel waren 
mit einem Preis über 5.ooo f - DM nach Warenart, Preis 
Kunde usw. 

- Erfassung der wichtigsten Versteigerungsergebnisse 
nach Warengruppen im NSW 

- Erfassung cfer wichtigsten Versteigerungsergebnisse nach 
Gemälden und Malern 

- Erfassung der wichtigsten Presseinformationen über 
Preisentwicklungen nach Warengruppen durch Beauftra- 
gung von NSW-Ausschnittdiensten- 
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5. Transport/Fuhrpark 

5.1 Aufgaben 

Das Warenaufkommen der Kunst und Antiquitäten GmbH wird 

wesentlich von der Transportkapazität und seiner ratio- 
nellen Nutzung bestimmt. 

Der Fuhrpark der Kunst und Antiquitäten GmbH dient 

- der unmittelbaren Ankaufstätigkeit der Einkaufsberei— 
che in den Bezirken zum Transport der Waren vom Ver- * 
käufer/Bürger zum Handlager, 

- den Transporten von den Handlägern und Zwischenlägem 
in den Bezirken zum Zentrallager Mühlenbeck 

- Einzellieferungen an Kunden im NSW im grenzüberschrei- 
tenden Verkehr 


5.2 Umfang und Organisation des Fuhrparks 

Mit der Übernahme der Antikhandel zum 1.1.1976 verfügt 
die Kunst und Antiquitäten GmbH über 34 Fahrzeuge (siehe 
Anlage). 

Sie erhöht sich auf 44 Fahrzeuge durch die Lieferung von 
lo Kleintransportern im I. Quartal 1976. 

Der gesamte Fuhrpark soll 1976/77 nach der notwendigen 
Reorganistion - Aussonderung der überalterten Fahrzeuge 
einen Umfang erreichen, der den kontinuierlichen Trans- 
port der Waren zu den Lägern sichert. 

Alle Fahrzeuge des Fuhrparks werden auf die Kunst und 
Antiquitäten GmbH zugelassen, mit Kunst und Antiquitäten 
gekennzeichnet und einheitlich gespitzt. 

Dem Lager Mühlenbeck sind ein Garagenkomplex und jine 
eigene KfZ-Werkstatt und Pflegedienst anzuschließen. Diese 
Investitionen sollen 1976 abgeschlossen werden. 

Der Standort aller Fahrzeuge ist Berlin bzw. Mühlenbeck. 

Die technische und organisatorische Leitung des Fuhrparks 
wird einem Fuhrparkleiter übertragen. 

Die Disposition der Transporte wird durch einen Transportdis- 
ponenten/Dispatcher vorgenommen. 
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Die zu erarbeitende Fuhrparkordnung regelt folgende 
Hauptfragen: 

- Aufgabenstellung 

- Struktur und Geschäftsverteilung 

- Vollmachten 

- Disposition der Fahrzeuge - Fahrzeugpapiere, Fahr- 
aufträge 

- materielle Sicherung des Anlagevermögens, Käufe, Ver- 
käufe, Versicherung 

- Pflege, Wartung und Reparaturen 

- Ersatzteilversorgung 

- kadermäßige Verantwortlichkeit usw. 

- Berechnung der Transporte 

NSW-Transporte 

Die Abholung der Waren erfolgt in der Regel durch Spe- 
diteure der Kunden und/oder Deutrans. 

Es wird angestrebt, ausgewählte Kunden durch Fahrzeuge 
der GmbH zu bedienen, um 

.hochwertige Waren anzuliefern 

.einen schnellen Umschlag zu sichern 

.zusätzliche Valutaeinnahmen zu realisieren. 


- 21 - 


130 




- 21 - 


6 . 


6.1 


45 

Lagerwirtschaft 
Bedeutung der Lagerhaltung 

A 

Die Lagerhaltung der GmbH hat folgende ufgaben 

Sammelpunkt der angekauften 
Gegenstände der Ankäufer in 
den Bezirken 

Lagerung von Warenpartien und 
Warengruppen zum Zwecke der 
Zwischenlagerung 

kurzfristige Lagerung von Par- 
tien und Einzelexponaten zum 
Zwecke des Verkaufs 

Neben dem Transport bildet auch die Lagermöglichkeit 
eine der wichtigsten Grundlagen für die Geschäftstätig- 
keit. 


Aufkauflager 


Dispositionslager 


Verkau f slager 


6.2 Organisation und Technik der Lagerhaltung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH unterhält mit der Über- 
nahme der Antikhandel über 4o Handläger der Ankäufer in 
den Bezirken, in denen in der Regel Einlagerung, Dispo- 
sition, Verkaufshandlung und Lager bis zur Expedition 
erfolgen. 

Mit der Inbetriebnahme des Zentrallagers Mühlenbeck wer- 
den 4o - 5o % der Handläger aufgegeben und jeine ständi- 
ge Räumung der Handläger - Transport ins Zentrallager - 
organisiert. 

Im Zentrallager ist ein kurzfristiger Umschlag, d.h. 
Anlieferung, Disposition, Verkauf und Expedition ein- 
mal innerhalb von 6 Wochen, notwendig. 

Dementsprechend ist eine Lagerordnung zu erarbeiten, deren 
Hauptfragen shd: 

- Funktion der Lagerleitung - Aufgabenstellung, Voll- 
machten, Geschäftsverteilung 

- Auswahl der Waren, die von den Aufkauflägern ins Zen- 
trallager transportiert werden. Valutapreisfestsetzung 
für alle Waren. 
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- Organisation des Umschlags der Waren in der Halle 
Mühlenbeck 

. Erfassung, Lagerbuchhaltung, räumliche Auftei- 
lung usw. nach Erfahrungen des VEB Versteigerungs- 
und Gebrauchtwarenhauses Leipzig 

- Organisation der Verkaufshandlung 

* visuelle Trennung von bereits verkauften Waren 

. Verkäufe nur an Kunden, die einen kurzfristigen 
Abtransport gewährleisten 

* Ausfertigung der Verträge, Spezifikationen 

t Organisation der Exportlieferungen 

. Verzollung 
. Verladung 

. Disposition Deutrans und ausländische Speditionen 
. Ausfertigung der Ausfuhrpapiere 

- Organisation der Instandsetzung von Möbeln und Klein- 
ware 

. Auswahl der instandzusetzenden Waren 
. Eigeninstandsetzung durch eigene Tischlerei 
. Fremdinstandsetzung durch Betriebe 
. Abrechnung und Erfassung 

- Ordnung und Sicherheit 

. Arbeits- und Gesundheitsschutz 
. Brandschutz 
. Bewachung des Lagers 

Das Lager Leipzig wird mit einem kündbaren 5-Jahresvertrag 
an den VEB Versteigerungs- und Gebrauchtwarenhaus Leipzig 
vermietet. In einer Vereinbarung sind dabei folgende Fragen 
zu regeln: 

- Nutzung der Halle ausschließlich zum Zwecke der kurz- 
fristigen Lagerung, Disposition und Expedition von Ge- 
brauchtwaren für den Export in das NSW über die Kunst 
und Antiquitäten GmbH 
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- Festlegungen über die Bewirtschaftung der Halle 

• Sicherheit und Ordnung - Brandschutz, Gesund- 
heitsschutz 

u 

• Versicherung der alle und der gelagerten Ge- 
genstände 

. Strom- und Wasserversorgung 

. Zugang der Kunst und Antiquitäten GmbH zur Halle 

• Pflege und Instandhaltung 

• Miete 

Neben beiden Großlagern sind in den Bezirken, die in 
die Ankaufstätigkeit einbezogen werden, neue Aufkauf- 
läger zu organisieren* 

Dabei können zusätzlich Dispositionsläger gebildet wer- 
den, um entweder kurzfristig lieferfähig zu sein oder 
Preiseffekte zu erzielen. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH unterhält im Zentralla- 
ger ein Handlager für hochwertige Antiquitäten für den 
Einzelverkau f . 

Im Handelszentrum ist ein Einzelhandelsgeschäft (Intershop) 
für Antiquitäten vorzusehen. 

Im Rahmen Ihrer Verkaufspolitik kann die Kunst und Anti- 
quitäten GmbH Lager außerhalb der DDR unterhalten. 
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7. Planung 

In der komplexen Organisationsanveisung Planung, Durch- 
führung und Abrechnung der Geschäftstätigkeit sind die 
Planaufgaben und Abläufe verantwortlich festzulegen. 

Dabei ist- von felgenden Forderungen auszugehen: 

7.1 Planung der Exporte des Ministeriums für Kultur 

a) Planabstimmungen mit dem VEH Staatlicher Kunsthandel 
jährlich über Exportvolumen und Devisenrentabilität 

b) Planung der Exporte nach Ländern 

c) Planung der Exporte nach Warengruppen 

d) Planung des monatlichen Devisenaufkommens in konver- 
tierbaren Devisen 

e) Erarbeitung der vierteljährlichen Valutakassenpläne 

f) Planung der Valutakosten 

g) statistische Abrechnung der Planerfüllung von b-f 

7.2 Planung der Geschäftstätigkeit der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH 

Jährliche Erarbeitung eines komplexen Planes mit monat- 
licher finanzieller und statistischer Abrechnung mit fol- 
genden Teilplänen 

a) Plan teil Warenbereitstellung in M 

- Warenbereitstellung Kunst und Antiquitäten GmbH 

• nach Bezirken 

. nach Warengruppen 

- Warenbereitstellung Inlandspartner 

• nach Betrieben 

- Kostenplanung der Warenbereitstellung 

• Lager 

• Fuhrpark 

• Werbung 

. Verpackung 

• Restaurierung 
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b) Plan teil Exportplan in VM 

- Exportplan nach Ländern 

- Exportplan nach Warengruppen 

- Kostenplan Valuta 
Inlandsbeteiligungen 
Provisionen 
Transporte 
Reklamationen 
Literatur 
Ersatzteile 
Dienstreisen 

- Rentabilität 

M : VM nach Lieferanten, Ländern und Kunden 

c) Investitionsplan 

- Bautz en 

- Fuhrpark 

- Büroeinrichtungen und Maschinen 

d) Kaderplan 

- Stellenplan 

- Lohnfonds 

e) Finanzplan 

- monatlicher Finanzbedarf in M 

- monatliche Abführungen Valuta 

f) Plan Arbeit s- und Lebensbedingungen 
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Finanzierungen 

8.1 Fonds 

Die Finanzierung der Kunst und Antiquitäten GmbH erfolgt 
durch Fonds in Mark und Valutamark durch das Ministeriums 
für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung*. 

Sie richtet sich nach jährlichen Fina'nzplänen, in denen 
Umlaufmittelfonds, Richtsatztage usw. festgelegt werden* 

Ab 1.1.1976 wird mitcfer Integrierung der Antikhandel GmbH 
in die Kunst und Antiquitäten GmbH ein einheitliches Be» 
triebsergebnis gebildet, jedoch wird das gültige Abrech- 
nung ssystem der Antikhandel als neuer Betriebs teil gegen- 
über der KuA Berlin beibehalten* 

8.2 Zahlungsverkehr 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH führt den Zahlungsverkehr 
in der DDR gemäß einer Sonderregelung durch, die zum 1.1. 
1976 neu gefaßt wird. Danach sollen folgende Grundsätze 
gelten : 

- Barer Zahlungsverkehr M mit Bargeld und Barschecks 
möglich 

- Zahlungen über loo.ooo,- M unterliegen der Genehmigung 
des Ministeriums für Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

- Möglichkeit der Zahlung ohne Quittung 

- Kassenlimit der Kunst und Antiquitäten Hauptkasse in 
Höhe von 2o.ooo,— M 

- Vorschußzahlungen sind zum Zwecke des Ankaufs möglich 

- Kunst und Antiquitäten GmbH kann bei allen Einkaufs- 
gruppen in der DDR Nebenkassen mit einem jeweiligen 
Limit von 5.ooo,- M führen. 
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9. Abrechnung und Statistik der Geschäftstätigkeit 

Alle Prozesse der wirtschaftlichen Tätigkeit des Be- 
triebes werden lückenlos abgerechnet» 

Dementsprechend wird die Geschäftstätigkeit gemäß 
einer komplexen Organisationsanweisung Planung, Durch- 
führung und Abrechnung der Geschäftstätigkeit der Kunst 
und Antiquitäten GmbH geregelt«. 

Die Bildung einer eigenen Buchhaltung, die durch einen 
Hauptbuchhalter geleitet wird, erfolgt noch 1975. 

Sie umfaßt: 

— Finanzbuchhaltung 

- Kontokorrent 

- Investbuchhaltung 

- Lagerbuchhaltung 
— Lohnbuchhaltung 

Für die ordnungsgemäße Erfassung und Abrechnung von 
5o.ooo - loo.ooo,- Gegenständen jährlich und zur Ratio- 
nalisierung der ständig wiederkehrenden Erarbeitung der 
Verkaufsverträge, Spezifikationen usw« wird der Einsatz 
eines Kleinrechenzentrums im Zentrallager Mühlenbeck ab 
1977 vorgesehen, über den alle Abrechnungsprozesse und 
Statistiken durchgeführt werden sollen. 

Für den Einsatz sind 1976 die Vorbereitungen zu treffen 
und ein Projekt zur Bestätigung dem Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, einzu- 
reichen. 


Io. Siegelungen - Genehmigungen 

Der Kunst und Antiquitäten GmbH wird vom Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, das Recht 
der Trockensiegelung aller Export- und Importdokumente 
entsprechend der gesetzlichen und staatlichen Regelungen 
übertragen, wofür ein Mitarbeiter voll verantwortlich ein- 
gesetzt wird. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH verfügt weiterhin über ein 
Siegel (Rundstempel für die Beglaubigung von Dokumenten und 
Vollmachten) . 
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Der Kunst und Antiquitäten GmbH wird als Außenhandels- 
betrieb die Genehmigung zur zollfreien Einfuhr von Fach- 
literatur, Warenmustern und Werbematerial erteilt. 


11. Werbung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH beteiligt sich an in- 
und ausländischen Fachmessen und Ausstellungen. 

Die vorgesehenen Beteiligungen sind zu planen und durch 
das Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommerziel lg 
Koordinierung, zu genehmigen. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH beteiligt sich nicht an 
Kollektivveranstaltungen der DDR im Ausland. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH unterhält in Zusammen- 
arbeit mit dem VEB Versteigerung s- und Gebrauchtwaren- 
haus Leipzig ein Büro in Leipzig, das während der Leip- 
ziger Messen als Messestand genutzt wird. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH annonciert regelmäßig 
in der Presse der DDR zum Zwecke einer kontinuierlichen 
Warenbereitstellung. 

Dazu sind halbjährlich Werbepläne mit der DEWAG abzu- 
stimmen. Mittels Drucksachen werden die Einkaufskollek- 
tive ein einheitliches Auftreten in der DDR sichern. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH erhält das Recht zur Er- 
teilung von Druckgenehmigungen. 

Jede Aktivität inbezug auf andere Medien (Presse, Rund- 
funk, Fernsehen) im In- und Ausland unterliegt der Ein- 
zelgenehmigung durch das Ministerium für Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung. 
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III. Struktur und Aufbau der Kunst und Antiquitäten GmbH 
1 . Struktur 

Zur Lösung der Aufgaben des Betriebes werden dem Leiter 
drei Bereiche unterstellt: 

1.1 Bereich Ankaufsorganisation innerhalb der DDR einschl. 
des Betriebsteils Pirna • 

Er regelt alle mit der Warenbereitstellung im Lande auf— 
tretenden Fragen. Er ist verantwortlich für die Waren- 
bereitstellung, Warendisposition, Lagerhaltung und Lager- 
abrechnung, Inlandspreisarbeit, Inlandswerbung, , Fuhrpark. 

Er regelt alle vertraglichen Beziehungen zu allen Inlands- 
partnern im Zusammenhang mit der Warenbereitstellung. 

1.2 Bereich Export/Import einschl. Anleitung und Kontrolle 
des Planexportes des Ministeriums für Kultur 

Der Bereich Export/Import regelt alle Fragen, die mit der 
Realisierung der Exportpläne entstehen. Er ist verant- 
wortlich für die Exportplanerfüllung, Exportpreisarbeit, 
vertragliche Beziehungen zu allen Auslandspartnern, Ein- 
reisen usw. 

Er regelt die vertraglichen Beziehungen zum Staatlichen 
Kunsthandel. 

1.3 Bereich Finanzen/Planung 

Dieser Bereich ist für die Erfassung, Abrechnung und Kon- 
trolle der gesamten wirtschaftlichen Tätigkeit des Be- 
triebes verantwortlich. Er regelt die Planung und Leitung 
der materiellen Fonds. 

Dazu gehören: 

Planung 

Buchhaltung - Finanzbuchhaltung, Lagerbuchhaltung, Lohn-*» 

buchhaltung 

Kasse 

Verwaltung 

Innenrevison 
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1.4 Dem Bereich des Leiters werden die Funktionen 

— Sekretariat 
— Siegelung/Genehmigungen 
— Kader 
— Dienstreisen 

direkt zugeordnet. 

Gesamts truktur siehe Anlage 1. 

2. Stellenplan 

Im Stellenplan (Anlage 2) wird von folgender Problematik 
ausgegangen: 

2.1 Notwendigkeit der Übernahme von folgenden Funktionen der 
Funktionalorgane der Transinter GmbH ab 1.1.1976 

- Planung 

— Rechnungsführung und Statistik 

- Kaderabteilung 

- Hauptkasse 

- Verwaltung 
— Reisestelle 

2.2 Konzentration der Warenbereitstellung auf das Lager Mühlen- 
beck und Zentralbüro für den Ankauf 

- Fuhrpark - Werkstatt 

- Lager - Werkstatt, Abrechnung und Disposition 

2.3 Ausdehnung der Ankaufstätigkeit auf alle Bezirke der DDR 

— Bildung neuer Ankaufsgruppen ~ 

Im Oktober 1975 sind in der Kunst und Antiquitäten GmbH 
und Antikhandel Pirna 77 Mitarbeiter beschäftigt. Die im 
Stellenplan vorgesehenen Stellen von 14o VBE sollen im 
Laufe des Jahres 1976 und 1977 besetzt werden 

3. Kader 

Für den Betrieb Kunst und Antiquitäten GmbH gelten die einheit- 
lichen Anforderungen für Mitarbeiter des Außenhandels. 

Die Leitungskader werden durch das Ministerium für Außen- 
handel, Bereich Koemmerzielle Koordinierung, eingesetzt. 
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Die Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten GmbH wer- 
den nach den geltenden Richtlinien ausgewählt und nach 
Bestätigung durch das Ministerium fUr Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, beschäftigt.' 

Nach der Übernahme der Mitarbeiter der Antikhandel GmbH 
sind alle Anstrengungen darauf zu richten, die kader- 
mäßige Zusammensetzung des Betriebes zu verbessern. 

Im AHB werden keine Lehrlinge ausgebildet.. 

Für die Bereiche Export/Import und Planung/Finanzen soll 
der Einsatz von Hochschulabsolventen vorgesehen werden» 

Für die Bearbeitung aller Fragen der Einstellung, Füh- 
rung der Kaderunt erlagen, Bearbeitung der Arbeitsrechts- 
verhältnisse wird eine Kaderabteilung/Personalabteilung 
gebildet. 

Der AHB Kunst und Antiquitäten wird dem Schulungs- und 
Ausbildungssystem des Ministeriums für Außenhandel ange- 
schlossen. 
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IV. Sonstiges 

1 . Geschäftsräume 

. Die_ Unterbringung der Mitarbeiter der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH ist eine unmittelbare Voraussetzung für die 
Herstellung der Arbeitsfähigkeit des Betriebes ab 1.1.1976 
und die Übernahme der Aufgaben und Funktionen von Trans- 
inter zum gleichen Zeitraum. 

Es ist deshalb notwendig: 

- Unterbringung von lo - 15 Mitarbeitern als Zwischen- 
lösung bis Mitte 1976 

- Nutzung der BUros der Gruppe Automatisierung in der 
Mittelstraße nach dem Unzug in die Wallstraße und 
Renovierung dieser Räume 

- Aufbau des Verwaltungstraktes im Objekt Mühlenbeck 
gemäß den vorgesehenen und bestätigten Investitionen 

- Beibehaltung des Büros Französische Straße 15 

" " Rosenthaler Str. 36 als Lager 

- Unterbringung der Bereiche Geschäftsleitung, Export/ 
Import, Planung/Finanzen ab 1978 im Internationalen 
Handelszentrum 

2. Sonderregelungen 

Zur Erfüllung der Aufgaben des Betriebes und für eine 
reibungslose Geschäftstätigkeit ist es notwendig, Lei— 
tungsentscheidungen h er beizu führen, um vorauszusehende 
Kollisionen mit den gesetzlichen Bestimmungen zu lega- 
lisieren. 

Das betrifft folgende Problemkreise: 

2.1 Bargeldordnung, Kassenlimite, Nebenkassen 

2.2 Zahlung von Honoraren an Bürger ohne Genehmigung für neben- 
berufliche Tätigkeit für Geschäftsvermittlungen 

2.3 Zahlungen von Entgelten, Stundenlöhnen für zeitweilige Ar- 

beiten zu Sondertarifen (Be- und Entladungen usw) 

2.4 Preisbildungsvorschriften 
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2.5 Ausschluß des Vertragsgesetzes bei Inlandsverträgen 

2.6 Ausschluß der Investitionsordnungen 

2.7 Führung von Valutakassen 

2.8 Transportgenehmigungen für den grenzüberschreitenden 

Verkehr in das NSW 

2.9 Abweichungen von Regelungen der Fuhrparkordnung 

2. Io Käufe von Einrichtungen, Möbeln und Material aus dem 

Bevölkerungsbedarf 

Zu diesen Komplexen sind entsprechende Vadagen zur Ge- 
nehmigung dem Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung, einiureichen. 

3. Revision 

Revisionen der Geschäftstätigkeit der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH erfolgen ausschließlich durch das Ministe- 
rium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung. 
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L VERFÜGUNGEN / 

Der Minister I 

Nr* 7 Betr* Statut des Staatlichen Konsthandeli der DDR 
mVEH Bildende Kunst und Antiquitäten* 

$1 

Rechtliche Stellung und Sita de* Betriebe* 

(1) Der Volkseigene Handelsbetrieb „VEH Bildende Kunst 

tind Antiquitäten“ — nachstehend staatlicher Kunathandel 
der DDR genannt — arbeitet auf der Grundlage der „Ver- 
ordnung 'vom 28. M&rz 4978 über d(e Aufgaben, Rechte und I 
Pflichten dar volkseigenen Betriebe, Kombinate und WB< ! 
(GBL Teil I, Nr. 15, 8.129). j 

Er ist juristische Person. 

(2) Der Staatliche Kunsthandel der'DDR untersteht dem Mi- j 

nlateriufn für Kultur. . , . , 

(3) Der Sitz des Staatlichen Kunsthandels der DDR Ist Ber- 
lin, Hauptstadt der DDR. 

$2 

. Aufgaben des Staatlichen Kunsthandels der DDR 

(1) Auf der.. Grundlaie der langfristigen kulturpolitiadien 
Konzeptionen des Ätinlateriuma für Kultur obliegt dem Staat- 
lichen Kunstbande! der DDR im Rahmen seiner nachstehen- 
den Aufgaben der Groß- und Einzelhandel sowie der Außen- 
handel mit bildender und angewandter Kunst, Volkskunst j 
und Antiquitäten. 

(2) Zu den Aufgaben des Staatlichen Kunsthandels der DDR 
mit zeitgenössischer bildender und angewandter Kunst ge- 
hören: 

— Verkauf von Kunstwerken an die Bevölkerung sowie an 
«taatlich* und gesellschaftliche Einrichtungen: Angebot 
von Kunstwerken an die Bevölkerung auf Teilzahlung ab 
einem Verkaufswert von 500,- Mark bei eirter Mindest- 
anzahlung von 20 % 

— Ankauf von Werken aus Ateliers, Kunstausstellungen, öf- 
fentlichen Sammlungen sowie von Betrieben, Produktions- 
genossenschaften, Künstlerkolleglen und aus Privktbesltz, I 


— Abschluß von Verträgeirmit Künstlern, Froduküonsgenos- 
senschaften, KüiistlerkoUegien, Betrieben über die Schaf 
fung von Kunstwerken, 

— Übernahme von Kunstwerken in Kommission, 

— Organisierung des Außenhandels mit bildender und an- 
gewandter Kunst mit der UdSSR und den anderen L&n 
dem der sozialistischen Staatengemeinschaft, 

— Entwicklung des'Außenbandels mit dem NSW.V 

(3) Zu den Aufgaben. des Handels mit Antiquitäten, MÜnzei 

und historischen Gegenständen (in* denen Edelmetalle var 

arbeitet sind) — nachfolgende Antiquitäten genannt— gehören 

— Organisierung des Einzel- und Großhandels rtiit Äntiqui 
täten, 

Durchführung von Verkaufsausstellungen und Auktionen 

— Teilnahme an internationalen Auktionen und Ausstellun 
gen, 

— Ankauf aus öffentlichen und privaten ßammlungen un» 
Nachlassen, . 

— Eingliederung bestehender staatlicher Ankaufsorgoxusa 
tionen fßr Antiquitäten einschließlich <3 t«*” 1 
antiquarischen Charakters nach Vereinbarung^ 


(«) Der Staatlich« Kunsthandd der DDR entwickelt eine viel- 
fältige kulturelle Arbeit zur Kunatvcrbrdtung, ver ans taltet 
Galerl causa teil ungen, organisiert Im Rahmen »einer Auf- 
gaben die Kunstpropag anda, führt Kunstgespriche, regt die 
Sammlung von Kunstwerken an und entwickelt Sammler- 
kreire. 

Die Finanzierung dieser Aufgaben erfolgt aus Mitteln des 
Kulturfonds, des Ministeriums für Kultur und atu Fonds ge- 
sellschaftlicher Auftraggeber. 

(3) Im Rahmen der dem Staatlichen Kunsthandel der DDR 
Übertragenen Aufgaben l*t der Staatliche Kunsthandel für die 
Einhaltung der Ku ns Uchutz Verordnung vom 2. April 1933 ver- 
antwortlich. 

Weitere Aufgaben können dem Staatlichen Kunsthandel 
DDR durch das Ministerium für Kultur unter Regelung 
öcr Finanzierung übertragen werden. 
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Einrichtung des Öta&tllchcn KuuathandcLs der DDK 

(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben richtet der Staatliche 
Kunsthandel der DDR ln den Bezirksstädten und weiteren 
Großstädten Galerien für bildende und angewandte Kunst 
mit Zweigstellen ein und baut das Netz der Galerien für 
Antiquitäten aus. 

(2) Zur besseren Versorgung der Bevölkerung sowie staat- 
licher gesellschaftlicher Einrichtungen ist ein Zentraler Ver- 
sandhandel für bildende und angewandte XCunst, einschließ- 
lich Volkskunst und Antiquitäten, einxurichten. 

(3) Entsprechend den gesellschaftlichen Anforderungen wer- 
den dein Staatlichen Kunsthandel der DDR künstlerische 
Werkstätten und Produktionsstltten für Grafik, Keramik, 

«Bronzeguß, Bilderrahmung und Restaurierung untenteilt Die 
Einrichtungen, die durch Mittel aus dem Kulturfonds unter- 
stützt werden, stehen den Künstlern rur Verfügung. Die Nut- 
zung der Werkstätten durch freischaffende Künstler wird 
ln einer Vereinbarung zwischen dem Präsidium des Ver- 
bandes Bildender Künstler der DDR und dem Generaldirek- 
tor des Staatlichen Kunsthandels der DDR geregelt 


Arbeitsweise 

(1) Der Staatliche Kunsthandel der DDR arbeitet nach einem 
vom Minister für Kultur bestätigten Jahreapian, dem die 
langfristigen kulturpolitischen Konzeptionen des Ministeriums j 
für Kultur zur Förderung und Entwicklung 'der bildenden 
und angewandten Kunst, des künstlerischen Volksschaffens | 
Und zur Wahrung der Verbreitung des künstlerischen Erbe« | 
zugrundeliegeru 

Der Generaldirektor des Staatlichen Kunsthandola der DDR 
stimmt den Jahresplan mit df.m Präsidium de* Verbandes 
Bildender Künstler der DDR ab. 

(2) Der Staatliche Kunsthandel der DDR arbeitet im Rahmen 
seiner Eigenexportgeschäftstätigkeit mit den zuständigen 
Außenhandelsorganen — der „Kunst- und Antiquitäten 
GmbH* — zusammen, 

(3) Der Staatliche Kunsthandel der DDR arbeitet eng mit 
dem genossenschaftlichen, organisationseigenen und privatem 
Kunsthandel zusammen. 

(4) Im Einzelnen werden die Arbeitsweise, der Arbeitsablauf 

und die Befugnisse und Pflichten der Mitarbeiter durch eine 
Arbeitsordnung geregelt, die durch den Generaldirektor im 
Einvernehmen mit der BetriebagewerkschaftsleUung • zu er- 
lassen ist. i 

§8 

Leitung und Vertretung Im Rechtsverkehr 

(1) Der Staatliche Kunsthandel der DDR wird von dem Gene- 
raldirektor nach dem Prinzip der Einzelleitung geleitet 

C2) Der Generaldirektor vertritt den Staatlichen Kunsthandel 
der DDR Im Rechtsverkehr. Er kann Mitarbeiter des Staat- 
lichen Kuntthmndeli oder andere Personen dazu ücb 

bevollmächtigen. 

(5) Die Einrichtungeil in den Bezirken werden von einem 
Direktor geleitet im Rahmen der ihm durch den General- 
direktor erteilten Vollmachten ist er für die Durchaetnrng der 
Kulturpolitik der DDR verantwortlich. Grundlage »einer Tä- 
tigkeit Ixt der Jahresplan, den ar mit der Abteilung Kultur 
de» Rates des Bezirkes und dem Bezirksverband des VBK- 
DDR abstimmt und der vom Generaldirektor zu bestätigen 
Ut 

(4) Die Galerien für bildende und angewandte Kunst »owle 
die Galerien für Antiquitäten werden von Galerieleltem auf 
der Grundlage vom Generaldirektor bestätigter Pläne gelei- 
tet (AuxsteUungsplanung. Auftra gewesen. An- und Verkauf). 
Wesentliche Formen ihrer Arbeit sind die kontinuierliche 2u- 
aammenarbeit mit staatlichen und gesellschaftlichen Einrich- 
tungen, die Organisation von G al erleg es p rächen und der Auf- 
bau von Sa minierkreisen. 


(35) Dia künstlerischen Produktion»- und Werkstätten des 
Staatlichen Kunjthandel» der DDR werden von Betrieba- 
leitem bxw. Werkatatti eitern geleitet. Sie sind entsprechend 
ihrer Aufgabenstellung. Ihres Umfanges und ihrer Leistungs- 
fähigkeit dem Generaldirektor bxw. den Direktoren der be- 
zirklichen Errichtungen untersteilt. 

I« 

Kflnitlerijcho Beiräte 

(1) Zur Unterstützung der kulturpolitischen Arbeit des Staat- 
lichen Kunsthandels der DDR wird beim Generaldirektor ein 
Beirat gebildet. 

Dem Beirat gehören delegierte Vertreter des Verbandes Bil- 
dender Künstler der DDR, des Außenhandels, des Kultur* 
bundes der DDR, des Kulturfonds der DDR, des FDGB und 
anderer staatlicher und gesellschaftlicher Einrichtungen aowl« 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens an. 

(3) Zur Unterstützung der kulturpolitischen Arbeit der Ga- 
lerien für bildende und angewandte Kunst werden bei den 
Direktoren der bezirklichen Einrichtungen Beiräte für bil- 
dende und angewandte Kunst gebildet. * , 

Ih n e n gehören delegierte Vertreter des Bezirksvorstandes 
Bildender Künstler der DDR, des FDGB, des Kulturbundes 

(LLtn. 

(3) Die künstlerischen Beiräte haben beratende Funktion und 
arbeiten ehrenamtlich. Zu ihren Aufgaben gehören: 

Beratung bei der Ausarbeitung der Jahresarbeitspläse 
und Plins kultureller Veranstaltungen innerhalb der Ga- 
leris und ln Betrieben und Wohngebieten der Industrie 
sowie der Landwirtschaft, 

— Einfl ußnahm e auf eine den differenzierten künstlerischen 
Ansprüchen gerechtwerdende Ankaufs-, 'Auftrags- und 
Verkaufspolltik und auf eine kontinuierliche Beschaffung 
von Werken der bildenden und angewandten Kunst, 

“ Förderung von interessanten und vielfältigen Formen der 
Kunrtverbredtung und einer wirksamen öffentlichen Ar- 
beit, 

— Anregung und Mitwirkung bei Kunstgesprächen und Be- 
gegnungen zwischen Künstlern und Werktätigen, 

— Unterbreitung von Vorschlägen für die kulturelle Zusam- 
menarbeit mit staatlichen und genossenschaftlichen En- 
richtungen des Kunsthandels der befreundeten sozialisti- 
schen Staaten. 

17 

ArbeiUreehtsrrerhJUtoisaa 

CD Der Generaldirektor wird vom Minister für Kultur be- 
rufen und abbemien. 

(7) Die stellvertretenden Generaldirektoren sowie der Haupt- 
buchhalter werden durch den zuständigen Stell Vertreter des 
Ministers für Kultur berufen. 

Alle übrigen Mitarbeiter des Staatlichen Kunsthandels der 
DDR werden vom Generaldirektor auf der Grundlage der ar- 
beitsrechUichen Bestimmungen eingestellt und entlassen. 

M* 

Struktur und BUllenpUa 

Der Struktur- und Stellenplan des Betriebes wird nach den 
hierfür geltenden gesetzlichen Bestimmungen sutg es teilt und 
durch das Ministerium für Kultur bestätigt. 
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Dokument 10 


Staatsanwalt des Bezirkes 
Dresden 


221-80/74 


Bezirksgericht Dresden 
1, Strafsenat 

Dresden 


Anklageschrift 
1. Den Antiquitätenhändler 

K a t h 1 ' Siegfried 

gebv am 12/ 12/ 1936 in Steglin 
wh. : 8301 Döbra, 2 * 4 Nr. 55V Kreis Pirna 
verheiratet 
Bürger d/ DDR 

lt. beiliegenden Strafregisterauszug, nicht 
vorbestraft 

in vorliegender Sache seit dem 18V 4/ 1974 
in U-Haft in der UHA. Dresden.*' Bautzner Straße. 
Verteidiger: Hechtsanwalt Reichel, Schönebeck', 
Mitglied des Kollegiums der Reohtsanwälte des 
Bezirkes Magdeburg — ■ 


.00001 5 

Dresden, den 5« 3* 1975 
Mg/Ri - 


Haftsache ! 


2. den Einkäufer 

. Andreas, Jürgen 

geb. • am 21. 2/ 1943 in Jüterbog 
wh. : 8045 Dresden, Kadenstr/ 25 
verheiratet' 

Bürger d. DDR 

lt. beiliegenden Strafregisterauszug nicht 
vorbestraft . . , . ■ 

in vorliegender Sache seit dem 25* 11/ 1974 
in U-Haft in der UHA. Dresden;,' Bautzner Straße 
Verteidiger: RechtsanwaltjSchmidt, Mitglied 
des Kollegiums der Rechtsanwälte im Bezirk 
Dresden 

klage ich an, 

K a t h 

1, als Organisator einer Gruppe und unter .Aus- 
nutzung seiner beruflichen Tätigkeit handelnd. 
Vertrauensmißbrauch, : teilweise tateinheitlich 
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mit mehrfach begangenem verbrecherischen 
Betrug und mehrfacher Urkundenfälschung 
begangen und dadurch eine schwere Schädigung 
des sozialistischen Eigentums verursacht 
z^ haben* - ' 

Der Beschuldigte hat als Inhaber der Firma 
K a t h > Gebraucht waren - Antiquitäten, 

83 Pirnay. in der Zeit vom 1* IV 1973 bis 
zum 31V 3# 1974 die ihm durch vertragliche 
Vereinbarung vom Ministerium für Außenwirt- 
schaft der DDR (im folgenden MAW) übertragenen 
Befugnisse, im Auftrag und mit finanziellen 
Mitteln dieses Ministeriums Gebrauchtwaren 
antiquarischen Charakters von der Bevölkerung 
der DDR aufzukaufen und für Exportzwecke in 
das nicht -sozialistische Wirtschaftsgebiet 
bereitzustellenj' ; mißbraucht. 

Er hat entgegen der ihm auf erlegten Rechts- 
Pflicht, 1 die Warenabrechnung auf der Grund- 
lage von Ankaufspreisen und Hebenkosten vor- 
zunehmen,' mit. den für die Abrechnung bestimmten 
Ankaufs quittungen persönlich umfangreiche Mani- 
pulationen vorgenommen oder durch mehrere 
seiner Einkäufer vornehmen lassend Außerdem 
hat der Beschuldigte v K a t h Ankaufs- 
quittungen mehrfach mit falschem Inha lt her- 
steilen lassen, in einem Fall auch selbst her- 
gestellt und die verfälschten Quittungen 
zum Beweis ’ rechtserheblicher Tatsachen gegenüber 
dem MAW zur Abrechnung gebracht. 

• 4 

Der Beschuldigte hat dadurch das MAW über, 
den tatsächlichen Umfang der Warenaufkäufe 
und über die Höhe der Ankaufspreise getäuscht 
und zu einer Vermögensverfügung veranlaßt," . 
die zur Schädigung des sozialistischen Eigentums 
geführt hat.' ■ • 

Dem Beschuldigten werden in diesem Komplex 
folgende konkrete Handlungen zur Last gelegt.: 

In 8 Fällen hat er persönlich sogenannte Ge- 
fälligkeitsquittungeh von dritten Personen * 
beschafft und damit gegenüber dem MAW Waren- 
aufkäufe in Höhe von 82 850, — 1 - M vorgetäuscht; 
die nicht oder in anderer Weise stattgefunden 
haben. 

Durch den bei ihm als Einkäufer tätig gewesenen 
Mitbeschuldigten A 'n d r e a s hat der 
Beschuldigte K a t h in 15 Fällen über / 
das Beschaffen derartiger Gef älligkeits quittungen 
Warenaufkäufe in Höhe von 28 130, — M vorge- 
täuscht, ' die nicht erfolgt sind'. ' 
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Weiterhin hat der Beschuldigte K a t h 
über mehrere in seiner Firma angestellte 
Einkäufer Gefälligkeitsquittungen in folgendem 
Umfang beschaffen lassen: 

Über den Einkäufer A n der s in 7 Fällen 

im Umfang von ' 100, — M, 

über den Einkäufer P e c h in 2 Fällen 

im Umfang von 29 060, — M,‘ 

über den Einkäufer Richter in 

einem Fall im Umfang von 9 720',— M, 

über den Einkäufer B e r n d t in 4 Fällen 

im Umfang von 18 400,— M, 

über den Einkäufer Mischau.ck in 

2 Fällen im Umfang von 22 000," — M, . 

über den Einkäufer Fischer in 

3 Fällen im Umfang von 25 QOO — M, : ' 

über den Einkäufer K u b e ns in einem 
Fall, im Umfang von 26 700,'— M und 

über den Einkäufer M a n d r i e r in 
einem Fall im Umfang von 8000,— 

Der Beschuldigte hat .über das Beschaffen 
dieser Gefälligkeitsquittungen gegenüber 
dem M AW Warenankäufe im Umfang von 284 760 , — M 
vorgetäuscht, T die nicht in dieser Weise und 
in der vorgenannten Höhe durchgeführt worden 
sind, - 

Der Beschuldigte K a t h hat weiterhin 
den. Mitbeschuldigten Andreas 
und die Einkäufer A n d e r s ,' P ,e c h , . 
Richter, Berndt und F i ‘ s c h e r 
veranlaßt, ordnungsgemäß ausgestellte Quittungen 
über tatsächlich erfolgte' Ankäufe durch nach- 
trägliche Hinzufügung von Warenpositionen zu 
verfälschen und dadurch ebenfalls Warenankäufe 
in größerem Umfange als tatsächlich erfolgt, 
vor zu täuschen,' 

Es betrifft dies 

6 vom Mitbeschuldigt eh Andreas, ver- 

fälschte Quittungen,' wonach ein Ankauf in Höhe 
von 8 420, — M vorgetäuscht wurde, davon in 
5 Fällen durch Veränderung der Ankaufspreise 
und in einem Falle durch Hinzufügung von Waren- 
positionen, ■ \ ’ 

10 vom Einkäufer Anders verfälschte 
Quittungen mit einem vorgetäuschten Warenankauf 
von 5 785, — M,' 

1 vom Einkäufer Richter, verfälschte 
Quittung mit einem vorgetäuschten Warenankauf 
über 8 350, — M, 
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eine vom .Einkauf er P,e c h verfälschte 
Quittung mit einem vorgetäuschten Warenan- 
kauf in Höhe von 5000, — M, 

2 vom Einkäufer' B e r n dt verfälschte 
Quittungen in Höhe von 8 230,— M, 

eine vom Einkäufer F i s c h e r ver- 
fälschte Quittung im Umfang von 3 000, — M, : 
Außerdem hat der Beschuldigte K a t h 
die Quittung aus dem Möbelankauf von Prau 
B eh ringer über 5 500,— Mpersönlich 
nachträglich in der Weise verfälscht, daß er 
weitere 4 Positionen hinzugefügt und dadurch 
einen darüber hinaus gehenden Warenankauf in 

Höhe von 12 050', — M vorgetäuscht hat, " 

— %m 

Aus diesen dargestellten Manipulationen des 
Beschuldigten resultiert ein rechtswidriger 
Vermögensvorteil, den er persönlich in Höhe 
von 95 717,'— M eäangt und dritten Personen 
in Höhe von 10 970,— M verschafft hat. 

• * , . v*' - , 

Der Beschuldigte K a.t h • hat daneben 
private Unkosten zu Lasten des MAW als Ge- 
schäftsunkosten der Exportabteilung der Pirma 
K a t h abgerechnet, sowie seine Vertrauens- 
stellung dazu mißbraucht, mehreren seiner Ein- 
käufer rechtswidrige Vermögensvorteile zu ver- 
schaffen,’ ‘ 

Insoweit werden dem Beschuldigten folgende 
Handlungen zur Last gelegt: 

Im Februar 1974 hat: er eine Rechnung über 

3 418,— M für die Restaurierung privater 
Möbel gegenüber dem MAW abgerechnet und 

diese Position als Geschäftsunkosten deklariert. 
Er hat weiterhin veranlaßt, daß die in der 
Pirma K a t h , Exportabteilung, als Ein- 
käufer bzwV Transportarbeiter eingestellten 
WerktäLgen Andreas, ..Hippe, 
Leinert,Wegner und Bret- 

s c h- n e r . die zu unterschiedlichen Zeit- 
punkten jeweils über mehrere Monate beim Bau 
des Privatgrund Stücks des Beschuldigten tätig 
waren, aus dem durch das MAW zur Verfügung 
gestellten Lohnfonds entlohnt wurden. 

Dadurch wurde das sozialistische Eigentums 
in Höhe von 18 738, — M geschädigt. 

Der Beschuldigte K a.. t h . hat im Jahre 1973 
und im I, Quartal 1974- durch die Einkäufer 
Ri c ht er ,Anders. und Bischer 

sogenannte Kleinware ohne Ankau fsquit tu ngen 
aufkaufen lassen und diese mit ungenehmigten 
Preisaufschlägen von durchschnittlich “100 % 
gegenüber dem MAW abgerechnet. 
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Dadurch erlangten die genannten Einkäufer 
erhebliche rechtswidrige Vermögensvor teile. 

Diese betragen bei Richter mindestens 
7 000,— M , bei Anders mindestens 

3 600 , — M und bei Fi s c h e r mindestens 

4 000,— M.' 

Verbrechen gern; § 165 Abs, 1 und 2, teilweise in 
Verbindung mit § 159 Abs. 1 , § 162 Abs. 1 Ziff. 

1 u. 2, § 240 Abs. 1, § 63 Abs. 2 (Tateinheit) 
StGB. ■ 

; ' • 

2. in einem Falle einen anderen' zur Urkunden- 
vernichtung angestiftet' und iü Tateinheit 
damit das sozialistische Eigentum durch 
Diebstahl geschädigt zu haben. ... " • • 

Im September 1973 wirkte der Beschuldigte , , 
K a t h auf den Mitbeschuldigten A n dre k s 
ein und bestimmte diesen dazu, die Quittung über 
1 000,— M aus dem Ankauf einer Sitzgarnitur 
zu vernichten, weil der Beschuldigte K a t h 
diese Garnitur privat erwerben wollte. 

Nachdem der Mitbeschuldigte 'Andreas • 
’die Quittung entsprechend der Aufforderung 
des Beschuldigten K a t h,, vernichtet hatte, 
ließ der Beschuldigte K a t h diese Garnitur 
' in sein Privatlager transportieren und eignete 
sie sich rechtswidrig an. : 

Vergehen gern. §§ '158 s Abs. 1, 161 , : 241 Abs. 1, 

in V. m; § 22 Abs. ; 2 Ziff. 1, 

§ 63 Abs, 2 (Tateinheit) StGB..,: 

Aus den zu 1, und 2. dargestellten strafbaren Hand- 
lungen hat der Beschuldigte I a t h einen ■ 
rechtswidrigen Vermögensvorteil in einer Gesamt- 
hohe von 125 823» — M erlangt. 

Dritten Personen hat er einen rechtswidrigen Ver- 
mögensvorteil in einer Gesamthöhe von 25 570,— M 
verschafft. ' " 

Der Beschuldigte hat damit den sozialistischen 
Gesellschaftsverhältnissen einen erheblichen Schaden 
zugefügt. 

3. das staatliche Valutamonopol der DDR durch 
Begehung eines Devisenverbrechens angegriffen 
zu haben. 
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Der Beschuldigte hat zu einem nicht be- 
kannten Zeitpunkt im Jahre 1972 seinen 
Stiefbruder Jürgen M a r k o w s k i , 
why Salzgitter/Beinum, Dorfstr. 14, 

BRD beauftragt, bei der Norddeutschen 
Landesbank für den Beschuldigten ein Konto 
einzurichten# Das auf diesem Konto be- 
stehende Guthaben von mindestens 100 000,— 
DU/ DBB hat der Beschuldigte entgegen seinen 
Rechtspflichten bei den zuständigen Organen 
der DDR nicht angemeldet#’ • - 

Das Guthaben wurde vom Beschuldigten unter 
Ausnutzung seiner gewerblichen Tätigkeit' 
als Antiquitätenhändler und Vertrags- 
partner des MAW geschaffen; v 

Verbrechen ' gern# §§ 7 AbsVl Ziffi: 4 u# Abs# 2, 

Ziff# 1 u# 3,“ der Geldver- 
kehrsverordnung v# ; 20#9#61 
. i#d#R#d;A#v.1 1*^68 und der 
AO v# *13 #6* 68 in V# m. 

§ 81 Abs# 1 StGB. • 

■ . ■ • . ■ ~ • ■ . " ■ • . - ■ J 

Die einzelnen Handlungskomplexe stehen zuein- 
ander in' Tatmehrheit gern; § 63 . Abs. 2 StGB# 


A >n d r e a s u . 1 

in einer Gruppe und unter Ausnutzung seiner 
beruflichen Tätigkeit handelnd ^'dem sozia- 
listischen Eigentum durch verbrecherischen 
Betrug schweren Schaden zugefügti' in Tat- 
einheit damit mehrfache Urkundenfälschung 
begangen sowie in einem Pall in Tatmehrheit 
da zu eine Urkundenvernichtung yorgenommen 
zu haben# , v •' 

Der Beschuldigte And re a s ; hat 

in seiner- Eigenschaft . als Einkäufer' bei 
der Firma K a t h , Gebrauchtwaren/ 
Antiquitäten, in Pirna in der Zeit von 
Juni 1973 bis Ende März 1974 im Zusammen- 
wirken mit. dem Mitbeschuldigten K a t h 
zum Nachteil des MAW der DDR,' in dessen - 
Auftrag und mit dessen finanziellen Mitteln 
der Ankauf -von Gebrauchtwaren und Antiqui- 
täten durch die Firma K a t h .‘ erfolgte, 
umfangreiche Manipulationen an und mit An- 
kauf squittungen vorgenommen#" 
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Nach Aufforderung durch den Mitbeschuldigten 
K a th hat der Beschuldigte Andreas 
in 14 Pallen sogenannte Gefälligkeitsquittun- 
gen von dritten Personen beschafft und ist 
in einem Pall persönlich als Verkäufer aufge- 
treten. 

Das in diesen Quittungen ausgewiesene Ankaufs- 
volumen in einer Gesamthöhe von 28 130, — M 
ist nicht in dieser Weise und in diesem Um- 
fang realisiert worden.' 1 
Über die vom Mitbeschuldigten K a t h 
in die Abrechnung gegenüber dem MAW eiih e- 
eogenen Quittungen verschaffte der Beschul- 
digte , Andreas - dem 'Mitbeschul- 
digten K a t h einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil^ in Höhe von 3 098, — M.\ . 

In weiteren 5 Pallen hat der Beschuldigte 
Andreas an Ankauf squittungeny die 

ordnungsgemäß erstellt wurden, nachträglich - 
Fälschungen der Ankaufspreise zu Ungunsten 
des MAW in einer Gesamthöhe von 7 1?0, — M- 
vorgenommen und diese Quittungen ebenfalls 
über den Mitbeschuldigten 'Kat h, 
in die Abrechnung gegenüber dem MAW ’ein- 
gehen lassen. • l . 

Der Beschuldigte Andreas,' realisierte 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvor- 
teil in Höhe von 4 970 ,■ — M für sich und ' 
In Höhe von 2 200,— M für den Beschuldigten 
K a t h V ; ■ y 

In einem weiteren Fall setzte der'Beschul- 
digte Andreas auf die Ankaufs- 
quittung von Frau Hecht; Möbelstücke 
im Werte von 1 230,— M hinzu, woraus für 
den Beschuldigten K a t h ein rechts- 
widriger Vermögensvorteil von 312,50 M er- 
wuchs* ■ 

In der Ankaufsquittung über einen vom 
Bürger Gerd B o r m a n n erworbenen 
Barockschrank und einen Goldrahmen erhöhte 
der Beschuldigte Andreas die An- 
kauf ssumme^von 10 000,- — M auf 12 000, — 
brachte die Quittung. in dieser Höhe auch zur 
Abrechnung und eignete sich den Differenz- 
betrag von 2000, — M persönlich rechtswidrig 
an. , - ' 

Durch diese über den Beschuldigten K a t h 
in die Abrechnung eingegangenen Quittungen 
wurde das MAW der DDK über den tatsächlichen 
Umfang der Ankäufe getäuscht und zu einer 
Vermögensverfügung veranlaßt, 1 die dem sozia- 
listischen Eigentum einen Schaden in einer 
Gesamthöhe von 12 520,50 M zufügte« 
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Verbrechen gern», §§ 159 Abs« 1, 162 Abs« 1 Ziff. 1 

u« 2, Vergehen gern« §§ 240 
Abs« 1 in Verbindung mit § 63 
Abs«' 2 StGB (Tateinheit) 

Gemäß der durch den Mitbeschuldigten K a t h 
erfolgten Aufforderung vernichtete der Beschul- 
digte Andre a s die Quittung aus dem 
Ankauf einer Sitzgamitur von Frau Gregerson- 
aus Weißensee/Thüringen über 1000, — M und 
ermöglichte dadurch dem Mitbeschuldigten E a t h 
die rechtswidrige Zueignung dieser Sitzgarnitur« 

Vergehen gern« §§ 241 Abs« 1 StGB«"' 

V ' 

Das Vergehen der Urkundenvernichtung steht zu 
den vorgenannten. Straftaten in Tatmehrheit gern«* 

§ 63 -Absy 2 StGB* 


Wesentliches Ermittlungsergebnis : 


Der Beschuldigte K a t h hat im Jahre 1952 die Volks- 
schule in der BRD mit der 9-« Eiasse abgeschlossen und 
danach im Erzbergbau in Salzgitter die Lehre als Bergmann > 
aufgenommen,' die er im Jahre 1954". im Kohlebergbau mit 
sehr guten Ergebnissen -beendet hat« ; 

Er war danach nur kurze Zeit in diesem Beruf tätig und 
hat von Ende 1955 bis Ende 1961 verschiedene Tätigkeiten 
im Bauwesen, 1 in der Hüttenindustrie,' im Handel und im ’ 
Gaststättengewerbe ausgeübt« 

Im Dezember 1961 übersiedelte der Beschuldigte in die 
DDR und begründete zunächst seinen Wohnsitz in Tambach- 
Dietharz in Thüringen« 1 Seine weitere berufliche Entwicklung 
ist dadurch charakterisiert, daß er - bei häufigem Wechsel 
der Arbeitsstellen und Wohnorte - bis September 1969 ’ 
überwiegend im Hotel —.und Gaststättengewerbe tätig war« : . 

Seit etwa 1965 begann der Beschuldigte mit der Sammlung 
von Antiquitäten, anfangs für den persönlichen Bedarf, 
seit 1966 jedoch verstärkt zum Zwecke des Verkaufs an . 
die AntiquitätenfirmenNowa und Pech in Dresden',’ 

Seit 1967. war der Beschuldigte neben seiner beruflichen 
Tätigkeit als Kellner und Geschäftsführer zugleich als 
Einkäufer von Antiquitäten für die Firma Pech tätig. 

Daraus resultiert der rasche Zuwachs seines Spargurhabens,' 
das Ende 1968 ca« 55 bis 60 000, — M betrug.’ - • ‘ 

Außerdem hat der Beschuldigte Ende 1967 in Dresden ein 
Wohnhaus mit Grundstück für 14 000,— M erworben. 





Die günstigen Bedingungen beim Handel mit Antiquitäten 
für die Bildung privaten Vermögens veranlaßten den Be- 
schuldigten, im September 1969 seine Tätigkeit im 
Gaststättengewerbe gänzlich aufzugeben und sich aus- 
schließlich dem Handel > mit Antiquitäten. und Gebraucht- 
waren zuzuwenden#- Ende November 1969 wurde ihm durch 
den Rat der Stadt Pirna die Gewerbeerlaubnis zum An- 
und Verkauf von Gebrauchtwaren erteilt# Auf dieser Grund- 
lage eröffnete der Beschuldigte am 12# 12# 1969 ein 
Einzelhandelsgeschäft in Pirna,\ Langestr. 44# 

Später wurde dem Beschuldigten auch die Erlaubnis er- 
teilt, mit Antiquitäten zu handeln# 

Dieses Geschäft wurde vom Beschuldigten bis Ende 1972 
als Privatgeschäft geführt# Seit Januar 1973" bis zum 
31.« 3« 1974 war der Beschuldigte in der aus seinem Ge- 
schäft hervorgegangenen Exportabteilung als Leiter .tätig, 
wobei dieses Unternehmen weiterhin privaten Charakter 
trug, 1 jedoch entsprechend einer am 13# 2. 1973 abgeschlossenen 
Vereinbarung des Ministeriums für Außenwirtschaft der DDR 
mit der Firma K a t h .die Ankaufs tätigkeit von Anti- 
quitäten für Exportzwecke mit staatlichen Geldern durch- 
führ ta. 

Seit dem 4# 1974 war der Beschuldigte als Geschäftsführer 
der zu diesem Zeitpunkt gebildeten und aus der Exportabtei- 
lung der Firma K a t h hervorgegangenen -Antiquitäten 
- GmbH Pirna tätig# 0 x 

Der Beschuldigte kam im Jahre 1961 fast mittellos in. die 
DDR, verfügt jedoch heute über ein Vermögen,' daß naoh 
seinen Angaben einen Wert, von-etwa 1 000 000,— M repräsen- 
tiert# Dieses Vermögen ist hauptsächlich aus der Tätig- 
keit des Beschuldigten als Antiquitätenhändler „ln den Jahren 
1970 bis 1974 hervorgegangen#’ • • . ' _ . 

Die politische Entwicklung . des Beschuldigten K a t h 
ist dadurch gekennzeichnet, daß er sich wahrend der' Lehr- 
ausbildung und beruflichen Tätigkeit im Bergbau der BRD 
im DGB, IG Bergbau, organisierte und auch aktiv betätigte# 

Er nahm in dieser Zeit an gewerkschaftlichen Lehrgängen 
teil, in denen sozialdemokratisches Gedankengut vermittelt 
wurde, das die politisch-ideologische Haltung des Beschul- 
digten entscheiden! beeinflußte und auch heute noch bestimmt. 

* . ~ * % # r 

Nach seiner Übersiedlung in die DDR standen beim Beschul- 
digten stark ausgeprägte Bestrebungen zur Bildung privaten 
Vermögens im Vordergrund,“ die jegliches Interesse, an poli- 
tischer Aktivität ausschlpssen«' 

Im Jahre 1970 wurde der Beschuldigte Mitglied der NDPD# 

Der Beschuldigte Andreas stammt aus geordneten 
sozialen Verhältnissen. Nach dem Abschluß der &#. Klasse 
der Grundschule begann er im' Jahre 1957 eine Ausbildung 
als Tapezierer und Dekorateur," 
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Nach erfolgreichem Lehrabschluß hat der Beschuldigte 
seinen Beruf nur kurze Zeit ausgeübt? Er hat in den 
Jahren von 1961 bis 1973 relativ häufig die Arbeitsstellen 
gewechselt, wobei er berufsfremde Tätigkeiten ausgeübt, 
aber auch in seinem Beruf gearbeitet hat .^Dieser dauernde 
Wechsel der Arbeitsstellen ist darauf zuürckzuführen, 
daß dem Beschuldigten die erforderliche Zielstrebigkeit 
und Ausdauer in der Arbeit fehlt oder die Verdienstmöglich- 
keiten unzureichend waren. 

Am 1. 8* 1973 wurde der Beschuldigte Andreas 
als ( Einkäufer bei der Firma E a t h , Gebrauchtwaren/ 
Antiquitäten in Pirna eingestellt? die er formell bis> 
zu seiner Inhaftierung ausgeübt und zur Begehung ^von straf- 
baren Handlungen ausgenutzt hat. . , . . 

Auch der Beschuldigte Andreas, ist Mitglied der 

ndpd; . , v . 

• V * * ‘ 

Im II* 5 Quartal 1972. entwickelten sich zwischen dem Ministerium 
für Außenwirtschaft der DDK,' jetzt Ministerium für Außenhandel,, 
und der Firma . E a t h } vertreten durch den Beschuldigten 
Siegfried E a t h geschäftliche Beziehungen. 

Diesen Beziehungen lag staatlicherseits das Interesse 
zugrunde, in größerem Umfange Möbel antiquarischen Charakters 
sowie Standuhren und Regulatoren aus dem Besitz der Bevölkerung 
der DDR aufkaufen zu lassen?. um sie zur Erwirtschaftung 
außerplanmäßiger Devisen in die BRD und andere Staaten 
des kapitalistischen Wirtschaftsgebietes zu exportieren. 

Um den Beschuldigten . E a t h in die Lage zu- versetzen,' 
diese Ankauf Stätigkeit zu organisieren und durchzuführen", 
wurden ihm als Firmeninhaber staatliche' Gelder auf Vorschuß- 
basis zur Verfügung gestellt# Es war Aufgabe des Beschul- 
digten, im Umfang der gewährten Vorschüsse Ware an das MA^ 
zur Verfügung zu stellen,' wobei die. Warenbeschaffung, die 
Zusammenstellung der Lager und die' iibergabe an den Vertrags- 
partner auf Rechnung und Gefahr der Firma - E a t h er- , 
folgten. 

Diese Regelung bestand während des Jahres 1972. Ihr lag 
eine mündliche Vereinbarung des MAW mit der Firma Kat h ^ 
zugrunde.’ Für diesen Zeitraum hat der Beschuldigte einen 
Warenumsatz von insgesamt 800000,— M erreicht,' woraus 
er ca. 200 000, — M Gewinn erzielt hat. Die gesamte Ankaufs- 
tätigkeit für das Jahr 1972 wurde ohne Ankau fsquittungen 
durchgeführt, buchtechnisch nicht erfaßt und auch nicht . 
der Besteuerung unterworfen.’ 

Mit. Beginn des Jahres 1973 wurden die Beziehungen zwischen 
dem MAW und der Firma E a t h schriftlich fixiert? 

Aus der am 13. 2. 1973 Unterzeichneten, jedoch bereits ab 
1* 1. 1973 wirksamen Vereinbarung geht hervor,' daß die Firma 
E a t h , vertreten durch den Beschuldigten E a t h , 
im Auftrag des MAW Gebrauchtwaren für Exportzwecke in das 
nicht-sozialistische Wirtschaftsgebiet im Wert von .3000 000, — M 
aufzukaufen hatte,' die weiterhin auf Vorschußbasis aus 
staatlichen Fonds bereitgestellt wurden und deren Abrechnung 
gegenüber dem MAW getrennt nach Ankaufspreisen und Nebenkosten 
zu erfolgen hatte. 
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Im Punkt 7 der gleichen Vereinbarung ist festgelegt, 
daß der Beschuldigte für die Handelstätigkeit der Firma 
eine steuerfreie Exportvergütung in Höhe von 1 % des 
DM-Umsatzes in Mark der DDR erhält* 

Daraus ergibt sich, daß die Beziehungen des Beschuldigten 
zum MAW nicht schlechthin durch ein}Eäufer - Verkäufer- 
verhältnis charakterisiert sind, sondern der Beschuldigte 
als Beauftragter eines staatlichen Organs Handelstätigkeit 
Betrieb, die staatlich finanziert wurde und daher auch 
staatlichen Interessen zu folgen hatte* , ' 

Der Charakter dieser Beziehungen schließt auch ein,“ daß. 
dem Beschuldigten eine Vertrauensstellung eingeräumt war, 
welche die Befugnis zur eigenverantwortlichen Entscheidung 
über den Einsatz der zur Verfügung gestellten staatlichen 
finanziellen Fonds mit umfaßt; . ; ^ 

Diese Befugnis begründet zugleich die ,$echtspflicht für - 
den Beschuldigten, die bereitgestellten Mittel im Interesse 
der staatlichen Aufgabenstellung (einzusetzen und dabei 
von den Prinzipien der Sparsamkeit und der effektivsten 
Verwendung ausgeheh* ' ' > 

Diese Rechtslage war dem Beschuldigten bewußt, " er wurde 
aus gegebenem Anlaß zwischenzeitlich auch durch das MAW 
bzw# durch die Kunst- und Antiquitäten GmbH Berlin als 
dem staatlichen Gesellschafter darauf hingewiesen*' 

Durch die in diesem Verfahren geführten Untersuchungen ist 
sichtbar .geworden; daß der Beschuldigte K a t h 
die ihm übertragene Vertrauensstellung in grober Weise 
dazu mißbrauch^ hat, sich persönlich rechtswidrig zu be- 
reichern und daneben auch anderen Personen ungerechtfertigte 
Vermögensvorteile auf Kosten des sozialistischen Eigentums 
zu verschaffen. ‘ » V 

Dazu hat der Beschuldigte K a t h* eine Reihe von Methoden 
entwickelt, deren' Realisierung auch die Einbeziehung einzelner 
seiner Einkäufer erforderte,“ deren sich der Beschuldigte 
K a t h bediente und mit denen er .- hinsichtlich des Mit- 
beschuldigten Andreas - zielgerichtet zusammen- 
wirkte. 

Als wesentlichste Methoden der Tatausführung wurden fest-' 
gestellt: • - , v 

1. Das Beschaffen von Gef.älligkeitsquittungen und deren 

Mißbrauch in der Warenabrechnung gegenüber dem MAW der " 
DDR, ' ' . 

2. das nachträgliche Verfälschen von Ankaufsbelegen durch 
den Beschuldigten und mehrere Einkäufer,' 

3# die Abrechnung privater Unkosten als Geschäftsunkosten 
zu Lasten des 'MAW, . • 

der Ankauf sogenannter Kleinware ohne Ankaufs quittung; 
und deren Abgabe an die Exportabteilung mit ungenehmigten 
Preisaufschlägen. 
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1, Beschaffen von Gefälligkeitsquittungen und deren 
Mißbrauch 


Die vom Beschuldigten K a t h organisierte und 
über seine Einkäufer im gesamten Gebiet der DDR durch- 
gdührte Tätigkeit zum Ankauf von Möbeln antiquarischen 
Charakters und anderen Antiquitäten erfolgte in der Weise, 
daß der jeweilige Einkäufer beim Ankauf eines Möbelstückes 
oder sonstigen Gegenstandes eine Ankaufsquittung in 3facher 
Ausfertigung auss teilte# Diese Quittung bildete zunächst 
die Grundlage der Verrechnung zwischen dem betreffenden 
Einkäufer und dem Beschuldigten K a t h hinsichtlich 
des erhaltenen Vorschusses und diente später der Abrechnung 
des Beschuldigten K a t h gegenüber dem MAW,' , . 

Daraus .folgt,' daß die Ankau Quittungen ordnungsgemäß 
erstellt werden und inhaltlich das tatsächliche Ankaufsge- 
schäft widerspiegeln müssen, * 

Durch die Ermittlungen wurde festgestelltjf daß der Beschul- 
digte K a t h in zahlreichen Fällen Ankaufsquittungen 
in die Abrechnung gegenüber dem MAW gebracht hat,' ; denen 
überhaupt kein Ankauf zugrundelag," 

Um früher preisgünstig erworbene Möbel und andere Antiqui- 
täten mit maximalem persönlichem Gewinn an das MAW abzu- 
rechnen, haben der Beschuldigte K a t h und in seinem 
Auftrag auch mehrere seiner Einkäufer von 3, Personen, 
die nichts an die Firma K a t h verkauft haben,’ auf 
derartigen Ankaufsquittungen deren Unterschrift und weitere 
erforderliche Personalien beschafft, 

Die Betreffenden haben teilweise Blancoquittungen unter- 
schrieben, zum Teil waren auch Gegenstände bereits auf der 
Quittung eingetragen. Nach dem Beschaffen solcher Quittungen 
- im Sprachgebrauch des Beschuldigten als Gefälligkeits- 
quütungen bezeichnet - wurden darauf vom Beschuldigten 
E a t h persönlich oder den dazu beauftragten Einkäufern 
Möbel und sonstige Antiquitäten nach den Vorgaben des Be- 
schuldigten, die sich auf den Gegenstand und den Preis be- 
zogen, eingetragen, 1 

Das damit vorgetäuschte Warenankaufsvolumen wurde dem je- 
weiligen Einkäufer gutgeschriben, d.h, es wurde der er- 
haltene Vorschuß verrechnet oder neuer Vorschuß ausgezahlt. 

Die Einkäufer ihererseits waren vom Beschuldigten E a t h 
dazu angehalten, die durch diese Manipulationen freige- 
wordenen Geldbeträge an K a t h zu übergeben. 

Dieser hat nunmehr den jeweiligen auf der Gefälligkeits- 
quittung angegebenen Gegenstand dem Export zur Verfügung 
gestellt. Dem Beschuldigten K a^t h war . es dadurch 
möglich, Waren mit ungrechtfertigem persönlichem Gewinn • 
an den Export abzugeben und sich den Differenzbetrag zwischen 
dem ursprünglichen Ankaufspreis, 1 der nur in einigen Fällen 
exakt festgestellt werden konnte, und dem Einkaufspreis 
laut Gefälligkeitsquittung rechtswidrig zuzueignen. 
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Gegenstand des Verfahrens sind insgesamt 42 Gefälligkeits- 
quittungen, 

Davon hajb der Beschuldigte K a t h in 8 Fällen die 
Unterschriften beschafft, und zwar von den Bürgern Dr. Bohl, 1 
Kulicke, Bagdan, Haupt, Bertholdj Seiferheld, Jacobi und 
Neumann. - j 

Der Mitbeschuldigte . Andreas hat entsprechend 
der Aufforderung durch den Beschuldigten K a t h - solche 
Gefälligkeitsquittungen in 15 Fällen beschafft. 

Er ließ sich Unterschriften von den Bürgernpufee,Tkadleck. 
Nitsche, Schiebler, Schulze, Ludwig,. Ranft, Gutmann, Schütte, 
Lampe, Tauscher, Wolf, Köhler u. Bormann geben. 

Außerdem ist der Beschuldigte Andreas in einem 
Fall selbst als fingierter Verkäufer in Erscheinung getreten,' 
Nachdem der Beschuldigte Andreas bereits mehrfach 
entsprechend der Vorgaben des Beschuldigten K a t h 
Manipulationen und Betrugshandlungen begangen hatte, entschloß 
er sich,' : auch zum unmittelbaren persönlichen Vorteil zu handeln. 
Im Oktober 1973 kaufte er bei dem Bürger Bormann einen Barock- 
sekretär und einen großen Goldrahmen auf. Für beide Gegen- 
stände wurde ein Preis von 10 000,— M vereinbart, den der 
Beschuldigte Andreas auch an Bormann zahlte. 1 
Um sich bei diesem Geschäft jedoch einen zusätzlichen Verdienst 
zu verschaffen, überredete der Beschuldigte /Andreas 
den Verkäufer Bormann dazuy auf der Ankau fsquittung den Empfang 
von 12 000, — M zu quittieren. Das hat der Zeuge auch getan. 

Der Beschuldigte A n d r' e a s -rechnete danach dieses 
Geschäft mit 12 000, — M ab und eignete sich den Betrag von 
2 000, — M rechtswidrig an. Von dieser Handlung des Beschul- 
digten Andreas hatte der Beschuldigte ,K a t h 
keine Kenntnis. ' 1 


Weitere 7 Gefälligkeitsquittungen hat der Einkäufer 
Anders für den Beschuldigten beschafft. Auf diesen 
Quittungen haben die Bürger Sturm, 1 Ramm, Gruhnert, Liebe- 
zeit, Leichsenring, Büttner und Pöschel unterschrieben. 

Der in der' Firma des Beschuldigten K a t h tätige Kraft- 
fahrer Berndt hat in 2 Fällen derartige Quittungen beschafft, 
und zwar von Frau Popow und von Frau Müller. 

Vom Einkäufer Hichauck wurden 2 Quittungen beschafft, - die als 
Beweismittel nicht vorliegen. 

Ebenfalls 2 Gefälligkeitsquittungen hat der Einkäufer Pech 
dem Beschuldigten K a th zur Verfügung gestellt, die 
vom Bürger Schulze und von der Bürgerin V/erner unterschrieben 
Wurden. - - 

Jeweils eine Gefälligkeitsquittung haben der Einkäufer 
Mandrier von seiner Mutter Käthe Mandrier und der Einkäufer 
Richter vom Bürger Schmidt beschafft. 

Der Einkäufer Fischer beschaffte 3 Gefälligkeitsquittungen, 
und zwar von den Bürgern Bohle, - Ohl und Luft. 

Schließlich wurde vom Einkäufer Kubens eine Gefälligkeits- 
quittung an den Beschuldigten K a.t h zur Abrechnung 
übergeben, die als Unterschrift den Namen Gertrud Kaiser 
trägt. 
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Diese Unterschrift stammt jedoch nicht von Frau Kaiser, N 
sondern wurde durch die Ehefrau des Kubens gefälscht. 

Mit diesen 42 Gefälligkeitsquittungen wurde gegenüber 
dem MAW ein Warenankauf in Höhe von 284 760, — M vorge- 
täuscht, Die auf den einzelnen Quittungen eingetragenen 
Warenpositionen stimmen aus früheren Ankäufen.' bei denen 
weit niedrigere Ankaufspreise an andere, nicht bekannte 
Verkäufer gezahlt wurden. 

Bei den folgenden auf diesen Gefälligkeitsquittungen 
mit erfaßten Gegenständen konnten die tatsächlichen An- 
kaufspreise festgestellt und damit der vom Beschuldigten 
K a t h erzielte rechtswidrige Vermögensvort eil, exakt / 
bewiesen werden: '' 

Gegaräand Ankaufspreis Verkaufspreis Vermögensvorteil 


1 Orgel 

2 000,— 

M _ 

. 9 400,— M 

7 400,— 

M 

1 Schreib- 




- * • 


schrank . 

8 200,— 

ft 

9 500,— " 

1 300*' — 

II 

1 Dielen- 






schrank 

1 300-,— 

11 

4 000,'—." 

\ 2 700, : — 

tt 

1 Schlaf- 



. 

■ •• , ^ . .■ _ 


zimmer 

5 ooo,— 

* 1* 

7 500,'— " 

~2 500V— 

11 

2 Drehorgeln 1 800,'— 

ft ' 

12 000V— “ 

10 200', — 

11 

1. Eckvitrine 

600,— 

H 

7 100,— " 

6 500/ — 

ft 


Daraus ergibt sich,' daß der Beschuldigte allein ah diesen 
Gegenständen einen rechtswidrigen Vermögensvorteil in Höhe 
von 30 600, — M aiangt hat,’ - ' 

Außerdem gewährte er dem für ihn tätigen Einkäufer Mandrier 
wissenlich einen Vermögensvorteil in Höhe, von 6 000,' — M, 
Mandrier beschaffte von seiner Mutter einen Dielenschrank,' 
wofür er 2000, — M zahlte,' auf der Ankaufsquittung jedoch 
8 000, — M eintrug. Der Beschuldigte K a t h hatte 
dazu seine Zustimmung gegeben uhd überließ den Differenz- 
betrag von 6000, — M dem Einkäufer Mandrier als Ausgleich 
für dessen Aufwendungnn bei der Einkaufs tätigkeit. 

Nach Abzug der in den Ankaufsquittungen angegeben^ Summen 
für die vorgenannten Gegenstände von der Gesamtsumme von , 
284 760,-- M verbleibt ein Betrag von 227 260, — M. 

Der Beschuldigte erklärt.' von dieser Summe mindestens 
25 % als ungerechtfertigten Vermögensvorteil erzielt zu ■ 
haben, soweit es sich um Möbel handelt,' -- 

Bei der ebenfalls miterfaßten sogenannten Kleinware beträgt 
der ungerechtfertigte Vermögensvorteil für den Beschuldigten 
K a t h .mindestens 10 % der vorgetäuschten Ankauf s summe , ' 
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Anhand der entsprechenden Quittungen und aus anderen Be- 
weismitteln ergibt sich demzufolge, daß sich der vorgenannte 
Betrag von 227 260,— M in 170t100,— M für Möbel und in 
57 160, — M für Kleinwaren auf gliedert. 

Der Vermögensvorteil des Beschuldigten ' K a t h beträgt 
demzufolge 42 525» — M aus dem vorgetäuschten Warenankauf; 
von Möbeln und 5 7 16 ,— M aus dem vorgetäuschten Warenankauf 
von Kleinwaren. 


2 « Nachträgliches Verfälschen von Ankaufsquittungen -durch 
den Beschuldigten und mehrere Einkäufer ; 

" . ' . . » ; , I I 

Diesem Komplex liegen insgesamt 19 Ankauf sqpittung'en zugrunde, 
die entweder dadurch verfälscht 'wurden, daß nach erfolgtem 
Ankauf die eingetragenen Ankaufssummen geändert wurden; oder 
dadurch einen falschen Inhalt erhielten; daß nach^dem jeweiligen 
Ankauf weitere Gegenstände mit' entsprechendem Preis nach dem ; 
Vorgaben des Beschuldigten K a t h hihzugefügt wurden; • 

Die erste Methode wurde ausschließlich vom Mitbeschuldigten 
Andreas angewandt,’ - der in 5 Fällen die Ankaufssummen 
verfälscht hat* 

Auf der Ankaufsquittung Gerlach wurde die Ankaufs summe für. 
einen Schreibsekretär von 200,'— M auf 600,'— M verfälscht. 

In der Ankauf squittung Standhard erfolgte einmal eine Fälschung 
des Ankaufspreises bei einer Kommode von 100 ,— M auf 1 000 ,— M 
zum anderen des Ankaufspreises für einen Schrank von 50 .— M 
auf 300,— M* V 

In der Ankaufs quittung Eberhard über eine Kommode wurde die 
Ankaufs summe von 180, — M auf 1 800," — M gefälscht; ■ 

In der Ankaufsquittung Bechmann über eine Engelsfigur ; die 
für 300,— M angekauft wurde,’ hat der Beschuldigte ;.\ 
Andreas diese Summe auf. 2 300,— M verfälscht"; ■ 
Schließlich hat der Beschuldigte Andreas in der 
Ankauf squittung Markert über eine Barockkommode von 200,— M 
die Ankaufssumme aruf 2 200 .’— M verfälschte 
Die vorgenannten verfälschten Quittungen wurden vom Beschul- 
digten Andreas über den Beschuldigten K a t h 
in die Abrechnung gegeben. /Daraus resultiert;- ein rechts- 
widriger Vermögensvorteil in Höhe von 7 170, — M,’ wovon 
der Beschuldigte K a t h 2 200; — M erhielt'. - Der Beschul- 
digte Andreas konnte sich durch die. vorgenommene 
Fälschung 4 970, — M rechtswidrig verschaffen 1 *"; ' - 

Auf den folgenden Quittungen erfolgte die Verfälschung der- 
selben durch Hinzusetzen weiterer. Warenpositionen* ■ 

Bei dem durch den Beschuldigten' An d r e a s 'bei 
Frau Hecht 'erfolgten Ankauf wurden nachträglich ein 
Schreibpult für 1 150, — M und 2 Bauerntruhen für 100, — M- 
eingetragen. ' • 

Der Beschuldigte K a t h ■ hat- auf der Ankaufs quittung 
von Frau Behringer später einen Aufsatzschrank für 6 500 ;— M, 
eine Kommode für 2 800 ^ — M; eine Truhenbank für 250, — M und 
einen Aufsatzschrank für 2 500, — M hinzugefügt; 
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per Einkäufer Anders hat auf folgenden Quittungen derartige 
Fälschungen durch Hinzufügen vorgenommen: 

Ankaufsquittung Rüdiger 1 Schrank, 1 Kredenz im Umfange 
von 800,— My 1 

Ankau fsquittung Baumgarten 1 Ölbild für 1 000,— My. 
Ankaufsquittung Reichelt 3 Tische für 150,' — My 
Ankaufsquittung Müller mehrere Geweihe,' Einzelteile Glas, 

1 Nähtisch und 4 Stühle für insgesamt 5857 — M, davon 


350, ! — M Kleinware. * 

Ankaufsquittung Mittag Möbel^für 1 150, — M, 

Ankaufs quittung Eröhlich 1 Sekretär für 500,— M,\ . 

Ankaufsquittung Granich 1 Kommode für 400, — M,: 
Ankaufsquittung Kuntsch 1 Eckschrank im Werte von 300‘, — 
Ankaufsquittung Dreßler 6 Garderobenständer für 300,— M, 
Ankaufsquittung Gaube eine Eichentruhe für 600,— M.' 



Vom Einkäufer Richter wurde auf der .Ari^aufsquittung Bähr 
eine Summe' von 8 350,— M für 2 Kachelofen hinzugefügt, 
während der Einkäufer Pech auf der Ankaufs quittung- Anders 
über einen Dielenschrank die Summe von 5 QOO, — M hinzuge- 
fügt hat, ' ' • ‘ • 

Diese vorgetäuschten 'Warenankäufe machen eine Gesamtsumme 
von 43 665, — M aus,' davon 350,'— 'M für Kleinware? 

Von dieser Gesamtsumme ist der Betrag von 8 350,— M für 
den Ankauf der 2 Kachelöfen auf der Ankaufsquituung Bähr 
abzuziehen, 1 weil in diesem Ea 11 ebenfalls der tatsächliche 
Ankaufspreis, der Öfen bekannt istV ' 

Dieser beträgt 1 500,— My so. daß der Beschuldigte K a t,h 
bei der Abgabe der Öfen an den Export einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil von 6 850, — M erlangt hat. 

Von der verbleibenden Summe von 34 965,— M hat der Beschul- 
digte K a t h analog dem durch die Gefälligkeitsquittungen 
erlangten Vermögensvorteil von 25 % des Gesamtvolumens hier 
8 741, — M als rechtswidrigen Vermögensvorteil erzielt. - 
Schließlich ist auf diesen verfälschten Ankaufs quittungen . 
Kleinware eingetragen, die nicht angekauft worde-n ist und 
aus früheren Ankäufen stammt'. . • ‘ 

Durch ihre Abgabe in das Exportgeschäft erlangte der Be- 
schuldigte K a t h auch hier 10 % der Gesamtsumme als . 
Vermögensvorteil. 

Ausweislich der Ankaufsquittungen ergibt sich eine Summe für 
Kleinware von 350,— M,“ so daß von einem rechtswidrigen Ver- 
mögensvorteil des Beschuldigten K a t h in Höhe von 35‘» — M 
auszugehen ist. 
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Abrechnung privater Unkosten als Geschäftsunkosten 
zu Lasten dos MAU 1 ...... „ .. 

^ * * * « * ■ ■ 

Der Beschuldigte K a t h hat «ährend des Bestehens 
der vertraglichen Vereinbarung mit dem MAY mehrfaoh 
private Unkosten als Geschäftsunkosten abgerechnet und 
daduroh ebenfalls das sozialistische Eigentum geschädigt*. 

So hat er Ende 1973 und Anfang 1974 den Restaurator 
G 8 p f e rt' in Dresden beauftragt, an verschiedenen 
Möbelstücken aus seinem Privatbesitz Schäden aus zu- 
bessern^ Die darüber ausgestellte Reohnung vom 2Vj 2*] 1974 
in Höhe von 3*]4l8,— M hat der Beschuldigte gegenüber dem 
MAY für angebliche 'Restaurierungsarbeiten an für den . 

Export bestimmten Gegenständen abgerechnet *j 
Die Untersuchungen ergaben weiterhin,’ daß der Beschuldigte 
mehrere in der Export äbteilung seiner Firma als Lager^ 
arbeiter bzv*] Einkäufer eingestellte und aus Mitteln 
des MAY entlöhnte Verktätige über längere Zeit aus- 
schließlich oder überwiegend zu Arbeiten beim Bauseines 
Privatgrundstüoks in Döbra v eingesetzt hat > 

Dies betrifft die Bürger H i p p e $ I» e i n e r i ' 

V egne r , B re t so hner und den Mit beschuldigten 
A n d r e. a s •] ■ t 

Nach den getroffenen Feststellungen erhielten die als 
Lagerarbeiter eingestellten Verktätigen Hippe, 
Leinert, Yegner und B r e t s o h n e r 
einen Monatslohn von 650,- M,- der Mitbesohuldigte 
Andreas wurde als Einkäufer mit 800,- M monatlich 
entlohnt;*] ■ <• ' : - ‘ 

Der Lagerarbeiter B r e t s o h n e r hat in den 
Monaten September 1973 bis März 1974 ausschließlich als 
privater Hausmeister des Beschuldigten E a t h auf 
dessen Grundstüok in Döbra gearbeitet 1 *] Die an ' 
Bretsohner aus Mitteln des MAY gezahlte Lohn- . 
summe für diese Zeit beträgt 4*550, - M'*j‘ , 

Der Mitbesohuldigte A n d r e a s hat nach dem Verlust 
seiner Fahrerlaubnis im Oktober 1973 1» den Monaten 
November 1973 bis April 1974 ebenfalls ausschließlich 
private Aufträge des Beschuldigten IC a t h aus geführt'*] 
Dabei handelt es sioh vorwiegend um Polster- und 
Dekorationsarbeiten im 'Grundstüok des Besphüldigten 
K a t h in Döbra sowie um Restaurierungsarbeiten an 
privaten Antiquitäten des Beschuldigten Kat h*J ln 
dieser Zeit erhielt Andre a s vom .Beschuldigten 
K a t h aus staatlichen Mitteln monatlich 800,- M 1 
Gehalt zuzüglioh 250 ,- M Prämie,; insgesamt für 6 Monate 
also 6;*j300,— M*1 Soweit der Mitbesohuldigte Andre a s 
in diesem Zeitraum im Aufträge des Beschuldigten K a t h 
die vorgenannten Gefälligkeit 3 quittungen besohafft hat, 1 
kann diese Tätigkeit keine Berücksichtigung finden, da 
sie dem MAY ebenfalls zum Sohaden gereichte *1 
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Di« Lagerarbeiter Hippe r L e i n e r t und 

V « g n « r haben überwiegerr^'rivate Aufträge das 

Beschuldigten K a t h in L^)ra aus geführt und nur 

in sehr .geringem Umfange an Verladearbeiten der Export - 

abteilung teilgenommen. 

Ans den Aussagen der Zeugen , Hippe uad L e i n e r t 
geht hervor» daß der Beschuldigte t K a t h nioht nur 
die Ausführung privater Aufträge duroh die Genannten 
mit staatliohen Mitteln finanzierte» sondern darüber 
hinaus ungesetzliche Tarif zusohläge zum Lohn gewährte» 
die er als Prämien deklarierte und teilweise auoh über 
die Buchhaltung der Exportabteilung abreohnete* 

Im einzelnen ergeben sioh insoweit folgende Beträge;. 


Der Zeuge L e i n e r t ; hat iur gesamten Monat . 
Januar 1973» vom 1* 2 . bis 15» 2 . 1973 und vom 1 . 5* 
bis 13* 8 * 1973 private Aufträge im Grundstüok/des 
Beschuldigten K a t h in Döbra ausgeführt* Untqr \ 
Zugrundelegung eines Monatalohnes von 650»- M ergibt 
sioh für diesen Zeitraum - er entspricht 5 vollen , 
Monaten — ein Betrag von 3*250»- M« Davon. ist die Summe 
von 480»— M abzuziehen für maximal vom Zeugen 
Lethert in diesem Zeitraum erbrachte Arbeit s- 
leistungen zugunsten der Export abteilung im Umfang - 
von 15 Arbeitstagen* 

Daraus ergibt sioh» daß der Beschuldigte Kat h 
2*770,- M an. Lohngeldern aus stertliohen Mitteln gezahlt 
hat, für die der Gesellschaft keine Leistung «rbraoht 
worden ist*-- y -i y. " _ 7 

Beim Zeugen Hippe ergibt sioh etwa ein gleich- 
artiges Bild*/ Er hat ebenfalls in der Zeit vom 
1* 1* 73 bis 15« 2. 73 sowie ab Mitte April bis Ende 
Hai 73 mit Ausnahme eines Arbeitstages private Auf- ■ 
träge des Beschuldigten K a t h aus geführt , wofür 

bei einem Monatslohn von 650,— M für diesen Zeitraum 
insgesamt 1.950,- M gezahlt wurden* Davon sind 32 , 7 M 
für einen Arbeitstag zugunsten der Export abteilung V 
abzuziehen, an welchem der Zeuge Hip p e an 
Verladearbeiten teilgenommen hat. Daraus ergibt sioh 
eine ungerechtfertigte Bereicherung für den Beschuldigten 
K a t h in Höbe von 1 * 918 ,- M. Hinzu kommen weitere -*! 
600 ,- M, die der Beschuldigte K a t h aus staatliohen 
Mitteln als sogenanntes Kilometergeld an den Zeugen 
Hippe gezahlt hat, weil dieser mit seinem Privat- 
fahrzeug zur Baustelle des Beschuldigten n^oh Döbra . 
kam. Dieses Geld hat der Zeuge in der Buohhaltnng der 
Export abteilung ausgezahlt erhalten. 

Hinsichtlich des .Zeugen V e g n e r war eine Ver- 
nehmung zum Umfang der für den Beschuldigten Kat h 
geleisteten Privat arbeiten während des Bestehens seines 
Arbeit sreohtsverhältniss es mit der Firma K a t -h ' 

- Export abteilung - nioht möglich* lfest ateht jedooh, 
daß V e g n e r ' in den Monaten September 73 bis ^ 
Dezember 73 in der Firma K a t h , als Lagerarbeiter 
mit monatlich 650 ,- M beschäftigt war und in dieser 
Zeit also 2.600,- M Lohngelder gezahlt wurden. Nach 
Aussagen des Beschuldigten K a t h hat ¥ e g n e r 
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ausschließlich auf dam Grundstück in Döbra gearbeitet, 
so daß also die staatlichen Fonds um diesen Betrag ge- 
schädigt wurden*] 

Eine Aufrechnung der Beträge dieses Komplexes weist 
aus, daß der Beschuldigte K a t h das sozialistische 
Eigentum auf diese Veise um l8»j738,- M gesohädigt hat'»] 


4»! Ankauf von Kleinware ohne Ankaufs quittung und daraus' 
resultierende ungerechtfertigte Bereicherung mehrerer 
Einkäufer 1 


Der Beschuldigte hatte im Rahmen der vertraglichen .' ‘ 
Vereinbarung mit dem HAI T auoh die Genehmigung erhalten,* 
sogenannte Kleinwäre über seine Einkäufer mit ankaufen 
zü lassen und sie dem Exportvolumen zuzuführen, 1 sofern, 
es sioh um export geeignete Kare handelt"»] Voraussetzung . 
war jedooh,* daß der Ankauf auoh hier über Ankauf s- 
quitt ungen ordnungsgemäß belegt wurde und die Ware gemäß 
der Verainbarvmg mit dem MAV zu Ankaufspreisen zuzüglioh 
Nebenkosten gegenüber dem MAV angereohnet wird»] 

Der Beschuldigte hat auf dieser Grundlage mehrere seiner 
Einkäufer beauftragt,' Kleinware mit anzukaufen, r allerdings 
ohne Ankauf s quittung*] Die betreffenden Einkäufer — 
es handelt sioh um R i o h t e r ,* An d e r s und - • 
Fisoher- haben die von ihnen besohaffte Kleinwäre 
dem Beschuldigten K a t h angeb den, der von sioh aus 

einen Preis festlegte/ den er dqnn dem Einkäufer dafür 
• zahlte»] Dieser entsprach in der Regel dem doppelten 
Ankaufspreis, den der Einkäufer an den jeweiligen VerA 
käufer gezahlt hatte, so daß die Einkäufer R i o h t e r, 
Anders und Fisoher daran erheblioh ver— , 
dienten«] ' ' 

Der Beschuldigte K a t h hat den an die Einkäufer ge- 
zahlten Preis der Abreohnung mit dem MAV zugrundegelegt, 
so daß dem sozialistischen Eigentum auoh dadurch ei>» 
heblioher Sohaden entstanden ist«^ 

Nach den Aussagen der als Z eugen>amommen«n Einkäufer 
Rieht er, Anders und F i s o h er , die vom 
Besfculdigten K a t h auoh bestätigt werden, haben 
diese drei Einkäufer folgende ungerechtfertigte Ver— 
mögens vorteile erlangt ij - / 

R i o h t er mindestens 7»ÖOO,- M , . ' 

Anders mindestens 3 *! 600 f ~ M 

Fi s o h e r mindestens 4*1000,— M»j * ... 

Der Beschuldigte K a t h hatte nioht nur Kenntnis davon,* 
sondern hat diesen Modus bewußt gewählt/ um den genannten 
Einkäufern einen zusätzlichen Verdienst zu ermöglichend] 
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Dar Zeitraum dieser ungesetzlichen Handlungen erstreokt 
sioh auf* das gesamte Jahr 1973 und auf das erste Quartal 
1974?) . . 


Der Beschuldigte Andreas hatte im September 1973 
bei seinen Ankäufen im Xbüringer Raum uVaU eine Sitz« 
garnitur zum Preis von T*]000,'- M erworben*] Bei der 
Besichtigung des Lagers Veißensee, 1 in dem' diese Sitz« 
möbel untergebraoht waren, fand der Beschuldigte 
K a t h ' Gefallen daran und erklärte Andreas,’ 
daß er sie für sich privat erwarben wolle •) . 

Derartige Privat ankäufq aus' dem Eücportyolumen waren im 
Ausnahmefall gestattet, setzten jedooh eine ordnungs« 
gemäße Bezahlung voraus**] Xm Falle der Sitzgarnitur 
erfolgte duroh den Beschuldigt an K a t h keine 
Bezahlung. ;der Ankaufs summe von 1*jOOO,« M au den Mit« 
besohuldlgten An d re a s*J Vielmehr wurde dieser 
Betrag gegenüber ' A n d r e a { s dadurch ausge« 
glichen, daß der Beschuldigt e Ka t h einen Betrag 
von 1*000,«« U auf re ohne te, den er von Andre a s 
aus dessen' Fälschungen. wie sie bereits dargestellt 
wurden, beanspruchte*] (Ankaufs quittung 2 Marke r t) 

Xm Zusammenhang mit dieser Manipulation bestimmte der 
Beschuldigte K a t h den Beschuldigten - A n d r e a 4 
dazu,’ die Ankaufs quittung über die - Sitzgarnitur zu ver« 
nlohten*] Das hat dar Beschuldigte Andreas^ auoh 
getan*] " ' 

Die mit staatlichen Mitteln gekaufte' Sit zgamitur ließ 
der Beschuldigte K a t h danach in s^in Privat lager 
nach Pirna transportieren und eignete sie sioh somit 
rechtswidrig anij" ^ ,, * 


Die im Aufträge des MAY der DDR duroh die Firma des < 
Beschuldigten K a t h dur ohgeführt e Ankauf Stätigkeit 

führte auoh dazu, ; daß der Beschuldigte K a t h 
bei Verkaufsverhandlungen der Außenhandelsunternehmen 
der DDR mit, Abnehmern aus dem NSY als Berater hinzu« 
gezogen wurde*] Br erhielt daduroh auoh Kontakt zu 
Firmenvertretern aus der BRD'*! Obwohl dem Beschuldigten 
darüb erhinans gehende direkte Kontakte mit so lohen , 

Firmen untersagt waren , knüpfte er dooh Beziehungen 
an und traf mehrfach mit Firmenvertretern zusammen, , 
u*;a!*y mit dem Vertreter der Firma Sabatier aus der BRD, 

Bar t h e 1 ej Außerdem stand der Besohuldigte 
K a t h /. in Kontakt mit dem dänischen Staatsbürger 
ö s t errelo h* Über diesen organisierte der 
Beschuldigte K a t h vorteilhafte Gesohäftsabsohlüsse ' 
für die BRD«Firma Sabatier, 1 die ihrerseits dafür finanzielles 
Entgegenkommen zeigte und für den Beschuldigten K a t h 
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Mittel bereit stellte, die über den dänisohen Staats« 
bürger ö s t erreioh auf ein Konto bei der 
N 0 rddeutsohen Landesbank, Filiale Verden/Aller in dar 
BRD überviesen wurden.' Dieses Konto vird vom Stief- 
bruder des Beschuldigten K a t h , dem BRD-Bürger 
Jürgen Marko * s k i, : vohnhaft in Salzgitter/ 

Beinum,! verwalt et «j Nach den getroffenen Feststellungen 
betrügt der Stand dieses Kontos mindestens 100.000,- DM/DBBV] 
Entgegen seinen Reohtspfliohten, die sioh für den Be-, 
schuldigten aus § 4 Abs«; 1 der damals geltenden Geld«» 
Verkehrs Ordnung vom 20«j 9«| 1961 in der Fassung des 
Anpassungsgesetzes vom 11«] 6vj 1968 ergaben, hat der 
Beschuldigte dieses Konto bei den zuständigen Organen 
der DDR nioht angemeldet«} 

Der Beschuldigte K a t n. bestreitet die Existenz . ' 
dieses Kontos bzw«} seine Inhabers ohaft«) Die vorliegenden 
Beweismittel,' darunter eine Banküberweisung und ein 
Telegramm,' bestätigen vjedooh diese dem Beschuldigten 
angelastete -Straftat «j ' ' • 

Diesen umf angreiohen verbrecherischen Handlungen, die 
der Beschuldigte Kat h unter Mißbrauoh des ihm 
vom sozialistischen Staat ent gegengebraohten Ver- 
trauens begangen hat, liegt das Motiv zugrunde, sioh 
auf Kosten der sozialistischen Gesellschaft einen von 
bürgerlichem Yohlstandsdenken geprägten. Lebensstandard 
zu sohaffen«; Dabei sind das Vorgehen des Beschuldigten 
und die Methoden der Tatbegehung durch Skrupellosigkeit 
und ausgeprägten Egoismus charakterisiert«] Obwohl ihm 
mit der vertraglich vereinbarten Ankauf Stätigkeit von 
Antiquitäten ohnehin ein überdurchschnittliches Ein- 
kommen durch den sozialistischen Staat ermöglicht würde, 
ging sein Bestreben ständig dahin, ! seine gewerbliche 
Tätigkeit zur Sicherung ungereohtf ertigter Vermögens- 
vorteile zu nutzen«’] ln welchem Umfange ihm dies gelungen 
ist, beweist der Umfang der nachgewiesenen ungerecht- 
fertigten persönlichen Bereicherung von ca!*] 125yOOO,- M«j 
Der Beschuldigte K a t h soheute auoh hioht davor 
zurück, eine ganze Reiche der iü der Firma Angestellten, 
die er über materielle Vergünstigungen von, sioh abhängig 
gemacht hatte, mittelbar oder unmittelbar in sein ver- 
brecherisches Handeln einzubaziahen«'] Deutlicher Ans- ' 
druok dafür ist das Zusammenwirken mit dem Mitbesohül— 
digten Andr e a s, dessen Unterstützung für, den 
Beschuldigten K a t h selbst die Qualität eines f 
Verbrechens erlangt und ddüer auoh die straf reohtliohe 
Verantwortlichkeit des Beschuldigten Am d r e a s 
begründet«! 

Dar Sohutz das sozialistischen Eigentums erfordert es, 1 
daß beide Beschuldigte entsprechend dem Sohweregrad ihres 
verbreoherisohen Handelns geriohtlioh zur Verantwortung 
gezogen werden«! ' ' 
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Baneismittalti ' • 

' r- ’ ' . • \ . 

1«J iussagan des Beschuldigten Kath 

' ' '* ' ' • . • ' . ■* . ■ 


’t 90-2 10, 219-242 
245-279 1 '282-406 u. 1 
3-8 Band XE ' 


2*),Aussagsn des Beschuldigten Andreas 427-509V 511~5^2 

^ . . • • ■ n V- 

3*] Z eugenaus s ageni j ^ . / 

3#j1*j Günther Liebner 

3*2^ Gunter Riohter 

3*13-1 Lothar österraioh 1 ' 

3*J4 •] Siegfried KratzsohmarV . 

3#}5«!) Ulrioh Fi a oh er 

3^6^ Uwa Misohauk ’ \ . 

3*17^ ¥arnar Leinert . 'V 

3^BVj \U*e Hippe, . - 


\ 


4* Vereinbarung zwischen dam Ministerium 
für Außenhandel dar DDR und dar Firma 

. Kath V3 1332*173 , 243,244 

I • . ;• 

5'i] Stellungnahme daa Ministeriums für v f ; ' 

. Auß anwirt sohaft dar DDR mit 8 Anlagen Band Z 


:\r- 


■ i: 


I- 


608,611-673 

'677 


6 *j Ankauf a quitt ung an ' ■ , 1 ; 

’ . i •• •. • ■ ' ' ■ ■ .. ’ -■ • 

7«! Fotokopia dar Reohnuhg Göpf ert 

’ . •: • . • N 

8«| Binzahlungsquittung mit Telegramm . V ' 546 

• ' '' ' ' ' '• '• '■ ;••• ■ ■■ ; •' 

9 ^ Xnvanturunt erlagen ' \ . : 6787695 <\ 


‘ \ 


/ 


818-828 u*| 9-l4 Band ZT 
II3I7II63 
1258-1264 
I 2657 I 276 . , 

21-30/ Band H 
31 739 Band XL V 
45761 Band XE 
62-76'Band XE 


b?w2 / V 
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000039 


loh beantraget 


> t 1 
t 

7 : /• 


\ 


• \ . 


l'«S das Hauptverf ahrengegen die Beschuldigt an 
- • K a t h und ;in d r. « a s 1 Vor dem _ r _ 

_ l*" Strafsenat des Bezlrlcsgerloht es Dresden zu 

eröffnen; ‘ ‘ \ : r: '"\ - . "K. 

2«] TTe^miln zur Hauptverhandlung anzüberaumen; 

* ' ‘ ■ • V T * ' f v' ‘ ' . • 

5^ 'die Fortdauer 1 der Unt erauohungshaf t hlnslohtlloh 
beider Beschuldigter aus den Gründen des Haft-» 
.befehls zu besobließen«i : J ' ; ■ - 


I * ^ ‘ * * 

- • * ‘ . * I 


t - 9 * 


< . Hierzu: 


4' ;Aa]clage durchs chriften 


M ^ 'r g|e^l V' ' " ' ;* 
Staatsanwalt ' * • • 



: - - ' Dokument 1 1 

** 20-739-75 (4) 

U. R. 

Aiufrr1i|onc — 



Verhandelt 

.uiri-Larx-G tadt 21. Lai 1975 


Vor a.» Mour JaTSO=lbfl!:i 


des Stattiicbca Notiriiu lfeÜTi*i«I&rZ*S tddt 


erschien 


. I.Herr Siegfried Hath (Karl, Jilli) 
ceb. er 12. 12. 1936 ln Steglin 
oohnh. i Döbra, lir. 55 

- auogewieeen durch den DPA X2Z 1034953 - 

2. Frau Anncliee . Hedwig ~.ath geb, Schneider 
ceb. ac iy. Ti* 1941 in Draebenbruxm 
aohnh. * Döbra, !2r. 55 

- auagewieoon durch den DPA XII 09417Ö0 


und or.ilüren: 

Dir a-nd B-gontüner des Grundstücks Blatt 49 deg Grundbucha für Döbra, 
bestehend auo den Flurstücken ITr. 132/1, 132/2 und 132/3# 

DJ.C 300 Grundstück aoll echenkun^s^eiae an die tvunot- und Antiqu.tüten- 
GrbH kn 13o Berlin, Prancüsigche Straße 15 Übertragern werden. 

.!-T crto-len k-emit 


Herr HechtaanvTalt 

Dr. Tolfgang Vogel 

geb. urt 3% 13. 1923 

wohnh. : 113- Beriet, Loldauotr. u 

Yollcacht 


ur,~ v . p ~ j ulicn.:ungs vertrag über das Grundotück Blatt 43 doo Grundbuchs 
für Döbra cu vertreten* 

2r iot berechtigt, allo dafür notwendigen Exfciärunßea , Bewilligungen, 
Anträge m~id inaoeoondere die Auflassung abzugeben osw. entgogens unoh ne 
Dkeoe^Cchonkung erfolgt entsprechend den gegebenen tttstiinden. 
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Der 'Jert bo trügt 9*500 II* 

Vorstehende Hiederochrift wurde don Erochionoaen vorgelaoan, 
von iha ganobcigt und u_e folgt cugenhindig durch sic ustcr- 
ochrueben« gez« Siegfried Eath gez« Annelies Kath goc. Schneider 

gez« Jorzocbehi, Dotar 

gec* 55 2 G, 31 
Gobühri 10 t — Ii gau, v* 2o,52 Kost«-0« 

gez« Jorzotabaki 
U o t o r 


fcsajggsteasa. 

iort» 975tw u 
Gobühri IG.— i 


Vorstehende Ü Ausfertigung wird hierci't 
Frou Annelies Kath geb« Schneider in Döbra 
erteilt« 


Karl-Iiarx-Stadt » 21« 05« 1975 



taatliches liotariat 
Ilarl-tlarx-S tadt 

2J/0 t a r 






Dokument 12 

20-749-75 (4) 

U. H 

Au»ffrli|Utis 



Verhandelt 

« Karl-Iiarx-S tadt 21 . Hai 1975 


Vor dom Nour JürSOCtSii- 


de* Staatliches Notariats Karl -iiarx-3 tadt 


erschien heute 1. Herr Siegfried Kath (Karl» »Tilli) 

gcb. an: 12 • 12« 193& in Steglia 
wohuh. : Döbra» Dr* 55 

- ausgewiesen durch der D?A XII 1034953 - 

2. Frau Anneliee . Hedwig Kath geh« Schneider 
geh. arTT7TTl • 1941 in Drachenbrunn 
wohnh, : Döbra, Br, 55 

- ousgewiesen durch den DPA III 0941730 

und erkliren: 

..ir erteilen huercit den 

Herrn Rechtoanwalt 

Dr. Rolfgang Vogel 

gec. ar 30* IG. 1925 

wohnh.: 1136 Serien, üoldaustr. 6 

V ollmacht 


über unser geoac.te3 be.veglichos Vermögen verfügen zu können. Darur. te 
sind cu verotehen alle antiquarischen Gegenstände einschließlich der 
durch die Staatsanwaltschaft Dreaden beschlagnahmten Gegenstände, 

Der '.'ert der Yollmach 1 betrdr"^ 1*5 Millionen Hark. Die Vollmacht erf 
entsprechend der gegeoanöa sttfl.anae. 

Vorstehende Niederochrif t wurde den Erschienenen vorgelesen, von 
_hrcr. genehmigt und wie folgt eigenhändig durch sie unterschrieben* 

r. 33 T . or.rechnunr : gcz. Siegfried ftth gez. Annelies, geb. Schneider I 

..er c: ‘.o'j.jlk» l. gez. Jarzombski, Notar 

Ge~-Ü— •: 290 ,— Z gec. 55 26 , 31 Rost.-G. 

JartOÜCS^- 
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get. 




äf* ,ars ^ 


Vorstehende** Ausfertigung wird hiermit 
Herrn Siegfried Kath in Dö'ora erteilt, 

Karl -Marx -Stadt » 21. 05. 1975 


Staatliches Notariat 



Karl -Marx -Stadt 

i 

_ / A 
N 'o t a r 





Dokument 13 


Der Staatsanwalt 

des Bezirkes Dresden 

Ai 221 - 80/74 

(Bei Antwort anzugeben) 



8016 DRESDEN, Bin 
Lothringer Straße 
Fernruf t mtnrart Tmti 
8*tri«b»-Nr. : 93682251 


10» 6 . 1975 

>ie/ Sch 
60720 


Herrn 

Rechtsanwalt Dr. Yolf gang Vogel 

1 1 36 Berlin 
Reiler StraBe 4 


Strafverfahren gegen Siegfried K a t h und Jürgen 
Andreas 


Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt! 

Unter Be 2 m gn ahne auf die Ihnen durch die Eheleute 
Annelies und Siegfried K a t h, Döbra Nr. 55» Kreis 
Pirna, an 21. 5» 1975 erteilten Vollmachten möchte ich 
Sie darüber informieren, daß mit Yirkung von heutigen 
Tage die in der Strafsache gegen Siegfried K a t h 
angcordneto Vermögensbeschlagnahme gemäß § 119 Abs. 1 
Ziff. 1 und Abs. 3 StPO aufgehoben wurde. Ich richte 
deshalb die Bitte an Sie, umgehend mit dem Ministerium 
für Staatssicherheit, Bezirks Verwaltung Dresden, üntor- 
suchungsabteilung, in Verbindung zu treten und die 
Modalitäten für die Übernahme dos beschlagnahmten 
beweglichen Vermögens zu vereinbaren. 

Ebenso bedarf die Übernahme des Grundstücks der Eheleute 
K a t b in Döbra Nr. 55» das bis jetzt die Vorsitzende 
des Rates der Gemeinde Döbra, Genossin Greschniok, 
im Aufträge des Rates des Kreises Pirna verwaltete, einer 
dringenden Regelung. Ich bitte Sic, insoweit die Verbindung 
::ii t der Vorsitzenden dos Ratos der Gemeinde Döbra her- 
zustcllen und die Grunds tücksübe r gabe/Übe mahne abzuwickeln. 

Außerdem cestatte ich mir, Ihnen beiliegend 2 Rechnungen 
über Forderungen dor Einkaufs- und Liefergenossenschaft 
dos Bau- und Bauncbenhaiidwerks EGn.bE Pirna gegen Horm 
K a t h zu überreichen mit der Bitte, in Rahmen der 
Urnen erteilten Vollmacht auch insoweit eine Rogalung 
treffen . 


Anla^o Ke r ge 1 

2 Rechnungen Staatsanwalt 
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Dokument 14 

iv 


*•**«*■*«► 


Vo/Boe. - 13o/75 r 

Herrn Rechtsanwalt 
Jürgen Stange 

01 Berlin 31 

Bundesallee 42 


Betr. i Strafsache 

~ 1. gegen Herrn Siegfried X a t h 9 geh. X2.12.36, 
wohnhaft: 83ol Döbra , Nr. 55 

2. gegen Herrn Jürgen Andreas , geb. 21.2.43, 
wohnhaft: 8o45 Dtesden, Xadenstr. 25 


Sehr geehrter Herr Kollege ! 

Vir sprachen Uber diese beiden Fälle. Die Mandanten gelangen an 
lo.6.1975 zur Entlassung Uber Wartha. Die Ehefrauen kommen im Wege 
der Familienzusammenführung nach. Beide Fälle sind in die laufende 
H- Aktion nicht einbezogen. 

i 

Herr X a t h ist am 18.4.74 festgenoomen worden. Das Ermittlungs- 
verfahren lief nach den §5 178, 179, 180 StGB. Im Ergebnis der Er- 
mittlungen soll es sich um einen Schaden von ca. 150.000.-- M ge- 
handelt haben. Als Aufkäufer für die Staatliche Antiquitäten GknbH. 
soll der Mandant bei Aufkäufen weniger bezahlt haben, als ihm von 
derFlrma erstattet worden ist. Herr Kath hat sich bereiterklärt, 
seinen Grundbesitz zur Wiedergutmachung des entstandenen Schadens 
zur Verfügung zu stellen .($ 25 StGB). Das ist durch mich notariell 
veranlasst worden. Daraufhin hat die Bezirkes taatsanwaltschaft Dresd« 
das Verfahren eingestellt. 

Herr Andreas war Mitarbeiter von Herrn Xath. Er war nach 

- 2 - 
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- 2 - 


denselben Bestimmungen belastet* Der Schaden soll jedoch 
nur ca* 20*000.— M betragen* Im Wege der Wiedergutmachung 
(525 StGB) hat Herr Andreas seinen Pkw zur Verfügung 
gestellt* Es ist dann ebenfalls Einstellung des Verfahrens 
verfügt worden j 

Abschrift anbei. 


Mit kollegialer Hochachtung 
durch: 


Rechtsanwalt 
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Dokument 15 


, IS «b •!*/;> 


Vo/Boe. 


Vollmacht. 


für Herrn Horst Schuster, 

Qcb» am 7 *lo«1932j 

wohnhaft: 115 Berlin - Mahlsdorf . 

Hümmels tr. 12, 

die in der Strafsache gegen Siegfried X a t h 
durch den Staatsanwalt des Bezirks Dresden 
gern. Protokoll vom 3«6«1975 unter Pos» 1 — 2535 
beschlagnahmten Gegenstände in Bapfang zu nehmen 
und darüber zu verfügen« 

Zur Erteilung dieser Vollmacht bin ich legitimiert 
aufgrund der mir durch Herrn Siegfried K a t h 
erteilten notariellen Generalvollmacht vom 21«5«75« 
Die Beschlagnahme der obenangeführten Gegenstände 
ist indessen durch den Staatsanwalt des Bezirks 
Dresden aufgehoben worden« 
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Rechtsanwalt 





Dokument 16 


Vo/Boe* 


Vollmacht 


für Herrn Horsu Schuster, 
geh* an 7*lo*1932, 
wohnhaft: 115 Berlln-Mahlsdorf . 

Hummelstr* 12, 

die Schlüssel für das la Eigentum der Eheleute 
Siegfried undAnnelies K a t h stehende Haus, 

83ol Döbra Nr* 55, ln Empfang zu nehmen und 
das Haus nebst Nebengelass bis zu einer endgültigen 
Eigentumsregelung zu verwalten* 

Zur Erteilung dieser Vollmacht bin ich legitimiert 
aufgrund der mir durch Herrn Siegfried K a t h 
und Frau Annelies K a t h erteilten notariellen 
Generalvollmacht vom 21*5*1975* Die Beschlagnahme 
des vorgenannten Hauses ist indessen durch den 
Staatsanwalt des Bezirks Dresden aufgehoben worden* 
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Rechtsanwalt 




•- w. 11 u !L ^ o w 

Ab Schrift 


staatliches Notariat 
p3sl-£arx-»Jtadt 


000052 

Xaxl-harz-ö tudt , 26 , flov« 1,975 


*0-1*98-75 <4) - — • üa 

' | *' . ( • * * - * f •.** «*.« ' « f ^ ^ * J • * j 

fo* d*»Eotar J&r%oovb 6 kin»r>ic 1 uil 32 «i} 1 '- 


for den Hotar J&r»onvb^n»r>icliÄi»«a 1 iti-: \ 

. •* • ... ■' " • /n / •-. >*v^. 

1* Korr ficchtaanwalt Br« ifolfaang Vogol / £ L. . , ' 

wohnhaft* 1136 Berlin, MölSÄoatr* & /C p v ‘ ♦* . /^5 *. * 

; ; ; 0959811, ^ ' ^V, 1 ; . ' 

A:/“~ • '2*-' Sm''Ctott99niidiieeWto»' Schuster 

wohnhaft* Berlin-llahlsdorf, Hummelstr. 12/ 

; - > • ; , jpAdar m ?v 14063 22 -, s * 

ff ^j,;: •" N ^~£ f x ,; .r: : ‘ x i . „ \ . ^.. f. ••■•V ; * ; 

jjef Brechienenezu 1 i erklärt.» -■* .-■ ,- •** •••.-, 

jch handle nachstehend nicht nun in»B&oinen«igansn hatten, noiidom 
I*- Vollmacht- fUr Siegfried iSath geb.an 12, 12, 1936 undfür , . 
innaliea Kath ^ahi Schaöidnn 17* 11/ 1941* - .Surs 

so ttfciellB- ¥^2aa«hV'«lvd wu» S^wriwIa^t j^areichtX* ^ 

Ich handle nachstehend alä allaiyigal, Rhni^£<?b< , a^cM5nt^'r für dtö v - - , r ;' 
juast- und- *nti qui tätan-OabÜ in 103 Berlin, Französische ’ Str. 15, . 
j^gisterauszug Br« HS 5129, vom ‘22*2,1973 lag zur Binsiohtnahiaa-vor#* -. 

K* co h l i e Jättg foÜ *-••*- /*’“ «■ r "**£ * : *~'X* > — «. ; . -. ; . \ 

/ S C E S 1 K 9. H O B -TU * 3 3 A 0 V : i^k ; - V^w« 


itiV. i (;* 


J V*' ’ f * •* t * v^:i * 


•••• ; ■ 

Auf Blatt ‘49 de« 4Jrandbuehoö*voa flöhra cind als Eigentüaor des dort :• 
rtr^ichaotoö'Örundötücks dle-'Shelouta -ßiegfiried und Annelies K&th *•• 
la öholichcr^ex^göps^tt^l^c^iaf t ' zufolge Auflassung voa 20, hov, 1972 

^^Grmfßtück Blatt 1 4 fl : ffir^Bühm besteht aus den Flurstücken ihr« 132/1 
132/2 und 132/3. der Geoarktmg Döbra in einer Größe von inagesaat ^OOyiOa 

ha Grand« tuefc stellt sin unbebautes GruudatlicJc dar und liegt in JWJbra, 

Ir« 55* •»'•"' ./ii';: -v>r jii r.l V* • _ '•■•'• • 

ha Grundsttickilstiunbelaatsti# Eine Belastung wurde euf Grund der Hnt- 
ichalduag ^ löscht«: Dafür; bei»* ehen .t»tuÜo^Ücli~3»ine Pordoruugen sehr, 
kr Hotnr hat /da« Grundbuch nicht eing^fMjheu. jDie Beteiligten entbin- 
M ihn von jeglicher Haftung«, , s ... .. ' ” 

hr Sinhaitsaort doa Gruadötldl^s' netrS^t^.JOOJI,^ ^ 

• i.:ixsrofl .awloi ItasiG . V.^xus^-. 

■ o ^is ♦ Ö- sxsl. V.f ‘xaH /v-' , ■’- »v. ; . /■ '- 


tU Grundstüclajalßentiicer Cbertrogon' hiermit , daa Grundstück -Blatt 49 
U8 Grundbuchs für Döbxa'BQhojdhunßsneiae an die Kunst— und Antiquitäten- 
hbH ( in 10Ü Berlin, PranscJ3i8C^ ; Ötr. 15« • y ' ' . . • 

Pia Uborgabe des Grundstücks erfolßt Q ^ 1 . August '1975^ 

N gleiohon läge gehen auch Eutaungen und Laare« und 611« sonstigen 
fflichtän an Grundattick an den nsuan Bigsntünor über* ' 
m Eoßteu dieses Vertragee und seiner Durchführung sowie evtl« zur 
’Risbuug koauaade Steuern trögt der Erwerber. 



o - i - 


n. ' ^ . . 

u- • -. *>.. - 


... . * 

SrobhlQua^a sind eich, darüber ein ig, da ß daa Eigentum an_ 
i«a 4^ dw Grundbuchs für* hobrs v»r:£Q lehnet en Grund-» 

W* auf dieoÄvIiune*- und Aabiquifcuten.^bB,ia_tQa Berlin, \ * ', . 
pjasbölache 3 -tr* 45 ühorgaht.. *, 

hew^ligaj und 




;en, 


•# - - 
t -• 


,c :*■•• /. \a 

f r 


, : . i* . -x : > : / /■ * 

.den ^i^ent^xswichaÄl iÄ Grundbuch 


r ~ v Blatt 49 fQr;$obra gu verlautburea* 

*1 * * ^ » i*»'. »0 •. '.*■ V* ' ■ * ■ • "* •'* - *' -j . 

' ‘ k ^l*~ «^ 9 ^Xr^-n 2 X=ÖG V 

■ .-SS-;cK>M \& '' 

pj.a Brachiononon versichern, daß dor vorstehend abgeschlossene Ver- 
trag richtig und vollständig ui tßa teilt, werden- ^t und^ejaö Beben- 
juredan.«« troffen Morden ißt»-. -- ; ; ;\-*ü ’••'•,• •« 7 *-^u , ■ .... w- ,•••■. • 

pan . Beteiligten' int .weiterhin bekannt* ■' dAS:där •••-tertrad'dfir "Gehehtti- . 
jung unch der Graaastückqyerkehrfl Verordnung rhadsrf und 'de? .Bigeiatuiie- 
jöchßel.eret nach, vorliegender hahSrdlicbar Cteneha^^puig :äa .dieBec;. 
f er trag da Grundbuch verlautbart sordea kann« Ihnen ist neitexnln 



ypratehonde Biedarochrtft wurde den Erschienenen vor&eleoen, . ' 

?0 n ihnen genehmigt und wie fol^t eigeahaadlg voh^ihaeh-gntergchrl&benr 

£ 0 g tqnygcjw'ang» q > ,v 5 £ riYy . '■-V ; A .'>7 .,: 

pebUhrs £^00 H gaa, H 26 . ,29 (2) Coot^^G« /;-' •.,■ "V „ . 

gWflHSB&^o&r«* ■ ■ ■■:;'.!■[ : v ■■:';■ 7 : 

. -^.r . : ie^K, nie e-i *':'];•• gez^^hr*- Wolfgang Voge.lj-;- rr c..- V . * - 

~ ^v—-' •• - 

"**■ * ^ 1 — i"7 V '^rr 7‘ 4 j^8flS8^*‘Hoi^ ■' / ?4'. ; ... : 

::; ::.s7izfi?T-rr ;- r? ,-.n«b *v>r. ? Jofcu&J ^Jargon&ahi, . ff g tct r« - " ‘ : 

'*•' ' r "-'' ‘ VvW.— v- ' «^•X^Vist iiiiSi 

.b C-.ü- x..--. v x:;-/.buvx:^ •^••.^-:v -iri»* •Irll»?::- v:n>c 5 .^>- 4 '. ' " .v 

..... . ; Vorstehende Ab eohrift s 8 timmt mit der ,r^ irK ' 

: ; ; ' : V- ; .'' > - ••’ -Haupt Schrift 'j^die eine dJxsohrift l i st ^ * r^.p.a^ ' ■ u.nC : 

-•^'•wörtlioh übe xeih ; -und' wird . hiermit be.r^ • iijßr.»C ’ 

• '/:-**.• 03 - - glaubigtv*'^-^ '. i r zl: x* -uji/ 7 ' ■ ’ - 

Karl-^ixr Stadt, : ,dÖh;9;:^«eaiher^75^ -X'* •-. ' . 

StaatlioheB Notariat -- .... ••' ,7 ‘ ; ' . 


...,, r ^ 4j 7\ Earl-Uan-Ötadt 


*'* ' , - ** ' 4 <'\ •-*• $y\ ZSii • I -7' . 

• ' . I-. v“. 4 ' 7 :/ ; • 7 : . - r ,«ax* u 77 ^ : ; - 

...... - 7 ^’‘ 




i/V‘; . 


i ) ’m ' 


. ~ T' v ■ ** 4 - ?* r ; . -» . •/. 

x>r 
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Dokument 18 


VORSITZENDER DES MINI STERRATE S 
Verfügung Nr. 27 /75 
vom 22. 12. /75 


Zur Gewährleistung einer hohen Effektivität beim Export 
von Antiquitäten und Gebrauchtwaxen in das NSW wird 
verfügt: 

1. Der Minister für Kultur ist verpflichtet, über die 
.materielle Bereitstellung von Antiquitäten und 

Gebrauchtwaren aus dem Bilanzbereich des Ministeriums 
für Kultur für den jährlichen Export in das NSW 
mit dem Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
im Ministerium für Außenhandel eine Vereinbarung 
abzuschließen. 

Diese Vereinbarung ist jeweils zum Zeitpunkt der 
Planerarbeitung für das Folge jahr zu erarbeiten und- 
dem Ersten Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates zur Bestätigung vorzulegen. 

Verantwortlich : Minister für Kultur 

Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung im MAH 

2. Der Export von Antiquitäten und Gebrauchtwaren 

in das NSW ist nicht Bestandteil des Warenbewegungsplanes 
Export. Der Exporterlös ist entsprechend der Vereinbarung 
in die jährliche Zahlung sbilanz NSW als Bilanzposition 
aufzunehmen. 

Verantwortlich : Minister für Kultur 

Stellvertreter des Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission 

Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung im MAH 
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3. Der Valutaerlös aus dem Export ln das NSW 

Ist auf das Devisenkonto Ministerium für Außenhandel 
zu überweisen. 

Verantwortlich : Leiter des Bereiches Kommerzielle 

Koordinierung im MAH 

4. Die Verfügung gilt für die Jahre 1976 - 198o. 



Verteuert 

Vorsitzender des Ministerrates 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates, Gen.Dr. Mittag 

Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission, Gen. Schürer 

Minister für Kultur, Gen. Uoffmann 

Minister für Außenhandel, Gen. Sölle 

Staatssekretär im MAH, Gen.Dr. Schalck 
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Dokument 19 


Ministerium für Außenhandel 


Barlin, den 4. Io. 1976 


Varainbarvng 


Auf der Grundlaga der Varfügung das Vorsitzenden das 
Ministerrates Nr. 27/75 von 22.12.1975 wird zwischen 
den Minister für Kultur und den Leiter des Bereiches 
Koomerzialle Koordinierung in Ministerium für Außen- 
handel folgende Vereinbarung geschlossen t 

1. Im Interesse einer hohen Effektivität beim Export 
von Kunstgegenständen stellt der Stootliche Kunst- 
handel der DDR in Zeitraun 1976 bis 198o aus eige- 
nem Warenbestand und den Warenbestand seiner Koope- 
rationspartner der Kunst und Antiquitäten GafcH für 
den Export geeignete Antiquitäten und Gebrauehtwo- 
ren in folgender Höhe zur Verfügung : 

1976 4,6 Mio VM 

1977 4,4 * " 

1978 4,2 w " 

ab 1979 4,o " • 

Dieser Export in Mio VM entspricht den durchschnitt- 
lichen Erfahrungswert in der Exportrentabilität des 
Jahres 1976 von ca. 1 He 1 VM. 

Verändert sich diese Relation, so macht sich zwischen 
beiden Vertragspartnern eine erneute Absprache erfor- 
derlich. 

2. Kunst gegen stände in Sinne der Vereinbarung sincT Anti- 
quitäten, Münzen, Gebrauchtwaren kulturellen Charak- 
ters sowie zeitgenössische bildende und angewandte 
Kunst. 

3. Im Interesse der Erhaltung der Substanz des Kulturbe- 
sitzes der DDR und der Gewährleistung des Angebotes im 
Binnenhandel der DDR schaffen die Kunst und Antiquitä- 
ten GmbH und der Staatliche Kunsthandel der DDR die Be- 
dingungen dafür, daß durch die Erschließung neuer Wo- 
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r angruppsn dar Gebrouchtuoren kulturellen Choxdc- 
tan und dar zeitgenössischen Kunst dia Ausfuhr 
qualitätsvoller Antiqultatan zunatsaaod eingeschränkt 
werden Iconn« 

4* Soualt dar Stootlleha Kunsthandel, entsprechend 6m 
zwischen da* Staatlichen Ku na tho n dal und dar Kunst 
und Antiqultatan OafaH geregelten Kirtschoft s va r t r o g , 
Kunstgegenstände ln Export elps n g ea c h Bftstätl^calt 
verkouft (olla Kunstwerke dar »altganäsal sehen bil- 
dandan und angauandtan Kunst • aowalt Vereinbarungen 
zwischen dar Kunst und Antiquitäten tinbH und 6m 
Staatlichen Kunathondal getroffen wurden)« galtan dia 
Reitf-mgen daa Wirtschaftsvertrages. 

4*1 Dia Vfaranb ar a l tatslluno daa Stootllohan Kuastfaondals 
zur Realisierung dar Exportoufgdbe wafoßt Antiquitäten« 
NDnm, Oobroucbt wa ran kulturellen Cheraktar a sowie 
zeitgenössische Kunst (Halerei, Plastik« Grafik« anga 
uondt a Kunst« K una thondwark« Plakats« F oto gr af lan« Lohn» 
Veredlungen). 


4.2 FOr dan Export zal t gs nSflaoh a r hlldawdar und anga» 
uondta» Kunst uao Nltglladarn das V ar hend as Bildender 
KDnttlar dar DOR« von varatarbanan DOt-Künstlem aowia 
aus dan Nachlässen von KDnatlam das 2a« J ah rh u nderts 
ist dar Staotlleha Kunathondal dar DOS in Rahnan dar 
riQWjHTlinfHtntl^tt tinzlgiF PI nojnHq n ttt l fp nrl w r 
dar Kunst und Antiquitäten Qdd 

4.3 2o % dar VolutoalnnohBMn aus da a Varkauf dar «altga» 
n&saischea blldandan und a n gaua n dtan Kunst stahsn dan 
KOnstlam zur Finanzierung von Studienreisen sowie für 
die persdnliehe naterielle Interessiertheit zur Verfü- 
gung. Diese 2o % sind über die unter Punkt 1 genan n ten 
Exportquoten hinaus zusätzlich zu realisieren. 
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4,4 Für dtfl Export von KuiutgtgmityndM out Huum 
der DOR ist der Stootiiohe Kunsthandel einziger 
Binnenhandelspartner der Kunst und Antiquitäten 
GmbH. 

5. Dm VEH Staatlicher Kunsthandel werden die not- 
wendigen Kittel zur materiellen Stimulierung be- 
sonderer Leistungen bei der ExporttHtigkeit durch 
die Kunst und Antiquitäten GmbH zur VerfOgung ge- 
stellt, 

6. Der AuSenhandelspartner des Staatliehen Kunsthan- 
dels ist die Kunst und Antiquitäten GmbH. 

7. Unberührt von dieser Vereinbarung bleiben die Fest- 
legungen der "Verordnung zum Schutze des deutschen 
Kunstbesitzes" vom 2. April 1953» 



im Ministerium für 
Außenhandel 


J?— 9 # # 4 

Dr, Rackwitz ' 
Stellvertreter des Ministers 

im Ministerium für 
Kultur 
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T«r«iabtranc 


Zwischen dM 

Minis teriua für Außenhandel 

■lg* P j 

Vallstraße 17 *M 

vertreten durch den Generaldirektor 
Genossen Seidel 

und dsn 

Bst dsr Stadt Pirna 

P3- /..1.X n ft 

Nfeikt 

rcrtrctca durah dsn BOrgernelster 
Genossen Lorcnt 


vird felgende Vereinbarung geschlossen! 


1* Zur eußerplotmH Bl gen Erwirtschaftung von Teint«« 
nittsln für dis Volkswirtschaft dsr Bist vird dsr 
Export in das HSV durch Ankauf von Gebrauchtvaren 
erweitert* 


2. Dsr Rat dsr 8tadt Pirna schafft au disssa Bvsoks 
innsrhalb ssinss Bsrsiohss für dsn Ankauf von Os« 
brauchtvarsn antiquarischsn Charsktsrs aatsrislls 
und organisatorische Voraussetzungen* 


3* Dis Kunst und Antiqul tuten GmbH, 1o8 Berlin, Pran* 
stteisohe Str« 15 vird von Mlnisteriun ftlr Außen* 
handel beauftragt uni berollmhchtlgt , einen ent* 
sprechenden yir^sehnftsrertreg; v«rtr»j« 

liehen Bestehungen mit den VEB (k) Antikhandel, 83 
Pirna, Markt 14, regelt, absuschließen« 
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Der Hat dar Stadt Pirna erhält an« dra Yaluta* 
erl&a «in Yalutaanreoht in H8he von 2 jt« Z>io««a 
Yalutaanreoht i«t verfügbar nach Eingang dar 
YalutaarlSaa bai dar Kirnst und Antiquität an GhabH« 
Dia Abrechnung da« Valutaantaila airfolgt viertel* 
Jährlich« 

5« Di« Yarainbarung gilt bis na 3t« 12« 1977« Sl« 
schließt die Handelstätigkeit das YXB (k) Antik« 
handal alt Wirkung von. 1*1*1977 ein und verlän- 
gart aloh tun Java 11a «in Jahr« vann nicht durch 
eine dar beiden Saiten 3 Monate vor Ablauf dar 
Gültigkeitsdauer schriftlich gekündigt vird« 


Berlin« 


den 


2 6 . April 19 // 


Pirna, 


* 29 . 4.1977 

den «*»•**•»•< 


Mlnlatarluaa für Außenhandel Rat dar 8tadt Pirna 



Seidel 

Generaldirektor 



Loren« 

Bür gemeinter 
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Dokument 21 


Berlin, 


den 22.6.1977 


Ergftniung zur Verclnbanm^ vom 4« Io* 1976 


1* In Ergänzung der Vereinbarung vom 4* Io* 1976 zwischen 
de« Stellvertreter dee Ministers für Kultur* Genossen 
Dr. Rackwitz* und de« Staatssekretär im Minis teriua 
für Außenhandel * Genossen Dr* Schalck* wird alt Vir* 
lcung von 1*7*1977 festgolsgt, daß der Export von Zeit- 
genössisch Bildender und Angewandter Kunst und art- 
verwandter Gegenstände außerhalb der in der Vereinba- 
rung vo« 4*1o*76 unter Punkt 1 nbge stimmten Export- 
verpflichtung realisiert wird* 

2* Zur außerplanmäßigen Erwirtschaftung von Valutamitteln 
wird der Export in das NSV durch Zeitgenössisch Bil- 
dende Kunst sowie artverwandte Gegenstände erweitert. 

Es wird angestrebt, im Jahre 1977 zusätzlioh 5oo TVM 
zu realisieren* 

3* Bas Ministerium ftlr Kultur beauftragt zu diese« Zweck 
den Staatlichen Kunsthandel VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten* leitungsmäßig« , materielle und organi- 
satorische Voraussetzungen zu schaffen* 

4* Das Minieteriu« für Kultur der DER erhält aus den Va- 
lutaerlös des Exports von Zeitgenössisch Bildender und 
Angewandter Kunst und artverwandten Gegenständen sin 
Valutaanrsoht ln Iiöho von 3o Bisses Anrecht leb ver- 
fügbar nach Eingang der Valutaerlöse bei Kunst und 
Antiquitäten GmbH* 

Uber die Verwendung des Valutaanrechtes verfügen ge- 
meinsam der Hauptabteilungsleiter Planung/ Finanzen des 
Ministeriums für Kultur* Genosse Micklioh und der Ab- 
teilungsleiter Bildende Kunst, Genoss« Br* Bonner, 
auf dar Grundlage der vorliegenden Anträge für Import« 
oder Barauszahlungen. 

3* Entsprechend* Vereinbarungen, die die Einzelheiten re- 
geln* sind zwischen Kunst und Antiquitäten GmbH und 
der Hauptabteilung Plsnung/Pinanzon des Ministeriums 
für Kultur abzuschlisßen. 

6. Die Vereinbarung Irritt ab 1.7.1977 in Kraft. 


Br/i^schal ck 

Staat ssekre tär im 
Ministerium für Außenhandel 


Dr. Rackwitz 

Stellvertreter de« Ministers 
im Ministerium für Kultur 
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Hauptabteilung XVIII/7 Leipzig, 5. September 1977 


Bericht 


über die durchgeführte Verpflichtung des 

Entsprechend des Werbungsvorschlages wurde die Verpflichtung 
am 4. Septem ber 1977 in Leipzig durchgeführt. Mit dem Kandidaten 
war telefonisch ein Treff vereinbart worden. Es wurde mit ihm 
gemeinsam das Objekt "Bernhard-Kellermarin-Str . " auf gesucht. 

Zunächst wurde mit ihm über die Tätigkeit der Kunst und Anti- 
quitäten-GmbH gesprochen. Er berichtete dazu, daß inzwischen 
vom GenossenDr. S c h a 1 c k entschieden worden ist, daß 
der Briefmarkenhandel nicht übernommen wird, solange seitens 
der Plankommission nicht der Plan reduziert wird. 

Genosse S c h a 1 c k ist nicht bereit, die jährlichen 
Planausfälle von 4 Mio VM aus dem Briefmarkengeschäft durch 
andere Geschäfte abzudecken. 

Der für das Gebiet Briefmarken eingestellte Mitarbeiter 
H a u b o 1 d wurde kurz vor der Messe davon informiert, 
daß die Briefmarke nicht übernommen wird und er andere Auf- 
gaben im Betrieb übernehmen soll . Insbesondere soll er Fragen 
der Warenbereitstellung innerhalb der DDR klären und den Komplex 
Militari abwickeln. Zu Fragen der Warenbereitstellung gibt 
es Vorstellungen, bestimmte zeitgenössische Kunst aus anderen 
sozialistischen Ländern zu übernehmen und diese für den Ver- 
kauf auf dem DDR-Markt bereitzustellen, praktisch als 
Äquivalent für den Aufkauf von DDR- Antiquitäten und für die 
Exportbereitstellung . 
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Im weiteren Verlauf des Gespräches wurde dann auf die Aufgaben 
unseres Organs eingegangen und daß wir an Informationen aus 
dem Arbeitsgebiet des IM interessiert sind, insbesondere an 
Hinweisen zu Kunden aus dem NSW sowie auch zu Kunsthändlern 
aus der DDR. Zur Klärung bestimmter Fragen auf diesem Gebiet 
wären wir an seiner Unterstützung interessiert. Es wurdedann 
in diesem Zusammenhang auch darauf verwiesen, daß bereits ein 
früherer Kontakt unsererseits zu ihm bestand un zukünftig wieder 
ein regelmäßiger • Kontakt hergestellt werden soll. 

Der Kandidat gab dazu ohne Zögern sein Einverständnis. Es wurde 
die Frage an den Kandidaten gestellt, inwieweit es nochmals 
Kontaktversuche zu seiner Person gab, wie seinerzeit 1962 
in Belgien. Er erklärte dazu, daß keinerlei derartige Ver- 
suche unternommen wurden. Er sei später wiederholt in Holland 
gewesen, wie auch sehr viel in der BRD, es wurden jedoch 
von keiner Seite Kontaktversuche unternommen. 

Mit dem Kandidaten wurden dann Fragen der Konspiration be- 
sprochen. Er erklärte hierzu, daß dies selbstverständlich 
sei und er auch in seinem eigenen Interesse daran inter- 
essiert ist, die Konspiration zu wahren. Er stellte die Frage, 
wie er sich gegenüber den Genossen der Armeeaufklärung ver- 
halten soll, da es im Zusammenha-ng mit den früheren Ge- 
schäften nochmals Kontakte gab. Dieser Kontakt war notwendig, 
da der Holländer nach seiner Haftentlassung nochmals eine 
Anfrage an den Kandidaten gerichtet hatte. Diese Anfrage 
wurde jedoch dann nicht beantwortet, es ging praktisch um 
eine Bestätigung der früheren Geschäfte. 

Dem Kandidaten wurde erklärt, daß wir nicht an Kontakten 
seinerseits zur Armeeaufklärung interessiert sind, daß, 
wenn die Genossen der Armeeaufklärung Anliegen haben, die 
sich auf Geschäfte der Kunst und Antiquitäten GmbH er- 
strecken, sie sich an uns wenden möchten. 

Der Kandidat schrieb ohne Zögern die Verpflichtung. Der Text 
wurde durch Unterzeichnenden angesagt. Er wählte sich den 
Decknamen "Hans Borau" . Er erklärte hierzu, daß er diesen 
Namen frei erfunden habe und es keinerlei Zusammenhänge 
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mit Namen aus seinem Bekanntenkreis gibt. 

Abschließend wurde mit ihm die Frage der weiteren Zusammenar- 
beit besprochen. Es wurde mit ihm vereinbart, daß er sich 
bei besonderen Vorkommnissen in Leipzig telefonisch meldet, 
ansonsten wird nach der Messe in Berlin telefonisch ein 
Treff vereinbart. 

Als nächste Aufgabe wurde festgelegt, Einschätzung der Kunden 
aus Westberlin und der BRD. Dazu werden Namen aus der Kunden- 
aufstellung ausgewählt sowie Einschätzung der Antiquitäten- 
Händler der DDR soweit diese dem IM bekannt sind. 



Machost 

Hauptmann 
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Vereinbarung 

über die Bereitstellung von Valutaanrechten für den 
Export von zeitgenössischer bildender und angewandter Kunst 


Auf der Grundlage der Vereinbarung vom 4.1 0.1976 sowie ihrer 

Ergänzung vom 22.6.1977 zwischen dem Stellvertreter des 

Ministers für Kultur, Genossen Dr. Rackwitz, und dem Staats- 
sekretär im Ministerium für Außenhandel, Genossen Br. Schalck 

wird 

zwischen 

der Hauptabteilung Planung und Finanzen 

im Ministerium für Kultur 

- im folgenden MfK genannt - 

und der 

Kunst und Antiquitäten GmbH 

- im folgenden AHB genannt - 

folgende Vereinbarung getroffen: 

1. Das MfK erhält für den zusätzlichen Export von zeitgenössi- 
scher bildender und angewandter Kunst und artverwandten 
Gegenständen in Höhe von 5oo TVM jährlich in . das NSW ein 
Valutaanrecht in Höhe von 3o %. 

2* Werke der zeitgenössischen bildenden und angewandten Kunst 
im Sinne dieser Vereinbarung werden zum Export in das NSW 
vom Staatlichen Kunsthandel bereitgestellt. 

3* Das unter Pkt. 1 genannte Valutaanreoht entfällt auf den 
Teil des Exportes, der zusätzlich zu den lt. Vereinbarung 
vom 4.1 o.l 976 festge legten Plankennziffern realisiert wird. 

4. Der AHB gewährleistet, daß pro realisiertem Exportgeschäf t 
nach Eingang der Valutaerlöse beim AHB die vereinbarten Va- 
lutaanrechte auf das Konto-Nr. 683 hei der Deutschen Handels- 
bank AG zu Gunsten Ministerium für Kultur, HA Planung und 
Finanzen überwiesen werden. 
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5. Das MfK gewährleistet, daß durch diese Regelung die Er- 
füllung der in der Vereinbarung vom 4-.1 0.1976 festgelegten 
Plankennziffern nicht gefährdet wird. Bei evtl. Nichter- 
füllung wird das MfK einen entsprechenden Ausgleich vor- 
nehmen. 

6. Der mit der Eigengeschäftstätigkeit beauftragte Staatliche 
Kunsthandel und der AHB troffen eine Regelung über den geson- 
derten Ausweis solcher Verträge, die zeitgenössische Kunst be- 
treffen'. 

7. Die markseitige Rechnungslegung des .Staatlichen Kunsthandels 
für zeitgenössische Werke erfolgt in der Relation 1 VM E^lös = 
1 IS Aufwand. 

8. Die Abrechnung der Valutaüberweisungen des AHB gegenüber dem 
MfK erfolgt in der Relation 1 VM : 1 M halbjährlich zuzüglich 
der Aufwendungen des AHB. 

9. Der AHB ist bereit, Importe von Spezialmaterialien für die 
Künstler aus dem zur Verfügung stehenden Valutaanrecht gemäß 
den dafür geltenden gesetzlichen Regelungen zu realisieren. 
Für die Deckung der damit verbundenen Kosten zahlt das MfK 
dem AHB eine Handelsspanne von 7 %, die am Ende jedes Plan- 
jahres insgesamt berechnet wird. 

Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1.1. 1978 in Kraft. 


Kunst und Antiquitäten GmbH 



Ministerium für Kultur 
Hauptabteilung Planung 
und /Finanzen 
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Verordnung 

über den Staatlichen Museumsfonds 
der Deutschen Demokratischen Republik 

vom 12. April 1978 

In den Museen der Deutschen Demokratischen Republik 
werden bedeutende Werke der Weltkultur, des nationalen 
Kulturerbes, der Kultur- und Produktionsgeschichte sowie 
hervorragende Zeugnisse der Entwicklung von Natur und Ge- 
sellschaft bewahrt. Sie sind Teil des geistigen und materiellen 
Nationalreichtums und eine wesentliche Grundlage für wis- 
senschaftliche, kulturelle, künstlerische und technische Lei- 
stungen in Gegenwart und Zukunft. Zur Arbeit mit dem Staat- 
lichen Museumsfonds wird folgendes verordnet: 

51 

Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung regelt die Erfassung, Erhaltung, Pflege, 
Mehrung, den Schutz und die Nutzung des Staatlichen Muse- 
umsfonds. 

(2) Der Staatliche Museumsfonds umfaßt die Gesamtheit der 
durch die Museen bewahrten musealen Objekte und Sammlun- 
gen, die Volkseigentum sind. Zum Staatlichen Museumsfonds 
gehören auch museale Objekte und Sammlungen, die ihren 
ursprünglichen Standort in musealen Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik haben und 
sich infolge von Verlagerungen oder aus anderen Gründen ge- 


genwärtig nicht in diesen Einrichtungen bzw. nicht auf dem 
Territorium der Deutschen Demokratischen Republik befin- 
den. Sie sind ebenfalls Volkseigentum. 

(3) Diese Verordnung gilt nicht für Schrift- und Archivgut 
und Gegenstände, die in staatlichen Archiven und Bibliothe- 
ken zu erfassen sind. 

52 

Aufgaben und Verantwortung der Staatsorgane 

(1) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen 
Staatsorgane und die örtlichen Räte gewährleisten in den ihnen 
unterstehenden Museen die Erfüllung der Aufgaben bei der 
Arbeit mit dem Staatlichen Museumsfonds und schaffen die 
dafür erforderlichen personellen, räumlichen, materiellen und' 
finanziellen Voraussetzungen. Sie sichern die Erschließung der 
Bestände des Staatlichen Museumsfonds mit dem Ziel, die 
Werktätigen mit dem in den Museen bewahrten Nationalreich- 
tum vertraut zu machen und ihre weltanschauliche, politische, 
wissenschaftliche, kulturelle und ästhetische Bildung und Er- 
ziehung zu fördern. 

(2) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen 
Staatsorgane sowie die örtlichen Räte sind dafür verantwort- 
lich, daß der Schutz und die Sicherheit des Staatlichen Muse- 
umsfonds in den ihnen unterstehenden Museen gewährleistet 
werden. 

(3) Dem Minister für Kultur ist das Institut für Museums- 
wesen unterstellt. Der Minister legt die Aufgaben und Arbeits- 
weise des Instituts, die es bei der Anleitung zur Erfassung, 
Pflege und Erschließung des Staatlichen Muoeumsfonds zu er- 
füllen hat, fest 
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(4) Die Räte der Bezirke verwirklichen ihre Aufgaben bei 
der Arbeit mit dem Staatlichen Museumsfonds mit Unter- 
stützung der Bezirksmuseen und Bezirksrestaurierungswerk- 
stätten. 

§3 

Verantwortung und Aufgaben der Museen 

(1) Museen im Sinne dieser Verordnung sind, unabhängig 
von ihrer Unterstellung, 

— die staatlichen Museen, Galerien, Gedenkstätten und Hei- 
matstuben, 

— die staatlichen Sammlungen, die der Forschung, Lehre und 
Dokumentation dienen, insbesondere die Sammlungen der 
Akademien, Universitäten, Hochschulen, Fachschulen, In- 
stitute und Forschungseinrichtungen, 

— Sammlungen und museale Einrichtungen im Bereich der 
Minister und der Leiter der anderen zentralen Staatsor- 
gane, der örtlichen Räte, der wirtschaftsleitenden Organe, 
der volkseigenen Betriebe und Kombinate sowie Betriebs- 
museen und Traditionskabinette. 

(2) Die Museen sind für die Erfassung, Erhaltung und Pflege, 
für den Schutz und die Sicherheit, die sorgsame und effektive 
Erschließung und Nutzung sowie die planmäßige Erweiterung 
der Bestände des Staatlichen Museumsfonds verantwortlich. 
Sie gewährleisten die wissenschaftliche Bearbeitung sowie 
wissenschaftliche und kulturpolitische Nutzung der in ihrem 
Bereich befindlichen Objekte des Staatlichen Museumsfonds. 

(3) Die Museen entwickeln bei der Arbeit mit dem Staat- 
lichen Museumsfonds die sozialistische Gemeinschaftsarbeit 
untereinander und mit anderen wissenschaftlichen und kultu- 
rellen Einrichtungen, Betrieben und gesellschaftlichen Orga- 
nisationen. Sie arbeiten besonders mit den Leitungsorganen 
des staatlichen Archivwesens und den staatlichen Archiven, 
dem Kulturbund der DDR, den Künstlerverbänden, der Urania, 
der Kammer der Technik und den wissenschaftlichen Gesell- 
schaften zusammen. Sie gewinnen Bürger zur ehrenamtlichen 
Mitarbeit. 
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Bestandteile des Staatlichen Museumsfonds 

(1) Zum Staatlichen Museumsfonds gehören museale Ob- 
jekte und Sammlungen, die einzeln oder im Zusammenhang 
die Entwicklung in der Natur oder der menschlichen Gesell- 
schaft dokumentieren und deren Erhaltung und Nutzung im 
Interesse der sozialistischen Gesellschaft liegt. Hierzu zählen 
originale Gegenstände 

a) aus allen Perioden der Geschichte, insbesondere 

— Belege zu den revolutionären Bewegungen und den Hö- 
hepunkten des Klassenkampfes, vor allem der deutschen 
und internationalen Arbeiterbewegung, 

— der sozialistischen Entwicklung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik, 

— der Ökonomischen Entwicklung, 

— zur Kultur- und Lebensweise der Klassen und Schichten, 

— der Geschichte der Wissenschaften und Ideologien, 

— der Militärgeschichte und der sozialistischen Landesver- 
teidigung; 

b) aus der Technik und Produktion, insbesondere 

— zur Stellung des Menschen im Produktionsprozeß, 

— zur Entwicklung der Produktionsinstrumente und Tech- 
nologien, 

— Belegstücke der materiellen Produktion; 

c) aus Kunst und Literatur, insbesondere 

— Werke und Belege der bildenden und angewandten 
Kunst, 
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— Werke und Belege zum literarischen und musikalischen 
Schaffen, 

— Belege zur darstellenden Kunst, 

— Materialien, Fotos, Filme und Tonträger, die den Schaf- 
fensprozeß von Künstlern, die zeitliche Einordnung ihrer 
Werke oder die Interpretation charakterisieren; 

d) aus der Natur 

— aus allen Perioden der Erd- und Lebensgeschichte ein- 
schließlich ihrer Erforschung, 

— Sachzeugen der anorganischen Entwicklung der Erde und 
des Kosmos, 

— Sachzeugen der Entwicklung der Biesphäre, der Evolu- 
tion der Organismen einschließlich der des Menschen und 
seiner Beziehung zur Umwelt; 

e) von und über bedeutende Persönlichkeiten. 

(2) Zum Staatlichen Museumsfonds gehören weiterhin 

• 

- Nachbildungen und Modelle von seltenen, nicht mehr vor- 
handenen oder im Ursprungszustand nicht zu bewahrenden 
Objekten, 

— Inventare und Kataloge. 


Kategorislenmg des Staatlichen Museumsfonds 
§5 

(1) Die Museen haben museale Objekte und Sammlungen 
des Staatlichen Museumsfonds nach ihrer wissenschaftlichen, 
historischen und kulturellen Bedeutung zu kategorisieren. Die 
Einstufung der musealen Objekte erfolgt nach einheitlichen 
Grundsätzen in 3 Kategorien. 

(2) Kategorie I umfaßt museale Objekte und Sammlungen, 
die von außerordentlichem wissenschaftlichen* historischen 
oder kulturellen Wert und unersetzlich sind und in e inmali ger 
Weise Aufschluß geben über 

— x die Entstehung und Entwicklung der Weltkultur, des kul- 
turellen Erbes und speziell der sozialistischen Nationalkul- 
tur, 

— Ereignisse, Prozesse oder Persönlichkeiten, die den Gang 
der Weltgeschichte oder der Nationalgeschichte wesentlich 
beeinflußt haben, 

— umwälzende ökonomische Prozesse, wissenschaftliche und 
technische Erfindungen und Entdeckungen, 

— wesentliche Etappen der Entstehung, Entwicklung und Cha- 
rakterisierung der Natur. 

(3) Kategorie II umfaßt museale Objekte und Sammlungen, 
die von großem wissenschaftlichen, historischen oder kulturel- 
len Wert sind und mit hoher Aussagekraft Zeugnis ablegen 
von 

— der Entwicklung des deutschen Volkes und seinen humani- 
stischen und revolutionären Traditionen sowie seinen poli- 
tischen, kulturellen und wissenschaftlich-technischen Lei- 
stungen sowie Objekte und Sammlungen über den Aufbau 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft, 

— dem Wirken bedeutender Politiker, Wissenschaftler und 
Künstler in Vergangenheit und Gegenwart sowie Objekte 
gleichen Ranges zur Geschichte und Kultur anderer Völ- 
ker und Objekte, die Erscheinungen und Vorgänge in der 
Natur charakterisieren. 

(4) Kategorie III umfaßt museale Objekte und Sammlungen, 
die in charakteristischer Weise die natürliche und gesellschaft- 
liche Entwicklung in einzelnen Territorien belegen und für 
die Allgemeinbildung, die weltanschauliche, historische, ästhe- 
tische und polytechnische Bildung sowie für die wissenschaft- 
liche Forschung von Wert sind. 
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$6 

(1) Der Minister für Kultur bestätigt im Einvernehmen mit 
den Ministern und den Leitern der anderen zentralen Staats- 
organe, denen Museen unterstehen, sowie den Vorsitzenden 
der Räte der Bezirke die Zuordnung von musealen Objekten 
und Sammlungen zur Kategorie I. Die Direktoren der Museen 
sind verpflichtet, hierzu ihrem übergeordneten Organ Ent- 
scheidungsvorschläge zu unterbreiten. 

(2) Die Zuordnung zur Kategorie II bestätigen die Minister 
und die Leiter der anderen zentralen Staatsorgane für die 
ihnen unterstehenden Museen. Für die den örtlichen Räten 
unterstehenden Museen erfolgt diese Bestätigung durch die 
Räte der Bezirke. 

Erfassung, Schutz, Sicherheit 
und Erhaltung des Staatlichen Museumsfonds 

§7 

(1) Alle zum Staatlichen Museumsfonds gehörenden musea- 
len Objekte und Sammlungen sind von den Museen nach den 
vom Minister für Kultur zu erlassenden Regelungen in Inven- 
taren zu erfassen und zweifelsfrei als Volkseigentum zu kenn- 
zeichnen. 

(?> Museale Objekte und Sammlungen sind durch sachge- 
m ) Lagerung, Konservierungs- und Restaurierungsmaßnah- 
men planmäßig so zu erhalten und zu pflegen, daß ihre dauer- 
hafte gesellschaftliche Nutzung gewährleistet ist. 

(3) An musealen Objekten dürfen keine Veränderungen vor- 
genommen werden, die den Aussagewert dieser Objekte be- 
einträchtigen bzw. verfälschen oder die dauerhafte Bewah- 
rung gefährden. 

(4) Schriftgut, das die Entstehung, den Erwerb und die zeit- 
liche Einordnung von musealen Objekten und Sammlungen 
dokumentiert, wie Eingangsbelege, Übernahme-, Grabungs- 
und Sammhingsprotokolle, Nachlaßverfügungen, Kaufverträge 
und andere Dokumentationen, ist sachgemäß und unbefristet 
aufzubewahren. 

(5) Bei der Entscheidung über die ständige oder zeitweilige 
Schließung eines Museums oder einer Museumsabteilung sind 
gleichzeitig die erforderlichen Festlegungen zu treffen, um Si- 
cherheit, Vollständigkeit und wissenschaftliche Auswertbar- 
keit der musealen Objekte und Sammlungen einschließlich sil- 
ier dazugehörenden Dokumentationen zu gewährleisten oder 
die Übertragung an ein anderes Museum zu sichern. 

) §8 

(1) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats- 
organe sowie die örtlichen Räte, denen Museen unterstehen, 
und 'die Direktoren der Museen legen entsprechende Maßnah- 
men fest, um museale Objekte und Sammlungen vor Verlust, 
Zerstörung oder Beschädigung zu sichern und die Durchset- 
zung der Rechtsvorschriften über Ordnung, Disziplin und Si- 
cherheit sowie der spezifischen Weisungen des Ministers für 
Kultur zum Schutz der Objekte des Staatlichen Museumsfonds 
ln ihren Verantwortungsbereichen zu gewährleisten. Diese 
Maßnahmen sind mit den zuständigen Organen des Ministe- 
riums des Innern und der Zivilverteidigung abzustimmen. 

(2) Verlust, Beschädigung oder besondere Gefährdung von 
Objekten des Staatlichen Museumsfonds sind sofort vom Di- 
rektor des Museums dem übergeordneten Staatsorgan und der 
Abteilung Kultur des Rates des Bezirkes zu melden. Für Ob- 
jekte der Kategorie I und II besteht darüber hinaus eine sofor- 
tige Meldepflicht an den Minister für Kultur. 

(3) Der Minister für Kultur kann zur Vorbeugung und Be- 
kämpfung von Katastrophen oder ähnlichen Gefahrensituatio- 
nen und zur Beseitigung ihrer Folgen sowie zur Sicherung ge- 
samtstaatlicher Belange von dieser Verordnung abweichende 
Regelungen treffen. 


49 

Erschließung und Nutzung 
des Staatlichen Mnseumsfondfl 

(1) Die Erschließung musealer Objekte und Sammlungen des 
Staatlichen Museumsfonds erfolgt für die Forschung, Bildung 
und Erziehung. Die Hauptform der öffentlichen Nutzung der 
Bestände sind die ständigen Ausstellungen und Sonderausstel- 
lungen. 

(2) Die Museen haben eine wissenschaftliche Dokumentation 
der musealen Objekte und Sammlungen in Form von Kata- 
logen zu schaffen. Der Katalog dient der wissenschaftlichen 
Einordnung, Erschließung und Nutzung und hat Auskunft über 
alle erforderlichen Daten zum musealen Objekt, über seinen 
Erhaltungszustand und den Stand der wissenschaftlichen Be- 
arbeitung zu geben. Er ist ständig zu ergänzen. 

(3) Die Museen stellen ihre Bestände unter Gewährleistung 
von Schutz und Sicherheit anderen wissenschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Institutionen für Zwecke der Forschung bereit, 
wenn der Erhaltungszustand es erlaubt und ein Mißbrauch 
ausgeschlossen ist. Sie schaffen Bedingungen zur Nutzung 
ihrer Bestände durch Wissenschaftler, Laienforscher, Arbeits- 
gemeinschaften, Zirkel und Klubs und fördern die wissen- 
schaftliche und künstlerische Betätigung. 


Mehrung des Staatlichen Museumsfonds 
§10 

(1) Der Staatliche Museumsfonds ist auf der Grundlage von 
Sammlungsplänen ständig zu mehren und in seiner Bedeutung 
und Aussagekraft zu erhöhen. 

(2) Die Sammeltätigkeit der Museen erfolgt systematisch ent- 
sprechend ihrem Profil und ihrer Aufgabenstellung Im Rah- 
men der dafür zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 

(3) Die Bestände der Museen können erweitert werden durch 

— eigene Sammeltätigkeit, 

— Übertragung muse ums würdiger Objekte durch staatliche 
und wirtschaftsleitende Organe, Betriebe, Kombinate und 
Einrichtungen, 

— Ankauf mit Hilfe der finanziellen Mittel, die den Museen 
planmäßig zur Verfügung stehen, oder mit Finanzmitteln 
der Staatsorgane, 

— Überlassungen und Zuwendungen durch juristische Perso- 
nen, die nicht Rechtsträger von Volkseigentum sind, sowie 
durch Bürger. 

(4) Zur Durchsetzung kulturpolitisch oder wissenschaftlich 
notwendiger Maßnahmen kann eine unentgeltliche Übertra- 
gung von musealen Objekten oder Sammlungen entsprechend 
dem bestätigten Profil der Einrichtungen zwischen Museen in 
der Deutschen Demokratischen Republik durch Vereinbarung 
erfolgen. Für museale Objekte oder Sammlungen der Kate^r- 
rie I ist dazu eine Genehmigung des Ministers bzw. Leiters 
des zuständigen zentralen Staatsorgans und des Ministers für 
Kultur erforderlich. 

(5) Die Museen sind verpflichtet, Angebote zur Übernahme 
von Objekten in den Staatlichen Museumsfonds entsprechend 
den Bestimmungen dieser Verordnung entgegenzunehmen. 
Angebote von Gegenständen, die nicht dem Profil des Mu- 
seums entsprechen, sind an ein fachlich entsprechend profi- 
liertes Museum weiterzuleiten. Besonders wertvolle Objekte 
und Sammlungen und solche größeren Umfanges und ge- 
schlossenen Charakters, deren Übernahme nicht gesichert 
werden kann, sind dem Institut für Museumswesen zu mel- 
den. Das Institut legt den zuständigen Staatsorganen Vor- 
schläge für die Einordnung dieser Objekte und Sammlungen 
in Museen vor. 

(6) Vor einem beabsichtigten Verkauf musealer Objekte 
oder Sammlungen, für die eine Denkmalerklärung vorliegt, 
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haben die Eigentümer diese dem Institut für Museumswesen 
zum Kauf anzubieten. Das Institut für Museumswesen teilt 
innerhalb einer Frist von 3 Monaten dem Eigentümer mit, ob 
ein Ankauf erfolgt, und vermdttelt einen Vertragspartner. Ein 
Verkauf an einen anderen ist nur zulässig, wenn das Institut 
für Museumswesen erklärt, daß auf einen Ankauf verzichtet 
wird. 

(7) Das Institut für Museums wesen legt den zuständigen 
zentralen Staatsorganen Vorschläge für die Einordnung der 
musealen Objekte und Sammlungen ln Museen gemäß Abs. 0 
vor. 

511 

(1) Produktionsmittel, die für die Entwicklung -der Produk- 
tivkräfte sowie für die Geschichte von Wissenschaft, Technik 
und Produktion richtungweisend oder typisch waren, sind 
zu erhalten. Dazu gehören: 

— Belegstücke, die einen Produktionsprozeß richtungweisend 
beeinflußt haben oder die für das internationale Niveau 
mitbestimmend waren oder sind, 

— Belegstücke, die die Arbeitsbedingungen der Produzenten 
in besonderer Weise widerspiegeln oder verbessert haben, 

— Produktionsmittel, Produktionsinstrumente und wissen- 
schaftliche Apparaturen, die an bedeutende Ereignisse, 
Entwicklungen, Persönlichkeiten oder Kollektive gebunden 
waren oder sind, 

— Belegstücke für bedeutende Serien und Produkte, 

— Produktionsmittel, die für die Entwicklung der Industrie 
und Landwirtschaft eines bestimmten Territoriums oder 
Bereiches einmalig, strukturbestimmend oder typisch sind, 

— Belegstücke von Produktionsmitteln und wissenschaftli- 
chen Apparaturen, cUe in Form und Funktion beispielhaft 
waren oder sind, eine besondere charakteristische Kon- 
struktion oder eine bemerkenswerte Formgestaltung be- 
sitzen. 

(2) Die Betriebe, Kombinate, Genossenschaften und Ein- 
richtungen haben in ihrer Rechtsträgerschaft befindliche Pro- 
duktionsmittel nach Abs. 1 so zu behandeln, daß Belegstücke 
im Sinne dieser Verordnung in den Staatlichen Museumsfonds 
aufgenommen werden können. Die erforderlichen Regelungen 
erläßt der Minister für Kultur im Einvernehmen mit den 
Ministern und Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane. 

(3) Museumswürddge Produktionsmittel, die infolge ihrer 
Größe oder Beschaffenheit für die museale Nutzung im Ori- 
ginal nicht erhalten werden können, sind von den Betrieben, 
Kombinaten, Genossenschaften und Einrichtungen in geeigne- 
ter Form (Film, Foto, Tonträger, Zeichnung, Kommentar, in 
besonderen Fällen durch Modelle) zu dokumentieren. 


§12 

Die Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats- 
organe sowie die örtlichen Räte gewährleisten eine unentgelt- 
liche Übergabe von museumswürdigen Produktionsmitteln an 
den Staatlichen Museumsfonds im Einvernehmen mit den 
wirtschaftsleitenden Organen, Betrieben, Genossenschaften 
und Einrichtungen sowie gesellschaftlichen Organisationen, so- 
weit die Objekte als Grundmittel voll abgeschrieben sind. 
Noch nicht voll abgeschriebene Grundmittel sind grundsätz- 
lich nicht in den Staatlichen Museumsfonds zu übernehmen; 
die Übernahme von noch für die Produktion genutzten Grund- 
mitteln ist unzulässig. Die Entscheidung über die Übernahme 
in den Staatlichen Museumsfonds trifft in Zweifelsfällen der 
Leiter des übergeordneten Organs. 


§13 

(1) Von Medaillen oder ähnlichen Erinnerungsstücken, die 
aus aktuellem Anlaß von staatlichen oder wissenschaftlichen 


Institutionen oder von volkseigenen Betrieben und Kombln%* 
ten herausgegeben werden, sind Belegexemplare dem Mu- 
seum für Deutsche Geschichte, den Münzkabinetten und dem 
zuständigen Bezirksmuseum für die Übernahme in den Staat- 
lichen Museumsfonds anzubieten. Die genannten Museen ent- 
scheiden über die Weiterleitung an ein zuständiges Museum. 

(2) Von Münzprägungen der Münze der Deutschen Demo- 
kratischen Republik erhalten die Münzkabinette in der Deut- 
schen Demokratischen Republik Belegexemplare. 

§14 

Veränderungen am Bestand des Staatlichen Museumsfonds 

(1) Museale Objekte der Kategorie III können aus dem 
Staatlichen Museumsfonds ausgesondert werden, wenn an 
ihrer Erhaltung und Nutzung kein gesellschaftliches Interesse 
mehr besteht. 

(2) Über die Aussonderung aus dem Staatlichen Museums- 
fonds entscheiden auf Antrag des Direktors des Museums die 
Leiter des übergeordneten Staatsorgans. Vor dem Aussondern 
sind die Möglichkeiten der Umsetzung in andere Museen zu 
prüfen. 

(3) Die beabsichtigte Aussonderung Ist dem Institut für Mu- 
seums wesen zu melden. 

(4) Mit der Entscheidung über das Aussondern ist gleichzei- 
tig die weitere Verwendung festzulegen. 

Tausch und Leihverkehr mit Objekten 
des Staatlichen Museumsfonds 

§15 

Über den Tausch von musealen Objekten und Sammlungen 
des Staatlichen Museumsfonds mit Institutionen anderer 
Staaten entscheiden die zuständigen Minister und die Leiter 
der anderen zentralen Staatsorgane. Das Verfahren beim 
Tausch wird in einer Ordnung geregelt, die der Minister für 
Kultur im Einvernehmen mit den Ministern und den Leitern 
der anderen zentralen Staatsorgane, denen Museen unter- 
stehen, erläßt 

§16 

Für den Leihverkehr mit musealen Objekten und Samm- 
lungen des Staatlichen Museumsfonds, einschließlich des Leih- 
verkehrs mit Institutionen anderer Staaten, erläßt der Mini- 
ster für Kultur im Einvernehmen mit dem Minister für 
Auswärtige Angelegenheiten und in Abstimmung mit den 
Ministern und den Leitern der anderen zentralen Staatsor- 
gane, denen Museen unterstehen, die erforderlichen Bestim- 
mungen. 

Schlußbestimmungen 

§17 

Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung erläßt 
der Minister für Kultur in Abstimmung mit den Ministern 
und den Leitern der anderen zentralen Staatsorgane 

§18 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1978 in Kraft. 

Berlin, den 12. April 1978 

Der Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 

W S t o p h 
Vorsitzender 
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Bericht 

über die steuerlichen Feststellungen io Ermit tl ungsver fahren gegen 
den Beschuldigten Dar. Peter G a r c k e, geb.am 19.11.1919» wohnhaft 
gewesen 1o35 Berlin, Frankfurter Allee 84. 

Steuerlich geführt beim Magistrat von Berlin» Sektor Gewerbetreibende 
Steuer Br. 15o3-45-415o 


Im Rahmen der Bearbeitung eines strafprozessualen Ermit tlungsverfahrens 
wurde festgestellt, daß der Bürger Dr. Peter G a r e k e in den Jahren 
von 1968 bis 1973 neben seiner Tätigkeit als Arzt und von 1974 bis 
Februar 1978 als Invalidenrentner einen umfangreichen Handel mit Anti- 
quitäten durchgeführt hat. 

Diese Handelstätigkeit war ausschließlich mit einer Gewinnerz ielungs- 
abeicht verbunden und trug epekula tlven-gewerblic hen Charakter. 

Aus dieser illegalen Handelstätigkeit ist dem Beschuldigten in der Zeit 
van 1968 bis einschl. Februar 1978 ein ermo ge ns vor teil in Hohe von 
1.994.500,- M entstanden, der gleichseitig den erzielten Gewinn dar- 
stellt. 

Im Rahmen seiner gewerblichen Hand elß tütigkeit hat der Bürger Dr.Garckfc 
in sehr großem Umfang An— »nfl Verkäufe von Antiquitäten durchgeführt. 
Der Handel erfolgte meist mit Privatpersonen gegen Barzahlung. In den 
Beschuldigtenvernehmungen hat Dr. Garcke diese nachhaltige Handels- 
tätigkeit mit der Gewinnerzielungsabsicht vollinhaltlich und auch der 
Hohe nach zugegeben. Entsprechend den Angaben des Dr. Garcke betrug 
der flert seiner Handelsware (Antiquitäten) per 1.1.1968 rd. Ilo.ooo,— M, 
Per 21. 2. 1978 wurde der Wert der sich im Besitz des Dr. Garcke befind- 
lichen Handelsware auf Insgesamt 1.6o8.65o,- H festgestellt. In den 
Jahren von 1968 bis 1978 sind die Bestände mehrfach umgeschlagen. 

Die bei der Handelstätigkeit in den Jahren von 1968 bis 1978 erzielten 
Umsätze und Gewinne sind von Dr. Garcke nicht versteuert worden. Er hat 
dies vorsätzlich getan und in den Beschuldigtenvernehmungen seine 
Straftat unter der Last der Bweismittel voll zugegeben. 

Die Verjährung des Steueranspruchs des Staatshaushaltes ist daher 
gern. § 144 AO noch nicht eingetreten. 


199 


- 2 - 



Elnzelf es te tellungen 
1 • ügpgbis teuer 

Anf sei chnnng en über die Höh» der erzielten Umsätze hat Dr. Garclce 
nicht geführt. Die Gesamtumsätze wurden deshalb aufgrund der Er- 
mittlungsergebnisse, der Aussagen des Dr.Garcke und der Hohe der 


Gewinne festgesestst 

1.968 

1969 

1 22a 

1221 

Getätigte Umsätze 

2oomOoo f - 

25o.ooo t - 

250.000,- 

3oo. 000, < 

3 # Umsatzsteuer 

6.000 t- 

7.5oo,- 

7.500,- 

9.ooo, 


12 22 

12Z2 

.1225 

1222 

Getätigte Umsätze 

400.000,- 

44o.ooo,— 

480.000,- 

5 0.000, 

3 % Umsatzsteuer 

12.000,- 

13 . 2oo,— 

14.4oo,- 

15.600, 


ZTZZmm s 

1976 

1222. 

32Z8 


Getätigte Umsätze 

56o.ooo,- 

560.000,— 

29. 000,- 


3 % Umsatzsteuer 

I6.800,- 

16.800,— 

87 0,- 



2. Vermögens teuer 

Der Wert der Handelsware und damit des Betriebsvermögens per 
21.2.1978 wurde durch Sachverständige eingeschäcat. Der Wert ißt 
auf insgesamt 1.6o8.65o,- M festgestellt worden. 

Das sonstige Vermögen setzt eich aus Schmuck, Münzen und Bargeld 
zusammen* Der "ert der Schmuckstücke und der Münzen wurde von 
Sachverständigen auf insgesamt rd. 98.ooo,- K festgestellt. 
Entwicklung des Betriebsvermögens* 


Stichtag Betriebsvermögen 


1.1.1968 

11o.ooo,< 

1.1.1969 

2oo.ooo,' 

1.1.1970 

3oo. 000, 

1.1.1971 

400.000,' 

1.1.1972 

500.000, 

1.1.1973 

600.000, 

1.1.1974 

800.000, 

1.1.1975 

1.ooo,«oo, 

1.1.1976 

1 .3oo.ooo, 
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Wer tf or tschr ei bnpg 
Nachfeststellung er f or d . 
Wertfortschreibung " 

H fl 

tt ff 


keine Wertfort Schreibung 
Wer tf o rt schre ibg . erf or d. 

ff ft 


f« 
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Stichtag Be brle bsvermögen ffertfortachreibum» 

1.1.1977 1.6oo.ooo,- Wertfortachreibg.erforderl. 

1.1.1978 1.6oo.ooo # - keine Wertfortschr eibang 

Entwicklung des Gesambvennögenst 

Stichtag Be tr.vern. sonst- Vera. Qesamtveraögen Weav eronlagung, 


1 . 1.68 

llo.ooo,- 

5 - 000 ,— 


115 - 000 ,- 

Hschveranlg. erf ord. 

1.1.69 

2 oo.ooo,- 

5 . 000 ,- 


205 . 000 ,- 

Heoveranlg. " 

1 . 1 . 7 o 

3 oo.ooo # - 

5 . 000 ,- 


3 o 5 « ooo,- 

M B 

1 . 1.71 

4oo. 000 ,- 

25 - 000 ,- 


425» 000 ,- 

9* n 

1 . 1.72 

500 . 000 ,— 

35.000,- 


535-000,- 

n ii 

1.1.73 

3 oo. 000 ,— 

4 o.ooo f - 


540 . 000 ,- 

keine Reoveranlg. 

1.1.74 

600 . 000 ,- 

50 . 000 ,- 


850 . 000 ,- 

Heoveraalag. erf ord . 

1.1.75 

looo.ooo,- 

7 o.ooo,- 


1 .o 7 o.ooo,- 

ff ff 

1 . 1.76 

1300 . 000 ,- 

80 . 000 ,- 


I. 380 . 000 ,- 

fl f* 

1.1.77 

16oo.ooo,- 

95*000,- 


1. 695-000,— 

»» n 

1.1.78 

1 600 . 000 ,- 

llo.ooo,- 


1 . 71 0 . 000 ,- 

keine Heuveranlag. 

Aufgrund des ä esambver mögen» ergibt sich folgende Ver mögen» teuer*- 

festcet 

zung: 






1968 * 

1.725,- 

12 

1974 = 

21 . 250 ,- K 


1969 *= 

3.075*- 

V« 

1975 = 

26.750,- " 


197o = 

4.575,- 

«1 

1976 = 

34.5oo,- " 


1971 - 

6.375,- 

tt 

1977 = 

42.375,- " 


1972 = 

13.375,- 

Tt 

1978 * 

21.187,- " 


1973 * 

13.375,- 

n 




3. T-lnkomaens teuer 

Die Grundlags dos Gewinns bildet der aachgewiesene Vertäu gensau- 
wachs in der Seit von 1.1.1968 bis Feoruar 1978. Das eraielbe 
Hettogehalt, die Rentenbezüge und sonstige, nicht in Zusamme nh a ng 
taib der Handelstätigkeit stehende Einnahmen, wurden bei dieser 
Berechnung berücksichtigt* 

Der sehr erhebliche Wertzuwachs, der zuta überwiegenden Teil auf 
dem Hand eiswaren best and beruht, ist durch Herrn Br.Garcke laufend 
ergänzt und mit den illegalen Gewinnen auB der Hand ela tä bigceit 
finanziert worden. Er war die Quelle für diese spekulativen Ge- 
schäfte. 

Entsprechend den Ermittlongsergebnissen verbellt sich der Vermögen 
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Zuwachs bn. Gewinn auf die ein» einen Jahre wie folgt) 


Pi' 


Jahr 

Gewinn 


1968 

1 00.000,- 

U 

1969 

125. ooo,- 

99 

197o 

125*000,- 

ft 

1971 

15o.ooo f - 

M 

1972 

2oo.ooo,- 

tt 

1973 

22o.ooo,- 

tt 

1974 

24o.ooo,- 

VI 

1975 

26o.ooo,- 

♦1 

1976 

28o.ooo,- 

ft 

1977 

28o.ooo,- 

ft 

197B 

14.5oo,- 

tt 


Von den Jahres gewinnen wurden die nach. zu salil enden Be trie besteuern 
kostenwirksam abgesetzt. 

Berechnung der Einkommens teuer t 



22& 

1969 

12Z£ 

Loftneinkünf te 

34.200,- 

34.2oo,- 

354.2oo,- 

./. Vo us ch betrag 
Arbeitseinkommen 

1 f 2oo.- 

1 t 2oo.— 

1.2oo.- 

33.ooo t - 

33.ooo,- 

33*000,- 

♦ festest. Gewinn aus 
Handels tübigk. 

78.2oo.- 

97.180.- 

96.52o— 

Gesamteinkommen 

111.200,- 

13o.18o f - 

129.52o,- 

Steuersatz Tab. L 

8o5S 

8o,955 

8o,9# 

Steuer auf nichtbeg. 
Einkünfte 

62.560,- 

78.618,- 

78.084,- 

Reduzierung gem.ü 2 
der Stf.VO auf* 

«*• 


• 

Einkommens te uer 

62.56o,- 

78.618,- 

78.084,- 


1971 

1972 

1973 

Lohneinkünf te 

34.2oo,- 

34.2oo # - 

34.200,- 

./.Pauschbetrag 

Ar bei tseinkomoen 

1 • 200m*“ 

1.2oo.- 

1_»2po_— 

33.000,- 

33.000,- 

33.000,- 

+ fesbgest .Gewinn aus 
Handels tätige« 

115.440^ 

153.94p.- 

169.600.— 

Gesamteinkommen 

148.440,- 

186.940,- 

2o2.6oo v - 

Steuersatz Tab. L 

81,955 

83,4# 

83,8# 

Steuer auf nichtbeg. 
Einkünfte 

94.545,- 

128.385,- 

142.124,- 

Reduzierung gea.S 2 
der StäVO aur* 


125.171— 

139-2«*;—. 
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F ink ommens teuer 


5 


Gewinn aus Handels- 
tätigkeit 

./.Sonderausgaben 

a beuerpfl .Finkoocten 

Fink. Steuer vorl. 

Reduzierung gem.§ 2 
der 2.StÄV0 auf* 

Fink onoens teu er 


Gewinn aus Handels- 
tu tigkeit 

• / . S oadera usg aben 

s teuerpf 1 .Finkoamen 

Eink.&beuer vorl. 

Reduzierung gem.S 2 
der 2.F tAVC auf: 

1 inkonmens beuer 


4. Gewerbesteuer 

Gewinn aus Handels— 
t : bigveit 

Ließ beb rag Tr trag 

Gewerbe kapi tal 

Meßbetrag Kapital 

ei nheitl, Meß betrag 

Gewerbesteuer 

Gewinn aus Handelet. 
Meßbetrag Frtrag 
Gewerbe kap i t al 
Meß betrag Kapital 
einheitl.Meübetrag 
Gewerbesteuer 


1971 1972 1 973 

94.545.- 125.171 ,- T^: 26 ^- 


1974 

1225 

2331 


1 B 3 . 2 ÖO*- 

197 . 600 , 

- 263.200 

t 

72o.- 

72o* 

72o 


182 . 560 ,- 

196 . 880 , 

262.480 


151.978,- 

164.723, 

- 223.232 

f— 

143.702,- 

151 .o 9 o, 

- 2o2.38o 

t — 

143.7o2 # - 

151 .o 9 o, 

- 202.380 

f — 

2331 

1978 


2G3.2oo f - 

13 . 630 ,- 



72o.- 

12 o.- 


262 

•4öo 

13 . 510 ,- 


223 . 232 ,- 

4.592,- 


194.505,- 

0 ,- 


194.5o5,- 

0 ,- 


1^68 

1969 

232sl 

1971 

78.2oo,- 

97 . 180 ,- 

96 . 52 o,- 

115.440,- 

3.78o 

4.675 

4.645 

5.59o 

llo.ooo,- 

2 oo.ooo,- 

3 oo.ooo t - 

400.000,- 

22 o 

400 

600 

800 

5.950 

5.075 

5.245 

6.390 

15.3oo,- 

20 . 300 ,- 
2 

2o.98o,— 

25.560,- 

2322. 

2331 

23. 11 

1975 

153.940,- 

169 . 600 ,- 

183 . 280 ,- 

197 . 600 , 

7.515 

8.300 

8.980 

9.7oo 

500 . 000 ,- 

5 oo.ooo,- 

ßoo.ooo,- looo.ooo. 

1.000 

1.000 

1.600 

2. 000 

8.515 

9-300 

1 0.580 

11.7oo 

34 . 060 ,- 

37.2oo,- 

42 . 320 ,- 

46.8oo, 
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5, Sosialver Sicherung für Selbständig» elnachl. Unfall umlege t TI J' 

197» 1975 1976 1977 1978 

sv-pfl. Beitrag 7*2oo,- 7.2oo,- 7.2oo f - 7- 2oo,- 1.2oo,- 


io* sy 

720,- 

72o,- 

72o,- 

72o,- 

120,- 

Onf.üml. o,63 

»?.2o 



»3.2o 

- ?.?o 

SV(8) elnschl. 
Unf. Umlege 

763,2o 

763,2o 

763,2o 

763,2o 

127,2o 


S teu erzunch^ioßj 

197» 

1975 

1976 

1977 

r nsu wendender i-satz 

»6,1* 

»6,2* 

»6,2* 

»5,3» 

verkürzter Umsatz 

*-sata x Umsatxver- 

»80.000,- 

52o. ooo,- 

56o # oco*— 

56o.ooo t - 

kürzung 

221.280,- 

2»o.2»o t - 

298 . 720 ,- 

253. 6 C 0 ,- 

1 0 /* s teuer* erschlag 

22.128,- 

2 ».o 2 »,— 

25 . 8 ? 2 ,- 

25 . 368 ,- 

Reduzierung 

9.16»,- 

9.8So,- 

13 . 160 ,- 

13 . 160 ,- 

SteuerzuseKLag 

Verzugs auschlagt 

9.16»,- 

SS=S=Ä=3SÄ 

9.88o,— 

13 . 16 o,- 

zsssssss 

13 .I 60 ,- 


GecuS 2 der ’/O v. 19. 1.61 (GBl. Teil II Kr. 9 v.8.2.61) ist für dir 
verspätete Zahlung ein Verzugszuschlag au erheben* 

Aul dir naehauf ordernden Steuern und Beiträge beträgt der Verzugs- 


zuschlag für die Jahre 1963 bis 1977 = 8* und für 1978 = 3^» 


1968 s 

6 . 886 ,- K 

197» « 

17.79»,- 13 


1969 * 

8.759,- " 

1975 = 

19 . 280 ,- M 


197o = 

8 .E 91 ,— " 

1976 * 

2 0.555,-“" 


1971 ■ 

10.838,- ” 

19 77 x 

20 . 355 ,- " 


1972 = 

1 ». 76 B t - ” 

1978 = 



1973 * 

16.243,- " 




Zuscnmeasbelltmr. der Hachforderunnen: 




02& 

1969 

ms. 

im 

Umsatzsteuern 6 . 000 ,- 

7.5oo,- 

7.5oo f - 

9 . 000 ,- 

7 ink*2teuem 

62. 56o,- 

78.618,- 

78 . 08 »,- 

9».5»5,- 

Gewerbesteuern 15«Soo,- 

2o.3oo,— 

2o.98o,- 

25.56o,- 

Vermügene teuer 1.725»- 

3. o75,- 

».575,- 

6.375,- 

Vorcur.sauschlaß 6.886.- 

8.759 l- 

_ 8..891.- 

10.638.- 

insgesamt 

92.971,— 

118.252,- 

12o.o3o,- 

146.318,- 
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12Z2 

2322 

1974 

2322 

Umsatzsteuern 

12 . 000 ,- 

1 3 » 2 oo,— 

14.4oo,- 

15 * 600 ,- 

Eink.Sfceoem 

125 . 171 ,- 

139.265,- 

143.702,- 

151.o9o f - 

Gewerbes teuern 

34 . 060 ,- 

57 . 200 ,- 

42.320,- 

46.8oo,- 

Vermögens teuer 

13.375,- 

13.375,- 

21.250,- 

26.750,- 

SV(S) u.Unf.Unl. 

- 

- 

763,20 

763,2o 

Sbeuerzuschlag 

- 

- 

9.164,- 

9 . 880 ,- 

Verzugszuschlag 

14.768.« 

16.243.- 

17.794,- 

19.280.- 

insgesamt 

199.374,- 

219.283,- 

249.393,2t» 

27o. 163,2o 


Tlf 


Umsatzsteuern 
F.inkocmeast« 
TermS ge n gteoeni 
Gewerbes beaem 
E7(S) u.ünf.üol. 
£ fceu er Zuschlag 
VerzugsRuschlag 
Insgesamt 


I22ä 

16 . 800 ,- 
2o2.38o,- 

34,5oo.— 

«*» 

763.20 

13-16o f - 

.. go t^r. 


12 ZZ 

16 . 800 ,- 

194.505.- 

42,375,- 

763,20 
13.16o # - 
2o. 355-- 


12Z§ 

87o,- 

21 . 187 ,- 

127,2o 

W eT,., 

22.627,20 


287.958.2o 287. 958,20 




Die rteuernachf orderung einschl.der Zuschläge beträgt insgesamt 
2.014.328,- B. 

Der Beschuldigte ist io .April 1978 verstorben. Die Steuerbescheide 
und der Bericht sind Herrn HA Reinick» zu übergeben, welcher die 
Erben nach Dr.Garcke vertritt. 



Sachlich und rechnerisch richtig» 


! / 

Struck 

Hauptreferent 
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MAGISTRAT VON BERLIN 

HAUPTSTADT DER DDR 

Abt .Finanzen-Steuern 
Sektor Vollstreckung 
102 Berlin, Klo sterstr. 59 

Herrn 

Georg R einicke 
Rechtsanwalt 
1058 Berlin 

Kastanienallee 

!_ 

Ihre Zeit&rn Ihre Nachricht vorr «V D, tI e fcr» Aniwi.n erl*#»en Brrlin * 

St.“r. 1505-45-4150 d. 4.191 

Bfuefi Vo 11 streckungs sache Erben nach Dr. Peter Garcke 
Bez.:Die in unseren Diensträumen am 26.02.79 geführte Aussprache 

Werter Herr Rechtsanwalt ! 




Wie Ihnen in der am 26.02.79 geführten Aussprache zugesagt wurde, 
übersenden wir Ihnen nachfolgend eine Abrechnung über den gesamten— 
Verwertungserlös in der Vollstreckungssache Dr. Garcke. 


1. Verkauf von Kunstgegenständen 

2. Tilgung des Darlehens Dr. Fiedler 

3. Verkauf der Münzsammlung 

4. Verkauf von Schmuckgegenständen 

5. Verkauf des PKW „Volvo" 

6. Verkauf des Farbfernsehers 

7. Auflösung de 8 Sparkontos Dr. Garcke 

8. Auflösung des Spargirokontos Dr. Garcke 

9. Einzahlung von gepfändeten DM-West 

insges. : 


1 .634.400,— lu 
12.200,— K 
59.959,16 13 
52.110,99 M 
40.020,— U 


1.800,— K 
48.004,68 M 
27.900,— V, 



1.857.089,83 M 





MAGISTRAT VON BERLIN 

HAUPTSTADT DER DDR 

Abt • Finanzen-Steuera 
Sektor Vollstreckung 
102 Berlin, Klosterstr. 59 

— \ 

Herrn 

Georg Reinicke 
Rechtsanwalt 

1058 Berlin 

Kastanienallee 1 

l — 

Ihre Zeichen Ihre Nadiridit vom Ln*fre Zeichen lAnpah* bei A«m»-«n erb«i«n 

St. Nr. 1503-45-41 50 

BeireB: Vollstreckungssache Erben nach Dr. Peter Garcke 

Bez.:Unsere Abrechnung vom 23.4.79 in der Vollstreckungssache' 

Erben nach Dr. Peter Garcke, sowie die zwischen Frau Garcke 
und Kollegen Bollmann am 7.11.79 geführte Aussprache 

V/erter Herr Rechtsanwalt ! 

Auf Wunsch von Prau Garcke übersenden wir Ihnen nachfolgend aufge- 
führte Ergänzung zu unserer Abrechnung vom 23.4.79 und bitten Sie, 
Ihrer Mandantin davon Kenntnis zu geben. Prau Garcke erbat Aufklä- 
rung über die Differenz zwischen dem mit lt. Ihrem Schriftsatz vom 
29.8.79 errechneten Soll in Höhe von 1.850.299, — M und dem Ihnen 
mit unserem Schreiben vom 23.4.79 mitgeteilten Erlös in Höhe von 
1.857.089,83 M. Ihre Mandantin wollte ferner informiert werden, wa- 
rum die von der Steuerfahndung eingesogenen 21.000, — M in unserer 
Abrechnung vom 23*4.79 nicht enthalten sind und erbat Aufschluß 
über den Verbleib einer Zinsnachzahlung vom Konto ihres Ehemannes 
in Höhe von 246,89 K. 

In Auswertung eines Schreibens des Ministeriums der Finanzen vom 
16.3.1979, wfenach in der am 13.2.79 erfolgten Aussprache zwischen 
Prau Garcke und dem Vertreter des MdP festgelegt wurde, daß der 
die Hauptforderung übersteigende Betrag für die teilweise Abdek- 
kung der Rechtsmittelgebühren sowie entstandener Zuschläge zu ver* 
wenden ist und die danach offen verbleibenden Zuschläge in Höhe v 
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71.113, — M zu erlassen sind, haben wir eine Sollstellung an 
Zuschlägen in’ Höhe von 28.037,72 M vorgenommen. 

Die von der Steuerfahndung eingezogenen 21.000, — M wurden von 
diesem Sektor direkt auf das Steuerkonto Dr. Garcke überwiesen. 

Da der Sektor Vollstreckung den Betrag nicht erlöst hatte, konn- 
te dieser nicht Bestandteil unserer Abrechnung vom 23.4.79 sein. 
Die Zinsnachzahlung erhielten wir nach dem 23.4.79, so daß auch 
dieser Betrag in Höhe von 246,89 M nicht enthalten sein konnte. 
Auf dem Steuerkonto Erben nach Dr. Peter Garcke stellt sich die 
Sache nunmehr wie folgt dar: 

Festsetzung lt. Bescheid 1.850.299, — M 

+ Gebühren für Beschwerdeentscheidung 

u. Zuschläge für Vollstreckungshandlungen 28.037,72 M 

1.878.336,72 M 


Erlöse lt. unserem Schriftsatz v. 23*4.1979 
+ von der Fahndung auf dem Steuerkonto 
eingezahlt 

+ Zinsnachzahlung vom Konto Dr. Peter Garcke 


1.857.089,83 M 

21.000,— M 
246.89 M 

1.878.336,72 M 


Mit diesen Ergänzungen sehen wir die Angelegenheit als erledigt 
an. 
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C. Einkommensteuer 



2m 

12S2 

1970 

1971 

1972 

2222 

A r b e it 8 e ink ommen 
+ Gewinn 

33.000 M 
70.640 M 

33.000 M 
77.940 M 

33.000 M 
80.480 M 

33.000 M 
100.140 M 

33.000 M 
115.200 M 

33.000 M 
138.700 M 

Einkommen 

103.640 M 

110.940 M 

113.480 M 

133.140 M 

148.200 M 

171.700 M 

ESt-Satz 

89 % über 50 TM 

34.000 M 
+ 47.739 M 

34.000 M 
+ 54.236 M -t 

34.000 M 

• 56.497 M 

34.000 M 
+ 73.994 M 

34.000 M 
+ 87.398 M + 

34.000 M 
108.313 M 

Prozentsatz 

01.739 M 
78,86 % 

88.236 M 
79,53 % 

90.497 M 
79,74 % 

107.994 M 
81,11 % 

121.398 M 
81,91 % 

142.313 M 
82,88 % 

ESt auf andere Eink. 

55.706 M 

61.985 M 

64.174 M 

81. 223 M 

94.360 M 

114.954 M 

Zu erheben (2.StAV0) 

55.706 M 

61.985 M 

64.174 M 

81.223 M 

90.305 M 

111.455 M 


1974 

1222 

222ä 

1977 

1978 


Gewinn 

SVS 

183.880 M 
720 M 

198.140 M 

720 M 

263.200 M 
720 M 

263.200 M 
720 M 

13.630 M 
120 M 


Einkommen 

183.160 M 

197.420 M 

262.480 M 

262.480 M 

13.510 M 


iSt 

152.512 M 

165. 203 M 

223.232 M 

223.232 M 

4.592 M 


Zu erheben (2,StÄV0) 

144.242 ü 

151.576 M 

202.380 M 

194.505 M 

0 


D. St euer Zuschlag 

Maßgebender Pro- 
zentsatz 

verkürzter Umsatz 

10 % Zuschlag 

1974 
46,1 % 
480.000 M 
22.128 M 

2221 

46,1 % 
520.000 M 
23.972 M 

1226 
46,1 % 
560.000 M 
25. 816 M 

2222 

45.3 % 
560. 0Ö0 M 
25.368 M 



Zu erheben (2.StÄV0) 

9.1 9^1- M 

9.907 M 

13.160 M 

13.160 M 



Ermittlung Differenzbetrag 

1968-1977 

1978 

Steuerzuschlag 

I974-I977 

ESt lt. Steuerbescheid 

ESt lt. Beschwerdeentscheidung 

1.269.920 M 
1.157.551 M 

0 

0 

Lt. Steuerbescheid 
lt. Beschwerdeentech. 

45.364 M 
45.421 M 

Minderung 


112.369 M 

0 

Erhöhung 


57 M 





MAGISTRAT VON BERLIN 

HAUPTSTADT DER DDR 
Abteilung Finanzen - Steuern 
102 Berlin, Klosterstr. 59 
Tel. 242 5568 


Mit Postzustellungsurkunde 

Herrn Dr. med. Peter Garcke 
z.Hd. Herrn Rechtsanwalt 
Georg Reinicke 

1058 Berlin 
Kastanienallee 1 
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Berlin } 20.11 .1978 


Betreff: 


Beschwerdeentscheidung 


Auf die Beschwerde vom 15. Juni 1978 gegen die Bescheide über 
Steuern und SV-Beiträge und andere Haushalt sbesiehungen für die 
Jahre 1968 bis 1977 und für 1978 - beide vom 1. Juni 1978 - 
y/ird der zusammengefaßte Steuerbescheid 1968 - 1977 vom 1. Juni 
1978 aufgehoben, soweit er die Nachzahlungen der Einkommen-, 
Umsatz-, Gewerbesteuer und des Steuerzuschlages betrifft. 

Die Nachzahlungen 1968 - 1977 werden wie folgt festgesetzt: 

Einkommensteuer 
Umsatzsteuer 
Gewerbesteuer 
Yermö gensteuer 
St euer zu schlag 

Summe der Steuern und Ab- 
führungen 1.692.827 M 


Differenzbetrag (Minderung) 151.652 M 


1.157.551 M 
108.840 M 
213.640 M 

167.375 M (unverändert) 
45.421 M 


Im übrigen wird die Beschwerde als unbegründet zurückgewiesen. 
Diese Entscheidung ist endgültig. 


Dem Beschwerdeführenden wird ein berichtigter Abrechnungsbe- 
scheid 1968 - 1977 erteilt und der Verzugszuschlag für Nach- 
zahlungen neu berechnet. 

V 

Gründe : 


Feststellungen der Ermittlungsorgane ergaben, daß Herr Dr. Garcke 
z umi ndest seit 1968 neben seiner Tätigkeit als Arzt bzw. später 
als Invalidenrentner einen umfangreichen Kandel mit Antiquitäten, 
Goldwaren und Münzen betrieben und die hierdurch erzielten Umsätz 
und Gewi nne und das Vermögen nicht versteuert hatte. 
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Hinweis auf den Prüfbericht vom 31. Mai 1978. Deshalb wurden 
Herrn Dr. Garcke Steuerbescheide für die Jahre 1968 bis 1977 
und für die Zeit vom 1.1.1978 bis zum 7. April 1978 erteilt. 
Hieraus resultierten Abgabenforderungen (einschl. Verzugszu- 
schläge) in Höhe von 

2.014.328 M 


Gegen die Nachforderung richtete sich die Beschwerde vom 
15. Juni 1978 mit dem ursprünglichen Antrag, 

1. die Steuerfestsetzungen für die Jahre 1968 bis 1973 wegen 
Verjährung des Steueranspruches aufzuheben und 

2. Herrn Dr. Garcke nur mit Einkünften aus einer selbständi- 
gen künstlerischen Tätigkeit ab 1.1.1974 zur Einkommen- 
steuer zu veranlagen. 

Im Ergebnis wiederholter Aussprachen mit der Erbin des am 
7. April 1978 verstorbenen Dr. Garcke, Frau Rita Garcke, und 
deren bevollmächtigten Vertreter, Herrn Rechtsanwalt Reinicke, 
vairde die Beschwerde eingeschränkt. Sie erkennen nunmehr die 
festgestellten Besteuerungsgrundlagen grundsätzlich an, begehren 
jedoch, die für die Jahre 1968 bis 1977 besonders ermittelten 
vorläufigen Gewinne um einen Betrag von rd. 466.000 E zu mindern 
und entsprechend den Umsatz herabzusetzen. Es handele sich dabei 
um Vermögenswerte, die nicht dem Betriebsvermögen zuzurechnen 
seien, sowie andere Korrekturen der Gewinnermittlung. Für die 
Begründung im einzelnen wird auf die Beschwerde schrift, die sie 
ergänzenden Schriftsätze und auf die mündlichen Aussprachen Be- 
zug genommen. 

Die eingehende Prüfung der Sach- und Rechtslage im Beschwerde- 
verfahren führte zu der Feststellung, daß dem Kachprüfungsan- 
trag teilweise stattzugeben ist. 

Zur Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen 

Die Steuergesetze besteuern tatsächlich erzielte Einnahmen und 
Einkünfte. Dabei wird die Besteuerung nicht dadurch ausgeschlos- 
sen, daß ein Verhalten (ein Tun oder ein Unterlassen), das den 
steuerlichen Tatbestand erfüllt oder einen Teil des steuerlichen 
Tatbestandes bildet, gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot 
verstößt, Hinweis auf § 97 c Abgabenordnung. Da es sich im vor- 
liegenden Fall unstreitig um gewerbliche Einnahmen bzw. Ein- 
künfte handelt - die Handelstätigkeit wurde nachhaltig und mit 
der Absicht auf Gewinnerzielung ausgeübt - bestand für Herrn 
Dr. Garcke <iie Verpflichtung, die Einnahmen und Kosten in tat- 
sächlicher Höhe aufzuzeichnen. Daß der nachhaltige, d.h. wieder- 
holte Verkauf gebrauchter Waren, dazu zählen auch Antiquitäten, 
steuerpflichtig ist, ergibt sich eindeutig aus den Bestimmungen 
des § 39 Abs. 3 der Veranlagungsrichtlinien 1959 - priv. - (Son- 
derdruck Ur. 311 des Gesetzblattes). 

Die Aufzeichnungspflicht der Erlöse und Kosten beruht auf den 
Rechtsvorschriften der Abgabenordnung (§ 160 ff.) bzw. der 
Anordnung über die Einbeziehung der Kommissionshandelsbetriebe 
sowie der übrigen privaten Betriebe und der selbständig tätigen 
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Bürger in das einheitliche System von Rechnungsführung und Sta- 
tistik vom 14. Oktober 1970 unter Berücksichtigung der Neufas- 
sung auf Grund der Anordnung Kr. 2 vom 29. Dezember 1972 
(GBl. 1/1973 Kr. "5). 2s ist dabei unbeachtlich, ob eine selb- 
ständige Erwerbstätigkeit - wie in vorliegendem Falle - haupt- 
oder nebenberuflich betrieben wird. 

Herr Dr. Garcke ist dieser Auf zeichnungspflicht nicht nachge— 
kommen und hat auch bewußt keine Steuererklärungen abgegeben, 
obwohl seine Einkünfte und sein Vermögen infolge seiner Handels- 
tätigkeit erheblich waren und schon aus diesem Grunde ihm Ver- 
anlassung gab, sich beim zuständigen Finanzorgan über seine 
steuerlichen Verpflichtungen zu informieren. Er hat bewußt Steu- 
ern verkürzt. 

Das hatte zur Folge, daß die Ee Steuerungsgrundlagen hinsichtlich 
der festgestellten Umsätze und Gewinne aus dieser Handelstätig- 
keit und letztlich das steuerpflichtige Vermögen im Rahmen des 
§ 217 Abgabenordnung besonders ermittelt werden mußten. 

Diese besondere Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen v/ar mit- 
hin dem Grunde nach berechtigt. 

Zur Höhe der festgestellten Umsätze und Gewinne 

Ziel einer besonderen Ermittlung der Besteuerungsunterlagen 
ist die Bestimmung des Betrages, der der Wirklichkeit nahe- 
kommt. Dabei können gewisse Unsicherheitsfaktoren nicht voll- 
ständig ausgeschlossen werden. 

Davon ausgehend war zu prüfen, ob die im Festsetzungsverfahren 
ermittelten Umsätze und Gewinne einer Korrektur bedürfen. Hier- 
bei haben wir festgestellt, daß die besondere Ermittlung verant- 
wortlich erfolgte. Sie beruht auf dem Ergebnis einer Vermögens- 
zuwachsrechnung in Auswertung der Aussagen des verstorbenen 
Dr. Garcke und sonstigen Feststellungen. Es sind dabei jedoch 
nicht alle Umstände berücksichtigt worden, die von Bedeutung 
sind. Das hat die Überprüfung im Beschwerdeverf anren ergeben. 

So sind z.B. Vermögenswerte in die Ermittlung einbezogen worden, 
die nicht Teil des Betriebsvermögens gewesen sind. Außerdem wa- 
ren Bestände an Vermögenswerten per 1.1.1968 sowie weitere Aus- 
gaben für das Grundstück Teupitz zu berücksichtigen. Der im Ee- 
steuerungsverf ahren ermittelte Gewinn bzw. Umsatz war daher um 
166.00C I.' bzw. 332.000 11 zu vermindern. Hierdurch ergab sich 
eine Herabsetzung der Steuernachforderungen 1968 - 1977 um 

151.652 Hark 


Die Einzeib^tecnnungen sind der Anlage zum Eeschwerdebescheid 
zu entnehmen. 

Dem weitergehenden Antrag, die aus dem Ankauf Beiz herrührenden 
Antiquitäten als Hausrat zu betrachten und dem Betriebsvermögen 
zu entnehmen und damit den Gewinn bzw. Umsatz um weitere 300.000 1 
bzw. 600.000 U zu mindern, konnte nicht entsprochen werden. 
Abgesehen davon, daß eine klare Abgrenzung in solchen Fällen 
zwischen privaten und betrieblichen Vermögenswerten schlechthin 
nicht möglich ist und demzufolge die gesamten diesbetreff enden 
Vermögenswerte als Betriebsvermögen zu behandeln sind, war für 
die Entscheidung davon auszugehen, daß diese antiquarischen 
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Gegenstände der Ausstattung eines "besonderen Raumes der Wohnung 
dienten, der überwiegend zur gewerblichen Tätigkeit genutzt wurde, 
nämlich zur Abfertigung der Kunden« Auch der Umstand ist unbe- 
achtlich, daß die von Beiz erworbenen Gegenstände Liber einen 
längeren Zeitraum nicht veräußert worden sind, weil, das haben 
die Ermittlungen ergeben, Herr Dr. Garcke diese Gegenstände 
durchaus als Verkaufsobjekte betrachtete. Er bot sie anderen 
Personen mehrfach zum Kauf an. Wenn eine Veräußerung nicht er- 
folgt ist, so nur deshalb, weil keine Einigung Uber den Preis 
zustande kam. Herr Dr. Garcke war stets der Meinung, die Ange- 
bote seien zu niedrig und nur deshalb trat er vom Verkauf zu- 
rück. Auch im Be schwerde verfahren war deshalb davon auszugehen, 
daß die von Herrn Beiz im Frühjahr 1967 gekauften antiquarischen 
Gegenstände Teil des Betriebsvermögens waren und auch dem Ein- 
heitswert des Betriebsvermögens zuzurechnen sind. Hinweis auf 
die §§ 2 und 54 des BewG. 

Trotz Würdigung aller Umstände konnte die Beschwerde nur teil- 
weise Erfolg haben. 


Abteilungsleiter 







Anlage 


zum Beschwerdebescheid 
Dr. Garcke 

A. Neuberechnung Umsatzsteuer 
1. 1968 - 1977 

Umsatz 3.628.000 M Steuer 108.840 1.5 Diff. 9.960 U 


2. 1978 

Umsatz 29 . 000 1.1 Steuer 870 M Diff. Q (’nr)yer^' n ^ 


3.657.000 M insgesamt 109.710 ] 

B. Neuberechnung Gewinn und Gewerbesteuer 

ti Diff. 9. 

960 M 


1968 


1969 

1970 


Vorl. Gewinn 

90.000 M 


100.000 lu 

104.000 U 


./. ust 

5.400 H 


6.000 11 

6.240 LI 


./. Gew. Kap. St. 

560 1.1 


1.200 H 

1.920 U 



84.040 U 


92.800 U 

95.840 M 


./. Gew.2rtr.St. 

13.400 11 


14.860 M 

15.360 U 


endg. Gewinn 

70.640 U 


77.940 11 

80.480 U 






II 

II 

II 

II 

II 

II 

11 

II 


Gewerbesteuer 

13.960 li 


16.060 11 

17.280 M 



1971 


1972 

1973- 


Vorl. Gewinn 

130;000 1! 


150.000 11 

180.000 M 


./. ust 

7.800 M 


9.000 M 

io.eoo 1.1 


• Gew, Kap* St* 

2.760 11 


3.480 11 

3.480 ü 


119.440 li 


137.520 hl 

165.720 M 


./• Gew.Ertr.St. 

19.300 1.1 


22.320 li 

27.020 hi 


endg. Gewinn 

100.140 LI 


115.200 M 

138.700 hl 


Gewerbesteuer 

22.060 11 


25.300 1,1 

30.500 K 


1974 

1975 


1976 

1977 

1978 

Vorl. Gewinn 240.000 

LI 260.000 

LI 

280.000 L! 

280.000 li 

14.500 

./. U3t 14.400 

Li 1 5 • 6G0 

11 

16.800 li 

16.800 11 

870 

./. Gev/.K.St. 5.680 

I.: 7.360 

ja 

— 

— 

— 

/ 219.920 

U 237.040 

u 

263.200 M 

263.200 li 

13.630 

./. Gew.~E.St.36.040 

M 38.900 

JA 

— 

— 

— 

endg. Gewinn 183.880 

1 r-t 

1 ^ 

1 vo 

1 CD 
| • 

1 

1 

1 o 

11 

263.200 li 

263.200 M 

13.630 

Gev/erbest. 41.720 11 46.260 

M 

0 

0 

0 

Gewerbesteuer 1968 

- 1975 
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lt. Steuerbescheid 
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Differenz (liiaderung) 
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Dokument 27 


c 7 r 

' ^ w 


Kunst -d Antiquitäten 


HAH, Genossen Sei.de! 


Mi9.T9 

Verkauf von Kunstgegensthnden aus den Museen und.. 

Staatlichen Sammlungen der ^ DAR ^ in d as M SVj__' 


Genf fl Velsung des Staatssekretärs, Genossen Ihr« Sehaldk, snter- 
brei toten vir alt Schreiben von 6 , 9*79 unseren Vorschlag (har dl« 
Einbeziehung der Museen und Staatliehen 'Ssnsil ungen in den Export 
HSV « 

Beiliegend erhalten Sie einen weiteren Verschläft der darauf ■ 
zugeschnitten ist, das Interesse der Museen und Staatlichen 
Saaaslungen an der Möglichkeit eines Exports aus lbren BestÄnden 
in das NSV in den Vordergrund zu stellen« 

Mit diesen Verschlag aoll weiterhin erreicht werden« dafl. -eine 
Polemik Uber die Mot Wendigkeit ven Exporten aus den Bestanden 
dieser Institutionen vermieden wiyd. - 

Mi 


-»bej^rfV^ Früher« A* M0/DDR »* JM A SSM» 








9. 1. I960 

An 

Genossen M, Seidel 


Neue Formen und Methoden zur weiteren Vergrößerung dee 
Exportworensortiments und der gleichzeitigen Minimierung 
dee illegalen Handele mit Kirnet und Antiquitäten 


Die bie vor einigen Jahren vom Staatlichen Kirnet handel dvrcbge führten 
Auktionen für Antiquitäten haben gezeigt, dafi unter bestirnten Be- 
dingungen umfangreiche Angebote an hochwertigen Kunstgegenständen aue 
der Bevölkerung erfolgen, wenn man den derzeitigen Bedingungen, der- 
Saneeltätigkeit von Antiquitäten, Rechnung trögt« 

Das heißt, diese Auktionen wurden angesetzt, um im offiziellen haß- 
stab sich von Gegenständen trennen zw können bzw. andere Antiquitäten 
zur Vervollständigung von Scnslungen zw e rw er b en « 

Auch auf unsere Veranlassung hin, hat der Staatliche Kunsthandel 
Auktionen auf dem Oebiet der Kunst und Antiquitäten eingestellt« 

Damit bleibt den Interessenten nur noch die MBglichkeit Ober den m 
staatlichen bzw. privaten Kunsthondel Maren zu beziehen bzw. zu ver- 
äußern. 

Ausgehend von einer t&liehen Handelsspanne von 40 % im Staatlichen 
Kunsthendel ziehen es Verkäufer von Antiquitäten vor, ihre Verkäufe 
bzw. Ankäufe auf der privaten Ebene abzuviokeln, um diese Handels- 
spanne, die letztlich ca. 50 % des Wertes ihres Gegenstandes schmäler 
zu umgehen. 

Die bei den Auktionen erho b enen Gebühren in Höhe von 10 % Mirden 
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dagegen anstandslos akzeptiert. 
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Dokument 28 

- 2 - 

Auf Grund dar o. o. Situation ist zu verzeichnen, daS erhebliche 
Mengen von Antiquitäten auf 6m Tauschwege ihren Besitzer wechseln. 

Um hior zusätzlich Gegenstände für dsn E>q»ort zu sichsm und das 
Tauschgeschäft Obsrschaubor zu machen, wird vorge schlagen, daS dar AhB 
Kunst und Antiquitäton GebH brw. dar von diesen AHB beouftrogte VEB 
Antikhandal Pirna, aina Tauschzantrola in Barlin ainrichtat. 

Diasa Tauschzantrola soll ihron Sitz in den derzeitigen Ankeufsge- 
schäft das VEB Aictikhondel Pirna, in 1071 Barlin, Willy-Bredel-3tr. 27, 
haban. 

I st Intarassa dar Erfoasung braitastar Kxaisa von Somalem ist as 
notwandig, diasar Tauschzantrola ainan privaten Choroktar zu geben* 

Dia Firniarung sollta dashalb via folgt loutani 

Ankouf, Tausch, Koandasion 
von 

Antiqvitätan und KunstgegsnstBndan 
S. Brachhous, Kunst soohvarstBndigar 

Dar Kollegp Brachhaus, dar Ubar dia notwandiga Qualifikation auf 
da« Gabiat vor fügt, ist diasan Kraisan auf Grund soinar ehemaligen 
Tätigkeit, als Verantwortlicher för die Auktionen beia Stootlichan 
Kunsthandal, noch bestens bekennt. 

Dia Touechobjekte können ous da« Warenbestand dar Kunst und Anti- 
quitäten GmbH bereitgestellt werden. 

Es handelt sich dabei um für den Export angekaufte Waren, die ia 
Export aber nur unter großen Preis Zugeständnissen abgesetzt werden 
könnten, die jedoch in der DDR, bei den Saaslern, auf ein breites 
Interesse stoßen. 
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Dokument 29 

31 , 1 , 


Berlin, den lo,1.198o 


Mitteilung an Gen. Seidel 





Mitteilung vom 9.1. Bo Uber Tausch von Antiquitäten und Kunst- 
gegenständen 

Sie erhalten in der Anlage einen zusammengefaßten Vorschlag 
für die Einrichtung des Ladengeschäftes in Berlin, in dem Ankauf, 
Tausch und Kommissionsübernahmen von Antiquitäten und Kunst- 
gegenständen durchgeführt werden sollen. 

Oie Einrichtung dieses Ladengeschäftes als auch der Einsatz 
des Kollegen Brachhaus wurde uns vom Gen. Strauch empfohlen und 
auch mit ihm Im üetai 1 abgestimmt. 


An läge I 
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Dokument 30 


2 .1 0« Kukurgutschutigcsetz 

2 . 10 . 

Gesetz 

zum Schutz des Kulturgutes - 
der Deutschen Demokratischen Republik 
- Kulturgutschutzgesetz - 

▼om 3. Juli 1980 
(GBL 1 Nr, 20 S. 191) 

Hinweis: Vgl. * Konvention ‘vom 14. TI. 1970 »u» dem Volkseigentum/ demEJgentum der 

über Mitnahmen xbih- Verbot und zur Vcr- sozialistischen Genossenschaften und der ge- 
hfueng det unzulässigen F.mfuhr. Ausfuhr und tellschaftlichen Organisationen, aus dem per- 
t'brrcipnuno ven Kulluraut (GBl. II 1974 ähnlichen Eigentum der Burger sowie aus 
Nr. 20 5 39$) und hkm. der Annahrot vom anderen Eigentumsformen mit dem Ziel, es für 
10. 6 . 1974 durch die DDR (GBl. II Nr. 20 die weitere Erhöhun g des j materjeDen^und 
S. 397) sowie Konvention vom 14.5. 1951 zum kulturellen LelÄ^lVea us k es, die . all- 
Schutx von Kulturgut bei bewaffneten Kon^ sgltige^Eötiri&la^^ojriaiistisAeT PeigönJicb- 
fliktcn (GBL Sdr. Nr. 782) und Rkro. vom keiten und die Xusprägung ihfcTkulturvollen 
18 9. 1974 über den Beitritt de* DDR (GBl. U Lebensweise, für die v weitaus schaol iche. titt- 
Nr. 27 S.514). . ' * liehe und ästhetische Bildung und die schöpfe- 

•' risdie' Tätigkeit der Werktätigen, die aktive 

Das Kulturgut deT Deutschen Demokratischen . Erholung und . sinnvolle .Freizeitgestaltung 
Republik ist eine wichtige Duelle und ein aller Bürger zu' erhalten.* zu erschließen und 
grundlegender y Bestandteil des kulturellen * zu nutzen. . * ; : r. « /* . > .* 

Reichtums der ^Sozialist! sehe» Gesellschaft. » \ ‘.(3) Die Deutsche' •* Demokratische“ Republik 
Der sozialistische : Staat /gammlert * auf der * schützt. Ihr Kulturgut # um die Möglichkeiten 
Grundlage sozialistischer Produkt! cm «verhüt- einer umfassenden ' Befriedigung vielgestalti- 
nisse die Bewahrung. Pflege und Mehrung ger geistig-kultureller Bedürfnisse unseres 
des Kulturgutes Im Interesse eines reichen Volkes zu erhalten und zu erweitern. Die 
kulturellen Lebens des Volkes. Deutsche Demokratische Republik erf üUt mit 

Der sozialistische Staat sichert den Bestand dem -Schutz des Kulturgutes gleichzeitig ^kn- 
allen national und International bedeutsamen ternalionäle Verpflichtungen' und trügt zur 
Kulturgutes der Deutschen Demokratischen gegenseitigen Bereicherung der Kulturen der 
Republik zum .Nutzen ihrer sozialistischen sozialistischen Staaten und zur humanistischen 
Nationalkultur und als Teil der huraanlsti- Weltkultur bei ■ * 

sehen Weltkultur. Er gewährleistet seinen um- * 

fassenden Schutz. gj 

Dun beschließt die VoTkikjumner «uf der Caebfiteu» Xulhxryat • 

C madige und ln Durchführung de» Art»- ‘ (i) Xahargnt fas Sinne Gesetzes in 

kel* 18 Absstz 1 der VerUssung der Deut- iBc för Aa pe*en*h.Miche leben der Deut- 1 
»Aen Demokrat] (dien Republik tolgendei Ce- Kben Detnokr.ü*d>en Republik besonders be- 4 ,^ 
** U: dcutsngnroUe Cot too - E öbem fcisbxitthem. 

wissenschaftlichem oder künstlerischem Wext. 

S 1 das nationale oder internationale Bedeutung 

Aufgaben und Ziele erlangt hat oder erlangen kann. Die zum 

(1) Der Schutz des Kulturgutes der Deutschen Kulturgut gehörenden Kategorien, wie Zeug- 

Demokratischen Republik ist gesamt gesell-* nisse der Ceschichte und Vorgeschichte ein-, 
schaitliches An Legen. Kr dient der Exhaltung schließlich der Geschichte der Produktivkräfte^ 
Erschließung und Pflege des nationalen Kal- archäologische Funde. Zeugnisse der Gesell^ 

turerbes und der Entwicklung einer txaditioni- Schafts- und Naturwissenschaften, der Litera^ 

reichen sozialistischen National kultur.* Ex ist tur und Kunst sowie der Architektur, werden^ 
ein Beitrag zur Pflege der humanistischen ' durch Rechtsvorschrift näher bestimmt 
Weltkultur als Mittel der Völkerverstindi- W Als Kulturgut der Deutschen Demokratie 
gong und der Forderung des Friedens. sehen Republik unterliegt dem Schatz diese») 

(2) Der sozialistische Staat schützt das nstio- Gesetze» insbesondere - r 

nal und International bedeutsame Kulturgut 1. alles Kulturgut das als Bestand der 
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seexv, Archive Bibliotheken und anderen 
Einrichtungen, ln Kombinaten, B e tri ebe n 
tmd sozialistischen Genossenschaften, staat- 
lichen Organen tmd gesellschaftlichen Or- 
ganisationen, als Denkmal sowie alt Kul- 
turberitz der Kirchen tmd Religioasgcmeio- 
schaften. der Bo r g er oder ln anderer Eigen- 
schaft seinen sündigen Standort Im 'Ho- - 
beitsgebict der Deutschen Demokratischen 
Republik hat, •' . * *- 

2. alles Kulturgut, das durch die Individuelle 
oder kollektive Schöpferkraft der Staats- 
bürger der Deutschen Demokratischen Re- 
publik entsteht 

3. alles für die .Deutsche Demokratische Re- 
publik* bedeutsame * Kul tu rg u t das ■ Aus- 

’ linder * oder Staatenlose .mit - sündigem 
Wohnsitz ln der Deutschen* Demokratischen , 
Republik ln .deren Hoheitsgebiet schaffen, 

1 alles Kulturgut, das * Im . Hoheitsgebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik • als 

• Volkseigentum auf gefunden 'wird, • •* : 

5. alles Kulturgut das • rum y erb leib in die 

Deutsche ' Demokratische * Republik recht- 

* mäßig eingeführt wird. V.* n .* •••• Sv . • • 

(3) Die .Zugehörigkeit * zum -Kulturgut der 

Deutschen Demokratischen Republik • wird 
durch die. Verlagerung »von Kulturgut im Zu- 
sammenhang mit' dem Zweiten Weltkrieg öder j 
durch .- rechtswidrige^ 'Ausfuhr/*; Entwendung 
oder Verbringung * von ^TCulturgut nicht - be- 
rührt * \ ;• . * * y-1 * *’ * * * , - V ' 

(4) Über die Zugehörigkeit zum Kulturgut der 
Deutschen Demokratischen Republik entschei- 
det ln Zwtlfelsüllen der Minister für Kultur.« 


und sichern die Schaffung der politischen, wis- 
senschaftlichen, materiellen tmd personellen 
Voraussetzungen für die Erfüllung der sich 
ans diesem Gesetz e rge b enden Aufgaben. Sk 
gewährleisten, daß die für den Schutz and 
die Erhaltung des Kulturgutes zusündigen 
staatlichen Organe und Einricht u ngen, wie 
Museen. Archive und Bibliotheken, planmäßig 
alle erforderlichen Maßnahmen durchführen, 
die das Kulturgut der Deutschen Demokrati- 
schen Republik dem geistig-kulturellen Leben 
unserer Gesellschaft erhalten und erschließe«. 
(3) Die zentralen und örtlichen Staatsorgane 
gewährleisten in ihrem Verantwortungsbereich 
den ^ Schutz und die Erhaltung des Kultur- 
gutes. Ordnung und Sicherheit beim Umgang 
mit Kulturgut sowie seine Erfassung und Re- 
gistrierung. Sie akhern die gesellschaftliche 

* Erschließung und Nutzung des in ihrem Be- 
reich vorhandenen Kultur gutes "und schaffen 
die nach diesem Gesetz erforderlichen mate- 
riellen * und personellen Voraussetzungen für 
den Schutz und die Erhaltung des Kultur- 

* gutes. ' « •' - - * • - 



Verantwortung 

< der zusüodigen staatlichen Einrichtungen.' 
"•'der Kombinate^ Betriebt* ? .1 ■:* .y *' . ‘ # . 

\ sozialistischen GenosseTi<chaften.‘ : /;V •/; . 

anderen fu ristlschen Personen ’ ■*.//• ? 1 ' 1 ' 

^und der Bürger * „■ ~ ' 1 

• (1) Die'. für die /Arbeit mit dem Kulturgut 
mündigen ' 9 staatlichen Einrichtungen^ wie 
"Museen. Archive .und Bibliothek enj‘* tragen die 


Verantwortung der Staatsorgane "■ . . 

für den Schutz des Kulturgutes * , .. 

(1) Der Ministerrat gewährleistet die zen- 
trale Leitung und Planung aller Maßnahmen 
zum Schutz des Kulturgutes der Deutschen 
Demokratischen Republik. Er beschließt die 
kulturpolitischen und anderen > Maßnahmen 
für den Schutz, die Erhaltung und die gesell- 
schaftliche .Nutzung des Kulturgutes und re- 
gelt Cnmdsatzfragen der Arbeit der Staats- 
organe ln Erfüllung von Aufgaben, die sich 
aus diesem Gesetz ergeben. ; . : % 7 * 

C2) Der Minister für Kultur, der Minister de* 
Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei., 
der Minister für Hoch- und Fachschulwesen 
und die anderen zuständigen Minister und 
Leiter der anderen zentralen Staatsorgane or- 
ganisieren und kontrollieren Im Rahmen Ihrer 
Aufgaben die Durchführung dieses Cesetzcs 


unmittelbare Verantwortung für den Schutz, 
die Erhaltung und die gesellschaftliche Nut- 
zung des Kulturgutes, das zu ihrem Bestand 
gehört Sie organisieren und fördern die Ein- 
beziehung dieses Kulturgutes in das geistig- 
kulturelle Leben im Territorium und leisten 
auf Anforderung durch die zuständigen Staats- 
organe Unterstützung bei allen Maßnahmen 
zur Durchführung dieses Gesetzes. Sie pfle- 
gen und fördern die wissenschaftliche {Arbeit 
mit dem Kulturgut ■..*"* ’ . * * / ' * > # 

C 2) Die Leiter der staatlichen und wir tschaf ts- 
lei tm dm Organe, der Kombinate, Betriebe 
und Einrichtungen sowie anderer juristischer 
Personen gewährleisten, daß das ln Ihrem Be- 
reich vorhandene Kulturgut Micher aufbewahrt 
und vor Schaden und Verlust geschützt wird/ 
Sie unterstützen die örtlichen Rite bei der 
Erfassung des Kulturgutes und arbeiten* bei 
dessen Erhaltung eng mit den zuständigen 
staatlichen Einrichtungen, wie Museen. Archi- 
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2 . 10 . 


Kultur ffulsduUtgettLz 


ven und Bibliotheken, tutammen. Sie orgtni- fowie »eine Bewahrung vor Beeintrldhtigun* 
»ieren die Nutzung des Kulturgutes durch gen und Schaden durch iufjere Einflüsse oder 
einen breiten Personenkreis und zu wissen- durch Zerfall. 

schafüichen Zwecken und fördern da» küost* (2) Die Erhaltung von Kulturgut umfaßt auch 

lerisebe und kulturelle Volksschaffen. . A ", alle Maßnahmen zur .Wiederherstellung der ur- 

(3) Bürger, die im' Besitz von Kulturgut im sprünglidben Substanz wad Wirkung vMer Be- 
sinne dieses Gesetzes sindl erfüllen. Ihre ya- ruckskhbgung »einer normalen aJtersbedi^g- 
pflichtungen zum Schutz Ihres. Kulturgutes ten Veränderungen. , . .. . \ 4% ’ V ' 

durch eine vertrauensvolle Zusammenarbeit ,.V. 

mit den örtlichen Riten bd der Erfassung * jj 1 V * ; * 4 .\. /V.. 

und Registrierung des Kulturgutes; »ie k6n-. .(i) j>j c fi, den Schutz und die Erhaltung des 
nen »ich bd der Pflege und Erhaltung des / Kulturgutes - zustindigen staatliche* Organe 
Kulturgutes von den zustindigen staatlichen . Einrichtungen sind berechtigt voo den 

Einrichtungen, wie Museen, Archiven und R«htstrigera, Ei gentüroem und anderen Ver- 
Bibliotheken, fachlich beraten lassen und »ol- * fügungsberechtigten sowie von den Besitzern 
len das Kulturgut bd Wahrung »einer Sicher- . YOO Kulturgut Auskunft über dieses 1 zu ver- 
bot entsprechend ihren Möglichkeiten der l«j,pen, das Kulturgut zu besichtigen, in zu- 
wisscnicha/tbchen Arbeit und gesell schalt- gehörige Unterlagen einxusehen und das KuJ- 
lichcn Nutzung tugingbeh machen. . . v * :. v tu r gut zu dokumentieren. . , . . .. . ^ 

. (2) Diöse Befugnisse erstrecken sich auch auf 

§5 Werke, am denen Urheberrechte, oder Ähnliche 

Mitwirkung gesellschaftlicher Killte -* * • Rechte bestehen. «.Sie • unterliege» - der freien 

Die staatlichen Organe, Kombinate. Betriebe, * ' Veryielflitigung und Verbreitung zun» Zwecke 
Einrichtungen und die Sozialist! sch etf r Genos* . der Information und Dokumentation durch die 
sen schal ten lösen die ihnen nach diesem Ce- ( für des Schutz und die Erhaltung des ftultur- 
setz obliegenden Aul gaben unter Einbeziehung !. gutes, zustindigen staatlichen Organe und Ein- 
des Kulturbundes der Deutschen Demokrati-/. rlchtungen. \ v Av-* V 

achen Republik und anderer gesell schal tlicber *. (3) Das . gleiche -gflt ' für ^ Werke, u die; diesen 
Organisationen; sie können dabei ehrenamt- staatlichen Organen und Einrichtungen- zur 

liehe Mitarbeiter mit der .Wahrnehmung be* Dokumentation von Kulturgut dienen. Ihre 

Hinunter Aufgaben betrauen. Nutzung zu anderen Zwecken kann von der 

» f : x ; Einwilligung * dieser staatlichen Organe und 

£6 / Einrichtungen abbingig gemacht werden. * 

Erfassung und Registrierung de» Kulturgutes H) Kur Erfüllung der Pflichten zum Schutz 

(1) Kulturgut ln nach de» dafür bestehenden - 1UT Exhaltung des Kulturgutes ge mifj §7 

Rethlrmruhrift« zu erfassen und zu-xegi- ‘ können die zustindigen staatlichen Organe 

itricm. • - den Rechtstrlgern, Eigentümern und anderen 

(2) Die Erfassung und Registrierung von Kul- Verfügungsberechtigten sowie den Besitzern 

X turyuL dm n*hi cum Volkseigentum gehört • T0 ° Kulturgut . Auflage» erteilen: . wenn das 

2, ^)7 erfolgt *anf der Grundlage voo An md dangen.' V**e&****Öx±x Interesse es erfordert. Die 

^ Die Eageutazno. Verfügungsberechtigten oder * Auflage tauf) genaue Angabe» über die durch- 

Besitxer ttuj Kulturgut sind verpflichtet be- ruf uhrenden Maßnahmen und die Frist für 

sonders wmn>ik Einxelstücke sowie $amm- ihrc Erfüllung enthalten. Für volkseigenes 

hingen voo Kulrargut d* nationale oder in- Kulturgut kann ein Rexhtstrigerwechsel «n- 

lenvatioojde Bedeoioog haben, beim Rat des geordnet werden. 

Kreisel. Abtrü«*»g Kultur, anxumelden. / 

s» 

Schutz und Erhahimg de» Kul tur g ut es (1) Erfordern der Schutz und die Erhaltung 

£7 i von Kulturgut Maßnahmen, ru deren Durch- 

(1) Die Secht ruigrr. Eigentümer und anderen führung sein Eigentümer brw. Besitzer nicht 

Verfügungsberechtigte» sowie die Besitzer h» der Lage oder nkht bereit Ist hat das za- 

voo Kulturgut haben diese» zu schützen und stindige staatliche Organ den Abschluß eines 

za er halten Diese Verpflichtung umfaßt die Vertragt» über die Leihe, die Verwaltung oder 

Sich erun g de» Kulturgute» vor Verlust, Be- den Kauf de» Kulturgutes durch eine pcog 

'schkdjgxmg prwt Zerrtönxng. vor Gefihrdun- nete staatliche Einrichtung anr m t neb en. .. , 
gen durch Nunimg. TYzniport oder Lagerung (2) Kommt ein aokher Vertrag nicht zus tan de. 
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KuhurgutschuUpescU % 2*10« 


Xiao der zuständige Rat des Kreises durch . 
Beschluß eine geeignete staatliche Einrichtung 
als Kurator zur ordnungsgemäßen Verwaltung 
des gefährdeten Kulturgutes einsetzen. 

(3) Mit dem Beschluß des Knies des Kreises . 

geht das Kocht und die Pflicht das Kultur-' 
gut dem Anliegen dieses Gesetzes entspre- „ 
«hend zu nutzen, zu schützen und zu erhalten» 
auf den Kurator über. Alle . Rechte am Kultur- 
gut Können nur in Obereinstimmung mit dem 
Kurator wahrgenommes werden. Der Kurator ■ 
Ist Hat des Kreises rechenschaftspflich- 

tig. EixuelheitBD seiner Befugnisse werden 
durch Rechtrvorudirift geregelt 

(4) Eine Veräußerung des Kulturgutes durch 

den Kurator bedarf der Zusti mm ung des' 
Eigentümers. Einer Zustimmung bedarf es 
nicht, wenn die Möglichkeit einer Rückgabe 
gemäß Aba. 5 ZifL 1 nicht zu erwarten ist Die * 
Entscheidung darüber trifft der Rat des Krci- 
s£s durch Beschluß. /• * . 

Die Verwaltung gemäß den Absätzen *2 , 
bis 4 endet w enn 

l.das Kulturgut unter der Voraussetzung, 

daß Schutz und Erhaltung künftig gewähr- 


§11 

Beschwerderecht 

t (1) Gegen Entscheidungen der zuständigen 
staatlichen Organe gemäß den Bestimmungen 
der$§6 bis 10 kt die Beschwerde zulässig. 
.Sie haben eine entsprechende Rethtsmittd- 
belehrung zu enthalten. Die B esch w er d e kt 
schriftlich unter Angabe voo Gründen inner- 
halb voo 14 Tagen nach Kenntnis too der 
Entscheidung bei dem staatlichen Organ ein- 
rolcgen. das die Entscheidung getroffen hat 

(2) Die Beschwerde hat auf schiebende Wir- 
kung, soweit nicht in begründeten Fällen be- 
sonderer Dringlichkeit die Rechtsmittelbeleh- 
rung eine aufschlebende Wirkung ausdrück- 
lich ausschheßL 

(3) Über die Beschwerde ist innerhalb too 
4 Wochen zu entscheiden. Wird der Be- 
schwerde nicht statlgcgebcn, ist sie dem über- 
geordneten Organ zu übergeben, das . inner- 
halb weiterer 4 Wochen endgültig entscheidet. 


m — ■ 

. Strafbestimmungen • 


leistet sind, auf Besdiluß des Rates des . (]) Wer vorsätzlich Kulturgut der .Deutschen 
Kreises dem Berechtigten wieder ^ über- Demokratischen Republik im Sinne dieses Ge- 
geben wird. ' ** - setzes beschädigt, zerstört vernichtet verder- 

*2. das Kulturgut an eine geeignete staatliche V feen i n «h der er Weise schädigend dar- 

Einrichtung veräußert wird. • \ •;« .* auf einwirkt oder es entgegen den Rechts- 
L . • , . • *•. V- Vorschriften ausführt wird mit Freiheitsstrafe 

§ J ir I jjyW 'bk zu zwei Jahren oder mit .Verurteilung auf 

Ausfuhr von Kulturgut , V « Bewährung/ "mit * Haftstrafe . oder# mit VCeld- 

(1) Die Ausfuhr , von Kulturgut .bedarf einer V strafe berirafL \ V 

vorherigen ; staatlichen - Genehmigung, : sofern * . *' (j) Cbenio wird bestraft wer Handlungen g* 
in Rechtsvorschriften zur Durchführung dieses . Abs. 1 gegen ausländisches Kulturgut bc- 
Cesetzes nichts anderes geregelt ist ^ : .y % f * * geht das sich im Rahmen des internationalen 

(2) Für die Ertefltzng von Genehmigungen und . Kultu r a ustau sches auf dem Hoheitsgebiet der 

die Regelung des Genehmigungsverfahren! ,* Deutsche» Demokratischen ‘Republik befindet 
Ist der Minister . für , Kultur zuständig. Er ( 3 ) !n ^weren Fällen wird der Täter mit 
ka nn die -Genehmigungsbefugnls delegieren.^ Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren 
i. » • - ■ . : • . gestraft Ein schwerer Fall liegt insbesondere 

Hinweis: Die flehenden zollrechtiichen Rege- vor, wenn - 

limgtn werden davon nicht berührt. 1. durch die Tat eine schwere Schädigung des 

Kulturgutes verursacht wird, 

(3) Die Genehmigung zur Ausfuhr von Kultur- Z die Tat zusammen mit anderen begangen 

gut kann von Auflagen abhängig gemacht % 4 i ^wird. die skh unter Ausnutzung Ihrer bc- 
( w erden.- . '•/ : y . /• '• ./*/,. 4 p V roflkhen Tätigkeit oder zur wiederholten 

(4) Wird die Cenelmlgnng zur Ausfuhr Voo ‘ V Begebung voo Straftaten gegen das Kuk 

Kulturgut, dessen Eigentümer oder Verfü- * tnr gut zusammengeachtossen haben. . 
gungs berechtigter *eioen Wohnsitz oder Sitz • (4) ist die Tatbeleiligung nach Abs. 3 Ziff. 2 

im Ausland hat oder begründet nach diesem . von untergeordneter Bedeutung, kann eine 

Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften vor- Bestrafung nach Abs. 1 erfolgen. ' : : 

sagt, kann nach § 9 verfahren werden, um (5) Der Versuch Ist strafbar, ln den Fällen 

Schutz und Erhaltung des Kulturgutes zu ge- des Abs. 3 sind Vorbereitung und Versuch 

währleUten. ' ' * «trafbar. ■ 
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2.10 


Kultur ffuUdutttgctetx 


Sis 

Ordnungsstrafbestimmungen 
(1) Sind die Schädigung oder Beeinträchtigung 
des Kulturgutes geringfügig und die Auswir- 
kungen der Tat auf die Rechte und Interessen 


sw 

Durtfcf Uhruogf regelungen 
Die zi.r Durchführung , dieses Gesetzes erfor- 
derlichen Rechtsvorschriften erlassen der Mi- 
nisterrat sowie der Minister für Kultur Im 


der Gesellschaft oder der Bürger unbedeutend, 
können Handlungen gemäß $12 Absitze -1/ 
und 2 als Ordnungswidrigkeit verfolgt und*, 
mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
500 M belegt werden. 

(2) . Mit Verweis oder Ordnungsstrafe kann 

audr belegt Werdest, wer vorsätzlich oder ' 
fahrlässig *-./ * -'•** j 

1. Auflagen gemäß $8 Abs. 4 und $10 Abs. 3 

mißachtet und dadurch Kulturgut zeitwei- 
lig oder für dauernd seiner Bestimmung 
entzieht ' ' ' . 

2. staatliche Maßnahmen zum Schutz und zur 
Erhaltung von Kulturgut gemäß $6 Ab- 
sitze 1 bis 3 oder die ordnungsgemäße 
Verwaltung gemäß $9 Absitze 2 und., 3 

' behindert 

(3) Ist eine vorsltzliche Handlung nsdh den 
Absitzen 1 und 2 aus Vorteilsstreben oder' 
wiederholt innerhalb voo 2 Jahren begangen 
und ‘mit 1 Ordnungsstrafe geahndet worden 
oder wurden durch die Handlangen die ge-' 
selischaftlkhen. . Interessen \ grob : mißachtet ' 
kann eine Ordnungsstrafe bis zulOOOM aus^c 
gesprochen werden. 4 ». t'j- * .- V . • • •; v » > , 

(4) Die Durchführung des Ordnungsstraf- 

Verfahrens obliegt dem zustlndigen Mitglied 
des Rates des Kreises am Standort des Kul- 
turgutes. *• •• - . - 

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafe 
Verfahrens und den Ausspruch voo Ordnungs- 
s traf mahn ahmen gilt das Gesetz vom 12. Ja- 
nuar 1068 zur. Bekämpfung voo Ordnungs- 
Widrigkeiten -.OWC - (GBL 1 Kr. 3 K.101).. 

. - * . . • V . . . - 

* * ■ ■ • • * i 

§M'* 

Einziehtzng # . • *. ■ 

(1) Neben der Strafe oder dem Ausspruch 
einer Ordnungsstniroaßnabme können das 
Kulturgut das Gegenstand einer Straf- oder 
Ordnungsstrafreditfverletzang war, sowie Ge- 
genstände, die zu deren Durchführung be- 
nutzt worden sind, entschädigungslos ein- 
gezogen werden. 

(2) Ist Öse Einziehung des Kulturgutes nicht 
möglich, kann die Einziehung der Gegen- 


Einvernehmen mit den Leitern der zustln- 
1 digen -zentralen Staatsorgane!. * 

• • '4 

iw . . 

Schluß bes ti mag n g ea 

(1) Dieses Gesetz tritt aalt seiner Verkündung 
in Kraft Gleichzeitig treten außer Kräht ; 

. L Verordnung’ vom X April 1053 zum Schutte 

* des deutschen. Eu&itbecJtzes und des Be- 
, aitzes * an wissenschaftlichen Dokumenten 

und Materialien (GBL Nr. 46 S. 522; Ber. 

„ S. 576) in der Fassung des Anpassungs- 
gesetzes vom 11 Juni 1066 (GBL 1 Nr. 11 
S. 242), 

X Erste'. Duixhführvngsbeslimtmang * vom 
X April 1053 zur Verordnung zum Schutte 
des deutschen Kunst besitzet und des Be* 
sitzef an . wissenschaftlichen Dokumenten 
' ; r" und Materialien (GBL Nr'. 46 S. 523). 

3. Zweit« ; Durchführungsbestimmung*’ vom 
1. Juni 1054 tm . Verordnung zum Schutze 
_ des 'deutschen Kunstbesitzes und des Berit- 
j' >“*es an wissenschaftlich cd Dokumenten und 
t Materialien (GBL Nr. 55 S.S63); > V ' 

(2) Soweit für den Umgang mit bestimmtem 

Kulturgut sowie für , seinen Schutz und seine 
Erhaltung spezielle Regelungen bestehen, fin- 
den diese Anwendung. ’*■ ‘ ' 

(3) Das Gesetz vom 10. Juni 1075 zur Erhal- 
tung der Denkmale Io der Deutschen Demo- 
kratischen Republik — Denkmalpflegegesetz — 

’ (CBLl Nr. 26 S.458) wird wie folgt geändert: 
l.$ 12 des Ges et zes erhält folgende Fassung i 

>$« . . ■. 

• (1) Erfordern die Sicherung des Bestandes, 

' die Restaurierung, Nutzung oder Erschlie- 
ßung eines Denkmals Maßnahmen entspre- 
'* dbend der denkmalpOegerischen Zielstel- 
lung, zu deren Durchführung sein Rechts- 
träger, Eigentümer oder Verfügungsberech- 
tigter nicht in der Lage oder nicht bereit 
Ist. sind die Rechtsvorschriften über den 
Schatz des Kulturgutes anzuwenden. 

(2) Der Rat des Kr dies kann auf Antrag 
des für das Denkmal entsprechend seiner 
Klairi ltziercng zuständigen Staatsorgan» 


Stände, die an dessen Stelle getreten sind. auch die Durchführung der erforderlichen 


erfolgen odtT die Zahlung seines Gegen wer- " Maßnahmen zu Latten des Eigentümer» 
tes festgelegt werden. oder Verfügungsberechtigten beschließen 

(3) Die Einziehung gemäß den Absätzen 1 md hierzu bd G nmdstp dhen und Geblo- 


uod 2 kann auch selbständig erfolgen. * • J den die Rec hts vorschriften über die Kredi- 
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2 . 10 , K uUutgtsUduiixgWix 

ti erring und Sicherung donfc AofWubjrpo- 
thek an wenden. 

■ * (3) Erfordern Maßnahmen der Denkmal- 
. pQe^e dk - Natron 3 , Mltnntzcng * oder 
Eigentums&bertrmgtmg too Grundstöcken 
und CebAuden. ist darüber ein Vertrag an- 
znstreben. Kommt ein solcher Vertrag 
nkbt zustande, kann der Rat des Kreises 
durch Beschluß das Eigentum an diesen 
Grundstöcken und Gebluden entziehen 
oder daran 'bestehende Nutzungsrechte 
durdb Anordnung too Nutzung*- oder Mit- 
nutzem gsrechten ein schränken oder ent- 
ziehen. Der Rat des Kreises entscheidet zu- 
gleich ober Art und Höhe der Entschidi- 
gusg nach Entschidigungsgesetz vom 
25. April I960 (CBLI Nr.» S.2S7). 

1 % (4) Mit dem Entzug des Eigen tnms an den 
Grundstöcken ' *und r Gebluden entsteht 
• . VolkjeigeotnsL Girmdstöcfcsbelastnngen 

c H ö schci L Die EntsAldlgung und die Be- 


gleitung von Forderungen der ClAnbiger, 
deren Rechte erloschen sind erfolgen nach 
den dafür gehenden Rechtsvorschriften. 

(5) Werden durch die Anordnung too Nut- 
zung*- * und Mi tnutrungsr echten andere 
Nutzungsrechte eingeschränkt oder ent- 
zogen. sind sie durch Vereinbarung der Be- 
teiligten zn Andern oder zu beenden. 
Kommt darüber oder über die Anteile an 
der Entschädigung keine Einigung zu- 
stande. entscheidet darüber der Rat des 
Kreises auf Antrag/ 

Z 5 14 Abs. 1 des Gesetzes erhält folgende 
Fassung: 

•(1) Beschlüsse und Auflagen der Örtlichen 
Staatsorgane nach $ 0 Abs. 5 and § 12 Ab- 
sätze Z 3 oder 5 haben schriftlich za er* 
gehext, eine Rechtsmittelbelehrung za ent- 
halten. sind za begründen und dem Be- 
treffendes aasmhlndigcn oder znzasen- 
den.* 
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Dokument 31 


Nachlässe oder einzelne Nachlaßgegenstände bedeutender 
Persönlichkeiten des gesellschaftlichen Lebens, die Zeug- 
nisse ihres politischen, künstlerischen, wissenschaftlichen 
oder anderen gesellschaftlichen Schaffens und Wirkens 
bzw. ihres Lebens sind; 

Musikinstrumente namhafter Künstler und Instrumen- 
tenbauer sowie von bedeutendem künstlerischem und 
wissenschaftlichem Wert; 


Gesetzblatt Teil I Nr. 21 — Ausgabetag: 17. Juli 1980 

12 . 

Erste Durchführungsbestimmung 
zum Kulturgutschutzgesetz 
— Geschütztes Kulturgut — 

13. 

vom 3. Juli 1980 

Aufgrund des §15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 3. Juli 
1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) wird im Einvernehmen mit den 
Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes be- 
stimmt; 


§1 

Geschütztes Kulturgut im Sinne des § 2 Abs. 1 des Gesetzes 
sind insbesondere folgende Kategorien und Gegenstände: 

1. Dokumente und andere gegenständliche Zeugnisse der 
Geschichte der deutschen und internationalen Arbeiter- 

Eis- 
bewegung, dos deutschen Volkes- und der Deutsdien 
Demokratischen Republik sowie der Beziehungen zu 
anderen Staaten und Völkern; 

2. zu Denkmalen erklärte Objekte; 

3. Gegenstände, die Zeugnisse der Entwicklungsgeschichte 
der Wissenschaft und Technik, des Handwerks, des Kunst- 
handwerks, der Konsumgüterproduktion* des Verkehrs- 
und Kommunikationswesens, der Landwirtschaft, des 
Militärwesens, der Körperkultur und des Sports und 
anderer gesellschaftlicher Bereiche sind, wie z, B. Produk- 
tionsinstrumente, Verkehrs- und Nachrichtenmittel, Kon- 
sumgüter, Spielzeug, Meßgeräte und andere wissenschaft- 
liche Instrumente, medizinisches Gerät, Waffen und Aus- 
rüstungen, Sportgeräte sowie wissenschaftlich-technische 
Aufzeichnungen, Darstellungen und Dokumente; 

4. Zeugnisse der Entwicklung der Natur, insbesondere 
Typusmaterial, Präparate zu seltenen, aus gestorbenen 
oder gefährdeten Tier- und Pflanzenarten sowie Samm- 
lungen und Einzelstücke von wissenschaftlich wertvollen. 
Fossilien und Mineralien; 

5. Bodenaltertümer, insbesondere aus ur- und frühgeschicht- 
licher Zeit; 

6. Gegenstände von ethnologischem Interesse; 

7. Gegenstände, die Ergebnisse der bildenden und ange- 
wandten Kunst sind, wie Plastiken, Reliefs, Gedenktafeln, 
Malerei, Handzeichnungen und Druckgrafiken von Künst- 
lern und Volkskunstschaffenden; 

8. Kunst- und Gebrauchsgegenstände von antiquarischer 
Bedeutung, insbesondere Möbel, Gobelins, Teppiche, 
Stickereien, Spitzen, lithurgisches Gerät sowie andere 
antiquarische Gegenstände aus Porzellan, Keramik, Glas, 
Leder, Stein, Mineralien, Metall, Holz, Elfenbein, Kunst- 
stoff oder anderen Materialien sowie Materialverbindun- 
gen; 

9. Sammlungen und Archive einschließlich Film-, Foto- und 
Phonoarchive sowie Einzelstücke von sammlerischem 
Interesse, wie Schallplatten und andere Tonträger, Pla- 
kate, historische Ansichtskarten, Prospekte und geogra- 
phische Darstellungen; 

10. Autographen, Einzel-, Erst- und Jubiläumsausgaben der 
Werke von Wissenschaftlern, Schriftstellern, Dichtem, 
Komponisten und anderen bedeutenden Persönlichkeiten 
des gesellschaftlichen Lebens, bibliophile Ausgaben, Nach-* 
laßbibliotheken hervorragender Persönlichkeiten und 
solche, die infolge ihrer Geschlossenheit von besonderem 
kulturellem Wert sind, Hara und Druckerzeugnisse von 
antiquarischer Bedeutung; 

11. Inkunabeln, historisch und wissenschaftlich bedeutende 
Handschriften; 


Pläne (zeichnerische Darstellungen) sowie Modelle her- 
vorragender architektonischer und städtebaulicher Lei- 
stungen. die für die Entwicklung der nationalen 
Architektur und des Städtebaus von besonderer Bedeu- 
tung sind, sowie bedeutende Architektururteile; 

15. Sammlungen historischer und zeitgenössischer Münzen 
und Briefmarken sowie Einzelstücke mit Ausnahme kurs- 
fähiger Münzen und in der Deutschen Demokratischen 
Republik herausgegebener, noch gültiger Postwertzeichen; 

16. Orden, Ehrenzeichen, Medaillen und Ehrenurkunden 
sowie Siegel von historischer Bedeutung. 

§2 

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. August 1980 in 

Kraft. 

Berlin, den 3. Juli 1980 

Der Minister für Kultur 
Hoffmann 


Gesetzblatt Teil I Nr. 6 — Ausgabetag: 25. Februar 1982 

Zweite Durchführungsbestimmung 1 
zum Kuiturgutsdiatzgesetz 
— Anmeldung und Registrierung 
von geschütztem Kulturgut - 

vom 2. Dezember 1981 


Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 3. Juli 
1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) wird im Einvernehmen mit den Lei- 
tern der zuständigen zentralen Staatsorgane zur Durchführung 
des § 6 Abs. 2 des Gesetzes folgendes bestimmt: 

§1 

Grundsätze 

(1) Die Anmeldung von besonders wertvollem geschütztem 
Kulturgut, das nicht zum Volkseigentum gehört, dient seiner 
gesicherten Dokumentation als Grundlage für alle Maßnahmen 
zu seinem Schutz vor Schaden und Verlust sowie zu seiner 
Erhaltung und Pflege, die der Eigentümer, Verfügungsberech- 
tigte oder Besitzer des Kulturgutes durchführt sowie die zu- 
ständigen staatlichen Organe und Einrichtungen veranlassen. 

(2) Die Registrierung dieses Kulturgutes schafft für den 
Eigentümer, Verfügungsberechtigten oder Besitzer einen ge- 
sicherten Nachweis über seinen Kulturgutbesitz, dessen wich- 
tigste Kennzeichen und Merkmale sowie über seine sichere 
Aufbewahrung. Sie ist zugleich eine staatliche Bestätigung, 
daß die Erhaltung des registrierten Kulturgutes wegen seiner 
Bedeutung für die Geschichte, die Wissenschaft oder die Kunst 
im gesellschaftlichen Interesse liegt 2 . 

(3) Nicht zum Volkseigentum gehörendes Kulturgut, das 
nach anderen Rechtsvorschriften staatlich dokumentiert wird J , 
ist nicht nach dieser Durchführungsbestimmung zu registrieren. 
Für diese anderen staatlichen Dokumentationen gilt jedoch 
Abs. 2 Satz 2 entsprechend. 
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52 

Anmeldung 

(1) Kulturgut, das im Sinne des §2 des Gesetzes und der 
Ersten Durchführungsbestimmung zum Gesetz geschütztes 
Kulturgut der Deutschen Demokratischen Republik ist, na- 
tionale oder internationale Bedeutung erlangt hat und be- 
sonders wertvoll Ist oder sein kann, ist bei dem für seinen 
ständigen Standort zuständigen Rat des Kreises, Abteilung 
Kultur, anzumelden. Diese Pflicht haben der Eigentümer, der 
Verfügungsberechtigte und der Besitzer von Kulturgut Die 
Anmeldung durch den einen entpf lichtet die anderen. 

(2) Die Anmeldung soll persönlich und mit den erforder- 
lichen Angaben zum Kulturgut 4 erfolgen. 

(3) Die Angaben zum Eigentümer und zum Standort sind 
auf Wunsch des Anmelders vertraulich zu behandeln. Erfor- 
dern die Umstände eine besondere Vertraulichkeit, kann der 
Minister für Kultur besondere Festlegungen für die Anmel- 
dung und Registrierung treffen. 


§3 

Bearbeitung der Anmeldung 

(1) Der Rat des Kreises, Abteilung Kultur, prüft auf Grund 
der Anmeldung die historische, wissenschaftliche und künstle- 
rische Bedeutung des Kulturgutes; bei speziellen Arten von 


i L DB vom 8. Juli 1M0 (GBL I Nr. U S. 313) 

3 Das gilt auch für die Anwendung der geltenden ■teuerrech Ui dien 
Regelungen. 

JL2. gelten: 


| 5 des Denkmalpflegegesetzes vom 19. Juni 1975 (GBL I Nr: tt S. 458), 

1 13 der Ersten Durchführungsbestimmung vom 7. Februar 1980 zur 
Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds der Deutschen Demo- 
kratischen Republik — Inventarisierung. Katalogisierung, Umsetzung 
und Aussonderung musealer Objekte und Sammlungen - (GBL I Nr. 10 
S. 83). 


< Vordrucke gemäß Muster (Anlage) für die Anmeldung sind beim 
Rat des Kreises, Abteilung Kultur, erhältlich. 


Kulturgut erfolgt die Prüfung in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Fachorganen des Rates des Kreises. Er kann Maß- 
nahmen zur Feststellung von Qualität und Bedeutung des 
Kulturgutes gemäQ § 8 Absätze 1 bis 3 des Gesetzes festlegen 
und dabei die Unterstützung durch die zuständigen staatlichen 
Einrichtungen gemäß § 4 Abs. 1 des Gesetzes anfordem sowie 
die Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte gemäß § 5 des Ge- 
setzes nutzen, 

(2) Nach Prüfung aller Angaben entscheidet der Rat des 
Kreises, Abteilung Kultur, ob das angemeldete Kulturgut ge- 
schütztes Kulturgut im Sinne der Rechtsvorschriften ist und 
welche Bedeutung es hat. Dabei sind die Bestimmungen über 
die Kategorisierung des Staatlichen MuseumsfondsS entspre- 
chend anzuwenden. Bei speziellen Arten von Kulturgut er- 
folgt die Entscheidung in Zusammenarbeit mit den zuständi- 
gen Fachorganen des Rates des Kreises. 


§4 

Registrierung 

(1) Geschütztes Kulturgut, für das die Kriterien der Kate- 
gorien I oder II zutreffen, ist beim Rat des Kreises, Abteilung 
Kultur, zu registrieren. Für geschütztes Kulturgut, das der 
Kategorie III entspricht, erfolgt keine Registrierung. 

(2) Als Registrierung gilt die Bestätigung der Anmeldung 
durch den Rat des Kreises, Abteilung Kultur, und ihre Auf- 
nahme als RegisterbLatt in das Register. 

(3) Dem Anmelder ist auf Wunsch eine schriftliche Bestä- 
tigung der Registrierung mit Angabe der Registriemummer 
auszuhändigen. 


§5 

Änderungen 

(1) Andern sich die registrierten Angaben, ist dem Rat des 
Kreises, Abteilung Kultur, über diese Änderung Mitteilung zu 
machen. Diese Pflicht hat der eingetragene Anmelder, bei 
Eigentums- oder Besitzwechsel auch dessen Rechtsnachfolger. 
Die Meldung des einen entpflichtet den anderen. 


(2) Die Änderungen sind im Registerblatt zu vermerken. 
Geht das registrierte Kulturgut bei Standortänderung in die 
Zuständigkeit eines anderen Rates des Kreises über, ist diesem 
das Registerblatt zu übersenden. 

(3) Änderungen können auch vom Rat des Kreises, Abtei- 
lung Kultur, eingetragen werden, ohne daß eine Meldung 
hierüber vorliegt. Entfallen die für die Registrierung maß- 
geblichen Gründe, ist das Registerblatt aus dem Register zu 
entfernen und der Anmelder über die Löschung der Registrie- 
rung und deren Rechtsfolgen zu benachrichtigen. 


§6 

Beschwerderecht 

Gegen alle Entscheidungen des Rates des Kreises, Abtei- 
lung Kultur, zur Registrierung LSt die Beschwerde zulässig. 
Das Beschwerdeverfahren richtet sich nach §11 des Gesetzes. 

§7 

Gebührenfreiheit 

Alle ^mit der Registrierung verbundenen Handlungen sind, 
soweit sie nicht nach anderen Rechtsvorschriften gebühren- 
pflichtig sind, gebührenfrei. 

58 

Übertragung der Befugnisse 

In Stadtkreisen mit Stadtbezirken kann die Wahrnehmung 
der Befugnisse aus dieser Durchführungsbestimmung dem Rat 
des Stadtbezirks, Abteilung Kultur, übertragen werden. 

6 Z. Z. gilt f 5 der Verordnung vom 12. April 1978 Über den Staat- 
lichen Museumsfonds der Deutschen Demokratischen Republik (GBL I 
Nr. 14 S. 185). 


5» 

Inkraftt r eten 

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröffent- 
ichung in Kraft 

Berlin, den 2. Dezember 1981 

Der Minister für Kultur 
Hoffmann 


Anlage 

ZU 5 2 Abs. 2 vorstehender Durchführungsbestimmung 

► 
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Anlage 

xu $ 2 Abs. 2 vorstehender Durchführungsbestimmung 
Vorderseite 


Rat des Kreises 
bzw. Stadtbezirks 


Anmelder mit 


I Datum der Anmeldung 


Anschrift 


R^gis triernummer 


Bezeichnung des 
Kulturgutes 


Genaue Beschreibung des 
Kulturgutes, gegebenenfalls 
Bestandsliste 


Umfang/Maße 


Kategorie 


Unterbringung 


Sicherung 


(bei Bedarf Ergänzungsblatt 
beifügen) 


Rückseite 


Erhaltungszustand 


zusätzliche Vermerke 


Bestätigung des Rates des 
Kreises bzw. Stadtbezirks 


Auflagen 


Gesetzblatt Teil I Nr. 24 - Ausgabetag: 1. Juli 1982 


Dritte Durchführungsbestimmung 1 
zum Kulturgutschutzgesetz 
— Ausfuhr von Kulturgut — 

vom 3. Mai 1982 

Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 
3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 20 S. 19D wird im Einvernehmen mit 
den Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane zur Durch- 
führung des §10 des Gesetzes folgendes bestimmt: 


«1 

Grundsätze 

(1) Die Genehmigung zur Ausfuhr von geschütztem Kultur- 
gut der Deutschen Demokratischen Republik kann nur er- 
teilt werden, wenn die Ausfuhr im Interesse der sozialisti- 
schen Gesellschaft liegt oder ihrem Anliegen, das nationale 
Kulturerbe zu wahren und den Bestand allen national und 
international bedeutsamen Kulturgutes zu sichern, nicht zu- 
widerläuft. 

(2) Die Genehmigung zur Ausfuhr ist insbesondere dann 
zu versagen, wenn 

— die Ausfuhr den Grundsäuen gemäß Abs. 1 widerspricht, 

— der Ausfuhrantrag Kulturgut betrifft, das zu Denkmalen 
gehört, 

— der Ausfuhrantrag Kulturgut betrifft, das als Teil von 
Sammlungen deren Bedeutung oder Bestand wesentlich 
bestimmt, sofern die Genehmigung nicht auch für die ge- 
samte Sammlung erteilt werden könnte, 

— die Rechtsverhältnisse am betroffenen Kulturgut unklar 
sind oder das Kulturgut mit Rechten Dritter belastet ist, 
die Ausfuhr nach völkerrechtlichen Verträgen, denen die 
Deutsche Demokratische Republik angehört, unzulässig ist*. 

(3) Rechtsvorschriften, nach denen weitere Genehmigungen 
für die Ausfuhr des Kulturgutes erforderlich sind, werden 
von diesen Regelungen nicht berührt 3 . 

§2 

Antragstellung 

(1) Anträge auf Genehmigung zur Ausfuhr von Kulturgut 
sind an den für den ständigen Standort des Kulturgutes zu- 
ständigen Rat des Kreises, Abteilung Kultur, zu richten. Be- 
trifft der Antrag Kulturgut, das gemäß § 16 Abs. 2 des Ge- 
setzes speziellen Regelungen unterliegt, die besondere Aus- 
fuhrbestimmungen enthalten 4 , ist er den dafür zuständigen 
Fach Organen zur Entscheidung einzureichen oder zuzuleiten; 
in diesen Fällen erfolgt keine Entscheidung nach dieser Durch- 
führungsbestimmung. 

(2) Das Recht zur Antragstellung haben der Eigentümer und 
der Verfügungsberechtigte, die“ ihre Befugnisse nachzuweisen 
oder glaubhaft zu machen und darüber eine schriftliche Er- 
klärung abzugeben haben. 

(3) Die Anträge sind schriftlich zu stellen und haben fol- 
gende Angaben zu enthalten: 

— Name und Anschrift des Antragstellers, 

— genaue Bezeichnung und Beschreibung des Kulturgutes 
einschließlich seines Standortes, 

— soweit vorhanden, dessen Registriernummer, 

— Zweck der Ausfuhr, 

— Bestimmungsort und Empfänger, 

— geschätzter Wert (nach Einschätzung des Antragstellers 
oder vorliegenden Gutachten). 


3 z. z. gut die 

Konvention über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der 
unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut vom 
14. November 1970: für die Deutsche DemokraUsche Republik in Kraft 
seit dem 16 . AprU L974 (GBl. n Nr. 20 S. 397). 

3 Z. Z. gelten Insbesondere: 

ZoUgesetz vom 28. März 1962 (GBl. I Nr. 3 S. U) und die zu seiner 
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften, 

Edelmetallgesetz vom 12. Juli 1973 (GBl. I Nr. 33 S. 338) und die zu sei- 
ner Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften, 

Devisengesetz vom 19. Dezember 1973 (GBL I Nr. S8 S. 574) und die zu 
seiner Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften. 

4 z. Z. gelten Insbesondere: 

Verordnung vom ll. März 1976 Ober das staatliche Archivwesen (GBL I 
Nr. 10 S. 165) . 

Zweite Durchführungsbestimmung vom 16. Oktober 1980 zur Verord- 
nung über den Staatlichen Museumsfonds der Deutschen Demokrati- 
schen Republik' (GBl. I Nr. 32 S. 309), 

Neunte Durchführungsbestimmung vom 1. März 1976 zur BibUotheks- 
verordnung (GBl. I Nr. 12 S. 188). 

Zehnte Durchführungsbestimmung vom 1. März 1976 zur Bibliotheks- 
verordnung (GBL I Nr. 12 S. 190). 
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U 

Prftfun« de« Anträge« 

(1) Der Rat des Kreises, Abteilung Kultur, prüft mit dem 
Ziel der Feststellung, ob geschütztes Kulturgut vorliegt, die 
historische, wissenschaftliche und künstlerische Bedeutung des 
Kulturgutes anhand der vorliegenden Angaben. 

(2) Ist das zur Ausfuhr beantragte Kulturgut beim Rat de« 
Kreises bzw. Stadtbezirkes, Abteilung Kultur, registriert, gel- 
ten die bei der Registrierung getroffenen Feststellungen ; an- 
dernfalls ist § 3' der Zweiten Durchführungsbestimmung vom 
2. Dezember 1981 zum Külturgutschutzgesetz — Anmeldung 
und Registrierung von geschütztem Kulturgut — (GBl. I 1982 
Nr. 6 S. 144) entsprechend anzuwenden. 

-/ 

54 

Entscheidungen über den Antrag 

(1) Liegt nach den Feststellungen des Rates des Kreises, 
Abteilung Kultur, zweifelsfrei kein geschütztes Kulturgut im 
Sinne der Rechtsvorschriften vor, erteilt er eine Unbedenk- , 
lichkeitsbescheinigung (Anlage 1). 

(2) Wird im Ergebnis der Prüfung des Antrages festgestellt, 
daß der Antrag geschütztes Kulturgut im Sinne der Rechts- 
vorschriften betrifft» ist der Antrag dem Rat des Bezirkes, 
Abteilung Kultur, zur weiteren Bearbeitung zuzuleiten. Das 
gleiche gilt, wenn nicht festgestellt werden kann, ob es sich 
um geschütztes Kulturgut handelt 

(3) Der Rat des Bezirkes, Abteilung Kultur, kann weitere 
Feststellungen über die historische, wissenschaftliche und 
künstlerische Bedeutung des Kulturgutes treffen. Im Ergebnis 
seiner Prüfung erteilt er, soweit kein geschütztes Kulturgut 
vorliegt die Unbedenklichkeitsbescheinigung; andernfalls ent- 
scheidet er, welcher Kategorie 5 das geschützte Kulturgut ent- 
spricht Für geschütztes Kulturgut der Kategorie II und III 
kann er eigenverantwortlich nach den Grundsätzen gemäß § 1 
über die Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung (Anlage 1) ent- 
scheiden. Anträge, die geschütztes Kulturgut der Kategorie I 
betreffen, sind dem Ministerium für Kultur zuzuleiten. 

(4) Uber Ausfuhranträge für geschütztes Kulturgut der Ka- 
tegorie I entscheidet der Minister für Kultur nach Prüfung 
des Antrages durch eine von ihm berufene Kommission von 
Sachverständigen. 

§5 

Gutachten 

Gutachten, die die für die Entscheidung zuständigen staat- 
lichen Organe einholen oder die die Antragsteller vorlegen, 
dienen der Feststellung der Bedeutung des Kulturgutes. Ihre 
Aussagen binden die entscheidungsbefugten staatlichen Or- 
gane nicht in ihrer Entscheidung über die Ausfuhr und be- 
gründen keine Ansprüche des Antragstellers. Einzelheiten der - 
Tätigkeit von Gutachtern werden gesondert geregelt. 

§6 

Beschwerde 

(1) Für Beschwerden gegen Entscheidungen über Ausfuhr- 
anträge gilt § 11 des Gesetzes. 

(2) Uber Beschwerden gegen Entscheidungen gemäß § 4 
Abs. 4 entscheidet der Minister für Kultur endgültig. 

§7 

Gebühren 

(1) Für Entscheidungen über Anträge nach dieser Durchfüh- 
rungsbestimmung werden Verwaltungsgebühren 6 gemäß An- 

5 Vgl. $ 5 der Verordnung vom 12. April 1978 über den Staatlichen 
Museumsfonds der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I Nr. 14 
S. 16S). 

6 Z. Z. gilt die Verordnung vom 28. Oktober 1955 über die staatlichem 
Verwaltungsgebühren (GBl. I Nr. 96 S. 787) ln der Fassung der Zwei- 
ten Verordnung vom 28. November 1967 (GBl. n Nr. 119 S. 837) . 


läge 2 erhoben, sofern die Ausfuhr zum Verbleib des Kul- 
turgutes im Ausland .erfolgt Sie sind als Gebührenvorschuß, 
von dem die Prüfung des Antrages abhängig Ist, bei der An- 
tragstellung zu entrichten. 

(2) Auslagen (wie Kosten für notwendige Gutachten) sind 
mit der Verwaltungsgebühr nicht abgegolten. 

(3) Zahlungsverpflichteter ist der Antragsteller. Erfolgt je- 
doch die Antragstellung im Interesse eines Empfängers, der 
seinen Wohnsitz oder Sitz im Ausland hat, ist dieser unter 
Beachtung der devisenrechtlichen Bestimmungen der Deut- 
schen Demokratischen Republik zahlungspflichtig. 

(4) Die Gebührenfestsetzung erfolgt auf der Grundlage der 
Wertangabe bei Antragstellung. Ergibt sich bei der Prüfung 
des Antrages ein anderer als der angegebene Wert, sind die 
Bestimmungen über die Nachforderung und Erstattung von 
Verwaltungsgebühren anzuwenden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für das Be- 
schwerdeverfahren, soweit der Beschwerde nicht stattgege- 
ben wird. 

(6) Der Minister für Kultur kann in Ausnahmefällen auf 
Antrag die Ermäßigung oder den Erlaß der Gebühren ver- 
fügen. 

§8 

Wirkung der Genehmigung 

(1) Eine Ausfuhrgenehmigung für geschütztes Kulturgut, 
das zugleich anderen die Ausfuhr regelnden Bestimmungen 
unterliegt 3 , wird erst mit Vorliegen aller danach erforderli- 
chen Genehmigungen rechts wirksam. Das gleiche gilt für eine 
U nbedenklichkeitsbescheinigung, 

(2) Eine unter Auflagen erteilte Genehmigung ist nur mit 
dem Nachweis über die Erfüllung der Auflagen rechtswirk- 
sam. 

(3) Die Ausfuhrgenehmigung bzw. Unbedenklichkeitsbe- 
scheinigung ist ein Nachweis über die Rechtmäßigkeit der 
Ausfuhr im Sinne völkerrechtlicher Verträge 3 . 

(4) Eine gemäß den Absätzen 1 und 2 rechtswirksam gewor- 
dene Ausfuhrgenehmigung bzw. Unbedenklichkeitsbescheini- 
gung berechtigt zur Ausfuhr des darin bezeichneten Kultur- 
gutes innerhalb 1 Jahres nach ihrer Erteilung. Danach ver- 
liert sie ihre Wirksamkeit. 

(5) Die Ausfuhrgenehmigung ist nicht übertragbar. Das gilt 
auch für die Erben. 

(6) Die Ausfuhrgenehmigung bzw. Unbedenklichkeitsbe- 
scheinigung ist bei der Ausfuhr den zuständigen Dienststellen 
der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Republik 
unaufgefordert vorzuweisen. 

§9 

Delegierung der Genehmigungsbefugnis 

(1) Die Minister und Leiter der anderen zentralen Staats- 
organe können im Einvernehmen mit dem Minister für Kul- 
tur für ihren Verantwortungsbereich besondere Regelungen 
für die Ausfuhr von geschütztem Kulturgut treffen. 

(2) Die zentralen Leitungen der in der Volkskammer ver- 
tretenen Parteien und Massenorganisationen sind befugt, für 
geschütztes Kulturgut, das ihrer Verfügungsbefugnis unter- 
liegt, nach den Grundsätzen des Gesetzes und dieser Durch- 
führungsbestimmung und im Rahmen der Aufgaben und Ziele 
ihrer Organisation die Ausfuhr zu genehmigen sowie im Ein- 
vernehmen mit dem Minister für Kultur besondere Festle- 
gungen für das Verfahren hierfür zu treffen. Uber weitere De- 
legierungen entscheidet der Minister für Kultur auf Ersu- 
chen. 

(3) Uber umfangreiche oder besonders bedeutsame Vorha- 
ben gemäß den Absätzen 1 und 2 ist der Minister für Kultur 
zu informieren. 
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(10 

Inkrafttreten 

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Oktober 1082 
in Kraft 

Berlin, den 3. Mai 1982 

Der Minister für Kultur 
H o f f m a n n 


Anlage 1 

zu 5 4 vorstehender Dritter Durchführungsbestimmung 
Muster einer 

Ausfuhrgenehmigung/Unbedenklichkeitsbescheinigung 

Rat des Kreises/Bezirkes 1 Datum 

— Abteilung Kultur — 

Ministerrat der 

Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Kultur! 

Ausfuhrgenehmlgung/Unbedenklicfakeitsbescheinlgungl 

(Name und Wohnsitz bzw. Sitz des Antragstellers) ist 

berechtigt, folgendes Kulturgut als geschütztes/nichtgeschütz- 
tes 4 Kulturgut aus der Deutschen Demokratischen Republik 

nach .... (Bestimmungsland* Bestimmungsort, Empfänger) 
zum Zweck des Verbleibs/der vorübergehenden Nutzung! 
oder .... 2 

auszuführen. 

1. ... (genaue Bezeichnung und Beschreibung des "Kulturgutes 

mit eindeutigen Identifikationsmerkmalen, nach einzel- 
nen Stücken gesondert, soweit vorhanden unter An- 
gabe der (Registriemummern). 

2 . ... 

3. . . . 

4. ... 

5. ... 

Die Ausfuhr unterliegt keinen/folgenden 1 Auflagen: 


Datum Siegel Unterschrift 


l Nichtzutreffendes entfallt bzw. ist zu streichen. 
3 Genauen Zweck der Ausfuhr angeben. 


Anlage 2 

zu § 7 vorstehender Dritter Durchführungsbestimmung 

Gebührensätze: 

Die Verwaltungsgebühren betragen 

a) bei Werten bis zu 10 000 M : 

3% vom Wert, jedoch mindestens 50 M; für eine Unbe- 
denklichkeitsbescheinigung einheitlich 10 M, 

b) bei Werten von mehr als 10 000 M bis zu 500 000 M: 

2% vom Wert, jedoch mindestens 300 M, 

c) bei Werten von mehr als 500 000 M : 

1 % vom Wert, jedoch mindestens 10 000 M. 


Vierte Durchführungsbestimmung 1 
zum Kulturgutschutzgesetz 
— Tätigkeit der Kulturgutsachverständigen — 
vom 24. September 1984 

Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 3. Juli 
1980 (GBl. I Nr. *20 S. 191) wird im Einvernehmen mit den 
Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes be- 
stimmt: 

§*1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Durchführungsbestimmung regelt die Tätigkeit 
von ehrenamtlichen Kulturgutsachverständigen in allen Ange- 
legenheiten, in denen nach den Rechtsvorschriften zum Schutz 
des Kulturgutes der Deutschen Demokratischen Republik 
staatliche Entscheidungen zu treffen sind und dabei das zu- 
ständige staatliche Organ der sachkundigen Unterstützung 
durch Gutachten bei der Beurteilung des Kulturgutes bedarf. 

(2) Die Tätigkeit von Kulturgutsachverständigen kann ins- 
besondere erforderlich werden 

1. bei der Erfassung und Registrierung von geschütztem 
Kulturgut, 

2. bei der Prüfung der Notwendigkeit von Auflagen zur 
Durchführung von Maßnahmen zum Schutz und zur Er- 
haltung von geschütztem Kulturgut, 

3. bei der Prüfung der Notwendigkeit der Tätigkeit eines 
Kurators zur ordnungsgemäßen Verwaltung von ge- 
schütztem Kulturgut, 

4. bei der Entscheidung über Anträge auf Ausfuhr von 
Kulturgut, 

5. zur Unterstützung der Justiz- und Sicherheitsorgane in 
Kulturgutschutzangelegenheiten. 

(3) Diese Durchführungsbestimmung ist entsprechend an- 
zuwenden, wenn bei anderen staatlichen Entscheidungen, die 
geschütztes Kulturgut betreffen, die Mitwirkung von Sach- 

1 3. DB vorn 3. Mal 1982 (GBl. I Nr. 24 S. 432) 


verständigen erforderlich wird, soweit deren Tätigkeit nidi£ 
durch andere Rechtsvorschriften geregelt Ist v .;* 

52 

Grundsatz 

(1) Die Begutachtung von Kulturgut gemäß §1 Absätze I 

und 2 dieser Durchführungsbestimmung darf nur durch 
staatlich berufene oder beauftragte Kulturgutsachverstän- 
dige vorgenommen werden. 

(2) Die Aussagen des Kulturgutsachverständigen sind auf 
eine dem Anliegen der Rechtsvorschriften zum Schutz des 
Kulturgutes entsprechende, vom Zweck des Gutachtens be- 
stimmte Beurteilung des Kulturgutes zu richten, insbeson- 
dere auf die Feststellung seiner historischen, wissenschaftli- 
chen oder künstlerischen Bedeutung. Finanzielle Bewertun- 
gen des Kulturgutes erfolgen nur, wenn sich ihre Notwen- 
digkeit aus den Rechtsvorschriften zum Schutz des Kultur- 
gutes, insbesondere zur Unterstützung der Justiz- und Si- 
cherheitsorgane, ergibt 2 

§3 

Berufene und beauftragte 
Kulturgutsachverständige 

(1) Die Bezeichnung „Kulturgutsachverständiger“ darf nur 
führen, wer als solcher lm Rahmen des Geltungsbereiches 
der Rechtsvorschriften zum Schutz des Kulturgutes mit sei- 
nem Einverständnis berufen oder beauftragt wurde. 
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(2) * Als Kulturgutsachverständiger kann nur berufen oder 
beauftragt werden, wer 

1. seiner Person nach die Gewähr dafür bietet, daß er seine 
Tätigkeit als Kulturgutsachverständiger sorgfältig und 
zuverlässig ausüben wird, 

2. über die erforderliche Sachkunde auf dem Jeweiligen 
Fachgebiet verfügt, 

3. bei einem Betrieb oder einer Einrichtung mit einer auf 
dem Fachgebiet liegenden Aufgabenstellung - in einem 
Arbeitsrechtsverhältnis steht oder aktiv in einer auf 
dem Fachgebiet wirksamen gesellschaftlichen Organisa- 
tion mitarbeitet 

Über Ausnahmen zu Ziff. 3 entscheidet bei Berufung das Mi- 
nisterium für Kultur und bei Beauftragung das auftragge- 
bende staatliche Organ. 

(3) Bei speziellen Arten von Kulturgut erfolgen Berufung 
und Beauftragung in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
zentralen Staatsorganen bzw. Fachorganen der Räte der Be- 
zirke, 

(4) Berufung und Beauftragung können jederzeit wider- 
rufen werden, ohne daß es dazu einer Begründung bedarf. 
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, Berufung 

(1) Das Ministerium für Kultur oder die Räte der Bezirke, 
Abteilung Kultur, berufen sachkundige Bürger der Deut- 
schen Demokratischen Republik die auf Grund langjähriger 
Berufspraxis oder Tätigkeit und ip der Regel abgeschlossener 
Hoch- oder Fachschulausbildung ihre Befähigung zu wissen- 
schaftlich begründeten Aussagen über ein betreffendes Fach- 
gebiet nachgewiesen haben, für eine unbefristete ehrenamt- 
liche .Tätigkeit als Külturgutsachverständige auf diesem 
Fachgebiet 

(2) Über die Berufung ist eine Urkunde auszustellen, in der 
das Fachgebiet der Gutachtertätigkeit genau zu bezeichnen 
ist. 

(3) Beim berufenden staatlichen Organ ist ein Register 
über alle von diesem Organ berufenen Kulturgutsachver- 
ständigen zu führen, aus dem die zuständigen staatlichen 
Organe ständig Auskunft Über Namen, Anschriften, Errelch- 

2 Eine finanzielle Bewertung von Edelmetall und Edelsteinen als Be- 
standteile von Kulturgut Ist nur durch Gutachter gemäß der Anord- 
nung vom 20. Februar 1981 über Gutachten für Edelmetalle, Edelsteine, 
Perlen und Erzeugnisse hieraus (GBL I Nr, ll S. 126) vorzunehmen. 

barkeit und Fachgebiet des Kulturgutsachverständigen er- 
langen können, , 

(4) Die berufenen Kulturgutsachverständigen sind ver- 
pflichtet, alle Änderungen der Angaben zur Person, die für 
die Berufung bzw. das Register maßgeblich sind, unverzüg- 
lich und unaufgefordert dem registerführenden staatlichen 
Organ mitzuteilen. 

(5) Endet die Berufung als Kulturgutsachverständiger, ist 
die Berufungsurkunde dem zuständigen staatlichen Organ 
unverzüglich zurückzugeben oder von diesem einzuziehen. 
Das gilt auch für Unterlagen und Materialien der Sachver- 
ständigentätigkeit. Die Pflichten gemäß § 6 Absätze 2 und 4 
werden durch die Abberufung nicht berührt. 

§5 

Beauftragung 

(1) Das Ministerium für Kultur oder die Räte der Bezirke 
bzw. Kreise, Abteilung Kultur, können sachkundige Bürger, 
die keine berufenen Kulturgutsachverständigen gemäß §4 
sind, in Einzelfällen mit einer Tätigkeit als Kulturgutsach- 
verständige auf ihren speziellen Fachgebieten beauftragen. 
Die Beauftragung erfolgt schriftlich. 

(2) Ein beauftragter Sachverständiger darf die Bezeichnung 
„Kulturgutsachverständiger 44 nur in Erfüllung seines Auf- 
trages führen. 


§6 

Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der Kulturgutsachverständigen 

(1) Die Kulturgutsachverständigen haben ihre Gutachten 
unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Methoden und Er- 
kenntnisse sowie der ihnen zugänglichen Dokumente und 
Materialien zum betreffenden Fachgebiet zu erstellen. Sie 
sind verpflichtet, das Kulturgut nach den anerkannten Kri- 
terien einer wissenschaftlichen Begutachtung objektiv zu 
prüfen und die im betreffenden Fachgebiet übliche Sorgfalt 
zu beachten. Ihre Arbeitsergebnisse sollen eine Aussage 
über die Toleranz bekannter internationaler Einschätzungen 
und Gutachten enthalten. Sie sollen nur in gesondert zu be- 
gründenden Fällen außerhalb dieser Toleranz liegen. 

(2) Die Kulturgutsachverständigen haben den Inhalt ihrer 
Gutachten ausschließlich ihren staatlichen Auftraggebern zur 
Kenntnis zu geben und im Zusammenhang mit ihrer Tätig- 
keit erlangtes Wissen nicht zum Schaden anderer oder zu 
ihrem oder anderer Nutzen zu verwenden. Erfordert die Be- 
gutachtung besondere Vertraulichkeit, entscheidet das auf- 
traggebende staatliche Organ über die Anwendung der 
Rechtsvorschriften über den Schutz der Dienstgeheimnisse. 3 

(3) Macht sich bei der Erstellung eines Gutachtens eine 
Überschreitung des allgemein üblichen Arbeitsaufwandes 
erforderlich, hat der Kulturgutsachverständige dies dem auf- 
traggebenden staatlichen Organ unverzüglich mitzuteilen 
und dessen weitere Entscheidung abzuw*arten. 

(4) Die Kulturgutsachverständigen haben ihre gutachterli- 
chen Feststellungen 10 Jahre aufzubewahren, soweit sie nicht 
vom auftraggebenden staatlichen Organ einbehalten werden. 
Bei Einbehaltung ist dem Kulturgutsachverständigen darüber 
eine Quittung auszustellen, die 10 Jahre aufzubewahren ist. 
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Freistellung von der Arbeit 

(1) Kulturgutsachverständige üben Ihre Tätigkeit grund- 
sätzlich außerhalb der Arbeitszeit aus. Soweit das in Aus- 
nahmefällen nicht möglich ist, erfolgt auf Ersuchen des zu- 
ständigen staatlichen Organs die erforderliche Freistellung 
von der Arbeit gemäß § 182 Abs. 1 des Arbeitsgesetzbuches 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 16. Juni 1977 
(GBl. I Nr. 18 S. 185). 


3 2. Z. gilt die Anordnung vom 6. Dezember 1971 zum Schutz der 
Dienstgeheimnisse (Sonderdrude Nr. 717 des Gesetzblattes). 

(2) Die Kulturgutsachverständigen erhalten für die Dauor 
ihrer Freistellung vom Betrieb einen Ausgleich in Höhe ihre« 
Durchschnittslohnes. 4 

(3) Werden Kulturgutsachverständige gemäß Abs. 1 von 
der Arbeit freigestellt, hat der Betrieb gegenüber dem auf- 
traggebenden staatlichen Organ Anspruch auf Erstattung der 
Lohnkosten gemäß Abs. 2 und der im § 9 Abs. 1 genannten 
Kosten. 

Zahlung von Entschädigungen 
§8 

(1) Kulturgutsachverständige, die außerhalb eines Arbeits- 
rechtsverhältnisses tätig werden, haben für diese Tätigkeit 
Anspruch auf Entschädigung. Für die Gewährung dieser Ent- 
schädigung sind die Rechtsvorschriften über die Entschädi- 
gung für die Erstattung von Gutachten vor Gericht entspre- 
chend anzuwenden. 5 

(2) Die nebenberufliche Tätigkeit von Kulturgutsachver- 
ständigen darf grundsätzlich 400 Stunden jährlich nicht über- 
schreiten. Ausnahmen sind zulässig, soweit es staatliche In- 
teressen erfordern. 

(3) Für die Besteuerung der nebenberuflichen Tätigkeit von 
Kulturgutsachverständigen gilt die Anordnung vom 7. Februar 
1980 über steuerliche Vergünstigungen für Einnahmen aus 
nebenberuflicher Tätigkeit (GBl. I Nr. 0 S. 69). 


230 




§9 

(1) Für die von den Kulturgutsach verständigen aufgewen- 
deten nachgewiesenen 

— Reisekosten gemäß den Rechtsvorschriften, 

— Post-, Telegramm- und Telefongebühren, 

— Kosten für verbrauchte Materialien und die Nutzung von 
Arbeitsmitteln, 

— Kosten für durchgeführte Materialprüfungen und ähnliche 
Analysen, 

— Kosten für Vervielfältigungen notwendiger Unterlagen 
oder Bereitstellung weiterer Exemplare des Gutachtens, 

— sonstigen notwendigen Aufwendungen 

ist das auftraggebende staatliche Organ gesondert erstat- 
tungspflichtig. 

(2) Nebenberuflich tätige Kulturgutsachverständige haben 
keinen Anspruch auf Tagegeld. 

§ 10 

Kostentragung 

Die vom auftraggebenden staatlichen Organ gemäß den 
§§ 7 bis 9 dem Kulturgutsachverständigen oder seinem Be- 
trieb zu erstattenden Kosten und zu zahlenden Entschädigun- 
gen gelten gegenüber dem Eigentümer, Besitzer oder Verfü- 
gungsberechtigten des betreffenden Kulturgutes als Auslagen 
des staatlichen Organs im Sinne der Bestimmungen über Ver- 
waltungsgebühren. 6 Sie sind, soweit nicht Rechtsvorschriften 
Gebührenfreiheit vorschreiben, vom staatlichen Organ gegen- 
über dem Eigentümer, Besitzer oder Verfügungsberechtigten 
des betreffenden Kulturgutes nach diesen Bestimmungen gel- 
tend zu machen. 

§11 

Zentrale Gatachterkommission 

Die Aufgaben einer Zentralen Gutachterkommission im 
Rahmen dieser Durchführungsbestimmung nimmt die vom 
Minister für Kultur berufene „Kommission des Ministeriums 

< Z. Z. gilt die Verordnung vom fl. Dezember 1961 Ober die Berech- 
nung des Durchschnittsverdienstes und über die Lohnzahlung (GBl. n 
Nr. 83 S. 551) 1. d. F. der Zweiten Verordnung vom 27. Juli 1967 (GBl. n 
Nr. 73 S. 511) und der Bekanntmachung vom 2«. September 1977 (GBL I 
Nr. 31 S. 346). 

5 Z. Z. gilt die Anordnung vom 6. MaJ 1980 über die Entschädigung 
für Schöffen und Beteiligte am Gerichtsverfahren sowie für Mitglieder 
der Schiedskommissionen (GBl. 1 Nr. 16 S. 143). 

6 Z. Z. gilt die Verordnung vom 28. Oktober 1955 über die staatlichen 
Verwaltungsgebühren (GBl. I Nr. 96 S. 787) 1. d. F. der Zweiten Ver- 
ordnung vom 28. November 1967 (GBl. II Nr. 119 S. 837). 

für Kultur zum Schutz des Kulturgutes“ wahr. Diese Kom- 
mission ist insbesondere für die Anleitung aller Kulturgut- 
sachverständigen zuständig. Einzelheiten ihrer Aufgaben und 
Befugnisse regelt der Minister für Kultur.? 

§12 

Inkrafttreten 

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Dezember 1984 
in Kraft. 

Berlin, den 24. September 1984 

Der Minister für Kultur 
Dr. Hoffmann 

7 Z. Z. gilt die Anweisung vom 26. April 1982 über die Bildung der 
„Kommission des Ministeriums für Kultur zum Schutz des Kultur- 
gutes“ und die Verbindlichkeit ihres Statuts (Verfügungen und Mit- 
teilungen des Ministeriums für Kultur Nr. 2/82). 
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Fünfte Durchführungsbestimmung 1 
zum Kulturgutschutzgesetz 
— Befugnisse des Kurators bei der 
ordnungsgemäßen Verwaltung von gefährdetem 
Kulturgut — 

vom 6. Oktober 1986 

Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgeset 2 ^s vom 
3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) wird im Einvernehmen mit 
den Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane zur 
Durchführung des § 9 Absätze 2 bis 5 und des § 10 Abs. 4 des 
Gesetzes folgendes bestimmt: 

§1 

Geltungsbereich 

Diese Durchführungsbestimmung regelt die Befugnisse 
einer staatlichen Einrichtung, die gemäß § 9 Abs. * des Geset- 
zes als Kurator zur ordnungsgemäßen Verwaltung von ge- 
fährdetem Kulturgut eingesetzt wurde. Sie regelt insbeson- 
dere die Aufgaben des Kurators bei der bestimmungsgemä- 
ßen Nutzung des verwalteten Kulturgutes. 

§2 

Grundsätze 

(1) Der Kurator wird bei der Verwaltung im staatlichen 
Auftrag tätig. Er ist dem Rat des Kreises, der den Beschluß 

1 Vierte Durchführungsbestimmung vom M. September 1984 (GBL I 
Nr. 28 S. 319) 

über ^die Verwaltung gefaßt hat, rechenschaftspflichtig* und 
verantwortlich. Gegenüber anderen staatlichen Organen be- 
steht im Rahmen ihrer Zuständigkeit Auskunftspflicht 

(2) Im Rechtsverkehr handelt der Kurator in bezug auf das 
verwaltete Kulturgut im eigenen Namen. Die ihm mit dem 
Beschluß des Rates des Kreises übertragenen Aufgaben hat 
er so wahrzunehmen, daß das Anliegen des Kulturgutschutz- 
gesetzes verwirklicht wird und die berechtigten Interessen 
des Eigentümers, Besitzers oder sonstigen Verfügungsberech- 
tigten des verwalteten Kulturgutes gewahrt werden. Dazu 
soll der Kurator mit dem Eigentümer, Besitzer oder sonsti- 
gen Verfügungsberechtigten des verwalteten Kulturgutes im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten Zusammenarbeiten, so- 
weit die Gründe, aus denen die Verwaltung angeordnet 
wurde, das nicht ausschließen. Der Abs. 1 bleibt davon un- 
berührt. 

§3 

Übernahme des Kulturgutes durch den Kurator 

(1) Zur Durchsetzung des Beschlusses über die Verwaltung 
ist das im Beschluß bezeichnete Kulturgut unverzüglich und 
vollständig einschließlich zugehöriger Unterlagen dem Kura- 
tor zu übergeben. Die Übergabe ist in einem Protokoll fest- 
zuhalten. Soweit erforderlich, sind darin auch Angaben über 
den restauratorischen Zustand des Kulturgutes aufzuneh- 
men. 

(2) Der Kurator hat das übernommene Kulturgut ordnungs- 
gemäß zu dokumentieren. Soweit Rechtsvorschriften eine ge- 
sonderte Inventarisierung? nicht vorschreiben, ist dafür eine 
Registrierung 3 ausreichend. 
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§4 

Bestimmungsgemäß« Nutzung des Kulturgutes 

(1) Die bestimmungsgemäße Nutzung des Kulturgutes 
durch den Kurator kann alle Maßnahmen der Erschließung 
für das geistig-kulturelle Leben der sozialistischen Gesell- 
schaft, wie wissenschaftliche Bearbeitung, Ausstellung, Ab- 
bildung und Beschreibung in Publikationen, Vervielfältigun- 
gen, Veröffentlichungen und Verbreitung oder ähnliche Maß- 
nahmen der Öffentlichkeitsarbeit, umfassen. Insoweit ist der 
Kurator auch berechtigt, urheberrechtliche und andere Nut- 
zungsbefugnisse, die dem Eigentümer, Besitzer oder sonsti- 
gen Verfügungsberechtigten des verwalteten Kulturgutes zu- 
stehen, wahrzunehmen. Die Rechte Dritter werden davon 
nicht berührt. 

(2) Zum Zweck bestimmungsgemäßer Nutzung kann das 
verwaltete Kulturgut entsprechend der Aufgabenstellung des 
Kurators und anderer geeigneter staatlicher Einrichtungen 
aufgeteilt, verliehen, ausgetauscht und umgesetzt werden. Er- 
folgt dies vorübergehend, ist darüber zwischen dem Kurator 
und der empfangenden Einrichtung ein Leihvertrag abzu- 
schließen. Die Rechenschaftspflicht des Kurators gemäß § 2 
Abs. 1 wird dadurch nicht berührt. Auf Dauer gerichtete Maß- 
nahmen- bedürfen der Änderung des Beschlusses über die 
Verwaltung. 

(3) Die Einbeziehung des verwalteten Kulturgutes in den 
Leihverkehr mit dem Ausland ist unzulässig, sofern seine 

2 Z. Z. gilt für museale Objekte und Sammlungen, die im Museum 
aufbewahrt werden. $ 13 der Ersten Durchführungsbestimmung vom 
7. Februar 1980 zur Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds 
der Deutschen Demokratischen Republik - Inventarisierung. Katalogi- 
sierung, Umsetzung und Aussonderung musealer Objekte und Samm- 
lungen - (GBl. I Nr. 10 S. 83). 

3 Z. Z. gilt die Zweite Durchführungsbestimmung vom 2. Dezem- 
ber 1981 zum Kulturgutschutzgesetz - Anmeldung und Registrierung 
von geschütztem Kulturgut - (GBL I 1982 Nr. 6 S. H4). 

sachliche und rechtliche Unantastbarkeit nicht gewährleistet 
ist 
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Forderungen 

(1) Die Verwaltung ist gemäß § 3 Ziff. 1 der Verordnung 
vom 28. Oktober 1955 über die staatlichen Verwaltungsge- 
bühren (GBl. I Nr. 96 S. 787) gebührenfrei. 

(2) Soweit der Kurator im Rahmen der bestimmungsgemä- 
ßen Nutzung des verwalteten Kulturgutes Einnahmen hat, 
verbleiben sie ihm zur Deckung seiner Aufwendungen für 
den Schutz und die Erhaltung des Kulturgutes. Ist das Kul- 
turgut bei der Beendigung der Verwaltung erheblich in sei- 
nem Wert erhöht und diese Werterhöhung unmittelbar auf 
Erhaltungsmaßnahmen des Kurators zurückzuführen, hat 
der Kurator einen entsprechenden Ausgleichsanspruch.' An- 
dere Forderungen sind im Zusammenhang mit der Verwal- 
tung nicht zu erheben. 

(3) Sonstige das Kulturgut betreffende Vermögensbezie- 
hungen werden von der Verwaltung nicht berührt. 

§6 

Beendigung der Verwaltung 

(1) Beschließt der Rat des Kreises infolge Wegfalls der 
Gefährdung des Kulturgutes, daß die Verwaltung beendet 
und das Kulturgut dem Berechtigten zurückgegeben wird, 
endet die Tätigkeit des Kurators mit der Übergabe des Kul- 
turgutes an den Berechtigten. 

(2) Beschließt der Rat des Kreises die Beendigung der Ver- 
waltung, nachdem mit seiner Zustimmung ein Vertrag zwi- 
schen dem Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Verfügungs- 
berechtigten des Kulturgutes und einer geeigneten staatli- 
chen Einrichtung über seine Leihe, Verwaltung oder Ver- 
äußerung abgeschlossen wurde, endet die Tätigkeit des Kura- 
tors mit der Übergabe des Kulturgutes an diese Einrichtung. 


(3) Wird das verwaltete Kulturgut auf Grund eines Be- 
schlusses des Rates des Kreises durch den Kurator veräußert, 
weil die Möglichkeit einer Rückgabe an den Berechtigten 
nicht zu erwarten ist, endet die Tätigkeit des Kurators mit 
der Übergabe des Kulturgutes an die erwerbende staatliche 
Einrichtung. 

(4) Steht dem Kurator ein Ausgleichsanspruch gemäß § 5 
Abs. 2 zu, ist dieser vor der Übergabe des Kulturgutes gegen- 
über dem Empfänger gemäß 5 356 des Zivilgesetzbuches der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 19. Juni 1975 (GBl. I 
Nr. 27 S. 465) geltend zu machen. 
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Schlußbestimmungen 

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt am 15. November 
1986 in Kraft. 

(2) Bei Inkrafttreten dieser Durchführungsbestimmung be- 
reits gemäß Kulturgutschutzgesetz als Kurator eingesetzte 
staatliche Einrichtungen haben ihre Tätigkeit nach den Vor- 
schriften dieser Durchführungsbestimmung auszuüben; sofern 
erforderlich, hat der Rat des Kreises hierfür ergänzende 
Festlegungen zu treffen. 

Berlin, den 6. Oktober 1986 

Der Minister für Kultur 
I. V: Dr. Keller 
Stellvertreter des Ministers 
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Dokument 32 


Zwischen 

der Kirnst achutzkommission beim Miniator für Kultur der DDR 
(im folgenden KSCHK) 

vertreten durch den Vorsitzenden, Gen. Prof. Dr. Eberhard 
B a r t k e , 

*102 Berlin, Bodestraße 1-3 


der Kunst Sc Antiquitäten GmbH 
(im folgenden KcA) 

vertreten durch den Direktor, Gon. Joachim F a r k e n , 
108 Berlin, Französische Straße 15 


WirQ im Rahmen des Gesetzes zum Schutz des Kulturgutes der 
Deutschen Demokratischen Republik 

- Kulturgutschutzgesetz vom 3«7«19QÜ (GBl. I Nr. 20, S.191> 
vereinbart 

1. ISsA wird in die Verträge mit seinen ausländischen Kunden die 
Bestimmung auf nehmen* "vorbehaltlich der Ausfuhrgenehmigung" . 

2.1 Die KSCHK wird zweimal monatlich, in der Regel .jeden 1 . und 3» 
Donnerstag im Monet ihren Sekretär und ein Mitglied der KSCHK 
zu KEA entsenden, um zu prüfen, ob eich zur Ausfuhr nicht zu- 
gelasoenes bedeutsames Kulturgut bei der ICiA befindet. 

2.2 Für die Begutachtung gilt die Gut achte rordnuog zum Rulturgut- 
schutzgesetz . 

3 . Die KSCHK und KHA werden auch in anderen Fragen vertrauensvoll 
Zusammenarbeiten. 


Berlin, am 17. November 1930 


Prof. 



Dr. Eberhard Bartke 


/ 

//i 


"{((Pt*, 

Joachim Parken 
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Dokument 33 


Nummer der Firma : HK& 



a) Tag der Eintragung 

Rechtsverhältnisse 

und Unterschrift 


b) Bemerkungen 





Abteilung B 
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der 

Ein- 

tragung 

a) Firma 

b) Sitz 

c) Gegenstand des Unternehmens 
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Vorstand 

Persönlich haftende 
Gesellschafter 
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6L, 2 


Nummer der Firma: 


Rechtsverhältnisse 

a) Tag der Eintragung 
und Unterschrift 

b) Bemerkungen 

6 

7 

Geselleehaf t mit beschränkter Haftung» 

Die Gesellschaft hat am 20 «Februar 197? begonnen» 
PP* 

* 

a) 20 »Februar 1973 
gez*Kandler 

b) Ges.Vertr» EL. 3-7 

Laut Oecellcehaf torbeBohluß tob 9* Marx 1976 wurden 
su| Geschäf tsfßhrem beruf ex« 
pp ^ Pr au Renate Sattele« . Abberufen, wurde Frau 
Anneliese Beffbanzu .r^v f . 

Laut Sa sellaohaf ter beachlnB tob 19* April 1976 
wnrdeder $ 8 den OeeellaehaftsTegtragea geändert» 
Er; lautet wie folgt*, 

* In Rexktawerbahr wird die fesellschaf t durch den 
Ha^LptgeschäftefUhrar «der aehrere Geeehäf tafOhrer 
•verträten. Ton HauptgssohfiftafOhrer bannen Probe* 
rieten bestellt werden» Pie Yertretungebefugnle 
steht des Hauptgaaohfif tafOhrer allein und den Ge- 
*r häftsführern alt je einen andern Zelehsnngebe- 
reöhtlgtea su» Bestellte Proboristen seiehnen in 

T efctre ttmgabefUgnie je 2 Prokuristen gemeinsam» 

31 

a) 31«Hära 1976 

geg»Kandlor 

b) Bl. 13-19 rot« 

*“i r* M ^ — • — - * - - — *■- .* »> — — — — * — ^ . v». J. - ... _ 

Laut GeaeHachafterbeaehluB wem 3 »April 1977 
wulfde Herr Hane Kopmana per 1 «Januar 1977 als 
Geeehäf tafOhrer abberufen« 

a) 23. Mai 1977 
gaz»Zandler 


(60) Ag£ 307-77 10 Reg. -Nr. 8003 
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Abteilung B 


Nummer 

der 

Ein- 

tragung 

a) Firma 

b) Sitz 

c) Gegenstand des Unternehmens 

Grund- 
oder Stamm- 
kapital 

M 

Vorstand 

Persönlich haftende 
Gesellschafter 
Geschäftsführer 
Abwickler 

Prokura 

1 

2 

3 

4 

5 








Nummer der Firma: 
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a) Tag der Eintragung 


Rechtsverhältnisse 


und Unterschrift 


b) Bemerkungen 



freeoO ochaltarboachlnfl yoa l5>*X>e:e©fiÄ»r 1980 
wurda Ben Borat Befr ag t er m äbt frffifctlcn des 

aaxr «ta&a&Sa 3te* Ion «oft» als Gosobüftefubror 
ebberofen «ad soa llaupteaahäf tafütarer dar Geaall« 

OtTOI» D8mO!U 


a) 22*Deaeaber 1980 




b) Bl. 3£**S3 rot* 


41b Geacfaöftafübrer dar GaeaUoohaft mxröe ftran 
Ingrid Bors and Harr Gemot Haubold barttfan. 





Dokument 34 


Minis torrat der 

Deutschen Demokratischen Republik' 

Minis torium der Finanzen 

Stellvertreter des Ministers Berlin, 22.1,1982. 


Informationsbrief 1 /1982 


A 6 3 Vermögens teuer für Kunstg egenstände und Sammlungen 

Ausgohond von dem Anliegen des Kultux-gutschuczgesetzes 
Vom 3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 20 S. 1 9 1 ) , euch das im 
Besitz von Bürgern befindliche Kulturgut zu schützon 
und es durch kulturelle Aktivitüccn seiner Besitzer 
deiu gesellschaftlichen Loben zu erschließen, werden 
in Abstimmung mit dem Minister für Kulttir und dom 
Ersten Bundes s ekro tür dos Kulturbundes der DDR zur. Er- 
hebung der Vermögens teuer für Kuns tgegens tande und 
Sammlungen und zur Gewährung der im Rohmen der beste- 
henden Rechtsvorschriften möglichen großzügigen steuer- 
lichen Vergünstigungen folgende Hinweise gegeben: 

/ 

I. Grundsätzliche Zusammenarbeit mit der Abt. Kultur 

Boi der Beurteilung, ob Gegenstände den Kuns tgegen- 
ständon, Sammlungen, Luxusgcgonständen oder dem 
Hausrat zuzurechnen sind,sowio bei der Entscheidung, 
ob dio Erhaltung solcher Gegenstände wegen ihrer 
Bedeutung für Kunst, Geschichte odor Wissenschaft 
iin öffentlichen Interesse liegt und demzufolge 
Steuerbcf ro iungon bzw, -vergtins t igungen zu gewähren 
sind, ist in Rodern Poll eine enge Zusamme narbe it 
mit der Abteilung Kultur dos Rates dos Kreises bzw. 
des Bezirkes zu sichern. 


II. Vermögonstcuerbef re iungon bzw, -Vergünstigungen für 
Kunstgegenstände und Sammlungen 1) 

Zur Rflege und Erhaltung des Kunst- und Kulturgutes 
in der DDll sind von der Vermöge ns teuer befreit: 


ji 

i Rechtsgrundlagen hioffüx': ' 

{ C'J Ziffern 5 und 11 Dowertungsgosetz i. d. F. vom 
18 , 9. 1970 (GBl. Sonderdruck 6?4), Ziffer 85 Absätze 4 
bis 6 • Vermögens teuer- und Bewertungsrichtl inien -1953 vom 
15. 1. 1955 (GBl. Sonderdruck Nr. 70 ) 
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a) Kunstgegenstände, di« von Künstlern der DDR gesohaffen 
wurden, die nooh leben oder seit nioht mehr als 15 Jahren 
verstorben sind, 

b) Kunstgegenstände, die sioh im Eigentum des Urhebers 
selbst oder nach seinem Tode ini Eigentum dea überleben- 
den Ehegatten oder seiner Kinder befinden, 

o) alle übrigen Kunstgegenstände und Sammlungen, wenn der 
Wert insgesamt 50*000 M nioht übersteigt. 

Venn die Freigrenze von 50.000 M überschritten wird, 
sind die Kunstgegenstände und Sammlungen insgesamt Ver- 
mögens teuerpf licht ig. 

Weiter bestehen folgende Steuervergüns tigungen: 

- Kunstgegenstände und Sammlungen, deren Erhaltung wegen 
ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte und Vissensohaf t 

im öffentlichen Interesse liegt, werden nur mit 40 *jo ihres 
Wertes, 

- Kunstgegenstände und Sammlungen, wenn sie in einem den 
Verhältnissen entsprechenden Umfang den 2weoken der For- 
schung und der Volksbildung nutzbar gemacht werden, nur 
mit 20 ihres Wertes 

zur Vermögensteuer herangezogen. 

Außerdem können Kunstgegenstände und Sammlungen, 

- deren Erhaltung für Zwecke der Kunst, Gesohiohte oder 
Wissenschaft ira öffentlichen Interesse liegt bzw. 

- die der Forschung und Volksbildung nutzbar gemacht werden 

von der Vermögens teuer in voller Höhe befreit werden, wenn 
sie sich seit mindestens 20 Jahren im Besitz der Familie 
des steuerpf lichtigen Bürgers befinden. Diese Vergünstigung 
kann auch gewährt werden, wenn die Sammlungen in den späte- 
ren. Jahren durch weitere Erwerbungen ergänzt worden sind. 

Ein öffentliches Interesse an der Erhaltung der Kunstgegen- 
stände und Sammlungen wegen ihror Bedeutung für Kunst, Ge- 
schichte oder Wissenschaft liegt vor, werm 

- diese nach den Rechtsvorschriften zum Schutz des Kultur- 
gutes der DDR (Kulturgutschutzgosetz und Durchf ührungs^ 
regelungen) als geschütztes Kulturgut registriert sind ) 

3) 

- für sie eine Denkina lorklarung ' vorliegt, 

4 ) 

- das Kulturgut durch Museen gesondert erfaßt ist . 
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Bel Inanspruchnahme dieser Vermögens teuervergünatigungen haben'' 
die Bürger die staatlichen Dokumentationen Uber das öffentlioh« 
Interesse an den Kunst gegenständen und Sammlungen der Abt. Fl* 
nanzen des Rates des Kreises vorzulegen. Bel Vermögens teuemeu- 
Veranlagungen ist die Vorlage dieser Dokumentationen neu zu 
Fordern.- 

Ein "Nutzen für Zwecke der Forschung und Volksbildung" ist bei 
Kunst ge gen ständen oder Sammlungen nachweislich im jeweiligen 
Kalenderjahr insbesondere; unter folgenden Voraussetzungen ge*-’,' 
geben: 

* Kunst gegenstände und Sammlungen sind öffentlich ausgestellt •:,« 

worden. ^ , 

Dazu gehören nationale oder internationale Expositionen, Aua* 
Stellungen ln Galerien, Klubs, Kulturhäusern, Betrieben, 
Schulen sowie anderen Einrichtungen. ^ 

Als Öffentliche Ausstellungen gelten nloht Verkauf aausatel* . 
lungen* Auktionen, Tausohbörsen und ähnliche auf Erwerb 'oder. 
Veräußerung gerichtete Veranstaltungen. 

* Kunstgegenstände und Sammlungen, waren Gegenstand eines 
öffentlichen wissenscbaf t liehen oder Populärwissenschaft* 
liehen Yortrages oder einer solchen Veröffentlichung. 

Dazu gehören alle organisierten Veranstaltungen der ver* 
sebiedensten gesellschaftlichen Organisationen, staatlichen 
und gesellschaftlichen Einrichtungen sowie deren Publika* 

_ tionsmöglichkeiten. ' • ■ 


2 ) Für besonders wertvolles geschütztes Kulturgut der Bürger, 
das gemäß § 6 Abs. 2 Kulturgutsohutzgesetz anzumelden und 
zu registrieren ist, ergibt sich aus den Rechtavorsohrif* 
ten zum Schutz des Kulturgutes eindeutig ein gesellschaf t— 
Hohes Interesse an seiner Erhaltung. Die Anmeldung und 
Registrierung ist in der 2. DB zum Kulturgutsohutzgesetz von 
2.12,81 (Gßl.I/b-1532) geregelt. Die Registrierung des be- 
sonders wertvollen Kulturgutes — Kategorien I und IX * 

gilt als Bestätigung des gesellschaf tlichen Interesses 
an seiner Erhaltung. Analog trifft das für seine Denkmal- 
erklärung zu. 

3) § 5 des Denkmalpflegegesetzes vom 19. Juni 1975 (GBl. I 
Nr. 26 S. 458) 

1 * . 

4) .§ 13 der 1 , DB zur VO über den Staatlichen Museumsfonds 

der DDR - Inventarisierung, Katalogisierung, Umsetzung * 
und Aussonderung musealer Objekte und Sammlungen - vom 
7. Februar 1980 (GBl. I S. 83 ) 
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- Kunst gegenstände und Sammlungen, wenn sie staatlichen 
Organen und Einrichtungen, gesellaohaft Hohen Organisa- 
tionen oder sozialistischen Betrieben zur wlasonaohaf t- 
liohen Arbeit zur Verrügung standen. 

Soweit die vorgenannten Ausstellungen und Veröff entlich- 
ungen in Verantwortung des Kulturbundes der DDR erfolgten, 
ist hierüber ein Nachweis von der jeweiligen Fachgruppe zu 
erbringen, der von der Kreisleitung des Kulturbundes zu 
bestätigen ist. 

IXX . Begriffsbestimmungen 

Ausgehend von Ziffer 85 der Yeraögenateuer- und Bewertungarlchtl 1 nia n 
1955 wird in Über# Ina tlmaung alt den Miniator für Kultur folgendes 
festgelegt t 

Zu den Kunstgegona t tt n den reohnon allt 
Originalwerke der bildenden Kunst (Malerei, Graphik und 
Plastik einschließlich Reliefs). 

Als Samm lung gilt eine Mehrzahl selbständiger be- 
weglicher Gegenstände, die aufgrund bestimmter historischer, 
wissenschaf t Hoher oder küna tierischer Besonderheiten nach 
gesellschaftlich anzuerkennenden Kriterien (wie Zugehörig- 
keit zu bestimmten Zeitepoohen, Themen, Motiven, Kunstrich- 
tungen und ähnlichem) zielgerichtet zusammengestellt und ge- 
ordnet sind und dadurch in ihrer Gesamtheit eine eigenstän- 
dige historische, wisoensohaf t liehe oder künstlerische Be- 
deutung von neuer Qualität gewinnen. 

Bedingung für die Anerkennung einer Sammlung ist weiter, daß 
aus der Veräußerung von Gegenständen kein nachhaltiges Ein- 
kommen erzielt wird und Gegenstands gleicher Art nicht 
in großer Anzahl innerhalb eines relativ kurzen Zeitraumes 
(z. B. ein Jahr) erworben und die selben oder der größte 
Teil davon ira gleichen oder darauffolgenden Jahr wieder ver- 
äußert werden. Die Veräußerung einzelner Gegenstände und der 
Erwerb anderer Gegenstände müssen der Komplettierung bzw. 
Erhöhung der Qualität der Sammlung dienen. 

Zu den Sammlungen gehören 

— Sammlungen von Werken der bildenden Kunst 

(Malerei, Graphik und Plastik einschließlich Reliefs) 

— Sammlungen von Werken der angewandten Kunst, das heißt 
z. B. kunsthandwerkliches Mobiliar, Markenporzellan, 
Erzeugnisse der Buchkunst, dekorative Keramik, kunstge- 
werbliche Raumtextilien, kunstvoll. gesohlif f enes Kristall- 
gut, sakrale Kunstwerke und andere kunsthandwerkliche und 
kunstgewerbliche Arbeiten. 

- Sammlungen anderer Gegenstände wie Briefmarken, Münzen, 
lithurgische Geräte sowie Bibliotheken. 
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Zur Abgrenzung der Luxus gegenstände im Sinne de« § 67 Ziff. 
10 des Bewertungsgesetzes von Kunstgegenständen und Sanaa- • 
lungen gern. § 67 Ziff. 11 des Bewertungsgesetze« ist fol- 
gendes zu beachten: . N 

- Gegenstände, die zu den Kunstgegenständen gehören oder 
Bestandteil einer Sammlung sind, können nioht ala Luxus— 
gegenstände erfaßt werden. 

- Zu den Luxusgegenständen gehören Gegenstände, die nioht 
' zur Ausstattung der Wohnung gehören. Als aolche gelten 

z. B. antiquarische Gegenstände, die das übliche Maß einer 
Wohnungsausstattung überschreiten. Dabei ist es unerheb— . 
lieb, ob diese Gegenstände auoh genutzt werden. 


IV, Ermittlung des Vermögens teuerpf liohtigen Werte« 

Zur Ermittlung des Vermögens teuerpflichtigen Wertes lat ge- 
mäß § 10 dos Bewertungsgesetzes von dem Preis auszugehen, der 
im gewöhnliohen Geschäftsverkehr naoh der Beschaffenheit des 
Gegenstandes bei einer Veräußerung zu erzielen wäre. 

Das ist 

— für Kunstgegenstände und Münzen der Preis, der bei einem 
Verkauf an den staatlichen Kunsthandel, 

— für Briefmarken der Preis, der bei einem Verkauf an den' 
staatlichen Brief tnarkenhandei 

zu erzielen wäre. 

Bei der Ermittlung der Besteuerungsgrund Lagen ist von den 
durch -die Bürger erklärten Werten auszugehen. Bestehen be- 
rechtigte Zweifel über die Richtigkeit der angegebenen Werte, 
ist den Bürgern aufzugeben, ihre Wertangaben zu überprüfen. 

♦ 

Erforderlichenfalls ist ihnen zu empfehlen, die Werte von 
der zuständigen staatlichen Handelseinrichtung feststellen 
zu lassen. 
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Dokument 35 


des Betizkes Potsdam Pot adaa, own 

Abteilung Pin «awn 
Barsloh Steuern and Abgaben 
- Steuerfahndung - 


Bezieht 

über die ourchgeführ te Prüfung der ab zufUhr enden Steuern und 
Abgaben des Borger« 

Schwärt, ferner 
1830 R athenow 

Rhinower Str. 19 d 

durch die Steuerfandung beim Rat des Bezirkes Potsdam 


Prüf ungs zeitraun i 01.01. 1972 bis 31.12# 1981 
Prüfer t terner und Drechsler, ^teuerfahnder im Aufträge des 
Rates des Bezirkes Potsdam 
Steuer- Hr. i 0415 - 54 - 0006 

1. Allgemeine Angaben» 

Werner 8 o h w a r z ist selbständiger Handwerksmeister und 
wird beim Rat des Kreises Rataenow als 8ts llmaoherneister steu- 
erlich geführt, ^iese gewerbliche Tätigkeit übt er seit 1972 aus. 
überwiegen (befaßt er sioh mit der Restaurierung antiker Möbel 
für staatliche Museen und Privatpersonen. 

Aufgrund seiner besonderen Fähigkeiten auf diesen Gebiet wurde 
ihm der Titel " Kunsthandwerker " suerkannt# Durch seine Tätig- 
keit hatte Schwärs ständig Kontakt su Personen, die ihm 
antike Möbel und Kunstgegenstände zum Kau f anboten bzw. ihm 
Re 6taurierungsauf träge gaben. Aua seiner einstigen ßammlerlei- 
densenaft entwickelte sioh besondere seit 1972 eine illega le 
gewerbsmäßige Handelstätigkeit alt Antiquitäten und Kunstgegeo- 
ptänden. 4 

Io den J anr esc teuer er klär ungen gab er ke <»•» ärloet uno Gewinne 
seiner i llegalen Handelstät igkeit an und somit wurden dafür 
keine Steuern entriontet. 

Durch den S;aatoanv.alt wurde die Einleitung eines Ermittlungsver- 
fahrens gen. S 98 StPO wegen des Yerdaoht es der vorsätzlichen 
Verkürzung von Steuern und Abgaben angeordnet. Die Ermittlungen 
bestätigten diesen Verdaont und führten zu folgenden Feststellungen. 

- 2 - 
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2« Begründung der gewerblichen Handelstätigkeit 

Die nachhaltige ge werblich e Handelstätigkeit im Sinne des 
Steuerrechta ergibt sioh aus folgenden Fakten» 

Seit mindestens 1972 wurden nachweisbar durch W. Sohvar z 
laufend Antiquitäten und Kunstgegenstände aufgekauft und mit 
hohen Gewinnen weiterverkauft« Begünstigt wurden dies«. Handlungen 
durch seine hohen 'Fachkenntnisse auf dem Gebiet von Antiquitäten 
und Kunstgegenständen, die er als ehrenamtlicher Denkmalspflege r 
anwende n und wei ter vertiefen k onnt e« S o h w a r z erkannte 
bei ihm angebotenen Gegenständen sofort ob es sich um wertvolle 
und pre isgünstige Stücke handelt, die er nach dem Irwerb zu 
hohen Preisen weiterveräußean konnte, um einen möglichst hohen 
Gewinn zu realisieren« 

Die Han del S tätigke it des B c h v a r z bestätigten in Ver- 
fahren mindestens 40 Zeugen von denen er **tUcke an- odejj 
verkaufte« 

V« ß o h w a r z bestätigte im laufe des Verfahrens ebenfalls 
seit ca« 1971 bis 1972 mit Kunstgegenständen und Antiquitäten 
^ehande^t zu haben« Seine Best ände an Kunstgegenständen und 
Antiquitäten, die er für das Jahr 1972 mit einem Bert von ca« 

150« 000,— Mark angibt konnte er dur ch die hohen Gewinne aus 
seiner Handelstätigkeit auf ca« 1 «760.000 ,— H ark erweitern « - 
Daxüöerninaus verwendete er die Gewinne aus seiner Illegalen 
Handelstätigkeit für seine private Lebensführung sowie für den 
Bau seines Wohnhauses, einer Verkstatt und seiner Garage« 

3« Verletzte Rechtsgrundlagen 

- Sg i|2 und 4 des Xinkommensteuergesetzea vom 18.09*1970 
( GBl« Sonderdruck 670 vom 02.11*1970 ) 

- §8 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes vom 18. 09.1970 
( GBl« Sonderdruck 673 vom 02. 11.1970 ) 

- 58 1 und 14 a des Veraogensteuergeeetzes vom I 8 .O 9 .I 9 TO 

( GBl. Sonderdruck 675 vom 02«11«l9?0 

Selbsttor 2 onaungsver Ordnung GBl« Teil .1 Br« 9/61 

und 3* Dur enführungsbe Stimmung GBl« Teil XI Kr« 74/72 

- 3 - 

I 245 I 





Herrn S e h w a r z können fvir die Jahre 1972 bla 1981 
beträchtliche Umsätzo nacht e wiese n werden« Aufgrund des langen 
Zeitraumes und der Vielzahl der Personen mit denen er seine 
illegale Handelstätigkeit betrieb, ist der Ge saatumfang seiner 
Erlöse nioht exakt festzustellen« Pa 6 o h w a r t Uber seine 
Illegalen Hände läge schäfte keinerlei Aufzeichnungen führte muß 
auf der Grundlage des fest ge stellten unge klär ten Vermögens zuwach» 
der steuerpflichtige Umsatz, gern« I 217 der Abgabenordnung, 
geschätzt werden« 

Pie hierbei festgesetzte Umsatzsteuer wird bei der Gewinner- 
mittlung als Kostenbestandteil steuerlich anerkannt« 

Pie Berechnung der Umsatzsteuer ist der Anlage 2 zu entnehmen« 


3« 2« Einkommensteuer 

Pa Sohwars keine Aufzeichnungen Uber die Einnahmen und 
Ausgaben seiner illegalen Handelstätigkeit mit Kuastge genständen 
un c Antiquitäten gefoart hat wurde für die Gewinnermittlung 
auf Hilf arechnungen zuruckge griffen, die aus den Anlegen *.r- 
sichtlich sind« 

Daraus ergibt sich ein Gesamtgewinn für die Jahre 1372- 1381 
in Höhe Ton 1.595.836,— Hark« 

Dieser Gewinn teilt sich wie folgt auf die Jahre 1972-1961 aufs 

1972 - 114.000,— 1977 - 19S.500,— 

1973 - 123.519,— 1978 - 180.462,— 

1974 - 132.931,— 1979 - 208.962,— 

1975 - 142.500,— I960 - 171.000,— 

1976 - 169. 961,— 19Q1 - 132.961,— 


Die ierechnong cer Einkommensteuer ist aus der Anlage 3 "•* 


Für da- Jahr 1361 wird die Einkommensteuer vorläufig fest- 
gesetzt, da aufgrund des nooh fehlenden Jahresabecnlusses für 
19&1 der handwer diene Gewinn, nicht bekannt ist und geschätzt 
werden mußte. 

Pie Einkommenste uernacnzahlung beträgt für die einzelnen Jahrei 




1972 

- 95.351,— 

1977 - 

158.224 

1973 

- 104.847,— 

1978 - 

13*.292 

197* 

- 113.233,— 

1979 - 

155.032 

1975 

- 114,750,— 

1*80 - 

116.150 

1976 

- 153.733,— 

19Ö1 - 

70.383 


3.3. Vernö.;ensteuer 


•— 




Die Berechnung der Vermögens teuer ist in der Anlage 3 ersichtlich« 
Eine Neuveranlagung ist zu jeden Stichtag durchgeftlhrt worden, 
da die Kunstge genstande und Antiquitäten Betriebsvermögen 
carstellen« Die flöhe der Vermögens teuer beträgt für die Jahre 
1*72 bis 1981 212,100,— -ark. 

Für die einzelnen Jahre ergibt sich folgende Vermagensteuer» 


nach Zahlung« 

Jahr 

Vermögenswert 

Vermögenste: 

1972 

150.000,— 

2.250,— 

1973 

270.000, — 

4.050,— 

1974 

400.000,— 

6.000,— 

1975 

540.000,— 

13.500,— 

1976 

690,000,— 

17.250,— 

1977 

890.000,— 

22.250,— 

1978 

1.100.000,— 

27.500,— 

1979 

1.290.000,— 

32.250,— 

1*80 

1.510,000,— 

37.700,— 

1981 

1.972.000,— 

49.300,— 


3,4, Produktgebundene Abgabe 


Aufgrund dessen, d&B Schwarz eine Ille g ale K eyerbliche 
Handelstätigkeit mit Kunst ge genständen und Antiquitäten betrieben 
hat und Gegenstände aus Edelmetallen auf ge kauft und verkauft 
hat. mären seine B^itände qus ädelme teilen nach der Anord- 
nung «iinisterß der Finanzen vom 11.04,1980 umzubewerten und 

die Unbewertungsdiff erenz an den Staatshaushalt abzufiihren« 

Die ünbewertungsdifferenz für di- Sarenbeatände aus Edelmetallen 
entsprechend der Expertise vom 16,02, 1982( aus der Differenz der 
alten Preise zu den neuen Preisen) errechnet aioh wie folgt« 
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Gold 

Silber 


alter Preis 
2.610,62 
23.734,57 


neuer Preis Umber tungodifferenr 

20.862,50 16.051,88 

258.570,10 264.641,53 


Uabewertungsdiff erenz insgesamt* 2o2.693#— Aark. 


4. Zusammenstellung der Prüf ungsergebnisse 


Jahr 

link. -St. 

Term. -Steuer 

1972 

95.351*- 

2.250,- 

1973 

104.647,- 

4.05C,— 

1574 

113.233*- 

6. 000,— 

1975 

114.750,- 

13*500,- 

137o 

153.733*- 

17.250,- 

1977 

153.224,- 

22.250,- 

1978 

134.292,- 

27.500,- 

1979 

155.032,- 

32.250,- 

1580 

116.150,- 

37.750,- 

1931 

70.383,- 

49.300,— 


Steuernachzahlung gesamt 1 

PI (Uabevjertuügsdiff crena) 
Verzugszuschläge 8 % 
Gesamtnachforderuag 1 


Urne. -St. 

PA 

8 % Ven.-Z. 

6.000,- 

- 

8.288,- 

6.501,- 

- 

9.231,- 

6.999*- 

- 

10.056,- 

7.500,- 

- 

10.860,- 

9.999,- 

- 

14.478,- 

10.500,- 

- 

15.278,- 

9.493,- 

- 

13.703,- 

10.998*- 

- 

15.862,- 

9.000,- 

- 

13.032,- 

6.999,- 282.893,- 

32.766,- 

512.069,— 

Hark 


282.893,— 

Hark 


1*3.598,— 

Mark 


936.580,— 

Hark 



5. 8chla3beaerkungen 

Die Schlußbesprechuag zu den steuerlichen Kalnahaen wurde mit 
Herrn Schmers an 16.03.1932 durchgeführt. Uber diese 
Aussprache und die konkreten Köglicnkeiten zur Tilgung der sich 
ergebenden Itachf order ungen ist ein gesondertes Protokoll 
gefertigt worden. 

♦ *' 

1 cli pr uX 1 1 

^ 9 

% 4 . 

H a n e 1 

Leiter ces Bereiches 
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Rat des Bexirket/lÖß MC* -Potfldflffl , 
Abt. Finanzen 

Steuer- Nr. 0415**5^-*00^t6 

i 

Herrn 

Werner S o h w* a r z 

I 183o Rathenow 
Rhlnowerstr* 19d 


Potadnm t -dan — zJ..dLi_i.. 19 . 


- B 11/82 - 


4 


Beschwerdeentscheidung 


Di« Staue? 

Die Beschwerde ist am 


14*11 ai 


— : .gelten 

-Bescheicbg/ft mit dem- 


I8«l£ärz 


10 B2 , 

19 als zugegangen. 


C. eingegangen. Nachsicht wird nach 


§ 87 AO gewährt. *) 

Der gegen die a) Steuerveranlagungen i?72-19^ 19 

b) Produktgöbundene Abgabe So d) 19 

erhobenen Beschwerde ist der Erfolg zu versagen / 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 1 *582#8820—M festgesetzt. 

Die Gebühren für das Verfahren trägt der Antragsteller zu %/ 

Die Beschwerdeentscheidung ist endgültig, wei^^Nochprüf^ng^^whchkeit^n sind nicht gegeben. 


te^NochprvH^ng^jrvbglimkeitßn sind nicht ge 

» \ : i JJ J 

- X SchÜtt) der Abt. Fin 


Gebührenfestsetzung 

nach der Verordnung vom 4. 1. 1972 über das Beschwerdeverfahren bei der Erhebung von Steuern und Abgaben 
(GBl. II Nr. 2) in Verbindung mit der Verordnung vom 28. Oktober 1955 über die staatlichen Verwaltungsge- 
bühren (GBl. II Nr. 96). 

Die Gebühren für die Beschwerdeentscheidung werden wie folgt festgesetzt: 

„ . st r ? t >* j ur Der Betrag von insgesamt “ K**- M 

Wert des Streitgegenstandes -7 * i*. ** * " _ 

ist bis unter Angabe 

Gebühren darauf 6 % t 9tf 

der Steuer-Nr. und des Verwendungszweckes auf 
Gebührenanteil nach Entscheidung 4M °/o das Konto 1991-2S-12S0S3 bei der 

Gebühren somit 9*. H} i ?•' Ci nnl ,KnnL rl* r DDR einzuzahlen. 


Gebühren somit 


das Konto 

Staatsbank der DDR einzuzahlen. 


Beschwerdemöglichkeit 

Gegen die Gebührenfestsetzung kann innerhalb von 4 Wochen noch Zugong des Bescheides beim Rot des 
Kreises, Abt. Finanzen. Beschwerde eingelegt werden. Wird durch den Rat des Kreises. Abt Finanzen, nicht 
stattgegeben, entscheidet darüber der Rot des Bezirkes. Abt. Finanzen, endgültig. Die Verpflichtung zur frist- 
gemäßen Zahlung der festgesetzten Gebühren wird durch die Beschwerde nicht aufgehoben. 

T.:i d:s K::;ks Rathenow 

Rat AbeftieBeE'f BW^ftadt *) 


Abt. Finanzen 





Gegen den zusammengef aßten Bescheid über Steuern, SV-Beiträge 
und andere Haushaltsbeziehungen für die Jahre 1972 bis 19B0 
vom 17* 3« 19B2 sowie den vorläufigen Bescheid für 1981 von 
17* 3« 1982 hat der von Ihnen bevollmächtigte Rechtsanwalt, 

Herr Lothar de Maizi&re, 1o4 Berlin, Friedrichstraße 114 , am 
12« 4« 1982 telegrafisch Beschwerde eingelegt« 

Mit Schreiben vom 19« 4« 1982 hat Ihr Rechtsanwalt um Verlänge- 
rung der Begründungsfrist für die Beschwerde gebeten« Diesem 
Antrag habe ich mit meinem Schreiben vom 3« 3* 1982 entsprochen 
und auf der Grundlage des § 87 der Abgabenordnung in der Passung 
vom 18« 9« 197o (GBl« Sonderdruck Nr. 681 vom 2« 11. 197o) bis 
zum 14« 3« 1982 Nachsicht gewährt.Ich kann feststellen, daß die 
Beschwerdebegründung' frist- und formgerecht am 14«~5« 1982 ein- 
gegangen ist« 

Mit der Beschwerde wird zum Ausdruck gebracht, daß die Forderung, 
die der Staatshaushalt an den Beschwerdeführer richtet, nicht in 
voller Höhe anerkannt wird.Sie erstreokt sich im wesentlichen 
darauf, daß 

- im Vordergrund des Handelns nicht die Gewinner ziel urngs- 
Absicht stand, sondern- die- Absicht, seine seit Kindheit 
aufgebaute Sammlung mit Stücken zu komplettieren, 
hauptsächlich in der Zeit nach 194-5 bis 1972, 

- die dem Prüfungsbericht vom 15« 3* 1982 zugrunde ‘lie- 
gende Vermögenszuwachsrechnung fehlerhaft sei und in 
der vorliegenden Weise nicht anerkannt werden könne - 
vor allem nicht, was die wertmäßige Ausgangsposition 

an Antiquitäten von 15o.ooo,- M per 1. 1« 1972 betrifft, 
dabei Gegenstände mit erfaßt sind, die persönliches 
Eigentum seiner Ehefrau seien, 

- die Erweiterung de6 Bestandes von 1972 zu 1981 nicht 
durch Handelstätigkeit erreicht wurde, dies infolge 
seiner handwerklichen Tätigkeit und des Hausbaues derart 
hohe Umsätze aus Handelstätigkeit nicht möglich gewesen 
seien, auch bedingt durch längere Krankheitsdauer , 

- das persönliche Eigentum an Antiquitäten der Ehefrau 
vor allem durch Schenkungen des Vaters, einer Erbschaft 
nach Prau Anna Hülsen,Rathenow, sowie schenkungs- und 
erbschaftshalber von Tanten aus Halberstadt entstan- 
den sei, 

- die geforderte Abgabe für Sdelmetallumbewertung von 
2B2.893,- M zu Unrecht besteht, weil die Gegenstände 
aus Edelmetall nicht als Handelsware zu betrachten 
sind« 


Die Beschwerde war wie folgt zu entscheiden t 

Nach der alleinigen Übernahme des Betriebes im Jahre 1972 
waren Sie innerhalb Ihres Handwerksbetriebes nahezu ausschließ- 
lich als Restaurator für staatliche Museen und Privatpersonen 
tätig« 

Nicht bestritten wird von Ihnen in der Beschwerdebegründung, 
daß im geringen Umfange Handelstätigkeit ausgeübt wurde, daß 
Sie sioh Ihnen bietende Gelegenheiten zum Kauf ergriffen haben 
und auch einige der Stücke zum Teil mit Gewinn, wenn au oh nicht 
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mit so erhebll ohem Gewinn wie angenommen, weiterverkauft 
haben. 

Zs wird darin weiter ausgeführt, daß diese Gewinner zielunga- 
absioht nur bei einigen Ihrer Handlungen tatsächlich zugrunde 
lag. Ss wird dazu von Ihnen auf ein Urteil des Obersten Gerich- 
tes verwiesen. wonach eine Handelstätigkeit dann vorliegt. wenn 
Brwerb und Weiterverkauf nicht nur einmalig erfolgen, sondern 
systematisch, d.h. wiederholt, unter Ausnutzung siah bietender 
Möglichkeiten betrieben wird und darauf gerichtet ist, daraus 
Einnahmen zu erzielen. 

Daß dieser Zrwerb nicht nur einmalig erfolgte , bestätigen im 
Verfahren mindestens 4o Zeugen, von denen Stücke ab- oder an 
diese verkauft wurden sowie die umfangreichen Verkäufe an den 
staatlichen Kunsthandel. 

Davon leitet sich auch die aus dem Umsatz- und Binkommen- 
steuergesetz in der Passung vom 18.9. 197o (GBl. Sonderdrucke 
Hr. 673 und 67o vom 2. 11. 197o ) ergebende Steuerpflioht ab. 
Danach ist gemäß § 2 Umsatzsteuergesetz Unternehmer, wer eine 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit ausübt. Gewerblich oder 
beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Brzielung von 
Einnahmen. Daraus ergibt sich nach § 1 Umsatzsteuergesets die 
Umsatzsteuerpflicht für die erzielten Umsätze und die Besteue- 
rung nach dem Zinkommen nach § 2 Einkommensteuergesetz. 

Befr a gt, welches die Gründe Ihrer Handelstätigkeit mit Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten waren, erklärten Sie in Ihrer 
Vernehmung vom 3« 1* 1982 t n Daduroh,daß ich beim An- und 
Verkauf Gewinne erzielte, konnte loh mir neue Gegenstände kau- 
fen, die mir besser gefielen.Da ich mir ein neues Wohnhaus und 
eine neue Werkstatt baute und dafür keinen Kredit erhalten 
habe, setzte loh auch teilweise die Gewinne aus den verkauften 
Antiquitäten für meine Bauvorhaben ein. Da meine gewerblichen 
Gewinne seit 1972 monatlich zwischen 3oo,- M bis 6oo,- M be- 
trugen und für die Lebenshaltung meiner Pamilie nicht au»-: 
re lohten, setzte ich auch dafür Geld aus den verkauften Anti- 
quitäten ein. Auf Grund des Baues des Wohnhauses, meines Umzuges, 
habe ioh 1976 und 1977 kaum arbeiten können und somit auoh 
keine Zinnahmen aus dem Handwerksbetrieb erzielt. In dieser 
Zeit lebte ich aus Gewinnen von Antiquitätenverkäufen. " 
Erwähnenswert ist dazu Ihre Auslassung in der gleichen Ver- 
nehmung, daß der Beginn des An_ und Verkaufes von Gegenständen 
Anfang der siebziger Jahre liegt. 

Ba ist anhand der vorliegenden Jahres Steuererklärungen fest- 
zustellen, daß mit Beginn der verstärkten Handelstätigkeit ab 
1972 die Einnahmen radikal zurückgehen. Betrugen diese 1m 
Jahre 1971 bei der Pa. Schwarz u. Sohn aus Karosseriebau noch 
rd. 44.25o,- M - allerdings mit Beschäftigten - betrugen die 
Einnahmen Ihrer Einzelfirma 


1972 

— 

6.95o,- M 

J ahreseinnahme 

1973 

- 

13.035,- M 

ti 

1974 

— 

5.789,- M 

fi 

1975 

— 

14.122,- M 

fi 

1976 

— 

5.48o,- M 

ff 

1977 

mm 

4.983,- M 

IV 

1978 


1o.292,- M 

fl 
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Die Gewi nne liegen .in der von Ihnen angegebenen Höhe.Der 
starte Rüotgang der handwer tl i eben Leistungen ist damnaoh 
vorrangig mit der erhöhten Handels tätigte it zu erklären. 

Auf die Frage, wie der Vermögenszuwachs an Zunstge genständen 
und Antiquitäten von 15o IM auf rd. 2 Mio Mark entstanden 
ist, wurde von Ihnen in Ihrer Vernehmung vom 5* 1. 1982 ausge- 
führt t " Der Vermögens Zuwachs von 15° IM im Jahre 1972 auf 
2 Mio Mark 1961 erfolgte einerseits auf Grund der Preisverände- 
rungen in den letzten Jahren und andererseits dadurch, daß iah 
durch den Verkauf von Antiquitäten, die ich in den Vorjahren 
billig erwerben konnte, mir neue wertvolle Stücke kaufte* Ich 
realisierte für die verkauften Antiquitäten in den letzten 
Jahren hohe Preise, mußte aber auch beim Ankauf die hohen Preise 
bezahlen* " 

Die Frage der Handelstätigkeit wird noch durch einen weiteren 
Aspekt unterstrichen* Wie bereits genannt, führen Sie in der Be- 
schwerde aus, daß es Ihnen darum ging, die Sammlung, die bereits 
in der Kindheit begonnen wurde, nach 1945 weiter auszubauen, 
was im wesentlichen bis zum Jahre 1972 ge schah. Danach habe seit [ 
1972 der Sammlungsbestand keine wesentliche Änd erung erfahren. * 


Abgesehen davon, daß diese Ausführungen dem Ergebnis der Ermitt- 
lungen wider sprechen, ist festzustellen, daß weder in Ihrer Ver- 
mögenserklärung zum 1. 1.19*16 vom 19.6. 194-7 noch in Ihrer Ver- 
mögenserklärung per 1*1. 195o vom 19*12. 195o und auch niaht in 
der Vermögenserklärung per 1.1.1955 vom 22.4.1955 irgendwelche 
Angaben zum sonstigen Vermögen in Form von Gegenständen aus 
edlem Metall, Schmuck- und Luxusgegenstände, Kunstgegenstände und 
Sammlungen gemacht wurden. 

In den Vermögenserklärungen 195° und 1955 sind die für die 
Wertangaben vorgesehenen Felder mit einem Strich versehen. Sie 
haben alle 3 Vermögenserklärungen persönlich unterschrieben 
und damit versichert, daß Sie die Angaben nach bestem Wissen und 
Gewissen richtig und vollständig gemacht haben. Insoweit ist 
also nicht zutreff end, daß bereits naoh 1945 wesentliche Teile 
der Sammlung vorhanden waren. Auch in den der Vermögenserklärung 
per 1.1.1955 folgenden Jahren haben Sie entsprechend Ihrer Mit- 
teilungspflicht gemäß § 14a Vermögensteuergesetz und Ziffer I06 
der Vermögensteuer- und Bewertungsrichtlinien vom 15*1*1955 
(GBl. Sonderdruck Nr. 7o) dem Rat des Kreises, Abteilung Finanze; 
darüber keine Mitteilung gemacht, daß sich Ihr Vermögen gegenübe: 
der letzten Vermögensveranlagung so erhöht hat, daß die Wert— 
grenzen für eine Neuveranlagung überschritten sind. Dar aus muß 
geschlußfolgert werden, daß ausgehend von Ihren eigenen Angaben 
und den Ergebnissen der Ermittlungen Anfang 1972 Vermögenswerte 
an Kunstgegenständen und Antiquitäten in Höhe von ca. 15o IM 
und per 31*12.1961 von rd. 2 Mio Mark vorhanden waren und diese 
Vermogenszuwachs im wesentlichen aus der nachhaltigen Handels- 
tätigkeit entstanden ist. 

Die in Ihrer Beschwerde dargelegte Begriffsbestimmung der 
Sammlertätigkeit ( Seite 3 der Beschwerdebegründung ) bzw, der 
einer Sammlung ist mit der steuerlichen Auffassung identisch. 
Diese Begriffsbestimmung muß aber über den Teil des zitierten 
Urteils weitergeführt werden und betrifft insbesondere die fim 
ziellen Bedingungen. So ist z.B. eine weitere Bedingung für die 


L 
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Anerkennung einer Sammlung, daß aus der Veräußerung von 
Gegenständen kein nachhaltiges Einkommen erzielt wird. 


Bei der Höhe des festgestellten Umfanges der Handelstätigkeit, 
der in der Vernehmung zugegebenen Verwendung der Gewinne,u.a« 
für die private Lebenshaltung und dem Vermögens Zuwachs an 
Kunstgegenständen und Antiquitäten ansich, kann von einer Sammler— 
tätigkeit im begehrten Sinne nicht mehr gesprochen werden.Hier 
handelt es sich vielmehr um eine gewerbliche Handelstätigkeit, 
auch wenn dafür eine entsprechende Gewerbe genehm i gung infolge 
Unterlassung der Beantragung einer solchen auf der Grundlage der 
" Verordnung über die Förderung des Handwerks bei Dienst- und 
Reparaturleistungen und die Regelung der privaten Gewerbetätig- 
keit " vom 12. 7» 1972 (GBl. Teil II Nr. 47/72) in der Passung 
der Änderung sverordnung vom 21. 8. 1976 (GBl. Teil I Nr. 36/7b) 
nicht vorliegt. 


In Bezug auf die vorgenommene Vermögens Zuwachsrechnung wird - 
die Position der vorhandenen Vermögenswerte per 31* 12. 1981 
nicht angegriffen.Nicht anerkannt wird dagegen der Bestand an 
Antiquitäten, Kunstgegenständen und Silber per 1. 1. 1972 in 
Höhe von 15o IM. Hier wird begehrt, von dem Wert auazugehen, 
der, bezogen auf die Preisbasis 1982 einem Bestand in Höhe von 
15o QM, bezogen auf die Preisbasis von 1972 entsprioht. Bezüglich 
des Wertes der am 1. 1. 1972 vorhanden gewesenen Antiquitäten 
und Kunst ge genstände wurde im Beste uerungsverf ehren von den 
Wertangaben, die Sie selbst Vornahmen, ausgegangen. Während in 
Ihren Aussagen vom 8. 12. 1981 und 15* 12. 1981 der Wert mit 
rd. 5o TM geschätzt wurde .berichtigten Sie diese Wertangaben 
in Ihrer Vernehmung vom 22 , 12. 1981 auf einen Wert von 12o bla 
15o Q3£, wobei Sie bemerkten, daß es sich bei diesem Wert nioht 
um den Aufkaufpreis handelt, der bedeutend niedriger liegt, 
sondern um den Wert, den Sie bei einer Veräußerung erzielt 
hätten. 


Als nachgewieaen gilt die Tatsaohe.daß ab 1972 eine umfang- 
reiche Handelstätigkeit mit Antiquitäten und. Kunst ge genständen 
erfolgte. In diesem Zusammenhang Des t and für Sie die Verpflicht 
tung, auf der Grundlage der "Anordnung vom 14, Io. 197o über 
die Einbeziehung der Kommissionshandelsbetriebe sowie der übri- 
gen privaten Betriebe und der selbständig tätigen Bürger in das 
einheitliche System von Rechnungsführung und Statistik " — Son- 
derdruck Nr. 685 des Gesetzblattes - in der Neufassung auf Grund 
der "Anordnung Nr. 2" vom 29» *2. 1972- (GBl. Teil I Nr. 5/73) 
einen Kosten und Srlösnaohweis zu führen nach dem Prinzip des 
Kassen-, Bank-Tagesbuches, in dem die täglioh auf zuzei ahnenden 
Erlöse und Kosten zu erfassen und auszuweisen waren. Auf der 
Grundlage des Gewinnermittlungsnachweises, der ebenfalls zu füh- 
ren wer, wird der Jährlich erzielte Gewinn ermittelt. Bestandteil 
des Gewinnermittlungsnachweises sind auch die Inventurlisten 
mit dem Nachweis der zum Jahresende durch körperliche Inventur 
ermittelten Bestände an Waren (Uaterial) , Erzeugnissen, Porderung« 
und Verbindlichkeiten.Liese Verpflichtung bezieht sioh auch auf 
solohe Bestände zu Beginn einer gewerblichen Tätigkeit. Diesen 
Porder ungen sind Sie aber in keiner Weiße nachgekommen, so daß 
weder die Bestände nooh die Erlöse sowie die erzielten Gewinne 
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von Ihnen exakt nachgewiesen werden, noch im Ermittlungs- 
verfahren genau feststellbar waren« Feststellbar war allein 
der am 31* 12* 1981 an Antiquitäten, Kunstgegenständen und 
Erzeugnissen aus Edelmetallen vorhandene Bestand und dessen 
wertmäßige Bestimmung* 

Kur der sich daraus ergebende' ungeklärte Vermögens Zuwachs 
konnte Ausgangspunkt für eine Besteuerung sein, weil, wie be- 
reits ausgeführt, andere notwendige Unterlagen dazu nicht vor— 
gelegt werden konnten* 

In diesen Fällen besteht nach § 217 der Abgabenordnung ln der 
Fassung vom 18. 9« 197o (GBl* Sonderdruck Nr* 681 ) die Möglich- 
keit, soweit die Besteuerungsgrundlagen nicht ermittelt oder 
berechnet werden können, diese zu schätzen* Zu schätzen ist ins- 
besondere dann, wenn der Steuerpflichtige über seine Angaben 
keine ausreichende Aufklärung zu geben vermag oder er Bücher 
oder Aufzeichnungen, die er nach den Rechtsvorschriften zu führen 
hat, nicht vorlegen kann oder wenn die Bücher oder Aufzeichnungen 
unvollständig oder formell oder sachlich unrichtig slnd*Von die- 
ser Möglichkeit und der gegebenen Notwendigkeit mußte im vorlie- 
genden Fall Gebrauch gemacht werden, weil die Ermittlung der 
Besteuerungsgrundlagen auf der Basis zu führender Unterlagen 
wegen Fehlens solcher nicht möglich war. Die Ursachen dazu sind 
also ausschließlich bei Ihnen zu suchen, da Sie den gesetzlichen 
Bestimmungen nicht nachgekommen sind* 

Ihre Ausführungen in der Be schwer de, daß in dem von Ihnen per 
1* 1. 1972 angegebenen Wert von 15o Bl auch die Gegenstände mit 
erfaßt seien, die persönliches Eigentum Ihrer Ehefrau sind »nrt 
ihr während der Ehe aus Schenkung und Erbschaft zufielen. ist 
ebensowenig bewiesen, wie die zahlreich angegebenen Positionen 
in der Zeitwertfeststellung des VEB(K) Antikhandel an Porzellan, 
an festgestellten Silbers achen, an den Gegenständen des Gutachtens 
des Sachverständigen, Herrn Hans-Joachim Förster, an den Schmuok- 
s achen sowie an Teilen der Münzsammlung.Nach den angegebenen 
Positionen und der Gutachten würde es sich um einen Vertanteil 
per 31. 12. 1981 von rd. 24o Bi handeln. 

Es muß festgestellt werden, daß auch für diesen Zeitpunkt Jeg- 
licher Nachweis des Eigentums Ihrer Ehefrau fehlt* Auch hier 
fehlt, ebenso wie bei Ihnen, die Angabe in Form einer Vermögens- 
erklärung - wobei die Ehegatten zur Vermögensteuer gemeinsam 
veranlagt werden - auch ist ein Nachweis für den Fall einer 
Schenkung nicht erbracht. Nicht einmal für von Ihnen angegebene 
Erbfälle liegt ein Naohweis z.B. durch Testament oder dergleichen 
vor. Es liegt auch eine Anmeldung von Erbanfällen wie auch von 
Schenkungen nicht vor, zu der Ihre Ehefrau gemäß § 25 des Erb- 
sahaf tsteuergesetzes in der Fassung vom 18.9.197o (GBl. Sonder- 
druck Nr. 678) verpflichtet war. Beim Rat des Kreises Rathenow 
konnten bei Nachprüfung ah dem Zeitraum von 1956 keine erbschaft- 
oder schenkungsteuerpflichtigen Vorgänge diesbezüglich festge— 
stellt werden. 

Ihrem Antrag, diese Gegenstände dem Eigentum Ihrer Ehefrau 
zuzuschreiben, kann daher nicht gefolgt werden.Bei der Ermittlung 
des Vermögenszuwachses muß von den Vermögenswerten nach dem 
Stande vom 31.12.1981 ausgegangen werden. 
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Nicht anerkennt wird von Ihnen die geforderte Abgabe für 
die Edelmetallumbewertung. Die Begründung dafür befindet sioh 
ln dem Prüfungsbericht vom 15« 3» 1982 . Sie begründen Ihre Be- 
schwerde damit, daß es sich bei den Goldgegenständen als auoh 
bei den Silbergegenständen im wesentlichen um alten Familien- 
besitz handelt, damit im Sinne des Handels keine Geschäfte ge- 
macht wurden und demzufolge die Anordnung des Ministers der 
Finanzen vom 11. 4. 198o nicht zum Zuge käme. 

In der Beschwerde wird wiederholt ausgeführt, daß es sich bei 
diesen Gegenständen um alten Familienbesitz handelt.In Ihrer 
Zeugenvernehmung vom 15« 12. 1981 wird von Ihrer Ehefrau aus- 
geführt, daß sie bei der Eheschließung im Jahre 1952 in die 
Ehe lediglioh persönlichen Schmuok - Gebrauchssohmuok - und 
einige Kleinigkeiten eingebracht hat.Sie sagte weiterhin aus, 
daß ihr e Familie ausgebombt wurde und sie deshalb nach dem 
Kriege keine weiteren größeren Vermögenswerte besaßen. 

Der Vermögens Zugang könnte danach erst nach 1952 erfolgt sein. 
Aber auch hierfür liegt ein Nachweis, wie bereits an anderer 
Stelle von uns ausgeführt wurde, in keiner Weise vor .Auch nicht 
dergestalt, daß von Ihrer Ehefrau der Vermögensanfall hinsicht- 
lich einer Schenkung- oder Brbschaftsteuer bei der zuständigen 
Abteilung Finanzen angemeldet und auch hinsiohtllch der Ver- 
mögensteuer die entsprechenden Konsequenzen gezogen worden 
wären. 

In diesem Zusammenhang soll auch nicht unerwähnt bleiben, daß ' 
im Beschwerdeverfahren der Beschwerdeführer seine Einlassungen 
glaubhaft nachzuweisen hat.Hier ist das aber nicht der Fall.' 

Es muß also auch in dieser Frage davon ausgegangen werden, daß 
in dem Gesamtumfang der Handelstätigkeit alle im Rahmen der 
Bestandsermittlung vom’ 31*12.1981 vorhandenen und einbezogenen 
Gegenstände die Grundlage für die Handelstätigkeit bildeten, 
selbst wenn der Umsatzanteil am Gesamtumsatz unterschiedlich , 
war. 

Insofern war der Bestand als Handelsware zu betraohten und 
eine Umbewertung auf der Grundlage der Anordnung des Ministers 
der Finanzen vom 11. 4. 1980 vorzunehmen. 

Die Schenkung an die Tochter »Friederioke Schwarz, in Höhe von 
17.42o,- M wird anerkannt. 

Steuerliche Auswirkungen ergeben sich allerdings nicht, weil 
diese Schenkung steuerrechtlich als Privatentnahme zu behandeln 
ist. 

Bezüglich der Kosten für den Bau des Wohnhauses haben wir bei 

der Nachprüfung festgestellt, daß, wie von Ihnen in der Beschwerd» 
auoh ausgeführt wird, bereits vor 1972 solche Kosten angefallen 
sind. Diese belaufen sioh nach den Aufzeichnungen auf 29.22o,- M 
Insoweit ist dar Ansatz der Kosten in der Vermögenszuwachsreob- 
nung von 80 . 000 ,- M zu berichtigen. Eine Berichtigung der Ver- 
anlagung zur Einkommensteuer der betreffenden Jahre ist auoh 
hier nicht notwendig, weil der festgestellte ungeklärte Vermögens 
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der Beschwerdeentscheidung des 
Bl. 7 Werner Sohwarz, Rathenow, vom 


Zuwachs von 1.680 Dd durch die veranlagten Einkommen von ins- 
gesamt 1.585,8 M ( siehe Anlage zum Prüfungsbericht vom 15. 3. 
1982 ) nicht voll ausgeschöpft ist. 

Aus den genannten Gründen konnte Ihrer Beschwerde in der bean- 
tragten Porm nicht stattgegeben werden. 





Dokument 37 


Houpt-bteilung XVIII/7/2 Berlin, 7. 7. 1982 

mo-mi 


Einsatz- und Entwicklungskonzeption des IMS "Hcns Borou", Reg. -Nr. 
XV/4493/77 


1. Der IM wurde 1977 durch Unterzeichnenden zur inoffiziellen Zuscmmenar- 
oei gewonnen. Die Werbung erfolgte auf der Bnsis der Überzeugung mit dem 
Ziel der Aufklärung der Kontrahenten des AHB Kunst und Antiquitäten, der 

Betriebe A und zurfKlö*» 

ru jMKtl' vex,ISoc1w5aiua ^fjjfrPie s e Zielstellung wurde in der bisherigen 

inoffiziellen Zusammenarbeit auch realisiert. Der IM besitzt einen gefestig- 
»n Klassenstandpunkt und abeitet aus Überzeugung mit unserem Organ zusam- 


2. In der bisherigen inoffiziellen Zusammenarbeit wurden .Übersichten zu den«“ 
~ i rmqtye rorbei te t , die als Käufer im^AHB auf treten sowie Einschätzungen und 
■linwe*se zu den Firfneninhabern und deren, Mitarbeiten Mit Unterstützung des 
IM konnten operative Sachverhalte auf dem Gebiet des Kunst-und Antiquitäten- 
handels geklärt werden. Hervorzuheben ist seine Unterstützung unseres Organs 
bei der Bearbeitung und deg Abschluß von Strafverfahren* besonders seine Tä- 
tigkeit «-ds^Gutachter und die Bereitstellung geeigneter Gutachter.] 

3. Ber IM wird weiterhin zur Aufklärung von Kontrahenten, zur Klärung opera- 
tiver Sachverhalte und zur Absicherung des Betriebes eingesetzt. Aufgrund 
seiner Tätigkeit und seiner Fähigkeiten kann er zur 0V- bzw. OPK-Bearbeitung 
im P hmen seines Arbeitsgebietes eingesetzt werden. 

*. In der weiteren inoffiziellen Zusfiwnenarbeit ist der IM zu befähigen, 

" inständiger zu operativen Sachverhalten und Personen zu berichten. Beson- 
ders m-ngelt es an einer kritischen und konsequenteren Haltung zu Personen, 
dies betrifft die Mitarbeiter des Betriebes wie auch Kontrahenten. 


5. Hinsichtlich der Zuverlässigkeit und Ehrlichkeit des IM ergaben sich biis- 
i« keine negativen Momente. 


5. Verletzungen der Konspiration durch den IM wurden bisher nicht bekennt, 
»r v'T ständig bemüht, diese einzuhalten. 


/ 



Machos t 
Houptmcnn 
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Dokument 38 



des Ministeriums für Kultur 


1982 


Berlin, den 7. Juli 1982 



Nr. 2 


Nr. I n hal t 

L Teil — Verfügungen 
Der Minister 

6 * Betr.An Weisung über die Bildung der „Kommission des Ministeriums für Kultur zum 

Schutz des Kulturgutes* und die Verbindlichkeit ihres Statuts 

Der Minister • * 

7 Betr. Prüfungsordnung für Filmvorführer 

Der Minister 

8 Betr. Richtlinie über die Bestandsentwicklung in den Staatlichen Allgemeinbibliothe- 

ken während des Fünf jahrplanzeitraumes von 1081—1985 

Der Minister ' 

9 Betr. Ordnung über die materielle Anerkennung für hervorragende Neuererleistungen 

zur rationellen Energieanwendung 

IL Teil - Mitteilungen 
Stellvertreter des Ministers 

3 Betr. Ergänzungsliste für die Pflichtausstattung mit Literatur für die kulturelle Mas- 
senarbeit 


Seite 


9 

11 

11 

15 


16 


I. VERFÜGUNGEN 


Der Minister 

Kr. 6 Betr. Anweisung über die Bildung 

der „Kommission des Ministeriums für Kultur 

zum Schutz des Kulturgutes** 

und die Verbindlichkeit ihres Statuts 

Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 3. Juli 
1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) wird in Wahrnehmung der Aufga- 
ben des Ministeriums für Kultur aus diesem Gesetz und den 
zu seiner Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften sowie 
aus^f 1 Abs. 3 des Statuts des Ministeriums für Kultur vom 
20.'Oktober 1977 (GBl. 1 Nr. 33 S. 360) folgendes angewiesen: 

1 . 

Die bisher bei den Staatlichen Museen zu Berlin, Hauptstadt 
der DDR, ehrenamtlich tätige „KunstschutzkommLssion“ wird 
mit Wirkung vom 1. Januar 1682 in die „Kommission des 
Ministeriums'für Kultur zum Schutz des Kulturgutes“ — kurz 
Kulturgutschutzkommission genannt — umgebildet Für die 
Tätigkeit der Kulturgutschutzkommission ist das nachfol- 
gende Statut (Anlage) verbindlich. 

2 . 

Die Aufgaben des „Büros für den Schutz des Kulturgutes der 
DDR“ beim Ministerium für Kultur bei der Gewährleistung 
von $chutz und Sicherheit des Kulturgutes insbesondere vor 
Havarien, Katastrophen und rechtswidrigen Handlungen ge- 
mäß seinem Statut (Verfügungen und Mitteilungen des Mi- 
nisteriums für Kultur 1/80) werden Jn^rvon nicht berührt. 

i 

3. 

Diese Anweisung ist in den „Verfügungen und Mitteilungen 
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de6 Ministeriums für Kultur“ zu veröffentlichen und tritt 
mit Wirkung vom 1. Januar 1982 in Kraft 

Berlin, den 26. April 1982 

Der Minister für Kultur 
Hoffmann 

Anlage 

zu vorstehender Anweisung 

Statut 

der Kommission des Ministeriums 
^ für Kultur zum Schutz des Kulturgutes 

5 1 

Grundsätze 

(1) Die Kulturgutschutzkommission ist das zentrale beratende 
Gremium des Ministers für Kultur bei der Vorbereitung und 
Durchführiing seiner Entscheidungen auf der Grundlage des 
Kulturgutschutzgesetzes und seiner Durch führongsregelun- 
gen. Als Organ des Zusammenwirkens -mit den für Kultur- 
gutschutz zuständigen zentralen Staatsorganen und als Gre-. 
mium von Sachverständigen arbeitet die Kulturgutschutz- 
kommission Konzeptionen, Empfehlungen und Gutachten 
aus, die den staatlichen Maßnahmen zum Schutz, zur Erhal- 
tung, zur Pflege und zur Erschließung der Zeugnisse des na- 
tionalen Kulturerbes in Form geschützten Kulturgutes und 
seiner ’ Nutzung für die sozialistische Nationalkultur als 
Grundlage dienen. 

(2) Die Kulturgutschutzkommission nimmt die .Aufgaben 
einer Zentralen Gutachterkommission des Ministers für Kul- 
tur wahr, soweit nach den für die Tätigkeit von Kulturgut- 
sachverständigen geltenden Rechtsvorschriften Gutachten zu 
erstellen, frühere Gutachten im Beschwerdeweg zu überprü- 
fen und die Gutachter in ihrer Tätigkeit anzuleiten sind, ins- 





besondere im Zusammenhang mit staatlichen Entscheidungen gehört. 1 ) Sie kann beauftragt werden, io_.besonderen Einael- 
über die. Registrierung, Erhaltung u'nä "Pflege, Verwaltung . fällen die -Registrierung 'gemäß den Bestimmungen der 
oder Ausfuhr. Ton ^geschütztem Kulturgut \ ’ .. .w - 2.Dunhführimgsbestimmung zum-Kulturgutschützgesetz vor- 

' "■ - zunehmen. * . - ' 1 .. - 2 “. 


t Aufgaben. ... __ 1 ' 

(1) Die Kulturgutschutzkommission organisiert im Auftrag 
des -Ministers für Kultur die Zusammenarbeit der für den 
Schutz des* Kulturgutes der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik zuständigen zentralen Staatsorgane beider purchfüh- r 
rung von’ «Staatlichen Maßnahmen zum Schutz” des Kulturgu- 
tes der DDR Im Sinne~seiner Erhaltung, Pflege und Erschlie- 
ßung sowie bei der Analyse der Wirksamkeit der dafür 
geltenden # Rechtsvorschriften und ihrer .Weiterentwicklung. 
Dazu Vnierbreitet die Kulturgutschutzkommis6ion Vorschläge^ 
und Empfehlungen für staatliche Maßnahmen einschließlich 
für neue Rechtsvorschriften. 

(2) Die Kulturgutschutzkommission koordiniert operative 
Maßnahmen auf der Grundlage staatlicher Entscheidungen, 
die geschütztes Kulturgut betreffen und durch das Ministe- 
rium für Kultur zu verwirklichen sind, insbesondere bei der 
Regelung von Voraussetzungen und Bedingungen für die Er- 
haltung von besonders wertvollen Einzelstücken und Samm- 
lungen geschützten Kulturgutes für das geistig-kulturelle 

•ben der sozialistischen Gesellschaft Die Kulturgutschutz- 
mmission ist beauftragt die Befugnisse aus $8 Absätze 1 
Dis 3 • des Kulturguts chutzgesetzes für das Ministerium für 
Kultur wahrzunehmen. 

(3) Die Kulturgutschutzkommission erarbeitet nach besonde- 
rem Auftrag Stellungnahmen für zwischenstaatliche Angele- 
genheiten, die geschütztes Kulturgut betreffen. Sie kann mit 
der Abwicklung dieser Angelegenheiten beauftragt werden. 


(1) Die Kulturgutschutzkommission erarbeitet in Zusammen- 
arbeit mit der Rechtsstelle des Ministeriums für Kultur 
grundsätzliche Empfehlungen für die Anwendung des Kul- 
turgutschutzgesetzes und seiner Durchführungsregelungen. 
Die Empfehlungen bedürfen der Bestätigung durch den Mi- 
nister für Kultur und werden mit ihrer Bestätigung im Rah- 
men des Weisungsrechts des Ministers verbindlich. In Einzel- 
fragen ist die Kulturgutschutzkommission befugt, den dem 
Ministerium für Kultur unterstellten Betrieben und Einrich- 
tungen Hinweise für die Anwendung der genannten Bestim- 
mungen zu geben. 

' Die Kulturgutschutzkommission ist beauftragt, die Anlei- 
\ .igstätigkeit des Ministeriums für Kultur gegenüber den 
Abteilungen Kultur der örtlichen Räte in allen Kulturgut- - 
Schutzangelegenheiten wahrzunehmen; Weisungen bleiben 
dem Minister für Kultur vprbehalten^ . 

(3) Die Kulturgutschutzkommission unterbreitet ‘dem Mini- 
ster für Kultur Vorschläge für die Berufung von Kulturgut- 
sachverständigen. Sie übt über die berufenen Kulturgutsach- 
verständigen die Kontrolle aus und leitet diese in ihrer 
Tätigkeit an. Zu. fachlichen Fragen der GutachtertäÜgkeit 
kann die Kulturguts chutzkommission grundsätzliche Stand- 
punkte erarbeiten und in geeigneter Weise verbreiten. , . 


(1) 'Die Kulturgutschutzkommission bearbeite! im Auftrag des 

Ministers für Kultur alle Anträge au^ Ausfuhr von geschütz- 
tem Kulturgut der Kategorie I sowie Beschwerden Über Ent- . 
Scheidungen zu Anträgen auf Ausfuhr von geschütztem Kul- 
turgut der Kategorien II und III. Sie erstellt die dazu erfor- 
derlichen Gutachten und unterbreitet dem Minister für Kultur 
Vorschläge für Entscheidungen über diese Anträge und Be- 
schwerden. - * 

(2) Die Kulturgutschutzkommission fuhrt ein zentrales Regi- 
ster für geschütztes Kulturgut, das nicht zum Volkseigentum 


(3)‘ Die Kulturgutsdxutzkomraission leitet die dem Ministe- 
'Xium für Kultur unterstellten staatlichen" Einrichtungen, die 
als Kuratoren für- die Verwaltung von gefährdetem Kultur- 
gut eingesetzt 6ind, in allen Fragen der ordnungsgemäßen 
Verwaltung dieses Kulturgutes an. Die' - Verantwortlichkeit 
und Rechenschaftspflicht des Kurators gegenüber dem zu- 
ständigen Rat des Kreises bleibt davon unberührt > * 


Leitung, Zusammensetzung und Arbeitsweise 

(1) Die Kulturgutschutzkommission wird von einem Vorsit- 
zenden geleitet der als Hauptinspektor des Ministeriums für 
Kultur vom Minister für Kultur berufen wird. Der Vorsit- 
zende untersteht dem zuständigen Stellvertreter des Ministers 
und ist . ihm verantwortlich und rechenschaftspflichtig. Im 
übrigen besteht eip Arbeitsrechtsverhältnis zu den Staatli- 
chen Museen zu Berlin, Hauptstadt der DDR. 

(2) Der Sekretär der Kulturgutschutzkommission vertritt den 
Vorsitzenden in dessen Abwesenheit Er ist dem Vorsitzen- 
den der Kulturgutschutzkommission unterstellt und 6teht im 
Arbeitsrechtsverhältnis mit den Staatlichen Museen zu Ber- 
lin, .Haupstadt der DDR. Die Begründung, Änderung oder 
Aufhebung seines Arbeitsrechtsverhältnisses durch die Staat- 
lichen Museen zu Berlin erfolgt durch ihren Generaldirektor 
im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der. Kulturgut- 
schutzkoramission. Das gilt auch für Arbeitsrechtsverhältnisse 
mit weiteren Mitarbeitern der Kulturgutschutzkommission. 

(3) Die Mitarbeit von Vertretern der für den Kulturgutschutz 
zuständigen zentralen Staatsorgane in der Kulturgutschutz- 
kommission erfolgt auf der Grundlage ihrer Einladung durch 
den Vorsitzenden, nachdem diese Vertreter auf Grund eines 
Ersuchens des Ministers für Kultur vom Leiter ihres Organs 
'für die Mitarbeit benannt wurden. Die Einladungen erfolgen 
nach sachlicher Zuständigkeit für die Jeweils zu lösenden 
Aufgaben. 

(4) Die Tätigkeit von berufenen Kulturgutsachverständigen 
in der Kulturgutschutzkommission erfolgt auf der Grundlage 

- der dafür geltenden Rechtsvorschriften. Fungiert die Kultur- 
gutschutzkommission als Zentrale Gutachterkommission, ent- 
scheidet der Vorsitzende über ihre Besetzung; die Erstattung 
von Gutachten durch einzelne als Mitglieder der Kulturgut- 
schutzkommission berufene Kulturgutsachverständige ist zu- 
lässig. 

' ^(5) DielCulturgutschutzkommission tagt in der Regel zweimal 
jährlich als Beratung aller berufenen Mitglieder. Die Bera- 
tungen werden vom Vorsitzenden einberufen. Zwischen die- 
sen Beratungen nimmt der Vorsitzende bzw. in seinem Auf- 
trag der Sekretär in Zusammenarbeit mit jeweils beauftragten 
Mitglieder!) die Aufgaben der Kulturgutschutzkommission 
wahr. 


Rechtliche Stellung 

(1) Im Rahmen Ihrer .Aufgaben nach diesem Statut und den 

für den Kulturgutschutz geltenden Rechtsvorschriften handelt 
die Kulturgutschutzkommission in Vollmacht * des Minister» 
für Kultur. Das gilt nicht, soweit Entscheidungen dem Mini- 
ster für Kultur vorbehalträ sind. - * : , 

(2) Für die Ausübung der Vertretungsbefugnis im Rahmen 
der Vollmacht gemäß Abs. 1 gilt § 5 Abs. 1 und Abs. 2 Satz! 
dieses Statuts. "Weitere Völ Imachtserteilungen 6ind nicht zu- 
lässig. 

1) Die Regelungen der 3. Durchführungsbestimmung zum Kulturgut- 
schutzgesetz bleiben davon unberührt» 
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Vereinbarung 


zwischen den Ministerium für Kultur 

1o2o Berlin 
Molkenmarkt 1-2 

und dem Ministerium für Außenhandel 

Bereich Koranerzielle Koordinierung 

lo2o Berlin 

Wallstraße 17-22 


1. Auf der Grundlage der 3. DB zum Kulturgutschutzgesetz, GBl. I/Nr. 24, 

S 432, wird das Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle • 
Koordinierung, dem Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH, 
lo8o Berlin, Französische Straße 15, die Ausfuhr von geschütztem 
Kulturgut gestatten. 

Die vom AHB Kunst und Antiquitäten GmbH gesiegelten Ausfuhrdokumente 
berechtigen somit zur Ausfuhr. 

2. Die Kulturgutschutzkoninission des Ministeriums für Kultur der DDR 
prüft zweimal monatlich beim AHB Kunst und Antiquitäten GmbH, ob bei 
der zur Ausfuhr vorgesehenen Exportware Kulturgut der Kategorie I 
uno cer Spitze der Kategorie II vorhanden ist. Dieses Kulturgut wird 
nicht ausgeführt. 

Über die Verwendung des nicht zur Ausfuhr freigegebenen Kulturgutes 
treffen - der Vorsitzende der Kulturgutschutzkommission des Ministeriums 
für Kultur und der Leiter des Außenhandelsbetriebes Kunst und 
Antiquitäten GmbH jeweils gesohderte”Vereinbarungen. 


Berlin, den 4S, fZ 



Minister für Kultur ' Staatssekretär im MAH 
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Zwiacu&u der ioxluurgucucLuLztOLJLisiiion 

Ce* Iuilk für Kultur 

• vertraten durch aan Vorsitzenden, 
Genossen *• Lcbmeicxilez* - 

* 10 j 0 B e r 1 ln 
todet trade 1-3 


and dem amh y.ur.Ht unc Antiquitäten CuluH 

- vertreten curcli den Direktor, 
üeno äsen J • Forken - 

10&0 B e v 1 1 n 
FrajIzofcXacEe ntT»» üxt 1 > 


wird io Rannen den Gcset zes zun Debüt z 

döti Aulturgute» in der DDR 

- KulturguttcliutzgeseLz von j « 7. 1?öG 
(G31. x*eil 1 lir. 20 n. 1*1) 


vereinbart. 


1. Die knns»t una Antiquitäten G*lLH wird in ollen Lxportvertr.i.g«: 
aie Bestimmung eufnexu-en "Vorbehaltlich der Aunfuxirgenohnigux 

2. Die kulturguttchutzkottniusion wird zweimal monatlich, in der 
Regel jeden I. 4 und 3. Donneret ag den Lonata, aurcD ln reu 
Vorsitzenden bzw. Sekretär und ein kitglied die zun Bxport 
vorgesehenen Waren bei Kunst und Antiquitäten GmbH besich- 
tigen, um zu prüfen, oo eien darunter zur Aunfuhr nickt 
zulässigen Kulturgut oer Kategorie i und der Spitze der 
Kategorie 11 befinaet. 

J. Über den Veroleib von Kulturgut, das von dar Kultur gutschut« 
Loumitaion geiuib Puuzt 2« nickt zun Bxport zuge lasten wird, 
treffen die Fartner jeweils gaaunderte Vereinbarungen. 

Könnt au zu keiner Vereinbarung, varuen aie x-artner iure 
übergeordneten Leiter un Lntucheicung anrufen. 
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4. jr.ir oie Begutachtung gilt di« Gut echt er Ordnung zu it 
kul turgut sciiut zgeset z. 

Lie sulturgutschutzkoiULlssion und aer üHB jfcunst una 
Antiquitäten GmbH werden auch ln anderen Fragen, die 
der Währung aee Kulturgutes der DER und dem Lacport 
in das HBW förderlich sind, vertrauensvoll zunaimen- 
arb eiten. 

5. fcit der Unteraei chnung dieser Vereinbarung lut die 
Vereinbarung von 17 . 11 . 1980 außer Kraft gesetzt. 


Kul curgut s chut zkoiixJ.su 1 on 
des UlnisteriuiLS für Kultur 

Schmeichler 


Außenhandelsbetrieb 
Kunst und Antiquitäten Guhil 



Berlin, den AAou. 
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MAGlSIrAT Vw«J 
KWi!5^ to* CD;l 
Ateüuro f "5MW - Sieucm 
Sek:x ric.ndung und 
C Jr.ir.g»troftn 
102 BctoA, KiosfcerctreO# 59 

551 16 82 


1o2o Berlin, den 15« Nov. 1962 


Bericht 

über die steuerlichen Feststellungen im Ermittlungsverfahren gegen 
die Beschuldigten Dr. Johannes Lange, geb. am 2o*o4.l911 
und Dr. Sieglinde Lange, seb. am o3.o2.1927l beide wohn- 
haft: 1o55 Berlin, Am Friedrichshain 8, 

steuerlich geführt beim Magistrat von Berlin, Abt. Finanzen-Steuern, 
Sektor Arbeitseinkommen bzw. Sektor Haus- und Grundbesitz unter 
der bisherigen Steuer-Nummer* 15o2-72-7o81. 

Die neue Steuer-Nummer lautet *15o3“45-4-31o heim Sektor 
Gewerbetreibende 


Allgemeines: 

Der Bürger Dr. Johannes Lange war bis 19Qo freiberuflich als 
Röntgenologe tätig. Seit dem 01.04.197B erhält er Altersrente. Mit 
Wirkung vom 3l*12.198o hat er seine freiberufliche Tätigkeit been- 
det und die Praxis geschlossen. 

Seine Ehefrau, Dr. Sieglinde Lang e, war während des Berichts- 
zeitraumes nicht berufstätig/ und wurde ab o1.o7.1977 Invalihden- 
rentnerin. 


Einzelfeststellungen: 

In einem eingeleiteten strafprozessualen Ermittlungsverfahren gegen 
das Ehepaar Dr. Lange haben die Untersuchungen der Steuer- 
fahndung ergeben, daß die genannten Bürger seit mindestens_zehn 
Jahren einen__umfangreichen Handel^ mit An tiquitäten und Briefmarken 
beJjjeihen. Durch den nachhaltigen An- und Verkauf sind erhebliche 
Ce winrie entstanden, welche sie dazu benützten, ihre Antiquitäten— 
und Briefmartonbe stände sowohl quantitativ als auch qualitativ stän- 
dig zu vergrößern. Darüber hinaus wurden im Berichtszeitraum die 
Bestände an Goldschmuck, Münzen und Silbergegenstände,* in bedeuten- 
dem Maße erhöht. 

/"/• r’i m C-* 

/ ' • v 


263 




- 2 

Die Finanzierung des bedeutenden Vermögens ist somit aus unversteuer- 
ten Einnahmen erfolgt, dazu reichten auch die bis 198o erzielten 
. freiberuflichen Einkünfte bei weitem^ nicht aus. 

. Bezüglich des Umfanges der Handelstätigkeit sind das vorhandene Be- 
, ’* weismaterialrsowie die Vermögenszuwachsrechnung für Zwecke der Be- 
steuerung ausgewertet worden. 

<rw.^ Di e Untersuchungen haben weiterhin ergeben, daß seit mindestens 1972 
das vorhandene steuerpflichtige Vermögen der Abteilung Finunzen- 
Steuern vorsätzlich nicnt erklärt wurde und dadurcu Staatshaus- 
halt durch die Nichtabführung der Vermögenssteuer ein zusätzlicher 
Schaden entstanden ist* 

Zum Zeitpunkt der Durchsuchung der Vohnräume im Juni 1982 verfugte 
das Ehepaar Dr. Lange über umfangreiche Bestände an Gold- 
schmuck, Münzen und Medaillen, Silbergegenständen, Antiquitäten 
und Briefmarken* 

Die Spareinlagen auf den Konten des Ehepaares Dr. Lange sind 
ebenfalls nicht unerheblich. 

Die Einzelfeststellungen während des Verfahrens haben zum Ergebnis 
geführt, daß sowohl Herr Dr. Lange als auch Fraa Dr* S* 
Lange in gesamten Untersuohungs Zeitraum wiederholt vorsätz- 
lich Steuern verkürzten* 


Schlußfolgerungen? 


Im Ergebnis des Ermittlungsverfahrens müssen die Umsätze und Gewinne 
nach den Feststellungen der Steuerfahndung ermittelt werden* Hieraus 
ergeben sich folgende steuerliche Konsequenzen? 


1 . 


gen 


Da das Ehepaar Dr. lange im Untersuchungszelt raum einen umfang- 
reichen Handel mit Antiquitäten und Briefmarken durch führte und w 
dieser ausschließlicn mit einer GewinnerzielungsabeiehV Verbünden 
and gewe rb lichen Onarakter trug, sind nie diesbesugllohas .leweili 
Bestände als Betriebsvermögen bzw, B etriebskapital steuerlich be- 
handelt worden* 


2V Die bei dieser nach haltigen Handelstätigkeit erzieltem Umsätze 
und Gewinne sind bisher nicht versteuert worden, obwohl dem Ehe- 
paar Dr. Lange die gesetzliche^ Bestimmungen über die Besteuerun g 
bekannt waren. Aus diesem Grunde erfolgte eine Nachversteuerung* 
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3* Der auf den Wareneinkauf tatsächlich aufgewendete finanzielle 
Aufwand konnte nicht in vollem Umfang ermittelt werden» da das 
Ehepaar Dr. Lange entgegen den gesetzlichen Bestimmungen 
keine Aufzeichnungen führte. Nach den Ermittlungsergebnissen wur- 
den die Umsätze und Gewinne entsprechend festgest-llt ( siehe 
Steuerberechnung). Wt C £- ^ 

4. Auf die erzielten Handelsumsätz e sind Umsatzsteuern in Höhe von 
3 % zu entrichten. Diese sind als Betriebsausgaben behandelt wor- 
den . 

5« Für die Jahre 1972 bis 1975 waren Gewerbe steuern festzusetzen. 
Auch diese Nachforderungen sind gewinnmindernd berücksichtigt 
worden. 




6. Sowohl das vorhandene Betriebsvermögen als auch das "Sonstige 


Ut u 


Vermögen" unterliegtfur den Untersuchungszeitraum der Vexmögen- 






Steuer. 


7. Da per o1.o1.1983 steuerpflichtiges "Sonstiges Vermögen" vor- 
handen ist, sind vierteljährlich Abschlagzahlungen auf den Jahres- 
betrag an Vermögensteuer zu entrichten. 


Z 


8. Die Berechnung des Veräucerungsgewinnes nach Oberfü hrung de s Bo - 
trieb sve rmögeng ins Pri vat vermögen erfolgte mit Stichtag 3o«o6.82. 


9 . 


io. 


Für die Veranlagungszeiträume 1981 und 1. Halbjahr 1982 sind von 
den jährlichen Gewinnen Io % SV-Beiträge vom Höchstbetrag 
(mtl. 6oo, — M) sowie die Unfallumlage zu entrichten (Herr Dr. 
Lange ist Altersrentner). 

* * - * .. 


T\ir die Jahre 1972 bis '982 sind Steuer- und Verzugszuschlag» 
entsprechend der Zuschlagsverordnung zu erheben. 
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Ste uerberechnung ; 


A. Umsatzsteuer aus Handelstätigkeit 


Umsatz aus Hdl. tätig, 
davon 3 % Umsatz st. 
bisher entrichtet 

1972 

15o.ooo, — M 
4.5oo,— M 
0 ,~ M 

2321 

216.000, — M 
6.4öo, — M 
0 , — M 

1974 

283*000,— 
8 . 490 , — " 

0,— M 

Somit Nachzahlung 

4.5oo, — M 

6.4Ö0,— 11 

8.49o,— M 

Umsatz aus Hdl.tätg. 
davon 3 % Umsatzst. 
bisher entrichtet 

1975 

261.000, — M 
7.830,— M 
o.-ll 

2321 

3o2.ooo,— M 
9 . 060 ,— IC 
0 ,— 11 

1977 

333*000,— “ 
9*990,— " 
0 .— 

Somit Nachzahlung 

7.830,— U 

9 . 060 , — H 

9*990,— " 

Umsatz aus Hdl.tätg. 
davon 3 % Umsatzst. 
bisher entrichtet 

2321 

115 * 000 , — M 
3.450,— M 
0 ,— M 

1979 

126.000,-“ M 
3.780,— M 
0 .— IC 

128o % 

128*000,- " 

:: 

Somit Nachzahlung 

3.45o,— M 

3*78o,— M 

3*840,— " 

Umsatz aus Hdl. tätig, 
davon 3 % Umsatzst. 
bisher entrichtet _ 

1981 

126.500*— M 
3*795,-« 
0 ,— M 

1982 

5o.ooo, — M 
1.5oo,— M 
0 ,— IC 


Somit Nachzahlung 

3*795,— « 

1.5oo,— M 


B. Gewerbesteuer 1972 

1973 

2321 

Gewerbe ertrag=Gewinn 

|oOoo,- M 

468 

76 . 500 ,— M 

99*2oo, — " 
•■■4786 

800 

ueiibafcra£"^ .Ertrag 
Meßhetrag v. Kap. 

600 

einheitl. Meßbetrag 

4oo % Gewerbesteuer 
bisher entrichtet 

28o3 

11.21^4— IC 

4245 

16.980,— M 

4 ' 0 M 

558o 

22 . 320 ,— IC 

. P^M 

Somit Nechzahlg. 

M » «Ul •• 

- f # 4. ^ uo 

1G,$8o,— M 

u 

— 




G ewer b e e r t rag= GegJJlA 
Ifeß betrag v. Ertrag 
Meßbetrag v. Kap. 
einheitl. Meßbetrag ‘ 
4oo % Gewerbesteuer 
bisher entrichtet 
Somit Nachzahlung 



1p6o 


13Ö5 

21.62o,— M 

* 

21.62o,— M 
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C. I glDkommensteuerberechnung der nlcfatbegimstlgten Einkünfte f 



1972 

1973 

2222 

Umsätze aßg^ 

150 . 000 ,— 21 

216.000, — IC 

2834000,— 11 

damit verbundene Kosten 

84.000, — 21 

II 6 . 000 ,— K 

153.000,— K 

vorläufiger Gewinn 

66 . 000 , — M 

loo.ooo, — U 

I 30 . 000 ,— K 

noch zu zaülenae Umsatz- 

4.500, — M 

6.480,— M 

8.490,— M 

Steuer * 

vorläufiger Gewerbeer- 
trag 

61#5oo,~ M 

93.520,- E 

121 . 510,— M 

noch zu zahlende Gewerbe- 

11 . 200 .— M 

16.980.— tf 

__22,31o,— ¥ 

Steuer 

Gewinn bzw. Einkünfte 

5 o. 3 oo, — 11 

76.540,— M 

99 . 200 ,— 11 

Sonderausgaben 

800 .— M 

800 , — M 

800 .— U 

Einkommen (nichtbeg.) 

49.500,— M 


, 9fl,4oO»«ea M 

zuzugi. oegunst.iink. 

228 . 9 o 2 .— ll 

222.5*1,- H 


Gesamteinkommen 
Steuerbetrag nach 

Tarif K 

278.4o2,— U 

237.561,— M 

298 . 281 ,— H 

255.452.— M 
85,63 % 

321 . 163 ,— H 

277.104,— H 

ln % z. Ges. -Sink. = 

85,33 % 

86,27 % 

s Steuersatz f. d. \ 
nichtbeg. Einkommen^“ 

42.238,- M 

64.856,— E 

84.889,— M 

Davon zu erheben 
(9o %-Grenze) * 

39.718,— M 

61.146,— 11 

73.485,— M 

bisher entrichtet * — 

0.— M 

0 .— 11 

_ 0 ,— M 

Somit Nachzahlung a 

39.718,— K 

61.146,— M 

73.485,— M 


Umsätze aus Handel 
Hamit verbundene Kosten^ 
v orläu figer Gewinn 
noch zu z&hlöndlf"Ua— 
satz st euer 

vorläufiger Gewerbeertr« 
Gewebest.rücksteilung 
^zw. Ein künfte 
Jonaer ausgao eh" 


222 . 

261 .ooo,« 
141 . 000 .« 

T2ö7ooo7* 


M 

II 

TT 


2222 

302.000,« 

162. 000, « 

140.000, * 


M 

II 

T 



►62o, — 


TT 

21.62o,— M 

H 

K 


9.o6o, 

Tg?gs!= 

TTöT’ 


= t 8 


222 2 

333.000,— H 
17^000^- M 
• 60 . 000 ,— M 

- M 


9^222^- 

•olo,— M 


smkomnen 
Gesamteinkommen 


89»75o,— M 
217^16,- 


1 ^ pöT oH ö ;— B 
1 "7 26 7— M 

130.140,— M 1»9.2^Ur- M 


307.266,— M 34i.4o9,~ M 365.037,— M 
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Übertrag Gesamteinkommen 
Steuerbetrag nach Tarif K 
in % z. Ges.einkoauen 
Steuer v. nichtbe^. Sink . 
Dav . z . erheben (9o%- 

Grenze) 

bisher entrichtet 
Somit Nachzahlung 


2221 


2221 


2221 . 


3o7«26o, — tf 34l.4o9, — M 365.o37,~ 
263.9o2,— U 296.338,— M 318.785,— 
85,87 % 86,80 % 87,33 % 

77.066,— M 112.961,— M 130.374,— 

61.575,— M 93.8ol,— 14 lob. 286,— 
0.— M 0.— 14 0.— 

61.575,— M 93.801,— 14 1o6.286,— 


Umsätze aus Handel 
damit verbundene Kosten 

vorläufiger Gewinn 
riöcTTlsu zahxenae Ums. St. 

vorläufiger Gewerbe ertrag 

noch Gewerbesteuer 

2. 

Gewinn bzw. Ei nkünft e r 
Sonderausgaben 

nicht begÜBSt. Binknnt|gy 
zlizügi. beg. .^ingommen' *' 

Gean mtial nknmnma 

nnnh Ta-r^f K 

fnjTzum Gesamteinkommen 
Steuer _v. nichtheg. 


1978 1979 

115.000,— M l26.ooo, — 
65.000. — M 76.000, — 

. 5o.o oo,— tf 5o.ooo ,— 

3» **5Q,— M J.75Ö,— 

46.55o,— tf 46.220,— 


1280 

M 128.000,— 
_M 78.000. — 

tf 5o.ooo, — 
_M - 3TS4Ö.— 

tf 46.16o,— 


46.55o,— M ^ 46.22o,— tf *46.160,— 
627>— M / -94,- My 595,— 

45.923.— M 46.126,— M 45.565,— 
TO - .54 T .— JT * 162 .TO.— 1 f jj.S T T — 

245.770,— tf 208.798,— tf 179.178,— 
208.235,— tf 175.330,— tf 148.968,— 
84,71 % 83,97 * 83,69 % 


Einkommen 

* 38.9ol,— tf 

83.732,— tf 

38.133,— " 

Uavon zu erneben 




(9o %-Grenze) 

= 8.631,— M 

8.814,— tf 

2.oo9, — 

bisher entrichtet 

* 0,— tf 

0,— tf 

0 ,— 

Somit Nachzahlung 

= 8.631,— tf 

8.814,— 11 

2.009,— M 







7 


übertrt 


Einkommen 

Einkommensteuer Tabelle K 
davon zu erheben ( 9 o %-Grenze) 
bisher entrichtet 


1981 

59.705,- 

42.722,— 

1 o,- 

0,— 


Somit Nachzahlung 


1 . 692 . 669 ,— 

1.523097,— 

1.469.672,— 

Pi— _ 

1.469.672,— 


Berechnung des Veräu„erungsgewinns - Übernahme ins Privatvermögen 


a) Antiquitäten lt. Gutachten » 1.158.46o,— U 

./. Hausrat (ledigl. be- 
werteter HE) 1 31 .46o. — X 1 . 027 . 000 , 

b) Briefmarken lt. Gutachten = 1.887*523»— X 

./. Eigentum d. Tochter 4o.ooo.— M 1.847.523» 

Gesamtbestand zu Aufkaufpreisen des ve Handels m 2.874*523, 
als BV 

•/. Gesamtbestand zu An- 
schaffungskosten p. Juni 1982 * I. 200 . 000 . 

Somit VeräuLerungsgewinn per 3o.6.1982 * 1.674.523* 


= 1.887.523,— X 

4o.ooo.— M 1.847.52: 


2.874.523,— 


2*2oö»oöO|| 

1.674.523,- 


D. Vermöge ns teuer 

Betriebsvermögen 

(Röntgen) 

BV Handel E W 
sonstiges Vermögen 
Ge samt vermögen 
abgerundet 
Vermögenste uer 
bisher entrichtet 

Somit Nachzahlung 


Betriebsvermögen 

(Röntgen) 

BV Handel HF 
sonstiges Vermögen 
Ge samt vermögen 
abgerundet 
Vermögenst 6 usr NV 
bisher entrichtet 


1222 


1521 , 


122i 


7 . 8 oo, — 11 7 . 8 oo, — M 7 . 800 ,. 

234.000, — M 300 . 000 , — X 400.000,* 

79.780.— M 1 60 . 000 . — II 195.000.* 

321 . 580 , — E 467. 800 , -31 602.800 7 * 

322 . 000 , — X 468^000, — X^ 603 . 000 ,* 

4.832, — MH? 7To2o, — XNV“ 15.075,- 

4.832. — X 4.832.— X 4.832.* 


1975 

7.8oo, — X 
530 . 00 *,— ■ 

%:gS: = 3 

768.ooo, — X 
5T19ioo,— * 
4.332»— • 


0,-_M 

122« 


2.188,- 

1977 


10.243,- 

122S 


14.368,* 


7 .800,— X 7.800,— X 7.800,— X 7 

650.000, — X 79o.ooo, — X 95o.ooo, — X 95o 

275.000. — X 325.ooo. — X 35o.ooo. — X 395 

""93273007— El. 122.800, — X 1 .307.800,— Ü1 352 

933*000,— X 1.123.000, — X 1 .308.000» — M135Ä 
23.325,— XFf 2S.v?5» — X SV 32«7o*“>: — -X 3-? 

4.832.— X 4.832.— X 4.832.— X 4 


1 . 3o8. oco»— X 1352 


Somit Nachzahlung 18 . 493 ,— X 23.243,- 


27 . 868 ,- 


1221 

’.8oo, — 

1*000 * — 

* • OOP 

!.8oo, — 

’.OOG,- 

> Ha« m 

• i ^W»*y - 

-.832.- 

'. 868 ,— 
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D. 


Veraögensteuer 

Betriebsvermögen 

(Röntgen) 

BV Handel EW 
sonstiges Vermögen 
Gesamtvermögen 
abgerundet 
Vermögensteuer NV 
bisher entrichtet 

Somit Nachzahlung 


198o 


1981 


1982 


1 

T 

1 


7.8oo,— M 
.150.000, — M 



1.150.000, — M 



•p6o.ooOf** U 2.I49.000, — M 
39.000,— M NV 53.725,— M 
4.832.— IC 4.832.— M 

34. 166,— M 48.893,— M 


1 . “1 ^r\ _ Art« 



2.137.000, — 


53.725,— " 
4.632.— 

48.893,— M 


E. Sozialversicherungsbeiträge (S) und Unfall Umlage 

Für die Jahre 1972 bis 1980 sind die Pflichtbeiträge zur Sozial- 
versicherung bei den freiberuflichen Einkünften abgegolten. 


1981 1-6/1982 


Höchstbetrag 
SV-Beltrag Io % 

+ 0 f 6 % all ’jniags 

SV + Unfall Umlage 
bisher entrichtet 

Somit Nachzahlung 


7.200,— M 
72o,— M 
43.2 p IC 

763,2o IC 
o. — M 

763,2o U 


3.600,— M 
360,-. M 
21.6o IC 

381.60 U 

0.- M 

381.60 M 


P. Stsuerzuschläge 

a) Umsatzdifferenz 

b) maEgebl. Steuer- 
s-Satz 

c) maEgebl. Betrag 

d) davon Io % Zu- 
schlag zu erheben 
(95 %- Grenze) 


a) Umsatzdifferenz 

b) mahgeol. Steuer- 
%-Satz 

c) maEgebl.. Betreg 

d) davon Io Zuschlag 

ZU Ciuowwiij ( 

(95 %-6renze3 


1972 

mi 

2 m 

1975 

15o.o'oo, — IS 

216.ooo, — IC 

1 

O 

O 

O 

• 

r\ 

n 

261.ooo, — IC 

4o,2 % 

4o,2 % 

42,4 % 

42,2 % 

60.300, — IC 

86.832,— M 

119.992,— M 

Ho.142,— » 

6#o30j— M 

8.683,— IC 

11.999,— M 

11 1 

2.475,— M 

3.787,— M 

4.920,— IC 

4e487f— 1 


12ZZ 

2 m 

122ä 

3o2.000, — M 

333.000,— IC 

115.000, — IC 

126.000, — 

42,2 % 

41,8 % 

43,3 % 

38.9 % 

127*444, — IC 

139.194,— M 

49.795,— IC 

49.014,- 

12.744,— U 

13.919,— M 

4.979,—« 

4.9o1,— 

__6*592*rr* 

7.464.— IC 

__2*29§*r dü 

-2x306*- 


a) Umsatzdifferenz 

b) maEgebl-Steuer- 
%-Satz 

c) maEgebl. Betrag 

d) davon 1c % Zuschlag 

zu erheben (95 /-—Grenze) 


198o 

128.ooo, — IC 


35,9 % 
45.952,— M 
4.595,— 11 
£.278,1— _M 


1981 

12S75ÖO, — IC 

35,o % 
44.275, — M 
4.427,— M 
„2.085 *rr« 


W1282 
50.000, — 11 

45,5 % 
22.750,— M 
2.275,— M 
997 *-_« 
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G. Zusammenstellung der 


1972 

Umsatzsteuer 4.5oo,~ 

Gewerbesteuer 11.212, — 

willkommenste uer 39*718, — 

Vermögensteuer 
SV(S)3eitr.+ Unf.U . 

Summe 55.43o, — 

+ Steuerzuscnlag < 2.475, — 

Zwischensumme * 57» 9o5»— " 
+ 8 % Verzugs- 
zuschlag 4.434,— 

Insgesamt 62.339,— 


1226 

Umsatzsteuer 9.060,— M 

Gewerbesteuer 

Einkommensteuer 93*6o1,- M 

Vermögensteuer 18.493»— M 

SV(S) Beitr.+ Unf.Um. - 
Summe 121 .354',— "B 

+ Steuerzuschlag 6.5o7,— M 
Zwischensumme 127. obl,— il 
+ 8 % Verzugs- 
zuschlag 9.7o8, — M 

Insgesamt • 137*589*— B 


198o * 

Umsatzsteuer 3*84o,— U 

Einkommensteuer 2.oo9*— B 

Vermögensteuer 34*163,— II 

SV(S) Beltr.+Unf . Um. - 
Summe 4o.oi7»— H 

+ Steuerzuschlag 2.278,- tl 

Zwischensumme 42.295*— B 

+ 8 % Verzugs- 
zuschlag 3»2 q1 , — B 

Insgesamt 45*496, — M 

=:=:s3s:r.axi 


9 



1973 2321 1222 

6.480,— U 6.490,— M 7.J3o, — M 

16.980,— U 22.320,— M 21.620,— II 

61.146, — jl 73*485,— M 61.575»— M 

2.188,— M Io. 243,— M 14.368,— M 


86.794,— M 114.538,— II 105.393,— « 



97*524,— II 128.621,— U 118*311,-1 


1977 1978 1 979 


9*990,— M 3*450,— II 3 t *78o,— I 

1 06. 286,— II 8.631,— M 8.814,— 1 

23*243,- H 27.868,— H 27.868,— 



158.144,— II 45.440,— B 46.004,— 



6o.722,2o II 1.642.9SS,6o 15 





Aufstellung der Gesamtnachzanlung 


Insgesamt an Steuern 1972 - 1982 

+ SV(S) Beiträge und Unfallumlage 
1981/1982 

+ Zuschläge insgesamt 

Somit Gesamtnachzahlung 1972-1982 


2. 316. 219,— M 

1.144, So M 

2^5* 795 t — « 
2 . 543 . 158,80 M 


Das Ergeh nis der Überprüfung wird Frau Dr. Lange bzv. 
einem Bevollmächtigten im Rahmen einer Abschluhbesprecnung 
mitgeteilt und erläutert. 

Über die Realisierungsmöglichkeiten wird ein besonderer Ver- 
merk gefertigt. 



272 




l>JrA t>uul \ 

^toUMjutirrtljdu^Md^*^ ^yA.A ■'jis 


b i , ; 

S<U*fl.')?*tJjA, 

ou^H &v 4 


IJOD-lLc 


ill.ltlCr 

-/. /fMitf.- ^ 


Qo-i^c/cl J^kL^^tA 

^_c^J}Ai^wy^ : _ 




ßuvk, _ r _iiJf6Z t r 

. / m fWr 


5 i^rV . " 






. -^4/n 4?^.- 

JTWiooT?- 


.... 

^ r ~_._ 

tji m am iAa / . Tb ^ 1 A. l) 2^ . ib^l 



Mj.Tn" 


P3. Ws - _._ 

1 - * 

ocU^/w. ohA ’l .. ... 

.. - . . .-■ — - -- 

. ~ 

~ y^.ttt,-- .... — - 

* i^-vv«wW . Ph^>vA. 

/£• < / *. . __ . . .... r . . 

CoOXu/j.- cUXr^'-? 

_ _ _ . . ._ — — 

K<<M >*)..V‘71_ .. ;' .. 

— •■ — — — — * — - - 



.. _ _l/ü«>uau- 4S .432, 

~ ” ■” .’ . I Z’-..’. 


l-^s^CtvLui. 7 > 0 0 ,_/"]!? " . 



. /UV/o 
i> 0 . c /c 


uO Ci Ü^> • ^Tvi vp» -> - ■- 

i. / Vw^4-> £j 'Vui/ 1 y/^ou* 

J~^A La/*^Lj-Aa I 0/ _ 

dy^M^vi( < )']~i-/'^-^^J S j J-lL ’/.- y.( S,h^f~ 


kV M VM/tJ C< C^ t 

2 axv?X/ Ia 

ic~h 

m 2 a‘ ~ti 


.C'. 


273 




Dokument 42 


Boairlracoricht Potodan 3au/Hl 

II 33 -13/32 


Urtoil 

— ^ » r-r?+ *vn-* *TTA: f* -- !«*» t 

J kL.fc.~f_j JwiU v U.CwJÜ I 


In dor Gtrafoaoho 



don oalbatündlGon Uübolroataurator 
.Tomor jQbvars « 


Geboren an 9* Juli 1922 in Rathonow, 
wohnhaft: 1030 Rathonow, Rhinowor Str. 19ü 
PRZ: 090722 4 0571 9 

aoit üon 0# Oosonbor 1931 in dor UIIA Potod 


2. die Hausfrau 

Barbara G c 2i w a r s , 

Geboren cn 30. Hai 1925 in uünicoborc, 
wohnhaft: 1G30 Rathenow, Rhinowor Ctr. 19d 
'P;:Si 300525 5 0571 3 


17 0 C 0 21 


voroütslicher Gtouorvorlrtlrsunc 


hat der 2. Strafsenat doa 3osirl:o£Gr±ohta Potadan in der 
Ilauptverhandlunc an 24. Rovonbor, 25* Rovonbor, 30. Ilovodbor und 
2. Dosonbor 1902, an dor toilconccnon haben: 



Richter Bauncarton 
alo Vorcitsondor 

Prau Riech - Gachboarboitorin 

Prau üirdorf - politiocho Hitarbeitorin 

alo Gchöffon 

Gtaataanwalt Pomann 
als Vortr. d. Bos.-GtA. 

Rechtoanwalt do Uaisiorb f . d.Ancohlacton 
W. Schwöre 

Rochtoanwalt Prau Siolol: für d. Ancohlnßto 

3. Schwärs 

alo Vertoidicor 

Juatisancoo tollte Klent 
alo Protokollführer 
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für Höcht orhonnt: 

1 • Hot Angeklagte 'Jomor Schuars sird uegGn Verbrechens der 
nohrfacken Stauervorkilrsung in schworen Pall gen. 5 176 Abs 
1 Ziff. 2 Abo . 2 3tC3 und wegen versuchter Steucrvcrlnlrsung 
in schworen Pall cg q« 0 176 Abs. 1 Ziff* 2, Abc. 2 und 3» S 
Abc. 1 und 3 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 

5 - ftlnf - Jahron und 6 - sechs - nennten 

und zur Zahlung einer Zusatsgoldstrafe in Hübe von 

100.000,— H (einhundert tausend Herb) 


verurteilt. 

2. Bio Angeklagte Barbara Schwarz wird unter Freispruch in 
übrigen wogen Vergehens der nehd&chon, teils versuchten 
Beihilfe zur vorsätzlichen Stouervorkürzung gen* £>$ 176 
Abs. 1 Ziff. 2, Abs. '3, 22 Abs. 2 Ziff. 3 StGB auf 

3 ewührung 


verurteilt. 

Die Bewührungsseit wird auf zwei Jakro und sechs 1 ernste 
festgesetzt. 

Für den Pall der schuldhaften Verletzung der nit der Ver- 
urteilung auf BowGhzung verbundenen Verpflichtungen wird 
eine Preilioitostrafe von einen Jahr und vier Ions ton an- 
godroht. 

3. Die Auslagen de 3 Verfahrens haben, Goweit Verurteilung er- 
folgte, dio Angoklcgton als C-occntccliudner zu tragen, in 
übrigen uordon sie den Staatshaushalt auf erlogt. 
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Gründe t 

Der Angeklagte ..'cracr Gckusrs 1 st 60 Jahre alt und von Beruf 
Harocsorie- und togenbaunoictor. Br überaahn in Jahre 1972 den 
Gouorbobotricb seines verstorbenen Taters <md verführte tti dann- 
ligen, Zeitpunkt über TomÖgencuerte in Höhe von ca. IpQ.OGG,— M. 
Br arboitoto bis sun Jahre 19G1 voruicgend als Muhe Imstaurat or. 
Der Angeklagte ist anerkannter Hunsthanduorker. Sein nenatliches 
Binkaason aus seiner Gcuerbotätigkcit betrug durchschnittlich 
300 j— II bis 600 j—» M. In den Jchron 1976/1977 und 1979 uar os 
noch geringer bau. hatte der. Angeklago teilweise sogar daraus 
keine Hinkünfte erlangt. 

Dor Angeklagte verfügt über beachtliches Gmndstücksvcmügcn. Ir 
ist Mitgliod der IlanduorkalDanner und des Hulturbundes. 

Ton 1955 bis 19G0 uar er ehrcncntlichor ZsQi o&e nhna lsp flegor dos 
üroisos Dathanou. 


Die Angoklogto Barbara Cchuars ist 57 Jahre alt und die Bhefrcu 
dos Angeklagten. Gio orlomto den Beruf einer Daboracoistcntin. 
Joit ihrer Ghoschlioßung in Jahre 1952 uar sie nich t nchr berufs- 
tätig. Oie uidnote sich der Grsi ohang und Betre uung dar drei au s 
der Bho nit den Angeklagten herv orgogangenen , cuischenaeitlich 
uirtochcftlich selbständigen Hindern oouio^der Verso rgung des 
ehelichen Haushaltes . Zusätzlich führt o sie für den Anco klaren, 
anfangs nit Unters tut sang einer Mitarbeiterin eines privaten 
Gtouorbttroc, später selbständig die Geschäftsbücher des Hand» 
norkobotrioboo • Gio bereitete ab 1973 euch die jährlich von ihn 
absugobendon Gteuorerklärungen und— onseldung auf* 


Ben Angeklagten Hemer Gchuars uar bekannt » daG er als selbstän- 
diger Banduorksnoiator verpflichtet uar, seine sänt liehen tfc» 
sätso , Unsatskcston, Geuinnc und Tomügensontuickluncon beleg- 
end buchnäGig. vollständig su orf aasen und diese seinen jährlich 
absugebonden Gteuorerklärungen und -amoldungon für dio Gteuer- 
borochnungon und -abführungon su Grendo su logen. Dennoch unter- 
ließ or oine osekto Brfassung, uickolto unfangreiche Geschäfte 
in bar ab und übergab der ihn bsu. der Mitangeklagten anfäng- 
lich bei der Aufbereitung der Gteuorerklärungen und -amoldungen 
behilflichen Zeugin HrUtssch, nit den Ziel der Binspamng von 
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ityucm nur ~orinco Dötailaacubca. 

Dio .i 2 £Cl:lactG Darbars üchuara uußte aus der ihr atma bis te 
J ahre 1977 durch üc Zeugin £0 nebenan die- ihr Eich 

danach rei torkln au ücnsultati CdOH 3THT 3*^311^5 770^ Cll3 

Da ton die ürfcssunc für den Üanduerksbe trieb -and loa Drivat- 
vemöcsn des Angeklagten belocnüßi£ au si ehern und au erfassen 
und den 3teuezxirklüraicc:i sn Grunde au Iccon rasoa. Oie hatte 
aus verschiedenen Pakten ücnntnic darüber ; auch renn sie über 
Details und den Gocaatunfun^ der durch den Anec-kiajten außer- 
halb seines Gewerbebetriebes abgewickelten Goschüfte siebt un- 
terrichtet war, daß beachtliche &aschüftsbeaiahnnrrea b ei ec- 
und buchnüßic nicht erfaßt wurden und daß die ihr ven Ancokla £- 
ton für die 3tcucmrklürun£en und -snacldunsen ~e£obGnon Zah- 
lon nicht v 0 11c t ündijjpffiffi su ßteuervorkurcrcincoa fuhren konnten* 
De eie jedoch mit dom Ancsklacten keine Ausci a andarso t aungoa 
«ollto t übemaim sie dessen umr olls tündi^e Angaben. 


Don AngeklaGtcn war bekannt ? daß alle Vemürensuerta in dio 
couorbliche Dosteuorunc,, und nicht nur die Hinkünfte aus der 
IIübelrectauration s einsubeaiahen waren. Das ergibt sich n. a. 
aus der von ihnen vcr£cncrnenan ürßassurr ,des Grundstücks in 
die steuerliche Veranlagung. 3ci dennoch auftrotönden Zvci- 
folsfüllen mißte von ihnen erwartet werden , daß sie, nie des 
auch in den üerkblüttem für die 3 teuer erklüruncen osr? fehlen 
wurde , die Abteilung Pinansen des Dates dos Preises kcnsul- 
tieron. 


Der Angeklagte führte bis sun Jahre 190*3, vors türkt seit 
das Jahre 1970/1972 unter Ausnutsung seiner guten Pach- 
kenntnisso als anerkannter »o.nstbmdworker , ucr secn daraus 
ergebenden üontakte nit versohiedenon Dürrem» die bei ihn 
un hat nacbsuchton, und Informationen und seines bis sun 
Jahra 1900 als I raisdankualspfloger erlangten Pisse-ns eine 
nachhaltige ungenoknigte ??nd zielgerichtete Ilardolstütig— 
koit in betriebt liehen 3 a eh- und ' .'er t um? arg mit Aaticuitütou 
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uzid dergleichen Ü 21 r oh - 

Don Jhtouf joslisierte er durch ~osiolte Ihtivillt cu, auch durch 
Dritte» durch Dausch nit Astl^si tüten sssnelnden 3urcom oorio 
durch Terhsaf an staatliche Aufhaufstolion and 3 ürcor • ^acc-i 
nutzte er seine cuton "Tuhiclroiton sur '“srtbostisursne solcher 
Geconatüa&c and bestehende Sroisre lat i oncn scrio das all£enc-in 
CootlOßeno laterooso für Antiquitäten -and 3 de Inst alle bas. cinco- 
trotona Preisverindermcon. Der Ancetrlsctc rickclte derartige 
C-oadiäfta ausschließlich in bar ab. 3r unterließ es piliehtridric 3 
sie bereits ausce fuhrt srurdo , solche belccsäiic sa sichern and 
bu clasuß lc su erfassen und sur Grundlsee seiner Gtcnererhlärunccn 
— cxnasldaacen su m ache n. Ausrciclich der durch die ofcuarbchürde 
~o troff onon IToststolhmgen hatte der Ancehlacto da^rch diese unco- 
aetsliche Hcsäolctütisheit in der Zeit vas 1. Januar 1975 bis 7. 
Dosonbor 1931» unter Dinbeaiehunc der tor 1979 bsu. 1972 erwor- 
benen Vorno£cncncrtG 9 Gboätse in Höhe von 1 .399 *300,— 3 und Ge- 
rinne in Kühe von 1 .082.900,— 3 er sielt . 3sch den ce fertigten 
iortcutachtcn betrug das äioshesüclichs Gc-csntvosnöcsa dos iuco- 
klacten in Doseeber 1931 2.040.1 IG,— 3. 
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ds r C^GTiG-r^clLUzrcLG imz* _c di c *u c tLoi? 

sütso und Gewinne doc inGelrlustcn aBgoT rand toa r psojsl j.alion 
Hilf s co th odgn wurden ausweislich doc GchliiSberichic und der 
rccIitolsrüftigGn OteuerbGochGidc" für die «Jahre IST'5 - 133C 
cowiG des rcelüuficen für Ine Jahr 1901 der steuerlichen 
OucdivGroniaoung für folgende Jahre Mrin GteuGrarten meheteheu- 
do Betrüge su Grunde golegi: 


Johr 


3 t e n o r a r 


irsgoseni 



Hinliccgopc- 

3 t 

V cmügens- 
e u s r nowei 

läasats- 
la in "erk 


1976 

153.733,— 

17.250,— 

9.939,— 

130.932,— 

1977 

153.244,— 

22.50C,— 

10.500,— 

191.224,— 

197S 

134.294,— 

27.500,— 

9.593,— 

171.292,— 

1979 

155.032,— 

32.250,— 

10.993,— 

193,230,— 

1J80 

116.150,— 

37.750,— 

5 ♦ Ojo 1 

1 o2 • SCO 

1976- 

1930 

717.433,— 

137.250,— 

49.995,— 

SC4.673,— 

1931 

70.333,— 

49.300,— 

A.OSJi,— 

126.632,— 

1976- 

1931 

737.316 — 

1 35.55C.— 


* r* n <* 0 ^ ^ 

i • * 7 J. 


Gblöicli der Angeklagte seit Jnhron derartige Gegenstünde er— 
warb , uar coin Handeln nicht ausschließlich darauf gerichtet ; ^ 
sielgo richtet nach bestirnten his t erde chen, wissenschaftlichen 
bsw. Irünctlordaclion Besonderheiten derartige Gucken susemen- 
sutrogon und dadurch in ihrer CosaatauscGgo au einer aisgon- 
stün&igen Qualität au gelangen. 

3 eine Ilotivaticn war vielrohr dadurch bestirnt, durch wie- der- 
holten An« und Ve rkauf . Bause h und dergleichen eich bei ihn 
biotenden günstigen Go2 ogehhoiten da raus Ginrciron für sich 
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U2ld SCillC DuriliO, Ui 0 für ÜGU Lebensunterhalt • 

und dorcloiehon, zu erzielen und durch dieses Dsndeln eine 7or- 
^rUSonmc des 7cnuj~crs zu sichern. 

3sol (1 g z Handelns de z ni^ahleDton bo *“* 

Gewinne und UGrOU «^wCU «j ZOG *U OUC rnnr 2Z>-, U.OS -.« UTCUS ■_' er** 

nü^ens uur -za u» a. dadurch einen zoiz.cz Dr acht ans bc-in Vcrbzui 
seines ehcmli^on Dauses in Dathanou . D r ur d o nb ur^c r Dtrufo 2C 
erlittenen 7 Grinst aus zusic i eben und diesen durch die fteuorzeh- 
lun^on niclit noch zu verDrußem. Dr hatte aber auch er kann t 3 daß 
Dich sein an^estrobter Gewinnanteil hoi einer ordnunecaoräßoa 3c- 
ctouerunc beachtlich reduzieren würde und daß er hoi Driüllunc 
seiner steuerlichen Tore flieh tunken einen feil der erworbenen 
Antiquitäten vor häufen niißto, da er ansons ten nicht aber ent- 
onroc hendo Dittol verfügte $ urc die füllir* eeuordenon Dteuem be- 
zahlen su können, uns er jedoch nicht rollte. 


Die Angeklagte wurde in den der Anklage- un d den Drüifuuugsbesehluf 
reit su Grunde gelegten Jahren 197S - 1977 durch die 2ougin Drötssc 
in die Duhrung dos 3uckwerkca des Gewerbebetriebes des Angeklagter 
der damit verbundenen Dragon und C.02.* ' v 0*^0 '* "Ti ^ t-» ~ -j CtlO* nF UIi** 

ter lagen noch e Ingo arbeitet. In dieser 3oit verfilmte sie noch 
nicht über die erforderlichen Demtnisoo und D-Dhigheiten, hatte 
sie noch nicht den notwendigen überblick. Das war jedoch seit den 
Jahre 1S7D der Dali, wo die Angeklagten die gersrnton Arbeiten 
selbständig erledi gte , 


Aufgrund der vor Angeklagten ins owest gozutrguen « rclzu A-^ von 
ßocclnlften, auch wenn diese der Angeklagten nicht in einzelnen 
bekannt raren, der Art und leise Ihrer Abwicklung, der Dichter- 
facoung iu den Geselflftsiintorlag OH T _I « CL • d.02? beabsichtigten und 
tatsächlich erzielten Gerinne bau. des erlangten 7 e müdere Zu- 
wachses ergab sich ein krasses , für beide Angeklagten orkemkaros 
und von ihnen auch als solches erkanntes Dif vorhhl tnis arischen 
den erzielten D Ankünften aus der DGkolrostauraticn und den sen- 
stigon und danit zwischen der Dg- bau. Di ehtke Steuerung der Din- 
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nähre n bau. > 102 * v 0 mU £e ns renahnc n 


Barons uar su ent neiden, daß die über best irn te Sreadbcnntnisse 
doo Stouerreehts verfügenden Ang ekl .-»^-hr-n die Hogl 4 chbe i t on 
steuerlicher äcnscqucnsen erkennen kernten und auch durchaus 
erkannten. Das ertast an.cn u. a» guc_l aus uen sö„ rlzor boucr— 
denen DodenLen beider An£eklabter und ihrer Vn t crl asa.en ? ber- 
po tonte staatliche Dienststellen an konsul tioron . Die Brceb- 
nisao ihrer IJachf ers Chancen auferund von verschiedenen Bür gern 
erh alt ono r Hinnelse , daß uhsätae und Vermögen auch inccuoit 
becteuoriuigavilichtig sind, berechtigten sie nicht ver Vorlie- 
ben einer Steuerfreiheit bau. — Vergünstigung ausaugehen. 

Die Urihol tbarkei t der aun Dell vcc. ingeklagten vertretenen 
Auffassung» daß aunindest für Dolle des Vermögens Cteucrfroi- 
Iieit bestand, da sie sieb, schon 20 Jahre in - cnili enbesita bc-- 


f enden, geht schon daraus herver, daß 


fl <r* n 


Uu UWUVJ.MM VA. 




sontlichen nicht der Dali uar und daß diese 
dergleichen von ihn verstärkt erst ab 1972 


äntiqui täten und 
eruerben uurden. 


Seine üoxmtnissG über die II o tuendigko i t der Besteuerung auch 
dieser Vemögensuertc ergeben sich u. a. daraus, daß er be- 
stätigte 1 diese imanohr in Suscmsnhanc mit der steuerlichen 
Bewertung seines neu erbauten äohngrundstückss vornehmen gc- 
uollt zu haben. 


Bei der Prüfung der Droge , in reicher hübe der Aurel* lab te die 
ven dor Steuerbehörde festgostollten Steuerverhürauncen vor- 
sätzlich vorgenamen hat bau. die Angeklagte ihn dazu Bei- 
hilfe gewährte, uar zugunsten beider /Angeklagten die von 
sachverständigen Zeugen Brause gemachte Absage berück- 
sichtigen. Danach uird in Gogenscta au der in diesen Verfahren 
angewandten zulässigen, je tat nicht nehr vraktizierten lie- 
thode sur Dcststollung der Btcuertferkürzungen in derartigen 
Dällen nunmehr so verfahren, daß derartige Bestände an Anü- 
qxii täten und dergleichen erfaßt, bauertet und verwertet werden 
Von dor ermittelten Gesamtsumme uerclen aunächst bis su 20 V 


in Abzug gebracht, die dann nachträgl 
steuorungspflichtigen Betrag wieder z 
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•JGPQtLa SP^Ilbt Z2. OU , 2LQ ~i beide eullLe Ci ~'GH Zlebboieii aiTOT **" ~ 

Am?i 2 . ^ •- J '■ 0 "7; 7*^!*^ iOJ]7 iurcb (1 j g jteU0” n bGb'l" n dc 7 ~ ^ 
stellten o tcmrvcrkürauncen , aber auf die I'oz'zz j ;q12;jzlz der 7 or- 
sütslicben 1 t cuorpcrkürvanren haben, tjc-II diese a url chst ab~a~ 
sstaten lamen nicht 7 er s t raib cron IZa.ac.Gl“ des IZZtern •>••»•■? n t* ~:z~- 
dan können. D enent spre chand varden maunnbc-p des .aa-oklu - ~en bei i 
Icaacccunc der ZZUbc dca 7 ca vcrsaba erleiden Zebraem dar Oteuervea 
kürauGen ven der durch die Itouerbebürdo insrosent fGst'zeciolltou 
üimQ in auhG von 1 • 03 1 • 36 0 , — II 20 . Z abGOsciat und seinen straf*** 

rechtlich relevanten Handeln incccecnt ledigli eh G 25,013, Z 

aucrundc £elö£t. 31 e i ehe mal o n trardo bei der Icnacsunc dc-r straf- 
rechtlich relevanten lume der 1c Hilfe au den licuopropk-ZraurGcu 
suGimotca der ince^lotzten verf obren, bei der von e inen ietrao von 
527. 323 j— II cua^rancGn vurda. 


Der v ors t eilende OachverZialt erGibt sich aus den AussoGen der in— * 
t^e klaGt en in der Haue tverZiondlunr , ihren am Gerenctand der lo— 

~o ism lfnahno Gonachten Aussagen in Imi ttlunzzrvor feieren , den Aus- 
sagen der Seufzen IZrötaceli, Drachhcus , AosonbuPG; Otto rid ZU cm , 
den rochtskrüftiGcn Iteuorboschei&en, den Abc eZiluiberiolit der 
Steuerbehörde und den veiteren am C-eeemtand der 3 cro i z auf nsinc 
genachtcn Unterlagen* 


Aufgrund der loa tato Hunden der Steuerbehörde lat beuicaen, dal 
der Angeklagte objektiv durch Zlondo l gtltf Hell nie AutiauitAtsn 
und dergleichen, deren Z7i alit ausneisuug in den G ec eZuif t eure e rlavc n ; 
ihre IJichtaufna 2me seuio der a eines Temlecna in der foa‘:. gestell- 
ten Hübe in den Steuererklärungen aouie durch die Leistung au 
geringen Abecblacaeblunren für die -Jabro 1 S?j - iflC Itouorvor- 
küraunGon in der in lacbvorbalt in eine einen ee nann te u ZZ'Jbc au 
den dort cucgcwiesencr 1 teuer arten vorder euren Zcat « Leons c er t rare.; 
dadureb ferner, dal der Angeklagte dureZi gleich artige. IZc-tkcden 
versuchte» in der in Sachverhalt ebene' alle geraunten IZlb.e au den 
verschio denen 0 teuer arten solche für d ~ ~ Jabr 1131 Tcrauncbner* 

Zn Ircebnia dar letrod aauf nalmo ist an der Z/rcoe 5 ob uni in viere it 
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der Angeklagte diese vorsätzlich vomshr, ob und in reicher 
Unfang souio in reicher nä he di o Angeklagte ~ : * iyj ‘ dazu Beihilfe 

leistete, zunächst auf folgendes su verreisen: 

Der Ange klagt o hatte z unächs t in seines. ”7 ornchir-.rgou durch 
die Deutsche 7 olkspclisei und durch die J teuere ohndung rohr— 
fach gestanden, in ITatsei tr aue bemdt dteuervorkürsungon in 
der Xectgostellten Höhe begangen su haben bsr;. für das Jahr 
1S21 versucht su heben, solche su begehen« Dazu hatte er aus- 
ge führt , dad er dadurch einen beic Verkauf seines in der Bran- 
denburger d trade 20 gelegenen Hauses erlittenen f lnansb ilon 
Verlust ousgleichen rollte» dad er erhannte , dad bei derar- 
tigen "Geschäften 3 Geninno su eraielen sind, dr legte dar, dad 
er nicht rollte , dod dioso durch die hohe Desteuerangovflickt 
geschmälert werden und ne inte, dad es 5~Z2 als Gouerbe treiben- 
den nicht gestattet sei, einen derartigen Hendel su betreiben« 
dr begründete sein Handeln damit , dad er seit seiner "iachoit 
derartige Gegenstände aus accentrage , diese srar iufloge der 
Zerstörung seines dltemhauses durch '.riogceinrirlrangcn in 

Jahre 1945 verlor, aber seit den rieder laufend selche n gc- 

* 

cemolt" habe, uobei es daran gegangen ehre, insbeson- 
dere solche Gegenstünde der Stadt Bathenor, des ehemaligen 
Landes 3roadenburg bsr. Staates Preußen su erhalten. Dabei 
raunte er jedoch ein, daß er auch andere alte ‘dache orrorb, 
diese teilweise vorüuderte, uc sich solche seines Intorescon- 
gebieteo .ancchaffen su können, dadurch einen dertsuraehs so- 
ric Hit toi für den Lobe , n r f" ,r »t f>' r ,? t- n it seiner d-anilie und durch- 
suführendo Bcunaßnahcea erlangt su haben. 

Infolge der Widerrufe der Gostü n dn i sse dos Angeklagten in 
droittlungsvorfahren und in der Hanetvc-rhandlung und den 
dasu abgegebenen drklürangen, bei den, Verneinungen unter er- 
heblichen psychischen Druck gestanden su haben, nicht no.hr 
in der Loge gouesotPsein, den Vomehznmgcn inhaltlich fol- 
gen su können und die Geständnisse su unrecht unterschrie- 
bon su haben, obgleich er tatsächlich nur kul turhia t cri sch 
uertvolle_Gegenstände-erhalten _rollte , meinte, dad diese 
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Geschäfte und sein Taraugon ins cuoit nicht des. Steuererklärungen 
sußiaado su legen uaron und vcn 7orlle gen einer Steuerfreihei t 
ausge gangen su sein. ra ren cnifgrand des Gesamtergebnisses der 
3euo ie aufnnhr.e Gostäaflni sgo und "Idomdc- auf ihre Begründe t- 
heit su überprüfen. 

Den Angeklagten rar als langjährigen selbständigen Eanduorks- 
aeister aus den jährlich ugc -lat des Eroisec sinsurc-ichenden 
3 t euererklärangan durchaus bekannt , daß di e sau nicht - nur Tätig- 
keit on aus seinen Gorarbebe trieb sugrunde su legen raren, sondern 
auch» tde das aus den Tordrucken sraifelsfroi su entnehmen nur, 
Einaahnen aus sonstigen Einkünften, Torsögen und dergleichen und 
daß er in Zueifelsfällen die Abteilung Pinnnaen su konsultieren 
hatte. Dennoch, unterließ er es, diese sonstig en E innah men, und 
das daraus resultierende Tomügen aussuraison, gab er hinsichtlich 
seines nicht sun Generbobetricb gehörenden Temügens lediglich 
das ihn gehörende Haus gründe t Eck an. Aus letsteren ergibt sich, 
daß der Angeklagte uu2ta , daß auch s egenarnt es£r ivatvernügen aus- 
suooison uar. 

Er kann sich Insoweit nunmehr nicht darauf berufen, davon aus ge- 
gangen su sein, daß feile seiner 




-* gi - UtTT'i • 
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nicht der 3e s t euerungsp flicht unterliegen. Ob und inuieuoitdas 
der Pall mar, oblag oinsig und allein der Entscheidung dos zu- 
ständigen ßteuerorgans , welches aber erst aufgrnd diesbosüg- 
lichor Angaben des Angeklagten dasu in der Lege rar, die dieser 
beraßt unterlassen hatte. 


Zu den Geständnissen und Ei de raufen des Angeklagten ist festen- 
otellen: 

Der Angeklagte uar in der Lago, den Torneknun gen inhaltlich su 
folgen. Seine Geständnisse , morden durch objektive Feststellungen 
der Steuerbehörde und anderen Doralsnlttein su r handelst ädigksi t_ 
dos Angeklagten, seinen Einkünften daraus und denen aus der Be- 
rufstätigkeit , den llotiven seines Handelns und raiteren dotallier 
ten Pakten gestütst. Sie enthalten inseveit sgesif isiorte , nun de: 
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Angeklagten bekannt geueseno Boueggründe und anderes, arie sur 
3eiopiol Ausgleich für vorne intlich erlittene Verluste kein Tor- 
kauf des Hauses, dor 7 emenäung dar Kittel scrie dar Höhe dos 
Gotjinsica bei or dnnng sg oräß or Besteuerung. Ir Übrigen ist darauf— 
kinsuuci3Gn s daß der Angeklagte derartig“ .Vussagou rchr fach in 
verschiedenen V ernehrr:ngon tätigte, sich mit Ilardlungsabläuior 
durchaus anseinandersetsto und teilweise sogar selbst hand- 
schriftlich abgoaelchnete Korrekturen, v ernähr, jeweils unter- 
schriftlich die inhaltliche Biclitigieit seiner Aussagen bestä- 
tigte. Schließlich kann auch nickt raarsälhnt bleiben, dal in 
den Ballon, eo der Angeklagte re inte , den 7 errohrurgen nickt 
rohr folgen au können, diese abgobrocken und au einer spätc-ren 
Zeitpunkt fortgesetzt norden als er sick da au nieder irsterdc 
füklte. 


Aufgrund dessen und daraus, daß auck der Angeklagte eindeutig 
erkannt , daß sich aus stäinon linnakron. aus der Geuerbe und 
denen aus der Tiolaakl, dor A*rt und Teise seines Handelns nit 


Antiquität en und dergleichen- ein krasses Kißvorkältnis und da- 
nit auck su seinen an den Staatshaushalt absufükrenden lei- 
atungen ergab, unr au schlußfolgern, daß er durckaus die K-üg- 
lickkeit steuerlicher Konsequenzen erkannte und sick dennoch 
su den fostgestellten Verhalten entschloß. Der Angeklagte han- 
delte s oriit bei dor Verkörnung der an den Staatshaushalt absu- 
fükrenden Steuern bedingt vorsätzlich gor. 0 6 Abc. 1 StGB. 


Dea Vorbringen des Verteidigers des Angeklagten, daß der An- 
geklagte infolge dieser ^Scrrilerleidonschaßt :i , alte Gogenstln- 
de erhalten su nässen, nicht nohr bar. nur nit Ircnkheütsrcrt 
bedingt vermindert irs t ando rar, sich aus diesen Verhalten 
ergebende mögliche lense quonsen su überschauen -and dor Antrag 
auf f o ckär stli che Begutachtung des Angeklagten unr nicht su 
folgen. Ans dop Gesartverhalten dos Angeklagten ergibt sick nach 
dor Auffassung des Gerate vielnehr streif eisfrei, daß der Ange- 
klagte nicht nur n s ear elto :T , sondern vielnehr han delt e^ den 


285 




cicll abSCichEGnden Drend dG3 gorachaoüen ZnterGSSCS an derart d gor 
Sachen und ihre gestiegenen '.Verte aorio die bestehenden LUglich- 
keiten, daraus spekulative Ger inne eraiolcr au können, durchaus 
erkannte und sich du Verbindung rit seiner Dadkonrtnisscn 
gerichtet darauf aus^ nrd e sl 4 =£sat 9 auch e t o uo r ü die iersonuanser '* 

Tfp. '»‘•n *f o "i t 

und vorhiolt ad eh derentepro chohc.7 Auch rem sich der Angeklagte 
durch dioccs Vorhalt ge. nicht vorrangig bereichern und StouorvGr- 
kürsurgen vornehmen rollte , ao raren ihn dennoch Vortsuraehs und 
Sunahno seines Vomögenc und daraua resultierende et euer Id che 
äonsoquenaen bekennt« Das ergibt sich u. u* aus seiner Auscsgcj 
daß er bei or dnung sg emäß er Besteuerung inf olgo fehlender Bar- 
mittel hierfür gesuil^n genesen rürc, einen Beil der orrorberer 
Gegenstände au verkaufen, ras er aber nicht rollte* 

heraus, daß verschiedene ataat liehe Diene tat eilen und kulturelle 
Dinrichtuncon, ria daa Institut für De akmaia pfioge , darüber unter« 
richtet raren, daß der Angeklagte in Doaita derartiger rortvoller 
dachen rar und dioae auch ausstollbe , k ann nich t her ge leitet rer- 
den, daß dioae vorn fliehet raren, auch renn sie über den Gesamt— 
umfang und -rert unterrichtet gereson rhren, daß aie verpflichtet 
raren, den Angeklagten auf acinc Besteuerungen flicht hinaureisen 
und daß er inaareit von einer Angabe der Geschäfte und seines 
Vermögens gegenüber der Z t euerbohürde befreit rar. Schließlich 
ist darauf su verrciaon, daß auch der Angeklagte rußte, daß 
aufgrund dec Umfanges der errorbenen Gegenstände, ihres 'Tortoa, 
dea Zoitpunktea dca Drrerba der von äse ge nann te ß teuerf reibe- 
trag reit aus üborachritton rar und daß oa eich dabei nicht aus- 
schließlich um lä nger a ls 20 Jahre in Derilienbcsits befindliche 
Gegenstände handel te. 


Aua den auvor Dargelcgten ergibt sich somit , daß dio von den 
Zeugen Brackbus, Otto, hrütacch, hosenturg, hrausc und älomn 
gonachton Auacagcn incoreit nicht geeignet sied, dio Un schuld 
des Ange klagte n su begrün den« Aus ihnen ergeben oich aun Beil 
nach der Dinachätcung des Senate vielmehr su den :j ereil! gen 
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Zeitpunkten ns ohdrtickli che Zis r roise an den An-eklu^tsn and Id; 
ZLnhnltune seiner Yorpilichtunc sur Desteuerunc. Ans den Dn- 
klilrunjcn diesen Zeucen, die dis C-o^oustünda das An~ekisc\*on 
teilweise usarhaupt nicht, teilweise raun rna nmna lall 
Aannton, -cm die ArcicsirAait ics Aare k Leuten nie Ai Ae-r.pe- 
leitet cordcn. Den Angeklagte rüra nach den Dinseliiiannc des 
oanata nmnnh.r insbesondere vorpfliehtet donssen , di 3 Abtei- 
lung Pinanse n als oinzig keepetenta nnd antschciduz^sbaiA^tG 
Dienststelle nuten Angabe seinen Gocchüfbo und Te^aOcensrnente 
su konsultieren. 


Don Jenat vomochtc insofern dcss Verbringen «los Angeklagten 
und coinao Verteidigers, der auf Preiapruch plüdiarte und dar- 
legte, dis Geständnisse dos Angeklagten hütton nun eine gerin- 
ge Douoiskraft und die 3ewoisoiifnnhno Aale ein nicht schuld- 
haftes Vorhalten deG Angoklagtcry&rgQben, nicht su folgen. 


Bezüglich der Angeklagten ist sunüchat festsustellan, daß sie 
nach Drlangung notwendigen Colbstündi gleit in den In- 
fos cung den C-oschüftsvorgüngc des Gewerbebetriebes das Ange- 
klagten und den dsr.it in Zuscriaenhanc stehenden weiteren. 
Angaben corie den Auihreitunc den Steuererklärungen und 
-amoldungon diese Einheiten seit den Jahne 1973 ununtenbnccAen 


selbst ständig iör den Angeklagten aus führte 
lichAoit su üonsultationen den Zeugin ürütss 


und auch die üb.g- 
ch und den Abtei- 


lung Pinonsen des Dates des ^rcises hatte. 

Den Vorbringen den Verteidigung, daß die AnjpT^&gto diese Auf- 


gaben, wie von den Zeugin ubomeenon, nach den ihn von An- 
geklagten für die Drfassung gegebenen Angaben und übergebenen 
Doloren. :; ncchani.sch n fort sei st o , keine weit ergehenden ürkennt- 
nissc , wie den steuerpflichtige Angeklagte selbst haben Asan- 


te und auch nicht hatte und insoweit ihn auch keine Deihilie 


sun Gtouorvorkürsung leisten konnte und gewährte , 


*1 »“* 


J. 

ü 


nit den 


üonoequens nie! 
sich dio gegen 


t bei snp flüchten . Dichtig ist allerdings , < 
sie erhobene Anklage, den Angeklagten beno: 
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in drsebnis dar heue -.' ir- nijh: heatih.pu. 

3i3 hat aber crpobon, Ga3 die .nceliiapte » in Gopcnaut:: au dar 
Icruciu *2S5te c c~i » Llo Gila? iüLj? -cOOZ’^hl cc cy^ l cn . — ? cid jhg«j.** 


■•** £> ** t 


- -j2jc1 3 ' J GTlGI7i.lL c” IC* 0 *"0 _1 JT1H' 


*7*1 * -« 


°H 2 0 GH *j wOIC '<. t> -.3 ■ »* * ^ ' r ^‘JGZl — ^ ^ * 


den 

'ijer die 7 enU ccm lupe hatte und auch dcuüiher indemier*: :;ar ; dal 
£ha* die Yen Aruc-hle^ter. Toerpolcsc:: Giren .ident rillahiaid ; ~ir ;:t 
’wr de 3 denGutsurochc-nd 3n 2 ~-- Iahten •■•^•~ ! Verte len. Iteuar- 
amoldunpeU und »GrhlÜTUnpOn 3U£rundG pOleit nUXO D.» ~ Vr~ arjA ht 
aich u. a. aua innen Üenntuincen} auch vanr, ein leinen Ceaant*- 
übcrblicl: hoaoB, Teer dis ans dom leuerbe doe Anpahincten er- 
zielten üinhünfta 3 don dicao ubonaciiroitandcn iu 2 achad:herccn in 
Antiquitäten und derpl eichen, den rezent liehen deerblich Teen den 
Viert der vorhandenen Gachon and den über die Icbonsuätorhaltahcstc 


und weiteren huren den für den ügiibau. Die- Arpohlaetc aolbat hatte 
eich- toilweiae -arcincan mit den ineohlapien rät iorurtirou Anti- 
quitäten vt?«*. ihrer 3©&outunc? beiadt. Incofem h ernt e eie nicht de- 
7 cm. aun cohen and tat es auch nicht , nie die 3 ere iaauf rnhr.e erpeb, 
d n p, gio dio den Gert doe Privat gründe t uc ha Teere cdLrciterd.ee. 7 er— 
noconanerto, nie von den äoucir "eichen prahtizient 5 nicht zu cr~ 

*r*n %^nrrv 7 *?* *1 "1 ^ r* ^7»^ <-’*-* /V^ *«* «-* ^«»rr* * r, .^ •'» .-*^ yn“-> ^ rl — 1 

ü.äuO«.^4 ->uhJ wi ^ ^ w— >h-— <ui# a* ft •— c-_ 9 >-. « -■■? *w—»w 

aolbat Bederhen pc-jen diese- "erfahrGrnuoiee hatte und eich des- 
IiqIg r?-? t d Lü^Glld C^JC GH dCTTTlb O Z7 T 1 2r S? G 7 * t/> i oii: * OG (Imn CCG27 m d.017 
notnendicen honaequena in der Aua c inandc ra ei nun 3 uiipuuid der aich 
aua ihr er Jtellunc ala deaaen nicht horudatütipe hhoirau er 30t en- 
den bestirnten ibhinpipheit , Pehlen lieh. 

Aua den Goaoniuratündan rar vielmehr au achl'edf elpem; dui die 
über periaae a teuer liehe Grundhc-nntniaae vorPieendc- incehlapte 
daa hraaao hüverhültnia der hinhünfte aua den C-e-rerhe und denen 


voriiLL 1 ‘juiL ^ c? 07 g^gtigc*^ ^ cL-GH v ccid ^ ^iicr ci^Lüciidii/C a Z>c iL c v/c iif L. i. c Lic m 
iat der Yerteidipunp lediglich iuacuuit : dah die- nadvobliehon 
Ahtivi tüten/ au dieaen apelralativen Geachüften vcu iaepohlapten 
^nc I ufTO^* tm f * ^3 ^2 Lj Qc." tt' (2 d7 * LLly g 3 ^ ^ l c *c 2 . — T ? . nd.üC 
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in den Jahren 1976 und 1977 insoweit Beihilfe geleistet zu haben, 
im Ergebnis der Beweisaufnahme nicht bestätigte. 

Sie hat aber ergeben, daß die Angeklagte, im Gegensatz zu der 
Zeugin Krötsch, die auf ihr übermittelte Angaben für die buch- 
mäßige Erfassung und steuerliche Aufbereitung angewiesen war, mit 
dem Zusammenleben mit dem Angeklagten weitergehende Kenntnisse 
über die Vermögenslage hatte und auch darüber informiert war, daß 
ihr die vom Angeklagten übergebenen Daten nicht vollständig waren 
und das dementsprechend zu geringe Fakten und Werte den Steuer- 
anmeldungen und -erklärungen zugrunde gelegt wurden. Das ergibt 
sich u.a. aus ihren Kenntnissen, auch wenn sie keinen Gesamt- 
überblick besaßt, über die aus dem Gewerbe des Angeklagten erzielten Einkünfte, den 
diese überschreitenden Anschaffungen in Antiquitäten und dergleichen, den wesentlichen 
Überblick über den 

Wert der vorhandenen Sachen und den über die Lebensunterhaltskosten 
und weiteren Ausgaben für den Neubau. Die Angeklagte selbst hatte 
sich teilweise gemeinsam mit dem Angeklagten mit derartigen Anti- 
quitäten und ihrer Bedeutung befaßt. Insofern konnte sie nicht da- 
von ausgehen und tat es auch nicht, wie die Beweisaufnahme ergab, 
daß sie den Wert des Privatgrundstücks überschreitenden Ver- 
mögenswerte, wie von der Zeugin bisher praktiziert, nicht zu er- 
fassen brauchte. Das ergibt sich u.a. aus den Tatsache, daß sie 
selbst Bedenken gegen diese Verfahrensweise hatte und sich des- 
halb mit dem Angeklagten darüber unterhielt, es dann aber an der 
notwendigen Konsequenz in der Auseinandersetzung aufgrund der sich 
aus ihrer Stellung als dessen nicht berufstätige Ehefrau ergeben- 
den bestimmten Abhängigkeit, fehlen ließ. 

Aus den Gesamtumständen war vielmehrzu schlußfolgern, daß die 
über gewisse steuerliche Grundkenntnisse verfügende Angeklagte 
das krasse Mißverhältnis der Einkünfte aus dem Gewerbe und denen 
aus sonstiger Tätigkeit und das sich daraus ergebende krasse Miß- 
verhältnis der steuerlichen Veranlagung erkannte. Beizupflichten 
ist der Verteidigung lediglich insoweit, daß die maßgeblichen 
Aktivitäten zu diesen spekulativen Geschäften vom Angeklagten 
ausgingen und daß die Angeklagte darüber im einzelnen keine 
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Bonn - Äs Iiatt, was aber für die Beantwortung dar frage Über daa 
7 er- bsw. Uichtvorliegen ihrer 3 traf re eilt liehen 7 crontwcrtlich- 
keit aufgrund des zuvor Bargologtcn unbeachtlich wer. 

Soweit durch dia Vertafelung darauf verwiesen wurdo, daü dar 
Angeklagten gen. £ 0 3tG3 keine Aechtcpflichten oblagen und 
auch, daher Ihre strafrechtliche Verantwortlichkeit nicht ca» 
gebon ist , tot den nicht zu felgen* da insofern strafrochtliäJi 
für daa Gehilfen besonders Suböelrteigcnschaftea nicht vctrlio» 
gen nüsson. Insofern wer davon anssugohoa, daß die Angekls<>> 
bei ihren Handlungen zwar nicht anstrobte, dec Angeklagtem 
bei der Verkürzung der von ihn su sohlenden Steuern Beihilfo 
su leisten, sich aber dabei dennoch bewußt danit ab fand, daß 
es dadurch su solchen kennen, kUants und socit ebenfalls gen* 

5 6 Abo* 2 CtG3 bedingt vorcütslich 3eihilfo loistoto. 

Der Angeklagte hat senit durch sein nehrfachoo Handeln für 
die Jahro 1976 - 1930, Inden er die von ihn su berechnen- 
den und absuführendon Steuern su niedrig bsw* nicht orklüde 
und auch 'geringere Abschlagszahlungen leistete aufgrund der 
Höhe der ingsgosant bogengonen SteuerverkÜrsungen vorcets* 
lieh handelnd einen besonders hohen Schaden vorursacht. Ihr 
war deshalb sogen Verbrochene dor cohrfcchon Steuorvorkürsung 
in schworen Ball gen. £ 176 Abc. 1 Ziff. 2, Abc. 2 StGB straf- 
rechtlich sur Verantwortung su sieben* Bio von ihn inso- 
weit begangenen Straftaten waren bereits beendet, da die dioo- 
bosüglichon inhaltlich falschen Steuererklärungen abgegeben 
waren* 

?ür das Jahr 1931 lag insoweit ein strafrechtlich relevanter 
Versuch sur vorsätzlichen Steuerverlrürsung in schworen Ball 
gen* £0 176 Abc. 1 Ziff. 2, Aba* 2 und 3, 21 Abs. 1 und 3 
StGB vor, da dor Angeklagte durch gleichartige Uethoden und 
durch die Zahlung su geringer Abschlagzahlungen ein gloiches 
Ziel verfolgte. 

Bio Handlungen der Angeklagten für die Jahre 1973 - 1930 waren 
rechtlich als Beihilfe gen* £ 22 Abc* 2 Ziff. 3 StC-3 sur nokr- 
fachon Stouorverlnlrsung in schworen Ball geniß der zuvor ge— 
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lUmton cccc-tclichon Soctincurson za würdigen, da die An£chlacto 
in roantnic der Gachloco und des vca Ancshlsctss, verfolgten Zieles 
<v 'iqI der fehlerhaften Brfaesunc dor Geschäftcvorcüace and der 
unrichticsa 3tGaororI:3£nmcoa durch die in Sachverhalt gocssatoa 
n-tc-n Unterstützung Gewehrte# 

3ci der rechtlichen UUrdicmiG der Ilcadluncen der AnGShloctcn war 
cu bcrücbsichti 3 en, doG aio an den u nieset slichen Hände Ls ge s chüf - 
tan des Ancehlastsn in wesentlichen hainon Anteil hatte, nicht über 
eigenes Binhccnen verfügte, swischcn ihr und den Aagobiagton ein 
gowissos Abhüngighe i tcvorhlll tnis bestend, daß sie diesen einer*, 
ocits Uhtoretütsung bei dar Bohrung seines Ilcndworhsbo triobes , 
andererseits aber auch su den von ihn begangenen mehrfachen Straf- 
töten gewährte. Scalt war davon sussugehen, da£5 sich unter Berüch- 
cichtigang der C-osantuns t ündo ihres Handelns die Schwere der Straf- 
taten nicht erhöht hat und dahe r von der Anwe ndung der C-r unde ütse 
dar aaBergowühnlichon Strafmilderung een* C 62 Abs. 3 StGB Gebrauc! 
su ne eben. BUr das Jahr 1901 Leg hinsichtlich der Angchicgten aus 
den bereits zun Angohlsgten dargelegten Gründen strafrechtlich eise 
Beihilfe zue 7 ersuch zur vorsätzlicher. Steuorverbürzung he schwer-: 
Ball vor, da sie ihn auch insoweit Unterstützung gewährte, wofür 
allerdings ebenfalls die Groadsütse der äuGorgewühnlichen Straf- 
milderung ansuuenden waren# 

Dia AkUgotlogtc war daher unter Breispruch in übrigen gen. 5 244 
Abc# 1 CtBG wogen Vergehens der- nehrfhehen Beihilfe cur vollendeten 
in einen Ball versuchten Steuerverhürzung een. GC 176 Abs. 1 Siff > 
2, Abs* 3, 22 Abs. 2 Siff . 3 StGB strafrechtlich sur 7 c r antworten: 
cu sichen. 


Boi der Gtrafsunecsunc war von der durch die S chadonsIiCho der 
nchrfcchon vollendeten 3 touervcrlrür zung in schweren Ball und der 
versuchten hierzu best imm ten objjehtivon Schwere bow« der dazu 
ge währ ten Unters tut zeugen , der dabei ontwicholton Ahtivitütcn, 
BntensitBt , Zeitdauer, Motivation und den angewandten Methoden 
zur Verschleierung euszugehon. Daboi hennto nicht unbeachtlich 
bleiben, daD unser sosb luetischer Staat auch den Augoblagton, wie 




allem Geoorbo treibenden und selbständigem ~ T -ndn erknnoistorr!.. 
eiso gesicherte Perspektive heia, Aufbau des PosialisEus in der 
2U2 gobotoa hatte» daß nie das ihnoa (mtge.^ncebrackto 7ertrauen, 
die Steuerbo träge selbst su berechnen ”*>{[_ 2 j m i r 2 z» 3ii * rdbhtcu, 

das Aas oben der Handwerker utsH Getwbo treibenden in LiLikrodit 
brachten, und auch einen beachtlichen idcolcgiscken Gehauen ver- 
unsachten« 2u berücksichtigen aqr aber auch, doi es sich bei 
beiden Angeklagten un irsttütor hande lt« 


Unter Beachtung der Gcsantunstände der von den Angeklagten be- 
gangenen uehrfachen» teils vollendoton, teils versackten Gtraf- 
taton, dar dabei von ihnen entwickelten unterschiedlichen Akti- 
vitäten und verfolgten spekulativen tlotivc sowie unter Berück» 
gichtigung dessen» daß die sur G t euervorkürerzug führenden 
oagohäuf ton Antiquitäten, Ude Ine teile und dergleichen in 
Satsei traue einen gewissen, von den Angeklagten nicht beein- 
flußbaren Portsuwachs erlangten» erachtet der Const die von 
Vertreter der Besirksateatsanwaltschaft beantragten Strafen 
bau« Zuaatsgolds träfe für den Grad der GoGcllackcftcgofükr- 
lichkoit bau« Gesellschaftswidrigkeit der Hand lungen ent— 
sprec hen d und geeignet, den Sciruts des Gteuomonopols unseres 
sozialistischen Staates vor derartigen Angriffen su ge wühr - 
leinten« 

3r verurteilte den Angeklagten daher wegen Verbrechens der 
oohrfachon Stcuerverkürsung in schworen Pall gen. 0 176 Abc. 

1 Ziff« 2, Abc« 2 StGB und wegen versuchter vorsätzlicher Steuer» 
vorkUrsung in schweren Pall gen. 62 17-3 Abs. 1 Siff. 2, Abs. 2 
und 3, 21 Abc* 1 und 3 StGB, eines Preispruchs bedurfte es 
trotz der Verringerung des strafrechtlich relevanten vorsätz- 
lich hinters ogenen Betrages in Gegensats su der der Anüag c 
und den BrüffmmgcbcschluB zugrunde gelegten Sucre nicht» su 
einer Preihoitcctrof e von 5 Jahren und 3 Ilona ten und sur Zah- 
lung einer Susatsgeldstrafe in Höhe von 100*000,— II. 
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Boi d*ren Bszcccung beachtete dar g — 


-• - •— 1 • *• ”%*% 


Verhol tnicco des Angeklagten, dar nit bpazk*: Id alias* zgolralaiiTor 
Zielstellu ng handelte 9 entcprochcnd. Aus ihnen ergab zieh, dnd 
dar Angeklagte • zusätzlich zu den für die do^lz-izhung der ftouor- 
schulden bereite cichorgostollton iegenz b'.nicu uni lösen "'ose er.« 
noch übar erhebliche, xuz leid darau s re sei ’.i ore:eio_b~ uzhlgzur - 
ecrta* u. a. in Bexn doc bo bauten C-rundz tieus dz der Bhdacrcr 
Str. 19d vorfügt . 


Der Banat vorurtailbo die Angoklngto intrcgsgauä 
in übrigen gen* 0 244 




Vh, v 


~i \r yrt g , 

teils vercuchton Be ihi lfe zur vorsätzlicher f •jouorvoz^rürsuac gor* 

00 175 Ab3. 1 2iff . 2, Abc. 3» 22 A je • 2 *Z^2~ • 3 unter Auf- 
orlogung Qiaar BoulZirangsscit von 2 fahren und 6 Beraten auf Bo- 
uührung und drall to für don Ball der schuldhaften "erlotzung der 
oich daraus ergo borden Verpflichtungen ei no — zo ■ i .Oz vita^w oZ*m 3 v cz 

1 Johr uani 4 Banaten an. Aufgrund der 2-eccntirzctÜnde der Btrcf- 
tatem dar Angeklagten und ihrer Persö nli chkeit bedurfte- es einer 
AasgOGtaltung der Verurteilung auf Berührung nicht . 


Die Auslagen des Verfahrens uarc*n s ccuoit Torurtoilung gen. CC 
353 Abc. 1, 355 BtBO erfolgte 5 den Angeklagten alz Z-csants okulärer, 
ooeoit Broicpruah erfolgte gen. 0 355 3tB0 den Staatshaushalt auf- 
suer logen. 


gez. Baungart on 


^9 s •-• iock ge 3 • Bindorf 


:gjN Aua ge fertigt : 

N V^ctsdan, 2. Beaenbar 1382 


'- . \ ■. \ 


\h ■sc 'S & , 

'■< > " : Sekretär ' 


v ' 

- r f < 


- ;V 
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Bei deren Bemessung beachtete der Senat die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Angeklagten, der mit beachtlicher spekulativer 
Zielstellung handelte, entsprechend,. Aus ihnen ergab sich, daß 
der Angeklagte zusätzlich zu den für die Begleichung der Steuer- 
schulden bereits sichergestellten Gegenständen und deren Werten; 
noch über erhebliche, zum Teil daraus resultierende Vermögens- 
werte, u.a. in Form des bebauten Grundstücks in der Rhinster 
Str. 1 9d verfügt. 

Der Senat verurteilte die Angeklagte antragsgemäß unter Freispruch 
im übrigen gern. § 244 Abs. 1 StPO wegen Vergehens der mehrfacher, 
teils versuchten Beihilfe zur vorsätzlichen Steuerverkürzung gern. 

§§ 1 76 Abs. 1 Ziff. 2; Abs. 3; 22 Abs. 2 Ziff. 3 StGB unter Auf- 
erlegung einer Bewährungszeit von 2 Jahren und 6 Monaten auf Bewährung und drohte für 
den Fall der schuldhaften Verletzung der 
sich daraus ergebenden Verpflichtungen eine Freiheitsstrafe von 
1 Jahr und 4 Monaten an. Aufgrund der Gesamtumstände der Straf- 
taten der Angeklagten und ihrer Persönlichkeit bedurfte es einer 
Ausgestaltung der Verurteilung auf Bewährung nicht. 

Die Auslagen des Verfahrens waren, soweit Vorurteilung gern. §§ 

363 Abs. 1 , 365 StPO erfolgte, den Angeklagten als Gesamtschuldner, 
soweit Freispruch erfolgte gern. § 366 StPO dem Staatshaushalt auf- 
zuerlegen. 
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bc.ooo 1! (^■ tr ') 
2.2 .ooo k V 

4.2oo k ^ 
156.000 k / 
?7S.62o 1: 

2.3 S.' 


-r-.< ^sägjffrW.rtilettty tt»äg.ti 


• Tv'ttogrfinn# aus Randwerts betrieb 

• Roetand an Antiquitäten und Kunst- 
fegenatÄndeaowie Eilber per 1.1.72 

- Rrbsofcaft Kutter des Schwärs 

- Artfcfcaft ron Frl*. Werner 

- . . : Lauf tobrJraus 

- ifcuxtigf Sei Artungen und Erbschaften 

- Iferlebcr der kirebenge:. alnde Rathenow 
•- Hi’uer. -rj.dungtn Ctc Schnee 


7o.5oo K * 


150.000 Ja 

20.000 IT ✓ 
Ic.oco K V 
24.coo y. ✓ 

50.000 k 
2o.oco k 


ungeklärter Vcn oggcnecuwschs 

«/, treiedifferene Silber (PA) 

* ■ und Gold 

• * 

♦ 

ungeklärter Y#rsb'renftcuirache- gerur.-'ct 


1.563 


• C 



✓ * 




Vermögenszuwachsrechnung 
vom 1.1.1972 bis 31.12.1981 Werner Schwarz, Rathenow 


Verbundene Vermögenswerte per 31.12.1981 

- Antiquitäten und Kunstgegenstände 

lt. Zeitwertfeststellung 1.444.170 M 

- Münzen und Medallien lt. Gutachten 285.770 M 

- Silbergegenstände und Schmuck 

lt. Gutachten 310.178 M 


2.040.118 M 

Weitere Anschaffungen und Aufwendungen 
für private Zwecke 1.1.72 bis 31.12.81 

- Ausgaben für den Bau des Wohnhauses 

- Ausgaben für den Werkstattbau 

- Schenkung an Tochter Frederice Schwarz 

- Aufwendungen für Studium Frederice 
71 - 78 monatl. 50 M 

- Ausgaben für Lebenshaltung 


279.620 M 


80.000 

M 

22.000 

M 

17.420 

M 

4.200 

M 

156.000 

M 


Mittel . die Schwarz zur Verfügung standen 


- Nettogewinne aus Handwerksbetrieb 

- Bestand an Antiquitäten und Kunst - 
Gegenständen sowie Silber per 1.1.72 

- Erbschaft Mutter des Schwarz 

- Erbschaft von Frl. Werner 

- Verkauf Wohnhaus 

- sonstige Schenkungen und Erbschaften 

- Darlehen der Kirchengemeinde Rathenow 

- Zuwendungen des Sohnes 


70.500 

M 

150.000 

M 

20.000 

M 

10.000 

M 

24.000 

M 

50.000 

M 

20.000 

M 

12.000 

M 


356.500 M 


ungeklärter Vermögenszuwachs 
abzüglich Preisdifferenz Silber (PA) 

und Gold 


ungeklärter Vermögenszuwachs - gerundet 


2.319.738 


356. 50C 
1.963.238 
283.900 
1.680.328 
1.680.000 


296 




Dokument 43 


XtresA en(St edt J- 


1«) Eerr Joachia P a t "k. t : h- r '-- 

■> 60b, am ;-.B.l2*193V/-V^ ^ C .w.. " • - ‘ • 

. Hauptgeschäft sführer der Honst -und Antiquitäten GmbH 
ln xCÄO Berlin, ErenzöBlBohe 5br«.;15* ••• v; 

2* ) ‘‘Hs r? * *5oii!S' * ■*? ^ *d »2/*- © *4 t,: 

. • geh, : am. 15.7U932# 

Justitiar des Vorsitzenden des 'Bst es .des Bezirkes.-;';.! 
Dresden ln. 8060 Dresden^ . Br#-fiudolf-Friedncb's-Dfe£~2 

- susgewieeen durch PA für Bürger der DDE Er»: . - 


.) . 3 0331900, so 2.) XII. 0018169 - 


and erklärten folgendest ' :•*';* ; r - '■■■ - ’ ' 

1« Harr Parken: ‘ ; 

Ich gebe seine nächst Wenden Erklärungen nicht 1 a eigenen -Hamen ab, * 
sondern in meiner .Eigenschaft als Hauptgeschäft sführer . der iKunat, 
und Antiquitäten 'GfflhE,; Als Haebuel 8 seiner ,7«Etretungsbef «ign^s :^v./ 
lege ich den beglaublgtah’Reglstez'Sussqg' ans -dem Handelsregister.; * V 
; v des fistes - des ßtadtbeairkes l^lln-hitt e >fir* '5129 , * eusgest elltfaa^; 
5* ,5i; 1983; vof -und;h? 

- Auf Blatt- 64 fü r Döbra- sind ; - al s^Sigentüm er 'die Shele ute'Bieglr'ied'f?; 
. Eath"tmd Axmelies Kath geh. »' Schneider in ehelicher •Teraogensgeaelji“'; 
scbaft seit dem 20.11 #1972 alngetragshV'Das Grundstück .wurde 
Vertrag des St aat liehen Notariat «-;!Karl->J:arx-8t adt^voa /26il l»l975' : y Vr 


Das Grundstück' besteht ^anaj-dimtFiur^tüc kon"Er*^132/l4 'nlt- : X«20x74 ha, 
Er* 132/2 *'oit 32^o a i lind>lir # ;.132/3^fflltr2*47j86.ha^sä4ptllch:galegen % 

w- ln Döbra- Nr.» 55- V und i 8iadiuiibebaut» 

A Der Einheit ssert beträgt -i9«500, «—Hi *»v ür- • ’.‘v *•; 

Das. Grundstück ist -dt etfi er fth^n'^ntp^ >it?7 dnn g Branfc~e lh'EBbe^ . 

von 30»— U für dis Bank für; lendslrt schalt -und Nahrungsgüterülrt-^.’ • 
schaft belastet» Es uird: bereits heut •-.die-Löschung. dieser 'Rente. 
h bzw* sägt lieber Hechte lia Grundbuc h' beantragt» Die Bank für.-’**and- 3.. 
'/ Wirtschaft und Nahrung sgütexv&rt schalt drd nach' Erhalt der Vartragfr- 
T abschrlft die Zustimmung zur Löschung erteilen, und diese direkt . 
an des Grundbuch reichen# 

2# Herr Fiedler: 

Ich gebe meine nachstehenden Erklimungen nicht im eigenen Namen ab, 
sondern ln Vollmacht daa Rates des Bezirkes •Dresden# Die eat sprechen- 
de Vollmacht wird mit überreicht# 

Hierauf erklären dLe beteiligten folgenden 

Vertrag* 

1# Daa Grundstück Blatt 64 "für Döbra «ird hiermit im Wege der Schen- 
_ kang auf d9n fiat dee Bezirkes Dresden, übertragen, auf den es ale 
Eigentum des Volkes übergehen soll# 

Es wird beantragt , diese fiecht Bänderung ImOrunöbuch einzutrsgen. 

2# Der Schenkung liegt der Einheitswert zugrunde. 

3. Die Übergabe des Grundstücks erfolgt em 1. Juli 1383» Von- diesen 





- * v i "* • * *)”* -*■ 


Söltpti:iöj ^lg^^n Äi« ^vVdein J^ehfcori'vt^lÄinda^^^oÄte 
•-. rma.5^.ioht»'VBnfl‘-jfira.3ö60bMlAlBp<übG^»^41'Cb«xrataar5ßi , eahte Dritte?. 

„V b*^ebcn* : 2ilcbt^~Itrbizaäezn1ibo^S6ohte'£ftm. C^nmdfitüclc v«rden' bifi Kiis. . 

\X»?*8“, .fittsgebänaif^i*^efc^abr^enTjnnd«n^elii^.-jsatröffen* •••'.•. 

^-Dic defl' Tcrrrd^ > «inar DoMbfiibrta^p-scrci'O älc ßiee - 

^ aus&dxesea Ve rtra g, ergebaadeä'Steuarn und- Gebühren trägt der Beschenkte 

as Grondbacb hat ' r dar .Kotcr -Srb .aa ^^'-X^S -.Bizigefteten« 

er Ef'JWcleij die Erschienenen dsreuf hiiar* .de3 der ^ £>c fc e ckGr gef üdgu-'jij« 
ulls Schsdeacraata an lalrteirtot« : v* - . -. 


_ - ../• 
” •" ■ f " 


crlofccr belehrt o die Erschienenen. daj*~ . vT.' 

Voreuseetrin^ -für -dis Wirksanlcaifc deüCVerträses die staatliche 
Ger.ecnigajc 16 t : : *' /•*•. ;t' v V.~. . ••' •;. • ** 

•dais Eisens uc ea den- Grundstück erst ult der” Eintragung des Eigentums 
das y<uk-3fi in. des Grundbuch übergeht« 

£.? iiifcderschrift Vurde "den Erschienenen vom Eotar sir Durchsicht 

c fgolagc , von ihnen- genehmigt und mxtersekriebenz 
• * 

' 'fc^r schnurre .. v;-.---. . 

I . V*>? u «rrr®.- i; • _3i . : ; j - .ig«V. ffoachiü'Farten ; ..-/ . 

W; , — : äT-Geb&i §3Tlf 2_Ci): HEO^i: 4«tov.:felä»*iPleai*er^< • <y .. _ . 

£=-“ 



Vorstehende iCooie sti.t.rt nit der Ausf ertigur.n 
wirtlich überein unc v.irc: benleubirt. 

Pirna , den 19. Februar 1991 . . ' 





Zeitpunkt an gehen die mit dem Eigentum vrebundenen Rechte und Pflichte auf den Be- 
schenkten über. Mitbenutzungsrechte Dritter bestehen nicht. Urkunden über Rechte am 
Grundstück werden bis zum 1 .7.83 ausgehändigt. Nebenabreden wurden keine getrof- 
fen. 

Die Kosten des Vertrages und seiner Durchführung sowie die sich aus diesem Vertrag 
ergebenden Steuern und Gebühren trägt der Beschenkte. 

Das Grundbuch hat der Notar Srb am 3.5.1 983 eingesehen. 

Der Notar wies die Erschienenen darauf hin, daß der Schenker gegebenenfalls Schaden- 
sersatz zu leisten hat. 

Der Notar belehrte die Erschienenen, daß Voraussetzung für die Wirksamkeit des Ver- 
trages die staatliche Genehmigung ist. 

Daß das Eigentum an dem Grundstück erst mit der Eintragung des Eigentums des 
Volkes in das Grundbuch übergeht. 

Diese Niederschrift wurde den Erschienenen vom Notar zur Durchsicht vorgelegt, von 
ihnen genehmigt und unterschrieben. 


Kostenrechnung 


Wert: 9.500,-- M gez. Joachim Farken 

4.— M Geb. n. §§ 1, 2 (1) NKO, gez. Heinz Fiedler 

4,— M Ausl. n. § 9 NKO gez. Wünsche, Notar 


8,-M 

Dresden, am 4.5.1983 


gez. Wünsche Notar 


299 




Dokument 44 

204 


Eulturgutschutskonais sion 
des Einisteriuns für Eultur 

Genossen T/crner bchneichler 
Vor sitzender 

1020 Berlin aen 27.1 0.1 983 

Bode straBe 1/3 


Werter Genosse Schmeichler ! 


In Besitz Ihres Schreibens vom 26.10.1933 teile ich 
Ihnen zur Ikisterkollekticn in VE2 Feinkeraaik Eatshütte 
iolrjer.de s mit: 

In keinen Gutachten von 14 .10.-1 933» das eine geschlossene 
L bernahne der Huste rsumlung von Ea^nhütte in den staat- 
lichen Ins sunsiends der I2E fordert, bin ich in erster 
Linie von den nuscalen Interessen aus der Sicht des 
Bezirkes Suhl ausgegexgen. 'ttn Anbezrzoht der großen » 
Volkswirtschaftlichen Bedeutung», die durch die gegen— 

; y£rtige läge noch unterstrichen. T7ird,b£E ich .ied oclifeu 

t ’dcr Auf f ssung "gelangt : ~aaÜ "geg es^e ins. Au sfuhr des Eatz— 
*,hütter 'Bestandes heine Bi^nhan.' geltend geaacht werden 
v kcr_nen, vorausgesetzt daß eine angesessene Anzahl von 
.Belegstücken ( ca.._bis zu 5co Figuren uni Dekorations- 
stücke sowie bis zu. 5oo Positionen Pappen und Spielzeug) 
den dafür zuständigen Huseen. des“Bezirkes, Sonneberg und. 
Eisfeld, übergeben werden. Auf diese V/eiserwürde den gesell— 
sch. f.tlichen Interessen nach Erhaltung kultureller V.'erte 
Bechnung getragen.. 


Ult sozialistischem Gruß 


\ 

V* 


- Hans Gauß 
Eirektor 
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Berlin, den 08 . 11 . 1983 g 


a e r i c h t 


Antiquitätenhändler Hennig Buschmann, 26.11.1^42, 
wohnhaft 8111 Walter aber s/BBD, Nr. 2 

Buschmann« Haltung zur Kunst- und Antiquitäten GmbH ist 
unverändert. 

Gegenwärtig hat sich folgende Form der Geschäftsabwicklung 
eingebürgert : 

- jsr verhandelt mit den kanadischen und US-amer3iiaischen 
Abnehmern in nicht veränderter Form und erhält Io % 
vom Umsatz mit der KuA. 

- Von den Veraandlungen mit der KuA hat er sich selbst 
entbunden, um nicht- in die DDR zu fahren. 

Diese Aufgabe hat 6 r mir übertragen und gibt mir dafür 
2 % von seinem Io %-igen Honorar. 

- Der Transport der KuA-Waren nach den USA bzw nacs. Hanaoa 
wird unverändert von mir erledigt. 

So soll es nach Buschmanns Meinung weitergehen. 

nie Aufkündigung cer Beziehungen durch den KuA-niroktor 
Parken hat nuschmann in großer .Erregung versetzt. 

Für ihn ist das eine ungesetzliche Maßnahme, ui sieht in 
der f ernacArif tlichen Vollmacht, aie er von der Kua erhalten 
hat, eine vertragliche Grundlage. 

^r droht, energisch aagegen einsuschreiten, wenn ein anderer 
BnD-Bürger di<? KuA-'.varen an Abnehmer in den IBA vermittelt. 
Obwohl er es selbst praktiziert, würde er aann den amerika- 
nischen Zoll informieren, daß die US-Zollbe Stimmungen unter- 
laufen wordon. 

Mit dieser Drohung will Buschmann erreichen, daß er im Ge- 
schäft bleibt. 
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(Die Zo 11b es Kimmungen teken vor, daß ale Antiquitäten, 
aie Buschmann nack den USA ausführt, mindestens 1 Jakx 
in Besitz eines BaD-Bürgers gewesen sein müssen» 

Im anderen Palle müssen 6o % als Zoll besaklt werden.) 

sin weiteres Problem um Bueckmann ist, daß er aem US- 
amerikanischen Abnehmer Marita Cpkon) 'loo.ooo,- dM 
sckulaet. Diese Summe kat Marita an Buschmann für eine 
Sendung EuA-Puppen übergeben, der das Geld aber nickt 
an aie EuA weitergegeben kat» Folglick kat Märitz auck 
nickt die Sendung erkalten» Sie stekt sokon längere Zeit 
bei der KuA versandbereit» 

Buschmann kat die 'ioo.ooo,- DM angebllck verbrauckt, weil 
ikn «in anderer amerikanischer Abnehmer betrogen kat» Dieser 
habe die EuA-ware erkalten und zeigte siok dann als zahlungs- 
unfäkig» Die ZuA-war« stekt beschlagnahmt in den USA» 

Zu empfehlen wäre 

1 • Vorerst die statua-quo-wegelung mit Buschmann zu 

belassen, um über seine Zünden weitere Puppen-Sendungen 
zu verkaufen. 

Der Verhandlungspartner der EuA würae ick aann bleiben» 

Ohne Wissen des Buschmann (eventi» unter Heranziehung 
des Dralle) eine neue Verkauf klinie für spezielle 
EuA-waren aufzubauen. 

fix halben 
fandner 



"Höumann" 
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Ministerium für Außenhandel 

Bereich Konoerzielle Koordinierung 

z.H. Staatssekretär, Genossen Dr. Schal ck 

1020 Berlin 
Uaiistraße 


Berlin, 2. 12. 1983 


Werter Genosse Dr. Schnick | _ 

Wir, die Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten QmbB, bekunden unsere volle 
Zustimmung zu den Beschlossen der 7* Tagung des ZK der SED, die davon zeugen, 
daß auch in dieser bewegten und kaapflerfUllten Zeit der Kurs des X. Partei» 
tages zum Uohle des Volkes zielstrebig fortgesetzt wird« 

Angesichts der Stationierung der neuen Atomraketen in Westeuropa und der damit 
wachsenden Gefahren für den Weltfrieden sehen auch wir die zwingende Notwendig» 
kalt, daß das annähernde militärische Gleichgewicht in Europa wieder hergestellt 
wird, wie es aus der Erklärung des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, Genossen 
Juri Andropow eindeutig hervorgeht. - 

Unsere erste Antwort auf die 7. Tagung des ZK der SED ist daher folgende: 

• die AbfUhrungsverpflichtung für das Jahr 1983 werden wir bereits am 10.12.1983 
realisieren 

• für das Jahr 1934 übernehmen wir eine Zusatzverpflichtung in Höhe von 
einer Million Valutamark 

• den Monat Januar 1984 erklären wir zum Monat der höchsten Planerfüllung und 
werden ihn mit 10 % zun Jahresplan 1984 realisieren. 

Zu Ehren des 35. Jahrestages der Gründung unserer DDR werden wir den soziali- 
stischen Wettbevrerb so gestalten und organisieren, daß weitere Reserven zur Er- 
höhunr. unserer Leistungs’n-aft erschlossen werden, welche in weiteren Verpflich- 
tungen ihren Niederschlag finden werden. 


Mit sozialistischen Gruß 
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Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 

Ministerium für Außenhandel 
Der Staatssekretär 


Kunst und Antiquitäten GmbH 

Direktor 

Genossen Farken 


Werter Genosse Farken! 


Mit der Übergabe der staatlichen Aufgabe 1984 er- 
warte ich von Ihnen, allen Kommunisten und Mitar- 
beitern der Kunst und Antiquitäten GmbH, daß in 
Auswertung der 7. Tagung des Zentralkomitees der 
SED alle Anstrengungen unternommen werden, um im 
sozialistischen Wettbewerb zu Ehren des 35. Jahres- 
tages der GRündung der Deutschen Demokratischen 
Republik eine anspruchsvolle Überbietung des Planes 
1984 durch Übernahme von Einzel- und Kollektivver- 
pflichtungen zu gewährleisten. 

Damit leistet das Betriebskollektiv den wichtigsten 
♦ % » 
Beitrag zur Weiterführung der Hauptaufgabe in ihrer 

Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik und zur 

Durchführung der ökonomischen Strategie der 80er 

Jahre, wie sie vom X. Parteitag der Sozialistischen 

Einheitspartei Deutschlands beschlossen wurde. 
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Die Entschließung der Betriebsparteiorganisation 
anläßlich der Parteiwahlen 1983 ist dabei Grund- 
lage und Maßstab für das einheitliche Handeln aller 
Kommunisten und Mitarbeiter von Kunst und Antiquitäten. 

Besondere Aufmerksamkeit muß dabei auf die Erhöhung 
der Effektivität der ökonomischen Ergebnisse gelegt 
werden. 

Ich erwarte von Ihnen, daß Sie auf der Grundlage der 
Beschlüsse der Partei und der speziellen Weisungen 
zur Durchführung des Planes 1984 persönlich alle 
Ihre Kräfte einsetzen, die Initiative und das 
Schöpfertum der Mitarbeiter des Betriebes fördern 
und so die Voraussetzungen schaffen, daß - wie in 
den Vorjahren - der Staatsplan erfüllt und erheb- 
lich überboten werden kann. 

Für die Durchführung des Volkswirtschaft tsplanes 1984 
wünsche ich Ihnen persönlich, Ihrem Stellvertreter, 
allen Kommunisten und Mitarbeitern viel Erfolg. 


Berlin, o5. Dezember 1983 


Mit sozialistischem Gruß 
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Kunst undz Yntiquitäten 

GmbH 


Wo die Kunst zu Markte getragen wird: In Mühlenbeck, zwölf Kilometer von Ost-Berlin entfernt, betreibt die „Kunst und^n^uitater^Gmj 
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Beschlagnahmt und in den Westen verkauft: Tübke-Bitd „Raub der Flora“ 





ln großen Industriehallen Kunst und Kuriosa gesta 



72 art?/84 


Verlag: Grüner & Jahr 





A ls der Antiquitätenhändler 
Gerhard Patzig aus Freital bei 
Dresden am 1. März 1983 
früh um 6.30 Uhr zum Brötchenholen 
ging, wurde er vor seinem Haus von 
zehn Mitarbeitern des Staatssicher- 
heitsdienstes der DDR erwartet und 
festgenommen. Im anschließenden 
Verhör, das zwölf Stunden dauerte, be- 
zichtigten sie den privaten Geschäfts- 
mann der Steuerhinterziehung. 

Wenig später machten sich in dem 
Stadthaus von 1802 an der Dresdner 
Straße 76, wo Patzig seit 25 Jahren sei- 
ne renommierte Kunsthandlung be- 
trieb, sogenannte Sachverständige 
breit, die an alle Objekte Etiketten mit 
Schätzpreisen klebten. Bei zwei Mei- 
ßenfiguren gleicher Größe und Quali- 
tät von Johann Joachim Kändler (1706 
bis 1775) taxierten sie die eine auf 
1400, die andere auf 4000 Mark der 
DDR. Ein weiterer Fehler unterlief 
ihnen bei einem Vierersatz Empire- 
stühle (Schätzpreis: je 150 Mark der 
DDR). Die Sitzmöbel gehörten längst 
der bundesdeutschen Schlagersänge- 
rin Katja Ebstein, die bei Patzig mit of- 
fizieller Genehmigung jeweils einen 
Teil ihrer Ost-Gage (pro Abend 14 000 
Mark der DDR) in Antiquitäten um- 
wechselt. 

Noch bevor ein Verfahren gegen den 
Kunsthändler anlief, hielten vor dem 
Freitaler Haus Lastwagen der staatli- 
chen „Kunst und Antiquitäten 
GmbH“ und transportierten das be- 
schlagnahmte Kunstgut ab. Patzig 
wurde nicht nur enteignet, sondern 
auch noch zu zwei Jahren und acht Mo- 
naten Gefängnis verurteilt. In zweiter 
Instanz reduzierte das Gericht die 
Haftstrafe auf 24 Monate und setzte 
sie zur Bewährung aus. Bürgereinga- 
ben an die staatlichen Organe führten 
dazu, daß der Kunsthändler für kurze 
Zeit sein Geschäft wieder öffnen muß- 
te, um die letzten Reste, die der Ent- 
eignung entgingen, zu verkaufen. 

Als dem Schein-Geschäft Genüge 
getan war, übernahm der Staatliche 
Kunsthandel Patzigs Geschäftsräume. 
Er läßt die historischen Kachelöfen her- 
ausreißen und durch eine moderne Hei- 
zung ersetzen, neuen Parkett-Boden 
verlegen und „Sozialräume“ für sieben 
bis acht Angestellte bauen, die dem- 
nächst statt Patzig hier Kunden bedie- 
nen sollen. Gesamtinvestition für den 
Umbau: rund 400 000 Mark der DDR. 

Der Vorwurf der Steuerhinterzie- 
hung ruinierte nicht nur den privaten 
Antiquitätenhändler Gerhard Patzig. 
Ihm fallen auch private Sammler zum 
Opfer. Denn die stets devisenknappe 


Bei Dr. Garcke beschlagnahmt: Louis-XVI-Gruppe 


• Devisengeschäft 




Bei Dr. Beuker beschlagnahmt: Klassizismus-Objekt 



i in Mühlenbeck Devisenbringer für die DDR: Porzellan-Pokal 
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Ein Kunsthändler wird 
angeklaat und ruiniert 



Kunsthandlung Patzig Frejta' 

Freital, Dresdner Str. 76 
Mtrz-Md 1983 ■ ML 9 -12/16 -18 h Sa. 9-12 b 



Vor seinem Haus in 
Freital bei Dresden 
wurde Gerhard Patzig 
am 1. März 1983 
verhaftet. Erst neun 
Wochen später 
wurde sein Geschäft 
„mit behördlicher 
Genehmigung ge- 
schlossen“ 


DDR nutzt seit einigen Jahren jede 
Möglichkeit, Kunstwerke und Antiqui- 
täten für den Export zu requirieren. 
Dabei bedienen sich die Behörden le- 
galer Mittel, die freilich sehr rigoros an- 
gewandt werden: Zwar beträgt in der 
DDR die Vermögenssteuer nur zwi- 
schen 0,5 und 2,5 Prozent, doch unter- 
liegt jede Wertsteigerung einer Samm- 
lung der bis zu 90 Prozent progressiven 
Einkommensteuer. Zur Zahlung her- 
angezogen werden Sammler, denen 
nachgewiesen werden kann, daß sie ih- 
re Kollektion durch Verkäufe und Käu- 
fe umgeschichtet haben. Ihnen wird 
von offizieller Seite sofort der Vorwurf 
spekulativer Handelstätigkeit gemacht. 

Aber auch ererbter Familienbesitz, 
der nur gehütet und nicht in den Handel 
gebracht wird, erfährt eine Wertsteige- 
rung und wird somit steuerpflichtig - 
zumal die staatlich festgesetzten Preise 
für Antiquitäten in den letzten acht 
Jahren um rund 800 Prozent gestiegen 
sind. Das Sammeln von Kunst und An- 
tiqitäten in privatem Rahmen ist also 
heute in der DDR ein fast unmögliches, 
zumindest aber höchst gefährliches 


Unterfangen, denn der Vorwurf der 
Steuerhinterziehung kann jeden tref- 
fen. Insgesamt wurden in den letzten 
Jahren 38 Privatsammlungen mit die- 
ser Begründung konfisziert. 

Profitiert hat von dieser rüden Praxis 
vor allem die „Kunst und Antiquitäten 
GmbH“ der DDR. Das staatliche Un- 
ternehmen hat sein zentrales Lager in 
Mühlenbeck, zwölf Kilometer nördlich 
von Ost-Berlin, zu erreichen über die 
Autobahn nach Rostock. Das Zentrum 
des ostdeutschen Antiquitätenhandels 
speichert und stapelt hier in mehreren 
großen Industrie-Hallen alles, was Ein- 
käufer und Steuerfahnder zwischen 
Rügen und Erzgebirge auftreiben : Mö- 
bel, Gemälde, Zinngerät, Fayencen, 
Porzellan, Waffen, Klaviere, Kutschen 
und Kachelöfen. Von kostbaren Anti- 
quitäten bis zu billigem Trödel reicht 
das Angebot. 

Als Käufer sind in Mühlenbeck al- 
lein westliche Besucher willkommen, 
mit harter Währung in den Taschen. 
Wer will und kann, der wird sogar vom 
staatseigenen „Limousinendienst“ mit 
dunkelblauem Volvo und Chauffeur 


vom Flughafen Berlin-Tegel abgeholt 
und für 250 DM nach Mühlenbeck ge- 
bracht. Dort erhält der Gast zunächst 
nur Einblick in eine vornehme Aus- 
stellungsgalerie. Angeboten werden 
ausgewählte Stücke: Silber, Bronzen, 
Vasen, Schmuck, Uhren und - en gros 
- neues Meißner Porzellan. Eine Eta- 
ge höher sind die Räume mit alten Mö- 
beln und Gemälden gefüllt. 

Da die Objekte häufig überteuert 
angeboten werden, lohnt sich auch das 
einzelne Valuta-Geschäft. Freilich ist 
diese Galerie auf dem Land nur das 
Aushängeschild für ein großangelegtes 
Devisengeschäft. Denn in Wirklichkeit 
betreiben die 18 Verkäufer der „Kunst 
und Antiquitäten GmbH“ hinter die- 
ser Fassade den Verkauf von Kunst- 
schätzen und Trödel aus der DDR im 
Supermarkt-Stil. 

Zu den hofierten Stammkunden 
zählen Händler auf der ganzen Welt. 
Unsortiert werden ihnen beispielswei- 
se große Lkw-Ladungen zum Mindest- 
preis von 250000 Mark geschickt. Als 
Spediteure treten häufig Westberliner 
Firmen auf. Meist geht die Ware nach 
Holland oder in die Bundesrepublik. 


Wie es Sammlern in 
der DDR ergeht 


Kempe, Werner Horst 
(Dresden) 

1974 Enteignung, danach 
Ausweisung in den Westen 

Dietel, Heinz 
(Erfurt) 

1974/75 Enteignung der 
Sammlung (Wert: 2,5 Mil- 
lionen Mark der DDR) 

Dr. Beuker, Friedhelm 
(Leipzig/Ost-Berlin) 

1976/81 Enteignung der 
Sammlung, Verurteilung 
zu zehneinhalb Jahren 
Freiheitsentzug, nach vor- 
zeitiger Entlassung Aus- 
weisung in den Westen 

Dr. Garcke, Peter 
(Ost-Berlin) 

1977 Enteignung der 
Sammlung (Wert: 2,5 Mil- 
lionen Mark der DDR). Ver- 
haftung, Selbstmord wäh- 
rend der Haft 

Dr. Fiedler, Klaus 
(Ost-Berlin) 

1978 Verurteilung zu einer 
Strafe von 250000 Mark 
der DDR wegen Steuerhin- 
terziehung 

Mau, Irmgard 
(Rostock) 

1981 Enteignung der 
Sammlung (Wert: 1,5 Mil- 
lionen Mark der DDR) 

Manthey, Bernd 
(Ost-Berlin) 

1981 Enteignung der 
Sammlung (Wert: 750000 
Mark der DDR). Verurtei- 
lung zu dreieinhalb Jahren 
Haft, sitzt noch in Bautzen 

Dr. Lange, Johannes 
(Ost-Berlin) 

1981/82 Enteignung der 
Sammlung (Wert: 2 Millio- 
nen Mark der DDR) 

Enders, Werner 
(Ost-Berlin) 

1982 angeklagt wegen 
Steuerhinterziehung, Ver- 
fahren noch nicht abge- 
schlossen 
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Die Warenbegleitscheine in die BRD 
tragen allerdings oft Liefer- Adressen 
außerhalb des Bundesgebietes. Würde 
die DDR nämlich direkt an die Bundes- 
republik verkaufen, so müßte der Erlös 
über die Interzonenhandelsbilanz bei- 
der deutscher Staaten abgerechnet 
werden. Um die Devisen in diesem 
„Swing“ nicht zu verlieren, wird der Ex- 
port häufig über Mittelsfirmen in Nach- 
barländern umgeleitet. 

Ihre West-Geschäfte macht die 
DDR mit einem festen Kreis von Part- 
nern. Das Händler-Kartell können 
Neulinge nur durchbrechen, wenn Wa- 
re von einer Gattung im Überfluß vor- 
handen ist. Im Jahr 1982 belastete die 
ostdeutschen Kunsthändler ein Über- 
hang an Klavieren: Chance für einen 
Einsteiger, der alle Lieferungen - ins- 
gesamt 2000 Klaviere - abnahm. 1983 
waren es Teppiche, die bislang nicht 
abgesetzt wurden. Gefragter waren 
Standuhren, hier ging ein Posten von 
10000 Stück nach Kanada. 

Im großen Stil lohnt es sich also, mit 
den Mühlenbeckern ins Geschäft zu 
kommen. Rund 25 neue Händler be- 
mühen sich jede Woche darum. Auch 
für sie scheint zu gelten, was der ehema- 
lige Hauptgeschäftsführer der „Kunst 
und Antiquitäten GmbH“, Horst Schu- 
ster, vor Jahren lapidar befand: „Wir 
machen die Preise so, daß jeder sein Ver- 
gnügen daran hat.“ Zumindest Schuster 
scheint inzwischen den Spaß am Kul- 
tur-Export verloren zu haben. Ersetzte 
sich vor Jahresfrist in den Westen ab. 

Der Devisen-Hunger der DDR stellt 
die staatlichen Kunsthändler mittler- 
weile allerdings vor ernsthafte Nach- 
schub-Probleme. Schließlich durch- 
kämmen seit 1973 Aufkäufer systema- 
tisch jede Stadt und jedes Dorf zwi- 
schen Elbe und Oder auf der Suche 
nach Kunst, Kitsch und Kuriosa. Einen 
besonderen Namen als Spürnase in die- 
sem Geschäft machte sich einst der ehe- 
malige Bergmann und Kellner Sieg- 
fried Kath, derzwischen 1972 und 1974 
allein durch Provision zum DDR-Mil- 
lionär wurde. Kath lebt nach Krach mit 
der DDR heute in West-Berlin. 

Härter noch als den gewieften Kol- 
laborateur Kath traf die Gier nach de- 
visenträchtigem Kunstgut den privaten 
Antiquitätenhändler Gerhard Patzig, 
der geglaubt hatte, durch Zusammen- 
arbeit mit der „Kunst und Antiquitäten 
GmbH“ vor jeglicher Verfolgung sicher 
zu sein. Der seriöse Fachmann hatte 
den Mühlenbecker Devisenhändlern in 
den vergangenen Jahren Kunst und 
Antiquitäten im Wert von rund 2,5 Mil- 
lionen DM geliefert. 


Am intensivsten schnüffeln die staat- 
lichen Spürnasen jedoch privaten 
Sammlern nach. Das mußte schmerz- 
lich der Leipziger Sportarzt Dr. Fried- 
helm Beuker erfahren. Der Sammler 
bedeutender Klassizismus-Objekte 
wurde 1976 zum erstenmal der Steuer- 
hinterziehung angeklagt. Er verlor 
durch Enteignung nicht nur seine auf 
3,5 Millionen Mark der DDR geschätz- 
te Kollektion, sondern wurde auch 
noch zu zehneinhalb Jahren Freiheits- 
entzug verurteilt. Obwohl die Strafe 
später teilweise erlassen wurde, stellte 
der Staatsanwalt ihn 1981 erneut unter 
Anklage. Heute lebt Beuker im We- 
sten, wo seine Strafe inzwischen ge- 
richtlich annulliert worden ist. 

Von hier aus kann der Sammler das 
höchst kuriose Schicksal seiner Kollek- 
tion verfolgen : So war sein „Hossauer 
Schinkel-Pokal“, vom Berliner Hof- 
goldschmied George Hossauer 1828 
nach einem Entwurf von Karl Friedrich 
Schinkel gearbeitet, einst im DDR- 
Standardwerk „Deutsche Goldschmie- 
dekunst“ noch mit dem Zusatz „Slg. Dr. 
F. Beukert“ angegeben. Nach Beschlag- 


nahme der Sammlung erschien dersel- 
be Pokal im Katalog derSchinkel-Aus- 
steliung des Ost-Berliner Alten Mu- 
seums mit dem Quellenhinweis „Leih- 
gabe". Ungenannter Leingeber war da- 
mals die „Kunst und Antiquitäten 
GmbH“, die das Objekt wenig später 
den Staatlichen Museen zu Berlin 
schenkte. 

Teile aus Bcukers Porzellan-Samm- 
lung tauchten noch während der Haft 
des Arztes im „Antikshop“ des West- 
Berliner KaDeWe auf. Ebenfalls in 
West-Berlin entdeckte Beukerein Bild 
des Leipziger Malers Werner Tübke, 
das er 1981 auf einer Auktion der Gale- 
rie am Sachsenplatz (Leipzig) für 
21000 Mark der DDR erstanden hatte. 

Das Bild war der angesehenen Gale- 
rie Pels-Leusden in West-Berlin ange- 
boten worden, die es an die Hannove- 
raner Galerie Brusberg weitergab. Für 
38000 DM landete Tübkes „Raub der 
Flora“ schließlich in einer bundesrepu- 
blikanischen Privatsammlung. 

Insider schätzen den jährlichen Um- 
satz der „Kunst und Antiquitäten 
GmbH“ auf 60 Millionen DM. O 


Ein Sammler wird 
angeklagt und ruiniert 



Der Leipziger Sportarzt 
Dr. Friedhelm Beuker verfügte 
über eine der bedeutendsten 
Klassizismus-Kollektionen. Sein 
Hossauer Schinkel-Pokal“ (oben) 
wurde sogar in Fachbüchern 
gerühmt. Wegen „Steuerhinter- 
^ Ziehung“ beschlagnahmte 
der Staat die Sammlung 
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Dokument 49 


Kulturguteohutzkoanleelon 
des Ministeriums für Kultur 


Miniatur für Kultur 

Genossen Dr . Hane-Ooachlm Hoff mann 


übar 


Stallvartratar da« Miniatur« 
Ounouuun Dr« Friedheia Grebe 


l Tp 

Berlin, 09.04.1084 f > ' 

■11 j 

Direktor der 

Kunst und Antiquitäten GmbH 
Genossen Farken 
Kenntnisnehme/Verbleib. 



Bstr. | Zusammenarbeit mit dar Kunst und Antiquitäten CabH hinsichtlich 
de« T«u»oh«« und Verkauf« von geschützte« und nicht geschütztem 
Kulturgut 


Bekanntlich kauft dar «taatllch« Außenhandelsbetrieb "Kunst und 
Antiquitäten GmbH" ln dar Bevölkerung d«r DDK Kulturgut auf, da« für 
d«n Export bestlant l«t. Darunter befindet «ich von Zelt zu Zeit auch 
Kulturgut von nationaler und Internationaler Bedeutung, da« dann aller 
dinge von hohe« finanziellen Wert lat. 

Auf dar Grundlage der alt dea Ministerium für Außenhandel abgeechlosse 
nun Vereinbarung wird Kulturgut dieser Qualität von unserer Kommission 
ausgesondert und nloht für den Export freigegeben. Diese vertrauens- 
volle Zuaanaenarbeit alt dea Außenhandelsbetrieb hat sich bewährt. 
Offen lat allerdings die Frage, wie dleeee Kulturgut von den entspre- 
chenden kulturellen Einrichtungen erworben werden kann. 

Der Abkauf dar Kulturgüter ln Mark der DDK ist nach Auskunft des 
Direktors dar Kunst und Antiquitäten CabH, Genossen Farken, nicht 
eöglloh, da er aalnen Valuta-Plan erfüllen muß, Valutanittel sind unsc 
res Wlaaans nach bei den kulturellen Einrichtungen nicht vorhanden. 
Inwieweit Valuta-Mittel der zentralen Staatsorgane dafür eingesetzt 
werden können, lat uns nicht bekannt. 

Genosse Farken unterbreitete uns den Vorschlag, dieee Kulturgüter der 
Kategorien I und ZI gegen Kulturgüter der Kategorie IXI dar kulturell* 
Einrichtungen zu tausohen. Selbstverständlich müßte der finanzielle 
Wert dea T a uaohgutas ausgeglichen sein. Des Risiko des Verkaufe der 
nicht so wertvollen Kulturgüter Oberninet dealt der Außenhandelsbe- 
trieb. 




Genosse Parken bekundete weiterhin sein Interesse deren, Kulturgut ^ ( 
der lluseen unterhalb der Kategorie 111 (kein gescbütstes Kulturgut 
der DDR) in beiderseitigen Interesse anzukaufen* Mit solchen Kultur» 
gütern könnte einerseits der Export der Kunst und Antiquitäten GmbH 
verbessert werden, andererseits ist Genosse Farken bereit, einen be- 
st immten Prozentsatz, der noob zu vereinbaren wäre, aus den Erlös 
in Valuta ansure ebnen» Damit könnten die Museen Uber den Außenhandels- 
betrieb ihrerseits Kulturgut von Interesse in Ausland erwerben* 

Diesen Teil seines Angebots betreffend informierte Genosse Farken da- 
rüber, daß entsprechende Vereinbarungen mit dem Bereich des Hoch- und 
Fachschulwesens vorbereitet sind* Seine Erfahrung tendiert dahin, daß 
die Museen allerdings zun Verkauf an den Außenhandelsbetrieb nur dann 
bereit sind, wenn sie über die Kunst und Antiquitäten GmbH Kulturgut 
im Ausland erwarben können* 

Aus der Sicht unseres Verantwortungsbereiches nehnen wir zu den Vor- 
schlägen des Genossen Farken wie folgt Stellung! 

1* Die grundsätzliche Klärung der Frage, wie aus gesondert es Kulturgut, 
das nicht zum Export freigegeben wurde, in geeignete staatliche 
Einrichtungen einer entsprechenden Nutzung zugeführt werden können, 
ist für unsere Arbeit von erheblichem Interesse, weil es dem 
Anliegen des Kulturgutschutzgesetzes entspräche* 

Ohne den Stellungnahmen der HA Planung und Finanzen und der Abt* 
Museen und Denkmalpflege vorweggreifen zu wollen, halten wir 
die Form des Tausches für Uberlegenswert* Nach unserer Kenntnis 
aus der Zusammenarbeit mit dem Ministerium der Finanzen hinsicht- 
lich der VernÖgensfragen bei verwalteten Kulturgut durch einen 
staatlichen Kurator wissen wir, daß die meisten kulturellen Ein- 
richtungen aller Unterstellungsverhältnisse auch für Mark der 
DDR Kulturgut von nationaler oder internationaler Bedeutung nur 
ln geringen Umfang kaufen können, da die Ankauf sfonds zu klein 
sind. 

Die Möglichkeit des Erwerbs von Kulturgut ln Ausland durch den 
Verkauf von nicht geschütztem Kulturgut an die Kunst und Anti- 
quitäten GmbH ist unseres Wissens nach einmalig, da die kulturelle 
Einrichtungen bisher überhaupt kein Kulturgut außerhalb der DDR 
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ankeufen können* 


2« liech dem Kulturgutschutzgeeetz wäre die Ausfuhr von Kulturgut der 
Kategorie 111« des die Kunst und Antiquitäten GmbH durch Tausch 
von kulturellen Einrichtungen erhielte , jederzeit möglich, da 
der Minister für Kultur auf Grund der geschlossenen Vereinbarung 
sein Ausfuhrgenehmigungen cht für Kulturgut dieser Qualität auf 
die zuständigen Organe des Ministeriums ftlr Außenhandel delegiert 
hat* 

Pie Ausfuhr von Kulturgut unterhalb der Kategorie XIX, das daß 
Außenhandelsunternehmen von den kulturellen Einrichtungen im 
gegenseitigen Interesse ankaufen würde, ist unbedenklich* 

3* Sollten die Vorschläge vom Genossen Parken prinzipielle Zustim- 
mung finden, wären sicherlich alle weiteren Schritte swlschen 
ihm, der HA Planung und Finanzen sowie der Abteilung Museen und 
Penksdpflege unseres Ministeriums zu beraten* 

r i 

Werner Schmeichler 
Vorsitzender 
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Dokument 50 


Mlniatarlua fOr Außenhandel 
Bereich .Kommerzielle Koordinierung 
Staatgaekretir, • — 

Ganopftsri 3>x« Schalck 

* y. . m 

lo2o e r 1 i n ' 

Welleftaße 17-22 ° 


* ,* * ’ 0mm * ** ■ 

/ ”* ' !t W- ’ 

,'7*^ * • 

; * 

r. :v**v .*• 

■ - 


>21 «11 *1984 


gfe‘ • 


; *■* " • 7-V \ jf £&4355iS$^' r ‘ i 

Anllßlioh ii na erer:-ge»trlyen Wahlb erlmita9e>a eialung ffdar^.C' < 
BetrlebägevBrkebhaftPorganiaation 'hahanpirlr itma^ddrDtTe^r 
stfindigy deichen Beitrag unser - KollÄtlv^ln der^voruna.’ •:* 
liegenden Wsttbeworbastappe zurErfOllung.der^öji X» Partei- 
tagder^SETDund; vom io« TDGB-Kongreß-'gestiill teer'' Auf geben 
leiaten~kann» . ' 

Im Ergebnis der Beratung wurde beschlossen, zu Ehren des . 

4o. Jahreetagba der Befreiöng von Faachlaaua durch' die ruhm- 
reiche) ^Sowjetarmee unter der“ Losung ' -- *+.. •- , 

• -•%$?, ■ ^ " >4 ^ . *'• • • 

"4o S zua 4o» Jahrestag* 

die etaatliche Planauflage ValutaabfOhrung zua 8« Hai 1985'' 
nit 4o S zu realisieren» 

/ 

Um diese Zielstellung zu erreichen, werden wir bereits in 
den noch verbleibenden 6 Wochen des Jahres 1984 nach den . 
Kennziffern des Planes 1965 arbeiten« 

Wir betrachten diese Verpflichtung als einen Beitrag zur 
Stärkung der DDR, dea sozialistischen Lagers und zur Erhal- 
tung des Friedens» Wir wollen damit auch einen Dank gegenüber 
der Sowjetunion entrichten, dieses durch dlese^Hiatorische 
Bef reiungstat*. vor 4o Jahrer. erst' ermöglichte, ‘daß erstmalig 
auf deutschem Coden ein sozialistischer Staat entstehen 
konnte» 


2 




Vir versprachen Ihnen li Naaendee geesaten Kollektivs, 
alles .ln' unseren Kräften stehende zu. tun, ua unsere Ver- 
pflichtung zu erfüllen« . .. .• 
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Dokument 51 


Ministerrat der DDR 
Ministerium der Finanzen 
Staatliche Finanzrevision 
- Inspektion Rostock - 


VEB (K} Antikhandel 
8300 P i r n a 

Markt 14 

z. Ed. des Betriebsdirektors 


Werter Genosse Betriebsdirektor 


Stralsund, den 11 .o4« 19Ö5 

1 — 


¥Xi 

Scksurtst 

Dk, LikA. 


AN ‘- • \ 5. Apri 

\.m{ 

HÄNDE 


Km «r 

A,lg. Vm r. 

1 Jifp» 


Zur Klärung eines Sachverhaltes benötigen wir dringend Ihre mög- 
lichst kurzfristige Unterstützung. 

Wir bitten Sie, uns eine Aufstellung darüber zu übersenden, welche 
Bürger der Stadt Stralsund Ihnen seit dem l.ol. 1983 Antiquitäten 
angeboten oder verkauft haben. Wir benötigen hierzu das Datum, 
den Hamen und die Anschrift des Bürgers sowie die Art der ange- 
botenen Gegenstände. 

Wir bitten Sie, Ihre Rückantwort möglichst umgehend an folgende 
Adresse zu senden: 

Staatliche Finanzrevision 
Büro Stralsund 
2300 Stralsund 
Tribseer Damm 1 a 
beim Rat des Kreises 
z. Hd. Gen. Isigkeit 

Bereits im Voraus vielen Dank für die freundliche Unterstützung 1 


Mit sozialistischem 'Gruß I 

7 ^ V" 

(Isigkeit)-' 

- Hauptrevisor - 




' * & - • 4 *»'*• 


- . UIC1 

i:k 
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Dokument 52 


Rat des Bezirkes Leipzig 

juTto.. Finanzen /Steuern 
Sektor operative Finanzkontrolle 


7030 LEIPZIG, d*n 23. 7. 1963 

KAftL-uaKHEon-sntASS i« 



Kunst und 
Antiquitäten GmbH 
z. Hd. Genossen Parken 

1409 Mühlenbeck 
Kastanienallee 19/20 



Ersuchen um Auskunft serteilung in Durchführung von strafprozes- 
sualen Ermittlungsverfahren 


Werter Genosse Parken! 


Durch den Staatsanwalt der Stadt Leipzig wurden gegen die 
BUrger 

Karl BUhler t 7030 Leipzig, A. -Kästner-Straße 80 und 
Jürgen Müller, 7030 Leipzig, Lößniger Straße 79 

strafprozessuale Ermittlungsverfahren eingeleitet. Die Steuer- 
fahndung der Abteilung Finanzen des Bates des Bezirkes Leipzig 
wurde mit der Durchführung dieser Ermittlungsverfahren beauf- 
tragt. 


Die bisherigen Ermittlungen ergaben, daß beide Beschuldigte 
Uber die Kunst und Antiquitäten GmbH Briefmarken oder andere 
postalische Belege zu Auktionen eingeliefert haben. BUhler 
sowie Müller waren gewerbliche Briefmarkenaufkäufer für den 
VEB Philatelie Wermsdorf. Es besteht aus bestimmten Feststel- 
lungen heraus der begründete Verdacht, daß die Beschuldigten, 
unter Hutzung der Anschriften dritter Personen, Briefmarken 
zu Auktionen gegeben haben, um als Einlief erer unerkannt zu 
bleiben. Zur Verschleierung von derartigen Verkäufen bzw. Eln- 
lieferungen zu Auktionen könnten unter anderem folgende An- 
schriften genutzt worden sein: 


nuuj.er, Inge 7030 
BUhler, Ralph 7030 
Täschner, Barbara 7030 
Täschner, Silke 7030 
Täschner, Reik 7030 
Strohmeier, Ote 7114 
Schneider, Ilse 7113 
Allewohl, Henry 5322 
Mäskentin, 7901 
Müller, Karin 7030 


Leipzig, Alfred— Käelner- Straße SC 
" , " 80 
" , Bernhard -Gör ing- Straße 157 

" , " 157 

" , " 157 

Zwenkau, H. -Hase- Straße 17 
Markkleeberg, E. -Thälmann -Straße 163 
Bad Sulza, Bergstraße 15 
Grauwinkel 

Leipzig, Lößniger Straße 79 
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FIRMSPRICH ER 39 »0 


FERNSCHREIBER 031/391 
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Träger, Ute 
Träger, Roland 
Träger, Eva-Maria 
Träger, Johannes 
Träger, Christiane 
Spohler, Ingrid 


7010 Leipzig 
7010 " 

7010 ■ 

7010 ■ 

7010 ■ 

7030 " 


Punkenburgstraße 19 

n 19 

« 19 

■ 19 

" 19 

MUhlholzgasse 49 


Werter Genoese Parken, es wäre wichtig festzustellen, ob 
Blihler oder Müller Uber Ihren Betrieb, unter Nutzung bisher 
nioht bekannter Nasen, Einlieferungen zu Ebel-Auktionen vor- 
genotnmen haben. Aus diesem Grunde möchte ich Sie bitten zu 
prUfen, ob die Möglichkeit besteht, die Namen aller Einlief erer, 
die Uber Ihren Betrieb zur Ebel-Auktion vermittelt wurden, 
feetstellen zu lassen und mir mitzuteilen. Dazu würden ent- 
sprechende vertrauliche Ermittlungen geführt, inwieweit diese 
Personen im Zusammenhang mit den beiden genannten Beschuldigten 
stehen. Biese Angaben wären rückwirkend ab dem Jahr 1975 von 
Bedeutung. 


PUr Ihre Bemühungen im voraus vielen Bank. 


Mit sozialistischem Gruß 



Sektorenleiter 
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Dokument 53 


Ml KiSTOUlAT 

DER DVirtl'fdiKH DIX1 JK lt AT1SCI f EN HEPUI1UK 
MiukUriuft* für iiificubauUI 

DCU ITA ATtflCKSU -rAM 

AHB Kunst und Antiquitäten 

Generaldirektor 
Genossen Parken 

1409 M tlhlenbeck 


Werter Genosse FarkenI 

Zn Verbindung mit der Überleitung der ökonomischen Aufgaben aus 
der Philatelie in die Verantwortung des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung ergibt sich, daß durch die unterschiedlichen Eigen' 
tumsformen des AHB Kunst und Antiquitäten (GmbH) und des VEB 
Wernsdorf ein direkter Zusammenschluß beider Betriebe nicht 
möglich ist. 

Ich habe deshalb entschieden, daß der VEB Wermsdorf dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung direkt unterstellt wird. 

Sie werden hiermit bevollmächtigt# alle fUr die Durchführung 
der ökonomischen Tätigkeit des VEB Wermsdorf erforderlichen 
Kontroll- und Anleitungspflichten im Auftrag des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung wahrzunehmen. Diese Vollmacht 
schließt die bereits abgestimmte ValutakontenverfUgung ein. 

Mit sozialistischem Gruß 
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Dokument 54 

Berlin, den 13, August 1985 

Vermerk 1 4.8 

über die Beratung mit öelr Kunstachutzkommiaaion 
am 02, Auoust 1985 • 


Teilnehmer i Genosse Schmeichler, Ministerium f « Kultur 

Kollege Gtirlsch , Kunstgewerbemuseum 

Köpenick 

Genossin Marz , Kunst u, Antiquitäten 

1, Kauf von -Antiquitäten durch 'ausländische Künstler 

Genosse Schmeichler informierte, daß im Ergebnis einer umfas- 
senden Untersuchung die Verkäufe von Antiquitäten an auslän- 
dische Künstler vorerst eingestellt sind. Eine Neuregelung 
wird durch eine entsprechende Weisung abgesichert. Danach ist 
folgendes vorgesehen! 

Ausländische Künstler können nach wie vor für ihren Gagenan- 
teil in Mark Antiquitäten 'kauf en , jedoch nur unterhalb der 
Kategorie III und auch nur in der - Verkauf seinrichtung des 
Staatlichen Kunathandels in Berlin, Karl-Marx-Allee, 

Alle bisherigen Pri vateinkäuf e der Künstler wurden ohne Ein- 

» 

Schaltung der Kunstschutzkommiesion susgeführt. Es gab keiner- 
lei Regelungen, weder in Berlin noch in den Bezirksstädten, 

/ 

2, Vereinbarung HfK/HAH 

Genosse Schmeichler wurde davon in Kenntnis gesetzt, daß die 
Vereinbarung im überarbeiteten Text vom MfK bei uns vorliegt. 
Die Zusammenarbeit mit den Museen bedürfen nach dieser Ver- 
einbarung jedoch gesonderter Genehmigung, Genoese Schmeichler 
war über diesen neuen Entwurf nicht informiert« 
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3« Kunstschutz beim Export von Mineralien und Fossilien 

Genosse Schmeichler wies darauf hin, daß auch der Export von 
Mineralien und Fossilien nur mit Genehmigung der Kunstschutz- 
kommi8Sion erfolgen darf« Das heißt, daß die Vertrage analog 
dem Handel mit Antiquitäten mit dem Vorbehalt der Genehmigung 
zur Ausfuhr abgeschlossen werden müssen. 

Unsererseits wurde der Vorschlag unterbreitet, nach Beendigung 
der Leipziger Herbstmesse ein Zuaaramentref f e,n mit Genossen 
Dr» Fischer durchiuf ühren, 

Vom Genossen Schmeichler wurde der Vorschlag unterbreitet, 
ein Mitglied der Kunstschutzkommission und zwar Dr, x sc, Walther, 
8010 Dresden, Augustusstraße 2, Telefon 4 95 24 46, für die 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zu benennen. 

Genossin Herz übernimmt es, bereits vorab Genossen Dr. Fischer 
von diesem neuen Sachverhalt in Kenntnis zu setzen» Sie wird 
das vorgesehene Treffen für die 2. Hälfte September 1985 mit 
allen Beteiligten vereinbaren, 

4« E isenbahnsammlunq Gaudlitz 

Auf Grund unserer schriftlichen Anfrage, den Kunstachutzbe- 
achluß für die Reste der Eisenbahnsammlung Gaudlitz aufzuheben, 
teilte Genosse Schmeichler folgendes mitt 

- Er gestattet K & A alle die Dinge zu verkaufen, die nicht 
unmittelbar mit Eisenbahn und E i senbahnzubehör identisch 
sind. 

- Genosse Schmeichler wird sich darum bemühen, einen Spezia- 
listen des Dresdener Verkehramuseums zu gewinnen, der an 
Hand der von uns gekauften Gegenstände beurteilen soll, 
welche Gegenstände für das Dresdener Verkehrsmuseum interes- 
sant sind. In diesem Falle würde man mit uns tauschen, Ge- 
genstände zum Tausch sind in Dresden vorhanden. 

Sollte jedoch kein Interesse an diesen Gegenständen vorhan- 
den sein, donn wird Gen, Schmeichler veranlassen, daß dieser 
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Spezialist ein Gutachten anfertigt, aus äem hervorgeht, 
daß diese Oinge nicht unter Kunstschutz stehen« Mit diesem 
Gutachten wird er dann versuchen, den RatsbeschluO der 
Stadt Leipzig aufzuheben« 

5« Zusammenarbeit der Kunatschutzkomroission mit dem HdF 


Gen# Schmeichler informierte darüber, daG er nach wie vor mit 
dem Ministerium der Finanzen Meinungsverschiedenheiten über* 
die Einbeziehung des geschützten Kulturgutes in Beschlagnah- 
mungen zur Begleichung von Steuerschulden ' hat « Sein Vorschlag 
lautet, daQ das MdF vor erforderlichen Beschlagnahmen das 
geschützte Kulturgut ausaondern lassen soll«. Entpprechende 
Experten würden dafür zur Verfügung stehen# 

.'nwieweit und wann eine Einigung der Kunstschutzkommission 
mit dem MdF erzielt wird, ist ungewiO« 

6« Volkseigentum aus Bodenreform 


Gen« Schmeichler inf ormiert* darüber , daß alles Inventar der 
Museen der DDR, das ihnen durch die demokratische Boden- 
reform zugeführt wurde, mit der Bodenreform in Volkseigentum 
übergegangen ist, d« h. mit anderen Worten, daß diese». Gegen- 
stände durch die Museen zum Tausch verwendet werden können, 
sofern sie nicht unter die entsprechenden Kategorien des ge- 
schützten Kulturgutes fallen» 


Darüber hinaus gibt es seit 1945 in den Museen ausländischen 
Besitz, von dem der Eigentümer nicht bekannt ist« Auch über 
diesen Besitz strebt da6 MfK eine Regelung an, man rechnet in 
ca, 2 bis 3 Jahren mit der Herausgabe einer neuen DVO, 
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Dokument 55 


Berlin, den 




Ministerium fQr Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Staat aaekretlr , 

Genossen Dr. Schalck 


Werter Genoase Dr. Schalckt 

GemlB Ihrer Festlegung zur Planverteidigung I9B6 de? AHB 
Kunst und Antiquitlten erhalten Sie nachstehend meinen Stand- 
punkt zu den Beziehungen des AHB Kunst und Antiqutilten r.wm 
VEB (k) Antikhandel Pirna. 

Wie aus der Anlage 1 ersichtlich, konnte der VEB (k) Antil:- 
handel im Laufe der Zusammenn rbe it aus einem ehemaligen 
Privatbetrieb zu einem VEB entwickelt werden, der dir Haupt- 
stütze bei der Warenbere i t s t e 1 luug unserer Exporterzeugnisse 
bildet. Grundlage der Arbeitsweise bildete das Statut, dar- 
aus der heutigen Sicht nicht mehr den Bedingungen der Zu- 
sammenarbeit zwischen dem AHB Kunst und Antiquitäten und dem 
VEB (k) Antikhandel Pirna entspricht, insbesondere bernglich 
einer klaren Aussage zum DnteratellungsverhBltn ia . 

Deshalb wurde ein neues Statut gemlß Anlag» 3 erarbeitet, 
das meines Erachtens die volle Verantwortung des AHB rum 
Ausdruck bringt. 

Eine Änderung des Unter s te l-lungsve rhH 1 tn i sses kann nur analog 
VEB Philatelie Wermsdorf erfolgen, d.h. Unterstellung heim 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, da die unterschiedlichen 
Eigentumsformen eine Unterstellung des VEB bei Kunst und 
Antiquitlten GmbH nicht zulassen. 

Eine Änderung der Eigentumsform der Kunst und Antiquitlten 
GmbH halte ich aufgrund der Spezifik der Wsr»nhere iche ins- 
besondere ftlr die Arbeit auf den internationalen Märkten 
nicht zweckmlBlg. 

Ich bitte um Zustimmung. 


Mit sozialistischem Gruß 
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Anlage I 


Darstellung der gegenwärtigen Beziehungen zwischen dem 

AHB Kunst und Antiquitäten GmbH und dem VEB (k) Antikhandel 

Pirna 


Der VEB (k) Antikhandel Pirna entstand aus der ehemaligen 
Firma Kath, Pirna, über die Firma Antikhandel GmbH Pirna 
und arbeitet seit dem 1.1.1977 auf der Grundlage eines Statuts 
(Anlage 2 ) . 

Die Grundsätze und Formen der Zusammenarbeit beider Betriebe 
sind in einem V i r t scha f t sver t rag geregelt. 

Folgende Formen der Zusammenarbeit werden praktiziert: 


1 . Zielstellung des VEB (k) Antikhandel 

Die Zielstellung besteht seit Gründung des Betriebes un- 
verändert in der Erschließung von Exportreserven. Die ange- 
kauften Gegenstände werden durch den AHB Kunst und Antiqui- 
täten GmbH ausschließlich in das NSW exportiert. Ein Ver- 
kauf im Inland erfolgt nicht. 


2 . Aufgaben des VEB (k) Antikhandel 


Zur Durchführung seiner Ankau f s tät igke i t unterhält der VEB 
eine eigene Ankaufsorganisation in allen Bezirken der Repu- 
blik. Insgesamt bestehen 

- 16 E inkau f sbe re i che 
9 Ankau f s ge s chä f t e 
2 Reparaturwerkstätten 

Damit verfügt der Betrieb über III Läger mit einer Lager- 
fläche von 29.836 m . 

Durch den AHB erfolgt die fachliche Anleitung für die An- 
kau f s t ä t i gke i t . Die Verkaufstätigkeit wird durch den AHB 
wah rgenommen . 
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3 . Finanzierung mit Fondsausstattung 


Der AHB stellt dem VEB auf der Grundlage jährlich auszuar- 
beitender Kostenpläne die gesamten finanziellen Fonds zur 
Durchführung seiner Aufgaben zur Verfügung. 

Der VEB ist gegenüber dem AHB abrechnungspflichtig, der AHB 
übt die finanzielle Kontrolle aus. 

Alle aus der Geschäftstätigkeit des VEB entstehenden Ge- 
winne in Mark werden durch den AHB mit dem Ministerium 
für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung regu- 
liert. 

Der VEB ist gegenüber der Staatlichen Zentralverwaltung für 
Statistik nicht meldepflichtig. 

Die Abrechnung aller vom AHB vorgegebenen Kennziffern er- 
folgt ausschließlich gegenüber dem AHB. Der Rat der Stadt 
Pirna erhält vom VEB lediglich die Kennziffern über die 
Erfüllung des Arbeitskräfteplanes. 


4 . Ar be i t s rech t s ve rhä 1 t n i s se und kadermäßige Zusammenarbeit 


Mit Gründung des Betriebes wurden durch den Rat der Stadt 
Pirna der Betriebsdirektor und der Hauptbuchhalter in Ab- 
stimmung mit dem Ministerium für Außenhandel, Bereich 
Kommerzielle Koordinierung berufen. Seitens des Rates der 
Stadt Pirna erfolgt keine Einflußnahme auf aie Leitung des 
VEB . 

Der AHB hat in allen Kaderfragen Mit spracherecht . Leitungs- 
mitglieder der mittleren und unteren Ebene werden nur mit 
Bestätigung des AHB eingesetzt. 

Zur Zeit sind von 96 Planstellen des Stellenplans 1985 
94 Planstellen besetzt (dav. 67 männlich, 27 weiblich). 

Von den Werktätigen des Betriebes haben 

7 Mitarbeiter einen Hochschulabschluß 

9 " ” Fachschulabschluß 

-75" " Facharbeiterabschluß 

3 Mitarbeiter sind ohne abgeschlossene Berufsausbildung. 
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Organisiert sind 

- 22 Mitarbeiter in der SED (23,4 I) 

5 " in anderen Parteien (5,7 I) 

- 94 " im FDGB ( loo Z) 

Die 4 Leitungsmitglieder sind Mitglied der SED, zwei verfü- 
gen über einen Hochschulabschluß, zwei über einen Fachschul- 
abschluß. 

Für 1986 ist aufgrund der zusätzlich zu übernehmenden Auf- 
gaben (Ankauf von Münzen und Orden sowie Ehrenzeichen, Brief- 
marken und Grafiken) ein Stellenplan von 115 Planstellen vor- 
gesehen . 


3 . Ökonomische Ergebnisse 


Der VEB hat in den vergangenen Jahren ständig höhere Ankaufs- 
ergebnisse erreicht, was auch in der Gegenüberstellung 1984 zu 
1985 sichtbar wird: 

Jahr Jahresplan Realisierung 

Ankauf Ankauf 

TM TM 


1984 1 3 . 8oo 14.76o 

1985 14.500- 13.98o (Stand 31. Io. 85) 

1986 I6.000 

Zu s a t z ve rp f 1 i ch t g . 5oo 

Der VEB realisiert mit seiner Ankaufstätigkeit somit ca. 5o Z 
des gesamten Warenau fkommens für den AHB. 

Die Gesamtkosten des VEB betrugen im Jahre 1984 3.663 TM, 

darunter l.ooo TM Lohn f ond s inanspr uchnahme . — 

Per 3o.9.85 betrugen die Gesamtkosten 2.868 TM, darunter 
824 TM Lohn f ond s i nan s p ruc h nähme . 

Auf der Grundlage des We t t b e ve r b s be sc h 1 u s s e s des VEB (k) 
Antikhandel Pirna erfolgt eine zusätzliche Stimulierung durch 
Initiativprämien, differenziert nach entsprechenden Leistun- 
gen. 

Die Höhe liegt im Durchschnitt des Betriebes bei ca. 33 Z der 
B r u 1 1 o 1 oh n s umme . Damit wurde eine Anlehnung an die im sozia- 
listischen Binnenhandel geübte Praxis hergestellt. 
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Hauptkr iter ien für diese Le i s t ungsprämi en sind insbesondere: 

- erreichte Ergebnisse im Ankauf 

- hohe Rentabilität im Export 

- Vermeidung ökonomischer Verluste 

- Einhaltung der Prinzipien von Ordnung und Sicherheit 


Der VEB rechnet gegenüber dem AHB ab: 

1. die Ergebnisse der Planerfüllung jeweils am Ende des 
Quartals und 

2. die Inanspruchnahme der finanziellen Fonds jährlich 
per 3o . 6 . und 31.12. durch Vorlage einer Bilanz 

Der Rat der Stadt Pirna erhält keine Information über die 
ökonomischen Verhältnisse des Betriebes. 

Auf der Grundlage der vertraglichen Vereinbarungen zwi- 
schen dem Rat der Stadt Pirna und dem Ministerium für 
Außenhandel über die Gewährung eines Valutaanrechts erhält 
der Rat der Stadt Pirna 2 Z vom Exportumsatz. Der Rat der 
Stadt Pirna gewährt dem VEB im Territorium Unterstützung 
bei der Lösung anstehender Probleme. 


Aus der Darstellung der Formen der Zusammenarbeit geht her- 
vor, daß die gesamte Anleitung und Kontrolle sowie die Finan- 
zierung und Abrechnung durch den AHB Kunst und Antiquitäten 
GmbH wahrgenoomen wird. 
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Einbeziehung der Museen und Staatlichen Kunstsammlungen 
der DDR in den internationalen Kunsthandel zum Zwecke der 
Bereichung und Profilierung ihrer Sammlungen durch Importe 
aus dem NSW 


1. Die DDR hat sich seit ihrer Gründung weder durch Verkäufe 

noch durch Aufkäufe am internationalen Kunstmarkt betei- 
ligt. 

Damit werden auf wesentliche kulturpolitische und außen- 
politische Werkungen, die das Ansehen unseres Staates 
stärken, verzichhtet. An- und Verkäufe der Museen und 
Staatlichen Sammlungen gehören zur internationalen Praxis 
in der kulturellen Zusammenarbeit der Staaten. 

Die große außenpolitische Ausstrahlungskraft profilier- 
ter Ausstellungen, wie "Glanz Dresden" sind dafür Beweise. 

2. Die Museen und Staatlichen Sammlungen sind auf eine 

ständige Profilierung und Bereicherung ihrer Sammlungen 
angewiesen, um keinen Stillstand in der Erfüllung ihrer 
kulturpolitischen Aufgaben entstehen zu lassen. Das be- 
trifft insbes. die Kunst des 20. Jh. und die proletarisch 
revolutionäre Kunst. 

3. Sporadische Neuerwerbungen aus dem Ausland (auch aus den 

sozialistischen Bruder ländern) erfolgen nur auf dem Wege 
des Tausches. 

4. Die materiellen Voraussetzungen der Museen und Staatli- 

chen Sammlungen für die Bewahrung des Volksvermögens sind 
begrenzt. Das bezieht sich sowohl auf die vorhandene 
Bausubstanz als auch auf technische Einrichtungen, wie 
Sicherungseinrichtungen usw. Sie entsprechen nur in weni- 
gen Fällen den Anforderungen ihrer durch Bodenreform, 
Sequestrierung, Schenkung und Vermächtnisse stark ange- 
steigenen Fundi. 

Erhebungen des Ministerrates hatten 1973 eine Summe an 
beweglichen Volksvermögen in Museen und Staatlichen 
Sammlungen von ca. 200 Mrd. M ergeben. 
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5. Die Mehrzahl der Museen und Sammlungen sind derzeitig 

vom finanziellen Aufwand her nicht in der Lage, das ihnen 
anvertraute Volksvermögen entsprechend zu bewahren und 
vor einem natürlichen Verfall und Zerstörung zu schützen. 
Der notwendige Aufwand, um alle Bestände der Bevölkerung 
unseres Staates regiemäßig zugänglich zu machen, wird in 
den nächsten 10 Jahren nicht aufzubringen sein. 

6. Steigende Kunstkriminalität im kapitalistischen Ausland 

trifft direkt auchdie DDR und wird durch fehlende Sicher- 
heitseinrichtungen begünstigt. 

Es wird deshalb folgendes vorgeschlagen: 

1. Das Ministerium für Kultur, das Ministerium für Hoch- und 

Fachschulwesen und die Räte der Bezirke erhlaten das Recht 
aus Zwecke des Imports von Kunstgegenständen und Aus- 
rüstungen bzw. Materialien, die der Erhaltung und Siche- 
rung des Kunstbesitzes dienen, in eigener Verantwortung 
aus den Beständen der in ihrem Verantwortungsbereich lie- 
genden Museen und Staatlichen Sammlungen äquivalente Kunst 
gegenstände für den Export zur Verfügung zu stellen. Die 
Auswahl der Exponate hat unter dem Gesichtspunkt der Wah- 
rung des Kunstgutes der DDR zu erfolgen. 

2. Das Volumen der für den Export beizustellenden Kunstge- 

gegenstände ergibt sich aus den Bezugswünschen der Museen 
und Staatlichen Sammlungen. 

Um unerwünschte innen- und außenpolitische Wirkungen zu 
vermeiden, sollte die Summe aller Exporte jedoch jährlich 
5 Mio nicht übersteigen. 
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3. Die Beteiligung der Museen und Staatlichen Sammlungen 

an den Export- und Importmöglichkeiten erfolgt auf frei- 
williger Basis. 

4. Die aus den für den Export bereitgestellten Kunstgegen- 

stände erzielten Verkaufserlöse fließen in voller Höhe 
den Museen und Staatlichen Sammlungen zu, und zwar 50 % 
in Valutamark und 50 % in Mark. 

Der Valutaanteil kann voll für den Import von Kunstgegen- 
ständen sowie Ausrüstungen und Materialien für die Wert- 
erhaltung genutzt werden. 

5. Die verbleibenden 50 % Mark können die Museen und Staat- 
lichen Sammlungen in eigener Verantwortung für Einkäufe 
von Kunstgegenständen im Inland bzw. der Werterhaltung 
dienende Maßnahmen verwenden. 

6. Eine Einbeziehung der Ergebnisse aus dieser Handelstätig- 
keit in die Staatsplanauflage Export bzw. in den Finanz- 
plan erfolgt nicht. 

7. Mit der Realisierung der Exporte und Importe wird das Mi- 
nisterium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung beauftragt. 
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Dokument 56 


. Zollverwaltung _ ' 

der • 

Deutschen Demokratischen Republik 

Bezirksverwaltung Leipzig, 
Bereich Fahndungswesen 
Abteilung II 


Leipzig 


Tgb. Nr.: 


ausgefertlgt: 
j , tfame, 'Dienstgrad 


Schlußbericht 


25. 03. 1986 IV 


L 37/85 


König, Oberkommissar 


Co- .. •• 
<l.r r • ' 

* 

Anlagen 


Name: 


W .u r m 


■ • Vorname: 


Ourgen 


geh. am: 


25. 10. 1940 


in: 


: Dessau 


soziale Stellung: Intelligenz 


Beruf: 


Diplomingenieur für Maschinenbau und Ingenieur, för 
: — S chw e i S t e ch n 1k 


zuletzt ausgeübte Tätigkeit: ZU r Zeit ohne 


Arbeitsstelle: 


ohne Arbeitsrechtsverhältnis 


Familienstand:. 


Kinder: 


ve rheiratet 


zwei' (3 und 19 Oahre) 


Anzahl, Alter 
Ha iptwohnung : 


Neben wohnung : 


ohne, bis 04.12*85 4500 Dessau, Saalestr. 44 


ohne 


Nr. des Personaldokuments: Identitätsbescheinigung Nr. 3073721 


Reisepaßnummer < 

ohne 


Staatsangehörigkeit : 

staatenlos 


Nationalität: 

deutsch 



i 

Vorstrafen : 

keine 

' 


monatliches Einkommen: 


zur Zeit ohne Einkommen 


Münzen , Notgeld , Orden, Medaillen, Bücher, Möbel 
sonstige Vermögensverhäitnisse: un< j Kieinantiquitäten im Gesamtumfang von 

515. 00Ö,- M, wovon für einen Anteil von 422.000, -M die Beantragung der 
Einziehung vorgeschJLagen wird, da Gegenstand der strafbaren Handlungen 
und für den weiteren Teil in Höhe von 93.000,- M Arrestbefehl erlassen 

PKZ: 25104040 wurde 
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ZV 301 (37/11) Ag 139/77/7721 


bitte wenden 






wehrerfaPt: Wehrkreiskommando Dessau 1963/64 


Wehrdienst: /Reservistendienst 1969, 1972/73 und 1976 

von — bU 

Mitgliedschaft zu Parteien; L 6 ine 
Mitgliedschaft zu Massenorganisationen : Leine 
staatliche Auszeichnungen: Leine 

seit 06.12.1985 ~ 

U ntersuchungshaft : 

«dt — gemäß ~ 

wird beschuldigt , 

im Rahmen seines genehmigten Umzuges nach der BRD entgegen den 
zollrechtlichen Bestimmungen der DDR 

Sammlermünzen im Wert von 367.080,- M/EVP 

Notgeldscheine im Wert von 40.473,- M/EVP. >0 

Orden und Medaillen im Wert v. 7.125,- M/EVP 

Kleinantiquitäten im Wert von 7.413,- M/EVP und 

antiquarische Bücher sowie 
Druckerzeugnisse der BRD 

im Wert von 21.130,- M/EVP 

Gesamtwert : 443.221,- M/EVP- 

246 , Jo ^f/CVp 

rechtswidrig aus der DDR ausgeführt zu haben, indem er diese 
Gegenstände der Zollkontrolle nicht vorführte, dabei mehrfach 
wahrheitsgemäße Angaben zu den mitge.f ührten Waren verschwieg 
sowie einen Teil derselben zum Zwecke der illegalen Ausfuhr in 
besonders dazu hergerichteten Behältnissen versteckt hatte, 
wobei außerdem für einen Teil der mitgeführten Gegenstände noch 
keine entsprechende Ausfuhrerlaubnis durch den Rat des Kreises 
Dessau, Abt. Kultur erteilt war. 

Strafbar gemäß : 

§ 12 (1) 1 (2) 3 Zollgesetz der DDR in Verbindung mit 
§ 22 (1) StGB 
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Die Untersuchungen ergaben: 

Die persönliche Entwicklung ist der Vernehmung vom 05. 02. 1906 
sowie der Abschlußbeurteilung des VEB Chemieanlagenbaukombinates 
Leipzig/Grimma vom 06. 01. 1986 zu entnehmen. 

Am 12. 06. 1983 hatte der Beschuldigte WURM, Bürgen den Antrag 
gestellt, aus der Staatsbürgerschaft der DDR entlassen zu wer- 
den und in die BRD zu seinem Vater übersiedeln zu können. Gemäß 
seiner Aussagen wurde im Frühjahr 1984 dem Beschuldigten WURM 
mitgeteilt, daß sein Ausreiseantrag "wohlwollend" geprüft würde. 
Auf Grund dieser Information begann er Vorbereitungen zu treffen, 
damit er bei der erwarteten Übersiedlung nach der BRD sein ge- 
samtes Eigentum, seinen Hausrat, Antiquitäten, Antiquariate, 

Münz- und Notgeldsammlungen sowie Orden und Medaillen mitnehmen 
kann . 

Statt sich bei den zuständigen staatlichen Organen sachkundig zu 
machen, was er dafür zu tun habe, erkundigte er sich entsprechend 
seiner Aussagen bei den ehemaligen DDR-Bürgern STAHL und PUTZLER 
vor deren Übersiedlung in die BRD, die ihm eine Wertbegrenzung 
von ca. 30.000,- bis 40.000,- Mark nannten. PUTZLER und STAHL 
waren Mitglieder der Fachgruppe Numismatik des Kulturbundes der 
DDR in Dessau, deren Vorsitzender der Beschuldiote bis 1983 war* 

Weiterhin hatte der Beschuldigte in diesem Zusammenhang auch er- 
fahren, daß zur Ausfuhr der Münzen ein Gutachten zu erstellen war. 
Zu diesem Zweck nahm er Mitte 1984 Verbinöuno zu dem Berliner 
Gutachter GIERO'.V auf und beauftragte diesen, den Wert der .Münzen, 
die in seinen Besitz waren sowie deren Ausfuhrfähigkeit einzu- 
schätzen. Da der Beschuldigte aber wußte, daß der ‘.Vert seiner 
Münzen beträchtlich höher lag, als die ihm von PUTZLER und STAHL 
genannte V.örtgrenze, legte er diesem Gutachter nur solche Münzen 
vor , die, bis auf wenige Ausnahmen, keine Raritäten darstellten 
oder nicht sehr wertintensiv waren. 
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Da der Beschuldigte weiterhin erfahren hatte, daß die be- 
gutachteten Münzen anschließend verpackt und verplombt werden, 
um sie vor Manipulationen oder unbefugtem Zugriff zu schützen, 
entschloß er sich, zwei Aktenkoffer zu präparieren und darin 
die wertvollsten Stücke seiner Münzsammlung zu verstecken. 

Selbst sagte er dazu aus: "... ich haben von diesen Akten- 
koffern die Innenverkleidung abgelöst und die Münzen auf die 
Innenwände der Aktenkoffer aufgeklebt. Darauf habe ich dann 
wieder die abgelösten Innenverkleidungen aufgeklebt. Damals 
war ich ziemlich sicher, daß es keiner merkt, da mir dies recht 
gut gelungen war und man es bei normalen Ansehen nicht merkte...” 

Mit diesen vorbereiteten Aktenkof f ern fuhr der Beschuldigte dann 
nach Berlin, in welche die begutachteten Münzen verpackt und mit 
je einer Plombe des Gutachters GIERO'.V verschlossen wurden. In der 
Annahme, daß er beim Grenzübertritt keinerlei Schwierigkeiten hat, 
da er das Gutachten und die verplombten Behältnisse hatte, ver- 
wahrte der Beschuldigte die genannten Behältnisse bis zum Aus- 
reisetermin am 04. 12. 1985 in seiner Wohnung in Dessau. Eine 
Fotodokumentation über die präparierten Koffer liegt der Akte bei. 

Nach Aussagen des Beschuldigten V/urm wurde ihm am 27.11.1985 vom 
Rat der Stadt Dessau, Abt. Inneres mitgeteilt, daß sein Ober- 
siedluncsant rag geprüft würde und er in kürzester Zeit sein Um- 
zugsgut zu regeln habe. Dazu sollte er eine Aufstellung seines 
gesamten Hausrates in vierfacher Ausfertigung anfertigen und er- 
forderliche Begutachtungen vornehmen lassen. Diese Auflage er- 
füllte der Beschuldigte nur teilweise. Hinsichtlich der Aufstel- 
lung des Hausrates sagte er aus: "... In diese Aufstellung habe ich 
natürlich auch nicht alles hineingeschrieben , zum eriem, weil es mir 
auf Grund der kurzen Zeit nicht möglich war und zum anderen habe 
ich es natürlich auch absichtlich nicht hineingeschrieben, weil 
es von der Menge auch zu viel war..." Bereits bei dieser Aufstellung 
der zur Ausfuhr vorgesehenen Gegenstände war sich der Beschul- 
digte bewußt, die ihm im Zusammenhang mit der Abfertigung von Um- 
zugsgut obliegende Pflichten zu verletzen. 
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Hach der Prüfung der eingereichten Aufstellungen und Gutachten 
bei der Abteilung Kultur des Rates der Stadt Dessau wurde dem 
Deschuldigten am 03. 12. 1965 mitgeteilt, daS die Aufstellungen 
über Bücher , die Gutachten zu Münzen und Notgeldscheine zur 
nochmaligen Prüfung einbehalten werden, was einer Verweigerung 
der Ausfuhrfähigkeit der Gegenstände zu diesem Zeitpunkt gleich- 
kam. 

Do mit der am 03. 12. 19S5 erteilten Genehmigung zur Ausreise aus 
der DDR die Auflage verbunden war, die DD 2 bis zum 04.12.19C5 
24.00 Uhr zu verlassen, entschloß er sich, 'wesentliche Vermögens- 
werte persönlich bei der Ausreise in die BRD illegal auszuführen. 
So hat er die mit Münzen präparierten Koffer und die darin noch 
nicht zur Ausfuhr zugelassenen begutachteten Münzen mitgenommen, 
um unter Vorweisen des Gutachtens die Ausfuhr zu realisieren. 
Weitere Münzen, von ihm als sogenannte Kiloware bezeichnet, Anti- 
quitäten, Notgeldscheine, Orden, Medaillen sowie noch nicht be- 
gutachtete Antiquariate versteckte er sowohl am Körper, mischte 
diese unter sein Reisegepäck oder unter die auf einer Liste zum 
Zwecke der Vorführung bestimmte Gegenstände oder versteckte sie 
in Kinderspielzeug. 


Bei der am Grenzzollamt Gerstungen erfolgten Grenzkontrolle legte 
er eine als Beweismittel dienende Liste als Zollantrag 
-"Aufstellung der nitgeführten Gegenstände"- vor und versicherte 
wiederholt auf Befragen des Kontrolleurs, auch dann noch, als 
einzelne nicht auf der Liste genannte Gegenstände in seinem Reise- 
gepäck vorgefunden wurden, daß dies alleGegenstände wären, die er 
mit seinen Reisegepäck zwecks Umzug nach der DRD mit sich führt. 
Als Reisegepäck führte er eine Truhe, neun Koffer, drei Reise- 
taschen, zwei Beutel und zwei Kinderkof f e r mit. 

Bei der nach den ersten Feststellungen vorgenommenen intensiven 
Zollicontrolle 'wurde festgestellt, daß der Beschuldigte die schon 
präparierten Aktenkoffer mit den Münzen, weitere Kleinmünzen, 
Notgeldscheine, Orden, Medaillen, Antiquitäten und antiquarische 
Bücher in seinem Reisegepäck versteckt bzw. untergemischt hatte. 
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Als Aufbewahrungsorte und Verstecke für Hunzen, die er rechts- 
widrig ausführte, verwendete er u. a. auch ein versiegeltes 
Paket, in dem sich Briefmarken befanden, welche er in Vorbe- 
reitung seiner Übersiedlung in die BRD im November 1985 beim 
Gutachter ISER in V/ittenberg begutachten lieS und wofür er 
auch die Ausfuhrgenehmigung erhielt* Die Münzen schob der Be- 
schuldigte nach dem Versiegeln durch einen Spalt in der Ver- 
packung ins Paket. Weiterhin versteckte er, wie bereits fest- 
gestellt, Münzen in zwei Spielzeugautos, die er zu diesem Zweck 
demontierte und wieder zusammensetzte. Dazu liegen als Beweis 
Fotos der Akte bei. 

Einige weitere Münzen versteckte er am Körper im Strumpf und in 
den Hosentaschen. Von den Antiquitäten meldete er zirka zwei 
drittel zur Zollkontrolle an und ein drittel untermischte er 
in der Hoffnung, daß es bei einer Kontrolle nicht festgestellt 
würde • 

Seinen Aussagen, zeitlich und durch mangelhafte Auskunftsertei- 
lung durch staatliche Stellen nicht ordnungsgemäß auf die Über- 
siedlung vorbereitet zu sein, wodurch es zu einer "Kurzschluß- 
handlung", der Mitnahme der reLevanten Gegenstände, gekommen sei, 
kann nicht gefolgt werden. So rechnete der Beschuldigte bereits 
aufgrund der ihm Anfang 1984 gegebenen Auskunft hinsichtlich 
einer “wohlwollenden" Prüfung seines Ausreiseant rages fest damit, 
daß ihm die Ausreise genehmigt wird. Dies beweist auch, daß er 
bereits in Duni 1984 den wertvollsten Teil seiner Münzsammlung 
zur rechtswidrigen Ausfuhr aus der DDR vorbereitete. Da von die- 
sem Zeitraum bis zur tatsächlich erteilten Ausreisegenehmigung 
im Dezember 1985 eine Zeit^ianne von über 1Y2 Bahren lag, hatte 
der Beschuldigte objektiv die Möglichkeit , sich ausreichende 
Rechtsauskünfte einzuholen. Ebenso kann auch seiner Aussage über 
eine sogenannte "Kurzschlußreaktion" nicht gefolgt werden, da 
der Beschuldigte seinen Schwiegervater Rudolf KLEIBER als Be- 
vollmächtigten für die Abfertigung seines Umzugsgutes eingesetzt 
hatte und somit keinerlei Anlaß für eine übertriebene Hektik in 
der letzten Phase vor der Übersiedlung bestand. 


338 




6 



Aus gleichen Gründen ist seine Aussage, daß der von iha be- 
vollmächtigte Schwiegervater nicht die notwendigen Fachkennt- 
nisse besaß, nicht zu akzeptieren# Dem Beschuldigten wäre es 
möglich gewesen, in der Zeit von 1/2 Jahren eine geeignete 
Person zu finden, zumal er entsprechend der Aussagen des 
Schwiegervaters, dem Zeugen KLEIBER (vergl. Zeugenvernehmung 
vom 20.02.86, Blatt 2), von diesem mehrfach, jedoch erfolglos, 
auf eine langfristige Vorbereitung seines Umzuges hingewiesen 
wurde. Der Beschuldigte hat sich entsprechend der Aussagen des 
Zeugen auf eine "Hau-ruck-Aktion" orientiert. 

Außerdem wiederlegt die Präparation des Münzkoffers und die 
des Kinderspielzeuges seine Aussagen einer Kurzschlußreaktion 
und belegen den Vorsatz einer ungesetzlichen Ausfuhr. Auch das 
als Beweismittel dienende Gesetzblatt Nr. 20 Teil I von 1980 
(Abdruck des Kulturschutzgesetzes), die vorbereitende Anfertigung 
von Gutachten und Konsulation mit anderen Personen und Auskünfte 
durch Staatsorgane, beweisen, daß der Beschuldigte sich zu Rechts- 
pflichten im Zusammenhang mit dem angestrebten Umzug nach der BRD 
informierte, auch wenn er die Kenntnisnahme des Kulturschutzge- 
setzes in der Vernehmung bestreitet. 
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Bewe ismittel 


Blatt der Akte 


Aussagen und persönliche Niederschrif t des 
Beschuldigten ’.VURM, Bürgen 

16, 90 - 95 

98 - 137 

139- 151 

153 -159 

Aussagen der Zeugen 


• Wurm, Ute vom 05*12. 85 mit persönlicher 
Niederschrift 

160 - 170 

. Iser, Gerald vom 17.01.C6 mit gutachter- 
licher Bescheinigung 

171 - 175 

. Kühne, Heinrich vom 17.01.86 

176 - 178 

. Kleiber, Rudolf vom 20.02.86 mit Kopie 
einer Geldleihebescheinigung vom 05.04.85 

197 - 202 

r Gierow, Gerhard vom 05.03.86 

203 - 206 

Gutachten 


. des VS3 Zentralantiquariat Leipzig, 

Gutachter Oohannes V/end vom 12.12.85, 

10.02., 14.02. und 26.02.86 zu Literatur, 
Lithographien und Postkarten mit Belehrung 

212 - 217 

. des VE3 Antikhandel Pirna, Gutachter Gerhard 
Walter vom 12.12.85 und 14.01.86 zu Kobeln, 
Gemälden und Kleinantiquitäten mit Belehrung 

218 - 225 

. des Gutachters Günther Breiter, staatlich 
berufener fiünzsachverständiger im Kultur- 
bund der DDR vom 20.01 und 15.02.86 zu 
üünzen und Medaillen mit Belehrung 

226 - 244 "" 

. der Staatlichen Kunstsammlungen Dresden 
-i lünzkabinett- Gutachter Dr. Arnold 

04.02.86 zu einer falschen liünze mit Be- 
lehrung 

245 - 245 > 

!• des Gutachters Dr. Thiede vom 17.02.86 zu 
Orden und Ehrenzeichen mit Belehrung 

247 - 254 

. des Gutachters Hans Funk -staatlich be- 
rufener Gutachter für Numismatik , 
Spezialgebiet Geldscheine im Kulturbund 
der DDR vom 18.02. und 22.02.86 zu Not- 
geldocneinen mit Belehrung 

255 - 265 ^ 
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Blatt der Akte 


- Durch den Beschuldigten ’.Vurm rechtswidrig 
zur Ausfuhr gebrachte Münzen, Notgeld- 
scheine, Orden und Medaillen, Kleinanti- 
quitäten und Bücher mit dazu benutzten, 
z.T. speziell hergerichteten Transport- 
behaltnissen 

(aus Beschlagnahmeprotokollen vom 
05.12.85 und 05.12.85) 

Bildanlagekarten X bis IV dazu 266 - 269 


- Aufstellung über mitcprührte Gegenstände, die 
vom Beschuldigten Wurm bei der Ausreise am 
05.12.86 am Grenzzollamt vorgelegt wurde so- 
wie zwei dazugehörige Listen über Porzellan- 
medaillen (aus Pos. 97 des Beschlagnahme- 
protokolls vom 05.12.85 

- zwei Gesetzblätter, Kulturschutzgesetz der 
DDR mit 1. Durchführungsbestimmung 

- Kopie einer noteriell beglaubigten Abschrift 
der Vollmacht für Rudolf Kleiber zur Regelung 
der Umzugsangelegenheiten ’.Vurm 

- Gutachten des Kulturgutsachverständigen Kühne 

zum Umzugsgut Wurm vom 01.12.1985 mit Auftrag 
des Rates der Stadt Dessau, Abt. Kultur vom 
29.11.85 (kopieform) 179 - 195 

- Schreiben des Rates der Stadt Dessau, Abt. 

Kultur vom 03.12.85 an Bürgen Wurm bezüglich 
einer nochmaligen Oberprüfung des Umzugsgutes 

(Kopie) 196 

- Gutachten Nr. 230/84 des Numismatik-Gutachters 
Gierow, welches er im Auftrag des Beschuldigten 

Wurm am 11.06.84 erstellte (kopieform) 207 - 211 

- Beurteilung des Beschuldigten vom 06.01.1986 


270 

270 
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Bemerkungen 


Die Ausfuhr der vom Beschuldigten Wurm bei seiner Ausreise am 
05*12. 1985 nicht zur Zollkontrolle vorgeführten Waren wäre bei 
einer ordnungsgemäßen Handlungsweise entsprechend des § 7 (1) 
Zollgesetz in Verbindung mit der 22. Durchführungsbestimmung 
zum Zollgesetz -Aus- und Einfuhrverfahren für Umzugs-und Erb- 
schaftsgut- genehmigt worden, mit Ausnahme von sieben Brakteaten 
im Wert von 3.450,- Mark, die laut vorliegendem Gutachten unter 
das Gesetz zum Schutze des Kulturgutes fallen« 

Da bei Durchführung der Zollkontrolle am Grenzzollamt Gerstungen 
am 05.12.G5 sowie der nachfolgend erfolgten Beschlagnahme keine 
sachgemäße Trennung der vom Beschuldigten vorgeführten sowie der 
nicht vorgeführten Antiquitäten vorgenommen wurde, wurden im Er- 
mittlungsverfahren die beschlagnahmten Antiquitäten dem Beschul- 
digten vorgelegt. Unter Verwendung der ebenfalls beschlagnahmten 
"Aufstellung über mitgeführte Gegenstände" erfolgte im Nachhinein 
durch den Beschuldigten eine Zuordnung hinsichtlich Vorführung und 
Nichtvorführung, wozu entsprechende Dokumentationen angefertigt 
wurden. 

Im .lahmen des Verfahrens wurden am 05.12.S5 unter den Positionen 
12, 14, 15, IS und 17 antiquarische Bücher beschlagnahmt, die 
rechtswidrig ausgeführt wurden. 

Am 12.12.19G5 wurden in der ehemaligen Vtohnung des Beschuldigten 
unter den Positionen 05 und 21 weitere zwei Bücher beschlagnahmt, 
die zur Ausfuhr vorgesehen waren. 

Ermittlungen ergaben, daß die vorstehend aufgeführten 7 anti- 
quarischen Bücher aus den Beständen der Stadtbibliothek Dessau 
durch unbekannte Täter entwendet wurden. Der Beschuldigte hatte zu 
diesem Umstand keine Kenntnis. Da durch die Stadtbibliothek Dessau 
der Eigentumsnachweis erbracht wurde, sind diese Bücher an die ge- 
nannte Einrichtung zurückzugeben • 


342 



10 



Mit Übergabe des Verfahrens befinden sich noch folgende 

Asservate im Gewahrsam des Untersuchungsorganes: 

Aus der Beschlagnahme vom 05. 12. 1985 o- 2-< fj JT 

- Münzen im Gesamtwert von 367.080,- M/EVP 
(Pos. 1,2 und 3) 

- Orden und Medaillen im Wert von 7.125,- M/EVP 
(Pos. 5) 

- Notgeldscheine im Wert von 40.473,- M/EVP 
(Pos. 6) 

- Antiquitäten im Wert von 7.413,- M/EVP 

entsprechend der Spezifikation in der Beschuldigtenvernehmung 
Wurm vom 18.02.86, Blatt 3 und 4 sowie der dazugehörigen 
Addition * /,s 3 i Jl 

- ein antiquarisches Buch im Wert von 180,- M 
(lfd. Nr. 13 des Protokolls 

- 9 Kataloge aus der BRD 
(lfd. Nr. 19 des Protokolls) 

- zwei Spielzeugautos zum Teil defekt ohne Wert 
( Pos . 8 u • 9) 

- eine ungültige 2,-M-Münze 
(Pos. 11) 

Aus der Beschlagnahme vom 06. 12. 1985 -1 J 

- drei ICleinantiquitäten 
(Pos. 4 u. 5) 

Hs wird vorgeschlagen , bei Gericht die Einziehung der vorstehend 

genannten Asservate gemäß § 16 (1) Zollgesetz der DDR zu bean- 
tragen, weil diese den Gegenstand der 
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- Durch den Staatsanwalt der Stadt Dessau wurde Arrestbefehl 
über Vermögenswerte in Höhe von 93.034,- Mark erlassen und 
realisiert . 


- Durch den lat des Bezirkes Leipzig, Abteilung Finanzen 
-Steuern- wurde im .lahmen des laufenden Ermittlungsver- 
fahrens gegen '.Vurm ein Ordnungsstrafverfahren wegen Steuer- 
verkürzung durchgeführt, in dessen Ergebnis eine Steuernach- 
forderung in Höhe von 18.700,- Mark festgestellt wurde. 

Im Ergebnis dieser Feststellung wurde gegen Bürgen '.Vurm eine 
Ordnungsstrafe in Höhe von 

2 . 300 , - Ma rk 

festgelegt. 

Auf Ersuchen des genannten Organes wird um die Realisierung 
der genannten Forderungen aus dem erlassenen Arrestbefehl 
gebeten . 



Verfügung 


1. Die Ermittlungen im Verfahren L 37/85 gegen .Vurm, Bürgen 
' sind einzustellen. 

2.. Der Vorgang ist aus dem Tagebuch auszutragen und statistisch 
zu erfassen. 


o • 


Der Vorgang gelangt zur 
Schaft der Stadt Dessau 


Anklageerhebung an die Staatsanwalt- 

. - — v \ ** 

HdrzbVöker 
HaViptikommissar 
Abteilungsleiter (k) 

* \ 
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Dokument 57 


Kunst und Anuquiuccn 


-' 7 - 

Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Stutsiekrttlr , 

Genossen Dr. Schalck 


Werter Genosse Dr . Schslck! 


Von den 
wir t ig 

Werken des Malers Albert Ebert 
nachstehende in unseres Besitz: 

befinden 

sich gegen- 

1 Bild 

2 Frauen 

9.600,- 

M — 

1 " 

Akt 

1 1.000,- 

N 

1 " 

MIdcben 

2.880,- 

« 

1 M 

Tlnzerin 

5.500,- 

tl 

1 M 

Frauenbildnis 

1 1 .000,- 

•1 

1 M 

Vase u. Blusen 

4 .000,- 

tl 

1 ” 

Frauenbildnis 

1 1 .000,- 

tt 

1 ” 

Frauenakt 

1 1 .000,- 

ft 

1 

Feder ze ichnung 

500,- 

tt 

1 

M 

500,- 

«t 

1 

ft 

500,- 

tt 

Sollten 

Sie Interesse an einer Besichtigung haben, bitte 


die entsprechenden Positionen snkreuzen. 


r-.-Kt w-ü i.r. - u 7 

Sk,- m 





Dokument 58 


Aktoniojcton: 


S 93/86 - 




(•langt cm — X?J;.£ ^ 

D,nou ' ^" - -Urteif 


Im Nam 


olkes! 


In der Strafsache i ? ■ *cs6 

D — — — '■a 

tat r.cf.-t'-iJwJD -/& 

tialU (SJ. v 

>•9«" den Diplom-Ingenieur für Maschinenbau Oürgen V/^u r/m , 
wohnhaft gewesen in 45oo Dessau, S 3 alestr. 44 

- PKZ. : 25 lo 40 49 99 94 - 

in dieser S e che in U-Haft seit den 5. 12. 1985 in 
der UHA D e ssau 


**e 9 «n V er8to ß g e g en zoll rech tl iche Bestimmungen 


hat die Straf kämme T de* Krei9 gerichts De 6 8 8 u 

* 

in der Houptverhandlung am 8 # U« 9 # Mßi 1986 . on der teilgenommen hoben 


Kreiqqerichtsdirektor Frau 

als Vorsitzender, 

Meister Pippiq 


Rentner Zabel 

ois Schöffen, 

Staatsanwalt Rudolph 

oi> SiflouqpsgJ«. Anklagevertreter 
RA. Dp. Winkler, Leipzig in Unte 
vollm.d. RA. Prof. Pr. Vog el r Ber1 1 

ols Verteidiger. 


ou getellschohlicher Ankiöger/geselistfioftlichor Verteidige 

Leitender Oustizprotokollent 
Freu Neubert 

ols Protokollführer, 


für Recht erkennt: 


1« Der Angeklagte wird wegen Verbrechens der Verletzung 

zollrechtlicher Bestimmungen gemäß § 12 Absatz 1 Ziffer 1 
Absatz 2 Ziffer 3 des Zollgesetzes der DDK zu einer 

Freiheitsstrafe von vier Dahren verurteilt. 


Vord rud betrieb Demo* Ottoiwisd 


220 SO 


UMeilaursdulH I. Initonz 


Ag XÖ-OD* fV-77-1 




2 


2. GemäB § 49 Absatz 1 STGB wird dem Angeklagten 
eine 
ausge 

3* Gemäß § 16 Absatz 1 des Zollgesetzes der DDK 

werden nachfolgende G , enstände entschädigungslos 
eingezogen: ~ e 

- 3*367 Münzen in einem schwarzen Aktenkoffer, 

- 894 Münzen und 

21 Medaillen in einem weiteren schwarzen 
Aktenkoffer, 

» 18 Hohlpfennige u* 

58 Bpakteaten- verpackt in einer Bl e ch9chachtel 

- 84 Orden, Medaillen und Ehrenzeichen 

in einem Folienbeutel verpackt, 

- 6*175 Scheine (Notgeld in 22 Alben und 1 Folien- 

beutel verpackt* 

- 11 verschiedene Taschenuhren 19.0h. 

- Io« verschiedene Taschenuhren Anf. 2o, Ende 

19 Oh; 

- 5 Spinedeltaschenuhren 19. Oh. 

- Io Taschenuhren 19. /2o. Oh., teils Silber , 

teils Metall, 

- 7 Taschenuhren 2o.0h. 

- 1 Tascenuhr "Ruhla" 


Zusa tz geldst ra f e in Höhe von 7o.ooo.- M 
»prochen. 


1 Uhr enwerk u. Schlüssel, 

- 5 defekte Damenbusenuhren 

1 1 Plattenkamera , 

_ 1 Messingwaage mit Gewichten, 

- 1 Theatertäschchen - Metall - defekt, 

•• 1 kl. Bronze auf Marmorsockel 

Bildhauer , 

- 1 kl. Bronze auf Marmorsockel 

Bildhauer, 

- 1 Metallkästchen, 

- 1 Metallschale, Reliefdekor 

- 1 Meerschaumpfeife, 

- 1 Kneifer, 

- 1 kl. I letallbeche r, 

- 1 Gcldkatze/P erlstick er ei, 

- 1 kl. Schiffchen- Silber - 

- 4 Zinnteller, 

- 1 Zinnteller um 19.0h« 

• 1 Zinnteller l77o 
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- 1 Zinnrelief teller, 

- 1 Perkussionspistole, 

-12 Metallgabeln, 9o er A u fi a g e , 

- 2 Fischmesser, 

- 1 Brosche, c'efekt, 

- 2 Fleischgabeln, Griffe 8oo Silber, 

- 1 kl. Heftchen, Briefmarkensprache , 

- 1 Brille, 

- 1 Zin'ibecher mit ReliefdekoXr# 

- 2 Becher, Zinn u. Metall , 

- 1 Porzdianvase , Meißen - rote Rose - 

- 5 Metallbecher in Lederetui, 

- 1 Glasvase lüsterisierend mit Metallmontierung , 

19. Dh, 

- 1 kl. Zinnrelief becher Breslau, 

- 1 Taschenuhr 

I 

- 1 Bibel 1782, 

- 9 Kataloge " das deutsche Notgeld”broschürt , 

- 1 Spielrennauto, 

- 1 Spielzeugbus, 

- 2 ÖM/DDR - ungültig , 

-lkl. Zinnbecher Breslau, 

- 2 Herrentaschenuhren, Kronenaufzug, arabische Zi 

3» Die Auslagen des Verfahrens werden dem Angeklagten 
auferlegt. 
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G r ü n d e 


v e r A ngeklagte ist nicht vorbestraft. Er hat den B e ruf eines 
Maschinenschlossers erlernt , qualifizierte sich zun Diplom-Ingeniet 
für Maschinenbau und zum Sehweißingenieur. Ab Duli l97o wurde er 
als Kont rollingenieur im VEB Chemieanlagenbaukombinat Leipzig/Grimm. 
tätig'. Bis zur Zeit der Beendigung dieses Arbeitsrechtsverhältnisse; 
am 3. 12. 1985 hat er die ihm übertragenen beruflichen Aufgaben 
gewissenhaft erfüllt . 

Seit 1982 ist der Angeklagte in 2. Ehe verheiratet. Aus dieser Ehe 
ist ein jetzt 4 Oahre altes Kind hervorgegangen. Nach der Geburt 
dieses Kindes war die Ehefrau des Angeklagten nicht mehr beruflich 
tätig. Die Ehefrau und das Kind des Angeklagten sind seit dem 6. 12. 
1985 in der BRD ansässig. 

Def Angeklagte ist seit vielen Bahren Sammler von Münzen und fJotgel« 
scheinen und hat dieses entsprechende Hobby mit s eginn sgjrj^ 2. 

Ehe auch auf das Sammeln von Antiquitäten ausgedehnt undfdavon sein' 
Wohnung antiquarisch eingerichtet. 

Er ist Mitglied des Kulturbundes gewesen und wr von 1977 v orsitzend' 
der Fachgruppe für "Numismatik" . 

Die Eltern des Angeklagten sind geschieden. Sein v ater lebt seit 
I960 in der BRD. ’Weiljder Vater des Angeklagten schwer behindert ist 
und nach einem Herzinfarkt im Alter von 75 Bahren der Hilfe des 
Angeklagten bedarf, stellte der Angeklagte für sich und seine Famili 
am 12. 6. 1983 den Antrag auf Entlassung aus der Staatsbürgerschaft 
der DDR, um zu seircm Vater in die BRD übersiedeln zu können. 

Nachdem dem Angeklagten im April 1984 mitgeteilt wurde, daß sein 
Au6reiseant rag “ wohlwollend" geprüft würde, begann er entsprechen; 
Vorbereitungen in Erwartung seiner Obersiedlung zu treffen. 

Diese bestanden darin, daß er absichern wollte, sein gesamtes Eigei 
bezog - n auf Hausrat , Antiquitäten, Münz- und NOtgeldsanmlungen so» 
Orden und Medaillen zu einem Gesamtwert von ca. 55O.000.- M mitnehi 
zu können. 

Anstatt sich zur M t nah me seinesEigentums bei cen zuständigen staa 
Organen Sachkundig zu e informieren, glaubte er 2 ehemaligen DDk.B, 
vor deren Übersiedlung in die SkD t die von ihnen behauptete -’ertb 
orenzung bei der Mitnahme von Sammlungen bis zu 4o.ooo.— M. Da er 
seinen Sammlungen hing und sich zu keinemTeil davon trennen wo-lte 
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verfiel er auf die Idee in d Kenntnis der Tatsache, daß Sammlungen 
zu begutachten sind, nur einen entsprechenden Teil seiner Sammlung 
in Vorbereitung einer Ausreise begutachten zu lassen und den 
größeren T e ii ungenehmigt und unverzollt aus der Dürt auszuführen. 

Im Ouni 1984 beauftragte er den Gutachter Gierow mit der Begut- 
achtung von Münzen und Notgeld zum Zwecke der Übersiedlung. 

t 

Da er nach deröegutachtung nach Ablauf von 14 T a gen diesem Gutachter 
Behältnisse zu übergeben hatte, in denen von diesem die begut- 
achteten Mün-zen und Notgeldscheine zu versiegeln waren, präparierte 
er 2 schwarze Koffer in der Art, daß er die Innenverkleidung 
eblöste und wertintensivere Münzen als die begutachteten in c’ie 
Koffer einklebte , die er mit der Innenverkleidung wieder verdeckte. 
Diese Koffer überreichte er dem Gutachter , der darin die begut- 
achteten Münzen verpackte und die Koffer mit Plomben verschloß. 

Zu einem späteren Zeitpunkt beschloß er , seine Briefr arkensamr.lung 
begutachten zu lassen, was in Kenntnis einer vom Angeklagten erwarte 
Übersiedlung vom Gutachter Iser auch erfolgte* Auch diese Sammlung 
wurde vom Gutaclier verpackt und verplombt. 

Am 27. 11. 1985 wurde dem Angeklagten vom Rat der Stadt Dessau, Abt. 
Inneres mitgeteilt, daß er in kürzester Zeit sein Umzugegut zu 
regeln habe , sein Arbeitsrechtsverhältnis kündigen kann, eine 
Aufstellung z. seinem gesamten Hausrat in 4-facher Ausfertigung 
anzuferticen und erforderliche Begutachtungen zu veranlassen habe. 
Bei der Erarbeitung der geforderten Auflistung entschloß sich der 
Angeklagte bewußt unter Verletzung der ihm bekannten Pflichten dszt 
nickt alle zur A usf..hr bestimmten Gegenstände und den vollen Besranc 
seiner Sam- lungen sufzulisten, weil er noch immer davon ausging, 
da .7 , ihn nicht erlaubt werden würde, Sammlungen in einer Größe von 
über 40 . 000 .- M mit zur BRD zu nehmen. Diese Auflistung gab er im 
R-t der Stadt ab. 

Bis zu der am 3. 12. 1935 erteilten Genehmigung zur Ausreise , die 
den Angeklagten zugleich beauflagte, mit seiner Familie die DDR 
bis zur, 4. 12 . 1985 24. oo Uhr zu verlassen, hat ^er in seiner 

’.Vohnungs Umzugsvorbereitungen getroffen und dabei in sein Reisegepä 
die präparierten Aktenkoffer mit den Münzen gepackt und weiterhin 
Antiquitäten , Münzen , iJotgeldscheine , Orden , Medaillen und Büch 
dere:. antiquarischer Wert dem Angeklagten nicht bekannt war. 
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in seinen Reisegepäck versteckt • Ale Versteck/ für MÜNZEN ver- 
wendete er zu den versiegelten Koffern das versiegelte Paket der 
Brief marken Sammlung , indem er sie durch eine:. Spalt der Verpackung 
in das Paket einschob , versteckte Münzen in 2 Spielzeugautos* 
seines Sohnes , die er zu diesem Zweck demontierte unc' wieder 
zusammensetzte und füllte Münzen in die 1 aschen zweier leerer 
V.’erkzeugbeutel. Restliche Münzen versteckte er bei seiner Abreise 
noch in den Taschen seiner Kleidung und in den Strumpf. Notgeld- 
scheine , Orden und Medaillen , Kleinantiquitäten , antiquarische 
Bücher und auch Druckerzeugnisse der BRD versteckte er in der 
Kleidung des Reisegepäcks. 

Am 5. 12. 198| ipes^ieg er mit seiner Familie und demReisegepäck , 
bestehend ausf^ Krffern, 3 Reisetaschen, 2(Beteuln) Beuteln und 
2 Kinderkof fern kurz nach Mitternacht in Dessau einen D-Zug nach 
Frankfurt/M. Gegen 4.oo Uhr hatte sich der Angeklagte der Grenz- 
kontrolle und der Zollkontrolle zu unterziehen. Br überreichte eine 
Auflistung zum mitgeführten Reisegepäck und erklärte auf ent- 
sprechende Befragung , daß er außer den auf der Aufstellung beannten 
Gegenständen keine weiteren Gegenstände bei sich führe. 

Nachdem einzelne nicht auf der Auflistung genannten Gegenstände , 
die von Angeklagten i..' Reisegepäck versteckt worden waren vorge- 
func'en wurden, gab der Angeklagte vor, sie unbeabsichtigt auf der 
Aufstellung vergessen zu haben und beteuerte erneut, sonst keine 
weiteren Gegenstände mit sichjzu führen, die er nicht aufgelistet hat. 
Die anschliessend intensiv vorgenommene Zollkontrolle wies aus, 
daß der Angeklagte bewußt entgegen den zoll rechtlichen Bestimmungen 
in cer DDK nachfolgende G e enstande in seinem Reisegepäck versteckt 
hatte : 

- 4.261 San lermünzen zu einem 

sowie zur Sammlung gehörige 

18 Hohlpfennige u. 58 Brakteaten 

- 6.175 Notgeldscheine in 22 Alben u 

1 Folienbeutel zu einem 

•» 84 Orden u. Medaillen zu einem 

- Kleinsntiquitäten , wie Uhren, 

Zinnteller u. ö echer, V a sen usw. 
zu einem 

antiquarische Bücker u. Drucker- 
zeugnisse der BRD zu einem 

Der Gasamt B/p dieser bewußt versteckten 


EVp von 367.03o.- M 


EVp 

von 

4o • 468 f 5o 

EVp 

von 

7.125.— 

zvp 

von 

7.413.— 

EVp 

von 

21.130.— 
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Gegenstände beträgt: 


443.216, 5o Mark 


Dieser EVp-w er t wird durch erstattete Gutachten ausgewiesen, 
die sich auch auf den /3 geringeren Ankaufspreis erstrecken. 

Dieser S aC hverbalt ergab sich in der HAÜptverhanciling aufgrund 
der Einlassungen des geständigen Angeklagten und der Aussage des 
Zeugen Iser. In der Akte befindliche “eweismittel , die sich 
auf den Sachuerhalt beziehen, wurden zym Gegenstand der B aweisauf- 
nahme gema cht . 

Durch die Beweisaufnahme wurde erwiesen, daß der Angeklagte 
vorsätzlich gemäß § 6 Absatz 1 STGb im schweren F g ll handelnd 
den § 12 Absatz 1, Ziffer 1 Absatz 2 Ziffer 3 des Zollgesetzes 
der DDK erfüllt hat. Entgegen den ihm bekannten gesetzlichen Be- 
stimmungen der Zollverwaltung der DDK v führte er am 5. 12. 1985 
in beabsichtigter Übersiedlung in die BRD für 443.216, 5o M 
V.'aren aus der DDK aus , die er der Zollbehörde gegenüber bei seiner 
Kontrolle durch das Grenzzollamt Gerstungen verschwieg. Gm zu 
sichern, daß diese Gegenstände bei seiner Kontrolle nicht ent- 
deckt werden, versteckte er sie nicht nur einfach in seinem mit- 
geführten Reisegepäck, sondern zum größten '•; e rtanteil seiner 
von ihm nicht auf gelisteten Münzsammlung in besonders dafür herge- 
richtete Beförderungsmittel , indem er sie in zwei versiegelte 
Koffer einklebte , in denen sich begutachtete Münzen befanden, 
in 2 Spielzeurautos seines Sohnes versteckte sowie in ein ver- 
siegeltes Paket, in dem sich die begutachtete Griefmorkenszm-lung 
des Angeklagten befand. Der Angeklagte ist nach der genannten 
gesetzlichenGestimrung i.V. mit den §§ 8o Absatz 1 und 5, 22 'bsat 
gTGB strafrechtlich verantwortlich. 

Von der Verteidigung des Angeklagten wurde eingewandt, daß zu dem 
ungesetzlich aus_eführten Vermögenswerten des Angeklagten zu 
prüfen ist, ob als straf rechtlich relevanter Betrag der insgesamt 
errechnet e EVp-.V e rt oder der um )'Z geringere Ankaufpreis zugrunde 
gelegt werden sollte, weil es sich nach der Ansicht der V e rteidigu 
um ehrlich erworbenes Eigentum handelte , welches er nicht unge- 
setzlich ein-, sondern ausführte, um sich dieses ’ermögen auch 
als Bürger der BRD zu sichern. Diese Ansicht der Verteidigung 
widerlegt das Gericht mit der sllge.ne-n gültigen Rechtsprechung 
bei Verstößen ce;cn das kollgesetz und stützt sich weite rhin 
auf den Beschluß des Präsidiums des GG. vom lo. Okt. 1931 zu 
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einigen Fragen der Rechtsprechung bei Straftaten gegen das Zoll-, 
Devisen- , Edelmetall und Kulturgutschutzgesetz. 

Das Gericht entsprach dem Antrag des Staatsanwaltes und verurteilte 
den Angeklagten zu einer Freiheitsstrafe von 4 Dahren , sprach 
ihm gemäß 5 49 Absatz 1 STGB eine Zusa tzceldst raf e in Höhe vn 
7o.ooo.- M aus und hat gemäß § 16 Absatz 1 des Zollgesetzes 
die V7aren , die Gegenstand des Z-ollverstosses desAngekla gten waren, 
entschädigungslos eingezogen. 

Auch in 3 eachtung der Persönlichkeit des Angelt*, gten und seiner 
Motive bei der ■atbegehung wird diese Entscheidung für gerecht- 
fertigt und erforderlich gehalten , weil der Angriff desAngeklagten , 
der sich gegen das Außenhandelsmonopol der DDR richtet, als erheblich 
ge- ellscha f tsgefährlich zu werten ist. Das verfestigte widerrechtlcihe 
Bemühen desAngeklagten im Interesse der Sicherung seines Eigentums 
erfordert nach der Ansicht des Gerichts, um die erziiie rische Wirkung 
der Hauptstrafe zu erhöhen, den Ausspruch der bezeichneten Zusatz- 
geldstrafe, Als spürbaren und re-alisierbaren Eingriff in seine 
persönlichen Ve mögen sverhäl tnisse. 


DieAuslagenen tscheidung erging gemäß 2 364 Absatz 1 STpo 


( Klewe ) 
v or s . 


C^abfi^ (p£p^g) 
/ Schöffen 
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Vereinbarung 



Zwischen den Ministerium fUr Außenhandel 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 

1020 Berlin 

Wailstraße 17-22 

vertreten durch den Staatssekretär, 
Genossen Dr . Schalck 

nd dem Ministerium für Kultur 

1020 Berlin 
Molkenmarkt 1-3 

vertreten durch den Stellvertreter 
des Ministers, Genossen Dr . Keller 


wird vereinbart, durch den Export in das NSW außerhalb der 
staatlichen Auflage zuaHt z 1 iche . Devise n für die Volk swirt- 
s cha ft zu erschließen. 

Gleichzeitig dient diese Vereinbarung dem Ziel, mit Hilfe 
der zusätzlich erwirtschafteten Valutamittel und der sich 
daraus ergebenden Möglichkeiten einen Beitrag zur Pflege 
und Erhaltung des kulturellen Erbes und der weiteren Ent- 
wicklung von Kunst und Literatur zu leisten. 

1. Diese Vereinbarung umfaßt Erzeugnisse, -materielle und 
immaterielle Leistungen von Betrieben und Einrichtungen 
im Bereich des Ministeriums für Kultur: 

- des Staatlichen Kunathandels der DDR 

- der volkseigenen Betriebe der Produktionsleitung Denk- 
malpflege 

- ausgewählter Theater (Dekorationen, KostUme und ent- 
sprechende Leistungen auf Anforderung) 

- VEB Textilmanufaktur Halle der Produktionsleitung Halle 

- sowie weitere hier nicht genannte Betriebe und Ein- 
richtungen, die Leistungen für den Export erbringen 
können . 

2. Immaterielle Leistungen des Va 1 u t ad ie ns t 1 e i a t ung s p 1 ane ■ 
des Ministeriums für Kultur sind hiervon ausgeschlossen . 
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3. Das Ministerium fUr Außenhandel beauftragt den Außenhan- 
delsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH mit der Realisierung 
aller mit dieser Vereinbarung iro Zusammenhang stehenden 
Export au f gaben . 

Das Ministerium für Kultur gestattet den in Frage kommenden 
Betrieben und E inr ichtungen ,auf der Grundlage dieser Verein- 
barung mit dem Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten 
GmbH entsprechende Verträge abtuschließen. 

Die Betriebe und Einrichtungen sind verpflichtet, vor 
Vertragsabschluß eine Bestätigung von der Hauptabteilung 
Planung und Finanzen des Ministeriums für Kultur einzuho- 
len . 

U. Export von Gegenständen, die dem Gesetz zun Schutz des 

Kulturgutes der DDR unterliegen, bedürfen der ausdrückli- 
chen Zustimmung des Ministeriums für Kultur. 

Verkaufe aus den Museen, die dem Ministerium für Kultur 
bzw. den Abteilungen Kultur der örtlichen Organe unter- 
stehen, sind in der Regel nicht statthaft. In j edem Fall 
ist vorher die Zustimmung des Stellvertreters des Ministers 
im Ministerium für Kultur einzuholen. 

5. Dem Ministerium für Kultur stehen aus den He 1 1 o-Va lu t a- 
Erlösen der realisierten Exporte 30 X zur Verfügung. Beson- 
dere Valuta-Aufwendungen, die dem Außenhandelsbetrieb 
Kunst und Antiquitäten GmbH entstehen, sind Vertragsgegen- 
stand . 

6. Das Ministerium für Kultur beauftragt den Leiter der Haupt- 
abteilung Planung und Finanzen im Ministerium für Kultur 
und das Ministerium für Außenhandel den Generaldirektor des 
Außenhandelsbetriebes Kunst und Antiquitäten GmbH, eine 
Vereinbarung über die Verwendung der sich ergebenden Valu- 
taguthaben abzuschließen. 

Das Valutaguthaben wird im Auftrag des Ministeriums für 
Kultur vom Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH 
verwaltet. Die Abrechnung erfolgt gegenüber der Hauptab- 
teilung Planung und Finanzen des Ministeriums für Kultur. 

7. Importe aus diesem Valutaguthaben können Uber den Außenhan- 
delsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH realisiert .werden, 
Sie bedürfen der Zustimmung des Ministeriums für. Kultur 

und des Ministeriums für Außenhandel. 

8. Das Ministerium für Kultur empfiehlt den Abteilungen Kultur 
der Räte der Bezirke, eine Auswahl von den ihnen unterstehen- 
den Betrieben vnd Einrichtungen vorzunehmen und sie im Sinne 
dieser Vereinbarung in die Möglichkeiten des Exports in das 
NSW einschließlich der Verwendung der daraus zur Verfügung 
stehenden Mittel einzubeziehen. 

Die Verwaltung der Mittel und Cenehmigungspl f ich t erfolgt 
näch den gleichen Grundsätzen. 
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9.. Die Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung ab I. 1.1986 
in Kraft. Alle vor diesem Zeitpunkt getroffenen Verein- 
barungen zwischen dem Ministerium für Kultur und dem 
Ministerium für Außenhandel, die dieser Vereinbarung ent- 
gegenstehen, werden außer Kraft gesetzt. 


Berlin, den 14 .5. 1986 


Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung 

Dr . Schalck 
Staatssekretär 

Unterschrift gilt in Verbindung 
mit folgender Ergänzung: 

Die Valutaanrechtsmittel des 
Min. f. Kultur dllrfen nur nach 
Zustimmung der Unterzeichner 
dieser VEreinbarung für Importe 
eingesetzt werden. 


Ministerium für KuDtur 



Stellvertreter des 
Ministers 
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Zwischen Frau Elisabeth «fett 


Würzburger Str . 47 
Ka rl-Me rx-6 1 ad t 
9 0 7 2 

- im weiteren Kunde genannt - 

und der Kunst und Antiquitäten GmbH 

_ nr 

““ t 

1080 Berlin 

Französische Straße 15 

- im weiteren KuA genannt - 

1. Der Kunde übergibt an KuA cfie nachstehend aufgeführten 
Gegenstände mit dem Auftrag, einen höchstmöglichen Ver- 
kaufserlös zu erzielen. 

2. Der Kunde versichert ausdrücklich, daß der Gegenstand/ 
die Gegenstände sein Eigentum sind. Sie sind frei von 
Rechten Dritter und nicht illegal in die DDR eingeführt 
worden. 

3. KuA übernimmt den/die im Punkt 1 aufgeführten Gegenstand/ 
Gegenstände ohne Risiko. 

4. Beide Partner vereinbaren einen zu erzielenden Mindest- 
preis in Mark, der von KuA ohne Zustimmung des Kunden 
nicht unterschritten werden darf. 

5. KuA entscheidet über die Form des Verkaufes 

a) Versteigerung im eigenen Namen bei einem ausländischen 
Auktionshaus 

KuA sichert, daß bei Nichterreichung des vereinbarten 
Mindestpreises kein Verkauf erfolgt. 

b) Direktverkauf im eigenen Namen an ausländische Kunden 

6. Nach durchgeführter Versteigerung bzw. Verkauf erfolgt 
zwischen den Partnerrjdie Abrechnung des Kommissionsver- 
trages auf der Grundlage des erzielten Nettopreises. 

7. Kann weder durch eine Versteigerung noch einen Direktver- 
kauf der zwischen den Partnern vereinbarte Preis erzielt 
werden, gibt KuA den/die Gegenstand/Gegenstände an den 
Kunden gegen Quittung zurück. 
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8. Voraussetzung für alle Verkaufshandlungen ist die 
Zustimmung der Kunstschutzkommission zur Ausfuhr 
des Gegenstandes/der Gegenstände gemäß Punkt 1. 

KuA wird deshalb den Gegeustand/die Gegenstände 
dem zuständigen Gremium vorführen. 

9. Innerhalb von 3 Monaten nach erfolgtem Verkauf oder 
erfolgter Auktion erhält der Kunde vom l>iottovaluto- 
erlös im Verhältnis 75 in Mark und 25 '/i in 
Valutämark. 

Vereinbarter Limit preis: 75.000, — M für 
1 Gemälde "Sonnenblumen" 


Karl-Marx-ßtadt, den 15,05*86 

tj 'Mt 



Aiit ( 


iaohe 8tr, 15 
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Dokument 61 


26. Mai 1986 


Heinrich Bartels 

Geschäftsführer der Firma Sabatier, Verden/BRD 


Die Firma Sabatier arbeitet mit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH seit Anfang der 7oer Jahre zusammen, wobei es in den 
Jahren 77-8o eine Unterbrechung gab bedingt dadurch, daß 
der ehemalige Leiter der KuA , Schuster, mit der Firma Sabatier 
Differensen hatte. 

Nach Wiederaufnahme der Gesch&f tsbeeiehungen entwickelten 
sich die Umsätze kontinuierlich mit dem Ergebnis, daß die 
Firma Sabatier sich zum Hauptpartner der KuA entwickelte* 

Wie aus beiliegender Bankauskunft ersichtlich ist, hat 
Herr Sabatier den Hauptanteil an dieser Firma. Vor einigen 
Jahren übergab er die Leitung an Herrn Bartels und «röff- 
nete eine Galerie "Pro Art". Mit der Übernahme der Geschäfts- 
führertät igkeit durch Herrn Bartels erfolgte ein gewisser 
Wandel im Warenbezug, der darin mOndete, daß die Firma sich 
verstflrkt auf Gebrauchtwaren konzentrierte. 

Seit 1985 versucht Herr Bartels, auch den amerikanischen 
Markt fQr unser Warengebiet zu erschließen. Der Gesamt- 
umfang der Geschäfte, die KuA mit der Firma Sabatier tätigt, 
beläuft sich im 0 auf 3 Mio pro Jahr und macht damit 
rd. 2o Z des Gesamtumsatzes der Firma aus. 

Herr Bartels selbst ist ein dynamischer Geschäftsmann 
mit vielen neuen Ideen, auch in Warengruppen einzusteigen , 
die bislang von anderen gar nicht oder nur unzureichend 
bearbeitet wurden, so z.B. hat er es verstanden, mit den 
großen Kaufhäusern in der BRD gute Geschäftsverbindungen auf- 
zunehmen und dort weine Ware zu placieren. 

Vom Charakter her ist Herr Bartels sehr selbstbewußt, wo- 
bei er immer den Drang hat, zum grSßten Handelspartner der 
KuA zu werden. Seine politische Einstellung ist kritisch 
gegenüber seiner eigenen Regierung. Gegenüber der soziali- 
stischen Ordnung in der DDR verhält er sich zumindest in * 
seinen Diskussionen loyal und äußert sich auch anerkennend 
unsere Fortschritte betreffend. Er ist sehr familienbe— 
wußt, die Hobbys treten bei ihm nicht ausgeprägt in Erschei- 
nung . 



Anlagen I 




Dokument 62 


Kunst u. Antiquitäten 


Berlin, d. 19. 9. 1986 


Protokoll 

über die Planverteidigung 1987 beim Staatssekretär , Gen. Dr. Scheid, 
am 18. 9. 1986 


Teilnehmer: Ber. Kommerzielle 
Koordinierung 


K u A 


Gen. Dr. Schalck 
Gen. Seidel 
" Schreier 
Genn. Gast 
" Bleßing 

Gen. Forken 
" Richter 

” Marx 

" Adler 

" Schmidt 

** Fleege 

Genn ^ HE. i chhor'n^ 

" Bauschus 


1. Voraussichtliche Erfüllung des Planes 1986 

Die eingeschätzte V-Ist-Erf üllung GWE per 31. 12. B6 mit 100 % 
und GWA per 19. 12. 86 mit 100 % wurde zur Kenntnis genommen. 

Der Staatssekretär erklärte zum Ausweis d»r Ergebnisse- des VEB 
Philatelie Wermsdorf, daß der GD KuA für AI IB gesamt einschl . 
Philatelie verantwortlich ist. 

Für Briefmarken Jahrbücher und sonstiges philatl isti sches Zubehör. I 
die 1986 durch KuA exportiert werden, ist der Ausweis einheitlich 
zugunsten des Briefmarkenexports VEB Phil. Wermsd. abzurechnen. 

Im Jahresbericht 1986 ist dieser Komplex der Weiterentwicklung 
des Briefmarkenexports unter den neuen Bedingungen ausführlich 
darzustellen. 
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2. Herstellung der inneren Ordnung 


65U 


? 

Die Rückstände in der Herstellung der inneren Ordnungsmäßig- 
keit (Inventur, Lagerordnung) wurden durch den Stoot ssekretnr 
kritisiert und es wurde nachdrücklich darauf hingewiesen, daß 
das vorhandene Volksvermögen in den nächsten Wochen bis zum 
Jahresende nachzuweisen ist, da sonst die Bilanzbest Bt igung 
versagt bleibt. 

Genn. Bleßing erläuterte, daß das Rechnungswesen für die Kontrolle 
der Prozesse verantwortlich ist und die Verantwortung für die 
Grundmittelinventur sowie die Lagerordnung bei den Führungskadern 
liegt. 

Dazu wurden bereits zur Johresendverteidigung für das Planjahr 
1985 Vorschläge unterbreitet (Umsetzung der Logerordnung von 
Forum war mit T. 30.6.86 festgelegt); warum wurde Hie angebotene 
Unterstützung nicht in Anspruch genommen? 

Gen. Seidel erläuterte zur Inventur/Lagerordnung, daß die Lager- . 
Ordnung vorgegeben sein muß und danach nach Komplexen die Auf- 
arbeitung zu erfolgen hot. 

Bei geringwertigen Kleinworen sollte eine gesamte Erfassung er- 
folgen und unverkäuf liehe Lagerbestände sind abzuschreiben. 


3. Abrechnung der Ergebnisse des VEB Phil. Wermsd. durch Gen. Fl^rg« 

Schwerpunkt der Leitungstätigkeit des Gen. Fleege wor im Johr 
die Grundformen der sozialistischen Ideologie dem Petr i ehskol lek- 
tiv zu vermitteln. 

Mit Wirkung vom 1. 12. 1986 wird eine eigene FD.I-GO gegründet. 

Der Erfolg des Jahres 1986 ist auch den Mitarbeitern Wermsdorfs 
dorzustellen. 

Nach Einschätzung des Gen. Fleege hat die Einkauf sorqnni «at ion 
des VEB Phil, noch nicht das Maximum erreicht, jedoch ist die Zu- 
sammenarbeit mit dem MPF spürbar verbessert. 

Die Binnenhandelsfunktion des VEB Phil, beinhaltet noch Reserven, 
die 1987 wirksam ausgebaut werden. Ordnung und Sicherheit sind 
zu verbessern, dazu wird eine Sicherheitskonferenz durchaef ührt . 

Im November findet eine Bilanzvorprüfung statt. 

Zum Problem der Kaderbeschaffung für den VEB Phil, sieht Gen. 

Fleege Kooperationsmöglichkeiten mit dem territorialen Gesund- 
heitswesen. Bis 30. 11. 86 reicht er über den GD KuA einen Vor- 
schlag an Gen. Seidel ein. 

Der Staatssekretär nahm den Bericht des Gen. Fleege zur Kenntnis 
und bedankte sich für die gute Arbeit. 
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4. Planentwurf 1987 



7. 

w» 


31 


Der Staatssekretär forderte eine ausführliche Begründung der 
volkswirtschaftlichen Notwendigkeit der 19B6 realisierten In- 
vestitionen KuA im Jahresbericht für 1986. 

ln den Gewinnkennziffern der Folgejahre muß sich die durchge- 
führte Investition niederschlagen. 

Der PE 1987 weist gegenüber dem Plan 1986 ohne Investitionen 
nach Ansicht des Staatssekretärs keine Steigerung auf. 
Darüber hinaus sind auch die Kosten der Klasse 3 im PF 1987 
erheblich. 

Der Planentwurf 1987 VEB Phil. Wermsd. GWA - 12,7 Mio VM - 
(einschl. Jahrbücher u. Zubehör) wird vom Staatssekretär ak- 
zeptiert. 

Für KuA ist der Planentwurf 1987 GWE nicht unter 38, 1 Mio VM 
einzureichen, da diese Größenordnung ouch 1986 erwirtschaftet 
wurde . 


Die Pionverteidigung wurde unterbrochen und ist in der nächsten 
Woche fortzusetzen. 


f.d.R. Bauschus 
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Landgericht Berlin 


Geschäftsnummer: 

A. 0.238/86 


W«rt des 

SlreitgegentUndoa 


Im 


Namen des Volkes r 


104 


In dem Rechtsstreit 

des Restaurators Werner 
Dorotheenstraße 3, 4950 



Klägers , 

fsstgesstzt/ermitlslt 

,u * - ProzeßbevollmächtigteXr: Rechtsanwälte 

Detlev Gudat, Carsten Klün und 
v«rkundst Prof. Dr. Martin Quilisch, 

Hohenzollerndamm 53, 1000 Berlin 33 - 

am 10. Dezember 19R6 


’reitag 

Justizamtsinspektor 


Zugestellt an 
Kl. Vertr. am: 

Bekl.Vertr. am: 


gegen 

die Firma Antik-Shop Antiquitätengalerie 

GmbH & Co. Handels KG, vertreten durch die persön 

lieh haftende Gesellschafterin, die Antik-Shop 

Antiquitätengalerie GmbH, diese vertreten durch 

ihren Geschäftsführer, Generalkonsul 

Wolf gang Böttger, 

Paulsborner Straße 2, 1000 Berlin 31, 

- ProzeßbevollmachtigteX: Rechtsanvfelte Beklagte , 

Peter Bufe, Peter Raible, Angelika Raible, 
Bundesällee 213/214, 1000 Berlin 15 - 


hat die Zivilkammer - 

des Landgerichts Berlin in Berlin 10 (Charlottenburg), Tegeler Weg 17 - 20 , 
auf die mündliche Verhandlung vom Dezember 1986 

unter Mitwirkung des-**» Vorsitzenden Richters am Land- 
gericht Kutzschbach sowie der Richter am 

Landgericht Trapp und Radermacher 

für Recht erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, die in ihrem 
Antik-Shop im KaDeWe in Berlin stehende 
klassizistische Standuhr, Apfelbaum, C.E. 
Kleemyer, Mitteilteil etwas zurückspringend, 
Tür kanneliert mit vergoldeten Blütstenstäben, 
am Sockel geschnitzte vergoldete Blüten und 
Ranken, wobei der obere Kasten mit vergoldeten 
Blüten und Profilen versehen ist sowie einem 
spitzen Dach mit zierlicher herumlaufender 
Galerie und vergoldeter Urne bekrönt, 

ZP SSO 

Urarhnll e.noa Urle.l» 313 315 . 754 ZPO) - Un4tf«ilcl>l 

JVA Tegel Q 10000 
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sowie mit einem Messingwerk und einem 
auf Kupfer emaillierten Zifferblatt, 
einem langen Pendel mit zwei schweren Blei- 
gewichten mit Messingmantel, an den Kläger 
herauszugeben, Zug um Zug gegen Zahlung 
von 897,50 DM. 

Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 

2. Von den Kosten des Rechtsstreits hat der 
Kläger 1/15 und die Beklagte 1A/15 zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, 

für den Kläger Jedoch nur gegen Sicherheits- 
leistung in Höhe von 15.800, — DM. 

Der Kläger kann die Vollstreckung abwenden 
gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110, -DM, 
wenn nicht die Beklagte vor Vollstreckung 
Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 


Tatbestand 


Der Kläger, der bis 1983 in der DDR lebte, besaß dort eine Sammlung 
antiquarischer Gegenstände, die am 12. Dezember 1981 im Zuge 
eines von den Strafverfolgungsbehörden der DDR gegen ihn einge- 
leiteten Ermittlungsverfahrens wegen des Vorwurfs der Steuerver- 
kürzung in seinem in 183 Rathenow, Rhinower Straße 19 d, sicher- 
gestellt wurden. In einer vom VEB (K) Antikhandel, 83 Pirna, 
angefertigten und vom wissenschaftlichen Mitarbeiter Walter unter- 
schriebenen "Zeitwertfeststellung" dieser Gegenstände wurde 
zur lfd.Nr. XI 153 auf gelistet: 


"Eine Standuhr, C.E. Kleemeyer, Berlin". 

Am 1. Dezember 1982 erließ das Bezirksgericht Potsdam zum 
Aktenzeichen II BS 13/82 
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"zur Sicherung der Verwirklichung des Ausspruches 
einer zu erwartenden Geldstrafe und der Beitreibung 
der Auslagen des Verfahrens gern. § 120 Abs. 1 und 5 
StPO Uber das in Rathenow, Rhinower Straße 19 d, 
gelegene HausgrundstUck .... Arrestbefehl*. 

Am 2. Dezember 1982 verhängte das Bezirksgericht Pots-dam gegen 

den Kläger wegen Steuerverkürzung eine Freiheitsstrafe von 

5 Jahren und 6 Monaten sowie eine Zusatzgeldstrafe in_Höhe von 

100.000t Mark. Dieses Urteil wurde nach dei» Recht der DDR 
rechtskräftig . 

Die Beklagte kaufte am 5. Oktober 1984 bei der Firma Kunst und 
Antiquitäten GmbH Internationale Gesellschaft für den Export und 
Import von Kunstgegenständen und Antiquitäten, Französische 
Straße 15, 108 Berlin (Ost), u.a. eine Standuhr. Ausweislich der 
von der Beklagten mit Schriftsatz vom 21. Juli 1986 vorgelegten 
Spezifikation der Firma Kunst und Antiquitäten GmbH vom 5. Oktober 
1984 heißt es dort zu der verkauften Standuhr unter de* Überschrift 
"Bemerkung": XI 153, sowie in der Spalte "Begleiter": Walter. 

Am 16. November 1984 lieferte die Firma Schmeling Internationale 
Spedltions GmbH die Standuhr in die Geschäftsräume der Beklagten 
und berechnete dieser dafür einen Betrag von 555,50 DM. 

Im Oktober 1985 ließ die Beklagte an der Uhr durch den Uhrmacher- 
meister Ginter in 1000 Berlin 33 für 342,- DM folgende Arbeiten 
ausführen: 


"1 Standuhrwerk gangbar gearb. 
Zifferblatt und Zeigerwerk rep. 
2 Gewichte 

aus- und eingebaut.". 
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Mit Entscheidung vom 6. August 1985 stellte der Generalstaats- 
anwalt beim Oberlandesgericht Hamm zum Aktenzeichen 4 AR 290/85 
gemäß § 15 in Verbindung mit § 2 des Gesetzes Uber die Inner- 
deutsche Rechts- und Amtshilfe in Strafsachen vom 2. Mai 1953 
(BGBl. I Seite 161) fest, daß die Vollstreckung des gegen den 
Kläger ergangenen Urteils des Bezirksgerichts Potsdam vom 
2. Dezember 1982 unzulässig ist. 

Der Kläger behauptet, die von der Beklagten in ihrem Antik-Shop 
angebotene Standuhr habe bi^^hrer Beschlagnahme im Dezember 1981 
in seinem Eigentum gestanden und meint, die Beklagte habe an der 
Uhr nicht gutgläubig gemäß § 932 BGB Eigentum erwerben können, 
da sie ihm im Sinne des § 935 BGB abhanden gekommen sei, und 
zwar weil die Beschlagnahme durch die Strafverfolgungsbehörden 
der DDR rechtswidrig gewesen sei. 


Er beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen, die in ihrem 
Antik-Shop im KaDeWe in Berlin 'Stehende 
klassizistische Standuhr, Ampelbaum, C.E. 
Kleemeyer, Mittelteil etwas zurückspringend, 
Tür kanneliert mit vergoldeten Blütenstäben, 
am Sockel geschnitzte vergoldete Blüten und 
Ranken, wobei der obere Kasten mit vergoldeten 
Blüten und Profilen versehen ist sowie einem 
spitzen Dach mit zierlicher herumlaufender 
Gaerlie und vergoldeter Urne bekrönt, sowie 
mit einem Messingwerk und einem auf Kupfer 
emaillierten Zifferblatt, einem langen Pendel 
mit zwei schweren Bleigewichten mit Messing- 
mantel, an ihn^herauszugeben. 
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die Klage abzuweisen, 
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hilfsweise, 

Zug-um- Zug- Verurteilung gegen Zahlung 
von 897,50 DM. 

Die Beklagte meint, gemäß § 932 BGB wirksam Eigentum an der Uhr 
erworben zu haben. Selbst wenn die von ihr bestrittene Behauptung 
des Klägers, Eigentümer der Uhr gewesen zu sein, zuträfe, sei 
die Vorschrift des § 935 BGB nicht anzuwenden, weil diese bei 
Wegnahme einer Sache aufgrund öffentlichen Rechtes grundsätzlich 
keine Anwendung finde; weil die Beschlagnahme der Uhr nicht 
nichtig gewesen sei und weil die Entscheidung des Generalstaats- 
anwaltes beim OLG Hamm erst nach dem Erwerb durch die Beklagte 
getroffen wurde und für die Zeit vor dem 6. August 1985 keine 
Wirkung entfalte. 

Hilfsweise meint die Beklagte, nur Zug um Zug gegen Zahlung der 
von ihr gemachten notwendigem Aufwendungen in Höhe von 897,50 DM 
zur Herausgabe verpflichtet zu sein. 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf deren einge- 
reichte Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen. 

Die Kammer hat in der mündlichen Verhandlung am 10. Dezember 1986 
Beweis erhoben Uber die Behauptung des Klägers, er habe das 
Eigentum an der im Besitz der Beklagten befindlichen Standuhr 
in der DDR erworben, durch Vernehmung der Ehefrau des Klägers als 
Zeugin. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das 
Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 10. Dezember 1986 
verwiesen. 
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Entsche idungsgründe 


Die Klage ist begründet. 

Der Kläger hat gegen die Beklagte einen Herausgabeanspruch gemäß 
§ 985 BGB , weil er Eigentümer der Uhr ist und insbesondere das 
Eigentum an der Uhr nicht durch Erwerb seitens der Beklagten ver- 
loren hat. 

1 . Nach der glaubhaften Bekundungen der Zeugin Barbara Schwarz 
hat der Kläger die im Streit befindliche Uhr Ende der 50er Jahre 
in der DDR angekauft. Zur Überzeugung der Kammer ist auch er- 
wiesen, daß es sich dabei um die Jetzt im Besitz der Beklagten 
befindlichen Standuhr handelt. Denn in der von der Beklagten 
vorgelegten Spezifikation der Kunst und Antiquitäten GmbH wird 
die von ihr angekaufte Standuhr mit der Ziffer XI 153 bezeichnet, 
die in der Aufstellung der bei dem Kläger seinerzeit beschlag- 
nahmten Gegenstände der Position "Standuhr, C.E. Kleemeyer" ent- 
spricht. Auch enthält diese Spezifikation in der Spalte 
"Begleiter" den Namen des wissenschaftlichen Mitarbeiters Walter, 
der die "Zeitwertfeststellung" hinsichtlich der in der Wohnung ' 

des Klägers beschlagnahmten Geg 9 nstände erstellt hatte. Schließlich 

glaubhaft 

hat die Zeugin Barbara Schwarf bekundet, sie habe diese früher 
im Besitz des Klägers befindliche Standuhr im Frühjahr 1986 im 
KaDeWe im Antik-Shop der Beklagten wiedererkannt. 

, auch nicht gutgläubig, 

2. Die Beklagte hat an der Uhr nicht wirksam Eigentum /erwerben 
können, weil sie dem Kläger im Sinne des § 935 BGB abhanden 
gekommen war. 
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Abhanden gekommen ist eine Sache dann, wenn der unmittelbare 
Besitzer ohne seinen Willen den Besitz verloren hat (vgl. 
Palandt-Bassenge , 44. Aufl., § 935 BGB Anm. 4 a). Der hier un- 
streitig fehlende Wille des Klägers ist auch nicht durch den 
staatlichen Eingriff der Strafverfolgungsbehörden der DDR ersetzt 
worden. Denn der Besitzverlust erfolgte aufgrund des Arrestbefehls 
des Bezirksgerichts Potsdam vom 1. Dezember 1982, der zur Siche- 
rung der zu erwartenden Geldstrafe erging. Deren Vollstreckung 
Jedoch ist durch Entscheidung des Generalstaatsanwaltes beim 
OLG Hamm vom 6. August 1985 für unzulässig erklärt worden, und 
zwar gemäß § 16 des Gesetzes über die Innerdeutsche Rechts- und 
Amtshilfe in Strafsachen vom 2. Mal 1953 mit bindender Wirkung 
für alle Gerichte im Geltungsbereich dieses Gesetzes. Aufgrund 
dieser für die Kammer bindenden Entscheidung des Generalstaats- 
anwaltes bei dem OLG Hamm kann der Arrestbefehl des Bezirks- 
gerichts Potsdam vom 1. Dezember 1982 als Sicherungsmaßnahme für 
die später für unzulässig erklärte Vollstreckung der Geldstrafe 
den fehlenden Willen des Klägers bei der Entziehung des Besitzes 
der Uhr nicht ersetzen. 

Dem Kläger ist daher die Uhr im Sinne des § 935 BGB abhanden 
gekommen. 


Entgegen der Rechtsansicht der Beklagten ist ein Abhandenkommen im 
Sinne des § 935 BGB bei unfreiwilliger Besitzentziehung und durch 
staatliche Eingriffe anzunehmen, selbst wenn eine Beschlagnahme 
nicht richtig sein sollte, sofern der behördliche Begrif ^jeden- 
falls rückwirkend - wie hier durch die Entscheidung des zuständi- 
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gen Generalstaatsanwalts - aufgehoben worden ist (vgl. Soergel- 
Siebert, 11. Aufl., S 935 BGB Rdn. 4; Erman-Schmidt, 7. Aufl., 

S 935 BGB, Rdn. 6; RGRK 12. Aufl. S 935 BGB Rdn. 19; Palandt- 
Bassenge, 44. Aufl., S 935 Anm. 4 e) . Vgl. insbes. BGH-IV ZR 
214/83 - Urteil vom 9. Juli 1985 = Rdr 86, 138 ff. 

Aufgrund der hier vorliegenden bindenden Feststellungen über die 
Nichtigkeit des Strafurteils gegen den Kläger und die Feststellung 
der Unzulässigkeit einer Vollstreckung aus diesem Urteil hatte die 
Kammer jedenfalls selbst nicht mehr zu prüfen, ob die Verurteilung 
des Klägers in der DDR nicht wegen schwerster Verstöße gegen, 
rechtsstaatliche Grundsätze als absolut nichtig anzusehen ist (vgl. 
BGH a.a.O. ) . 

Es bedurfte daher keiner vom Beklagtenvertreter beantragten Vorla- 
ge des gegen den Kläger ergangenen Strafurteils des Bezirksge- 
richts Potsdam, da allein die Entscheidung des Generalstaatsan- 
walts in Hamm hier bindend war. 

3. Der Beklagten steht jedoch ein Zurückbehaltungsrecht gemäß 
§§ 994 Abs. 1, 1000 Satz 1 BGB wegen der von ihr gemachten not- 
wendigen Verwendungen auf die Uhr zu. 

Bei den von ihr in Auftrag gegebenen Reparaturarbeiten, für die 
sie 342,- DM hat zahlen müssen, handelt es sich ebenso um not- 
wendige Verwendungen im Sinne des § 994 Abs. 1 BGB, wie die von 
ihr gezahlten Transportkosten in Höhe von 555,50 DM, da sowohl 
die Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit der Uhr, als auch 
der Transport von Berlin (Ost) nach Berlin (West) im objektiven 
Interesse des Klägers standen, ihm zugute kamen und auch von 
ihm hätte veranlaßt werden müssen (vgl. Palandt-Bassenge, 

44. Aufl. Vorbem. vor § 994 BGB Anm. 2 a). 
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Dem Hilfsantrag der Beklagten ist daher stattzugeben und diest 
lediglich Zug um Zug gegen Zahlung von 897 , 50 DM zur Herausgabe 

zu verurteilen. 

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 92 Abs. 1 ZPO, die 
Anordnung der vorläufigen Vollstreckbarkeit aus §§ 708 Nr. 11, 
709 Satz 1, 711 Satz 1 ZPO. 


Kutzschbach 


Trapp 


Radermacher 
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Dokument 64 


Stellungnahme zu einer Veröffentlichung im 
Berlin West, vom 15.12.1986 


CCC96 

"Der Tag g e 1" , 



Betr . : 


Verkauf einer in der DDR gekauften ar/t iken Uhr im 
KaDeWe , Berlin -West 



Au fgrund einer vorhandenen Steuerschuld wurde unserem AHB 
vom Rat des Kreises Rathenow, Abt. Finanzen», als P f and g 1 ä ub i g e r 
des Werner Schwarz, Rathenow, eine Reihe von Antiquitäten 
und Kun s t ge gens t anden zum Kauf angeboten. 

Kunst und Antiquitäten GmbH übernahm die Waren mit 

- Kaufvertrag vom 8.7.1982 in Höhe von I.3oo.24o,- M und 

- Kaufvertrag vom 2.12.1983 in Höhe von 92.242,- M. 

Die im Zeitungsartikel erwähnte Uhr wurde mit Exportvertrag 
vom 12. Io. 1984 zum Preis von 17.25o,- VE an die Firma Antik- 
Shop, An t i q u i t ä t en-G a 1 e r i e GmbH, Paulsbernde Str. 2, Berlin- 
West 31, verkauft. Diese Uhr stand nicht unter Kunstschutz. 

Wir sehen in dieser Angelegenheit einen erneuten politi- 
schen Angriff gegen die DDR. Mit den Urteilen der BRD- und 
WB-Ger ichte wird die Rechtssprechung der DDR infrage ge- 
stellt. Darüberh inaus wird die DDR als Handelspartner diskri- 
miniert mit dem Ziel, die Kunden zu verunsichern. 

Wir sind der Auffassung, konsequent gegen diese Handlungs- 
weise vorzugehen und bei der TSI, Herrn Rösch, offiziell 
Beschwerde einzulegen. 

Mit Genossen Dr. Irrascher werden wir aufgrund der vorhande- 
nen Fakten einen R e ch t s s t a nd pu nk t erarbeiten und dem Ministe- 
rium für Außenhandel, Bereich BRD/WB, zur weiteren Veran- 
lassung übergeben. 
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Gleichzeitig wollen wir damit unserem Kunden Unterstützung 
geben, Berufung gegen das Gerichtsurteil einzulegen. 

Bei zukünftigen Verkäufen von Gegenständen aus Pfändungen u.ä. 
wird noch stärker als bisher eine Prüfung vorgenommen. 

Wir bitten um Bestätigung des Vorgehens. 


/ 

/ , 


/ ! L ' . . 

; / L t, : 

F a r k e n 

Generaldirektor 


373 




Dokument 65 


Ülnioterium Oer Finanzen 

Abt. Steuern unO Abgaben Bedin, 26. ol .87 


Kur für den Bienotgebraueh 


Informotionobr icf 1 /87 


Über wicht 

über nebenberufliche Tätigkeiten und die Besteuerung der carauo 
erzielten Einkünfte 


Dieeer Informationabrief enthält eine Zuoonanenfaaoung der neben- 
beruflichen Tätigkeiten aowie die oteuerliche Behandlung der 
doroun erzielten Einkünfte und die Angabe der dafür boote icr den 
rechtlichen Regelungen. 

Bei allen Auskünften und Ent achei düngen zur iieotenerung von 
Einnahmen euu nebenberuflicher Tätigkeit iwt uteta von den be- 
treffenden Kechtovoroctirif ten, Anwciomif en und Richtlinien nua- 
zugehon. Eino Bezugnahme auf den Informe tionubr ief iot nicht 

r.ulüon Jg* 


O 

Mollouf V 
Abtei lungoloitor 

Verteiler : 

Rate der Bezirke und Kreioe 
Abteilung Pinanzen je 2 x 

’äd? und Reaervc 


= 470 

« ko 

o 4 SO 
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Hebentütigkeit Steuerliche Behandlung 

der he b e n e in kih )f to 


19. Imkor 


20. Sammler und Erfasser 
landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, z. B. 
Obst, Gemüse, Eier 


21. Sammler und Erfasser 
von Heilpflanzen, 
Gewürzpflanzen, 
Y/ildfrüchtcn 

22. Sammler und Erfasser 
von Sekundärrohstof- 
fen gemäß Anordnung 
vom 12. 7. 1976 übor 
dio planmäüigo Er- 
fassung von Al troh- 
otoffen (GBl. I 

Kr. 29 S. 307). . 

23. Sammler von Kunst- 
gegenständen 

(Abgrenzung zur 
selbständigen 

Höndela tatlgkftit ) 


24. Freiberuflich Tätige 
gemäß Honorar- und 
Zulaesungoordnungon 


Dio Einnahmen sind 
steuerfrei 

wie unter 1. 


Die Einnahmen sind 
steuerfrei 


Dio Einnahmen sind für 
Arbeiter u. Angestellte, 
Rentnor und Hausfrauen 
steuerfrei, sofern ein 
Sammolochoin ausgogebon 
wurde 


Dio Einnahmen sind 

steuerfrei, wenn die 

- Sammlung nobonboruf- 
lich erfolgt 

- kein nachhaltiges Ein 
kommen durauo crziolt 
wird 

- ko in kurzfristiger 
Umschlag dor Kunat- 
gogonotündo erfolgt. 

a) Einnahmen bis 
1.02U 1.1 jährl. sind 
steuerfrei 

b) Höhere Einnahmen 
wordon bis moaimal 
20 r ,o der Einnahmen 
booteuert . 
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Rechtliche 
Grundlage 

viio unter 16 a) 


Anordnung vom 
3.1.1978 über Steuer 

liehe Vorgünotigunsc 
für privat o Garten- 
baubetriebe sowie 
Sammler und Erfas- 
ser landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse 
(GBl. I llr. 5) 

wie unter 2o. 


wie unter 15. 


Entscheidung des 
tiinisters der 
Finanzen v. 

21. 0. 1973 


Verordnung vom 
22. 12. 1952 zur 
Besteuerung d. 

Arbo it ßc inkomr.ens 
(GBl. 8. 1413) 
Gesetz vom 28.5-50 
zur Anhörung d. 
Besteuerung der 

stouerbog.freisch. 
Intelligenz 
(GBl. I Kr. 37) 




M/OU 


Dokument 66 


Vereinbarung 


Außenhandelsbetrieb Kunst und 
Antiquitäten GmbH 
Französische Str. 15 

Berlin 

1080 

vertreten durch den Generaldirektor! 
Genossen Farken 

- im weiteren KuA genannt - 

Magistrat von Berlin 
Abteilung Finanzen 
Klosterstr. 59 

Berlin 

1020 

vertreten durch den Stadtrat, 

Genossen Rubner 

- im weiteren Abteilung Finanzen 
genannt - 

wird vereinbart, durch die Vermarktung vom Magistrat von 
Berlin bereitgestellter Warenfonds im NSW außerplanmäßige 
Valutamittel für die Volkswirtschaft der DDR zu erwirtschaf- 
ten. 

Zur Realisierung dieser Aufgabenstellung werden folgende 
gemeinsame Arbeitsschritte -festgelegt: 

1 . Zur Erwirtschaftung der zusätzlichen Valutamittel stellt 
die Abteilung Finanzen aus ihrem Aufkommensbereichen dem 
Außenhandelsbetrieb KuA für den Export geeignete Waren zur 
Verfügung. 

2. Die Warenpalette umfaßt Antiquitäten, Gebrauchtwaren, 

Münzen, Briefmarken, Orden und Ehrenzeichen, Bilder, 

Grafiken und Bücher. 

Werden Gegenstände angeboten, die nicht zu den vorstehend 
genannten Warenfonds einzuordnen sind, wird von Fall zu 
Fall über die Exportmöglichkeit entschieden. 

5. KuA übernimmt die von der Abteilung Finanzen in Mark der 
DDR bewerteten Artikel und Gegenstände. Die Bezahlung er- 
folgt 4 Wochen nach Rechnungslegung an die Abteilung Finan- 
zen. 

4. KuA verwertet im NSW die bereitgestellten Artikel und Gegen- 
stände und schließt dazu die erforderlichen Exportverträge 
ab. 


Zwischen dem 


und dem 
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5. Aus dem Nettovalutaerlös erhält die Abteilung Finanzen ein 
Valutaanrecht in Höhe von 30 Prozent. 

6, Für das Valutaguthaben der Abteilung Finanzen wird bei 
KuA ein Valutakonto eingerichtet. 

Die Valutamittel können für notwendige Importe des Ma- 
gistrats von Berlin verwendet werden. Dazu ist die Zu- 
stimmung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des 
Ministeriums für Außenhandel und des Oberbürgermeisters 
einzuholen. 


7. Beide Partner vereinbaren Jeweils im letzten Quartal für 
das Folgejahr ein Arbeitsprotokoll Über das in den folgen- 
den 12 Monaten angestrebte Auf kommens volumen t Gleichzeitig 
wird darauf aufbauend eine Prämienvereinbarung abgeschlos- 
sen. 


I 


8. Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage der Unterzeichnung 
in Kraft und verlängert sich um Jeweils ein Jahr, wenn sie; 
nicht durch einen der beiden Partner drei Monate vor Ablauf 
der Gültigkeitsdauer schriftlich gekündigt wird. 


9. Alle Änderungen und Ergänzungen zu dieser Vereinbarung be- 
dürfen der Schriftform. 



Kunst und Antiquitäten GmbH 



Magistrat von Berlin 
Abteilung Finanzen 


zugestimmt: 



Minlsterfudf £Ur Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 



Obefb^r^Brmei^er 
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Vereinbarung 



Außenhandel sbotrieb Kunst und Antiqui- 
täten GmbH, 

vertreten durch den Generaldirektor, 
Genossen Tarken 

- in weiteren K und A genannt - 

Abteilung Finanzen bein Rat des 
Bezirkes Karl-Marx-Stadt , 
vertreten durch das Mitglied des Rates 
für Finanzen, Genossen Schönach 

- in weiteren Abteilungen Finanzen 
genannt - 

wird vereinbart, durch die Vermarktung vom Rat des Bezirkes 

bereiignstellter Warenfonds im NSW außerplanmäßige Valutamittel 

für die Volkswirtschaft der DDR zu erwirtschaften. 

Zur Realisierung dieser Aufgabenstellung werden folgende gemein- 
same Arbeitschritte festgelegt: 

1. Zur Erwirtschaftung dex zusätzlichen Valutamittel stellt die 
Abteilung Finanzen aus.- ihren Aufkommcnsbcreichen dem 
Außenhandelsbetrieb K und A für den Export geeignete Waren zur 
Verfügung. 

2. Die Warenpalette umfaßt Antiquitäten, Gebrauchtwaren, Münzen, 
Briefmarken, Orden, Ehrenzeichen, Bilder, Grafiken und Bücher. 
Werden Gegenstände angeboten, die nicht zu den vorstehend ge- 
nannten Warenfonds einzuordnen sind, wird von Fall zu Fall 
über die Exportmöglichkeit entschieden. 

3. K und A übernimmt die von der Abteilung Finanzen in Mark der 
dor DOR bewerteten Artikel und Gegenstände. Oie 'Bezahlung erfolg 
4 Wochen nach Rechnungslegung an die Abteilung Finanzen. 

4. K und A verwertet im NSW die bereitgestellten Artikel und Ge- 
genstände und schließt dazu die erforderlichen Exportverträge 
ah . 

5. Aus dem Valutaerlös erhält die Abteilung Finanzen ein Valuta- 
snrecht in Höhe von 30 Prozent. 

6. Für das Valutaguthaben der Abteilung Finanzen wird bei K und 
A ein Valutakonto eingerichtet. 

Die Valutamittel können für notwendige Importe des Rates des 
Bezirke« Karl-Merx-Startt verwendet werden. Dazu ist die Zustim- 
mung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums 
für Außenhandel und des Vorsitzenden des Rates des Bezirkes 
Kerl-Marx-Stadt einzuholen. 


zwischen den 


und dnr 
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7. Reide Pertncr vereinbaren Jeweils im letzten Ouartal für dss 
Folgejahr ein Arbeitsprotokoll über das in den folgenden 12 
Monaten angestrebte Aufkommensvollumen. Gleichzeitig wird 
darauf aufbauend eine Prämienverelnbarung abgeschlossen. 

8. Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage der Unterzeichnung in 
Kraft und verlängert sich um Jeweils ein 3ahr, wenn sie nicht 
durch einen der beiden Partner drei Monate vor Ablauf der 
Gültigkeitsdauer schriftlich gekündigt wird. 

9. Alle Änderungen und Ergänzungen zu dieser Vereinbarung bedürfen 
der Schriftform. 


Berlin, den 


• // f 

Generaldirektor - ' ••*** » * f 

Kunst und Ahtiquitäten 
GmbH 


zugestimmt : 



Ministerium für Außenhandel 
Oereich Kommerzielle 
Koordinierung 



Abtei lung^Wnanzen 
Rat des Bezirkes 
Karl^Marx-Stadt 

f 

/ 


/ 

Vorsitzender 
Rat des Bezirkes 
Karl-Marx-Stadt 


Ministerium der Finanzen 
Bereich Finanzen der Außen- 
wirtschaft und yvalutaplanung 


f 
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Vereinbarung 


zwischen dem Außenhandelsbetrieb Kunst und 

Antiquitäten GmbH 

vertreten durch den Generaldirektor, 
Genossen Parken, 

- im weiteren KuA genannt - 


und der Abteilung Finanzen beim Rat des 

Bezirkes Leipzig 

vertreten durch den Leiter der 

Abteilung, Genossin Nickel, 

- im weiteren Abteilung Finanzen 
genannt * 


wird vereinbart, durch die Vermarktung vom Rat des Bezirkes 
bereitgestellter Warenfonds im NSW außerplanmäßige Valutamittel 
für die Volkswirtschaft der DDR zu erwirtschaften. 

Zur Realisierung dieser Aufgabenstellung werden 
folgende gemeinsame Arbeitsschritte festgelegt: 


1. Zur Erwirtschaftung der zusätzlichen Valutamittel stellt die 
Abteilung Finanzen aus ihrem Aufkommensbereichen dem 
Außenhandelsbetrieb KuA für den Export geeignete Waren zur 
Verfügung . 


2. Die Warenpalette umfaßt Antiquitäten, Gebrauchtwaren , Münzen, 

Briefmarken, Orden und Ehrenzeichen, Bilder, Grafiken und Bücher. 

Werden Gegenstände angeboten, die nicht zu den vorstehend ge- 
nannten Warenfonds einzuordnen sind, wird von Fall zu Fall 
über die Exportmöglichkeit entschieden. 


3. KuA übernimmt die von der Abteilung Finanzen in Mark der DDR 
bewerteten Artikel und Gegenstände. Die Bezahlung erfolgt 
4 Wochen nach Rechnungslegung an die Abteilung Finanzen. 


4. KuA verwertet im NSW die bereitgestellten Artikel und Gegen- 
stände und schließt dazu die erforderlichen Exportverträge eb. 


5. Aus dem Nettovel uteerl ös erhalt die Abteilung Finanzen ein 
Velutaanrecht in Höhe von 30 Prozent. 
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6 . 


Für des 
KuA ein 
Die Val 
Rates d 
Zust imm 
Ministe 
des Bez 


Valutaguthaben der Abteilung Finanzen wird bei 
Valutakonto eingerichtet, 
utamittel können für notwendige Importe des 
es Bezirkes Leipzig verwendet werden. Dazu ist die 
ung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des 
riums für Außenhandel und des Vorsitzenden des Rates 
irkes Leipzig einzuholen. 


7. Beide Partner vereinbaren jeweils im letzten Quartal für 

das Folgejahr ein Arbeitsprotokoll über das in den folgenden 
12 Monaten angestrebte Auf kommens vol umen ab . Gleichzeit ig 
wird darauf 8ufbeuend eine Prämienvereinbarung abgeschlossen. 


8 . 


Diese 
in Kr 
nicht 
der C 


Vereinbarung tritt mit 
aft und verlängert 6ich 
durch einen der beiden 
ült igkeitsdeuer schriftl 


dem Tage der Unterzeichnung 
um jeweils ein Jahr, wenn sie 
Partner drei Monate vor Ablauf 
ich gekündigt wird. 


9. Alle Änderungen und Ergänzungen zu dieser Vereinbarung be- 
dürfen der Schriftform. 



j. 


ktoi 

tiquitaten GmbH 



Abte Llur 
des Tates 
Leipzig 


Finanzen 
des Bezirkes 


zugestimmt : 



Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 



V 

Vorsitzender des 

Rates des Bezirkes Leipz: 


Ministerium de 
Bereich Finanz 
Wirtschaft und 


' Finanzen 
n der Außen- 
Valutaplanung 
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1. Aenderung der Vereinbarung 


zwischen dem Aussenhandel sbetri ob 

Kunst und An tiqui taeten 
F r anzoesi sehe St r. 15 
F«er 1 i n 
10B0 

und dem Rat des Eterirkes Leipzig 

Abtei ) ung F i nanren 

Kar 1 -Li ebknec:ht-Str .145 

Lei pzi g 

7030 

Punkt 5 der am 21 . 3. 19B7 geschlossenen Vereinbarung aendert 

sich wie folgt: 

5. Aus dem erzielten Nettovalut aer loes erhaelt die Abteilung 
Finanzen ein Valutaanrecht in Höhe von 50 7.. 

Diese Aenderung tritt rueckwirkend ab 1. Juli 19B9 in Kraft. 

Alle anderen Punkte der Vereinbarung aendern sich nicht. 


Eierlin. deri 20. September 19B9 


Auss^nhand^l sbetrieb 
Kunst und iqui taeten 


Parken 
Serie r a 3 



Rat des Bezirkes Leipzig 





Mitglied des Rates 
Finanzen 


f uer 


rügest immt : 

L. 



Ministerium für Au ft er »hantle 1 
ftorric h Pommer z ie 1 lo 
Koor clin j er ung 



F\at des Bezirkes Leipzig 
Vor si tzender 


CiL, 


Ministerium dey* Finanzen 
Erreich Finanzen der Aussen- 
wjr tsc h«tf t tm/l Va lut ap) an ung 
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Dokument 67 

fytSiht*' lu,l X ™ " Zivilrecht: Andere Zivilgenchte SJW 1988, Heft 6 341 


9. Unwirksamkeit enteignender Steuerpfändungen in Pri- 
vatkunstsammlungen in der DDR 

BGB § 985; EGBGB Art. 30 a. F , G1W (DDR) §§ 1, 54 I 

1. Der Herausgabeanspruch eines jetzt in der Bundesrepublik 
lebenden Kunstsanimlers aus der DDR, der von einem Kunst- 
händler in Berlin (West) die Herausgabe einer Standuhr 
fordert, die ehedem dem Kunstsammler in der DDR gehörte 
und dort wegen Steueransprüchen gepfändet und verwertet 
wurde, richtet sich nach dem Recht der Bundesrepublik. 

2. Hat der Kunsthändler bei dem Kauf der Standuhr in der 
DDR nach dem insoweit geltenden Recht der DDR Eigentum 
erworben, so ist ihm die Berufung auf diesen Eigentumser- 
werb versagt, wenn die Umstände, die zu dem Eigentumsver- 
lust des Kunstsammlers führten, eine entschädigungslose Ent- 
eignung darstellen, die im Widerspruch zu dem Recht der 
Bundesrepublik steht. (Leitsätze der Redakion) 

KG, Uri. v. 29. 9. 1981 - 17 U 492/87 (nicht rechtskräftig ) 

Zum Sachverhalt: Gegen den Kl., der in der DDR als Möbelrc- 
staurator arbeitete und der sich als Kunstsammler betätigte, wurde im 
Dezember 1981 ein Stralverfahren wegen Steuerverkürzung eingelei- 
tet. Er wurde verhaltet und schließlich zu einer Freiheitsstrafe verur- 
teilt. nach deren Teil verbüßung er in der Bundesrepublik Wohnsitz 
nehmen konnte. Gleichzeitig mit seiner Verhaftung wurde von dem 
zuständigen Finanzamt der DDR seine Kunstsammlung aufgrund ei- 
ner Sicherungsvertügung beschlagnahmt und nach Durchführung ei- 
nes Nachbesteuerungsverfahrens gepfändet und durch Verkauf an die 
Firma Kunst und Antiquitäten GmbH in Berlin (Ost) verwertet. Von 
dieser GmbH erwarb die bekl. KG. die in Berlin (West) als Kunst- 
händlern tätig ist, eine Standuhr, die aus der Sammlung des Kl. 
stammt, und stellte sie aus. Der Kl. hat Herausgabe dieser Standuhr 
verlangt. 

Das LG hat der Klage stattgegeben. Die Berufung der Bekl. hatte 
keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: . 1 . Das angefochtene Urteil geht im 
Anschluß an den erstinstanzlichen Parteivortrag von der Anwen- 
dung des BGB aus. Dies trifft indes im Hinblick auf die engen 
Berührungspunkte, die der Sachverhalt mit dem Recht der DDR 
aufweist, nur teilweise zu. Im Vordergrund der rechtlichen Beur- 
teilung stehen zwei Fragenkomplexe. Die Entscheidung des 
Rechtsstreits hängt davon ab. nach welchem Recht sich das Her- 
ausgabeverlangen richtet und ferner, nach welchem Recht die 
präjudizielle Frage zu beurteilen ist, ob die Bekl. wirksam Eigen- 
tum an der Standuhr erworben hat. Diese Fragen sind nach dem 
im Bereich des interlokalen Privatrechts entsprechend anwendba- 
ren Grundsätzen des Internationalen Privatrechts zu entscheiden, 
ln Betracht kommt hier das internationale Sachenrecht. Das in- 
ternationale Sachenrecht ist bisher nicht kodifiziert worden. 
Auch das Gesetz zur Neuregelung des Internationalen Privat- 
rechts vom 25. 7. 1986 (BGBl I, 1142) hat von einer Kodifizie- 
rung des internationalen Sachenrechts abgesehen (vgl. Basedow, 
NJW 1986, 2971 f.). Es muß daher auf die von der Rechtspre- 
chung und Lehre entwickelten allgemeinen Grundsätze zurück- 
gegritfen werden. Nach Deutschem Internationalen Privatrecht 
gilt für sachenrechtliche Vorgänge und Verhältnisse kraft Ge- 
wohnheitsrechts die lex rei sital, das Recht des Lageortes der 
Sache. Danach werden sachenrechtliche Tatbestände nach dem 
Sachstatut beurteilt, in dessen räumlichem Geltungsbereich sich 
die Sache zum Zeitpunkt des Eintritts des betreffenden Tatbe- 
standes befindet ( BGHZ 39, 173 [174] = NJW 1963, 1200; 
BGHZ 45, 95 [99f.j = NJW 1966, 879; BGH, NJW 1987, 3077 
= WM 1987. 871 [873]). 
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II. Nach diesen Grundsätzen richtet sich das Herausgabever- 
langen als solches nach dem Recht der Bundesrepublik, also § 985 
BGB. Dies folgt bereits aus dem Umstand, daß sich die heraus- 
verlangte Sache in Berlin (West) befindet Auch im übrigen bietet 
der Sachverhalt, soweit das Herausgabevcrlangen in Rede steht, 
keinen geeigneten Anknüpfungspunkt für die Amsendung einer 
anderen Rechtsordnung. Beide Parteien haben ihren Wohnsitz 
bzw. Sitz im Anwendungsbereich des BGB. Der Umstand, daß 
sich die Sache vor ihrem Erwerb durch die Bekl. in Berlin (Ost) 
befunden hat. steht der Anwendung des BGB nicht entgegen. 
Denn sobald eine Sache aus dem Machtbereich einer Rechtsord- 
nung m den einer anderen verbracht wird, entscheidet diese 
Rechtsordnung fortan über den Inhalt der Rechte und Pflichten, 
die sich aus der dinglichen Rechtslage an der Sache ergeben 
{BCHZ 39, 173 1 1 74 1 = NJW 1963. 1200; BCHZAS. 95 |1(X)| = 
NJW 1966. «79) 

III Die weitere Frage, ob die Bekl durch Rechtsgeschäft Ei- 
gentum an der Standuhr erworben hat. richtet sich demgegen- 
über nach dem Recht der DDR. Danach ist der Eigentumserwerb 
der Bekl. vorbehaltlich des noch zu erörternden Verstoßes gegen 
den ordre public zu bejahen. 

1. Dem internationalprivatrechtlichen Grundsatz, daß sachen- 
rechtliche Tatbestände nach dem Sachstatut zu beurteilen sind, in 
dessen räumlichem Geltungsbereich sich die Sache im Zeitpunkt 
der Vollendung des sachenrechthchen Tatbestandes befindet, 
entspricht es für den Bereich internationaler Verkehrsgeschäfte 
(Kauf mit Verbringung der Sache über die Rechtsgrenze), daß 
der Eigentumserwerb sich nach dem Recht des Absendestaates 
richtet, sofern der Erwerbstatbestand aufgrund dieses Rechts 
vollendet ist. bevor die Sache über die Grenze gebracht wird; sind 
demgegenüber die Erwerbsvoraussetzungen nach dem Recht des 
Absendelandes noch nicht erfüllt, wohl aber nach dem Recht des 
Bestimmungsstaates, so geht das Eigentum aufgrund dieses 
Rechts mit dem Grenzübertritt der Sache auf den Käufer über 
(vgl. Kreuzer, in: MünchKomm, nach Art. 12 Anh. 1 Rdnr. 72). 

2. Das nach der Situs-Regel primär anwendbare Recht der 
DDR fuhrt hier zu dem Ergebnis, daß die Bekl. noch vor Grenz- 
übertritt Eigentum an der Standuhr erworben hat. 

a) Der Eigentumserwerb richtet sich im vorliegenden Fall nicht 

nach § 139 des Zivilgesetzbuchs (ZGB) der DDR vom 19. 6. 1975 
(GBl DDR 1, 465). sondern gern. § 1 des Gesetzes über Internationale 
Wirtschaftsverträge (GIW) vom 5 2. 1976 (GBl DDR I, 61) nach 
dem für den internationalen Handel geltenden speziellen Kaufver- 
tragsrecht (§§50 ff. GIW). Nach der einschlägigen Regelung des 
§54Ic GIW erwirbt der Käufer das Eigentum an der verkauften 
Sache - von hier nicht gegebenen Sonderfällcn abgesehen - mit dem 
Vollzug der Lieferung; diese gilt u. a. als vollzogen, wenn der Ver- 
käufer die Sache dem Käufer am Leistungsort übergibt (,§ 51 II GIW) 
Die Anwendung dieser Regelung führt hier zur Feststellung, dal) die 
Bekl. das Eigentum an der Standuhr in dem Augenblick erworben 
hat. in dem diese dem von der Bekl. beauftragten Spediteur im Aus- 
lieferungslager der Firma Kunst & Antiquitäten GmbH vereinbar- 
ungsgemäß übergeben worden ist Von weiteren Voraussetzungen 
war der Eigentumserwerb nichi abhängig Nach dem Recht der 
DDR. das auf das Abstraktionsprinzip verzichtet, ist der Eigentums- 
übergang nicht als besonderes dingliches Rechtsgeschäft ausgestaltet, 
sondern in den Kaufvertrag einbezogen Im Einklang mit der Rege- 
lung des § 139 III ZGB, wonach das Eigentum mit der Übergabe der 
Ware und der Zahlung des Kaufpreises auf den Käufer übergeht, 
vollzieht sich der Eigentumsübergang auch im Falle des § 45 I GIW. 
wenn die dort genannten Voraussetzungen vorhegen. unmittelbar 
aufgrund des Kaufvertrages (vgl Hühner, Gesetz über Inter- 

nationale Wirtschaftsverträge der DDR/Motive, Texte, Materialien. 
21: Das Recht der DDR 3, § 54 Anrn. 11.; Enderlein, Der Außenhan- 
delskaufvertrag. Motive. Texte. Materialien 32: Das Recht der DDR 
5, S. 225; Roggemann, NJW 1976, 397). Der Parteivorirag bietet auch 
ketne Anhaltspunkte für die Feststellung, daß der Eigentumsüber- 
gang zu einem anderen, insbesondere zu einem späteren Zeitpunkt 
eingetreten sein künme, weil weder vorgetragen ist, daß über den 
Eigentuniserwerb abweichende Vereinbarungen getroffen worden 
sind (§ 54 I a Cd W). noch ersichtlich ist, daß Warenpapiere ausgestellt 
worden sind (§ 54 I b GIW) Ebensowenig kann ein späterer Eigen- 
tumserwerb darauf beruhen, daß die Parteien den Eigentumsüber- 
gang von der vollständigen Zahlung des Kaufpreises abhängig ge- 
macht haben (§§ 54 I. 233 GIW). Dies ist nicht der Fall. Nach der 
überreichten Urkunde vom 1 1. 10. 1984 war der Kaufpreis vor Liefe- 
rung zu zahlen und ist auch unstreitig vorher beglichen worden. 

b) Der Eigentumserwerb der Bekl. scheiterie auch nicht an einer 


mangelnden Verfügungsbefugnis der Verkäuferfirma Kunst &. Anti- 
quitäten GmbH. Allerdings setzt der Übergang des Eigentums nach 
§54 1 GIW voraus, daß der Verkäufer entweder seihst Eigentümer 
oder zumindest zur Verfügung über die Sache berechtigt ist; dies 
folgt aus § 54 11 GIW, wonach der Kauter in den Fallen, in denen der 
Verkäufer nicht Eigentümer der Kautsache ist. das Eigentum nur 
dann erwirbt, wenn er sich m gutem Glauben über Jas Eigentums- 
recht oder die Verfügungshefugnis des Verkäufers befindet Die Ver- 
kauferfirma konnte das Eigentum indes schon nach § 54 1 GIW auf 
die Bekl. übertragen, weil sie aufgrund des Kaufvertrages mit dem 
Finanzamt vom 8. 7 1982 ihrerseits wirksam Eigentum erworben 

hatte (§ 139 111 ZGB). Dies erscheint nicht mehr zweifelhaft, nach- 
dem in der Berufungsinstanz unstreitig geworden ist. daß das Finanz- 
amt die Standuhr im Rahmen des Nachbesteuerungsverfahrens be- 
schlagnahmt und in formeller Übereinstimmung mit dem einschlägi- 
gen Vollstreckungsrecht durch Verkauf an die Firma Kunst & Anti- 
quitäten GmbH verwertet hat. vgl. § 13 der Verordnung über die 
Vollstreckung wegen Geldforderungcn der Staatsorgane und staatli- 
chen Einrichtungen vom 6. 12. 1968 iGBl DDR 11 Nr 6 v. 24. 1. 
1969), § 122 1 des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in Zivil-, 
Familien- und Arbeitssachen (Zivilprozeßordnung) vom 19. 6. 1975 
(GBl DE>R l Nr. 29 S. 533) i. d. F. des Gesetzes vom 25. 3. 1982 (GBl 
DDR 1 Nr 13 S. 269). 

Die Frage, ob die Verkäuferfirma zur Verfügung über die Standuhr 
berechtigt war. ist ausschließlich nach dem Recht der DDR zu beur- 
teilen Die Situs-Regel gilt nach herrschender Meinung nicht nur für 
den äußeren Erwerbsbestand, sondern ist auch auf die Beurteilung 
der Verfügungsbelugms zu erstrecken Das Lagerortrecht (Erwerbs- 
Sachstatut) entscheidet über sämtliche mit dem Erwerbsvorgang zu- 
sammenhängenden Fragen wie über die Vertügungsbetügms. die 
Voraussetzungen des Erwerbs vom Ntchtberechtigten, die Gut- und 
Bösgläubigkeit, Gutglaubensvermutungen sowie auch über die Fra- 
ge, ob eine Sache abhanden gekommen ist (Kreuzer, in; Münch- 
Komm. nach Art 12 Anh. 1 Rdnr. 70). Im Einklang damit ist nach 
gesicherter höchstrichterlicher Rechtsprechung die Frage, ob der gut- 
gläubige Erwerber einer dem Veräußerer fremden bew eglichen Sache 
das Eigentum daran erwirbt, nach der Rechtsordnung des Ortes zu 
beurteilen, an welchem sich die Sache im Zeitpunkt ihrer Veräuße- 
rung befunden hat (BGH, NJW I960. 774 J 775 1 = WM 1960. 347; 
vgl. auch BGH, WM 1962. 185 |186]; 1967. 1198; NJW 1987. 3077 = 
WM 1987. 871) 

c) Die Anwendung des Rechts der DDR ist hier auch nicht 
aufgrund einer Rückverweisung ausgeschlossen, die beachtlich 
wäre, weil die Situs-Regel nicht nur eine Verweisung aut die 
Sachnormen, sondern eine Gesamtverweisung auch auf das Inter- 
nationale Privatrecht der fremden Rechtsordnung enthält ( Kreu- 
zer , Rdnrn. 20, 21). Das Recht der DDR kennt für den hier in 
Betracht kommenden Anwendungsbereich keine Rückverwei- 
sung. Für das Mobiharrccht gilt grundsätzlich auch das Lagerort- 
recht (lex rei sitae). Das Gesetz über die Anwendung des Rechts 
auf internationale zivil-, tamilien- und arbeitsrechtliche Bezie- 
hungen sowie aut internationale Wirtschaftsverträge (Rechtsan- 
wendungsgesetz/R Anw endG) vom 5. 12. 1975 (GBl DDR 1. 
748) spricht diesen Grundsatz zwar nicht ausdrücklich aus. setzt 
ihn aber als selbstverständlich voraus, wenn es in § 10 RAn- 
w endR für bewegliche Sachen, die sich auf dem Transport befin- 
den (res m transituL das Recht des Absendeortes für anwendbar 
erklärt (.Mjskow- lldgucr, S 53). Eine Ruckverweisung ergibt sich 
auch nicht aus den Regelungen des Rechtsanwendungsgesetzes 
zum Vertragsrecht Nach § 13 S. 1 RAnwendG ist das aut den 
Vertrag anzuwendende Recht auch für den Eigentumsübergang 
an einer beweglichen Sache maßgeblich. Daraus folgt für den 
vorliegenden Fall, daß das Recht der DDR anwendbar bleibt. 
Denn das Gesetz über Internationale Wirtschaftsverträge der 
DDR ist auf internationale Wirtschaftsverträge gemäß dessen 
§ 1 1 anzuwenden, wenn die Parteien wie hier keine ausdrückliche 
Vereinbarung über das anwendbare Recht getroffen haben und 
das Kollisionsrecht der DDR aut das Recht der DDR verweist; 
dies ist hier der Fall, weil § 12 la RAnwendG internationale 
Kaufverträge dem Recht am Sitz des Verkäufers, vorliegend dem 
Recht der DDR unterwirft. 

IV Der KL vertritt die Auffassung, daß die Entziehung seines 
Eigentums an der Standuhr schon gemäß den §§15, 16 RHG als 
unwirksam anzusehen sei An die Entscheidung der GenStA Hamm 
vom 6. 8. 1985, daß die Vollstreckung des gegen ihn ergangenen 
Urteils des Bezirksgerichts Potsdam vom 12. 12 1982 unzulässig sei, 
seien alle Gerichte und Behörden gebunden. Diese Bindung gehe 
über die Vollstreckungsfähigkeit des Strafurteils hinaus, sie müsse 
insbesondere auch aut die Entziehung von Gegenständen erstreckt 
werden, die er im Zusammenhang mit der Beitreibung der Steuer- 
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>c huld cingcbüßt habe. Dem Sinngehalt des § 16 RHG entspreche es 
j ,bcM auch, daß auf solche Weise entzogene Gegenstände dem Eigcn- 
tiiinserwerb nach den Grundsätzen des Gutglaubensschutzes nicht 
zugänglich seien. Diese rechtliche Beurteilung entbehrt der tatsächli- 
chen Grundlage. Entgegen den Feststellungen des angefochtenen Ur- 
teils ist die Standuhr nicht durch einen gerichtlichen Akt beschlag- 
nahmt worden. 

V. Der Bekl. ist die Berufung darauf, daß sie das Eigentum an 
j c r Standuhr nach dem Recht der DDR erworben hat, indes 
deshalb versagt, weil die Anwendung dieses Rechts durch die im 
Bereich des interiokalen Privatrechts entsprechend hcranzuzie- 
h eil de Vorbehaltsklausel des Art. 30 EG BGB a. F. ausgeschlossen 
wird; nach Art. 220 1 i. d. F. des Gesetzes zur Neuregelung des 
IPU vom 25. 7. 1986 (BGBl 1, 1142) ist in Übergangsfällen, die 
wie hier vor dem 1. 9. 1986 abgeschlossene Vorgänge betreffen, 
nicht Art. 6 EGBGB nF. sondern Art 30 EGBGB a. F anzu- 
wenden. Ein Verstoß gegen den ordre public ist anzunehmen, 
weil das gegen den Kl. durchgetührte Nachbesteuerungsverfah- 
ren, das zum Verlust seiner gesamten Kunst- und Antiquitäten- 
sjmmlung einschließlich der hier herausverlangten Standuhr ge- 
führt hat. bei angemessener Würdigung der Umstände, unter 
denen es eingeleitet und durchgeführt worden ist. eine entschädi- 
gungslose Enteignung darstellt, die in Widerspruch zu der in der 
Bundesrepublik geltenden Rechtsordnung steht {vgl. BGHZ 31. 
168 1 172] = NJW 1960, 189. BGH, JR 1965. 258 [260|). 

1. Allerdings ist eine außerhalb der Bundesrepublik erfolgte 
Enteignung nach Internationalem Pnvatrecht grundsätzlich als 
wirksam anzuerkennen, sie entfaltet nur keine Wirkungen über 
die Grenzen des enteignenden Staates hinaus und ergreift nur das 
Vermögen, das zum Zeitpunkt der Enteignung der Gebietshoheit 
dieses Staates unterliegt ( BGHZ 25, 134 = NJW 1957, 1433; 
BGHZ 32, 256 = NJW 1960, 1569; BGHZ 39, 220 (227) = NJW 
1963. 1541; BGH, JR 1965, 258). Hier befand sich die Standuhr 
im Zeitpunkt ihrer Beschlagnahme und Verwertung auf dem 
Hoheitsgebiet der DDR, so daß diese Akte nach Intemtionalem 
Enteignungsrecht an sich auch im Inland anzuerkennen sind. 
Dieser Grundsatz gilt indes nicht ausnahmslos. Die nach dem 
Kollisionsrecht gebotene Anerkennung fremder Enteignungen 
besagt nicht, daß sie von den Gerichten der Bundesrepublik un- 
geprüft hingenommen werden müßten. Vielmehr schließt 
Art. 30 EGBGB a. F. die Anerkennung fremder Enteignungen 
aus, wenn dies zu einem Ergebnis fuhren würde, das mit wesent- 
lichen Grundsätzen unserer Rechtsordnung offensichtlich unver- 
einbar ist {BGH, JR 1965, 258; Kreuzer, in: MünchKomm, nach 
Art. 12 Anh. III Rdnrn. 40, 42). Allerdings setzt die Feststellung 
eines Verstoßes gegen den ordre public in diesen Fällen voraus, 
daß die Enteignung zumindest im Entscheidungszeitpunkt eine 
hinreichend starke örtliche Beziehung zur Rechtsordnung der 
Bundesrepublik (Inlandsbeziehung) aufweist. Davon ist hier in- 
des auszugehen. Dabei kann dahinstehen, ob der Umstand aus- 
reichte, daß die Standuhr nach erfolgter Enteignung nach Berlin 
(West) gebracht worden ist. Denn jedenfalls ist die Inlandsbezie- 
hung schon deshalb gegeben, weil der Kl. Deutscher ist und 
beide Parteien ihren Wohnsitz bzw. Sitz innerhalb der Bundesre- 
publik haben {BGH, JR 1965, 258; Kreuzer, in: MünchKomm, 
nach Art. 12, Anh. III Rdnrn 40, 42). 

2, Eine Enteignung im Sinne des Internationalen Privatrechts 
liegt nicht nur dann vor, wenn der staatliche Hoheitsakt als Ent- 
eignung bezeichnet wird. Vielmehr ist von einer unzulässigen, 
weil entschädigungslosen und deshalb nicht anzuerkennenden 
Enteignung auch bei hoheitlichen Akten auszugehen, die zwar 
nicht als Enteignung bezeichnet werden, ihr aber nach Tendenz 
und Wirkung glerchkommen {BGH, LM RTAG Nr. 1; BGHZ 
31, 367 = NJW 1960, 189). Eine solche Enteignung läge vor, 
wenn die Behauptung des Kl. zuträfe, daß er während des Be- 
steuerungszcitraums keinerlei Steuern hinterzogen habe, das 
Steuer- und Strafverfahren von den Behörden vielmehr aus- 
schließlich zu dem Zweck gegen ihn emgeleitet worden sei, um 
seine wertvolle Kunst- und Antiquitätensammlung zu verwer- 
ten. Für die Richtigkeit dieser Darstellung sprechen auch in der 
Tat eine Reihe von Umständen. 

So hat der Zeuge Prof. Dr B die Richtigkeit des im Kunstmagazin 
..Art'* im Februar 1984 erschienenen Artikels mit dem Hinweis be- 
stätigt, daß die Verfasserin dieses Artikels eher noch untertrieben 
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habe. In diesen Zusammenhang paßt cs, daß auch gegen den Kl., der 
in Rathenow eine bekannte Persönlichkeit war, ein Steuer- und Straf- 
verfahren eingeleitet worden ist, obwohl dessen Sammlungen den 
Behörden seit Jahrzehnten bekannt waren, sonnt auch der Verdacht, 
daß er eine verbotene Handelstätigkeit ausgeübt habe, nicht erst im 
Laufe des Jahres 1981 aufgekonimen sein konnte Vor allem aber 
sprechen die Umstände, unter denen der Kl. verhaftet worden ist und 
seine Sammlungen beschlagnahmt worden sind, für die Annahme, 
daß das gesamte Verfahren für die Behörden mir ein Vorwand war, 
um sich in den Besitz seines Eigentums zu setzen Dazu zählt, wie die 
als Zeugin gehörte Ehefrau des Kl eingehend und glaubhaft geschil- 
dert har. vor allem die Tatsache, daß die mit der Einleitung des 
Verfahrens beauftragten Personen, und zwar schon bevor das Ermitt- 
Imigsergebnis feststehen konnte, die Verwertung des Eigentums ziel- 
strebig vorbereitet haben. Der Staatsanwalt. Beamte des Finanzamts 
und der Steuerfahndung sowie Beauftragte des VEB (K) Antikhandel 
in Pirna haben sich aufgrund einer gemeinsamen Absprache unter 
dem Vorwand, die Wasseruhr auswechseln zu wollen, am 8. 12. 1981 
Einlaß in das Haus des Kl. verschafft, diesen verhaftet und anschlie- 
ßend den gesamten Familienbesirz ohne Rücksicht darauf, ob die 
Gegenstände dem Kl selbst, seiner Ehefrau oder den gemeinsamen 
Kindern gehörten, inventarisiert, um sie nur einige Tage später in das 
Auslieferungslager derjenigen Firma zu bringen, an die die beschlag- 
nahmten Gegenstände am 8. 7. 1982 kurz nach rechtskräftigem Ab- 
schluß des Steuer Verfahrens, aber noch vor Beendigung des Strafver- 
fahrens veräußert worden sind. Hinzu kommt, daß die Zeugin auch 
die Behauptung des Kl. bestätigt hat. wonach ein nicht unwesentli- 
cher Teil der Sammlung ohne Inventarisierung 3htransportiert wor- 
den ist. 

Gleichwohl vermag der Setuit aufgrund der Verhandlung nicht 
festzustellen, daß die Durchführung des Steuer- und Strafverfahrens 
auf reiner Willkür beruhte. Zu seiner Verteidigung hat der Kl. im 
wesentlichen geltend gemacht, daß er Sammlertätigkeit entfaltet, je- 
doch keine Handelstätigkeit ausgeübt habe, weil es ihm an der dazu 
erforderlichen Gewinnerzrelungsabsicht gefehlt habe. Dabei hat er 
steh auf die ständige Rechtsprechung des OGH der DDR berufen, 
wonach eine Handelstätigkeit nur dann vorliegt, wenn Erwerb, Wei- 
terverkauf und Tausch von Gegenständen nicht nur einmalig erfol- 
gen, sondern unter Ausnutzung sich bietender Gelegenheiten syste- 
matisch betrieben werden und darauf gerichtet sind, daraus Einnah- 
men zu erzielen. Andererseits hat er bereits in der Beschwerdeschrift 
seines Verteidigers vom 11.5. 1982 eine Handelstätigkeit, wenn auch 
in geringem Umfang eingeräumt Dies steht im Einklang mit seiner 
Einlassung im Strafverfahren, in dem er anfänglich ebenfalls eine 
Handelstätigkeit eingeräumt und Erlöse zugestanden hatte, die der 
Errichtung eines neuen Wohnhauses sowie einer Werkstatt und teil- 
weise auch der Bestreitung der Lebenshaltungskosten gedient haben 
sollen. Hinzu kommt, daß die Eleschwerdeemscheidung des Finanz- 
amts vom 18. 6. 1982 eine gründliche und in sich schlüssige Ausein- 
andersetzung mit dem Vortrag des KL enthält und zum Beweis da- 
für, daß dieser Handelstätigkeit ausgeübt habe, aut die Aussagen von 
40 Zeugen hinweist. Vor diesem Hintergrund muß es mit Rücksicht 
auf die beschränkten Erkenntnisquellen in diesem Rechtsstreit letzt- 
lich offen bleiben, ob das Steuer- und Strafverfahren ohne zureichen- 
den Grund eingeleitet und durchgeführt worden ist. 

3. Eine Enteignung des Kl. liegt aber in dem Vermögensver- 
lust. den er durch die Nachbesteuerung für die Zeit von 1972 bis * 
1981 in Verbindung mit der rechtskräftigen Verurteilung zur 
Zahlung einer Geldstrafe von PkiOOO Mark erlitten hat. Das Ein- 
kommensteuerrecht der 1.9 DR stellt schon als solches in Wider- 
spruch zu rechtsstaatlichen Grundsätzen. Das Gebot der Gleich- 
heit der Besteuerung ist ihm fremd. Die Besteuerung der Ange- 
hörigen freier Berufe richtet sich nach ihrer gesellschaftlichen 
Nützlichkeit. Der freie Unternehmer wird einem Sonderrecht 
unterstellt, das ihm härtere Lasten auterlegt als den anderen Bür- 
gern. Ein solches Besteuerungssystem verstößt ganz offensicht- 
lich gegen den Grundsatz der materiellen Gerechtigkeit und ge- 
gen das Rcchtsstaatspnnzip. Daher ist es mit der verfassungsmä- 
ßigen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland unvereinbar 
( BVerfG , NJW 1961, 653). Diesen rechtsstaatswidrigen Grund- 
sätzen entspricht auch die Nachbesteuerung, der der Kl. für den 
Zeitraum von 1972 bis 1981 unterworfen worden ist. 

Nach den zu den Akten überreichten Besteuerungsgrundlagen hat 
das Finanzamt die Einkünfte des Kl. aus Handelstätigkeit während 
des Besteuerungszeitraums auf insgesamt 1595886 Mark (nach Ab- 
zug der Umsatzsteuer) geschätzt und festgestcllt. daß der Wert seines 
Vermögens (ohne Grundbesitz) m der Zeit von 1972 bis 1981 von 
anfänglich 150000 Mark auf 1 972 o0 Mark angestiegen war. Auf die- 
ser Grundlage hat es folgende Einkommensteuer (nach Tabelle . ,K k ‘) 
und Vermögensteuer (Vermögensreviersatz zwischen 1,5 und 2,5%) 
festgesetzt, die sieh zusammen auf etwa 90% des Gewinns aus Han- 
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delstatigkeit belaufen, diesen Besteuerungssatz aber nicht überstei- 
gen: 

Gewinn: 1595886 Mark 

Einkommensteuer: 1215995 Mark 

Vermögensteuer. + 21 2 100 Mark - 1 428095 Mark 

1 428095 Mark 167791 Mark. 


Stößt schon eine solche Besteuerung im Hinblick darauf, daß die 
Vermögensteuer aus den laufenden, beim Kl. aber nicht vorhandenen 
und auch nicht festgestellten Vermügcnseinkünften müßte gezahlt 
werden können, an die Grenzen einer unzulässigen Konfiskation, so 
dürfen bei der konkreten Prüfung, ob die Gesamtheit der gegen den 
Kl. gerichteten Maßnahmen einer Enteignung gleichkommt. auch 
die weiteren Abgaben und Leistungen nicht unberücksichtigt bleiben, 
die ihm im Zusammenhang mit dem Nachbesteuerungsverfahren 
auferlegt worden sind. Dabei handelt es sich um einen Betrag von 
143598 Mark au Verzugszinsen auf die gesamte Nachbesteuerungs- 
forderung sowie um die sogenannte Umbewertungsdifferenz von 
282893 Mark, die der Kl. für die in seinen Sammlungen befindlichen 
Gegenstände aus Edelmetall nach einer Anordnung des Ministers der 
Finanzen vom I 1 . 4. 1980 in Höhe der Wertdifferenz zwischen altem 
und neuem .Metall wert deshalb zu zahlen hatte, weil er nach den 
Feststellungen des Finanzamts im Rahmen seiner illegalen Handelstä- 
tigkeit auch Gegenstände aus Edelmetall erworben und weiterver- 
kauft hatte. Außerdem wird das rechtsstaatswidrige Gesamtgepräge 
des Nachbesteuerungsverfahrens auch noch entscheidend durch den 
Umstand begründet, daß für die Beschwerdeentscheidung des Fi- 
nanzamts vom 18. 6. 1982. also für eine reine Überprüfungstätigkeit 
bezüglich eines von dieser Behörde selbst erlassenen Bescheides, eine 
Gebühr in Hohe von 6% des Streitgegenstandes von 1 582886 Mark, 
mithin von 94973 Mark angefallen ist. Endlich muß bei der Beurtei- 
lung, ob eine Enteignung vorliegt, auch die gegen den Kl. verhängte 
Geldstrafe von 100(XX)Mark Berücksichtigung finden, weil sie bei 
der erforderlichen Gesamtschau den Maßnahmen zuzurechnen ist, die 
gegen ihn im Zusammenhang mit der Nachbesteuerung getroffen 
worden sind. Danach hatte der KL mit dem während des Besteue- 
rungszeitraums erzielten Gewinn von 1595886 Mark für folgende 
Beträge aufzukommen: 


Gewinn: 

Einkommensteuer 

Vermögensteuer 

Verzugszinsen: 

Umbewertungsdifferenz: 

Beschwerdegebühr 


1 595886 Mark 

- 1215995 Mark 

- 212100 Mark 

- 143598 Mark 

- 282893 Mark 

- 94973 Mark 

- 100000 Mark 

- 453673 Mark 


In dieser Besteuerung liegt eine Enteignung. Zwar geht das 
BVerfG 30, 250 [271, 272 1) in ständiger Rechtsprechung davon 
aus, daß durch den Gesetzgeber auferlegte Geldleistungsver- 
pflichtungen die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG grundsätz- 
lich unberührt lassen. Dies gilt auch für Gesetze wirtschafts- und 
währungspolitischer Natur. Eine Ausnahme ist nur anzunehmen, 
wenn die Höhe der Steuer die Ausübung des Eigentumsrechts 
wirtschaftlich unmöglich macht oder wenn sie den Steuerpflich- 
tigen übermäßig belasten und seine Vermögensverhältnisse 
grundlegend beeinträchtigen würde. Eine solche Erdrosselungs- 
steuer liegt aber nicht schon dann vor. wenn ein selbständiger 
Unternehmer seinen Betrieb unter ungünstigen Bedingungen 
oder bei unwirtschaftlicher Arbeitsweise aufgeben muß, sondern 
erst dann, wenn die unter normalen Umständen arbeitenden 
Steuerpflichtigen die Steuer nicht ohne wiederkehrende Eingriffe 
in die Substanz konkreter Eigentumsobjekte aufbringen können 
und ihr Betrieb dadurch zum Erliegen kommt; dann verstößt die 
Besteuerung gegen Art. 141, 3 GG (vgl. BK, Art. 14 Rdnrn. 
1 56 ff. ; ßlVru'C£6, 247 [266) = NJW 1958. 960). 

Ein solcher Tatbestand ist hier gegeben. Die festgesetzte Einkom- 
men- und Vermögensteuer liegt bei einem Steuersatz von etwa 90%. 
Sie bleibt mit 1 428095 Mark hinter dem während des Besteuerungs- 
zeitraums aus Handelstätigkeit erzielten Gewinn von 1595886 Mark 
nur geringfügig zurück und läßt deshalb für die Auferlegung weiterer 
öffentlichrechtlicher Leistungen keinen oder nur noch einen geringen 
Spielraum. Gleichwohl führt dieses Besteuerungssystem bei Sachver- 
halten der hier in Rede stehenden Art zu dem Ergebnis, daß dem 
Steuerpflichtigen trotz des verbleibenden geringen Spielraums zu- 
sätzliche Abgaben in einer Größenordnung auferlegt werden, die den 
zu besteuernden Gewinn übersteigen. Es hatte hier zur Folge, daß ein 
den erzielten Gewinn erheblich übersteigender Betrag von 
453973 Mark aus der Vermögenssubstanz aufgebracht werden muß- 
te. Hinzu kommt, daß das aus Antiquitäten und Kunstgegenständen 
bestehende Vermögen des KL, dessen Wert von 1972 bis 1981 von 


150000 Mark auf etwa 2 Mio. Mark gestiegen war und das nach den 
Feststellungen des Finanzamtes im wesentlichen aus den Einkünften 
des KL aus der ihm zur Last gelegten Handelstätigkeit gebildet wor- 
den sein muß. weil seine Einkünfte aus der Handwerkstätigkeit dem- 
gegenüber nicht erheblich ins Gewicht fielen, nach Abschluß des 
Steuer* und Strafverfahrens im wesentlichen aufgebraucht war und 
die restlichen Forderungen deshalb aus der Substanz seines Grundver- 
mögens gedeckt werden mußten. Diesen Erwägungen, die die ver- 
niögensfemdliche Tendenz des Steuersystems erkennen lassen, kann 
auch nicht mit dem Argument begegnet werden, daß der KL die 
außergewöhnlichen Belastungen im Falle einer ordnungsgemäßen 
Versteuerung seiner Einkünfte hätte vermeiden können. Das Nach- 
besteuerungsverfahren verletzt jedenfalls im konkreten Fall das Über- 
maßverbot. weil es den KL mit unverhältnismäßig hohen Abgaben 
belastet, die - wenn man von der Geldstrafe absieht - nach rechts- 
staatlichen Maßstäben aus den laufenden Einkünften müßten begli- 
chen werden können, hier jedoch mit einem erheblichen Verlust an 
Vermögenssubsranz verbunden waren. 

4. Die Anwendung des Rechts der DDR, soweit nach diesem 
Recht von einer wirksamen Beschlagnahme durch das Finanzamt 
und von einer ebenfalls wirksamen Weiterveräußerung der 
Standuhr auszugehen ist, steht i. S. des Art. 30 EGBGB a. F. zu 
den tragenden Grundgedanken der entsprechenden inländischen 
Regelungen und der in ihnen liegenden Gerechtigkeitsvorstellun- 
gen in so starkem Widerspruch, daß seine Anwendung untragbar 
erscheint (vgl. BGHZ 50, 370 [376] = NJW 1969, 369; BGHZ 
75. 32 [43) - NJW 1979, 1776). Diese Feststellung, die sich an 
einer umfassenden Würdigung der Umstände des Einzelfalles zu 
orientieren hat, ist das Ergebnis einer Abwägung der beiderseiti- 
gen lnteressenlage. Aus der Sicht dieses Prüflingsmaßstabes spre- 
chen die weitaus überwiegenden Umstände zugunsten des Kl. 

a) Dabei ist schon im Vorfeld der in diesem Zusammenhang 
anzustellenden Erwägungen entscheidend, daß der Schutz des 
persönlichen Eigentums des KL, das dieser aufgrund einer unzu- 
lässigen Enteignung verloren hat, gegenüber den Belangen der 
Bekl. Vorrang hat. die den enteigneten Gegenstand im Rahmen 
ihres Handelsgewerbes in Gewmnerzielungsabsicht erworben hat 
und weiterzuveräußern beabsichtigt. Dem Umstand, daß sie die 
Standuhr trotz erfolgter Zahlung des Kaufpreises herauszugeben 
hat, kann dabei keine wesentliche Bedeutung beigemessen wer- 
den. Ein solches Ergebnis wird von unserer Rechtsordnung ge- 
billigt. die an abhanden gekommenen Sachen grundsätzlich kei- 
nen gutgläubigen Erwerb anerkennt (§935 BGB) und auch kein 
Lösungsrecht des Erwerbers gegen den Eigentümer vorsieht. Die 
Bekl. wird durch die Verurteilung zur Herausgabe auch nicht in 
unangemessener Weise beschwert, weil es nach ihrer Darstellung 
während der jahrzehntelangen Handelsbeziehungen mit dem 
Kunsthandel der DDR noch me zu Schwierigkeiten der hier in 
Rede stehenden Art gekommen sein soll. 

b) Von wesentlicher Bedeutung ist weiter, daß die Standuhr 
nach erfolgter Enteignung bisher nur durch die Hände von Han- 
delsunternehmungen gegangen ist. die ihren bestimniungsgema- 
ßen Verkauf an einen interessierten Endverbraucher mithin nur 
vorbereitet haben. Es laßt sich deshalb nicht sagen, daß das be- 
rechtigte Interesse des Eigentümers zurückzutreten hat. weil die 
entcignete Sache mit Rücksicht aut eine längere Verauße- 
rungsketce bereits ständig Gegenstand des Rechtsverkehrs gewe- 
sen ist und den ihr ursprünglich anhaftenden Makel nach und 
nach immer mehr verloren hat (vgl. OLG fciimberg, IzRspr 
1945-1953. 28). 

c) Von entscheidender Bedeutung für die Anwendung des 
Art. 30 RGBGB a. F. ist aber der Umstand, daß die Bekl. beim 
Erwerb der Standuhr nicht gutgläubig gewesen ist (vgl. zur Bc- 
rücksichtigungstahigkeit dieses wesentlichen Gesichtspunktes 
Raape, IPR, 5. Aufl., § 55 III 2d; Wengler, in: Festschr. f. Lewald, 
S. 630). Dies sieht der Senat aufgrund der Vernehmung des Zeu- 
gen Prof. Dr. B als erwiesen an. (Wird dargelegt. ) 

5. Hat die Anwendung des Rechts der DDR danach insoweit 
auszuscheiden, als aufgrund dieses Rechts von einer wirksamen 
Beschlagnahme durch das Finanzamt auszugehen wäre, so hat die 
deshalb zu treffende Feststellung, daß die Beschlagnahme un- 
wirksam war, für die weitere Beurteilung des Falles zur Folge, 
daß die Bekl. das Eigentum an der Standuhr nicht erworben hat. 
Das Finanzamt konnte das Eigentum nicht wirksam auf die Fir- 
ma Kunst- und Antiquitäten GmbH übertragen, weil es mit 
Rücksicht auf die unwirksame Beschlagnahme nicht zur Veräu- 
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ßcrung der Standuhr berechtigt war. Das Zivilgesetzbuch der 
[)DR kennt für den Bereich des inländischen Rechtsverkehrs 
grundsätzlich keinen Gutglaubensschmz (vgl. Roggematttt, NJW 
[976. 397). Der Erwerb des Eigentums aufgrund eines Vertrages 
tritt nur ein, wenn der Veräußerer selbst Eigentümer oder zur 
Veräußerung berechtigt ist (§ 27 S. 1 ZGB). An unrechtmäßig 
erlangten Sachen kann kein Eigentum erworben werden (§2“ 
S 2 ZGB). Ausnahmen von diesem Grundsatz sind nur für die 
hier nicht vorliegenden Fälle des Kaufs im Einzelhandel sowie tiir 
Geld- und Inhaberpapiere vorgesehen (§ 28 ZGB). Die Weiter- 
veräußerung an die Bekl. scheiterte in gleicher Weise. Zwar tiel 
dieses Veräußerungsgeschäft unter die für internationale Wirt- 
schaftsverträge geltenden Regelungen (§ 1 GIW), die für den Be- 
reich des internationalen Handels einen umfassenden Gutglau- 
bcnsschutz vorsehen. Nach § 54 111 GIW erwirbt der Käufer das 
Eigentumsrecht in den Fällen, in denen der Verkäufer nicht Ei- 
gentümer der Kaufsache ist, wenn er sich in gutem Glauben über 
das Eigentumsrecht oder die Verfugungsbefugnis des Verkäufers 
befindet. Nach § 54 Hl GIW handelt nicht in gutem Glauben, wer 
das Nichtbestehen des Eigentumsrechts oder der Verfugungsbe- 
fugnis kannte oder kennen mußte. Der Erwerber muß nachwei- 
sen. daß er die handelsübliche Sorgfalt hat walten lassen (§ 54 
[11 2 GIW). Auf diesen Gutglaubensschutz kann sich die Bekl. 
indes nicht berufen, weil sie. wie dargelegt, bösgläubig gewesen 
ist. Sie hat sich weder bei der Verkäuferin, der Firma Kunst- und 
Antiquitäten GmbH, noch an anderer geeigneter Stelle nach der 
Herkunft der erworbenen Gegenstände erkundigt, obwohl sie 
nach den getroffenen Feststellungen damit rechnen mußte, daß 
diese Gegenstände aus dem Besitz von privaten Kunstsammlern 
stammten, die ihr Eigentum aufgrund von zwar formallegalen, 
aber nach rechtsstaatlichen Maßstäben als Enteignung und des- 
halb als unwirksam anzusehenden Besteuerungsverfahren verlo- 
ren hatten. 

Ist danach in Anwendung des Art. 30 EGBGB a. F. davon aus- 
zugehen, daß die Bekl. nach dem Recht der DDR bis zum Grenz- 
übertritt kein Eigentum an der Standuhr erworben hatte, mithin 
die Erwerbsvoraussetzungen des Absendelandes noch nicht er- 
füllt waren (vgl. oben III 1), so hat sich nunmehr die Prüfung 
anzuschließen, ob das Eigentum nach Grenzübertritt in Anwen- 
dung des Rechts des Bestimmungsstaates, also nach dem Recht 
der Bundesrepublik übergegangen ist (vgl. Kreuzer, in: Münch- 
Komm, nach Art. 12, Anh. III Rdnr. 72). Dies ist indes ebenfalls 
nicht der Fall. Denn die Standuhr ist i. S. des §9351 BGB als 
abhanden gekommen zu behandeln, so daß ein gutgläubiger Ei- 
gentumserwerb nicht möglich war. 

f Mitgeteilt von Rechtsanwalt E.-U. Hausmann, Minden) 

Anm. d. Schriftltg.: Zum gutgläubigen Erwerb nach DDR- 
Recht vgl. noch Brntmcr, Einführung in das Recht der DDR, 2. Autl. 
(1979), S. 1 54 ff. 
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Stellungnahme zur Veröffentlichung in der "Berliner 
Morgenpost" (Berlin-West) vom 1.11.87 


Der Artikel nimmt Bezug euf eine Klage des ehemaligen DDR- 
Bürgers Schwarz gegen den Kunden des AHB Kunst und Anitqui- 
täten GmbH Firme Antikshop, Berlin-West, auf Herausgabe 
einer von der KuA erworbenen Standuhr. Verhandelt wurde in 
der 2. Instanz beim Kammergericht in Berlin-West. 

Zur Chronologie: 

Bereits 1984 wurde in der westdeutschen Kunstzeitschrift 
"Art" ein Angriff auf Rechtspraktiken in der DDR gegen 
Kunstsammler und Antiquitätenhändler gestartet (s; Anlage). 
Aus einem Steuerverfahren, in dem Schwarz vor dem Bezirks- 
gericht in Potsdam rechtskräftig verurteilt wurde, wurden 
der KuA zur Begleichung der Steuerschuld des Schwarz Gegen- 
stände zum Kauf engeboten und von dieser übernommen. 
Darunter befand sich die im Artikel erwähnte und Gegenstand 
der Rechtsstreitigkeiten genannte Standuhr. 

Aufgrund des ersten Urteils vom lo.12.86 beauftragten wir 
unseren Rechtsanwalt Irmscher, dem Rechtsanwalt unseres 
Kunden Unterstützung zu geben, um in der Berufung das vor- 
genannte Urteil aufzuheben. Insbesondere ging es darum, 
unserem Kunden beweiskräftige Unterlagen zu beschaffen, die 
beweisen, daß Swbwwrz jahrelang Steuern hinterzogen hat und 
spekulativ tätig war. Genosse Irmscher informierte, daß es 
nicht möglich war, unserem Kunden diese Unterlagen zur Ver- 
fügung zu stellen, z.B. Urteil des Bezirksgerichtes. 

Da wir davon ausgehen müssen, daß die BRD-Seite hier einen 
Versuch unternimmt, die Rechtssprechung der DDR in Frage zu 
stellen, baten wir in Abstimmung mit dem Bereich das MAH, 
Bereich BRD, Gen. Dr. Andre, um Einschaltung gegenüber der 
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TSI, Herrn Rösch (s. Anlage). 

Unser Kunde Antikshop informierte uns jetzt, daß auch die Be- 
rufungsklage bei der nächsthöheren Instanz beim Kammergericht 
in Berlin-West am 29.9.87 abgewiesen wurde und nur noch die 
Revision dieser Urteile beim Bundesgerichtshof der BRD möglich 
wäre. Um Aussicht auf Erfolg zu haben, stellte er die Frage, 
ob die Urteile gegen Beukert und Schwarz durch die Organe der 
DDR zur Verfügung gestellt werden könnten. Diese Frage konnte 
von uns nicht beantwortet werden, da uns nicht bekannt ist, 
ob Urteile vom Gericht der DDR BRD-Anwölten zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

Von uns muß eingeschätzt werden, sollte dieses Urteil Rechts- 
kraft erlangen, im Grunde genommen jeder ehemalige DDR-Bürger 
Besitzansprüche geltend machen kann. 

Von mir wurde veranlaßt, daß Gegenstände, die von der KuA aus 
Steuerverfahren angekauft wurden und identifizierbar sind, 
nicht in die BRD exportiert verden dürfen. 

Mit sozialistischem Gruß 


Anlagen ! 


Farken 
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Berlin, den 03. 11. 1907 

00 072 


Arbeitsgruppe BKK 
Leiter 


ZAIG 

Leiter 

Generalltn. Irmler 


Stellungnahme zur Veröffentlichung in der Berliner Morgenpost 
vom 01. 11. 1987 "DDR organisiert Kunstraub zur Devisenbeschaffung 
im Westen". 

Der Artikel in der "Berliner Morgenpost" nimmt Bezug auf eine Klage 
des ehemaligen DDR-Bürgers 

Schwarz , Werner 
65 Jahre 

gegen den Kunden des AHB Kunst und Antipuitäten GmbH 
Firma Antikshop, Berlin (West) 

auf Herausgabe einer von der Kunst und Antiquitäten GmbH erworben 
Standuhr . 

SCHWARZ wurde wegen Steuerhinterziehung an 02. 12. 1982 vom Be- 
zirksgericht Potsdam u. a. zu 5 1/2 Jahren Haft verurteilt und 1984 
aus der Haft mit gleichzeitiger Übersiedlung in die BRD entlassen. 

Aus dem Strafverfahren gegen SCHWARZ wurden der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH zur Begleichung seiner Steuerschuld Gegenstände aus dem 
Besitz des SCHWARZ zun Kauf angeboten und auch übernommen. Unter 
diesen Gegenständen befand sich die im Artikel erwähnte und als 
Gegenstand der Recht Streitigkeit genannte Standuhr. 
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In Ergebnis des Urteils des Landgerichtes Berlin (West) von 10.12.86, 
daß die Übergabe der Standuhr an SCHWARZ zun Inhalt hatte, wurde von 
seiten der Kunst und Antiquitäten GnbH , der Rechtsanwalt der DDR 
Genosse IRMSCHER beauftragt, dem Rechtsanwalt der Firma Antikshop 
Unterstützung zu gewähren, um in der Berufung die Aufhebung des Ur- 
teils zu erreichen. 

Es war vorgesehen, beweiskräftige Unterlagen dem Rechtsanwalt der 
Firma Antikshop zur Verfügung zu stellen, die belegen, daß SCHWARZ 
jahrelang Steuerzahlungen in beträchtlicher Höhe dem Staatshaushalt 
der DDR entzogen hat und spekulativ auf dem Gebiet Antiquitäten 
tätig war. 

Genosse IRMSCHER war es jedoch nicht möglich derartige Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen, um die Aufhebung des Urteils zu erzielen. 
Die Berufungsklage beim Kammergericht in Berlin (West) wurde am 
29 . 09. 1987 abgev/iesen, so daß die Revision der Urteile nur noch 
beim Bundesgerichtshof der BRD möglich wäre. 

Von seiten der Firma Antikshop, aber auch von der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH, wird eingeschätz, daß eine Revision der Urteile nur 
möglich ist, wenn von den Organen der DDR Unterlagen über die gegen 
SCHWARZ und BEUKER (ehemaliger DDR-Bürger, ist beim Prozeß als Zeuge 
aufgetreten und wurde ebenfalls in der DDR wegen Steuerhinterziehung 
rechtskräftig verurteilt) durchgeführten Gerichtsverfahren zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Bei der Beurteilung der durch dieses Urteil entstandenen Situation 
ist davon auszugehen, daß bei seinem Inkrafttreten 

- eine Verunsicherung bei den kommerziellen Partnern der Kunst und 
Antiquitäten GmbH in der BRD und Berlin (West) eintritt, da sie 
befürchten müssen, daß wie im vorliegenden Fall, beim Weiterverkauf 
von Antiquitäten und Kunstgegenstände in der BRD bzw. Berlin (West) 
durch in das NSW übergesiedelte, ehemalige DDR-Bürger Eigentumson- 
sprüche an den von der Kunst und Antiquitäten GmbH gekauften Waren 
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geltend gemacht werden , 

- im Grunde jeder ehemalige DDR-Bürger egal unter welchen Umständen 
ehemals in seinem Besitz befindliche Antiquitäten bzw. Kunstgegen- 
stände in der DDR verblieben sind, in der BRD oder Berlin (West) 
Besitzansprüche geltend machen kann. 

Seinem Wesen nach ist das Urteil des Kammergerichtes Berlin (West) 
einer Ausdehnung der Westberliner Gerichtsbarkeit auf den Geltungs- 
bereich der Gesetze der DDR gleichzusetzen und widerspricht dem 
zwischen der DDR und der BRD abgeschlossenen Grundlagenvertrag sowie 
den im Kommunique über den Besuch des Genossen E. Honecker in der 
BRD dargelegten Vereinbarungen zwischen der DDR und der BRD. 

Durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für 
Außenhandel der DDR wird geprüft, inwieweit in Abstimmung mit der 
Leitung des MAH dem Ministerium für Justiz und dem Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten Schritte zur politischen Zurückweisung 
des Angriffes der BRD-Justiz bzw. der Justizorgane von Berlin (West) 
zweckmäßig sind. 


Meinel 

Oberst 
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Ministerium für Kultur 
Stellv, d. Minister 
Gen. Dr. Dietmar Kaller 

Am Molkenmarkt 1-3 
Berlin 
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GD-Se 


05.01.98 


Werter Genosse Or. Keller I 


/fGekanntlich worden von uns ab diesen Dahr bei der Waren- 
bereitstellung für den Export keine Antiquitäten sondern 
4 nur noch Gebreuchtwaren für den AHB Kunst- und Antiquitäten 
4 GmbH bereltgeetellt. 

TGeplant haben wir statt der 400 TM Antiquitäten 1987, 
zunächst 505 TM Gebrauchtwaren für 1988. Die weitere 
Entwicklung auf diesem Gebiet wird von den Erfahrungen 
und Ergebnissen dieses Oehree ebhöngen. 
iA Noch is I. Quartal 1988 findet eine Grundsatzberatung 
mit den Leitern j maarsr Antiquität engalorlen bel _der 
Leitung "B ar Kunst und A ntiquitäten GmbH statt, wo win- 
dle vom AHB gewünschten, bonötigten. absetzbaren Sort i- 
m ente bei Gebrauch t warenlund die rea len Möglichkeiten 
de r Lieferung d urch unsere Ant l quitätena alerien-beraten 
werden und zu~ entsprechenden Festlegungen kommen wollen. 

Du wirst nach der Beratung über die Ergebnisse von mir 
informiert. 

Weiterhin werden wir am Ende jedes Quartale leistungsmäßig 
eine Auswertung auf diesem Goblst vornehmen, um^wonn 
nötig, u ü entsprechenden Festlegungen zu kommen und die 
E rfahrungen und Erkenntnisse dloses Jahres mi t dem AHB 
auezuwerten und für. die „Planung 1989_ zu berücksichtigen. 
Wir wollen diesen Weg gehen, de das Erarbeiten einer 
gemeinsamen Sortimentsliste sich als wenig effektiv und 
in dieser Weise nicht gangbar gezeigt hat. 


Mit soBiallsti9chem Gruß 

Horst Weiß 
Generaldirektor 
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Anlage zur BOA 13/86 


Arbeitsrichtlinie - AT-Geschäft 


1. Für die Durchführung von AT-Geschäften ist ausschließlich 
der Bereich Inlendsbeziehungen verantwortlich. AT-Geschäfta 
sind nur mit Gegenständen antiquarischen Charakters durch- 
zuführen . 

Für einen Autotausch sind vorrangig PKW der Typen LADA und 
GOLF anzubieten. 


2. Die für das Tauschgeschäft erforderlichen Gegenstände sind 
hinsichtlich des wo» Kundan gewünschten Autotyps bzw. 
anderer hochwertiger Konsumgötor von den Sachverständigen 
auszuwählen, zu begutachten und mittels Beleg (*«lsn« i) 
als Vorschlag dem Leiter Inlandsbeziehungen zur Bestätigung 
vorzulegen. 

Die Exportpreise für den. Verkauf der übergebenen Gegenstände 
sind von der Preiskommission festzusetzen und auf der An- 
lage 1 durch Unterschrift zu bestätigen. 


3. Kann der voraussichtlich erzielbare Verkaufserlös für die 
übergebenen Gegenstände nicht unmittelbar beim Anbieten 
der Gegenstände festgelegt werden, ist mit dem Kunden ein 
Kommissionsvertreg entsprechend der Anlage 2 ebzuschließen. 
Bei Verkaufsfähigkeit entsprechend des erforderlichen Ex- 
porterlöses kenn ein AT-6eschift abgeschlossen werden. 
Verliert der abgeschlossene Kommissionvertrag seine Gültig- 
keit, sind die in Kommission genommenen Gegenstände mittels 
Beleg innerhalb von 14 Tagen an den Kunden zurückzugeben. 


4. Der Antrag zur Bestätigung des AT-Geschäftes (Anlege 3) 
ist vom Leiter des Bereiches Inlendsbeziehungen, dem SGD 
der Bereiche I bzw. II sowie dem Hauptbuchhalter zur Gegen- 
zeichnung und anschließend dem Generaldirektor zur Bestäti- 
gung vorzulegen. 

Erst nach erfolgter Bestätigung ist der Import der betref- 
fenden Tauschgegenstände vorzunehmen . 


5. .Die terminliche Abstimmung mit dem Kunden zur Anlieferung 
seiner Gegenstände erfolgt nur durch beauftragte Mitarbeiter 
des Bereiches Inlandsbeziehungen. Bei Anlieferung größerer 
Gegenstände (z. B. Möbel) ist der Termin mit dem Leiter 
Fuhrpark/Lagerwirtschaft abzustimmen, damit Lagerkräfte zur 
Verfügung gestellt werden können. 


6. Alle übernommenen Gegenstände sind im öaum L 2 zu lagern und 
wie folgt zu kennzeichnen: 

Kurzzeichen AT, Jehresendziffer, lfd. Nr. des AT-Geschäftes, 
lfd. Nr. des Gegenstandes. 

Die Verwahrung des Schlüssels und die Verantwortung für das 
Lager tragt der beauftragte Mitarbeiter des Bereiches In- 
landsbeziehungea«..J)DR-KundeiV‘und^Hitarbeiter des Betriebes 
heben ohne Genehmigung durch den Leiter des Bereiches In- 
landsbeziehungen keinen Zutritt zu diesem Lager. 
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7. Zur Erfassung dar übernoaaenen Gaganstända ist dar Lager- 
buchhaltung und dar Valutabuchhaltüng nach Bestätigung das 
AT-Geseheftes die Anlage 3 zu übergeben. 

8. Nach Beatitigung des AT-6eschäftas entscheiden die jewei- 
ligen SGO der Bereiche I bzw. XI über den Verkauf der 
übornomaanen Gegenstände. Oie Freigabe dazu erfolgt durch 
den Leiter des Bereiches Inlendsbeziehungen (Anlage 4) . 

Bei« Verkauf der Gegenstände ist unbedingt die Kleberkenn- 
zeichnung auf der Spezifikation eit auf zuführen, damit eine 
ordnungsgemäße Abrechnung' in der Lagerbuchhaltung und 
Valutabuchhaltung erfolgen kann. 

9. Ober Anlieferungen von Kfz ist durch den Leiter Inlands- 
beziehungen (Anlage 5) der Leiter Fuhrpark/Lsgerwirtscheft 
zu benechrichtigan. 

Oie Fahrzeuge sind ydji Fuhrpark zu übernehsien und unver- 
züglich auf ihra Fahrtüchtigkeit z» überprüfen. Vsrhsr.dsns 
Mängel aind sofort auf der Anlage 5 des Leiter des Bereiches 
Xnlandsbeziehungen siitzuteilen. 

10. Oie Bedienungsanleitung sowie die Autoschlcssel sind beim 
Leiter Fuhrperk/Lagerwirtschsft aufzubewehren. 

11. Obergaboteraine der Kfz en die jeweiligen Kunden sind dea 
Leiter Fuhrpark/Legerwirtschsft zur Vorbereitung und Durch- 
führung einer Probefahrt aitzuteiljen. 

12. Oer Leiter Fuhrpark/Legerwirtschaft ist dafür verentwort- 
lich, daß das Fahrzeug in einea sauberen Zustand, fahr- 
fertig und ait einea Tankinhalt von 10 Liter Kraftstoff 
an den Kunden übergeben werden kann. 

13. Für die Ausfertigung des ait dea Kunden abzuschließenden 
Vertrages (Anlage 6) zua Zwecke des Eigentumsnachweises 
ist der Leiter des Bereiches Inlendsbeziehungen ver- 
antwortlich. 


Diese Arbeitsrichtlinie tritt ait Wirkung vom 1. Herz 1988 
in Kraft. 


Uikiuif 

Fa Men / 

-Gerrere Direktor 

Verteiler : 

SGO 1 
SGO II 

Leiter Plenung/Ökonomie 
Leiter Fuhrperk/Legerwirtschaft 
Leiter Ordnung/Sicherheit 
Hauptbuchhalter 
Inlandsbeziehungen 
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Direktion 



Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Sekretariat Staatssekretär 
Genossen Dr . Schalck 

Wallst r. 

Berlin 

1 0 ^ 0 


KUNST UND 

ANTIQUITÄTEN 

GMBH 

Intemotionol« Gcs+Hxbofl 

Kr d«n Export und Import von Kunst 

9 # 9 #mtÄndon und Antiquitäten 


*♦. 6. 1566 

R_e_c_h_n_u_n_a 

Sie erhielten von uns 3 Bilder 


i . 

"Am Stadtrand" 

M 

1.750,- 


" Sonntag Im Garten" 

M 

1.800,- 

3. 

"Wör 1 Itzer-Park" 

M 

1.800,- 


Gesamt : 

M 

5.350,- 


Wir bitten um Begleichung 


Betrag 

St/i fV 



erhalten: 




DDR -1000 Berlin 
Seoß* 15 

Tt*. J>2I-?J>71.TcWi 112962 


der Rechnung . 



CD« - *:*: 
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Direktion 


Ministerium für Außenhandel 
Bereich 

Kommerzielle Koordinierung 
Genossen Seidel 

Wallstraße 17-22 

Berlin 

1020 



KUNST UND 

ANTIQUITÄTEN 

GMBH 

Internationale Gesellschaft 

für den Export und Import von kunst- 

gegenständen und Antiquitäten 


Berlin, den 1.9.1988 


Werter Genosse Seidel ! 


Im Ergebnis der von Ihnen mit dem Minister für Kultur im Mai 1987 
geführten Beratung zur stärkeren Beteiligung des Ministeriums 
für Kultur am Export wurde jetzt die schrittweise Übergabe von 
etwa 1.000 Gemälden, Graphiken bzw. Zeichnungen der Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden an den Außenhandelsbetrieb Kunst und 
Antiquitäten vereinbart. 

Die erste Lieferung erfolgte in der letzten Augustdekade. 

Der Minister für Kultur, Genosse Dr. Hoffmann, beabsichtigt, 
persönlich die endgültige Freigabe vorzunehmen, und dazu einen 
Besuch in Mühlenbeck durchzuführen. 

Ich habe in Abstimmung mit dem Ministerium für Kultur festge- 
legt, den Besuch des Ministers im September vorzubereiten. 


Mit sozialistischem Gruß 
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DDR - toeo Berli« 

e Sir. 14 





1 91 


Vermerk 

Gemäß Rütfc SU rache mit dem 'Staatssekretär im 
MfK Genossen Dr. Keller, am 8.3.89 
kann über die von den Staatlichen Kunstsammlungen 
.zur Verfügung gestellten Bilder frei .„verfügt 
yeröen . 

Valutaanrecht: 50 X 1-* 


Parken 

Verteiler: ? / 

HB I 
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6. Steuerpfändungen in Privatkunstsammlungen in der 
DDR 

EGBGB Art. 30 a. F. 

Zur Frage der Anwendung des „ordre public“ gegenüber 
einem Nachbesreuerungsverfahren in der DDR. 

BGH, Un v 22. 9 1988 - IX ZR 263/81 (KG) 

Zum Sachverhalt: Der Kl. lebte bis Ende 1984 in der DDR, war 
dort als selbständiger Möbelrestaurator tätig und besaß eine umfang- 
reiche Sammlung von Antiquitäten. 1981 wurde er wegen Steuerver- 
kürzung verhaftet und seine Sammlung zur Sicherung einer Steiier- 
forderung von 2 Mio. Mark beschlagnahmt. Der Wert der Samm- 
lung wurde auf 20401 18 M geschätzt. Das Finanzamt setzte eine 
Stcucmachzahlung für Einkommen-, Umsatz- und Vermögensteuer 
von 1 517739 M fest und erließ eine Pfändungsverfügung, in der die 
Steuerfordcrung einschließlich Neben forderungen mit 2035509 M 
beziffert ist und durch die der Anspruch des Kl. auf Herausgabe der 
beschlagnahmten Gegenstände gepfändet wurde. Das Finanzamt ver- 
kaufte die beschlagnahmten Antiquitäten an die Firma /C-GmbH 
(Berlin/Ost). Im Oktober 1984 kaufte die Bekl. von der Firma K- 
GmbH unter anderem eine Standuhr, die früher zu der Sammlung 
des Kl. gehört hatte und stellte sie in ihrem Antiquitätengeschäft in 
Berlin (West) aus. Der nach Teilverbüßung einer Freiheitstrafc 1984 
in die Bundesrepublik entlassene Kl. hat Herausgabe der Standuhr 
verlangt. 

LG und KG (NJW 1988, 341) haben der Klage stattgegeben. Die 
Revision der Bekl. führte zur Klagabweisung. 


Entscheidungen - Zivilrecht: BGH 

Aus den Gründen: I. Das BcrGcr. beurteilt das Herausgabe- 
Verlangen des Kl. nach dem Recht der Bundesrepublik Deutsch- 
land, also nach § 985 BGB. Für die hiernach zu prüfende Vorfra- 
ge, ob der Kl. sein Eigentum an der Standuhr durch die Zwangs- 
vollstreckungsmaßnahmcn der Finanzbehörden der DDR imjah- 
rc 1982 verloren hat, wendet das BcrGer. das Recht der DDR an. 
Das entspricht den Grundsätzen des IPR, hier des Internationalen 
Sachenrechts Das IPR ist im Verhältnis der Bundesrepublik zur 
DDR entsprechend anzuwenden ( BGHZ 40, 32 J34f. J = NJW 
19b 3. 1975 - LM Art. 15 EGBGB Nr. 2; BGHZ 85. 16 |22] = 
NJW 1983, 279 = LM § 1605 BGB Nr. 5 (LJ). Nach dem IPR der 
Bundesrepublik gilt für sachenrcchtliche Tatbestände das Recht 
des Lageortes der Sache (lex rei sitae). Der maßgebliche Zeit- 
punkt für die Anwendung dieses Sachstatuts ist derjenige, in dem 
die m Frage stehende Rechtsfolge emtreten soll ( BGHZ 39, 173 
( 1 74 1 = NJW 1963, 1200 = LM Art. 7 ff. EGBGB (Deutsches 
intern. Privatrecht] Nr. 20; BGHZ 45, 95 |99f] = NJW 1966, 
879 = LM Art. 7 ff. [Deutsches intern. Privatrecht] Nr. 29). 

Da sich die Standuhr jetzt im Lande Berlin befindet, ist für das 
Herausgabeverlangen des Kl. das Recht der Bundesrepublik 
maßgebend. Die Frage eines Eigcntumsverlusts un Jahre 1982 ist 
dagegen nach dem Recht der DDR zu beurteilen, weil die Uhr 
sich damals noch dort befand. 

II. Nach den für das RevGer. bindenden Feststellungen des 
BerGer hat der Kl. aufgrund der Vorschriften des Zwangsvoll- 
streckungsrechts der DDR im Jahre 1982 das Eigentum an der 
Standuhr verloren. Das Finanzamt hat die Uhr im Rahmen des 
Nachbesteucrungsverfahrens in formeller Übereinstimmung mit 
dem einschlägigen Vollstreckungsrecht durch Verkauf an die Fir- 
ma /C-GmbH verwertet (vgl. § 13 VO über die Vollstreckung 
wegen Geldforderungen der Staatsorgane und staatlichen Ein- 
richtungen vom 6. 12. 1968 - GBl DDR Teil II. Nr. 6 v. 24. 1. 
1969, § 122 I Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Zivil-, 
Familien- und Arbeitssachen [Zivilprozeßordnung] vom 19. 6. 
1975 - GBl DDR Teil I, Nr. 29, S. 533). 

Die Anwendung dieser Vorschriften des Zwangsvollstrek- 
kungsrechts der DDR verstößt für sich genommen nicht gegen 
den ordre public der Bundesrepublik (Art. 30 EGBGB a. F ). Da 
vorliegend ein vor dem 1. 9. 1986 abgeschlossener Sachverhalt zu 
beruteilen ist, ist nach der Übergangsregelung des Art. 220 I 
EGBGB noch die Bestimmung des Art. 30 EGBGB a. F. an- 
wendbar. Daß nach dem Zwangsvollstreckungsrecht der DDR 
eine gepfändete Sache durch gerichtlichen Verkauf zum Schätz- 
wert verwertet wird, verstößt weder gegen die guten Sitten noch 
gegen den Zweck eines Gesetzes der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die Möglichkeit des freihändigen Verkaufs einer gepfände- 
ten Sache ist auch diesem Recht nicht fremd. Die ZPO sieht zwar 
als Regelfall die öffentliche Versteigerung durch den Gerichts- 
vollzieher vor (§814 ZPO). § 825 ZPO läßt aber eine andere Art 
der Verwertung zu, wozu auch der freihändige Verkauf gehört. 

Auch das der Zwangsvollstreckung zugrundeliegende Nach- 
besteuerungsverfahren in der DDR war nicht deswegen rechts- 
staatswidrig. weil dort eine gerichtliche Nachprüfung der Ent- 
scheidungen der Steuerverwaltung nicht vorgesehen ist und diese 
Entscheidungen im Stcuerstrafverfahren von den Gerichten zu- 
grunde gelegt wurden. Es kann über Art. 30 EGBGB a. F. nicht 
verlangt werden, daß in jedem Staat dieselben Rechtsschutzga- 
rantien wirken, die hier Art. 19 IV GG gewährleistet. 

III Das BerGer. vertritt die Auffassung, das gegen den Kl. durch- 
geführte Nachbesteuerungsverfahren, das zum Verlust seiner gesam- 
ten Kunst- und Antiquitätensammlung geführt habe, stelle bei ange- 
messener Würdigung der gesamten Begleitumstände eine entschädi- 
gungslose Enteignung dar Diese stehe im Widerspruch zu der in der 
Bundesrepublik geltenden Rechtsordnung und verstoße deshalb ge- 
gen den ordre public Hierzu führt das BerGer. aus: Es lasse sich zwar 
nicht mit der nötigen Sicherheit feststellen, daß das Stcucrverfahrcn 
auf reiner Willkür beruhe und lediglich dem Zweck gedient habe, die 
wertvolle Kunst- und Antiquitätensammlung des Kl. für Zwecke des 
Staates zu verwerten. Jedoch sei die Anwendung des Steuerrechts der 
DDR im vorliegenden Fall als Enteignung zu werten. Die für die 
Jahre 1972-1981 nachzuentrichtende Einkommen- und Vermögen- 
Steuer sei auf 1 428095 M festgesetzt worden. Das mache bereits etwa 
90% des für diesen Zeitraum von den Finanzbehörden der DDR auf 
1 595886 M geschätzten Gewinns des Kl. aus seiner Handelstätigkeit 
aus. Hinzu kämen noch Nebenforderungen für Verzugszinsen, eine 
sogenannte Umbewertungsdifferenz, eine Beschwerdegebühr in Hö- 
he von 94973 M und die verhängte Geldstrafe von 100000 M, zusam- 
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fticn 621 464 M. wodurch der Gewinn des Kl. um 453673 M über- 
schritten werde. Diese Besteuerung habe letztlich dazu geführt, daß 
Jcr Kl. sein auf etwa 2 Mio. M geschätztes Vermögen verloren habe, 
gin derartiges Bestcuerungssystem sei mit der verfassungsmäßigen 
Ordnung der Bundesrepublik unvereinbar. Denn das Einkommen- 
steuerrecht der DDR stehe in Widerspruch zu rechtsstaatlichen 
(Rundsätzen. Das Gebot der Gleichheit der Besteuerung sei ihm 
fremd. Die Besteuerung der Angehörigen freier Berufe richte sich 
na ch ihrer gesellschaftlichen Nützlichkeit. Der freie Unternehmer 
werde einem Sonderrecht unterstellt, das ihm härtere Lasten auferle- 
ge als den anderen Bürgern. Ein solches Besteucrungssystem versto- 
ße ganz offensichtlich gegen den Grundsatz der materiellen Gerech- 
tigkeit und gegen das Rechtsstaatsprinzip 

Diese Ausführungen halten der rechtlichen Nachprüfung nicht 
stand. 

1. Als Enteignung kommen auch hoheitliche oder nur formal 
jn ein privatrechtliches Gewand gekleidete Akte oder rein tat- 
sächliche Eingriffe in Betracht, die zwar nicht als Enteignung 
bezeichnet, aber insgesamt gesehen nach Tendenz und Wirkung 
einer solchen gleichzuachten sind (BGH, LM RTAG Nr. 1 = 
WM 1971, 1502 [ 1 SOS 1) . Auch das gegen den Kl. durchgeführte 
Nachbestcuerungsvcrfahren, das zum Verlust seiner gesamten 
Antiquitätensammlung geführt hat, könnte daher als Enteignung 
zu werten sein. 

2. Die Feststellungen des BerGer und der Vortrag des Kl. 
lassen jedoch im Streitfall die Wertung, es liege eine entschädi- 
eungslose Enteignung vor, nicht zu. 

J) Von wesentlicher Bedeutung ist dabei zunächst, daß das 
raerGer. nicht hat feststellen können, daß das gegen den Kl. 
durchgeführte Besteuerungsverfahren wegen seiner An- und 
Verkaufe von Antiquitäten als Sammler eine reine Willkürmaß- 
nahme der Finanzbehörden der DDR dargestellt hat. Dabei hat 
das BerGer. unter anderem darauf abgestellt, daß der Kl. sowohl 
im Steuerverfahren als auch im Strafverfahren eine Handelstätig- 
keit, wenn auch in genngem Umfang, eingeräumt hat. Entgegen 
der Auffassung des Kl. hat das BerGer. die Frage einer offensicht- 
lich unbegründeten Einleitung des Stcuerverfahrens nicht offen- 
gelassen. Der Berufungsrichter ist vielmehr aufgrund einer Wür- 
digung des gesamten Sachverhalts zu dem Ergebnis gelangt, er 
vermöge „nicht festzustellen, daß die Durchführung des Steuer- 
und Strafverfahrens auf reiner Willkür beruhte 14 . Die in diesem 
Zusammenhang gegen die Feststellung des BerGer., die Be- 
schwerdeentscheidung des Finanzamts vom 18. 6. 1982 enthalte 
eine gründliche und in sich schlüssige Auseinandersetzung mit 
dem Vortrag des Kl., erhobene Verfahrensrüge greift nicht 
durch. Daß die Beschwerdeentscheidung sich nicht mit allen 
vom Kl. vorgebrachten Argumenten auseinandergesetzt hat, 
macht die vom BerGer. vorgenommene Wertung nicht unver- 
tretbar. Im übrigen stellt der Kl. - mit teilweise neuem Vorbrin- 
gen - lediglich seine eigene Wertung der Beurteilung des BerGer. 

3 tgegen. Das ist ihm in der Revisionsinstanz verwehrt. 

Bei der Beurteilung des Vorgehens der Steuerbehörden der 
DDR ist zu bedenken, daß bis zu den Entscheidungen des BFH v. 
29.6. 1987 (BFHE 15U. 218) und 16. 7. 1987 ( BFHE 150, 224) 
auch von den Finanzämtern der Bundesrepublik Briefmarken- 
oder Münzsammler, einer alten Rechtsprechung des RFH fol- 
gend, als Unternehmer angesehen wurden, die bei jedem Ver- 
kauf der Umsatzsteuerpfhcht unterlagen, auch wenn die verkauf- 
ten Stücke aus ihrem Pnvat vermögen stammten. Die Vornahme 
einer Einkommensschätzung ist dem Steuerrecht der Bundesre- 
publik in vergleichbaren Fällen ebenfalls nicht fremd (vgl. § 162 
AO). 

b) Das BerGer. begründet seine Wertung, im Streitfall liege 
eine entschädigungslosc Enteignung vor, mit dem seiner Ansicht 
nach konfiskatorischen Charakter der Steuergesetze der DDR. 
Soweit das BerGer. sich bei der Beurteilung des Einkommen- 
steuerrechts der DDR auf ein Urteil des BVerfG vom 24. 4. 1961 
( Bl'erfGE 12, 99 = NJW 1961, 653) beruft, ist weder festgestellt 
noch vom KI. behauptet, daß die semcrzeitigen Feststellungen 
des BVerfG auch noch auf das Einkommensteuerrecht des Jahres 
1981 zutrelfcn. Wie auch der Prozeßvertreter des Kl. in der 
mündlichen Verhandlung eingeräumt hat, ist der zugrunde ge- 
legte Einkommensteuersatz fiir sich genommen nicht zu bean- 
standen. Der Kl. mußte für den auf 1 595886 M geschätzten Ge- 
winn 1 215995 M Einkommensteuer nachzahlcn. Das sind 
76.2%. Dieser Steuersatz liegt zwar erheblich über dem in der 


Bundesrepublik geltenden Höchstsatz der Einkommensteuer. 
Wie die Revision mit Recht geltend macht, gelten jedoch auch in 
einigen westlichen Staaten ähnlich hohe Einkommcnsteuersätze 
wie in der DDR. Auch der Umstand, daß zu der Einkommen- 
steuer noch die Umsatzsteuer, die Vermögensteuer und Säum- 
niszuschläge hinzukommen, rechtfertigt es nicht, in der Besteue- 
rung des Kl. eine entschädigungslose Enteignung zu sehen. 
Schließlich ist auch nicht dargetan, daß der Kl. in irgendeiner 
Weise diskriminiert worden und nicht den gleichen Bestcue- 
rungsgrundsätzen unterworfen worden ist, die für alle Bürger 
der DDR gelten. 

Da mithin nicht von einer entschadigungslosen Enteignung 
des Kl. auszugehen ist, stellt sich die Frage, ob eine solche Ent- 
eignung gegen den ordre public verstößt, im vorliegenden Fall 
nicht. 

V. Aus den dargelegten Gründen kann das Berufungsurteil 
keinen Bestand haben. Da der Rechtsstreit keiner weiteren Auf- 
klärung bedarf, kann der Senat gern. § 565 lll ZPO in der Sache 
selbst entscheiden. Die Klage ist abzuweisen, weil der Kl. nicht 
mehr Eigentümer der Standuhr ist. N. 

Anm. d. Schriftltg.: Das Thema „Regelung der Kollisionspro- 
bleme internationaler Wirtschaftsbeziehungen in der DDR“ behan- 
deln Maskow-Rudolph, RiW/AWD 1980, 19. 
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V ertrag 


Zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH _ 

Internationale Gesellschaft für Export und ' 
Import von Kunstgegenständen und Antiquitäten. 
Französische Str. 15 
Berlin 
1080 

vertreten durch: . . . . ??' ?. jr. e , k “F. 


und 


xHaiw«/Frau: 

Marklein .. Erika 

Name: Vorname:, . ..rr.r. 


wonnheft : . Go ?° ls H . ????. . . . 
DPA-Nr PKZ . . ???•???????■?•?. 


wiro nsrnfoloendes veremoart: 


§ 1 


/^rau . . . M . a . r .Klein übereignet der Kunst und Antiouitätsn 

GmoH zu deren unemgescnränkten Verfügung nachfolgende Gegenstände: 

Ar.zär.I Gegenstand 


1 diverse Bücher .gemäß .Anlage 

2 “"""""t-.-.t-.-.ßintregung .beendet-.-.i 

n 


4 


0 


o 

7 

8 


Q 


IQ. 


§ 2 

Der Kunde versichert, daß o.g. Gegenstände. sein uneingeschränktes Eigentum 
sind, Recnte Dritter daran nicht bestehen, keine Pfandrechte darauf ba- 
stenen und die Gegenstände ment illegal in die DDR eingeföhrt worden sind,. 
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§ 3 

Die KuA übergibt als Gegenleistung das zwischen den Vertragspartnern 
vereinbarte Kraftfahrzeug: 

Typ: . . L . A . D . A . 2107 Fahrgestell-Nr. . . W™??"???????. 

Baujahr: . ..A. 9 . 8 . 8 . Farbe: . . s . ah . ar . a . Kfz-Brief Nr. APA 1 . 9 . 1 . 0 . 

polizeiliches Kennzeichen : 

Steuer- und Versicherungskarte: ....”. 


§ 4 

Beiden Vertragspartnern ist der Zustand des Kraftfahrzeuges bekannt, 
Mängelrüge ist ausgeschlossen. Garantierechte können nicht geltend gemacht 
werden . 


§ 5 

Der Vertrag gilt als Eigentumsnachweis. 

Der Vertragsinhalt entspricht den Rechtsvorschriften des § 60 ZG3 
(GBl. Teil I vom 19. Juni 1975 Nr. 27 S. 465). 

_ Mühlenbeck n ^ 30.12.1988 

Ort : Datum : 


Kunst uno Antiquitäten GmoH Vertragspartner 
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1 0 3 5 4 5 


DwBuRdubeauflraetaQrdto 

Uot^1a^c^Smis»lc^wt»ft3ö«nste» 

derehemaßoan 

OtutsdNnOamota^chenRepublk 


Ministerrat 

der Oeutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 


Berlin, 4, 1. 1 



Vertraulich« VtridiluBtoch« 

vvs^oos 


MfS-Nr. 


i. bi» _2_ 


Dienstanweisung Nr 

zur vorbeugenden Verhinderung, 
der mit Schmuggel und Spekula 
operativ bedeutsamen StraftaJ^ 



jng und Bekämpfung 
^Zusammenhang stehenden 
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Oie weitere erfolgreiche Gestaltung der entwickelten sozialisti- 
schen Gesellschaft in der 00R erfordert den allseitigen und zu- 
verlässigen Schutz der Arbei ter-und-Bauern-Macht , die zuverläs- 
sige Gewährleistung einer ständigen hohen Sicherheit und Ordnung 
sowie die kompromißlose Durchsetzung der sozialistischen Gesetz- 
lichkeit, eingeordnet darin den Kampf gegen operativ bedeutsame 
Straftaten und andere Handlungen, die im Zusammenhang mit 
Schmuggel und Spekulation stehen. 

Zur Sicherung der kontinuierlichen Weiterführung der Politik 
der Partei- und Staatsführung der DDR kommt dem zielgerichteten 
Kampf gegen die Unterwanderung des staatlichen Außenhandels- 
und Valutamonopols durch feindlich-negative Kräfte sowie der Ge- 
währleistung einer hohen Rechtssicherheit unserer Bürger eine 
große Bedeutung zu. 

Ourch die vorbeugende Verhinderung, -Aufklärung und Bekämpfung 
der im Zusammenhang mit Schmuggel und Spekulation stehenden ope- 
rativ bedeutsamen Straftaten und anderen Handlungen haben die 
Oiensteinheiten des MfS im engen politisch-operativen Zusammen- 
wirken mit den anderen zuständigen Organen und Einrichtungen 
dazu wirksam beizutragen. 

Zur Erhöhung der Qualität sowie der Wirksamkeit der vorbeugenden 
Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung der genannten operativ 
bedeutsamen Straftaten und anderen Handlungen 

weise ich an: 

1. Grundsätzliche politisch-operative Ziel- und Aufgabenstellung 

1.1. Oie vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung 
der mit Schmuggel und Spekulation im Zusammenhang stehenden ope- 
rativ bedeutsamen Straftaten und anderen Handlungen (im weiteren 
als operativ bedeutsame Schmuggelr und Spekulationshandlungen be- 
zeichnet) ist eine Aufgabe aller operativen Oiensteinheiten ent- 
sprechend der ihnen übertragenen Verantwortung und in die Gesamt- 
aufgabenstellung der Oiensteinheiten einzuordnen. 
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Oie in dieser Dienstanweisung erfolgten Regelungen sind unter 
Beachtung der in anderen zentralen dienstlichen Bestimmungen 
erfolgten Festlegungen zur Verantwortung, insbesondere zur 
Federführung auf den Gebieten der Spionageabwehr, der vorbeu- 
genden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung der politischen 
Untergrundtätigkeit und auf anderen Gebieten der politisch-ope- 
rativen Arbeit, zu realisieren. 

1.2. Oie operativen Diensteinheiten haben entsprechend ihrer 
Zuständigkeit - bei konsequenter Abgrenzung von den durch die 
Kriminalpolizei, die Zollverwaltung der DDR sowie durch das 
Ministerium der Finanzen - Abteilung Steuern und Abgaben - zu 
bearbeitenden kriminellen Schmuggel- und Spekulationshandlun- 
gen - die politisch-operative Verantwortung für die vorbeugen- 
de Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung operativ bedeutsamer 
Schmuggel- und Spekulationshandlungen wahrzunehmen. 

Die Zuständigkeit des MfS ist gegeben, wenn 

- Anhaltspunkte für eine Verknüpfung des Scnmuggels und der 
Spekulation mit geheimdienstlichen oder subversiven Aktivi- 
täten anderer feindlicher Stellen und Kräfte erkennbar sind, 

- solche Handlungen im Zusammenhang mit anderen staatsfeind- 
lichen Aktivitäten begangen werden, 

- internationale Banden in Erscheinung treten, die vom Opera- 
tionsgebiet aus operieren oder von dort gesteuert werden bzw. 
operativ bedeutsame Schmuggel- und Spekulationshandlungen in 

mehreren sozialistischen Ländern durchführen, 

» 

- derartige Handlungen unter grobem Mißbrauch des Transitabkom- 
mens begangen werden, 

- unter Einbeziehung bevorrechteter Personen, akkreditierter 
ständiger Korrespondenten und Reisekorrespondenten sowie 
Journalisten anderer Staaten derartige Handlungen organisiert 
werden , 
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- beteiligte Personen als IM/GMS für Diensteinheiten des MfS 
erfaßt bzw. IKM des Arbeitsgebietes I der Kriminalpolizei sind, 

- dabei Schußwaffen, Munition, Sprengmittel, andere Explosiv- 
stoffe und Bifte zum Einsatz gebracht werden sollen, 

- beteiligte Personen für die Arbeit im und nach dem Operations- 
gebiet oder gegen legale Basen und andere Stützpunkte des 
Feindes in der DDR genutzt werden können sowie andere geeig- 
nete Möglichkeiten für die politisch-operative Nutzung gegeben 
sind oder geschaffen werden können. 

Die Wahrnehmung dieser politisch-operativen Verantwortung bein- 
haltet auch die Prüfung der Übernahme der entsprechenden Materia- 
lien von den Dienststellen der DVP, der Zollverwaltung der ODR 
sowie des Ministeriums der Finanzen - Abteilung Steuern und Ab- 
gaben . 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben das Recht, in 
begründeten Fällen von der Übernahme der Materialien abzusehen, 
insbesondere, wenn 

- die Diensteinheit nicht über die erforderlichen Voraussetzun- 
gen und Möglichkeiten bzw. die das Material bisher bearbeiten- 
de Dienststelle über die besseren Möglichkeiten zur weiteren 
Bearbeitung verfügt und 

- politisch-operative Interessen dadurch nicht gefährdet werden. 

In diesen Fällen ist das weitere grundsätzliche Vorgehen bei 
der Bearbeitung des Materials mit der betreffenden Dienststelle 
abzustimmen, ihr Unterstützung zu gewähren sowie Einfluß zu 
nehmen auf die Festlegung der Abschlußart mit dem größten sicher- 
heitspolitischen Nutzen bzw. die Übernahme des Materials in die- 
sem Stadium zu veranlassen. 
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Die von den operativen Diensteinheiten erarbeiteten Hinweise 
zu Schmuggel- und Spekulationshandlungen, die nicht den vorge- 
nannten Kriterien entsprechen, sind gemäß ihrer Zuständigkeit 
den betreffenden Dienststellen der DVP, der Zollverwaltung der 
DDR oder des Ministeriums der Finanzen - Abteilung Steuern und 
Abgaben- nachweisbar zur weiteren Bearbeitung zu übergeben. 

1.3. Die Realisierung der grundsätzlichen politisch-operativen 
Ziel- und Aufgabenstellung erfordert von den zuständigen opera- 
tiven Diensteinheiten vor allem 

- die Gewährleistung der allseitigen Nutzung der vorhandenen IM 
und GMS sowie die Gewinnung insbesondere solcher IM und GMS, 
die geeignet sind, operativ bedeutsame Informationen bzw. ope- 
rativ bedeutsame Anhaltspunkte entsprechend den unter der 
Ziffer 1.2. dieser. Dienstanweisung genannten Kriterien heraus- 
zuarbei ten ; 

- die Entwicklung und Bearbeitung von OV sowie die Durchführung 
von OPK entsprechend den Festlegungen in den Richtlinien Nr. 

1/76 und 1/81; 

- die Gewährleistung des Informationsaustauschs mit der DVP 
und der Zollverwaltung der DDR, ßereich Fahndungswesen, ent- 
sprechend dem beiderseitigen Informationsbedarf unter Wahrung 
der Sicherheitserfordernisse des MfS; 

- die Unterstützung der beteiligten Organe und Einrichtungen bei 
der vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung von 
Schmuggel- und Spekulationshandlungen mit hoher Öffentlichkeits- 
Wirksamkeit im Innern der DDR (Wochen-, Trödler-, Oauermärkte 
sowie spekulativer, nicht genehmigter ambulanter Handel). 

1.4. Bedeutsame politisch-operative Maßnahmen zur vorbeugenden 
Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung operativ bedeutsamer 
Schmuggel- und Spekulationshandlungen sind rechtzeitig mit der 
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Hauptabteilung VII bzw. den Abteilungen VII der Bezirksverwal- 
tungen abzusti mmen . 

Oie Pflicht zur Abstimmung umfaßt insbesondere 

- den offensiven Einsatz und die Gewinnung von IM für die Arbeit 
im und nach dem Operationsgebiet zur Vorgangs- und personen- 
bezogenen Bearbeitung von Hintermännern, Organisatoren und 
Inspiratoren an den Ausgangsbasen der operativ bedeutsamen 
Schmuggel- und Spekulationshandlungen ; 

- die politisch-operativen Maßnahmen zur Verunsicherung, Diskre- 
ditierung, Unterwanderung, Zersetzung und Zerschlagung der 
Zentren und Gruppierungen im Operationsgebiet; 

- die Bestimmung der grundsätzlichen Zielstellung der Bearbei- 
tung und die Art des Abschlusses von OV; 

- die Nutzung der Potenzen der OVP für die einheitliche und 
abgestimmte vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und Bekämp- 
fung operativ bedeutsamer Schmuggel- und Spekulat ionshand- 

1 ungen ; 

- bedeutsame politisch-operative Aufgabenstellungen und Maß- 
nahmen, die zentrale Entscheidungen erfordern. 

Oer Leiter der Hauptabteilung VII hat in diesem Zusammenhang 
die Abstimmungspflichten gegenüber den Leitern anderer zustän- 
diger Oiensteinhei ten wahrzunehmen, die in anderen dienstlichen 
Bestimmungen und Weisungen festgelegt wurden. 
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2. Verantwortung und Aufgaben der Olensteinhei ten der Linie VII 

2.1. Verantwortung und Aufgaben des Leiters der Hauptabtei- 
lunq VII 


Oer Leiter der Hauptabteilung VII hat für das MfS insgesamt 
die Verantwortung für das einheitliche und koordinierte Vorge- 
hen der operativen Oiensteinheiten bei der vorbeugenden Verhin- 
derung, Aufklärung und Bekämpfung operativ bedeutsamer Schmug- 
gel- und Spekulationshandlungen unter zielgerichteter Nutzung 
aller geeigneten Potenzen sowie Mittel und Möglichkeiten auf 
der Grundlage der in dieser Dienstanweisung getroffenen Festle- 
gungen. 


In Wahrnehmung dieser Verantwortung hat er insbesondere die 
Realisierung nachfolgend genannter Aufgaben zu gewährleisten: 


- die Durchsetzung der Gesamtinteressen des MfS gegenüber der 
DVP und der Zollverwaltung der DDR im Zusammenhang mit der 
vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung opera- 
tiv bedeutsamer Schmuggel- und Spekulationshandlungen auf der 
Grundlage einer mit dem Leiter der Hauptabteilung VI abgestimm- 
ten Koordinierungsvereinbarung zwischen dem Leiter der Haupt- 
abteilung VII und dem Stellvertreter des Leiters der Zollver- 
waltung für Fahndungswesen; 


- die zielgerichtete politisch-operative Bearbeitung von Per- 
sonen, Personengruppen, Einrichtungen und Organisationen, 
die vom Operationsgebiet aus zum Schaden der DDR und befreun- 
deter sozialistischer Staaten operativ bedeutsame Schmuggel- 
und Spekulationshandlungen organisieren, in OV gemäß meiner 
Richtlinie Nr. 1/76 sowie die Entscheidung über die Anlage 
von ZOV gemäß der 2. Durchführungsbestimmung zur Richtlinie 
Nr. 1/76. 

Oas erfordert besonders 
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. die Unterbreitung von Entscheidungsvorschlägen an meinen 
zuständigen Stellvertreter, welche operative Diensteinheit 
zweckmäOigerweise welche operativ bedeutsame Schmuggel- 
bzw. Spekulationshandlung zu bearbeiten hat, 

. die ständige Einschätzung der politisch-operativen Lage, 
einschließlich der Herausarbeitung der Angriffsrichtungen 
des Gegners auf diesem Gebiet, 

. die Orientierung der operativen Diensteinheiten auf vorran- 
gig zu lösende politisch-operative Aufgaben zur vorbeugen- 
den Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung operativ bedeut- 
samer Schmuggel- und Spekulationshandlungen, insbesondere 
durch Nutzung des Planungsprozesses gemäß meiner Richtlinie 
Nr. 1/BO, 

. die Übermittlung von Erkenntnissen an die operativen Dienst- 
einheiten über aktuelle Erscheinungen, neue Tendenzen und 
Methoden der operativ bedeutsamen Schmuggel- und Spekula- 
tionshandlungen, deren Organisatoren und Hintermänner im 
Operationsgebiet sowie Erfahrungen aus den Ergebnissen der 
politisch-operativen Arbeit, insbesondere den Abschlüssen 
von OV; 

die Anleitung, Hilfe und Unterstützung anderer Diensteinheiten 
bei der Organisierung einer wirksamen vorbeugenden Verhinde- 
rung, Aufklärung und Bekämpfung operativ bedeutsamer Schmuggel- 
und Spekulationshandlungen nach einheitlichen Grundsätzen in 
deren Verantwortungsbereichen; 

die Anleitung und Unterstützung der Diensteinheiten bei der 
Organisation der politisch-operativen Bearbeitung von in 
unterschiedlichen Verantwortungsbereichen tätigen bzw. über- 
bezirklich handelnden Personen einschließlich der Mitwirkung 
bei der Untersuchung und Aufklärung operativ bedeutsamer 
Schmuggel- und Spekulationshandlungen; 
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- die Unterstützung und Koordinierung der Vorgangs- bzw. per- 
sonenbezogenen Arbeit mit IM im und nach dem Operationsgebiet 
zur vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung 
operativ bedeutsamer Schmuggel- und Spekulationshandlungen; 

- die Anleitung und Unterstützung anderer Diensteinheiten des 
MfS, wenn in OV und OPK bewiesene operativ bedeutsame Schmug- 
gel- und Spekulationshandlungen zur Kriminalisierung feindli- 
cher bzw. feindlich-negativer Personen wirksam genutzt werden 
können und andere Möglichkeiten zur Erzielung eines hohen 
sicherheitspolitischen Nutzens nicht zweckmäOig erscheinen; 

- die Verwirklichung der aufgabenbezogenen Zusammenarbeit mit 
den Sicherheitsorganen befreundeter sozialistischer Staaten 
über die Abteilung X; 

- die ständige Zusammenführung und Einschätzung der bei der 
vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung opera- 
tiv bedeutsamer Schmuggel- und Spekulationshandlungen er- 
reichten Ergebnisse sowie die Prüfung hinsichtlich ihrer 
Eignung für die Öffentlichkeitsarbeit in Abstimmung mit der 
ZAIG. 

2.2. Verantwortung und Aufgaben der Leiter der Abteilungen VII 
der Bezirksverwaltungen 

Entsprechend den Vorgaben und Orientierungen der Leiter der 
Bezirksverwaltungen und in Übereinstimmung mit den Festlegun- 
gen in dieser Dienstanweisung haben die Leiter der Abteilungen 
VII die Verantwortung und Aufgaben analog denen des Leiters 
der Hauptabteilung VII unter Berücksichtigung der konkreten 
Bedingungen in ihren Verantwortungsbereichen wahrzunehmen. 

Oie Leiter der Abteilungen VII haben bei der vorbeugenden Ver- 
hinderung, Aufklärung und Bekämpfung operativ bedeutsamer 
Schmuggel- und Spekulationshandlungen eng mit den Leitern der 
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Kreisdienststellen/Objektdienststellen sowie weiterer Oienst- 
einheiten zus ammenzu arbeiten. 

2.3. Spezifische Aufgaben der Leiter weiterer Diensteinheiten 

Entsprechend der Zuständigkeit und unter Beachtung der poli- 
tisch-operativen Lage im Verantwortungsbereich sind durch nach- 
folgend genannte Diensteinheiten folgende Aufgaben zu lösen: 

Hauptabteilung Il/Abteilungen II der Bezirksverwaltungen 

Anleitung, Hilfe und Unterstützung der operativen Diensteinhei- 
ten bei der vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung 
operativ bedeutsamer Schmuggel- und Spekulationshandlungen, die 
mit geheimdienstlicher Tätigkeit in Verbindung stehen, deren Ab- 
deckung dienen bzw. die offensive Bekämpfung gegnerischer Geheim- 
dienste ermöglichen sowie Zusammenführung entsprechender poli- 
tisch-operativer Erkenntnisse entsprechend den Festlegungen in 
der Dienstanweisung Nr. 1/87. 

Vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung von Aktivi- 
täten bevorrechteter Personen sowie akkreditierter ständiger 
Korrespondenten anderer Staaten zur Inspirierung, Organisierung 
und Unterstützung operativ bedeutsamer Schmuggel- und Spekula- 
tionshandlungen, der Herstellung und Aufrechterhaltung entspre- 
chender Verbindungen und Stützpunkte sowie der Realisierung von 
Transporten unter Mißbrauch der Kontrol lbef reiung im grenzüber- 
schreitenden Verkehr. 

Wahrnehmung zentraler Koordinierungsaufgaben in der mit Aus- 
ländern im Zusammenhang stehenden politisch-operativen Arbeit 
gemäß den im Befehl Nr. 3/81 dazu getroffenen Festlegungen. 
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Hauptabteilung VI/Abtellunqen VI der Bezirksverwaltungen 

Gewinnung von Informationen und Verdachtshinweisen aus der 
Kontrolle, Überwachung und Filtrierung des grenzüberschrei- 
tenden Verkehrs sowie Erschließung der Potenzen aus der Fahn- 
dungstätigkeit, der Speicherf ührung und der Hotel- bzw. Unter- 
kunftsüberwachung zur vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung 
und Bekämpfung operativ bedeutsamer Schmuggel- und Spekula- 
tionshandlungen. 

Einflußnahme zur Erhöhung der Eigenverantwortung der Zollver- 
waltung der DDR bei der vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung 
und Bekämpfung operativ bedeutsamer Schmuggel- und Spekula- 
tionshandlungen. 


Hauptabteilung ix/Abte i lunqen IX der Bezirksverwaltungen 

Strafrechtliche Einschätzung entsprechend den Grundsätzen der 
Richtlinie Nr. 1/76 und den politisch-operativen Erfordernis- 
sen in Zusammenarbeit mit den zuständigen operativen Dienst- 
einheiten bzw. während der Bearbeitung und im Zusammenhang mit 
dem Abschluß Operativer Vorgänge. 

Nutzung aller Potenzen bei der Bearbeitung von Ermittlungsver- 
fahren und dex Vorkommnisuntersuchung zu operativ bedeutsamen 
Schmuggel- und Spekulationshandlungen für die Erarbeitung ope- 
rativ bedeutsamer Informationen und offiziell verwertbarer 
Beweise, vor allem über beteiligte Personen, angewandte Mittel 
und Methoden, Transportwege, Organisationsformen, Zwischenla- 
ger, Übergaben, Erwerb und Absatz des Schmuggel- und Spekula- 
tionsgutes sowie über begünstigende Umstande und Bedingungen. 

Gewährleistung des politisch-operativen Zusammenwirkens mit 
dem Arbeitsgebiet II der Kriminalpolizei und der Abteilung II 
des Bereiches Fahndungswesen der Zollverwaltung entsprechend 
den operativen Erfordernissen zur vorbeugenden Verhinderung, 
Aufklärung und Bekämpfung operativ bedeutsamer Schmuggel- und 
Spekulationshandlungen. 
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Hauptabteilung XVIII/Abteilungen XVIII der Bezirksverwaltungen 

Gewährleistung des politisch-operativen Zusammenwirkens mit dem 
Ministerium der Finanzen - Abteilung Steuern und Abgaben - sowie 
den zuständigen örtlichen Organen und Einflußnahme auf die Er- 
höhung der Eigenverantwortung bei der Aufdeckung und Bekämpfung 
von Schmuggel- und Spekulationshandlungen, die im Zusammenhang 
mit Steuerverkürzungen stehen. 

Das politisch-operative Zusammenwirken ist zu richten auf 

die Sicherung der operativen Interessen des MfS bei der 
Bearbeitung und dem Abschluß von Materialien durch die 
Organe der Steuerfahndung, 

die Nutzung der Potenzen der Organe der Steuerfahndung 
für die vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und Bekämp- 
fung operativ bedeutsamer Schmuggel- und Spekulations- 
handlungen durch das MfS, 

den Informationsaustausch entsprechend dem Informations- 
bedarf unter Wahrung der Sicherheitsinteressen des MfS. 

Verhinderung Ökonomischer Schädigungen durch operativ bedeut- 
same Schmuggel- und Spekulationshandlungen infolge des Miß- 
brauchs von Außenhandelsbeziehungen und des Unterlaufens des 
staatlichen Valuta- und Außenhandelsmonopols. 

Einflußnahme auf die leitenden Kader des Ministeriums für 
Handel und Versorgung, der Außenhandelsbetriebe und der zu- 
ständigen örtlichen Organe bei den stellvertretenden Ratsvor- 
sitzenden für Handel und Versorgung in den Bezirken zur stär- 
keren Unterstützung der zuständigen Organe bei der vorbeugen- 
den Verhinderung und Aufklärung von Schmuggel- und Spekulations- 
handlungen in ihren Verantwortungsbereichen sowie Herausarbei- 
tung begünstigender Umstände und Bedingungen mit Vorschlägen 
zu deren Beseitigung. 
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Aufklärung und Bekämpfung von operativ bedeutsamen Schmuggel- 
und Spekulationshandlungen, welche unter Beteiligung von im 

* i ' # , v ' • : ’ v : r 

Verantwortungsbereich tätigen Ausländern begangen werden. 

Hauptabteilung XIX/Abteilunqen XIX der Bezirksverwaltungen 

Realisierung politisch-operativer Aufgaben zur vorbeugenden 
Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung operativ bedeutsamer 
Schmuggel- und Spekulationshandlungen, die insbesondere unter 
Ausnutzung 

der internationalen Verkehrsverbindungen mit sozialisti- 
schen und nichtsozialistischen Staaten, 

der kommerziellen Oienstleistungsf unktionen des Verkehrs- 
. wesens im Rahmen der AuQenhandelstransportabwicklung 
sowie des Transitverkehrs, 

der Personale, Verkehrsmittel und Transporträume des 
grenzüberschreitenden Land-, Luft- und Seeverkehrs, 

der stationären Servicebereiche der Eisenbahn (Gepäck- 
aufbewahrung u. ä.) sowie des Paketverkehrs der Deutschen 
Post , 

organisiert bzw. durchgeführt werden. 

Zusammenwirken mit den Leitungskadern des Ministeriums für Ver- 
kehrswesen und der MITROPA, der Hauptabteilung Transportpoli- 
zei, der Kombinate des Verkehrswesens sowie deren Strukturbe- 
reiche und gefährdeten Objekte in den Bezirken mit dem Ziel 
der Herausarbeitung und Beseitigung begünstigender Umstände 
und Bedingungen. 
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Hauptabteilung XX/Abteilunqen XX der Bezirksverwaltungen 

Vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung von opera- 
tiv bedeutsamen Schmuggel- und Spekulationshandlungen, welche 
unter Beteiligung von in der DOR studierenden Ausländern be- 
gangen werden. 

Eihflußnahme auf die Gewährleistung der konsequenten Einhaltung 
der Zoll- und Devisenbestimmungen im Zusammenhang mit der kul- 
turellen Auslandsarbeit, insbesondere mit nichtsozialistischen 
Staaten bei der Aus- und Einfuhr von Kunst- und Kulturgut, 
Unterhaltungselektronik und anderer für die Vergütung künst- 
lerischer Leistungen erworbener Gegenstände. 

Vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung operativ 
bedeutsamer Schmuggel- und Spekulationshandlungen, welche unter 
Beteiligung, Nutzung oder Mißbrauch von Mitarbeitern der 
Kirchen- oder Religionsgemeinschaften sowie deren Einrichtungen 
begangen werden. 

Politisch-operative Einflußnahme auf die Leitungen der evange- 
lischen und katholischen Kirchen und Religionsgemeinschaften 
unter Einbeziehung des Staatssekretariats für Kirchenfragen 
sowie auf die Stellvertreter Inneres der Räte der Kreise und 
Bezirke zum Schutz des Kunst- und Kulturgutes der DOR, ein- 
schließlich sakraler Gegenstände, vor operativ bedeutsamen 
Schmuggel- und Spekulat ionshandl ungen . 

ZKG/BKG 

Erarbeitung von Informationen über Zusammenhänge zwischen der 
Inspirierung und Organisierung des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR und operativ bedeutsamen Schmuggel- und Spekulations- 
handlungen . 
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Rechtzeitiges Erkennen von Versuchen des Schmuggels von nicht 
genehmigtem Umzugs- und Erbschaftsgut im Zusammenhang miV. stän 
digen Ausreisen sowie Einflußnahme auf die zuständigen staatli 
chen Organe zur Verhinderung derartiger Aktivitäten. 


3 . SchluObestimmungen 


Oiese Dienstanweisung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 






Cif CI Cf» OU II 
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STAATLICHE KUNSTSAMMLUNGEN DRESDEN 

Der Generaldirektor 


Potnrudirift DDR -SOI 2 Dresden • PSF 450 

Ministerium für Kultur 
HA Planung und Finanzen 
Genossen Micklich 

Otto-Nuschke-Straße 51 

Berlin 

1080 


Ihre Zeichen Ihre Nachricht 

4.4.89 



Unsere Zeichen 

Wi/Goe-je 


Datum 

16.5.89 


Dresden • Albertinum 
Telefon 495 30 56 
BN 93677903 


Sehr geehrter Genosse Micklich, 

besten Dank für Ihr Schreiben vom 4. April 1989, in dem Sie uns die Übernahme 
der Gemälde vom 5. Januar 1989 (1 bis 129) bestätigen. 

Darf ich Sie um die gleiche Bestätigung für die Sendung vom 24. August 1988 
(lfd. Nr. 1 bis 242, 14 Blatt) bitten. Durch Herrn Wischer wurden wir infor- 
miert, daß sich die lfd. Nr. 240. doch in der Sendung befunden habe. Die Strei- 
chung wäre deshalb rückgängig zu machen. Eine offizielle Information von 
Herrn Dr. Vogel liegt nicht vor. 

In Schloß Pillnitz stehen weitere 87 Gemälde bereit. Damit wäre der Fundus 
"Bodenreform Meißen" aufgearbeitet. In den nächsten Tagen beginnt die Arbeit 
in Moritzburg. 


Mit sozialistischem Gruß 



Johannes Winkler 

Stellvertreter des Generaldirektors 
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/191 


AHB Kunst und Antiquitäten Berlin, den 9.6.198^ 

87 

Vermerk 

über eine Beratung mit dem Vorsitzenden der Ku 1 turgu tsc hu t z - 
kommission, Genossen Schmeichler, am 8. 6. 1^89 in MühlenbecK 

Teilnehmer: Gen. Schmeichler 

Gen. Kappes 
Gen. Dr . Vogel 

Gegenstand der Beratung war der von der Kul turgutsc hu tz kommi ssion 
angestrebte Abschluß einer neuen Vereinbarung zwischen der Kul- 
turgutschutz Kommission und dem AHB Kunst und Antiquitäten. 

In der zur Zeit gultiaen Vere in ba rung aus dem Jahre 1982 ist m 
Übereinstimmung mit der zwischen dem Ministerium für Kultur und 
dem Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung, abgeschlossenen Vereinbarung vom 04. 11. 82, die die 

Ausfuhr von geschütztem Kulturgut betrifft, festgelegt, daß die 
Ku 1 turgutsc hutz Kommission zweimal monatlich beim AHB Kunst und 
Antiquitäten prüft, ob sich unter den für den Export vorgesehenen 
Waren zur Ausfuhr nicht zulässiges Kulturgut der Kategorie I und 
der Spitze der Kategorie II befindet. 

Die Kul turgu tschutz Kommission strebt jetzt eine Änderung dahinge- 
hend an, daß diese Prüfung durch den AHB eigenständig erfolgt und 
festgestellte Objekte der Kategorie I und der oberen Kategorie II 
der Ku 1 turgu tsc hutz Kommission angezeigt werden. 

Beg rundet wird dieser Vorschlag mit dem Mangel an Sachverständi- 
gen bei der Kulturgutschutzkommission. 

I m Ergebnis geführter Abstimmungen mit den Handelsbereichen 1 und 
II wurden Genossen Schmeichler die Probleme erläutert, die damit 
aus der Sicht des AHB verbunden waren. 

Nach unserer Auffassung können die Aufaaben einer regelmäßigen 
Kontrolle der zur Ausfuhr vorgesehenen Exportware im Interesse 
der Wahrung des Kulturgutschutzgesetzes nicht ausschließlich vom 
AHB übernommen werden. 

Der AHB tragt zum Erreichen der Zielstellung dadurch bei, daß 
im Falle des Ankaufs von registriertem Kulturgut, dieses, wenn 
il^f i.ir Keine Ausf u hr penehmiguna vor liegt, bei der Kul turgutsc hu tz - 
Irjmmissiun angezeiat wird. 

Der AHB wird auch» bei dem Verdacht, daß es sich bei einem 
angek auf ten Gegenstand um Kulturgut der Kategorie I bzw. der 
oberen Kategorie II handeln Konnte, um Begutachtung durch die 
kul turgutsc hutz kommi ssi on ersuchen . 

Ferner sind vom AHB zu geschütztem Kulturgut entsprechende 
Weisungen für die Ankauf Stätigkeit erlassen worden. 

Genossen Schmeichler wurde ein aus der Sicht des AHB möglicher 
Entwurf einer neuen Vereinbarung zur Prüfung übergeben. 
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Genosse Schmeichler informierte. daß für die Ku 1 turau tsc hut z kom- 
mission die Notwendigkeit besteht- hei einer vor zunehmenden Wirk- 
samkei tsanalyse zum Ku 1 turau tsc hu tzgesetz Fragen der Zusammen- 
arbeit mit dem AHB Kunst und Antiquitäten zu berücksichtigen . ln 
diesem Zusammenhang ist der Abschi uR einer neuen Vereinbarung 
seitens der Kulturgutschutzkommission von aktuellem Interesse. 
Zur genannten Wirksamkeitsanalyse erstattet der Minister für 
Kultur, wie wir von Genossen Schmeichler informiert wurden, Ende 
des Jahres im Ministerrat und in der Volkskammer Bericht. 



Dr. Vogel 


Vertei 1 er : 


p/<:> 

HB 1 
HB II 
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Wir Informieren Sie darüber , daß ln Abstlnmung mit dm 
Ministerium für Kultur der Verkauf der von Ihnen bereit- 
gestellten Sendungen vom 24. August 68 und 5. .Januar 6 9 
erfolgte . 



Der anteilige Valutaerlös für das Ministerium für Kultur f 
betrSgt daraus VM 86.495, — . \ 

Die Inanspruchnahme dieser Mittel bl tte^lch, mit Genossen 
Mick lieh abzust Irnnen. ** 

Die Verwertung der weiteren berel tgestel I ten Sendungen 
erfolgt In enger Abs t Innung mit Genossen Mlcki Ich. 




- J 




Harz 

Stellvertreter des — — 
- Generaldirektors 
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VEB Philatelie Wennsdorf 

Briefmarkengroßhandel 

p VEB fWottl« Wormtdorl, DO* 7244 PoitfoA 

Kunst- und Antiquitäten GmbH 
Generaldirektor Gen . Farken 

Französische Str. 15 

Berlin 
10 6 0 



S 


Ihr* Zeichen 


Ihre Noduidrt 


Unsere Z*i<h#ft Datum 

Dr.FL/Bi. 08.08. 1989 


Werter Genosse Farken! 


Am 26, August 1989 findet in Budapest eine internationale 
Mineralienbörse statt. 

ich bin informiert, daß diese Börse von DDR-Sammlern rege 
besucht wird und es ist sicher, daß wertvolle Mineralstufen 
außer Landes gebracht werden. Mögliche Grenzübergänge sind 
Reizenhain und Zinnwald . Es ist ab 24.08. 89 mit der Reise- 
tätigkeit zu rechnen*. Es wäre sinnvoll, für diese Zeit an den 
Grenzübergangsstellen die Zollkontrollen zu verstärken und 
mitgeführte Mineralstufen zu beschlagnahmen. 


/ 




l c{ 




> 1 7 

tl 3 






Mlt/sozialistisChem Gruß 
Dr. Fischer 

Direktor Export/Import 


Telefon 7U/217 
Trl«> 518871 

BN 94248705 





..«tomdung: Staatsbank der DDR 

Kreiifiliole Oschoh Nr. 5521 - 13 -87 
Poitichedkonlo Leipzig 50 t 8 t 
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AHB Kunst und Antiquitäten 


Berlin, den 14. 8. 1989 


Vermerk über ein Gespräch . mit^dem_ Stell Vertreter dps^ yJ 
ifi ene r a l ^ \ tOT T s ? er €*t aÄ J^^i c Hen^KunstsämmiungeTTibcesden3J ' 
genossen^ WxnkTerJ am 11. OB. 1989 in Dresden 


Teilnehmer: Gen. Winkler 


Gen. Göpfert 
( zeitweise ) 
Gen. Dr. Vogel 


Stel 1 Vertreter des Generaldirek 
tors der Staatlichen Kunstsamm- 
lungen Dresden 
Mitarbeiter der Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden 
AHB Kunst und Antiquitäten 


Der Stel lvertreter des Generaldirektors der Staatlichen Kunst- 
sammlungen Dresden, Genosse Winkler, wurde über den erreichten 
Stand bei der Verwertung der am 11. 8. 1988 in Dresden beratenen 
und zwischenzeitlich bei den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden 
vorgenommenen Aussonderungen von Gemälden informiert. 


Genosse Winkler wurde ferner davon in Kenntnis gesetzt, daß aus- 
gehend von einem Gespräch des Generaldirektors des AHB Kunst und 
Antiquitäten, Genossen Farken, beim Staatssekretär im Ministerium 
für Kultur, Genossen Dr. Keller, die Ergebnisteilung dieser Ver — 
wertung unabhängig vom Zeitpunkt des Inkraf ttretens der neuen 
Vereinbarung mit dem Ministerium für Kultur bereits im Verhältnis 
50:50 erfolgt, um die bereitstellende Einrichtung mit mindestens 
25 7. des Valutaerlöses beteiligen zu können. 

Geno sse Winkler» stimmte u nserem _ Vorg ehen zur die fHerkunftsbe- 
zeichnungen der GemXl~d e~~ai i^z uherb e n~~ und ~ schl iig vor »„daß- bei weite- 
ren Aussonderung en^dieseP" Arbeitsgang von den" Staatlichen Kunst- 
sammlungen* Dresden selbst übernommen^ wi rd - — 

Genosse'-r-WinEIer- erklärte^daß Jdie .V Staatlichen^ Kunstsammlungen 1 
Dresden beabsichtigen »T.~c rie Maßnahmen. mit Aussonderungen~auS~ den 
Depots ^l^erz, Meister^ örtsusetzen7 " ^ v T # 

Entsprechende Voraussetzungen dafür sollen noch in der zu Ende 
gehenden Amtszeit des jetzigen Generaldirektors der Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden getroffen werden. 


Ausgehend von der schwierigen Situation in den Depots Alter 
Meister ist diesen Maßnahmen gegenüber den ursprünglich vorgese- 
henen Aussonderungen bei Porzellan der Vorrang zu geben. 

Im Verlaufe des Gesprächs wies Genosse Winkler am Beispiel einer 
von ihm vorgesehenen Publikation für den NSW-Markt auf fehlende 
Möglichkeiten zur Vorfinanzierung von Importen für den Kunstdruck 
hin, wodurch in der Folge Valutaeinnahmen für die Volkswirtschaft 
der DDR verloren gehen. 
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Es wurde vereinbart, die Kontakte im Interesse der Vertiefung der 
Zusammenarbeit f ortzusetzen. 

Genosse Winkler wurde zu einem Gespräch mit dem Stel 1 Vertreter 
des Generaldirek tors des AHB Kunst und Antiquitäten, Genossin 
Harz, nach Mühlenbeck eingeladen. 

Er nahm die Einladung dankend an. 

Ein entsprechender Gesprächstermin wird für Oktober dieses Jahres 
noch vereinbart. 

WA 

Dr. Vooel 


Verteiler: G D« 


P/ö 
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Dokument 82 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

MINISTERIUM FÜR KULTUR 
MINISTER 



Minister für Außenhandel 
Genossen Dr* Gerhard Beil 
Ministerium für Außenhandel 
Unter den Linden 44-60 
Berlin 
1080 


Werter Genosse Dr« Beill 


Molken markt 1-3 


Berlin. 1020 

Berlin, den 15.08.8 



| 

» 

003309 ; 


Die zwischen unseren Ministerien abgeschlossene Vereinbarung zur 
Aussonderung von Kulturgütern von besonderer nationaler und von 
internationaler Bedeutung vom Export der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH ist, entsprechend den Möglichkeiten des Ministeriums für Kul- 
tur, so nicht mehr tragbar. 

Das liegt, aus der Sicht der von mir mit dieser Aufgabenstellung be- 
auftragten Kulturgutschutzkomraission, insbesondere daran, daß ange- 
sichts des Massencharakters des Warenbestands des Außenhandelsbe- 
triebes und des damit verbundenen hohen Arbeitsaufwandes eine regel- 
mäßige Überprüfung seitens der Sachverständigen des Museumswesens 
nicht mehr möglich ist. 

In beiderseitigem Interesse schlage ich Ihnen vor, daß die Kunst- 
und Antiquitäten GmbH künftig Kulturgüter von besonderer nationaler 
und von internationaler Bedeutung selbst vom Export aussondert und 
in Zusammenarbeit mit der Kulturgutschutzkoramission und dem Institut 
für Museumswesen den Museen anbietet. Auch muß vom Ankauf von nach 
dem Kulturgutschutzgesetz registrierten Kulturgüter, die allein aus 
dieser Tatsache von hochrangiger Bedeutung sind, Abstand genommen 
werden. 

Beiliegend übersende ich Ihnen die Entwürfe neuer vertraglicher Ver- 
einbarungen, die in diesem Sinne ausgearbeitet wurden. Aus der Sicht 
des Ministeriums für Kultur stellen diese vorgeschlagenen Regelungen 
einen Vertrauensbeweis hinsichtlich der Handhabung des Kulturgut- 
schutzgesetzes im Verantwortungsbereich der Kunst- und Antiquitäten 
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GmbH dar» Aus dem genannten gegenseitigen Interesse scheint es mir 
um so bedauerlicher, daß bei der Abstimmung auf Bearbeit er ebene die 
Vertragsentwürfe nicht die Zustimmung der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH fand» 


Nach Information des Vorsitzenden der Kulturgutschutzkommission sieht 
sich die Kunst- und Antiquitäten GmbH außerstande, selbst eine solche 
Aussonderung vorzunehmen, da die Mitarbeiter des Betriebes dazu nicht 
qualifiziert genug sind und hochrangige Kulturgüter nicht zu erkennen 
vermögen» 

Ich bitte Sie um Ihren Standpunkt» 



Dr» Hans- Joachim Hoff mann 


Anlagen 
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V ereinbarung 


1 4 9 


zwischen dem Ministerium für Kultur 
Molkenmarkt 1-3 
Berlin 
1020 


und dem Ministerium für Außenhandel 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Unter den Linden 44-60 
Berlin 
1080 

1. Entsprechend § 9 Abs. 1 der 3« Durchführungsbestimmung 
zum Kulturgutschutzgesetz delegiert der Mini st er für 
Kultur die Genehmigungsbefugnis zur Ausfuhr van Kultur- 
gut im Bereich des Ministeriums für Außenhandel auf den 
für den Bereich Kommerzielle Koordinierung im Ministerium 
für Außenhandel zuständigen Staatssekretär, der den Außen- 
handelsbetrieb Kunst und Antiquitäten mit der Wahrnehmung 
der sich daraus ergebenden Aufgaben betraut. 

Die von der Kirnst und Antiquitäten GmbH gesiegelten Ausfuhr- 
dokumente berechtigen somit unter Beachtung der Ziffer 2 
der vorliegenden Vereinbarung zur Ausfuhr des Kulturgutes. 

2. Der AHB Kirnst und Antiquitäten prüft, ob in seinem Waren- 
bestand geschütztes Kulturgut der DDR von internationaler 
und besonderer nationaler Bedeutung im Sinne des § 5 der 
Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds vorhanden ist. 

Auf Grundlage von Sachverständigengutachten entsprechend der 
4. Durchführungsbestimmung zum Kulturgutschutzgesetz entschei- 
det die Kulturgutschutzkomnri ssion, ob die Ausfuhr dieser Kul- 
turgüter gemäß der 3. Durchführungsbestimmung zum Gesetz ge- 
nehmigt wird. 

Das diesbezügliche Verfahren wird in einer gesonderten Verein- 
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1 50 


- 2 - 

barung zwischen dem Generaldirektor des AHB Kunst und 
Antiquitäten und dem Vorsitzenden der Kulturgutschutz- 
kommission geregelt« 

über die Verwendung des nicht zur Ausfuhr freigegebenen 
Kulturgutes werden seitens des Ministeriums für Kultur 
und des AHB Kirnst und Antiquitäten Jeweils gesonderte Ver- 
einbarungen getroffen« 


3« Die zwischen den Partnern der Vereinbarung am 04.11.1982 
abgeschlossene Vertrag tritt hiermit außer Kraft« 


Berlin, den 



/ 


Dr« Hans- Joachim Hoffmann 



Mini eter für Kultur 


Dr« Schalck 
Staatssekretär im MAH 
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ENTWURF 


zwischen der Kulturgut schutzkommission 

des Ministeriums für Kultur 

- vertreten durch den Vorsitzenden, 
Genossen W. Schmeichler 

1020 Berlin 
Bodestraße 1-3 

und dem ARB Kunst und Antiquitäten GmbH 

- vertreten durch den Generaldirektor, 
Genossen J. Parken 

1080 Berlin 
Französische Straße 15 

wird im Rahmen des Gesetzes zum Schutz 

des Kulturgutes der BUR sowie zur 
Durchführung der am (Datum) zwischen 
dem Mini st er für Kultur und dem Staats- 
sekretär im MAG getroffenen Vereinbarung 
folgender 


VERTRAG 

geschlossen: 

1, Die Kunst und Antiqui täten GmbH wird in alle Exportverträge 
die Bestimmung aufnehmen ” vorbehaltlich der Ausfuhrgenehmi- 
gung”. 

2. Der AHB Kunst und Antiquitäten prüft, ob in seinem Warenbe- 
stand geschütztes Kulturgut der DDR von internationaler und 
besonderer nationaler Bedeutung im Sinne des § 5 der VO über 
den Staatlichen Museumsfonds (GBL.I Nr.14 von 1978 S. 165) 
vorhanden ist. 
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Derartige Objekte der Kategorien I und der oberen Kategorie 
II des geschlitzten Kulturgutes sind insbesondere die ln der 
Inlage aufgefUhrten Exponate« 

Diese Kulturgüter sind der Kulturgutschutzkommission anzu- 
zeigen« Die Kommission entscheidet, ob und welchen Kulturgut- 
sachvertständigen (gemäß der 4« DB zum Kulturgutschutzgesetz) 
das Kulturgut zur Begutachtung vorzuführen ist und trifft inner- 
halb einer Woche nach Abschluß der Begutachtung die Entscheidung, 
ob die Ausfuhr des Kulturgutes entsprechend der 3« DB zum Kul- 
turgutschutzgesetz genehmigt wird« 

Die Begutachtung der in der Anlage in den Punkten 4-6 er- 
wähnten Kulturgutarten erfolgt durch die beauftragten Sachver- 
ständigen der an gleicher Stelle genannten Einrichtungen« 

3« Der AHB Kunst und Antiquitäten sieht vom Ankauf geschlitzter 
Kulturgüter der DDR, die gemäß der 2« DB zum Kulturgutschutz- 
gesetz registriert und Kulturgüter von internationaler und be- 
sonderer nationaler Bedeutung sind, ab sofern zwischen der Kul- 
turgut BchutzkommiBßion und dem AHB Kunst und Antiquitäten im 
Einzelfall keine anderweitigen Vereinbarungen getroffen werden« 

4« Die Kulturgutschutzkommission und der AHB Kunst und Antiquitäte 
werden auch in anderen Fragen, die der Wahrung des Kulturgutes 
in der DDR und dem Export in das HSW förderlich sind, Vertrauens 
voll Zusammenarbeiten« 

5« Mit der Unterzeichnung dieses Vertrages wird die Vereinbarung 
vom 04.11.1982 außer Kraft gesetzt« - 


Schmeichler 

Vorsitzender der Kulturgut- 
schutzkommission des MfK 


Farken 

Generaldirektor des AHB 
Kunst und Antiquitäten Gmbl 
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Berlin, den 




Anlage 1 


Anzeigepflichtige Kulturgüter Bind insbesondere: 

1* Gemälde, Aquarelle, Handzeichnungen, vom Künstler selbst her- 
gestellte Drucke Bowie kunBthandwerkliche Erzeugnisse von Kunst- 
schaffenden, die in einschlägigen Künstlerlexica (wie z.B. im 
Thieme-Becker) als von besonderer nationaler oder internatio- 
naler Bedeutung beschrieben sind j 

2* Bücher und andere Druckschriften vor 1700, inbesondere Inkuna- 
beln und Wiegendrucke sowie Druckerz eugnisse des 1B, - 20* Jahr- 
hunderts von besonderer Seltenheit (bibliophile Ausgaben bzw* Rare 

3* Archivmaterialien von besonderer nationaler und internationaler 
Bedeutung* Dazu zählen insbesondere handschriftliche Zeugnisse 
bedeutender Persönlichkeiten aller Zeiten und Völker* 

4* Münzen, die auf Handpräg estöcken hergestellt wurden* Die Listen 
der zum Export vorgesehenen Münzen sind zur Peststellung ihrer 
Prägung lind der damit verbundenen Kategorisierung dem Münzkabi- 
nett der Staatlichen Museen zu Berlin zur Prüfung vorzulegen* 

5* Ortsfeste und bewegliche Denkmale, die als geschützte Denkmale 
in den staatlichen Denkmallisten enthalten sind. Hier erfolgt 
die Freigabe für den Export nach Abstimmung mit dem Institut 
für Denkmalpflege* 

6* Naturwissenschaftliche Zeugnisse, die von besonderer Bedeutung 
für die Geschichte der Hatur und Gesellschaft sind. Hier erfolgt 
der Export nach Abstimmung mit dem Institut für Museumswesen. 
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' #4 


Minister für Kultur 

Genossen Dr. Hans-Joachim Hoff mann 

Molkenmarkt 1-3 

Berlin 

10 2 0 


Berlin, den 21. OB. 198«? /3&? 


Werter Genosse Dr. Haffmann! 

Ihr Schreiben vom 15. 08. 1989 an den Minister für Außenhandel . 
Genossen Dr. Beil, wurde mir zuständigkeitshalber übergeben. 

Zu dem von Ihnen dargestel 1 ten Sachverhalt vertrete ich nach 
Prüfung der bestehenden Umstände den Standpunkt, daß _ sich die 
Vereinbarung vom 4. 11. 1982 zwischen dem Ministerium für Kultur 
und dem Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung, bewährt hat. 

ln der Vergangenheit war es im Ergebnis der Durchsetzung dieser 
Vereinbarung möglich, geschütztes Kulturgut festzustellen und 
Museen für ihre Sammlungen zu übergeben. 

Der Vorschlag zum Neuabschluß der Vereinbarungen wurde durch den 
Vorsitzenden der Kulturgutschutzkommission gegenüber dem Außen- 
handelsbetrieb Kunst und Antiquitäten damit begründet, daß bei 
der Kul turgutschutzkommi ssion Sachverständige fehlen, die bereit 
sind, die Aufgaben der Kul turgutschutzkommission wahrzunehmen. 

Unter Leitung des stel 1 ver tretenden Generaldirel tors des Außen- 
handel sbetriebes Kunst und Antiquitäten wurden mit dem Vorsitzen- 
den der Kulturgutschutzkommission durch die für diese Aufgabe im 
AHB Kunst und Antiquitäten zuständigen Leiter bzw. Direktoren 
Beratungen zum übergebenen Entwurf einer neuen Vereinbarung ge- 
führt. 

Nach Prüfung der vom AHB Kunst und Antiquitäten unterbrei teter# 
Vorschläge informierte der Vorsitzende der Kul turgutschutzkommis- 
sion am 15. 6 . 1989 , daß die Zusammenarbeit auf der Grundlage 
der bestehenden Vereinbarung fortgesetzt werden sollte,' mit dem 
Hinweis, daß die Kulturgutschutzkommission die weitere Konkreti- 
sierung der Arbeit vorbereitet. 


433 






Die jetzt von Ihnen übergebenen Entwürfe für neue Vereinbarungen 
gehen gegenüber der Vereinbarung aus dem Jahre 1962 davon aus, 
daß die Aufgabe der Prüfung der für den Export vorgesehenen Mare 
auf den Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten delegiert 
wird . 

Demgegenüber vertrete ach den Standpunkt, daß im Interesse der 
Nahrung und weiteren Durchsetzung des Kulturgutschutzgesetzes 
nicht darauf verzichtet werden kann, daß die Kul turgutschutzkom- 
mission regelmäßig beim AHB Kunst und Antiquitäten prüft', ob bei 
der zur Ausfuhr vorgesehenen Exportware Kulturgut der Kategorie I 
und der Spitze der Kategorie II vorhanden ist. 

Diese von mir vertretene Auffassung leitet sich auch daräus ab, 
daß Kunstgegenstände in der Geschäftstätigkeit des AHB Kunst' und 
Antiquitäten naturgemäß in erster Linie eine kommerzielle Wertung 
erfahren, die nicht in jedem Falle deckungsgleich mit deren kul- 
turhistorischer Bedeutung für unsere Republik ist. 

Durch Separierung von Antiquitäten aus seinem Warenbestand 
schafft der AHB Kunst und Antiquitäten Voraussetzungen , daß die 
Arbeit der Kulturgutschutzkommission rationell durchgeführt wer- 
den kann. ' 

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, daß der Anteil von 
Antiquitäten an der für den Export vorgesehenen Ware stark rück- 
läufig ist. 

Aus den vorgenannten Gründen halte ich die weitere Zusammenarbeit 
auf der Grundlage der Vereinbarung vom 4. 11. 1982 für zweck- 
mäßig. 


Hit sozialistischem Gruß 
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Kunst und Antiquitäten 


21 , 8.1989 


Hinietqxiua für Außenhendel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Genossin Oppenheimer 


Werte Genossin Oppenhelmerl 

Beiliegend den Vorechleg für ein Antwortschreiben en den Hinieter fOr 
Kultur, Genossen Dr, Hoffmenn. 


Anlege 


Hit sozielietischem Gruß 
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Stellungnahme zum Schreiben des Ministers für Kultur 
an den Vorsitzenden des Ministerrates, Genossen W. Stoph 


Zu den im Schreiben des Ministers für 'Kultur aufge- 
worfenen Fragen zur Durchsetzung des Kulturgutschutz- 
gesetzes im Verantwortungsbereich der zentralen 
Staatsorgane möchte ich wie folgt Stellung nehmen. 

Auf der Grundlage der Vereinbarung zwischen dem 
Ministerium für Kultur, Genossen Hoffmann, und dem 
Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel, 

Bereich Kommerzielle Koordinierung, Genossen Dr. Schalck, 
vom o4 . 11. 1982 wird der Kulturgutschutzkommission 
des Ministeriums für Kultur uneingeschränkt das Recht 
eingeräumt, die für den Export vorgesehenen Gegen- 
stände des Außenhandelsbetriebes Kunst und Antiquitäten 
GmbH auf Kulturgut der Kategorie I und II zu unter- 
suchen . 

Diese Praxis hatte 6ich jahrelang bewährt. 

Gegenwärtig versucht das Ministerium für Kultur, die 
Verantwortung für die Aussonderung derartiger Gegen- 
stände dem AHB zu übertragen. 

Mir sind der Ansicht, daß nur gemeinsam mit der Kultur- 
gutschutzkommission diese Gegenstände begutachtet 
werden können, um Fehlerquellen auszuschließen. 

Seit langem führt das Ministerium für Kultur Klage 
darüber, daß Kunstgegenstände aus Steuerverf ahren u.ä., 
die dem Ministerium der Finanzen zur Verwertung zur 
Verfügung stehen, vom Ministerium für Finanzen dem AHB 
Kunst und Antiquitäten für den Export übergeben 
werden . 

Dazu f8nd eine Beratung unter Leitung des Stellv. 
Ministers der Finanzen, Koll. Maaßen, und der beteiligten 
Ministerien und des AHB am 18.11.1982 statt. 
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Darin wurde zum Ausdruck gebracht, daß da6 Ministerium 
der Finanzen nicht auf die finanzielle Regelung 
d.h. die Ware-Geld-Beziehung im Verkehr zwischen 
dem Ministerium der Finanzen und dem Ministerium 
der Kultur verzichten kenn. 

Vom AHB wurde vorgeschlagen, dsß bei Übergabe von 
Kuns tgegens tänden durch das Ministerium der 
Finanzen bzw. seiner nachgeordneten Einrichtungen 
die Kulturgutschutzkommission entsprechendes Aus- 
wehlrecht habe und eis Äquivalent dafür Exportgegen- 
stände, die nicht dem Kulturgutschutz unterliegen, 
d.h. Kunstgegenstande der Kategorie 111 und darunter 
zur Verfügung stellt. 

Der AHB benötigt diesen Ausgleich, um seine Export- 
verpflichtung erfüllen zu können. Mit dieser Ver- 
fahrensweise würde der AHB die finanzielle Abwicklung 
zwischen dem Ministerium für Kultur und dem . 
Ministerium der Finanzen mittels seiner Fonds 
regulieren (siehe dazu anliegendes Protokoll). 

Diese vorgeschlagene Verfahrensweise fand nur in 
geringem Umfang Anwendung. 

Die im Schreiben des Ministeriums für Kultur ange- 
zogene Größenordnung von jährlich 2-3 Mio 
Kulturgüter der Kategorien I und II die dadurch 
unwiderruflich verlorengeht,, entspricht nicht 
den Tatsachen. 

Soweit uns bekennt ist, wurde die Kulturgutschutz- 
kommission durch das Ministerium der Finanzen 
informiert, daß in der Steuerverwertung Kunstgut 
der Bürger Lehmann und Schuster im Bezirk Leipzig 
engefallen sind. 

Aus diesen Steuerverf ehren der genannten Bürger 
sind unseres Wissens Kunstgegenstände über 1 Mio 
in der Moritzburg Halle. 
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Im Steuerverfahren Or. Köhler, Bezirk Potsdam, 
hat die Kulturgutschutzkommission eine Auswahl 
von Kunstwerken getroffen, die unseres Wissens 
heute im Kupferstichkabinett der Staatlichen Museen 
zu Berlin liegen. 

Zusammenfassend : 

Oas Ministerium der Finanzen besteht auf die 
Ware-Geld-Beziehung auch bei der Verwertung 
von Kunstgegenständen. Oer Außenhandelsbetrieb 
hat als Ausgleich die Finanzierung der Kunstgegen- 
stände der Kategorie I und II angeboten und 
akzeptierte als Äquivalent dafür Kunstgegenstände, 
die nicht zum nationalen Kulturbesitz zählen 
und die nach unserem Wissensstand noch umfangreich 
in den Museen vorhanden sind und nur schwer 
verwaltet werden können. 

Die Kulturschutzkommission hat auf der Grundlage 
der Vereinbarung das Recht, die Exportware vor 
ihrer Ausfuhr auf Zugehörigkeit zum nationalen 
Kunstgut zu untersuchen und zu sperren. 

Wenn im- letzten Abschnitt des Schreibens des 
Ministeriums für Kultur zum Ausdruck gebracht 
wird, daß ein relativ breiter Bevölkerungskreis 
Unverständnis für den Export zeigt, sei darauf ver- 
wiesen, daß mit dem Ankauf durch den Außenhandels- 
betrieb bzw. seiner Kooperationspartner der 
Spekulation und der illegalen Ausfuhr Grenzen ge- 
setzt werden sollen. 


Mit Schreiben vom o9. 04.1984 informierte der Vor- 
sitzende der Kulturgutschutzkommission des Ministeriums 
für Kultur den Genossen Dr. Hoffmann über die 
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vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem Außenhandels- 
betrieb bewahrt hat und befürwortete im wesentlichen 
die vom Außenhandelsbetrieb gemachten Vorschläge. 


4 


Anlagen 

- Aktennotiz über die Fragen der gesellschaf tl . 
Erschließung von geschütztem Kulturgut v. 18.12.82 

, Vereinbarung zwischen HfK und MAH, Bereich 
Kommerzielle Koordinierung vom 4.11.1982 

- Information an das HfK, Gen. Dr. Hoffmann, durch 
die Kulturgutschutzkomraission vom 9.4.1984 
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Dokument 85 


jun gen Dresden 

Generaldirektor 
Genossen Prof. Bachmann 

PSF 450 
Dresden 

8 0 12 


Berlin, 7. 11. 1989 


Werter Genosse Prof. Bachmann! 

Ich erhielt Kenntnis davon, dass_ von einigen Direktoren Ihrer 

Einrichtung, insbesondere von Dr. Marx und Dr. Schmidt, an der 
Bereitstellung und dem ‘ Export - der seitdem ~ 24 r August 1988 von 
den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden üebemommenen Gemaelde 
Kritik geuebt und die Offenlegung dieser Vorgaenge gefordert 
wird . 

Ich halte es deshalb fuer erforderlich, dazu Stellung zu nehmen. 

Die Uebernahme besagter Gemaelde erfolgte als ein Schritt zur 
Umsetzung der Ergebnisse einer im Mai 19B7 im Ministerium fuer 
Kultur gefuehrten Beratung zur Veroesserung d er Devisenlage des 
Ministeriums fuer Kultur und seiner Einrichtürigifrr unter Feder — 
fuehrung des Leiters der Hauptabteilung Planung und Finanzen, 
Genossen Mick lieh, und auf der Grundlage der bestehenden Verein- 
barung zwischen dem Ministerium fuer Aussenhandel , -Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung , und dem Ministerium fuer Kultur. 

In einer bei den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden im August 
1988 gefuehrten Beratung wurde uebereinstimmend festgestellt, 

dass unter strenger Beachtung_ des Kul t urgutschutz gestzes nur 

solche Gegenstaende zur Disposition stehen, an deren Erhaltung 
und Nutzung kein gesellschaftliches Interesse besteht und die 
nicht geschuetztes Kulturgut von internationaler bzw. von beson- 
derer nationaler Bedeutung sind. 

Bei der Realisierung der Massnahmen haben sich alle Beteiligten 
von Paragraph 4 der Vereinbarung zwischen dem Ministerium fuer 
Aussenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung , und dem Mini- 
sterium fuer Kultur leiten lassen. Er besagt: 
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"Exporte von Gegenstaenden, die dem Gesetz zum Schutz des Kul- 
turgutes der DDR ~unter~j-ieg en $ — bedue rf en — -de r au sd rueck 1 ichen 

7Lnr trimmLthg des Ministeriums fuer Kult ur. 

Verkaeufe aus den Museen, die dem Ministerium fuer Kultur bzw. 
den Abteilungen Kultur der oertlichen Organe unterstehen sind 
in der Regel nicht statthaft. 

In jedem Fall ist vorher die Zustimmung des Stellvertreters 
des Ministers im Ministerium f uer ~Kül tür^ einzuholenT* 

In diesem Sinne wurde gehandelt und damit den geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen zur Ausfuhr von ^Kulturgut Rechnung getragen. 

Alle uns uebergebenen Gegenstaende wurden ausschliesslich von 
Mitarbeitern der Staatlichen Kunstsammlungen Dresden ausgesucht 
und uns mit Uebergabeprotokol 1 uebergeben. 

Es erfolgte bisher der Verkauf der mit den Sendungen vom 24. 
August 1980 und vom 5. Januar 1989 uebemommenen Gemaelde gemaess 
Freigabe durch das Ministerium fuer Kultur. 

Das Valutaanrecht dafuer betrug 50 2 des realisierten Valutaer — 
1 oeses, was einem anteiligen Betrag in Hoehe von VM 86.495 ent- 
spricht. 

Davon haben das Ministerium fuer Kultur und die Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden Kenntnis. 

Die Mittel stehen zur Inanspruchnahme zur Verfuegung. 

Ich habe angewiesen, dass nach Freigabe durch das Ministerium 
fuer Kultur der Export der Sendungen vom 15. und 27. Juni 1989 
bis zur Klaerung der von Ihren Mitarbeitern aufgeworfenen Fragen 
zurueckgestel 1 t wird. 

Ich bitte Sie, die Dinge vor Ihren Direktoren und Kollektiven 
offen aarzulegen, um die Rechtmaessigkeit oer bisherigen Massnah- 
men deutlich zu machen. 


Mit sozialistischem Gruß 



Farker 
Gen erWTd £ re k t or 
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j 

Minister für Kultur, 
Genossen Dr. Dietmar Keller 

Molkenmarkt 1-3 
Berlin 
10 2 0 



ANTIQUITÄTEN 

GMBH 


In twn s t tawls O e wh c h s ft 

10r den Export und Import von Kunst* 

OOflonotlndonundAntlqut ttt on 

OOR-BwtMOSO 

rfwuopjgn* kw h 

T klagr gnm. Hwt Mi 


•tfZfettWA 


tvSchreto«i 


Unter Zatoht* 


1.12.1989 


✓ 


Werter Genosse Ministerl 

Im Nechgang zu unserem Gespräch vom 29.11.1989 möchte ich 
Sie Ober folgende Arbeitsschritte informieren und bitte 
dazu um Ihre Entscheidung. 

Gegenwärtiger Vertragsstand: 

Es handelt sich hierbei um Exportverträge, die mit ausländi- 
sehen Partnern vertraglich gebunden sind und wo die Ware auf 
dem Territorium der DDR lagert. Der Gesamtwert beträgt . 
2.274,9 TVM. 

Darunter befinden sich Vertr äge för Anti quitäten mit einem 
Gesamtwert von 268,6 TVM. 

Bei den übrigen Verträgen handelt es sich um Gebrauchtwära n^. — 

Die Verträge über Antiquitäten wurden inzwischen gegenüber 
den ausländischen Partnern storniert und bereits erfolgte 
Zahlung zurückerstattet. Diese Antiquitäten werden dem Staat- 
lichen Kunsthandel, wie vereinbart, zum Kauf gegen Mark der 
DDR angeboten. 

In den Lagern des Außenhandelsbetriebes, des VEB Antikhendel 
und anderer Kooperationspartner befinden sich gegenwärtig 
Gebrauchtveren , die vertraglich mit auslerylischen Partnern 
goh.irwon «sind. Ihr Gesamtwert betragt 2.006,3 TVM. 


Hierzu schlage ich folgende Verfahrensweise vor: 

Aus dem Bereich des Ministeriums für. Kultur bzw. nachgeord- 
neten Einrichtungen wird kurzfristig eine Arbeitsgruppe ge- 
bildet, die eine Besichtigung der für den Export vorgesehenen 
Gegenstände vornimmt ». Sie sollte Vollmacht haben, aus diesen 


Bankverbindung: 
Deutsch« Handelsbank AO 
DDR - Berlin, 10B0 
Konto-Nr. 613 

Antlquttlten-Oetefto 
DDR - MDhlenbecfc, 1409 
KmtankmAll*« 19/30 

*-• — C:? P >Q 2 
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gen sollen. Diese Positionen werden analog wie Antiquitäten be- 
handelt und dem Staatlichen Kunsthandel zua Abkauf angeboten. 


Nach Freigabe durch diese Kommission kann der Außenhandelsbe- 
trieb die Exportverträge realisieren. 


Ich muß jedoch darauf hinweisen, daß unsere Kooperationspart- 
ner, die nicht unseren Weisungsrecht unterliegen, wie Dienst- 
leistungsbetriebe und andere kommunale Einrichtungen, unter 
Umständen die Verfügungsgewalt ihrer Waren behalten wollen. 

Lagerbestände ; 

Der Außenhandelsbetrieb wird alle Antiquitäten, die sich in 
seinem Besitz befinden, dem Staatlichen Kunsthandel zum Kauf 
in Hark anbieten. 

Er wird gleiches beim VEB Antikhandel Pirna veranlassen. 

Die vorstehend erwähnte Kommission sollte mit der Kontrolle 
der bereits verkauften Waren gleichzeitig eine Besichtigung der 
vorhandenen unverkauften Lagerbe£ände vornehmen und analog 
zu den verkauften Lagerbeständen Entscheidungen treffen, sie 
entweder für den Export oder für den Binnenmarkt freizugeben. 


Weiterfuhrung von Exportgeschäften: 


Unter Berücksichtigung der -gestiegenen Bedürfnisse der Bevölke- 
rung ist eine Entscheidung herbeizuführen, ob auch der Exort „ 
von Gebrauc htwaren kulturellen Charakters weitergeführt bzw. 
modifiziert' werden soll. Dazu müßten Verantwortliche des Mi- 
nisteriums für Kultur bzw. nachgeordnete Einrichtungen und Ver- 
treter des Außenhandels einen Standpunkt erarbeiten. 

Zur Zusammenarbeit des Außenhandelsbetriebes Kunst und Anti- 
quitäten GmbH mit dem Ministerium für Kultur und seinen nach- 
geordneten Einrichtungen: 

Ich bin der Auffassung, daß ausgehend vom Kaderbestand, den 
Erfahrungen, ' der kommerziellen Ausbildung und den materiellen 
Möglichkeiten der Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten 
gute Voraussetzungen bietet,' auch im Sinne der Regierungs- 
erklärung schnell auf dem Gebiet des internationalen Kunst- 
handels mit all seinen Formen für die Erwirtschaftung von Devi- 
sen für unseren Staat wirken zu können. 

Ich denke dabei 

- an die Nutzung der Potenzen der Bildungseinrichtungen des 
Ministeriums für Kultur 

- die Denkmalspflege" 
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- die Resteurierungsmöglichkeiten (ohne Substanzverluste für 
die dringend erforderlichen Arbeiten in der DDR) 

- en die vielfältigen Möglichkeiten in der darstellenden Kunst 
(Verkauf, Verleih von Inszenierungen) 

- die Kommerzialisierung von Ausstellungen außerhalb der Kultur- 
abkommen 

- Nutzung unserer Theater 

für die Erwirtschaftung von Devisen. 

Ich bin der Auffassung, den Export im Bereich Antiquitäte n 
aus dem Planexport herauszulösen und uns zu übertragen, um 
auch diesen Zweig valutawirksam für das Ministerium für 
Kultur bzw. seiner Einrichtungen werden zu lassen. 


Der Außenhandelsbetrieb ist in der Lage, 8lle Importe, die 
sich aus der Valutaewirtschaftung ergeben, schnell und zuver- 
läsig zu realisieren, wie bereits in der Vergangenheit 
praktiziert. 


Alle diese Aktivitäten aollten in enger Zusammenarbeit mit 
einem Exportbüro beim Ministerium für Kultur abgestimmt und 
koordiniert werden. 


Da der gegenwärtige Name Kunst und Antiquitäten nicht dem 
Inhalt der neuen Aufgabenstellung entspricht, werde ich dem 

( Staatssekretär beim Ministerrat der DDR und Leiter des Be - 
reiches Kommerzielle Koordinierung vorschlagen, den gegen- 
wärtigen Firmennamen zu ändern und den neuen Verhältnissen 
anzupassen. 

Der Status einer GmbH soll aus rechtlichen und auch inter- 
national üblichen Gründen erhalten bleiben. Es handelt sich 
dabei in erster Linie um Haftungsfragen. 


Mit sozialistischem 


ßfenef/Bldirektor 

v > ■ 


Gruß 
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Herrn 

Dieter Mark lein 

Gogo I s t raße 101 
Leipzig 
7 0 2 5 


KUNST UND 

ANTIQUITÄTEN 

GMBH 

internationale Gesellscnaft 

für den Export und Import von Kuns 

gegenständen und Antiquitäten 

DDR -Bartm, 1060 
Französisch« Strato 15 

T lsg ram m: Kunst Banm 


ihr Zsicnsn 


Ihr SchrstOSn 


unj*r zxenan Berlin. 


15 . 12 . 195 ° 


Sehr geehrter Herr Marklein! 


Unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben vom 24.11.1989 an das 
Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koord l n ierung wegen DM--Rücker s t a 1 1 ung informieren wir 
Sie darüber, daß wir am 13.12.1989 die Überweisung von 
8.000, -- DEM unter Bezugnahme auf Ihr kürzlich geführtes 
Gespräch mit unserem Generaldirektor, Herrn Farken, 
ruf das Konto-Nr. 5591-50-30649 bei der Staatsbank der 
DDR, Filiale Leipzig, Reisezahlungsverkehr zu Ihren 
Gunsten veranlaßt haben. 


Hochacht ungs vo 1 1 


u. 6c 

Kappes 


r \ 


Hä no Id 


Bamoff üm dung: 

Dtitscns Hwn ü Unk AG 
DDR -Berten. 1060 
Konto-Nr. 613 

AnttputtHs m Qalsif 
DDR - Mühtonfe^cx. 1409 
KiUtam#naiHMi 19/20 
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VEB Versteigerung— und 
Gebrauchtwarenhaus Leipzig 

Direk tor 
Kollegen Walker 

Große Fleischergasse 19 

Leipzig 

7010 


Berlin, 29. 12. 1989 


Werter Kollege Walker! 

Wie Sie informiert sind, wurde mit Wirkung vom 22. November 1989 
der Export von Antiquitäten und Gebrauchtwaren eingestellt. 

Auf der Grundlage des Kulturgutschutzgesetzes der DDR behält sich 
der Minister für Kultur die Entscheidung vor, ob, in welchem 
Umfang und in wessen Verantwortungsbereich eine Exporttätigkeit 
wieder auf genommen wird. 

Durch diese Entscheidung ist unsere Vereinbarung vom 15.3.1978 
gegenstandslos geworden, und ich sehe mich deshalb gezwungen, 
diese mit Wirkung vom 31. 12. 1989 zu kündigen. 

Durch den kommissarischen Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung wird gleichzeitig die bestehende Vereinbarung mit 
dem Rat der Stadt Leipzig, Abteilung Örtliche 
Versorgungswirtschaf t , vom 27.12.1973 außer Kraft gesetzt. 

über weitere Verf ahrensweisen werden wir Sie nach Abstimmung mit 
dem Ministerium für Kultur unverzüglich informieren. 

Desweiteren möchten wir Sie davon in Kenntnis setzen, daß auf der 
Grundlage des Vorhergesag ten die Kunst und Antiquitäten GmbH mit 
Wirkung vom 31. 12. 1989 ihre Tätigkeit eingestellt hat. 


Die mit Wirkung vom 1. Januar 1990 wirksam werdende 
Internationale Beratungs- und Vertriebsgesel lschaf t mbH übernimmt 
die Abwicklung aller noch offenen Vorgänge zur Geschäftstätigkeit 
Ihres Betriebes mit der Kunst und Antiquitäten GmbH aus dem Ge- 
schäftsjahr 1989. 


Mit kolle ialem Gruß 
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,{ Anlage 4 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

Minlflerlum Idr AuDcnlAB<to> Wirtschaft 
DER MINISTER 


Ministerium für Kultur 
Minister 

Herrn Dr. Keller 

Molkenmarkt 1/2 
Berlin 
10 2 0 


0 Or. Lindemann 

Prof. Gerstenberger 
Geet 

Berlin, den 5 . 2 . 19 90 

00233 



i • 1 


Werter Herr Dr. Keller! 


Mit Wirkung vom 31. 1. 90 wurde juristisch die Liquidation 
der Kunst und Antiquitäten GmbH eingeleitet. 

Durch das Ministerium für Außenwirtschaft wurden mit diesem 
Schritt die Voraussetzungen für die von Ihnen geforderten 
Bedingungen für die Neugründung eines Außenhandelsbetriebes 
des Ministeriums für Kultur geschaffen. 


Im Interesse der Sicherung der Arbeitsplätze der Mitar- 
beiter der ehemaligen Kunst und Antiquitäten GmbH sowie 
der Wiederaufnahme der Geschäftstätigkeit im Rahmen des 
neuen Ge schä f t s prof i 1 s macht sich die sofortige Neugrün 
düng eines Betriebes e r f orde r 1 i ch . ^ J ^^**er4nrf>de-n*-'i6t 1 

•&rpmjma/ttelr -( Vej^ejL Wag — , Lager—» und/ 

te^vor zu nehmen . 
Arbeitskräfte, die in Verbindung mit der Liquidation 
noch benötigt werden, erhalten eine zeitweilige Delegie- 
rung, stehen jedoch im Arbeitsrechtsverhältnis mit dem 
neuen Betrieb. Die Lohnkostenverrechnung ist mit dem 
Liquidator vorzunehmen. 
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Sollten nach Prüfung des derzeitigen Geschäftsprofils 
(außerhalb der Warenpalette Kunst und_ Antiquität en) 
Geschäftskonstruktionen bestehen, die Sie nicht weiter- 
verfolgen wollen, bitte ich um Information. 

Als Liquidator wurde Frau Irene Arndt eingesetzt. 

Mit Frau Arndt können alle Fragen, die in Verbindung 
mit der Auflösung der Legerbeetende euftreten, beraten 
werden . 

Auf Grundlage der am 29. 1. 90 in Mühlenbeck geführten 
Beratung am runden Tisch mit Vertretern der Museen wäre 
es empfehlenswert, wenn durch Sie ein Experte zur zeit- 
weiligen Arbeit in den Liquidationsstab delegiert würde 


Teilen Sie mir bitte kurzfristig den Termin für die 
Neugründung des Außenhandelsbetriebes mit, damit die 
Belegschaft des Betriebes eine weitere Perspektive hat. 


r 

Mit /freundlichem 


Gruß 
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Vereinbarung 


zwi sehen 

der Kunst und Antiquitäten GmbH in Liquidation. 

1080 Berlin, Französische Str. 15 

vertreten durch Frau Irene Arndt, Liquidator 

und 

der Internationalen Beratungs- und 

Vertriebsgesellschaft mbH 

1409 MQhlenbeck, Kastanienallee 19/20 

vertreten durch Karlheinz Näcke, Hauptgeschäf ts - 

führer 


1. Die KuA GmbH i .L. übergibt bewegliche und unbeweg- 
liche Grundmittel im Umfang von 40,3‘Mio Mark 

(Anlage 1) sowie Arbeitsmittel (gern. Inventurprotokolle) 
an die 1BV mbH bis zur Klärung der Art und Weise der 
endgültigen Überführung (Kauf /Treuhandschaft ) £:ur 
( zei twei 1 igen und entgeltlichen Nutzung. 

2. Die IBV mbH überninmt die bei der KuA i .L. beschäftigten 
*97 Arbeitskräfte. 

Zur Durchführung der im Rahmen der Liquidation er- 
forderlichen Arbeiten werden der KuA i .L. die erforder- 
lichen Arbeitskräfte entsprechend den personellen 
und zeitlichen Notwendigkeiten (Anlage 2) gegen Entgelt 
zur Verfügung gestellt. 

3. Die KuA OnbH i.L. ist berechtigt, die für die Liquida- 
tion erforderlichen und der IBV mbH zur Nutzung 
überlassenen beweglichen und unbeweglichen Grundmittel 
und Arbeitsmittel weiterhin zu nutzen. 


Müh 1 enbeck , den 13. März 1990 


.Kt 

Arndt Näcke 

Liquidator Hauptgeschäftsführer 

-iCeXe. 
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Ministerium der Finanzen und Preise Berlin, o. u. --- 

Staatliche Finanzrevision 
Valutakon trollgruppe 



Revisionsprotokoll 

über die Jahresabschlußprüfung 1' 9 8 9 


Prüf obj ekt : 

Leiter des 
Prüfungsobjektes: 

übergeordnetes Organ: 

Prüfungsauftrag: 

Prüfungskollektiv: 

Dauer der Prüfung: 


Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 

Herr Farken (bis 31.12.1989) 

Herr Kopmann z. 2. amtierend 

Ministerium für Außenwirtschaft 

Bilanzprüfung 1989 

Christiane Helm 
H,ans-Udo Wittkowski 

22. 2. - 26. 2. 1990 
und 22. 3. 90 
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I. Zusammengefaßtes Prüfungsergebnis 
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Auf der Grundlage der Anweisung 12/1986 des Ministers der 

Finanzen vom 23. 9. 1986 erfolgte die gesetzlich festgelegte 

Prüfung der Jahresbilanz sowie der Ergebnisrechnung per 

31. 12. 1989 in 3 Tagen als Stichprobenkontrolle im Außen- 
handelsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. 

Dabei sind folgende Komplexe untersucht worden: 

1. Kontrolle der vollständigen Durchführung der gesetzlich 
vorgeschriebenen Inventuren und des exakten Ausweises 
des Volkseigentums auf der Grundlage der Erklärung des 
amtierenden Generaldirektors vom 31. 1. 1990 und der vor- 
gelegten Inventurunterlagen. 

Die stichprobenweise Kontrolle umfaßte die Inventurunter- 
lagen für die Bestände an Grundmitteln, für Lagerbestände 
an Handelsware sowie die Auswertungen, Klärungen und Er- 
fassungen der Inventurminusdifferenzen. 

2. Kontrolle des ordnungsgemäßen Nachweises der Forderungen 
und Verbindlichkeiten per 31. 12. 1989. 

3. Kontrolle der exakten und wahrheitsgemäßen Abrechnung der 
Leistungen unter Berücksichtigung der Erklärung des am- 
tierenden Generaldirektors vom 31. 1. 1990. 

4. Kontrolle der zulässigen Bildung und Verwendung betrieb- 
licher Fonds auf der Grundlage der Erklärung des am- 
tierenden Generaldirektors vom 31. 1. 1990 zum Fonds 
Außenhandelstätigkeit. 

5. Die Einhaltung der Bi lenz kontinuitat wurde für alle 
Positionen kontrolliert. 


Im Ergebnis der Untersuchungen gern. Ziffer 1 bis 5 wurden Fest- 
stellungen getroffen, die eine Bestätigung der Bilanz und Er- 
gebnisrechnung nicht zulassen. 

Die Bestätigung der Ordnungsmäßigkeit der zur Prüfung vorge- 
legten Jahresbilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 1989 des 
Außenhandelsbetriebes Kunst und Antiquitäten GmbH i. L. - 
übergeordnetes Organ Ministerium für Außenwirtschaft - 


mit einer Valuta-Bilanzsumme von 
und einer Mark-Bilanzsumme von 


82.717 TVM 
188.174 TM 


und einem Va 1 ut a -Gewi nn von 34.399 TVM 

sowie einem Mark-Gewinn von 72.888 TM 

wird aus folgenden Gründen zeitweilig versagt: 

1. Die Bestätigungskriterien für die Jahresbilanz des Außen- 
handelsbetriebes sind zum Zeitpunkt der Prüfung teilweise 
nicht erfül lt . 


2. In den zur Prüfung festgelegten Jahresabschlußdokumenten, 
Unterlagen und Erklärungen sind unvollständige Angaben 
enthalten. 

(s. Einzelfeststellungen Pkt. 1) 
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1 . Konten/Bestände außerhalb der Bilanz 


Im Protokoll vom 9. /IG. 1. 1990 wurden u. a. folgende Konten/ 
Bestände außerhalb der Bilanz festgestellt: 

. Konto der Kunst und Antiquitäten GmbH beim schwei2. Bankverein 

(20,0 Mio DEM in Obligationen 
5,1 Mio USD in Metall) 

Zeichnungsberechtigt waren Herr Richter, SGD, und 
Herr Farken, GD, bis 31. 12. 1989. 


Die Depositen wurden mit Schreiben vom 2. 3. 1990 gekündigt. 

Der Abrechnungsstatus war per 28. 2. 1990 zu erarbeiten. 
Bisher sind 8.104.265 DEM am 12. 3. 1990 auf dem Konto der 
Handelsbank Nr. 0613-60-011-021 eingegangen. Weitere Ein- 
gänge sind nach Aussagen'von Herr Richter nicht zu erwarten. 
Entsprechend vorgelegter Kontoauszüge sind Verluste in Höhe 
von 11,6 Mio DEM zu erwarten. Der Nachweis der Entstehung 
der Verluste konnte zum Zeitpunkt der Prüfung nicht erbracht 
werden . 

. Feingoldbestände 2,15 kg in Verantwortung Herrn Richters 

Die vorliegende Nachweisführung entspricht in keinir Weise 
den Prinzipien ordnungsgemäßer Bestands- und Buchführung. 

Die Bestände wurden durch. Herrn Richter seit 1982 verwal- 
tet, ohne daß sie im Buchwerk erfaßt wurden oder der Haupt- 
buchhalter darüber in Kenntnis gesetzt wurde. 

Die Auflage nus der Prüfung Januar 1990 wurde bisher nicht 
erfüllt . 

. Sachwerte beim Vertreter Wicon 


Der Koffer mit Münzen und Medaillen wurde ai>i 

20. Januar *030 in die DDR in Zusammenarbeit mit den 
Mi 1 i t ä r st a a t s a nwe 1 1 en Herrn Flegel und Krüger zurückge- 
führt und beschlagnahmt (Aussage Herr Krüger 23. 3. 90). 
Die Bewertung des Koffers erfolgte Ende Oktober vor der 
Übergabe an den Vertreter (Aussage Herr Krüger, Wert 
923,1 TM). 

Jedoch wird diese Forderung per 31. 12. 1989 an den Ver- 
treter Wicon nicht in der Bilanz ausgewiesen. 
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Auflage 1: - Das Konto beim Schweizerischen Bankverein ist 

per 31. 12. 1989 in der Bilanz des AHB als Ver- 
bindlichkeit gegenüber dem 8ereich Kommerzielle 
Koordinierung, M. Seidel, auszuweisen. 

Mit dem Bereich Kommerzielle Koordinierung ist 
eine weitere Verfahrensweise bei der Auflösung 
der Depositen zu klären. Die Verluste in Höhe 
von 11,6 Mio^DEM sind eindeutig nachzuweisen. 
Die eingegang'e^fTT)ej)ösiYet}‘‘'in Höhe von 
8.104.265 DEM sincTTuT~criT' Konto 560 bei der 
handelsbank zu überweisen. 

- Die Goldbestände sind zu bewerten und ebenfalls 
bilanzwirksam per 31. 12. 1989 zu erfassen. 

Die Bestände sind an die Tresorverwaltung bzw. 
an den VEB Münze zu verkaufen. 

- Die Wertgegenstände, die bei der Fa. Wicon la- 
gerten, sind per 31. 12. 1989 als Forderung in 
der Bilanz nachzuweisen. 

. Weitere Bestände an Edelmetallen, die nicht bewertet und 
nicht im Buchwerk des AHB erfaßt waren (nach Aussagen des 
AH8 Eigentum M. Seidel) wurden zwischenzeitlich durch die 
Staatsanwaltschaft beschlagnahmt. 

Die Forderung in Höhe von 1,9 Mio M wird reguliert, sobald 
der gesamte Bestand bewertet wurde. 
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2. Lagerbestände an Handelsware 

a) Per 31. 12. 1989 wurden alle Bestände an Handelsware einer 
Inventur unterzogen. 

Im Ergebnis der Inventuren wurden 76,3 TH und 2,9 TVM 
Inventurminusdifferenzen erfaßt. 

Die stichprobenweise Prüfung der Inventuren zeigte, daß 
bei der Position Bilder ein größerer Differenzbetrag auf- 
trat. 

Nach der Inventur für das Sortiment "Gemälde, Bilder" 
(durchgeführt vom 6.9. - 8.9.B9) wurde eine Differenz von 
67,6 TM festgestellt. 

Diese Minusdifferenz verringerte sich mit der 1. Korrektur 
zum Inventurprotokoll auf 48,8 TM. 

U.- a. wurden dabei 23 Bilder im Werte von 12,9 TM aufge- 
funden, die im Bürocomputer durch Zuordnung als Verkauf 
abgearbeitet wurden. 

Weitere Gemälde wurden in Arbeitsräumen aufgefunden, 3 
Gemälde wurden zur Hamburgfeier ausgewihlt, dem Lager 
entnommen ohne die Lagerwirtschaft zu informieren (Wert 
insges. 13,8 TM). 

In der 2. Korrektur zum Inventurprotokoll wird noch eine 
Inventurminusdifferenz in Höhe von 21,2 TM ausgewiesen. 

Eine Klärung der Differenz erfolgte bis zum Zeitpunkt 
der Prüfung nicht. 

b) Weiterhin ergibt sich eine Inventurminusdifferenz aus der 
leihweisen Zurverfügungstellung von Bildern zeitgenössi- 
scher Kunst an die Außenhandelsfirma Delta. 

Zur Verfügung gestellt wurden der Fe. Delta Bilder im Wert 
von 13,9 TM, zum Zeitpunkt der Inventur waren noch Bestände 
in Höhe von 7,7 TM vorhanden. 

Die Differenz in Höhe von 6,2 TM wurde mit einer nicht 
ordnungsgemäßen Rückführung an das Lager begründet. 

Jedoch im Lager wurden diese Bilder euch nicht gefunden. 

Diese Inventurminusdifferenz wurde bis zum Zeitpunkt der 
Prüfung nicht geklärt. 

Auflage 2: Die Inventurminusdifferenz im Zusammenhang mit der 
Fa. Delta ist zu klären. 

Dabei ist zu überprüfen, inwieweit gegenüber der 
Fa. Delta Schadensersatzforderungen aufzumachen 
sind. 
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3. Forderungen und Verbindlichkeiten in VH 


e) Per 31. 12. 1989 wurden 236.520,- DEM Valutaerlöse abgegrenzt. 
Dazu wurde eine Rechnung der Fa. R.A.L.M. vom 18. 12. 1989 
vorgelegt . 

Der Vorgang resultiert aus dem Verkauf von Rhinozeroshörnern 
aus dem Bestand des Museums für Naturkunde Berlin an o. g. 
Firma. 

Die Ware wurde am 20. 10. 1988 in Rotterdam wegen Verstoßes 
gegen des Artenschutzgesetz beschlagnahmt und bis «, heute ver- 
wahrt. ^ 

Gemäß vorliegender Rechnung des Kunden werden gefordert: 

279.023,- DEM für die in Mühlenbeck ohne 

Quittung geleistete Barzahlung 
47.635,43 DEM Zinsen 

33.000,- DEM Anwalts- u. Reisekosten 


359.658,43 DEM 

Dem gegenüber steht eine Einzahlungsquittung des Kontor- 
direktors Herrn Richter in Höhe von 236.520,- DEM sowie ent- 
sprechende Inlandsdokumente. Ein vom Kunden gegengezeichne- 
ter Vertrag liegt nicht vor. Der Ort der Gef ahrenübertragung 
ist nicht klar definiert. 

Weiterhin bestehen stückzahlenmäßige Differenzen zwischen 
Gutachten Naturkundemuseum (Verkauf), Exportauftrag und 
tatsächlich realisierter Exportmenge. 

Eine buchmäßige Erfassung der Rechnung erfolgte nicht in 
voller Höhe. 

Auflage 3: Die Rechnung ist in voller Höhe als Verbind- 
lichkeit zu buchen. Der Vorgang ist konsequent 
zu klären. 

b) Verbindlichkeiten aus Valutaanrechten 

Per 31. 12. 1989 werden Verbindlichkeiten aus Valutaan- 
rechten in Höhe von 3.890 TVM ausgewiesen. 

Im Protokoll der Staatlichen Finanzrevision vom 12. 1. 90 
wurde festgestellt, daß teilweise Valutaanrechte unge- 
rechtfertigt bestehen. 

Bis zum Zeitpunkt der Prüfung wurden keine Änderungen der 
bestehenden Valutaanrechte vorgenommen. 

Auflage 4 : Die bestehenden Valutaanrechte sind auf ihre 
Rechtmäßigkeit zu überprüfen. 
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4 . Ausweis Forderunqen/Verbindlichkeiten in Mark 

a) Während der Prüfung wurde f es tgest eil t , daß im Zusammen- 
hang mit der Realisierung der Geschäftskonstruktion M. Seidel 
(Asservate) im IV. Quartal 1989 keine vollständige Buchung 
der Markbeziehungen erfolgte. 

Bsp.: Valutaeinnahmen 1. 11. 89 20.384,- DEM 

13. 11. 89 12.386,- DEM 

Die entsprechende Bezahlung des Markwertes an den Lieferan- 
ten sowie die Rechnungslegung an MAW-Koko erfolgte nicht, 
damit werden Forderungen und Verbindlichkeiten per 31. 12. 89 
mindestens um o. g. Betrag zu niedrig ausgewiesen. 

Auflage 5 : Die Valutaeingänge Konto 420 des IV. Quartals 
sind hinsichtlich ihrer Mark Verrechnung voll- 
ständig zu überprüfen, notwendige Korrekturen 
sind vorzunehmen. 

b) Weiterhin wurde während der Bilanzprüfung des VEB Philatelie 
Wermsdorf festgestellt, daß in dessen Bilanz Forderungen an 
die Kunst und Antiquitäten GmbH in Höhe von 862.326,38 M aus- 
gewiesen werden, denen zum Bilanzstichtag keine Verbindlich- 
keiten in der GmbH gegenüberstehen. 

Nach Auskunft des Hauptbuchhalters des AHB erfolgte eine Ab- 
stimmung der Forderungen und Verbindlichkeiten beider Be- 
triebe in Wermsdorf ohne Nennung o. g. Betrages durch den 
VEB Philatelie Wermsdorf. Ein schriftliches Abstimmungs- 
protokoll liegt nicht vor. 

Auflage 6: Die Forderungen und Verbindlichkeiten des AHB mit 
VEB Philatelie Wermsdorf sind durch ein schrift- 
liches Protokoll abzustimmen. Eventuell notwendige 
Korrekturen sind vorzunehmen. 


5. Ausweis und Inventuren der Grundmittel 

Im April 1989 wurde von der Fa. Kunst und Antiquitäten ein 
Lada entsprechend Investitionsplan gekauft (Wert 43,9 TM bzw. 
10 TVM) . 

Dieser Lada wurde 1989 weder aktiviert noch in der Inventur 
auf genommen . 

Auflage 7 : Der Ausweis Grundmittelbestand sowie die Ab- 
schreibungen sind zu korrigieren. 

Mit den Inventurverantwortlichen ist eine Aus- 
wertung vorzunehmen. 


8 . Prämienzahlungen an Herrn Ebermann 

Zwischen der Fa. Kunst und Antiquitäten und Herrn Ebermann 
existiert mit Wirkung vom 15. 9. 1979 eine Vereinbarung, die 
Herrn Ebermann berechtigt, in seiner Freizeit und auf Rech- 
nung der Fa. Antiquitäten einzukaufen. 
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Für diese Ankäufe erhielt Herr Ebermann eine Prämie in 
Höhe von 3,5 % des Ankaufpreises, jedoch nicht mehr als 
2.000,- M monatlich. 

1989 erhielt Herr Ebermann: 


Februar 

1.995,- M 

März 

1.957,- M 

April 

1.995',- M 

Mai 

1.995,- M 

Juni 

1.995,- M 

Juli 

1.995,- M 

August 
30.8. f. 

1.950,- M 

8/89 

1.777.30M 


15.659,80 M 


Diese Prämienzahlungen erhielt Herr Ebermann gern. Weisung 
von Herrn Parken unversteuert, 

Lt. Entscheidung des Ministers der Finanzen werden private 
Kunsthändler bei der Zahlung von Exportprämie für den An- 
kauf von Antiquitäten durch die Kunst und Antiquitäten GmbH 
von der Besteuerung befreit. 

Lt. Auskunft der Mitarbeiter des Betriebes ist Herr Ebermann 
nicht im Besitz einer Gewerbeerlaubnis. 


Der Staatliche Finanzrevision, Valutakontrollgruppe , ist 
bis zum 20. 4. 1990 schriftliche über die Erfüllung der 
Revisionsauflagen und Forderungen zu berichten. 


Der Leiter des geprüften Objektes kann entsprechend der 
geltenden Rechtsvorschriften gegen Revisionsfeststellungen 
und Auflagen Rechtsmittel einlegen. 

•• UcCu, 

Kopmann Helm 

amt. Generaldirektor Ltr. d. Prüfung 
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und Preis« 

Val utakont rollgruppe 


Kunet und Antiquitäten GmbH 
Internationale Geeellaehef t 
für dan Export und laport 
von KunetgegenetAnden und 
AntiqultAten 
ent. Generaldirektor 
Herrn Kopeann 

«CastanienaU.ee 19/20 

Mühlenbeckt 
14 0 9 


Berlin, 27, 3. 1990 

ftarter Harr Kopaannl 

ln Ergebnis der Prüfung der Oahreebllanzen ln VH und M wird 
die Bestätigung der Ordnungeoäßigkeit der zur Prüfung vorge- 
legten 0 ah re ebilsnzen sowie dar iewlnn- und Verlust rechnung 
1989 der 

Kunst und Antiquitäten GaoH 

( übergeordnetes Organ; Hinisterluo für Außonwlrtechaf t, 

Bereich Koaaerzlelle Koordinierung) 

nlt einer Bilanzsuaae 

in vai u ca in Höhe von G2.717 TVH 

in f'.arl; in Höhe von IjG.174 TM 

G»it einJi Gewinn 

in Valuta in Höhe von 34.399 TVM 

in hark in Höhe von 72.808 TM 

aus folgenden Gründen zeif.vcilij versagt : 
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ü io Destötigungekriterien für dio Dehreebilunzen das «Jobii- 
hondelsbet rlebes sind zun Zeitpunkt dar Prüfung teilweiae 
nicht erfüllt i 

- Konten und Beständo ln VK werden nicht ordnungsreaüt und 

vollständig la Buchara rk daa Batriabaa auegewieeen. Dar 
Nachwols aller ökonomischen Vorgänge daa Batriabaa la Rech* 
nungeweeen erfolgt nicht ordnungsgemäß und vollständig. 

a) (»ela schweizerischen Bankverein Zürich wird ein Konto 
auf den Namen daa Batriabaa geführt, daa nicht Beat and* 
teil der Aktiva und Paaelva daa Batriabaa lat. 

Der letzte Kontoauszug datiert von 15* C. 1909 und weist 

BeatAnda von 

10,4 Hlo US-? ln Obligationen 
sowie 5,1 Hlo US-? ln Edelmetallen 

aus . 

Die Bilanzprüfung ergab, daß die Depositen alt Schreiben 
von 2. 1. 1990 durcii Kunst und .Antiquitäten gekündigt 
wurden undlladlglich 8,1 hlo DEM auf daa Konto dar Handele- 
bank alnoingan. Während der Prüfung konnte die Urea ehe dar 
ho’non Differenz nicht geklärt werden. 

b) Ebenfelle wurden ia Rechnungewaean daa Batriabaa BeetAnde 
an Feingoldplättchen in Höhe von 2,15 kg nicht erfaßt. 

Dia Kachwelef ührung über dio Zu- und Abgänge an Foingold- 
plAttchen entspricht in keiner weise den Prinzipien ord- 
nungsgemäßer Bucht üitruns. 

Auflagen, die dazu bereite von dar Staatlich»« Pinaitzravl- 
eion ia Oanuar erteilt wurden, orflillte der Betrieb nicht. 

- Forderungen und Verbindlichkeiten werden nicht vollständig 

und ordnungsgemäß ouugci.iescn. 

a) In Höhe von 256,5 TDEH wird eine Verbindlichkeit gegen- 
über der Fa. RAUM für die Stornierung dee Exportes von 

Rhlnozeroshom auegewieeen* 

-er Kund. ^ccoc!. nie:, “rovicion -nt! h-t d: - 

ein# Forderung in Höhe von 279 TDEH* 

Oie exakte Höhe \ 1 rd nicht in Rechnungswesen dcc Cct riebe ; 
nachgswioeen. 

Verbindlichkeiten aus volutaenrecht«r, für Exporte : urd.n 

ausgewieeen, obwohl die Ware noch nicht verkeuft war. 

Die Auflage der Staatlichen Finanzrevision zu dleoer Pro- 
blematik wurde nicht erfüllt. 
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Die Bestätigungskriterien für die Jahresbilanzen des Außen- 
handelsbetriebes sind zum Zeitpunkt der Prüfung teilweise 
nicht erfüllt: 

- Konten und Bestände inVM werden nicht ordnungsgemäß und 
vollständig im Buchwerk des Betreibes ausgewiesen. Der 
Nachweis aller ökonomischen Vorgänge des Betriebes im Rech- 
nungswesen erfolgt nicht ordnungsgemäß und vollständig. 

a) Beim schweizerischen Bankverein Zürich wird ein Konto 
auf den Namen des Betriebes geführt, das nicht Bestand- 
teil der Aktiva und Passiva des Betriebes ist. 

Der letzte Kontoauszug datiert vom 15.8.1989 und weist 
Bestände von 

10,4 Mio US-$ in Obligationen 
sowie 5,1 Mio US-$ in Edelmetallen 

. aus . 

Die Bilanzprüfung ergab, daß die Depositen mit Schreiben 
vom 2.3.1990 durch Kunst und Antiquitäten gekündigt 
wurden unllediglich 8,1 Mio DEM auf dem Konto der Handels- 
bank eingingen. Während der Prüfung konnte die Ursache der 
hohen Differenz nicht geklärt werden. 

b) Ebenfalls wurden im Rechnungswesen des Betriebes Bestände 
an Feingoldplättchen in Höhe von 2,15 kg nicht erfaßt. 

Die Nachweisführung über die Zu- und Abgänge an Feingold- 
plättchen entspricht in keiner Weise den Prinzipien ord- 
nungsgemäßer Buchführung. 

Auflagen, die dazu bereits von der Staatlichen Finanzrevi- 
sion im Januar erteilt wurden, erfüllte der Betrieb nicht. 

Forderungen und Verbindlichkeiten werden nicht vollständig 
und ordnungsgemäß ausgewiesen. 

a) In Höhe von 236,5 TDEM wird eine Verbindlichkeit gegen- 
über der Fa. RALM für die Stornierung des Exportes von 
Rhinozoroshorn ausgewiesen. 

Der Kunde zahlt jedoch noch Provision und hat deswegen 
eine Forderung in Höhe von 279 TDEM. 

Die exakte Höhe wird nicht im Rechnungswesen des Betriebes 
nachgewiesen . 

b) Verbindlichkeiten aus Valutaanrechten für Exporte wurden 
ausgewiesen, obwohl die Ware noch nicht verkauft werden. 

Die Auflage der Staatlichen Finanzrevision zu dieser Pro- 
blematik wurde nicht erfüllt. 
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• Weitere Mängel Bind: 

a) Dar Grundnittalbeetand iat nicht exakt nechgewiesen. 

b) Dia Klärung von Invanturdif f e ranzen erfolgte unvoll- 
ständig. 


Die zeitweilige Versagung der Bestätigung der Dahtesbllänzen 
sowie der Gewinn- und Verlustrechnung 1989 hat zur Folge« daß 

- die Entlastung des Genereldirektore des Betriebes gea. § 2 
Abs. 4 der Verordnung voa 23* 6* 19B3 über die Dahreerechen- 
echaf telegung ln der volkseigenen Wirtschaft (GBl* l Nr* 19« 
1983, Seite 193) durch den Leiter des Obergeordneten Organs 
nicht erfolgen darf sowie 

- die Zahlung der Oehresendprämie an den Generaldirektor de9 
Betriebes, die Fachdirektoren und den Hauptbuchhalter gea. 

§ 7 Abs. 4 der 1. DB voa 9. 9. 1982 zur Verordnung Ober die 
Planung, Bildung und Verwendung des Prämienfonds für volks- 
eigene Betriebe (GBl* I Nr. 34, 1982, Seite 598) zurOckzu- 
stellen ist. 

Die OrdnungsmäßigUeit der Oahresbllanzen sowie der Gewinn- und 
Verlust re chnung wird erst bestätigt, wenn die Auflagen zur Her 
Stellung der Ordnungsmäßigkeit erfüllt sind und damit der voll 
ständige Ausweis der ökonomischen Vorgänge ln den Bilanzen 
gesichert ist. 

Dazu gehört auch, daß die Differenzen, die im Zusammenhang mit 
den Depositen in Obligationen uAdEde las teilen entstanden sind, 
eindeutig nachzuweisen und Ursachen dafür zu klären sind. 


Hochachtungsvoll 



Dauer 

Abteilungsleiter 
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Beauftragter für die Abwicklung 
•offener Fragen 


Pk)a»3 C 

L 


BERUWEW HANDELS- UND 

RMAMaEWUNGSGESELLSCHAFT mBH 


WWWlnt« «7-22 


AKB Kunst- und Antiquitäten GmbH i.L. 

Liquidator 

Frau Arndt 

Kastanienallee 19/20 
Huhlenbeck 
L 1409 


•jittanalt Be:.-.. .33s- 
•ijiceseliscLiit 

Juni 1990 


31.05.1990 


Werte Frau Arndt! 

Im Ergebnis eines soeben geführten Gesprächs mit Herrn Näcke und Herrn 
Kopmann möchte ich Sie kurz über den Inhalt und die Festlegungen informieren. 

Prinzipiell besteht Übereinstimmung dazu, dsB die Grundmittel der Fa. KunSt- 
und Antiquitäten GmbH i.L. entsprechend den Festlegungen vom Februar der 
IBV GmbH übertragen werden unter der Voraussetzung, daß 

1. die IBV GmbH sich als volkseigener Betrieb bei der Treuhandanstalt ein- ! 
tragen läßt und 

2. die IBV GmbH die Tilgung der gegenüber der Fa. KuA i.L. nach dem 
01.03.1990 entstandenen Verbindlichkeiten vorzunehmen in der Lage ist. 


Herr Näcke akzeptierte beide Punkte und wird sich umgehend mit der Treuhand- 
anstalt in Verbindung setzen. 

Ausgehend davon ist es erforderlich, daß ein Darlehensvertrag zwischen beiden 
Firmen kurzfristig durch Sie abgeschlossen wird. Herr Näcke wurde auch devon 
in Kenntnis gesetzt, daß seine Firma keine weiteren Zahlungen von der Fa. KuA i.L. 
erhält. 


BANKVERBINDUNGEN Deuticrw AG 


TELEFON 
TEtE* 1--443T 

TELEFAX 
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der Liquidation bitte ich Sie, die strafrechtliche Untersuchung der 
Go ldspekulationen d urch Erstattun g einer An2eloe z u veranlassen. Auch 
bei dem Objekt "Bernsteinlack* sollte ein Strafverfahren beantragt 
werdon.- übordenkenswert wäre gleichfalls eine Anzeige wegen des hohen 
finanziellen Verlustes bei Realisierung des Vertrags "Holzentsorgung 
Wolfsburg". 

Beigofügt übersende ich Ihnen das Protokoll unserer letzten Beratung. 


Anlage 


Hochachtungsvoll 

/ 



Prof . Dr . sc . Gerstenberger 


* Im Interesse eines schnellstmöglichen und ordnungsgemäßen 
Abwicklung 
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Die Untcrsuchungskommi ssion 

(Mitarbeiter der Staatlichen Kunstsammlungen Oresden) 

Frank Hoferick, Steinmetz 
Direktion Bau 

Matthias Kühn, Kunstwissenschaftler 
Kupferstich- Kabinett 

Or. Uta Neidhardt, Kunstwissenschaf tlerin 
Gemäldegalerie Alte Meister 

Evelin Pfeifer, Finanzökonomin 
F i nanzbuch halt ung 

Frohmut Zscheckel, Tischler 
Restaurierungswerkst ott Pillnitz 

Herausgeber : 

Staatliche Kunstsammlungen Dresden - General direkt ion- 
1990 



Im Juni 1989 erfuhren Kunsthistoriker der Dresdener Gemälde- 

% 

galerie Alte Meister (GAM), daß durch die Generaldirektion der 
Staatliche Kunstsammlungen Dresden (SKO) Verkäufe von "nicht museums 
würdigen’ 1 Gemälden des 19. und 20 ... Jahrhunderts aus den soge- 
nannten "Schloßbergungsbeständen" , die im Zusammenhang mit der 
Bodenreform in die Museen gelangten, veranlaßt worden waren. 

Eine Aufforderung des damaligen Generaldirektors Prof. Dr. Dr. 
h.c. Manfred Bachmann an die Direktion der- GAM, geringwertige ■ • 

Bilder des "Schloßbergungsbestandes“ aus der Zeit vor 1800 für 
den Export auszusondern, wurde von dar Galeriedirektion in einer 
Hausmitteilung vom 27 . 6 . 1989 mit dem Hinweis auf das Bedenkliche 
solcher Verkäufe beantwortet; eine Antwort auf dieses Schreiben 
erfolgte nicht. 


Wenig später löste eine Weisung der Generaid rrektion in cler 
Res tauratorenwerkstatt’ der Gemäldegalerie Empörung aus: Bei 
einer Reihe von Gemälden, die erst kürzlich in Depots der SKO 
übernommen worden waren, sollten Besitzvermerke, darunter Brand- 
Stempel des Stadtmuseums Meißen, entfernt werden. Oiese Weisung, 
die ebenfalls mit geplanten Verkäufen zusammenhing, wurde nicht' 
ausgeführt . 


Während zweier Belegschaf Isversammlungen am 6. und 16. Noveflber 
1989 konnte die Frage nach Kunstverkäufen erstmals öffentlich 
gestellt werden. Oamals gaben leitende Mitarbeiter der SKD den 
aufgebrachten Kollegen jedoch lediglich ausweichende o*der falsche 
Auskünfte. Eine Erklärung, in der jede Art von Kunstexport strikt 
argolehnt w.rca, erhielt am 6.11. die Zustimmung der anwesenden 
Kollegen usr SKD uru erschien am 13.11.1989 in der Dresdener Tages- 
zeitung "Die Union". In der, felgenden Wochen berichtete auch die 
überregionale Presse vor. Gemälde verkäuf en , die mit Unterstützung 
der Dresdener Generaid i rskt ion über den Berliner Außenhandelsbe- 
trieb Kunst & Antiquitäten GmbH (K&A) abgewickelt worden waren.- 
Oem Ruf der SKO entstand schwerer Schaden. In dieser Situation 
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j -r « ; u ic;.i .M tar ji;i :er der Gaudirektion eine dritte Belegschaf ts- 
vtr^ü-uun^ der JA J für den 7.12.19&9 vor, um die Bildung einer 
untjrs'jcnungskoii.flisjion zu veranlassen. Am Vortag hatte der Ge- 
neraldi ruktor der SKU, Prof. Or. Or. h.c. Manfred Bachmann, selbst 
beim da t der Stadt Dresden den Antrag gestellt, den Vorwurf ille- 
galer Kunstverkäufe untersuchen zu lassen. Zur Versammlung am 
7.12.1989 war Prof. Bachmann' k r ankhs i tshalber abwesend; sein 
amtierender Stellvertreter Johannes Winkler hielt sich im Urlaub 
in Italien auf. So blieb es Herrn Hans-Jörg Göpfert, wissenschaft- 
lichen Mitarbeiter in der Genera ld i rekt i on , und Herrn Or. Horst 
Z ir.mernann , Direktor der Gemäldegalerie Neue Meister, stellver- 
tretend überj'assen, auf die erhobenen Vorwürfe zu antworten. Je- 
doen waren die hier gegebenen Darstellungen wiederum unbefriedi- 
gend und desorientierend. 

Daraufhin wurde am selben Tag eine Untersuchungskommission ge- 
bildet, der Kunstwissenschaftler, Mitarbeiter der Baudirektion, 
der Restaurierungsabteilung und der Finanzbuchhaltung der SKO 
üDwie Mitarbeiter der Abteilung Kultur beim Rat der Stadt Dresden 
angehürtun. Die Mitglieder der Untersuchungskommission wurden 
von Herrn Joachim Sacher, damaligem Stadtrat für Kultur, be- 
ruf f i und j n ihrer Tätigkeit legitimiert. Zu untersuchen war, 
ou uuü inwieweit die SKD am Verkauf von Kunstwerken außer Landes 
hutuili ;.t waren und welche Verantwortung einzelnen ihrer Mit- 
u\;.i tjr hierbei zukerr.. Die Untersuchungskommission sicherte 
ur.-if angrciches Aktenmaterial aus der General d i rek t ion und der 
Vc-rwal tungsdi rektion der SKD und unterstützte die Ermittlungen 
des Rczirkskr iminalamtcs Dresden und der Bezirksstaatsanwal t- 
schuft Dresden. 

Der vor liegende Abschlußbericht rekonstruiert die Vorgänge nach 
den Akt . n, die der Un te rsuchunnsg ruppe zugänglich waren. Er be- 
schrankt sich auf Feststellungen und Schlußfolgerungen, die durch 
Akten h!;iuijuor sind^.. Mündl iche Überlieferung sowie persönliche 
Erinnerungen Beteiligter - mitunter aus beträchtlicher zeitlicher 


bis :snz ncraus - kennten Jener nient berücksichtigt werden. 

•o es zwingend notwendig erschien, dies nach reiflicher Über- 
legung gewählte Prinzip zu verlassen und auf andere Quellen 
als das authentische Aktenmaterial zurückzugreifen, sind 
diese Quellen deutlich benannt worden. 


Der Erwerb des Triotychons ven Otto Oix M Der Krier 


Aus den von uns eingesehenen Akten geht hervor, daß geschäftiic 
Verbindungen zwischen den SKD und Außenhandelsfirnen, die Kunst 
und Antiquitäten exportieren, spätestens seit 1968 bestehen. 
Eine derartige Kooperation ist im Zusammenhang mit dem Erwerb 
von .Otto Dix' Triptychon "Der Krieg" nachweisbar. Oas Werk be- 
fand sich zunächst als Leihgabe des Künstlers in der Dresdener 
Gemäldegalerie Neue Meister (GNM). Mitte der sechziger Jahre 
oeaosichtigte Oix, den leihvertrag zu kündigen. Um der Dresdene 
Sammlung das außerordentlich bedeutsame Werk zu erhalten, sollt 
es angekauft werden. Dix bestand auf einer Kaufsumme von 
509. GGQ,-- DM, die jedoch durch das Ministerium für Kultur 
der GDR (MfK) nicht zur Verfügung gestellt wurde. Daraufhin 
einigten sich Vertreter Cer SKD und des MfK, die erforderliche 
Summe durch een Verkauf ven "Depotbeständen der Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden" zu erbringen. 


Oas MfK bestimmte den VEH Antiquitäten Berlin zum Mittler beim 
Kunstexport; die Intrac Handelsgesellschaft pbH stellte vor- 
läufig einen Kredit von 500.000,-- OM bereit. Ein Kommissions- 
vertrag zwischen dem VEH Antiquitäten und den SKD wurde im 
Januar 1969 abgeschlossen und vom damaligen Dresdener Stadt- 
rat für Kultur und vom Kulturministerium gebilligt. Oer so- 
eben berufene Generaldirektor der SKO Or. Bachmann beauftragte 
verschiedene Sammlungsdirektoren, geeignete Oepotbest ande zum 
Verkauf vorzuschlagen und Pre isvorste 1 lur.gen anzugeben. 
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t- c t: n Di x - Ankauf zu finanzieren, wurden bedeutende, in jedem 
Fc-1 museumswürdige Werke aus dem Besitz des Historischen Mu- 
L::um 5 , der Porzellansammlung, des Grünen Gewölbes sowie der 
Gemäldegalerie Neue Meister dem'VEH Antiquitäten zum Export 
überlassen. Diese Abgabe von Kunstwerken bedeutete einen 
spürbaren Substanzverlust für die Dresdener Kunstsammlungen 
und stand überdies in keiner 'akzeptablen Relation zu dem damals 
aktuellen Handel swert von Dix' Triptychon. 

Aul uie Verkaufspreise nahmen die SKD keinen EinfluB. Rechnungs- 
belege wurden den SKD offenbar nicht ausgehändigt, lediglich 
uic Höhe der erzielten Erlöse zusammengef aßter Positionen 
wurde milgeteilt. Die Verkaufserlöse blieben zum Teil er- 
heblich hinte. den Preisen zurück, die wenig später einige 
der Kunstwerke auf Auktionen erreichten. Von dem Geschäft pro- 
fitierten vor allem die Zwischenhändler, die von dem VEH Anti- 
quitäten kauften. So wurden den SKD für den Verkauf von 67 
Stücken des 15. bis 18. Jahrhunderts aus der Waffensammlung 
des Historischen Museums ca. 140.000,-- VM gutgeschrieben, 
während dieselben Werke bei späteren Auktionen annähernd 
1 Million DM erbrachten, wie die Presse damals berichtete. 
Welchen Erlösanteil die Berliner Kunsthandelsfirma aus diesen 
Verkäufen einbehielt, geht aus den uns zugänglichen Unter- 
lagen nicht eindeutig hervor. Formelle Freigabegenehmigungen 
für jedes einzelne der zum Export bestimmten Werke aus staat- 
lichem Museumsbesitz lagen nicht vor; die Verfahrensweise war 
jedoch durch den stellvertretenden Kulturminister Kurt Bork 
am 9.1. und 24.7.1969 ausdrücklich gebilligt worden. 

Nachdem das Triptychon von Dtto Dix den SKD im September 1968 
übereignet worden war, konnte die Kreditsumme bis April 1970 
eurch u.TKhufc aus Depotnes t anden abgedeckt werden. Über die 
;<uj .ne : z j eil on . 'mturgrünoe dieser sensationellen Erwerbung 
;; jrou uie .J ; 1 ei; 1 1 i chke i t nicht informiert, alle beteiligten 
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Mitarbeiter der SKD wurden dazu angehalten, diese Angelegenheit 
als streng vertraulich zu behandeln. Die Dresdener Presse be- 
rührte die Vorgänge von 1968/70, als sie im Dezember 1989 von 
unerklärlichen Verlusten der Dresdener Gemäldegalerie berich- 
tete. Zugunsten des Dix-Tr iptychons waren seinerzeit 13 Ge- 
mälde aus dem Bestand der Galerie Neue Meister verkauft worden, 
darunter Werke namhafter Meister wie Andreas und Dswald Achen- 
bach, Lovis Corinth, Otto Dix, Alexander Kanoldt, Gotthardt 
Kuehl und Fritz v. Uhde. Bei einer Bestandserfassung hatte Dr. 
Zimmermann (GNM) 1986 das Fehlen dieser und weiterer Gemälde 
festgestellt und daraufhin die Deutsche Fotothek beauftragt, 
die von seinem Amtsvorgänger Dr. Joachim Uhlitzsch ausgeson- 
derten Bilder fortan mit dem Vermerk "ehemals Gemäldegalerie 
Dresden" im Archiv zu führen. 


Devisenerwir tschaf tunq durch Kunstverkäufe? 


Auch nach dem Ankauf von Dix' Kr iegstr iptychon wurden zwischen 
dem Kulturministerium und den SKD immer wieder Möglichkeiten 
erörtert, Kunstgut zu exportieren, wobei es nicht bzw. nicht 
vorrangig um Mittel für den Erwerb von Kunst für die Dresdener 
Sammlungen ging. Das ist in der erhaltenen Korrespondenz be- 
legt. 


Am 20.7.1970 wies Kulturminister Klaus Gysi den Ratsvorsitzenden 
des Bezirkes Dresden, Herrn Manfred Scheler, an - das Schreiben 
erreichte den Generaldirektor Dr. Bachmann auf dem Dienstweg 
über den Dresdener Stadtrat für Kultur, Dr. Lorenz: "Zur Er- 
höhung der Valuta-Erlöse im Bereich Kultur ist vorgesehen, 
Kunstgegenstände aus den Museen über den VEH Antiquitäten zum 
Verkauf gegen freie Devisen anzubieten. Dafür kommen vor allem 
die großen Kunstmuseen und kunsthandwerklichen Sammlungen in 
Frage, die über einen beträchtlichen Fundus geeigneter Objekte 
verfügen. Das sind im Bezirk Dresden in erster Linie die Staat- 
lichen Kunstsammlungen Dresden." Binnen 14 Tagen sollte General- 
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direktor Bachmann eine Angebotsliste vorlegen, um einer ent- 
sprechenden Weisung des Stadtrates nachzukommen. Es sollten, 
so Minister Gysi, solche "Objekte" gewählt werden, M die an- 
nehmbare Oevisenerlöse versprechen, aber keinen größeren Ver- 
lust für die Sammlungen dars teilen" . Ungeachtet der Einschrän- 
kung handelte es sich hier um eine dienstliche Weisung des Mi- 
nisters, Kunstgut aus Museurtisbeständen zum Zweck des Verkaufs 
außer Landes herauszulösen. Auf wiederholtes Drängen des stell- 
vertretenden Ministers Bork reagierte Dr. Bachmann schließlich 
am 9.10.1970 mit einer vertraulichen Anweisung an die Direktion 
der Gemäldegalerie Alte Meister, "ungenutzte Depotbestände aus 
der Schloßbergung (zu Verkaufszwecken - d.Verf.) durchzusehen" ; 
am selben Tag teilte er dem Ministerium seine Bereitschaft mit, 
"nicht inventarisierte Bestände der Gemäldegalerie, auf die wir 
verzichten können“, zum Export gegen Devisen abzugeben, und fügte 
eine erste Angebotsliste mit 46 Gemälden und Pastellen bei. Eine 
weitere Liste über 50 Gemälde, teils in schlechtem Erhaltungszu- 
stand, erhielt Herr Bork am 10.11.1970, begleitet von der Zu- 
sicherung: "Unsere Sondierungsarbeiten in den Depotbeständen 
gehen weiter.“ 

Irreparable Folgen für den Bestand der Dresdener Sammlungen hätte 
die Ausführung eines Ministerratsbeschlusses der DDR vom 4.1.1973 
gehabt, musealen Kunstfresitz in großem Stil gegen Devisen zu ver- 
kaufen. Dem Beschluß, über den der Generaldirektor der SKD, Dr. 
Bachmann, mündlich durch Herrn Joachim Mückenberger (Generaldi- 
rektor der Staatlichen Schlösser und Gärten Potsdam-Sanssouci) 
im Auftrag des Ministerrates unterrichtet wurde, lag ausschließ- 
lich ökonomisches Staatsinteresse zugrunde. Bezeichnenderweise 
ist die erhaltene Korrespondenz zwischen den SKD und der Bezirks- 
leitung bzw. dem Zentralkomitee der SED geführt worden, jedoch 
nicht mit den eigentlich übergeordneten staatlichen Stellen. In 
einer "Zwischeninformation über den Stand der Aktion 'Kunstver- 
kauf’" teilte Generaldirektor Bachmann am 27.2.1973 Herrn Oswin 
Forkcr, Sekretär ‘für Volksbildung und Kultur der SED-Bezirks- 
leitunj, die Position der SKD mit: "Grundsätzlich herrschte in 
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allen Oiskussionen bei den verantwortlichen Fachdirektoren Ver- 
ständnis für Maßnahmen, um die wirtschaftliche Situation der R*e- 
publik zu verändern. Dr. Bachmann wagte nicht, prinzipielle Be- 
denken gegen einen Ministerratsbeschluß vorzubringen, machte 
aber auf das Schwerwiegende des Vorganges aufmerksam: "Die von 
den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden zu erbringende Summe 
(etwa 12 Millionen M von 15 Millionen M für den gesamten'Be- 
zirk) kann nur erbracht werden unter erheblichem Substanzver lus 
Es muß die Kategorie I angegriffen werden ..." Zugleich wurden 
erste Vorschläge von Sammlungsdirektoren erörtert, die dem Ge- 
neraid irektar Vorlagen, und kommentiert: "Die nüchterne Ein- 
schätzung dieses ersten und noch nicht gründlich genug durch- 
gerechneten Angebots erweist aber die Grundproblematik: um die 
notwendige Summe mit Beständen aus zweiter und dritter Garnitur 
abzudecken, wäre die notwendige Menge an Kunst viel zu groß und 
mit Absatzschwierigkeiten verbunden. Es bleibt also offenbar nu 
der Weg, einige 'ganz große Namen' mit zu verkaufen. (...) Die 
Kollegen werden sich weiterhin um die Erfassung und Nominierung 
von Splitterbeständen in anderen Museen des Bezirkes bemühen, 
die dort oft nur Anhängsel sind, deren Verlust aber im Blick- 
punkt der Öffentlichkeit nicht so gravierend in Erscheinung 
träte, wie das Herausnehmen von wesentlichen Dresdner Beständer 
'Abschließend wurde versichert: "Ich muß noch bemerken, daß die 
an der Diskussion beteiligten Genossen unserer Partie?:, von Anfar 
an mit produktiven Vorschlägen in der Diskussion rdtrantiai . * Eint 
Kopie des Schreibens vom 27.2.1973 wurde dem ZK dier SSI zuge- 
sandt. Politischen Zwängen folgend, sah sich der iMinieterrat d< 
DDR gezwungen, seinen verhängnisvollen Beschluß cur Qfvisenbe- 
schsifuny aus Kuris tverkäufen bereits im März 1973 wieier zu 
annullieren. Anlaß war die von der Bundesreg ie ru-ing am 6 . Marz 
mitgeteilte Errichtung einer Deutschen Nat ional z;t i f tunf und di 
internationale Mißbilligung des Vorhabens der IM)F -Reg i tnung . 0 
SKD waren damit erhebliche Verluste erspart getiu leben . ;fi t Sch 
ben vom 28.3.1973 an Herrn Forker erwähnte 0r. H.achwann, “daß 
wohl in Berlin im Bereich der Staatlichen Museen 'turu kritisch 
Stellungnahme der Parteiorganisation gegeben hat" iu'. f "daß ohn 
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Oie Vereinbarung zwischen den Staatlichen Kunstsammlungen Pres 
und dem Außenhandelsbetrieb Kunst & Antiquitäten GmbH 


ÄKiivität uer staatlichen Leitung eine Unterschriftenliste 
gegen die Maßnahme kursiert sei”. 



Von derart offenem Widerstand i'st aus dem Bereich der SKO 
nichts überliefert, obgleich einzelne Sammlungsdirektoren 
gegenüber dem Generaldirektor auch Einwände taktischer oder 
prinzipieller Art geltend machten. Prof. Bachmann übermittelte 
zwar diese kritischen Argumente den übergeordneten Stellen, 
woraufhin das Dresdener "Abgabesoll 14 etwas reduziert wurde, 
ließ andererseits aber keinen Zweifel an seiner grundsätzlichen 
Bereitschaft, die angeordneten Maßnahmen ausführen zu lassen. 
Das Zwiespältige dieser Haltung wird erhellt durch eine Äuße- 
rung in dem .bereits zitierten Bericht an die SED-Bezirks- 
leitung vom 27.2.1973: "Insgesamt möchte ich versichern, daß 
wir diesen Beschluß sehr gewissenhaft erfüllen, um den Ver- 
lust an Substanz im Bereich des kulturellen Erbes so gering 
wie möglich zu halten." Beides zu vereinen - die -Erfüllung 
des Ministerratsbeschlusses und eine Minimierung der Substanz- 
verluste für die Kunstsammlungen - wäre in praxi unmöglich ge- 
wesen . 


Aus den Akten ist immer wieder ersichtlich, daß die inzwischen 
gegründete Kunst & Antiquitäten GmbH Berlin wesentliche und 
wertvolle Stücke aus beschlagnahmtem Privatbesitz gegen Devisen 
ins Ausland verbrachte. Wollten die SKD als staatliche Sammlung 
gegenüber der Exportfirma K&A ihr Interesse an museumswürdigen 
Werken geltend machen, sahen sie sich in die Rolle eines Bitt- 
stellers gedrängt, wie aus einer Hausmitteilung von Dr. Joachim 
Menzhausen, Direktor des Grünen Gewölbes, an den Generaldirektor 
vom 16.7.1975 hervorgeht. Herr Schuster, damaliger Direktor von 
K&A, habe sich unmißverständlich geäußert: "Seine Firma wolle uns 
alles gern verkaufen, aber nur gegen Oevisen. Mark der Deutschen 
Notenbank interessiert diese Firma nicht. Sie sind bereit, aus 
unseren Depots alles zu übernehmen, was wir im Tausch gegen die 
gewünschten Objekte in gleichem Wert anzubieten hätten. Zu ver- 
schenKen hätten sie nichts." 


Seit dem 1.10.19B3 waren die geschäftlichen Beziehungen 
zwischen den SKD und K&A durch eine "Vereinr ng über die 
Verwertung von Gegenständen, die für den Exp. . c freigegeben 
sind", geregelt. Die unter Mitwirkung des damaligen Ver- 
waltungsdirektors der SKD, Johannes Rost, entstandene "Ver- 
einbarung" stellte eine deutliche Zäsur in den Beziehungen 
beider Partner zueinander dar. Sie legte fest: "Die SKD 
übergeben Einzelstücke oder Sammelposten, wie Nachlässe 
usw. an K&A zum Export in das nichtsozialistische Wirtschafts- 
gebiet." Oie "Vereinbarung" wurde unterzeichnet von Prof. Dr. 
Bachmann (Generaldirektor der SKD) und Herrn Farken (General- 
direkt der K&A) und bestätigt durch einen Vertreter des 
Minist *. l .ums für Außenhandel, bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung sowie einen Vertreter des Dresdener Oberbürger- 
meisters Gerhard Schill. Sie enthält unter anderem finan- 
zielle Regelungen für den Export von Kunstgut sowie Be- 
stimmungen zu dessen Freigabe. Dabei fällt auf, daß ein- 
zelne Punkte der "Vereinbarung" unklar und verschwommen 
formuliert sind und damit nicht als juristisch eindeutig 
gewertet werden können. Dies betrifft etwa Passagen zur 
Gewinnbeteiligung der SKD an den Verkaufserlösen oder zur 
möglichen Verwendung der erwirtschafteten Valutamittel durch 
die SKD. 

Die SKD waren zu jener Zeit nicht die einzigen Geschäfts- 
partner der Kunst- und Antiquitäten GmbH. Wie uns der Vor- 
sitzende der Zentralen Untersuchungskommission beim Minister 
für Kultur am 6 . 3 . 1 990~ be-^tä t ig t e , wurden Vereinbarungen 
dieser Art beispielsweise auch zwischen dem Rat der Stadt 
Dresden und dem Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung, abgeschlossen; so in den Jahren 1974 
und 1 9B7 . 
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T :r , öoc Genälces “Blick auf eine Bucht“ von Joos de 

I'otjl: 


Erstes bedeutendes Ubergabeobjekt der SKD an die K&A nach der 
Unterzeichnung der " Vereinbarung" vom 3.10.1983 wurde das von 
den Fachleuten als "galeriewürdig” eingeschätzte Gemälde von 
Joos de Momper "Blick auf eine Bucht". Frau Dr. Mayer-Meintschel , 
Direktorin der Gemäldegalerie Alte Meister, die in die Entscheidung 
zur Abgabe nicht einbezogen wurde, beurteilte das Gemälde in einem 
nachträglichen Einspruch vom 4. 5. 1984 als "ungewöhnlich hervor- 
ragendes Bild (...), das wir gern für unsere Sammlung zur Er- 
gänzung unserem ! ionperücs tandes gehabt hätten und einen Wert von 
JS'i.fjJC' 4ÜÜ.ÜC0 Mark hot." 


bas Gcr.ÖiCe gehörte zur Privatsammlung Prof. Hermann Gürtler, 
die seit Kriegsende durch die SKD verwaltet worden war. Als die 
Sammlung im Jahre 1983 an die Erbin, Frau Valborg Gürtler, Kopen- 
11 tagen, übergeben werden sollte, stellte man Frau Gürtler Lager-, 
Pflege und Bearbeitungskosten in unangemessener Höhe in Rechnung. 
Eine in Vorbereitung der Sammlungsübergabt: offenbar von Herrn 
Güpfurt (wissenschaftlicher Mitarbeiter der Generaldirektion der 
SKD) erstellte " Auf wandsr echnung" veranschlagte dafür eine Summe 
von 301.370,-- Mark. Auf Vorschlag von Herrn Schmeichler (Vor- 
sitzender de: Kulturgutschutzkommission der DDR) beabsichtigte 
die Generaldirektion’ der SKD daraufhin, vier hoc rangige Gemälde 
Alter Meister der Sammlung Gürtler "an Zahlungs statt" einzube- 
halten. Diese pauschale Aufrechnung von Sachleistungen gegen 
Kunstwerke widersprach zivilrechtlichen Bestimmungen. 


Dar. ueduu tendste der vier Gemälde, die Landschaft von Joos de 
üoi.ip^r, wurde jedoch schon im Juni 1983 von Prof. Bachmann der 
K fi A -ur.» Weiterverkauf vorgeschl agen . Der Erlös aus dem Ver- 

c-uS Gemäldes sollte dazu dienen, die ursprünglich von den 
j..j wj'.-rn .'h.neiiu jn 1 r an. Lkos len für die Überführung der 
L; i i nach n ; judesu .:n . In einem Schreiben vom 


27.6.1983 an den Vorsitzenden der Kulturgutschutzkommission, 
Herrn Schmeichler, wies Pcof. Bachmann auf diese Möglichkeit 
der Finanzierung hin und schrieb: "In der Annahme, daß dafür 
(für den Transport - d. Ve:f.) keine Mittel aus dem Staats- 
haushalt zur Verfügung gestellt werden können, würden wir das 
Gemälde lt. Position 3 /=de Momper/ über die Kunst und Anti- 
quitäten GmbH verkaufen und aus dem Erlös die entstandenen 
und noch entstehenden Kosten finanzieren." 

Da die K&A entgegen früheren Vereinbarungen dann selbst den 
Transport nach Kopenhagen übernahm, beanspruchte die Kunst- 
handelsfirma das Verfügungsrecht über den Verkaufserlös des 
besagten Gemäldes. Diesem geschäftlichen Ansinnen entsprach 
die zum selben Zeitpunkt verabschiedete "Vereinbarung" zwiset 
SKD und K&A in auffälliger Weise, da sie für die K&A einen Rt 
gewinn von mindestens 70 X des Valutaerlöses aus dem Gemälde- 
verkauf vorsah. 

Am 14.10.19B3 sandte Herr Schmeichler an Frau Valborg Gürtle; 
einen vorbereiteten Vertrag, der die Übereignung der vier al? 
Aufwandsentschädigung von den SKD gewünschten Gemälde fest- 
schrieb. Dieser Vertrag wurde am 31.i0.I9B3 von Prof. Bachmai 
für die SKD und am 30.11.1983 von Frau Valborg Gürtler unter 
zeichnet; am 14.12. 1983 erfolgte die Übergabe der Sammlung at 
Frau Gürtler in Kopenhagen. Das Gemälde von Joos de Momper - 
eines der vier "Verrechnungs"-Bilder - wurde jedoch laut Lie 
schein schon am 12.10. 1923 durch Herrn Göpfert (SKD) an Her 
Siegfried bischer ( Außenhandel lskauf mann der K&A) ausgehändig 
zu einem Zeitpunkt also, da sich das Bild eindeutig noch im 
Besitz von Frau Gürtler befand. 

Soweit aus den Akten ersichtlich, lag für den Export dieses 
nach dem Gesetz geschützten Kulturgutes der Kategorie I wede 
eine Ausnahmegenehmigung vor, noch wurde der vorgeschriebene 
Dienstweg über die unmittelbar übergeordneten Organe zur 
Erwirkung einer Freigabegenehmigung eingeschl agen. 




.. . r [;jt !i i c 1 c r f ü i Kultur , Dr . ha ns- Joachim 

ii.Mcii; , in einer Brief an Prof. Bachmann vom 21,10.1963 
o j i utnvuGt unscharf 1 oinml ierte Zustimmung "zum (...) 
Verkauf (ies Gemäldes ‘Blick auf eine Bucht' (...) von Momper 
(...) an eine geeignete staatliche Einrichtung" nicht als 
F r ei gabegenehmi gung zum Verkauf außer Landes gewertet 
werden. Da die SKD auch an die Kunst- und Antiquitäten 
GmbH Kunstwerke niemals verkauft, sondern für eine spätere 
Veräußerung durch die AuGenhandelsf irma abgegeben haben, 
widerspricht das damalige Vorgehen selbst der fragwürdigen 
Genehmigung des Ministers. Diese ging außerdem erst in den 
SKD ein, als sich das betreffende Gemälde bereits im K&A- 
Lager Mühlenbeck befand. 

Der Verwaltungsdirektor der SKD, Herr Rost, interpretierte 
das Schreiben des Ministers in einem Brief vom 29.6.1984 als 
"Verkaufsgenehmigung des Ministers für Kultur"» Die gegen die 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen getroffene Entscheidung 
des Ministers wurde als Legitimation für den Export des Bildes 
betrachtet . 

Das auf dem Lieferschein von Herrn Göpfert (SKO) mit einem 
Preis von "100.000,-- bis 120.000,--" (Valutamark) dotierte 
Gemälde konnte jedoch zunächst nicht verkauft werden. Im 
Einverständnis mit Herrn Rost (SKD) setzte man später den 
Limitpreis auf BQ. 000*4- VM herunter und verkaufte das Ge- 
mälde schließlich 1986 für 75.000,-- VM. Davon erhielten 
die SKD endlich 30 X des Valutaerlöses (= 22.500,-- VM) gut- 
geschrieben . 

Der Vergleich der verbleibenden Gewinnsumme für K&A mit dem 
Anlaß des Gemäldeverkaufs, die für die SKD übernommenen Trans- 
portkosten von 4.690,-- VM zu begleichen, stimmt bedenklich. 

Im Laufe der 80er Jahre wurden der K&A außerdem Teile aus 
verschiedenen von den SKD verwalteten Nachlässen bzw. Depot- 


ucstanuen ungeklärter ..erKunit zun, »erlauf übergeben. Es 
handelte sicii um Gemälde aus den Nachlässen Hettner, Winkler, 

.1 i s 1 i cenus , um Teile der Sammlung Reiher sowie Depot-Gemälde 
aus dem sog. "Bestand Kapellenboden" in Pillnitz. 

Am 8.9.1986 erhielt Verwaltungsdirektor Rost (SKD) vor! K&A 
die Nachricht, daß 46 Gemälde aus dem Nachlaß t/isiicenus, 
dem Vermächtnis Reiher und dem sog. "Bestand Kapellenboden" 
für insgesamt 34.280,-- VM verkauft worden seien. 

Die wegen Nichtabsetzbarkei t 19B5 wieder in die SKD zurück- 
geführten Bilder der Nachlässe Hettner und Winkler konnten 
bei späteren Gemäldesendungen der SKD nach Mühlenbeck in den 
Jahren 1988/89 doch noch verkauft werden. Besonders auffällig 
scheint im Zusammenhang mit jenen Gemäldeabgaben der Umstand, 
daß Preisvorschläge bzw. -limite der SKD durch die KW grund- 
sätzlich mißachtet bzw. zu Ungunsten des "Lieferanten" stark 
nach unten korrigiert wurden. Das Mitspracherecht der SKD in 
Bezug auf Angebotspreise ihrer Kunstwerke war demnach schon 
infolge der "Vereinbarung" von 1983 stark eingeschränkt. 

Intensivierung der Kontakte zwischen der Kunst- und Antiquität 
GmbH und den Staatlichen Kunstsammlungen Dresden seit 1967 

Ausgangspunkt für die Intensivierung der kommerziellen Kon- 
takte zwischen der Kunst- und Antiquitäten GmbH und den SKD 
in den Jahren 1988 und 1989 war ein Gespräch im Ministerium 
für Kultur, das am 25.5.1987 stattgefunden hatte. Dabei in- 
formierte der Minister Dr. H.-J. Hoffmann die Genossen 
Herbert Micklich (Hauptabteilungsleiter Planung und Fi- 
nanzen im MfK), Senftleben (Leiter des Büros beim Minister 
für Kultur), Manfred Seidel (Hauptabteilungsleiter im Mi- 
nisterium für Außenhandel, 8ereich Kommerzielle Koordinierung) 
und Joachim Parken (Generaldirektor der K&A) vertraulich 
"über beabsichtigte Aktivitäten zur Verbesserung der Devisen- 





] a ; | l; ii Bereich d cs liinis tenu.i.s und darüber hinaus.“ Der 
dafür verantwortliche Herr Dicklich wurde beauftragt, Vor- 
schläge "zur Erhöhung der Expoitaktivitäten des MfK" zu 
unterbreiten. 

Zur üuvicjfierwir tschaf tung bediente sich das Kul turmiiTx - 
steil ji'.i der dem Bereich Kommerzielle Koordinierung zuge- 
hörigen Kunst- uru. Antiquitäten GmbH. Damit war der Be- 
reich Konimerzi jj 1 Koordinierung am Gewinn aus Kunstex- 
porten. die von Ministerium für Kultur gefördert wurden, 
direkt und in erheblichem Maße beteiligt. 

Gleich anderen staatlichen Sammlungen - Archiven, Biblio- 
theken uqij Museen - wurden auch die SKD in die kommerziellen 
Aktivitäten des Kul turraini ster ium_ einbezogen und erneuerten 
ihre Verbindungen zu K&A. Die bislang gültige “Vereinbarung“ 
zwischen den SKD und K&A vom 1.10.1983 wurde entgegen den 
festgelegten Kündi gungsmoda 1 i täten Mitte des Jahres 1987 ein- 
seitig außer Kraft gesetzt. Der Vertragspartner SKD erfuhr 
davon erst in einem Gespräch am 11.8.1988 durch eine mündliche 
Mitteilung von Herrn Micklich. 

ln einem von K&A ausgefertigten “Vermerk” über jene Zusammenkunft 
zwischen Herrn ►Micklich (MfK), Dr. Vogel (Stellv. Leiter des Be- 
reiches Inl undsbez iehpngen der KaA; und Herrn Winkler (Stellv. 
General di rcktor der SKD) inOresden heißt es: “Gegenstand des 
Gespräches war es. Möglichkeiten und Modalitäten einer Abgabe 
von bei den SKD verwahrten Kunstgegenständen zu beraten, die 
einer uhcr.i! i aüüi.u-n Verwertung Durch den Außenhandelsbetrieb 
KAA rjgeiVnr) »erden sollen.“ Die einzig feststellbare schrift- 
liche Fassung jener Festlegungen vom 11.8.1908 wurde den SKD 
angeblich erst am 11.12.1909 (1) auf Anforderung hin übermit- 
telt. Falls die von Herrn Winkler gemachte Angabe zutrifft, 
wurde eie für die folgenden Monate vor gescherte Abgabe von über 
600 Gemälden aus Schlrßbergunnsbest änden an KAA lediglich nünö- 


licn vereinbart und mit einer strikten Sehne Lyopf 1 icht be- 
legt. Eine Ui rek tveröindumj zwischen dem Haup tabteiLnngs- 
leiter Planung und. f inanzen des MfK und der Gerne na L>äi rekt ior 
tUer SKL) widersprach dem gesetzlidn vorgeadoruduamien öienst- 
i-ieri über die Abteilung Kultur ;btiir Iftrl der Stadt. 

Die äin^ei 1 j.i v pe iKündijtUJiy der Vereinbarung von 1983 war mit 
einer erheljUcidnon Müäirijerung der Rechte der SKD verbunden: 

Das bei der Kun’.fS- und Antiquitäten GmbH geführte Valuta- 
konto der SKD war per 16.9.1907 aufgelöst und das Guthairen 
dem Kulturministerium überschrieben worden. Dies geschah 
parallel zum Beschluß über -die Verbesserung der Devisen- 
lage von 1937 . 

Gemäß der "Vereinbarung“ von 1983 waren bisher die Valuta- 
anteile vom Verkaufserlös der durch die SKD gelieferten 
Kunstwerke auf deren Konto bei K&A gebucht worden. Der Er- 
lösanteil der SKD in Valutamark betrug 30 % der Verkaufs- 
summe, die verbleibenden 70 X wurden den SKD im Verhältnis 
1 : 1 in Mark der DDR auf das Haushaltskonto überwiesen. 

Mit üer Aufhebung der “Vereinbarung“ von 1983 im Sommer 
1937 veränderte sich die prozentuale Gewinnbeteiligung 
dar einzelnen Geschäftspartner grundlegend. Dies erfuhren 
die SKD jedoch erst in einem Gespräch am 11.8.1989 (!) 
zwischen Dr. Vogel (K&A), Herrn Winkler (SKD) und Herrn 
Göpfert (SKD) in Dresden. In dem dazu von K&A angefertigte 
Vermerk heißt es.* “Genosse Winkler wurde ferner in Kenntni 
gesetzt, daß ausgehend von einem fuegxräch des Generaldirek 
das AHR KAA, Genossen Parken, toeim Staatssekretär im MfK, 
Genossen Dr . Keller, die Ergeten is te iling dieser Verwertung 
unabhängig von Zeitpunkt des DrtKr af t tistens der neuen Ver- 
einbarung mit lief;; MfK bereits Verhältnis 50 : 50 er- 
folgt , li ti d i j berei lr»1 e 1 1 da E \ nr i r.h hr j nit mindestens 
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2 cc2 \ lu i -r-rl üscs beteiligen zu können . " 

I^, vergleich j.it dur Regelung vyn 198 3 bedeutete dies: 

j. eine Senkung des Valuta-Gewinnanteils für die SKD als 
"bereitstellende Einrichtung" von 30 % auf 25 %, 

2. den Verlust der Zahlung der verbleibenden 75 % des Ver- 
kaufserlöses im Verhältnis 1 : 1 in Mark der DDR , 

3. die Sicherung eines festgeschriebenen Gewinnanteils von 
50 X der Verkaufssumme für die K&A GmbH bzw. den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung. 

Diese, ohne Mitsprache der SKD zwischen dem MfK und K&A fest- 
gelegte finanzielle Neuregelung wurde bei den Kunstverkäufen 
1933 und 1939 bereits praktiziert. Davon hatten die SKD je- 
doch keine Kenntnis. 

Eine i in Vermerk in Aussicht gestellte "neue Vereinbarung" 
existierte bis zur Beendigung der Geschäftsbeziehungen 
zwischen SKD und K&A nicht. 

Wurden die SKD bis zum 16.9.1987 halbjährlich über die Höhe 
ihres Valutakontos informiert, so erhielten sie mit der Über- 
nahme des Kontos durch dab Ministerium für Kultur darüber 
keinerlei Auskünfte mehr. 

Mit der Aufhebung der "Vereinbarung" von 1983 erlosch zu- 
gleich jegliches Mitspracherecht der SKD bezüglich der zu 
erzielenden Mi ndest- Verkauf ser löse der gelieferten Kunst- 
werke. Laut "Vereinbarung" von 1983 waren die SKD vor Ab- 
schluß eines Exportvertrages über den beabsichtigten Valutaer- 
lös zu informieren. Im "Vermerk" über das Gespräch im Sommer 
1908 heißt es nun: "Forderungen der Staatlichen Kunstsamm- 
lungen Dresden nach exakt festgelegten Preislimiten be- 
stehen nicht . " 


Die seitens der aamaligen Generalairektion der SKD wieder- 
holt geäußerte Absicht, Valutamittel für die Neuerwerbung 
von Kunstwerken erwirtsenaf ten zu wollen, scheint ange- 
sichts der "Vereinbarung" von 1983 wie des "VermerKs ' von 
1988 äußerst fadenscheinig. So wurden auf Grundlage der un- 
klaren Formulierung im Vertrag von 1983; "Das Valutagut- 
haben kann für Neuerwerbungen bzw. Ausrüstungen und Mate- 
rialien, die der Erhaltung von Kunstgut dienen, verwandt 
werden." die vorhandenen Valutamittel in keinem einzigen Fall 
zum Erwerb eines Kunstwerkes eingesetzt. Die SKD verwendeten 
sie zum Kauf von museums technischen Geräten und Ausrüstungen, 
Vervielf äl tigungs technik und Werkzeugen. Da die SKO seit 
Mitte 1987 bis 31. 7.1989 von der K&A keinerlei Rechnungs- 
belege über Kunstverkäufe erhielten, war der gezielte Ein- 
satz von Valutamitteln für Neuerwerbungen von vornherein 
unmöglich . 

Kunstverkäufe in den Jahren 1988/89 

Von ausschlaggebender Bedeutung war jene Besprechung am 
11.8.1908 in Dresden, bei der das weitere Vorgehen zwischen 
der Generaldirektion der SKD, der Hauptabteilung Planung 
und Finanzen des Kulturministeriums und der K&A abgestimmt 
wurde. Bei den streng vertraulich geführten Verhandlungen 
wurde unter anderem festgelegt: "Insgesamt sollen etappen- 
weise ca. 4000 Gemälde, Graphiken oder Zeichnungen für eine 
vorgesehene Übergabe an den Außenhandelsbetrieb Kunst und 
Antiquitäten gesichtet werden"; davon wurden ca. 25 X, also 
etwa 1000 Werke, als verwertbar eingeschätzt. Die Übergabe 
sollte innerhalb von 7 1/2 Monaten, bis zum 31.3.1989, ab- 
geschlossen sein. 

Unmittelbar nach diesem Gespräch wurde in Dresden binnen 
kürzester Frist der erste und zugleich umfangreichste Kunst- 
transport rusammengestellt . Rests tauratoren wurden hierbei 
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üic;it ninzuyezugen . Bereits am 24.0.1988 übergab Herr Göpfert 
jem Außenhandel sk auf mann Siegfried Wischer, dem Beauftragten 
von K&A , insgesamt 241 Gemälde, aus dem Sonderdepot Pillnitz. 

"Um in Pillnitz kein Aufsehen 'zu erregen, wurden Fahrzeuge 
des Kraftverkehrs Dresden für die Transporte nach Mühlenbeck 
eingesetzt", gab Herr Göpfert im Dezember 1989 zu Protokoll. 

Die Übergabe von Kunstgut an eine Exportfirma erfolgte ohne 
jegliche vertragliche Grundlage, offenbar einzig und allein 
aufgrund der erwähnten mündlichen Absprache. Eine schrift- 
liche Zustimmung bzw. Weisung des Ministers lag nicht vor und 
wurde von den Verantwortlichen der SKD nicht erbeten. Es ist 
aufschlußreich, daß von seiten der K&A ein protokollarischer 
Vermerk über die bereits zwei Wochen zurückliegenden Ver- 
handlungen erst am 26.8.88 ausgefertigt wurde, also nach 
Erhalt der ersten "Sendung". 

Nach den uns vorliegenden Protokollen übernahm K&A für ihr 
Lager in Mühlenbeck von August 1988 bis Juni 1989 in vier 
Transporten insgesamt 668 Werke, zumeist Gemälde, aus Schloß- 
bergungsbeständen, aus dem sog. Fundus Bodenreform Meißen, 
aus Stiftungen an die Stadt Meißen und aus dem Nachlaß Fritz 
Winkler, und zwar 

- am 24.8.1938 241 Werke, 

- am 5.1.1989 129 Werke, 

- am 15.6.1989 87 Werke und 

- am 27.6.1989 211 Werke. 

Die ehemals Meißner Bestände waren im Sommer 1986 zum Tausch 
bzw. zur Abgabe anderen Museen angeboten worden und wurden im 
Februar 1988 von den SKD komplett übernommen, wohl auch im Hin- 
blick auf eine mögliche partielle Vermarktung. 

Den Lieferungen nach Mühlenbeck vorausgegangen waren seit dem 
Sommer 1938 umfangreiche Sichtungen in den Depots Pillnitz und 
Moritzburg, v;obe i . Wissenschaf 1 1 er beider Gemäldegalerien und 
des r upf er s t icn-Kab i net ts im Beisein von Restauratoren be- 
stimmte Bestände nach drei Kategorien klassifizierten. Hierfür 
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habe Prof. Bachmann bei der Einweisung am 6.7.1988 folgende 
Eignungskriterien vorgegeben: 

"Gruppe 1: Übernahme durch die Staatlichen Kunstsammlungen, 
Gruppe 2: Abgabe an Museen und Denkmalpflege, 

Gruppe 3: Abgabe an das Ministerium für Kultur" 

(laut Darstellung des Herrn Göpfert vom Dezember 1989). 

Infolge dieser Sichtungen übernahmen die Gemäldegalerie Neue 
Meister und das Kupferstich-Kabinett Uerke der Gruppe 1 in 
ihren Sammlungsbestand; Werke der Gruppe 2 wurden unter . 

anderem dem Museum für Geschichte der Stadt Dresden, dem 
Armeemuseum der DDR, dem Schiffahrtsmuseum Rostock, dem 
Angermuseuni Erfurt und eiern Institut für Denkmalpflege Dresden 
überwiesen. Dem Stabtmuseum Meißen unterbreitete man ein 
solcnes Angebot offenbar nicht. 

In Zusammenhang mit unseren Untersuchungen ist besonders die 
Kategorie 3 von Interesse. Aus heutiger Kenntnis läßt sich 
sagen, daß entgegen den Durchführungsbestimmungen zum Gesetz 
zum Schutz des Kulturgutes der DDR. eine Einstufung in’die 
Gruppe 3 von der Generaldirektion ohne weiteres als Billigung 
zur Abgabe - nicht an das Ministerium für Kultur, sondern 
unmittelbar an die Exportfirma K&A - interpretiert wurde. 
Unklar bleibt jedoch, ob die zur Sichtung von Depotbe- 
ständen hinzugezogenen Wissenschaftler über den eigentlichen 
Zweck ihrer Arbeit in Kenntnis gesetzt oder aber von der 
Generaldirektion wissentlich getäuscht worden sind. In den 
Akten der Generaldirektion wird die auszusondernde Kate- 
gorie 3 in verschiedenen, etwas differierenden Versionen 
def iniert : 

- "Aussonderung für eventuelle Abgaüe an den Kunsthandel" 
(Prof. Bachmann in einen Protokoll über die Bearbeitung 
des Bestandes Bodenreform Meißen, 30.8.1938); 

- "Bestand für die Abgabe an den Kunsthandel" (Herr M innier 
in einer Stellungnahme gegenüber Or. Schumann, Rat des 
Bezirkes, 28.6.1909); 
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- "für cie Aussonderung vorgesehen" (Entwurf zu einer Stellung- 
nahme der Generaldirektion, 1.12.1909, vermutlich von Herrn 
Göpf er t ) . 

Demgegenüber heißt es in einer schriftlichen Erklärung von Herrn 
Göpfert vom Dezember 1909 mit einer merklichen Bedeutungsver- 
schiebung, .Gruppe 3 sei zur "Abgabe an das Ministerium für 
Kultur" bestimmt gewesen, in diesem Sinn seien auch die Wissen- 
schaftler durch Prof. Bachmann angewiesen worden. 

Einige der an der Gemäldeauswahl beteiligten Kollegen erklär- 
ten unabhängig voneinander, von einer Freigabe zum Verkauf 
außer Landes sei nie die Rede gewesen. Allerdings erscheint 
in einem Aussonderungsprotokoll der Gemäldegalerie Neue Meister 
die Formulierung "zur Abgabe an den Kunsthandel" . 

Daß Dokumente durch Mitarbeiter der Generaldirefct Ion manipuliert 
wurden, ist im Einzelfall zweifelsfrei nachweisbar. Ein besonders 
fataler Mißgriff unterlief im Mai 1909, als ein weiterer großer 
Kunsttransport für Mühlenbeck zusammengestellt werden sollte. 

Ein Protokoll der Gemäldegalerie Neue Meister, dem zufolge 211 
Gemälde aus dem Schlußbergungsbestand Moritzburg als "nicht 
museumswüroig" auszusondern seien, wurde auf den . 31 . 5 . 1989 
datiert. Es tragt die Unterschriften von Direktor Dr. Zimmer- 
mann, Herrn Göpfert uruf Prof. Bachmann. Jedoch wurde bereits 
am Tag zuvor, also unter dem Datum des 30.5., eine identische 
Liste derselben 211 Bilder als "Übergabe- und Ubernahmebe- 
statigung" für Mühlenbeck ausgefertigt; der Abtransport er- 
folgte am 27,6.1909. 

Dr . Zimmermann machte später geltend, dies sei in seiner Ab- 
wesenheit, ohne sein Wissen und gegen seinen Willen geschehen. 

Er habe, als er davon erfuhr, Protest eingelegt, habe sich 
allerdings "nach langen Debatten mit Göpfert, Bachmann und 
Winkler" bereitgefunden, die entstandene Situation nachträglich 


zu legitimieren, indem er das Aussonderungsprotokoll der 
Galerie Neue Meister im Dktober 1989 Unterzeichnete. Die 
von Herrn Göpfert vorgenommene Rückdatierung habe er damals 
nicht bemerkt. 

Ähnlich nachlässig wurde mit 25 Gemälden von Fritz Winkler 
verfahren. Als Herr Göpfert sie am 5.1.1989 dem Transporteur 
für Mühlenbeck übergab, war - zumindest nach Lage der Akten - 
über deren "Abgabe an den Kunsthandel" noch gar nicht ent- 
schieden; das geschah erst mit dem Aus$onderungsprotokoll 
der Galerie Neue Meister vom 31.1.1989. 

In derselben, offenbar häufiger praktizierten Weise versuchte 
die Generaldirektion der SKD, die umfangreichen Verkäufe der 
Jahre 1988/89 durch eine Vorgesetzte Stelle sanktionieren zu 
lassen, wiederum nachträglich. Erst am 20.6.1989, also einen 
Tag nach dem letzten Kuns ttr anspor t nach Mühlenbeck, erbat 
Herr Uinkler unter einem Vorwand - "da wir z. Zt. die be- 
treffenden Akten für die Archivierung vorbereiten" - vom 
Rat des Bezirkes eine schriftliche Bestätigung für die 
Klassifizierung des Fundus "Bodenreform Albrechtsburg" . 

Hier wird als 3. Gruppe genannt: "Bestand für die Abgabe 
in den Kunsthandel". Dr. Schumann, Ratsmitglied für Kultur, 
widersprach dieser Auffassung ganz entschieden. Er gab dem 
mittlerweile, am 7.7.1909, erhobenen Einspruch des Meißner 
BÜrgernveisters Däumer statt und billigte dessen Verlangen, 
"alle aus dem Meißner Museum und aus der Sammlung Horn, der 
Stiftung C.C. Kurtz und die aus der Bodenreform stammenden 
Bilder an das Stadt- und Kreismuseum Meißen zurückzuführen". 
Mit Dr. Schumanns Weisung, übermittelt am 5.9.1989, die eine 
"Vermarktung" von Kunstgut strikt ausschloß, war für die 
Leitung der SKD eine heikle Situation entstanden. Die von 
Dr. Schumann für Meißen bzw. andere Museen und Sammlungen 
beanspruchten Bilder waren nicht mehr verfügbar, sie be- 
fanden sich teils im Lager Mühlenbeck der K&A, teils bereits 
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äußer Landes. Herr Winkler, damals Stellvertretender General- 
direktor der SKD , hätte überdies eingestehen müssen, daß die 
von ihm am 27.7. 19B9 verbindlich abgegebene "Stellungnahme zur 
Bearbeitung der aus Meißen übergebenen Gemälde" zu wesentlichen 
Teilen unwahr bzw. irreführend war. Herr Winkler hätte ferner 
den Rat des Bezirkes davon informieren müssen, daß er seither, 
nämlich an 11.6.1989, in Verhandlungen mit K&A offenbar eigen- 
mächtig weitere Verpflichtungen eingegangen war. 

Stil und Inhalt dieser Vereinbarung sind angesichts der vorausge- 
gangenen Ereignisse als skandalös zu bezeichnen. An der Beratung 
in Dresden an 11.8. nahmen Dr. Vogel (K&A), Herr Winkler und 
zeitweise auch Herr Göpfert teil. Wesentliche Festlegungen sind 
dem von K&A ausgefertigten Protokoll vom 14.8.1989 zu entnehmen: 
"Genosse Winkler erklärte, daß die Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden beabsichtigen, die Maßnahmen mit Aussonderungen aus den 
Depots Alter Meister fortzusetzen. Entsprechende Voraussetzungen 
dafür sollen noch in der zu Ende gehenden Amtszeit des jetzigen 
Generaldirektors der Staatlichen Kunstsammlungen Dresden ge- 
troffen werden. Ausgehend von der schwierigen Situation in den 
Depots Alter Meister ist diesen Maßnahmen gegenüber den ur- 
sprünglich vorgesehenen Aussonderungen bei Porzellan der Vor- 
rang zu geben . (...) 

Es wurde vereinbart, d/e Kontakte im Interesse der Vertiefung 
der Zusammenarbeit fortzusetzen." 

Aufschlußreich ist auch der Pro tokol 1 vermerk : 

"Genosse Winkler stimmte unserem Vorgehen zu, die Herkunftsbe- 
z j i ühnungon der Gemälde aufzuheüen und schlug vor, daß bei 

ii.jren Aussonderungen dieser Arueitsgang von den Staatlichen 
i'uit'j L . s.'ii i i ung ,:n brusüun seihst übernommen wird." 

/dm l ; siie j Hatte Herr Winkler bereits im Juni für diejenigen 
Id:.* angewiesen, die über die lieue Dresdener Galerie ver- 
k-iult wurden solMen. Deine verschiedenen Dement is in dieser 
Dach" sind damit all unwahr zu betrachten. 


Zwischen den Kunstverkäuf en oer Jahre 1988/89 und dem be- 
absichtigten Ankauf eines Gemäldes von Erich Heckei bestand 
kein innerer, ursächlicher Zusammenhang. Die von der General- 
direktion gegenüber AUN gegebene, von der Presse verbreitete 

und noch auf der Belegschaftsversammlung am 7.12.1989 wieder- 
holte rechtfertigende Darstellung, die Gemäldeverkäufe spllten 
den Erwerb des Bildes von Heckei ermöglichen, war falsch. Zu- 
treffend ist, daß Herr Parken (K&A) den Generaldirektor der 
SKD mit Schreiben vom 20.4.1987 darüber informierte, ihm sei 
"von einem Galeristen in der BRD" Erich Heckeis Gemälde "Männer 
am Meer" (1916) für 350.000,-- DM zum Kauf angeboten worden. 

t 

Das Bild war 1937 als Werk "entarteter Kunst" aus der Dresdener 
Gemäldegalerie konfisziert worden. Die SKD zeigten sich in 
ihrem Antwortschreiben vom 2.6.1987 an einem Wiedererwerb 
höchst interessiert, lehnten jedoch den von Herrn Parken vor- 
geschlagenen Tausch gegen zwei Bilder von Lasar Segall oder 
Werke gleichen Ranges ab. Auf die Dresdener Anregung vom 
21,7.1987, den Heckei -Ankauf "möglicherweise durch einen 
Teil Valuta und einen Teil auf dem Valutamarkt zu verkaufende 
Kunst aus dem Pundus der Gemäldegalerie oder aus den Ateliers 
der DDR zu verwirklichen", reagierte die Abteilung Museen und 
Denkma lpf lege des üfK lediglich mit dem Bescheid, man sehe 
keine Möglichkeit, dafür Sondermittel in Valuta bereitzu- 
stellen; auf den VerKau f svor sch 1 ag ging man nicht ein. 

Im selben Zeitraum hatten bereits Verhandlungen zwischen dem 
Hauptabteilungsleiter Planung und Pinanzen im MfK, Herrn 
Micklich, Generaldirektor Bachmann und Herrn Winkler statt- 
gefunden, um die seit Jahren üblichen Kunstverkäufe erneut 
zu intensivieren. In diesem Zusammenhang darf es als wahr- 
scheinlich gelten, daß das Hecke 1 -Angebot über K&A die 
Kooperationsbereitschaft der Dresdener Partner stimulieren 
sollte. Zwei große Transporte mit insgesamt 370 Bildern 
waren bereits nach Mühlenbeck aoyegangen, als man sich im 
Januar 1989 in Dresden endlich zu 0 i rek t Verhandlungen mit dem 
noch immer unbekannten Besitzer des Heckel-Gemal des entsenloß. 
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Auf eine entsprechende Erkundigung vom 24.1.1989 teilte Herr 
Parken umgehend mit, das Bild habe mittlerweile einen privaten 
Käufer gefunden; die erbetene Auskunft über den Namen des 
Galeristen wurde verweigert. Trotz dieser definitiven Ab- 
sage wurden noch im Juni 1989 weitere 298 Bilder von Dresden 
nach Mühlenbeck geliefert, zumindest bei diesen beiden Trans- 
porten kann es um den Erwerb des Heckel-Gemäldes nicht mehr 
gegangen sein. 

Od es sich von seiten cer K&A überhaupt um ein seriöses An- 
ijcDOt uLMianou! t hat, -\aiin arici: ichts der ominösen Begleitum- 
stände bezweifelt vieruen. Unter Berufung auf einen Bericht des 
damals neuernännten Kulturministers Dr . Dietmar Keller informierte 
die Presse im Dezember 1909 über fragwürdige Praktiken der Firma 
in Mühlenbeck: "Ein sozialistischen Kulturverhältnissen hohn- 
sprechendes Tauschgeschäft bahnte die Kunst & Antiquitäten 
GmbH, stets unter dem Siegel strengster Verschwiegenheit, 
auch mit staatlichen Museen an. Hochkar':-' ige Bilder, die 
meist für den Export von der Kul turgut Schutzkommission ge- 
sperrt wurden, bot sie denen zu gepfefferten Preisen zum 
Tausch gegen gängige Exportware an. Seit drei Jahrzehnten wird 
der Fundus unserer Museen durch solchen Export systematisch 
reduziert. (...) Besonders gierig zeigte sich die Kunst & 
Antiquitäten GmbH auch gegenüber Kunstgut, das zeitweis’e in 
Museen aufbewahrt wurde . "’C Z i tat nach: ‘'Sonntag", Nr. 50 
vom 10.12.1989) Die Parallelen zu den Dresdener Vorgängen 
sind augenfällig und werfen die Frage auf, wer denn tat- 
sächlich im Besitz des Heckei -Gemälaes war bzw. ist. Die 
geschilderten Tauschpraktiken waren auch dem Rat der Stadt 
Dresden bekannt. Geschütztes Kunstgut von K&A zu erwerben, 
und zwar aus dem Erlös exportfähiger Ware, hatte der damalige 
Dresdener Stau trat für Kultur, Herr Seit mann, den Staatlichen 
Kunst Sammlungen oei früherer Gelegenheit (mit Schreiben vom 
16.4.19J4) ausdrücklich emplohlen. 


Um aber das kostbare Gemälde Heckeis aus Kunstverkäufen be- 
zahlen zu können, hätten die SKO, denen damals ein Valuta- 
anteil von nur 25 % aus den Verkäufen zugebilligt wurde, durch 
Kunstexporte über KqA einen Erlös von 1,4 Will. OM erzielen 
müssen. Ungeachtet dieser ernüchternden Erfahrungen sollten 
die kommerziellen Verbindungen der SKD zu K&A nicht etwa 
auf gekündigt , sondern ab August 1989 noch intensiviert werden. 
Heckeis Gemälde - angeblich das Ziel aller Bemühungen - war 
zu diesem Zeitpunkt längst und unwiderruflich unerreichbar 
geworden . 

Um mißverständliche Pressemeldungen zu korrigieren, halten 
wir es an dieser Stelle für unsere Pflicht, darauf hinzu- 
weisen, daß sich unter den seit 1988 zum Kunstexport abge- 
gebenen Lieferungen keine bzw. nur einzelne Werke befanden, 
die dem Rang der Dresdener Kunstsammlungen entsprochen hätten. 
Sie stammten nicht aus dem inventarisierten Bestand der SKO, 
sondern waren (z. 8. als Schloßbergungsbestände) in Sonder- 
inventaren erfaßt worden. Allerdings gehörten sie de jure 
zum Museumsfonds der DDR und wären vielfach - etwa aufgrund 
ihres historischen oder biographischen Quellenwertes - für 
andere Museen in Sachsen durchaus von Interesse gewesen. 

Zur Arbe i tsue ise der Kunst und Antiquitäten GmbH 

Entgegen den Absprachen vui.i nuyusx 1989 Kam es zwischen den 
SKD und K&A nicht zu einer "Vertiefung der Zusammenarbeit"; 
sie wurde blockiert durch die unerwartete politische Ent- 
wicklung, die unangreifbar scheinende Machts truk turen plötz- 
lich zerstörte. Gleich anderen Unternehmen des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung geriet auch die Kunst und Anti- 
quitäten GmbH in den Brennpunkt scharfer Öffentlicher Kritik; 
schließlich wurde die Liquidation angeordnet. 


4 *. 
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j.i... r.r ,.i, , . . ...iten Lieh o.;» 24./ 15.1. und 

1 1 di. 2 . IV.'k : 1 1 ■'.'jiilcnfcni: a i f , um gemeinsam mit 3r . Zimmer- 
, jr».i : ; r ,:;icxf ührung osr neun /acht verkauften Gemälde vor- 
zuoereiten und um Akteneinsicht zu erreichen, da in den uns 
übergebenen Unterlagen der Dresdener Generaldirek t ion wesent- 
liche Vorgänge nicht dokumentiert Waren. Geprüft v/erden sollte 
auch, ob Rec.hnungsuel egt? über wie Kurs t verkauf e vornanden sind. 

Cie r.it üon weiden Transporten vom Juni 1989 nach Mühlenbeck 
gebrachten 298 Gemälde j;td Pastelle befanden sich unsachgemäß 
gelagert i.. einer baufälliger ehern clinen Turnhalle, gegen 
ülti herauf a,l lenden Put 2 nicht gesichert. Schäden, die an 
Bildern und Rahmen f estzus tel len waren,' dürften verschie- 
dentlich erst beim Transport nach Mühlenbeck bzw. durch 
achtlose Lagerung unter unzumutbaren Bedingungen entstanaen 
scir.. 

E i r. Mitarbeiter der Firma KSA äußerte uns gegenüber die An- 
sicht, es habe sich bei diesen letzten Lieferungen ohnehin 
nur u::i Ware von geringem Wert gehandelt, die lediglich sn 
•:.j. c : i r J kn um »j£-r:i nnor innond zu verkaufen sei. Es war üblich, 
*..*j ijt t i 1 1 c ■' oj^r zwei Transporter. erhaltenen "Sendungen” 
■,-jcci.i o.:: w e i t c r :j verkaufen. Zuvor wurden die Bilder 

trw.i'.ri und den' Schätzwert 15 % auf geschl agen . Eine 
Spez i . ikat ion der iti Juli 1989 an das Auktionshaus Boiland & 
Maro:.: in Bremen verkauf ten 370 Werke aus ehemals Dresdener 
Liderungen . _g uns vor. Preisansätze und Preisrelationen 
erscheinen oft völlig unangemessen und lassen auf erhebliche 
fachliche Inkompetenz der Mitarbeiter von K&A schließen. 
Beispielsweise war ein authentisches Porträt des letzten 
sächsischen Königs von der Hand Hermann Prelis mit 172,50 VM 
jngjujtzi, mit einem Zehntel dessen, was für eine anonyme 
Kopie nach Prelis "Judas Ischarioth" verlangt wurde. Generell 
Inner; die Preise abenteuerlich niedrig, die Geschäftspartner 
«u: 1 li.ii t*:js diesem Handel unr„r ;uhn 1 i cn nahe Gewinne erzielt 


Eine Sichtung verschiedener zentraler Lager von 'üA ;.n pünlen- 
beck ließ- das immense Hände lsvo luren der GmbH erkennen, die im 
Bereich von Kunst und Antiquität;., das Außenhanae 1 snonopo 1 inne- 
hatte. Die Bestände reichten von Jagd t rophäen , altem Hausrat, 
Gebrauchtwaren, altem technischem Gerät bis hin zu museums- 
würdigen Werken der bildenden Kunst und des Kunsthandwerks. 

Der Vorwurf, hier sei mit staatlicher Billigung ein straff 
und zentral organisierter kultureller 'Ausverkauf Getrieben 
worden, bestätigte sich au: orschreckenoc Weise. Cr.erstws 
Kriterium dieses per vec t ier tun Kuns t handeis war cs offen- 
sichtlich, all das zusamnenzu t regen , wofür ein Devisenerlös 
selbst in üaga tel lbe trägen möglich schien, wobei nahezu jeg- 
licher Samnlergeschnack berücksichtigt wurde. Während offizielle 
Politik ne rase in üjh letzt-:; Jahren darauf zielte, ::n sozia- 
listisch deklariertes uC‘k-,.at ior,a 1 oewuß tse in über die Forderung 
ven Heimat g:;fü;il zu erzeugen, erlitten zur selben Zeit durch 
staatlich gelenkten Kunstexport zahlreiche Gemeinden und Re- 
gionen, aber auch Familien und private Sammler irreparable Ver- 
luste an Zeugnissen ihrer historischen und kulturellen Identi- 
tät. Dieser Verlust wiegt schwer , seibst dort, wo es sich nicht 
um "Galerie-" oder "Museumswürd iges" gehandelt hat. 

Verharmlosenden Darstellungen über Charakter und Tätigkeit 
der KaA, wie sie in jüngster Zeit von Prof. Karl-Heinz Gersten 
berger (ehemals kommissarischer Leiter des Bereiches Kommer- 
zielle Koordinierung) über die Presse verbreitet wurden, muß 
aus unserer Sicht entschieden widersprochen werden. Als drin- 
gend un tersuchungsbedü r f t ig erscheint uns auch das Versagen 
der Kul turgu tschu tzkonmission unter Leitung von Herrn Werne,: 
Schmeichler. Deren Aufgabe wäre es gewesen, als Kontroll- 
instanz gegenüber der K-i.A wirksam zu werden, sie kan jcdoc»'. 
offensichtlich über eine bloße A 1 ib i f unk t ion nicht hinaus. 
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f i • " c ; - üiaatlichun Kur.s tsamml ungon Dresden ist eine erhebliche 
l-ii t v;:r;.n ii/nr und Mitschuld leitender Mitarbeiter festzustellen. 

Unter uiAaellung der josotzlich f es tgeschr iebenen Verfahrensweisen 
zur -nrung von Kunstgül innerhalb dos staatlichen Muss jrr.sf onds 
n-n..,. Prof, 'Jschmtrin, Herr, Mi nklcr und Herr Copfert den ge- 

. .. ;!d * : l. * i :: j 1 1 . . . >. ; v.»rUn r '* :n:, L und Antiquitäten GmbH und 
.. ku i . .. : w .. j: . . v r . ... f jahrelang aktiv zugearbeitet. 

. 3 :;r. . i r : . .i n : tuvk über die Abteilungen Kultur beim 

■ r r.to:. ‘ irc.d.. und beim Rat des Bezirkes Dresden wurde 
ln den letzt -n jsnrcn effenoar bewußt umgangen. Die Ab- 
c vu.i tgb t :n die Exportfirma in Mühlenbeck wurde strikt 
:ienc i .nehei iu;i . Außer am bereits Genannten hat auch aer frühere 
Va i ,:M* u.ngsdi rsktor , Herr R ost, bis zj seinem Ausscheiden aus den 
L t r „ 1 i nh.en /u:; i. es..; ::i ungen Dresden im Marz 1387 eine Schlüssel- 
Tolle \ u I bierm Transaktionen gespielt. 

Lie in u-n t jrchl Üiirui. jebos t im; »ungen zum Kul turgu t cchut zgese tz 
der P \ ji\ ‘.■*.:ciir i eL cne kompliziert: Prozedur zur HerauslÖsung 
von ki,:. ; :.r‘.cn ;:us dt.:.: Staatlichen Musourasf onds , die in durch- 

zu.. •; voller Weise eine Prüfung von Aussonderungsbescheiden 
jt, mh raren Instanzen vorsieht, hatte streng genommen auf jedes 
einzelne Werk angewenbet werden müssen, b e v r- r an eine Auslieferung 
m i uf zj denke n war.* Dieses in jeden Fall verbindliche 

f iüfurrc» rf ehren wurde von ucr Gcneraldircut ion der SKD bewußt 
i.iGr.cüt j t . Seiest üie in erster Instanz von einem Kunsthistoriker 
getroffen;* £.-.t scheidur.g , ein bestimmtes Werk sei "nicht galerie- 
würuiw" bi'w. "nicht nu ccumsviürd i j" , hotte dis Verantwortlichen 
nicht dazu L ..r.,.;.. jM l , cs ehr.c weiteres -zum Verkauf freizugeben. 

In gleicher W:i_ st .... rr.c:i eine pauschale Freigabe ganzer 
Kunst Irans, oor tu -M rc.. i:i ür . ilof iv.ann , wie ursprünglich 
Vorwäschen, bzw. durch G taatssekre tär Gr. Keller, wie am 8.3. 1969 
geschehen, im Widerspruch zu geltendem Recht, das selbst durch die 


Autorität eines Ministers nicht annulliert •..■erden kann. 

joj eie vergase tzten üioos totellen oeim ?,at der Stadt uno osi.n 
Rat cos iezirkes in den letzter« fahren über die beaos ich t ig ten 
und vullzogenen Kunst verkaufe von den SKO weder informiert noen 
in die Entscheidungen einbezogen v/urden, führte dazu, daß die 
V ergänze verdeckt ablaufen konnten. 

Oem Rat der Stadt Meißen gegenüber wurde unseres Wissens nie 
die Absicht geäußert, die überlassenen Kunstwerke zu eigenem 
Vorteil der SKO zu verkaufen. Oer Protest des Meißner ßürrur- 
meisters vom 7.7.1969 bestand zu Recht, da m Schreioen vom 
29.12.1986 lediglich eins Übergabe von Kunstgut an eine sterb- 
liche Sammlung, nicht aber eine juristisch wirksame übereign-.. . 
fixiert wurde, die eventuell auch zum Verkauf berechtigt nätt. . 

Als besonders fatal betrachten wir es, daß sich unter aer. 
Lieferungen nach Mühlenbeck auch Stiftungen an üie Stadt KziPm 
befanden sowie andere Werke, über deren 9esi tzanspruch keine 
rechtliche Kl arhe i t *oes tanu . In diesem Zusammenhang muß cars.. . 
hingewiesen werden, daß hinsichtlich der Eigentunsansprücne :;r. 

Sch loßbergungsbestänüen keine einheitliche Rechtsauf i assunz 
in beiden deutschen Staaten existiert. Csr.i v/urde aubh in der 
Ausleihpraxis der SKD bisher stets Recnnung getragen. 

In cer Verkauf screx i s uur MM zeiennen sich in den beiden 
Mutzten Jahrzehnten im wesentlichen orei Phasen ab: 

Erstens um i;6S/7Q Kunst verkauf e , die dem Erwerb von Kunst uio:';.m 
sollten. Es handelte sien um den Verkauf museumswürdiger , tcMc 
hochrangiger Stücke in oe t r cch t 1 ichem Umfang; in kommerziell:: 
Hinsicht zu außerordentlichem üachteil der SKO, da cer Wer: 
äus Sammlungsbes täncen Verkauften den Hände lswert des j i \ ‘ r . - 
ptychons um ein Msnrfoches überstieg. 

Zweitens im Jahre 1973 auf iirnisterra tsbescniuß geplante er- 
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i r» :;iilioncnhöh3, oie ausschließlich der Aufbesserung 
cos Staatshaushaltes ciuncn sollten. Um die geforderte Summe 
vun 32 Millionen DM aus Verkäufen zu erbringen, wären die SKO 
genötigt gewesen, den historisch gewachsenen Sanml ungsbes tand 
empfindlich zu schmälern. Dieser Sud s tanz ver lust blieb den SKD 
letztlich erspart, da der MiniSterrat der DDR politischen Zwängen 
nsohgeber. und seinen Beschluß bereits im März 1973 annullieren 
mußte. 

kr i ttens etwa seit 1953 uno quantitativ verstärkt seit 1 9 S 9 der 
Var--. "iuf zahlreicher, künstlerisch meist nicht erstrangiger Uerke 
;j: Schl üHuergungs- und Bodenreformbeständen, aus küns t le rnach- 
äsj n unu Vermscn tn * ssen sowie aus Stiftungen an die Stadt 
. . i; i g verkauf t wurde 1933 ein museumswürdiges 

-k lj . s r aus r endOes i t z . Neben den voll- 

L i e fk.- r jiw n ; . c r. .’ün 3 onjsc.» an die K&A war vorgesehen, 

. mc;. i.L„ I. jos tand nach Löschung früherer E i gen tums verme rke über 
den Staatlichen Kunsthandel verkaufen zu lassen^ dieser Verkauf 
innerhalb des Landes kam nicht zustande. Der Dev isenante i 1 , der 
den 5Kü aus dem Exporterlös zuflcß, wurde - anders als noch in 
oer ersten Phase - nicht zu Kunst ankäuf en genutzt, sondern zum 
Import t ec. rm i scher Ausrüstungen (z.B. Werkzeuge, Kopiergeräte) 
verwendet. Der Verkauf der 370 Werke erorachte der KuA im Jahr 
1909 rund 200.000,-- VK, der anteilige Erlös für die Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden von 66.495,-- VM wurde inzwischen durch 
das Mi ni ster i um für Kultur zur Verfügung gestellt. 

Die Ermittlungen wegen Verdachts der Beihilfe zum Verstoß gegen 
das K j 1 turgu tschu tz geset z gegen den ehemaligen Generaldirektor, 
Herrn Prof. Bachmanri, und dessen Stellvertreter, Herrn Winkler, 
durch das Bez i rksKr iminalamt Dresden wurden abgeschlossen. Die 
im üanuar 1990 cingelei teten Ermittlungsverfahren wurden inzwi- 
schen eingestellt, da die zwe i f el sf re i festgestellten Verstoße 
gegen gesetzliche Bestimmungen sowie die begangenen Pflichtver- 
letzungen nicht als strafrechtlich relevant gelten. Die Unter- 
1 ?. je oi wurüwT. zwitümJigkwi t;.h“lbc-r zur weiteren Entscheidung über 
L:_;. % vzi rkss laatsan n * kr.c-, wi .m den Gencralstaa tsanwa 1 1 der 
w o .. r .. j o 1 1 . 
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Berlin, 05.07.1990 

Sachstandsber i cht 

zu den Ermi tt 1 unyen gegen die Kunst- und Antiquitäten GmbH 
Mühlenbeck <KuA> - Az . i GStA d. DDR 111-31/90 


1. Zur Gründung und Aufgabenstellung 

Die KuA war bis zum Beginn der Liquidation (Februar 1990) 
ein Betrieb des Bereiches Kommerzielle Koordinierung (KoKo) 
im Ministerium für Außenhandel (MAM) • Dementsprpchend war 
sie auch Gegenstand der Untersuchung durch eine Regiprungs- 
komm! sei on zur Auflösung des Berei/hes KoKo (Leitung Herr 
LINDEMANN). Diese beschäftigte sion auch mit der Gründung, 
Aufgabenstellung und den Ökonomirschen Ergebnissen des Be- 
triebes. / 

Mit der Verfügung Nr. 4/73 ivom 18.1.1973 forderte der Vor- 
sitzende des Mi ni sterr ates Xior DDR vom Minister für Kultur 
die Bereitstellung von Ant/qui täten und Museumsbeständen für 
den Export in das NSW in /löhe von 55 Mio. Valutamarl:, davon 
zweckgebunden bis zu 5 Mio» Valutamark für den Neuankauf von 
Antiquitäten und Kunfet gegenständen 1973 zur Verfügung zu 
stellen* Diese sollten dem Bereich KoKo zum Export angebolen 
werden* Zur Abwicklung der Außenhandelsgeschäfte wurde am 
20.02.1973 die KuA unter dem Namen "Kunst- und Antiquitäten 
GmbH - Internat i onale Gesellschaft für den Export und Import 
von Kunstgegenst änden und Antiquitäten" gegründet. Die An- 
leitung und Kontrolle dieser GmbH erfolgte im Auftrag des 
Herrn Dr . 6CHALCK durch dessen St el 1 ver treter Herrn SEIDEL. 
Der erste Direktor war der auch als Gesellschafter auf tre- 
tende Herr SCHUSTER. Zu Beginn der BO-er Jahre wurde der 
zunächst die DDR-Inl andsbez i ehungen aufbauende Mitarbeiter 
Herr FARKEN Direktor. Am 10.12.1973 forderte der Minister 
für Außenhandel, Herr SÜLLE, mit der VD-Ariwei sung 55/1973 
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" Iur Sicherung des Außenhandel smonopol s und der Gewähr lei — 
Btung einer hohen Effektivität beim Export von Antiquitäten 
und Gebrauchtwaren in das NSW" die Übernahme der entspre- 
chenden Aufgaben aus der TR ANB INTER GmbH und dem AHB Buch- 
Export durch die KuA. 

Die KuA arbeitete entsprechend einem 1975 gegebenen Statut. 
Die Aufgabenstellung gemäß ft 2 dl eses. Statutes und der am 
23.12.1975 bestätigten Konzeption für ihre Tätigkeit 
beinhaltet die Organisierung des Exports und die Monopol- 
stellung des Unternehmens. Bezüglich der zu erziel enden 
Erlöse gab es Jährliche Planvorgaben. Die Jährliche Valuta- 
gewlnnabf ührung an den Bereich KoKo entwickelte sich von ca. 
11 Mio. Valutamark (1974) auf ca. 43 Mio. Valutamark (19C9). 
Ausdrücklich wurde im ft 2 Abs . b des Statutes auf die Ver- 
antwort 1 1 chkei t der KuA für die Einhaltung der Kunstschutz- 
verordnung vom 2.4.1953 im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit 
hl ngewi esen. 


2. Zur Einleitung von Ermittlungen 

Nachdem wiederholt ln der Öffentlichkeit der Vorwurf der 
Schädigung des Kulturbesitzes der DDR durch die Auslandsge- 
schäfte der KuA erhoben wurde und der Präsident der Volks- 
kammer den General Staatsanwalt der DDR mit Schreiben vom 
5.2.1990 beauftragte, die Vorwürfe zu prüfen, wurden diesbe- 
zügliche Ermittlungen in der KuA veranlaßt. Diese werden 
durch eine zeitweilige Arbei tsgruppe im Zentralen Krimlnal- 
amt unter der Leitung eines Staatsanwaltes geführt. Eingang 
ln die Ermi tttl ungen finden dabei, teilweise bereits abge- 
schlossene, partielle Ermittlungen der Kreis- und Bezirks- 
kriminal äniter . 

Entsprechend dem Charakter der Vorwürfe, den im Februar 
vorliegenden Erkenntnissen und der Konzeption vom S. 3. 1990 
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wurde zur Untersuchung möglicher otrAfrechtlich relevanter 
Handlungen durch Mitarbeiter der KuA am 19.3.1990 ein EV 
gegen Unbekannt wegen des Verdachts der ungesetzlichen Aus- 
fuhr von geschütztem Kulturgut (t 12 Abc. 1 Kul turgut schütz- 
gesetz ) eingeleitet. Im Rahmen der Ermittlungen werden auch 
Verdächtigungen zu möglicherweise kriminellen Aktivitäten 
beim Erwerb von Kunst und Antiquitäten bzw. im Vorfeld des 
Exports auf genommen. 

Innerhalb des EV wurden Beschlagnahmen von Unterlagen im 
VEB (K> Antikhandel Pirna und in der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH, Objekt Mühlenbeck, vorgenommen. Die Beschlagnahme der 
Unterlagen in Pirna wurde am 14. 5. 1990 aufgehoben. Alle 
Unterl «gen wurden dem Antikhandel im Zusammenhang mit der 
eingelei teten Liquidation übergeben. Ober die Beschlagnahmen 
in MUhlenbeck - gegenständlich wurde nur der die Steuerver- 
fahren betreffende Teil von Akten übernommen — wird im Zu- 
sammenhang mit dem Abschluß des Verfahrene zu entscheiden 
sei n. 

Zur Prüfung str af recht 1-1 ch relevanter Handlungen beim Export 
von zu schützendem Kulturgut werden folgende gesetzliche 
Best 1 mmungen her angezogen s 

- Verordnung zum Schutze des deutschen Kunstbesitzes und des 
Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und Materialien 
vom 2.4.1953 <GB1 . 6.522) 

- 1. DB. zur VO vom 13.4.1954 <GB1 . Nr. 46) 

- 2. DB. zur VO vom 16.6.1954 (GBl. Nr. 55) 

- Verordnung Über den Staatlichen Museumsf orids der DDR vom 
12.4. 1976 (GBl. I Nr. 14 B. 165) 

- Gesetz zum Schutz des Kulturgutes der DDR - Kulturgut— 
schutzgecetz — vom 3.7. I960 (GBl. 1 Nr. 20 S.191) 

- 1. DB. zum Kul turgutschutzgeset z -geschütztes Kulturgut— 
vom 3.7. I960 (GBl. I Nr. 21 S.213) 

- 2. DB. zum Kul turgut schütz geset z -Anmeldung und Rngi - 
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strierung von geschütztem Kulturgut- vom 2.12.1981 (GBl. 

1 Nr . 6 6. 144) 

- 3. DB zum Kul turgut schutzgeset z - Ausfuhr von Kulturgut- 
vom 3.5.1982 (GBl. I Nr. 24 B.432) 

- 4. PB. zum Kul turgutschutz gecetz - Tätigkeit der Kultur- 
gutsachverständigen — vom 24.9. 1984 (GBl. 1 Nr . 28 S.319) 

- 5. PB. zum Kulturgutschutzgesetz — Befugnisse des Kura- 
tors bei der ordnungsgemäßen Verwaltung von gefährdetem 
Kulturgut- vom 6. 10. 1986 (GBl. I Nr . 32 S.423) 

Für die Verbringung von deutschem Kunstbesitz und wi osen— 
schaftllchen Pokumenten galt bei der Gründung der KuA zu- 
nächst die Verordnung vom 2.4.1933. Danach war die Ausfuhr 
der genannten Gegenstände oder anderer von besonder er histo- 
rischer Bedeutung genehmigungspflichtig. über die Genehmi- 
gung hatte eine staatliche Kommission für Kunstangelegenhel- 
ten zu entscheiden (Zur Tätigkeit und Wirksamkeit dieser 
Kommission wurden innerhalb der Ermittlungen keine Feststel- 
lungen getroffen.). Pie Genehmigung war zu versagen, wenn 
die Verbringung "die Gefahr eines Verlustes für den nationa- 
len deutschen Kunstbesitz oder die deutsche Wissenschaft mit 
sich bringen würde" <f 3 Abs. 3 der Verordnung) . 
ln der 1. PB. (1953) zur genannten Verordnung wurde die 
Notwendigkeit einer Vorprüfung durch die Abteilungen Kunst 
und kulturelle Massenarbeit der Räte der Bezirke festgelegt. 
Danach war ein ßachver ständi gengut achten einzuholen. Sollte 
dies ergeben, daß für den Gegenstand die Bestimmungen der 
Verordnung nicht zutreffen, konnte der Rat des Bezirkes die 
Genehmigung zur Ausfuhr erteilen. Mit der 2. DB. (1954) zur 
Verordnung wurden diese, den Räten der Bezirke ei nger äumt en , 
Rechte auch den Räten der Kreise z ugest anden . 

Für den Fall des Unternehmens der Ausfuhr der zu schützenden 
Gegenstände ohne Genehmigung enthielt § 6 der Verordnung 
eine Straf best i mmi»ng • 
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In der Verordnung Uber den Staatlichen Museumsfonds der DDR 
wurden unter anderem Kategorien zur Bewertung von musealen 
Objekten und Sammlungen festgelegtt 

— Kategorie Ii unersetz 1 i eher Wert der Weltkultur 

— Kategorie JIi herrausr Agende nationale Bedeutung 

— Kategorie I I I i territoriale und regionale Bedeutung 

Nach dem 1974 erfolgten Beitritt der DDR zu internationalen 
Konventionen den 8chutz von nationalem und internationalen 
Kulturgut betreffend, wurde das Kul turgutschut 2 geset* der 
DDR vom 3.7. 1980 erlassen. In ihm wurde der Umfang des zu 
schützenden Kulturgutes, die Verantwortung der Staatsorgane 
sowie die Verantwortung staatlicher und betr i ebl i eher Ein- 
richtungen und Juristischer Personen für dessen Schutz und 
Erhaltung geregelt. 

Die Ausfuhr von geschütztem Kulturgut bedurfte der vorher i - 
gen staatlichen Genehmigung. "Für die Erteilung von Genehmi- 
gungen und die Regelung des Gonehmi gungever f ahrens ist der 
Minister für Kultur zuständig.” <S IO Abs. 2 ). Besondere 

Bedeutung besitzt die 3. DB. - Ausfuhr von Kulturgut 
Danach kann der Rat des, Bezirkes für geschütztes Kulturgut 
der Kategorien II und III ei genverantwortl i ch noch in 6 1 

der Durchf ührungsbesti mmung genannten Grundsätze Uber die 
Ausfuhrgenehmigung entscheiden. Ober eine solche für die 
Kategorie I "entscheidet der Minister für Kultur nach Prü- 
fung des Antrages durch eine von ihm berufene Kommission von 
Sach ver stündi gen" . 

Genehm! gungsgrundsatz laut 6 1 Abs. 1 der 3. DB.i 
"Die Genehmigung der Ausfuhr von geschütztem Kulturgut der 
DDR kann nur erteilt werden, wenn die Ausfuhr im Interesse 
der sozialistischen Gesellschaft liegt oder ihrem Anliegen, 
das nationale Kulturerbe zu wahren und den Bestand allen 
national und international bedeutsamen Kulturgutes zu si- 
chern, nicht zuwi der 1 Suf t • M 

Strafe gestellt wird nach S 12 Kul tur gut Schutzgesetz 
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-wer vorsätz lieh Kulturgut beschädigt, zerstört, vernichtet, 
verderben läßt, in anderer Welse schädigend darauf einwlrkt 
oder es entgegen den Rechtsvorschrl f ten ausführt”. 

Beim Export von Kulturgut und Antiquitäten sind in Jedem 
Falle auch die Zol 1 best i mmungen zu beachten. 


3. Ermi ttl ungsergebni sse 


Im Verlauf der Entwicklung der KuA zur Lösung der ihr Über- 
tragenen Aufgaben entstand bis zur Liquidation folgende 
Struktur i 

Leitung! General di rektor mit Büro sowie Abteilungen Kadei — 
arbeit und Ordnung/Si cherhei t 
Handel sberei chet 

HB Ii - Export von Antiquitäten und Gebrauchtwaren , Bücher 
und Grafiken* 

- Valutabarverkauf e in Galerien der Valutahotels 
insbesondere Neuproduktionen von Porzellan (aus 
Meißen und Freital) 

HB 11t - Export von HUnzen und Hilltaria, alte Technik, 

Altpflaster, Al tbaumater i al , zeitgenössisch-bil- 
dender Kunst des Staatlichen Kunsthandels und 
anderer Warensortimente neuerer Produktion 

- Durchführung von internati onal en Handelsgeschäften 
HB 111t - Export von Dienstleistungen (Restaurierungen) , 

- Ausstel 1 ungsverl eih und Inszenierungen im Ausland 

- Zei tschriftenver trieb 

- Städtepartnerschaf ten 

- Importe für verschiedene In) andpartner 

HB IVi (VEB Philatelie Nermsdorf) 

- Ex- und Import von Briefmarken, Belegen, Zubehör 
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Bereich Hauptbuchhai ter 




Bereich Verwaltung mit Datenverarbei tung und Katitie 
Bereich Verkehr mit Verkehrsßkonomi e und Zol 1 abf erti gung 

Neben dem Haupt lager MUhlenbeck, Kactani enal 1 ee 19-21, dem 
Sitz de» General di rektor* , existierten ln der Ortslage Müh- 
lenbeck und in anderen Orten Außenlager. 

Eingesehene Unterlagen ließen erkennen, daß alle im Rahmen 
der Geschäf tstätlgkei t der KuA bewegten Maren ab Ende der 
70-er Jahre nach Sachgebieten klassifiziert wurden und mit 
einer Auf kauf nummer , au» der auch der Ankäufer und Ankaufe- 
zeitraum ersichtlich ist, versehen. Die schriftliche Buch- 
haltung wurde ab 1986 mit einer computergestütz ten Abrech- 
nung ergänzt. Die Computerdaten können nur bedingt zur Sach- 
fahndung benutzt werden. Oie Sachfahndung wird allgemein 
durch die ungenaue Beschreibung der Objekte in den gesamten 
Unterlagen beeinträchtigt. Eine Klassifizierung nach Katego- 
rien gemäß Kul turgutschut zgesetz in den Geschäftsunterlagen 
erfolgte nicht. 

Zur Sicherung der der KuA übertragenen Aufgabenstellung 
wurden vielfältigste Geschäf tsbez i ehungen vereinbart. Es gab 
zentrale Vereinbarungen des MAH, Bereich KoKo, mit anderen 
Ministerien und örtlichen Räten und betriebliche Vereinba- 
rungen der KuA mit verschiedensten betrieblichen Anbietern. 
In diesen Vereinbarungen wurde die Obergabe/Ubernahme von 
für den Export vorgesehenen Waren gegen prozentuale Beteili- 
gung am Valutaerlös f estgeschrl eben. Die Erlöse der Vei — 
tragspartner wurden auf Konten den Ministeriums für Außen- 
handel unter der Regie von KuA geführt. Die berechtigten 
Einrichtungen mußten den Einkauf aus diesen Mitteln geson- 
dert beantragen. Die direkte Verfügungsgewalt über diese 
Konten hatte in der Regel der den Betrieben übergeordnete 
Minister oder einer seiner Stellvertreter persönlich. 
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Großer Wert wurde Auf die Erlangung von Waren aus dem Be- 
rel ch der Bevölkerung gelegt. Dazu wurden mit Ankauf ebetr i e- 
ben ( 2 • B • Antikhandel Pirna und Pi enst 1 ei ctungr.kombi nat e) 

die oben genannten Vereinbarungen geschlossen« 

% 

Der VEB (K) Antikhandel Pirna besitzt eine Sonderstellung. Er 
war ausschließlich als Ankauf sbetr i eb für die KuA in der DDR 
tätig. Zu diesem Zweck wurde ein das gesamte Land abdeckende 
Berel chssystem mit über einhundert Lagern installiert. Die 
finanziellen Mittel für den Ankauf stellte die KuA Jährlich 
im voraus bereit. Dem Antikhandel Pirna wurde die Mbgllch- 
keit eingeräumt, Waren zu einem mehrfachen des tatsächlichen 
Preises aufzukaufen. Dies führte zu einer allgemeinen Wert- 
erhöhung von Kulturgütern im Bereich der DDR. Ober den 
Antikhandel Pirna wurde auch die Erstellung von Wertgutach- 
ten zu Einzelstücken und Sammlungen, unter anderem auch ln 
St euerverf ahren veranlaßt. 

Die auf gekauften Gegenstände wurden registriert und beoon- 
dero wertvolle Stücke sowie Kleinmaterial an die KuA überge- 
ben. Ein großer Teil blieb in den Lagern des Antikhandels 
und wurde von dort an Interessenten aus dem NSW durch Miiar- 
bei ter der KuA direkt verkauft. Die KuA sicherte die Besich- 
tigung, legte die Ver kauf sprei se fest, erledigte die Zoll- 
formalitäten und sicherte die Bereitstellung zur Abholung 
bzw. den Abtransport. Kunden waren neben privaten Sammlern 
auch große Auktionshäuser Westeuropas. Dem Ermittlungsver- 
fahren ist eine Liste der Kunden beigefügt. 

Am 22.11. 19ß9 sprach der Gener al di rektor der KuA Herr FARKEN 
ein Exportverbot für die Antiquitäten und Gebrauchtwaren 
seines Betriebes aus. Der Ant.ihhandel Pirna stellte darauf- 
hin seine Ankaufstätigkeit ein und veranlaßt«?, daß alle 
Unterlagen nach Pirna gebracht wurden. 

Im Dezember 1989 wurden durch die Staatsanwaltschaft und die 
damalige ABI auf Grund von Forderungen der Bür gor kommi tees 
und weiteren Hinweisen aus der Bevölkerung viele Lager ver- 
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siegelt. Es wurden Ermittlungen ln verochi pdcnen Bezirken 
<u.a. Dresden und Schwerin) zum Vorliegen von Straftaten 
bezüglich einer ungenehml gten Ausfuhr eingeleitet. 
Hauptsächlich durch die Zollverwaltung der DPR wurden im 
Bereich des Antikhandels Pirna Ermittlungen zum Vorhanden- 
sein von geschütztem Kulturgut in den Lagern geführt. In 
Verantwortung des Ministeriums für Kultur wurden bei den 
Räten der Bezirke unter der Leitung der Ratsmitglieder für 
Kultur Kommissionen von Sachverständigen gebildet, die die 
Aufgabe hatten, die vorhandenen Bestände hinsichtlich des 
Vorhandenseins von geschütztem Kulturgut zu prüfen und fest- 
gestelltes in den Bestand der staatlichen Museen zu überfüh- 
ren. Die Entsieglung und Kontrolle der Lager erfolgte unter 
Hinzuziehung der Vertreter der Bürger komm! tees und der 
öf fentl ichkeit. 

Bel diesen Besichtigungen wurde kein geschütztes Kulturgut 
der Kategorien 1 und Spitze II gefunden. Auf Grund der 
Erkenntnis, daß der Antikhandel Pirna lediglich Inlandsge- 
schäfte, Jedoch keine Exportgeschäf te durchführte wurden die 
Ermittlungen wegen Verstoßes gegen das Kul turgutschutzgesetr. 
eingestellt. Unabhängi g -davon werden die Ermittlungen bezüg- 
lich des Erwerbs von Kulturgut für die KuA wei tergef ührt . 

Die Ermittlungen erbrachten weiterhin, daß nicht alle Mitar- 
beiter des Antikhandel Pirna Uber die Bestimmungen des Kul- 
turgutschutzgesetzes informiert waren. Bo erfolgte bei An- 
käufen aus der Bevölkerung auch keine Initiative zur Er- 
langung des dokumentär! sehen Nachweises bzw. der Anmeldung 
von Gegenständen bei den Räten der Kreise als geschütztes 
Kulturgut. In Zeugenvernehmungen wurde erklärt, von der 
Tätigkeit einer Kul t urgutschutz komml sei on in Mühlenbeck, die 
mit der Prüfung der Rechtmäßl gl-.oi t der Ausfuhr beauftragt 
gewesen sei, informiert gewesen zu sein. 

Ebenso wie beim Antikhandel Pirna wurden die Lager der KuA 
besichtigt. Hier wurde eine Kommission des Ministeriums für 
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Kultur mit der gleichen Auf gabenstel 1 ung wie oben genannt 
gebildet* Diese Kommission beendete zwischenzeitlich ihre? 
Tätigkeit# Das Ergebnis ist nach Aussage des Leiters nur 
über den Kul tur mi ni ster erhältlich* Hier muß ein entspre- 
chender Bericht angefordert werden (Bedeutung für mögliche 
Vorberel tungshandl ungen einer ungenehmi gten Ausfuhr) * 

Da die Rechnungsführung in der KuA keinen Überblick über die 
Ausfuhr von geschütztem Kulturgut zuläßt, war dieses an Hand 
von möglichen Angebotskatalogen und Hinweisen von früheren 
Eigentümern zu prüfen. Konsultationen von Sachverstand* gen 
zeigte die Schwierigkeit der Bewertung an Hand von Fotogra- 
fien. Hier ist keine zurverlässige nachträgliche Bewertung 
möglich (vgl. -Antwort des Leiters der Kul turgutschutzkommi s— 
sion auf das Unter suchungsver 1 angen bei den Ermittlungen zur 
SammlunQ SCHWARZ, Az.i 111-120/90). Eine Ausnahme wurde bei 
der Durchsicht von Unterlagen die Übernahme von Sammlungen 
nach der Durchführung von 8teuerver fahren sichtbar. Einzelne 
enthielten Regl str 1 erungsvermer ke als geschütztes Kulturgut. 
Hier sind weitere Ermittlungen bezüglich einer Ausfuhr und 
den Umständen einer Genehmigung notwendig. 

Bekannt gewordenen Einzel fällen der Ausfuhr von Kulturgut 
wurde mit folgenden Ergebnissen nachgegangens 

- 1986 wurde eine Elsenkunstgußsammlung (Kategorie II 
Verdacht durch Zeugenvernehmung im EV) des Bürgers BARTH 
export i er t • Nach Aussage von Frau HARZ (KuA) kam diese 
Sammlung aus einem Huseum, ohne daß von dortiger Seite 
eine Bedenklichkeit bzgl . einer Ausfuhr geäußert wurde, so 
daß man sich zu einer Kategor 1 si erung keine Gedanken 
machte • 

- 1987 wurde ein Mar schal 1 stab (Kat. 2 durch Begut achtung 
eines vorhandenen ••Zwillings' 1 im Laufe der Ermittlungen 
festgestellt) e>;por t i ert • Die notwendigen Vernehmungen 
sind noch nicht abgeschlossen. 

IO 


490 




- 19BB ward» durch den Antikhandel Pirna eine Bar 1 achpl ast i Ic 
nuf gekauft und der KuA übergeben. Diese wurde 1990 an das 
Museum für Deutsche Geschichte, Berlin, übergeben. 

- 1988/89 wurden 368 Gemälde (Kat. 111), die aus dem Bestand 
der 6K6 Dresden stammten mit Genehmigung de» Minister» für 
Kultur verkauft» Weittere 300 wurden nach Bür ger Protesten 
Anfang 1990 nach Dresden zur ückgef ührt . 

- 1959 wurden auf der Burg Schel düngen verborgene Kunstge- 
genstände des Grafen von der SCHULENBURG und des Grafen 
DOHNA auf gefunden. Herr GOTTING (ehern. General sekr etär der 
CDU) organisierte die Übergabe an die Staatliche Tresor- 
verwaltung» Ober den weiteren Verbleib können aufgrund der 
Kassierung von Unterlagen keine weiteren Aussagen getrof- 
fen werden. 

- 1988/89 werden Grafiken und Zeichnungen (Kat. II u.III 
lt.vorh. Regi str i erungsvermerk des RdSt. Leipzig) aus der 
Sammlung LEHMANN veräußert, nachdem die Einstufung auf 
Bitte der KuA "nach Überprüfung mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben** wurde. 

- 1983 übernahm die KuA ein Musterlager des VEB Zierkeramik 
Katzhütte und exportierte einzelne Teile. Zuvor äußerte 
sich ein um Hilfe gebetener Sachverständi ger , daß diese 
vollständige Sammlung einen bedeutenden kunsthi stör i sehen 
Wert hätte. Nach eigener Aussage widerrief er seine Ein- 
schätzung, nachdem er von Mitarbeitern des MfS auf gesucht 
worden war. Die Mitwirkung des MfS ist in den vorliegenden 
Ermittlungen belegt. Es werden weitere Ermittlungen ge- 
führt. (vgl. Az.i 111-19/90) Teile der Sammlung konnten an 
den Eigentümer übergeben werden. 

Weitere Anzeigen wurden im Zusammenhang mit der Veräußerung 
von Sammlungen (SCHWARZ, GARCKE) geprüft. Die meisten Gegen- 
stände sind nicht mehr in der DDR. Aus der Sammlung GARCKE 
erhielt das Kunstgewebemuseum in Köpenick einzelne wertvolle 
Gegenstände. 
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4 • Zur Durchsetzung des Kulturgutschutzes 

Es galten die bereits genannten gesetzlichen Bestimmungen. 
Am 4.11.1982 wurde zwischen dem Ministerium für Kultur 
(Herrn HOFFMANN) und dem Ministerium für Außenhandel, Be- 
reich KoKOf (Herrn BCHALCK) auf der Grundlage der 3. DB zum 
Kulturgutschutzgesetz die Ausfuhr von geschütrtem Kulturgut 
und die entsprechende Ausstellung von gesiegelten Ausfuhrdo- 
kumenten vereinbart* Ausgenommen davon waren Jedoch Gegen- 
stände der Kategorien 1 und 8pitze II. Deren Verwendung 
bedurfte eine weiteren Vereinbarung zwischen dem Leiter der 
Kul turgut schütz kommi ssl on des MfK und des Leiters des AHB 
Kunst und Antiquitäten GmbH. 

Der genannten Vereinbarung folgte eine weitere zwischen der 
Kul turgut schütz kommmi ssi on und der KuA, wonach die KuA es 
der Kommmisslon ermöglicht, zweimal monatlich die 2 ur Aus- 
fuhr vorgesehenen Gegenstände zu prüfen. 

Der Leiter der Kul turgutschutz kommi ssi on , Herr SCHMEICHLER, 
führte in seiner Zeugenvernehmung aus, lediglich von Verkäu- 
fen der KuA aus dem Lager in Mühlenbeck gewußt zu haben. 
Dar um wäre in der Folgezeit auch nur dort eine Kontrolle 
erfolgt. Hier wurden durch Mitarbeiter der KuA infrage kom- 
mende Waren ausgesondert und der Kommission vorzugsweise 
angeboten. Die EinhaltLing der Bestimmungen zum Kulturgut — 
schütz liegt in der Ver ant wor tl i chkei t der Rechtsträger . 

Im Laufe der Jahre fanden sich immer weniger Öachver ständi ge 
bereit, in der Kommission mi tzuarbei ten. Zudem konnte für 
den Bereich Gemälde und Grafiken in den letzten Jahren 
überhaupt kein Gutachter gefunden werden, der die kadermäßi- 
gen Voraussetzungen zum Betreten der KuA hatte. So wurde 
1987 die QLit achter 1 1 che Tätigkeit durch die von Ihm geführte 
Kommission dort eingestellt. Zu den Umständen der zunehmend 
fehlenden Mi t wi r kungsberei t cchaf t machen sich weitere Zeu- 
genvernehmungen, unter anderem auch solcher ehemaligen Mit — 
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Arbeiter, wie der später Ale Anz ei generst Atter Auf tretende 
Prof. Dr. SCHADE notwendig. Unter BeAchtung der Jetzt vor- 
liegenden Erkenntnisse ist nun Auch die Vernehmung des vor- 
maligen Sekretär« der Kul turgutschutz kommi ssi on , Herr 
HIRSCH, der in diese Punktion direkt au» dem Außenhandel smi — 
ni»terium berufen wurde, nötig. 

Unter Beachtung der Auf getretenen Probleme bemühte sich der 
Minister für Kultur, Herr HOFFMANN, mit Schreiben vom 
15.8.1989 beim MAH um einen Vertrag, der die Vereinbarung 
von 1982 Aufheben und die volle Ei genverantwortung der KuA 
bei der Einhaltung dos Kul tur gut schutzgecet zes fest schrei ben 
sollte (selbständige Aussonderung der für die Ausfuhr verbo- 
tenen Gegenstände und Verwertung der Gegenstände im Inland). 
Dies lehnte Herr SCHALCK mit Schreiben vom 21.8.1989 ab. 
Bereits am 14.8.1989 ging beim Mi ni sterr atsvor si tz enden , 
Herrn 6T0PH , ein Schreiben des Ministers für Kultur ein, in 
dem auch auf weitere Probleme im Zusammenhang mit dem 
Schutz des Kulturgutes hingewiesen wurde. Hierin wies er auf 
die Lieferung von für den Export vorgesehenem zu schützendem 
Kulturgut an Außenhandelsbetriebe hin. Hier müßten in einem 
Wertumfang von jährlich 2 bis 3 Mio Mark Ausfuhren wegen 
besonderem nationalen und i nt ernat i onal en kulturellen Wort 
versagt und der Ankauf durch Musseen, die Jedoch nicht über 
die notwendigen finanziellen Mittel verfügen, erfolgen. 
Zudem werden die Kultur organe meist nur durch Zufall auf den 
beabsl cht 1 gten Kunst ex port aufmerksam. 

Es wird zu prüfen sein, ob die vom Mi ni st errat svorsi tzenden 
bestätigten Ergebnisse der Beratung vom 11.8.1989 auch den 
tatsächlichen Anf order ungen des Kul turgutschut z gesetzes ent- 
sprachen. Hier wurde unter anderem eine dreijährige Zah- 
lungsfrist und damit eine 1 änger f r i st i ge Vorausp 1 armng fi- 
nanzieller Mittel für die Museon möglich. 

Unabhängig von den dargestellten allgemeinen Problemen 
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es Erkenntni nee, daß die Mitarbeiter der KuA zunächst aufge- 
kaufte, später durch eigene Mitarbeiter oder die Kulturgut- 
schutz kommi sei on als zu schützendes Kulturgut (Kat. 1 und 
II) erkannte Gegenstände ausoort i crten. Diese wurden dann 
nicht exportiert, sondern verblieben in der Regel durch 
Tausch gegen mi nderwert i geres Kulturgut (Kat. III), von dem 
sich häufig Museen nur ungern trennten, in der DDR. 


3. Steuer ver f ahren 

Im Zusammenhang mit der Ermittlung der Umstünde des Erwerbs 
von den zu exportierenden Gütern durch die KuA wurde deut- 
lich, daß Übernahmen von Sammlungen einzelner Bürger nach 
Bteuerverf ahren/Steuerstr af verf ehren eine besondere Rolle 
spielten. Durch übernahmepr otokol 1 e ist eine Übersicht sol- 
cher Sammlungen seit Ende der 7C»-er Jahre vorhanden. Die 
Obernahmevorgünge (über 150 Stück) enthalten teilweise Be- 
scheinigungen Uber deren besonderen kulturhistorischen Wert. 
Teilweise waren sie auch entsprechend der Forderung des 
Kul turgutschutz es bei den örtlichen Räten registriert. 

Im Verläufer der Tätigkeit der Arbei tsgr uppe wurde bekannt, 
daß sich Pri vatpersonen , u.a. ehemalige Eigentümer von Samm- 
lungen, teilweise vertreten durch ihre Rechtsanwälte, an 
staatliche Organe mit dem Hinweis auf Auffälligkeiten bzw. 
Unregel mäßi gkei ten im Zusammenhang mit der Einleitung und 
Durchführung der Steuer (straf ) ver f ahren sowie der Veräuße- 
rung Ihrer Sammlungen wandten (GARCKE , SCHWARZ , MAEDER, 
DEUTSCH und andere). Auch gab ec Bitten um Kassation der 
alten Urteile mit der Prüfung der Richtigkeit der Stouer- 
cchuldhöhe. Zudem wandte sich der recht skr&f t i g verurteilte 
SCHWARZ an bundesdeutsche Gerichte, mit dem Ziel Rückgobe- 
bzw. Entschkdi gungof order urigen durchzusetzen. Hierzu liegt 
eine Entscheidung des Bundesger 1 cht shof cs vor, wonach der 
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behaupteten Enteignung wl dorcprochon und Entschädi gungsan- 
cprüche aucgeschl ossen wurden. Da keine willkürliche Durch- 
führung der Steuer »traf verfahren nachgewiesen werden konnte 
und Bteueretraf verfahren ihre prinzipielle Berechtigung 
haben liegt keine entschädi gungsl ose Enteignung vor. 

Anhand der in der KuA Vorgefundenen Unterlagen wurde eine 
Liste mit den aktuellen Wohnadressen der Steuerschuldner 
erarbeitet und zu den Akten genommen. 

Die Hinweise aus der Öffentlichkeit werden von einer ver- 
traulichen Zeugenvernehmung bestätigt. Dadurch konnten ins- 
gesammt folgende Erkenntnisse erlangt werden. 

Einzelne Sammlungen wurden gezielt zur Grundlage eines 
Steuerverf ahrens gemacht, nachdem Informationen Uber deren 
finanziellen Wert Schutz- und Si eher hei tsorganen durch Samm- 
lerkreise, inoffizielle Mitarbeiter des Ministeriums für 
Staatssicherheit oder aus weiteren Steuerverf ahren bekannt 
wurden. Auffällig ist, daß ln einigen Verfahren z.B. gegen 
GARCKE die Einleitung eine» Ermi tt 1 ungsverf ahrens und die 
Durchsetzung prozessualer Zwangsmaßnahmen noch vor Abschluß 
eines Steuerpr üf verf ahrens erfolgten. Dies behauptet auch 
der oben genannte SCHWARZ. 

Die Abgabe von zunächst beschlagnahmten Gegegnständen zur 
Verwertung an die KuA erfolgte in einigen Fällen bereits vor 
Durchführung eines Ger i chtsverf ahr ens bzw. Rechtskraft des 
Urteils. Dies ist auch in sofern von Bedeutung als daß die 
Richtigkeit der Werteinschätzungen, wie im Verfahren gegen 
MAEDER (vergl . Schreiben des Rechtsanwaltes an den General- 
staatsanwaltes der DDR) angefochten wurde. Hier muß noch 
einmal auf den Umstand hingewiesen werden, daß die Einschät- 
zungen der Werte häufig durch Mitarbeiter der KuA unter 
Beachtung der nicht zuletzt auch durch die Handelstätigkeit 
des Antikhandels Pirna (Auf kauf mbgl i chkei t der Waren bis zum 
dreifachen des tatsächlichen Wertes und der damit verbunde- 
nen Einschätzung in Samml erkrei sen — vermeintliche Werterhb— 
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hung - direkter Einfluß auf die Höhe der Bt euer tchul d) be- 
einflußt wurde. Ungünstig stellt sich auch die Tatsache der 
Werte! nschätzunQ durch den poti enti el 1 en Käufer dar. 

Im Laufe der Ermittlungen wurde auch das Problem deutlich, 
daß nach Feststellung der Steuerschuld und der beabsichtig- 
ten sofortigen Bezahlung durch den Schuldner die Gegenstände 
wegen der bereits erfolgten Übergabe an die KuA sowie den 
eingeleiteten Verkauf nicht mehr ausgelöst werden konnten. 

In der oben genannten Zeugenvernehmung wird die direkte 
Beteiligung (Ermittlung) durch Mitarbeiter des U-Organs des 
MfB in Steuerstraf verfahren beschrieben. Es wurde auf Fälle 
hingewiesen, in denen Beteiligte und unbeteiligte Zeugen den 
Ort von Durchsuchungen verlassen mußten. Hier gab es Fälle, 
in denen es nachträglich Beschwerden über nicht vollständige 
Beschl agnahmeprotokol 1 e gab bzw. Verluste von Gegenständen 
behauptet und bei der Steuerfahndung beanstandet wurden. 
Zuständigkeitshalber wurden die Bürger an das MfB verwiesen, 
über die Ergebnisse müßten gesonderte Untersuchungen erfol- 
gen (Str af t atverdacht ) • 

In diesen Zusammenhang sei darauf verwiesen, daß es 2 u 
Anzeigen wegen Diebstahls aus versiegelten Wohnungen nach 
Einleitung eines Er ml tt 1 ungsverf ahrens mit Haft und bereits 
erfolgter Wer termi tt 1 ung durch Antikhandel Pirna oder KuA 
kam. Hier wäre zu überprüfen, mit welchen Ergebnis die 
daraufhin ei ngel ei toten Ermittlungen endeten. 

Im Rahmen dieser notwendigen weiteren Ermittlungen ist es 
unbedingt geraten, die Beziehungen der KuA bzw. Antikhandels 
Pirna zum MfB zu klären. Bereits durch die Befragungen des 
ehemaligen Gener al di rektor s der KuA FARKEN und weitere Zeu- 
genvcr nehroungen aber auch das bisherige Ermi tt 1 ungser gebni s 
im Verfahren Muster lager Katzhütte wurden solche Beziehungen 
bestätigt. Es wurde eine Arbeitsgruppe beschrieben, die "für 
Kunst- und Kul tur gegenstände verantwort 1 i ch zeichnete". Es 
handelte sich dabei um die bis 19B3 von Herrn STRAUCH gelei- 
tete Abteilung 13 ln der Hauptabteilung VII. Diese unter- 
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stand dem Verantwortungsbereich des Stell vertretrnden Mini- 
ster des MfB« Herrn NE1BER. Zur Beschreibung der Tätigkeit 
sei u.a. erwähnt 9 daß entsprechend einer vorliegenden Befra- 
gung dieser einen Befehl an die Bez i r ksverwel tungen für 
Staatssicherheit erteilte« in ihren Territorien syetemat i sch 
nach Porzellan und Puppenbeständen auf Halden zu suchen« 
diese zu beräumen und der KuA zur kommerziellen Verwertung 
zuzuf Ohren. 

Mit der Übernahme von Gegenständen aus Steuerverf ähren er- 
hielt die KuA auch« aber nicht in jedem Fall« bereits vor- 
handene Belege über die Rogi ctr i erung bzw. Einschätzung 
dieser als besonders zu schützendes Kulturgut. Daraus ergab 
sich« daß die KuA nicht in jedem Falle zum sofortigen Export 
berechtigt war. Dies erkennend bemühte sie sich nach den 
vorliegenden Unterlagen um eine nochmalige Überprüfung bei 
den die Regi str i erung vornehmenden Organen mit dem Ziel der 
Aufhebung der Kategori sierung. Aus vorliegenden Antwort- 
schreiben wurde auch ersichtlich« daß in einigen Fällen 
durch den Zugriff der Steuerbehörden bestehende Sammlungen 
ausel nanderger i ssen und. damit der kulturhistorische Wert 
erheblich oder gar vollständig zunichte gemacht wurde. Damit 
entfiel die zunächst vorgenommene Kategor 1 sl erung . ln ande- 
ren Fällen wurden Sammlungen ausei nanderger i ssen « woi 1 

Museen auf Grund fehlender finanzieller Mittel oder geeigne- 
ter Tauschobjekte nur Einzelstücke erwerben konnten. Ein 
weiterer Weg zur Erlangung einer Exportgenehmigung war auch 
die Abgabe/dor Tausch von größeren Teilen der Bamml ung an 
ein Museum, um damit regionale Interessen zu wahren (Muster- 
lager Katzhütte, Sammlung GAUDLITZ). Der Restbestand konnte 
dann kommerziell verwertet werden. 
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6. Öffentlichkeit 


Ober den gesamten Zeitraum der Ermittlungen hinweg, trafen 
bei der Arbei tsgruppe Hinweise, Mitteilungen und auch Anzei- 
gen mit der Forderung nach Bestrafung von Kuristhändl er n 
sowie der für die Durchsetzung des Kul tur gutschutzes Verant- 
wortlichen ein. Forderungen nach Kassation von Urteilen aus 
Bteuer straf verfahr en und Nachprüfung des Zustandekommens 
dieser sowie die Klärung der Rolle der mitwirkenden staatli- 
chen Organe (Steuerbehörden , Mfß f Kr 1 mi nal pol i z ei , Zoll, 
Staatsanwaltschaft, Gerichte) werden ständig erhoben. 

Bereits mehrfach erschienen in der NB I zum Antikhandol Pirna 
Ver öf f ent 1 i chungen. Der Verfasser, Dr . BLUTKE, plant für den 
Gommer dieses Jahres die Ver öf f entl ichung eines Buches, 
insbesondere mit den Ergebnissen seiner Recherchen in Steu- 
er ver fahren. 


7. Behl ußf ol gerungen 

-Die bisherigen Ermittlungen zur Einhaltung des Kultur gut - 
achut z gesetzes beschränkten sich ausschließlich auf die 
Aktivitäten, die unmittelbar im Bereich der KuA angesie- 
delt waren. Es besteht der Verdacht, daß weitere Betriebe 
oder staatliche Einrichtungen Kulturgüter exportierten 
(Staatlicher Kunsthandel 7). Hier wäre dann die Einhaltung 
der gesetzlichen Bestimmungen ebenfalls zu prüfen. 

— Da der Kunotexport auch auf elno Verfügung des Minister— 
r atsvoroi tzenden zur üc kzuf ühr en iot, muß auch hier neben 
der politischen eine straf rocht 1 i che Ver antwor t 1 i chkei t 
von Reyi erungsmi tgl i edern sowie weiteren Personen im Be- 
reich der Ministerien für Kultur und Außenhandel gepr üf t 
werden (Das Kul turgut schutzgcctz stellt auch den unter 
Strafe, wer "vorsätzlich ... in anderer Weibe schädigend 
darauf (Kulturgut) einwirkt. "). Dabei ist auch die Recht- 
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mäßigkeit der Vereinbarung zwischen dem MfK und dem MAH 
vom 4.11.1982 zu prüfen. 

Die straf rechtl 1 che Verant wortl i chkei t bezüglich der urige— 
nehmt gten Ausfuhr durch Mitarbeiter der KuA ist weiterhin 
anhand von bekanntgewordenen Einzelbeispielen zu ermit- 
teln* Dazu sind nach erfoltem Abschluß der Liquidation des 
Unternehmen» alle Geschäf tsunter 1 «gen körperlich zu über- 
nehmen. Die bisher häufig nur in Ablichtungen vorhandenen 
Dokumente sind durch die Originale zu ersetzen. 

Den Hinweisen zum Verdacht krimineller Handlungen lm Um- 
feld von Steuerverf ähren, die Kulturgut, betrafen, sollte, 
zusammengef aßt mit den hier vorliegenden Unterlagen der 
KuA, die Übernahme von Kulturgut betreffend, nachgegangen 
werden. Dabei müssen Hinweise aus Kassat i onsanregungen 
unbedingt Boachtung finden. Zum Zustandekommen der Aus- 
fuhrgenehmigungen müssen weitere Ermittlungen geführt 
werden. 

Das komplexe Zusammenwirken staatlicher und betrieblicher 
Institutionen im bisherigen Kunatexport und der Umstand, 
daß Handlungen mit »traf rechtl 1 eher Relevanz nur zu einem 
Teil vorliegen, sowie die Tatsache des erheblichen öffent- 
lichen Interesses an der Aufklärung, zeigt die Notwendig- 
keit der Bildung einer zentralen Kommission. Unabhängig 
davon ist eine personelle Verstärkung staatsanwal tschof t- 
licher und kr i ml nal i st 1 scher Kräfte geraten. 


//oihuJhj r 

Ti Gchcndor^f ~ 


Staatcanwal t 




Mt* «wto-Mani? 
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Herr Gesellschafter Dr.. Polak 
Direktor den Zantruaa für Kunsteui- 
etellungen der DDR 

An der Kolonade 11 
Berlin 
10 8 0 


intomatlonal» Beratung»* 
und VartriabageaaOachert mbH 

K»it»nl»naB»» 19/20 
MOhl»nb»ck*DDR. 1400 
T»talon: 6-0 
Telex: 168538 


ihr Zeichen 


OirSchrelben 


Unter Zeichen 


Uen27 • 8 . 1990 


Sehr geehrter Harr Geeellschaftar 




Kierait möchten wir Sie davon in Kenntnis setzen, daß die 
ia Gesallachaftervartrag vom 13.3.1990 festgalegten Auf- 
gaben der Internationalen Beratungs- und Vertriebsgesell- 
eeheft abH nicht erfüllt werden konnten. 

Ee ist in dieser Zeit nicht gelungen, die ia genannten 
Vertrag featgelegten Geschäftsoperationen zustandezubrin- 
gen. Besondere erschwerend wirkte, deB es nicht geleng, 
die laaobilienverhllt niese zu klären. 

Diesbezüglich wiederholt eingeleitete Aktlvitlten gemein- 
sam ait dea Liquidator der Kunst und Antiquitlten GrabHi.L, 
gegenüber der Treuhandanstelt der DOR führtenzu keinem Er- 
gebnis. , , * 

/ 

Das hat zur Folge, daß eb sofort die Stemmeinlagen der 
Gesellschafter für Lohn- und Geheltszehlungen eingesetzt 
werden müßten. ‘ 

fltgggftgf iMH^gpndikaiphl'tUTtrcrrTigtw e neig ji'tfTeJG e'iTchi ix • 

iTt er’: d e r Jjn t"e r n s tid ni tlttf B *rrüU tffl I * 
gUriänfö üKiQ fl 1 33* c h * ? t ! '-abH*f ÜTlif *1 ft ä nr.K ä u f e rjje b zu treten ,j 


NBcke 

Heuptgeschefts- 
f Ohrer 


Kopmenn 

Geschäftsf Dhrer 


* Aus diesem Grunde macht es sich notwendig, die Geschäfts- 
anteile der Gesellschafter der Internationalen Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft mbH an einen Käufer abzutreten. 
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Berlir, 2?. August 1990 


Erklärung . ^ . 

»•».La'/A/- * /W ‘ 

I. Mir, die Gw-eRs-eha-fter der interna liunalen reralungs- und 
Vertriebsgcscllschaft rnhll 

1. Herr Karlheinz (Kicke 

2. Herr Hans Kopmann 

erklären: 

- / Aai 27. August 1990 haben wir die Überweisung eines Detrnges 

ln Höhe vort 375.000 DH (Dreihundert rUnfundsiebz i gtausend) auT 
das Geschärtskonlo der Firma Schwaß L Co. Handelsgesellschaft 
mbH bei der llerlincr Sladtbank AG, Konto Hl*. CC51 - 17 - 507, 
vorgeiiommen . 

• 

II. 1 cli , der Ccscliä f ts fUlirer der Firma Schwaß ft Co. Handelsgesell- 
schaft mbH, verpflichte mich hiermit, an die Gesellschafter 
der Internationalen Ccralutjgs- und Vcrtr iebsgescl lscha ft mbH 

Zentrum für Kunstausstellungen 
Deutsche KUns LI cragentur Ccrlitt Gwlill 
RUro fUr Kul lurorgan i salion 

jeweils den Delray in Höhe von 125.000 01! (t inhundci tfiin fund- 
zwanz i glausend ) per Verrechnungsscheck zu zahlen. 

. . . fa-^yAdr: . /(■!'■ fä.'r'/ 

Vorstehend vor mir vollzogene Unlerschri f len der Herren 

1. Karlheinz lläckc 

wohnhaft 10PC Herl in, Leipziger Straße 4P. 

TA flr. A 1344214 

2. Hans Kopmann 

wohnhaft 10n0 Cerlin, Leipziger Straße 54 
PA Hr. A 0297242 

3. Hans-Jürgen Schwaß 

wohnhaft 1144 Cerlin, Hel 1 ersdor fer Straße 51 
• PA I!r . A 0000041 

beglaubige Ich hiermit. 

('y 


/ 
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Jörg Eigner 

Rechtsanwalt und Notar 
Lenghansstreße 21 
Berlin 
112 0 

H' /C 3 'Jo * 

Vor dem Notar Eigner erschienen: 

1. Herr 0r. Wolfgeng Polak 
PKZ: 130549430104 

Direktor des” Zentrums für Kunstausstellungen der DDR 
An der Kolonade 11 
Berlin 1080 

PA-Nr . : A 0426558 - Verkäufer 1 - 


2. Herr Hermann Fnlk 
PKZ ! 041035430001 

HauptgeschSftsführer der Deutschen Künst.l pragentur 
Berlin GmbH 
Gxeifswalder Str. B7 
Berlin 1055 

rnifir * n nmniii - imMunn - t ■ 


3, Herr Michael Schlicht 

PKJf. 

Amt. Direktor oes Büros für Kulturorgani setion 
tri rh-Weinert-Str. 61 
Berlin 1071 

PA-Nr.: Z 0198801 - Verkäufer 3 - 

4 Herr Jürgon Cahwaß 

als Geschäftsführer der Fo, Schwaß § Co. t Handelsge- 
sellschaft mbH 
Lcninellee 32 
RrrUn 1086 * 

PA-Nr.: •'» ' f ’fAfCU-i -Kajfer- 


Sie baten u<» Jle Beurkunoung des nachstehenden 

Kauf- und Abtretungsvertreges . 


Berlin, den 27.8.1990 
Krausenstraße 9-10 
Berlin 
10 8 0 

wohin sich der Notar auf 
Ersuchen begeben hat 






2 


§ 1 

Vertragsgegenstand 

1. Oie Verkäufer 1-3 sind die gesetzlichen Vertreter der allei- 

nigen Gesellschafter der im Handelsregister des Amtsgerichts 
Berlin unter HRÖ 5627 eingetragenen Internationalen 3«re- 
tungs- und Vertriebsgesellschaft mbH (1BV) - im nachfolgenden 
Gesellschaft genannt * 

Dem Notar lag ein Auszug des Handelsregisters vom 18.5.1990 
vor . 

Oer Verkäufer zu 1. hält einen Geschäftsanteil an der Ge- 
Seilschaft im Nennbetrag in DM 125.000,-, der Verkäufer zu 2. 
einen solchen im Nennbetrag von OM 125.000,-, der Verkäufer 
zu 3. einen solchen im Nennbetrag von 125.000,- DM des ins- 
gesamt 375.000,- DM betragenen Stammkapitals der Gesellschaft. 

2 . Die Stammeinlegen sind in voller Höhe einbezahlt. 



§ 2 

Verkauf 

1. Oie Verkäufer verkaufen die in § 1 bezeichneten Geschäfts- 
anteile an den Käufer. 

2. Der Kaufpreis für die Geschäftsanteile des Verkäufers zu 1. 
betragt DM 125.000,-, für den Geschäftsanteil zu 2. 

125.000, - DM, für den Geschäftsanteil des Verkäufers zu 3. 

125.000, “ OM. 

3. Der Kaufpreis ist sofort fällig durch Zahlung per Verrech- 
nungsscheck. Oie Verkäufer bestätigen gleichzeitig den 
Empfang des Kaufpreises. 


§ 3 

Abtretung 

1. Oie Verkäufer treten die im § 1 bezeichneten Geschäftsanteile 
mit Wirkung vom 22. August 1990, 24.00 Uhr an den Käufär ob. 

2. Die Verkäufer erklären hiermit Jeweils gegenseitig als Ger.ell- 
cchjff.or dio unwidorruflicho Zuotimmung dor Abtretung. Dir 
Zustimmung kann nicht widerrufen werden. 

Oer Käufer nimmt hiermit die Abtretung gn. 


504 


3. 




- 3 



$ 4 

Geschäftsjahr 


1990 steht dem Käufer 


S 5 

fr 

Dia mit Abschluß und dar Durchführung dieses Vertrages entstehen- 
den Kosten trägt dar * Käufer . 

Von dieser Urkunde erhalten i 

- die Vertrags teile 

- das Stadtgericht Berlin, Ab t* Handelsregister 

- das finajisjwt 

i beglaubigte Ai>schri/tfr 


S * 

i 

£er tfotar hat auf § 16 GmbH-Gese tz (Eintritt des Erwerbs in die 
Stammeinlageverbindlichkeiten) und 5 24 GmbH-Gesetz (Haftung der 
Gesellschafter für Ausfälle an Stammeinlagen untereinander) hin- 
gewiesen* 

Die Veräußerer zu 1 - 3 versichern , daß für die Gesellschaft 
keinerlei Verbindlichkeiten bestehen , für die die Gesellschafter 
haftbar gemacht werden können * 

S 7 

Der Notar wird beauftragt und bevollmächtigt , die Anmeldung der 
vorstehenden Abtretung durch Übersendung einer beglaubigten Ab- 
schrift dieser Urkunde der Gesellschaft gegenüber anzuzeigen. 


Vor gelesen vom Notar , von den Beteiligten genehmigt und vntn r- 
sch ri eben i 


Dr. Wolfgang Polak 
Hermann falk 
Michael Schlicht 
Jürgen Schwaß 


Jörg Eigner 
Notar 


tenyechnun^^ 

Wert: 375.000,-- DM 

992,-- DM 
SO , — DM 
145,88 DM 

1.187,88 DM 


Gebühr gern , § 1 , 2 ( 1 ) NKO 
Gebühr gen j. § 1 (4) NKO 


14 \ Umsatzsteuer 


gez . / Ei gner 

Wä +m T 
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i“ Ausfertigung 


Jörg Eigner 1120 Berlin 

Rechtsanwelt und Notar Langhansstraße 21 


AZ: 20/13/90 1409 Hühlenbeck 

Kastanienallee 19/20 
wohin sich der Notar auf 
Ersuchen begeben hat. 


Vor dem Unterzeichneten Notar erschienen: 

1. Herr Hans- Jürgen Schwaß 

- wohnhaft 1144 Berlin. Hellersdorfer Str. 51 
PA Nr. A 0888041 

2. Herr Karlheinz Nicke 

wohnhaft 1080 Berlin. Leipziger Straße 48 
PA Nr. A 41344214 


3. Herr Hans Kopmann 

wohnhaft 1080 Berlin. Leipziger Straße 54 
PA Nr. A 0297242 


mir alle persönlich bekannt und erklären: 


Hit dem Ziel der Erhaltung der Firma Internationale Beratungs- 
und Vertriebsgesellschaft mbH und der Sicherung der damit ver- 
bundenen Arbeitsplätze für deren Mitarbeiter wollen wir die 
rechtlichen Wege beschreiten, die die Voraussetzung für die 
Realisierung dieser Zielsetzung sind. 

Insbesondere haben wir die Absicht, den aus der Anlage ersicht- 
lichen Treuhand vertrag abzuschließen, in welchem die wechsel- 
seitigen Rechte und Pflichten im Hinblick auf den Einsatz finan- 
zieller Mittel der Firma Internationale Beratungs- und Vertriebs- 
gesellschaft mbH enthalten sind. 

Wegen der Bedeutung der damit verbundenen wirtschaftlichen und 
insbesondere sozialen Zielsetzung bitten wir um Beurkundung die- 
ser Absichtserklärung sowie den aus der Anlage ersichtlichen 
Vertrag . 

gez. Hans-Jürgen Schwaß 
gez. Karlheinz Näcke 
gez. Hans Kopmann 
gez. Eigner, Notar 
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Kostenrechnung : 


"Wert* / 

*%•♦.*•* * 



375.000,- DM 

-.Geb. gen. § 

1. 

2 (1) NKO 

992,- DM 

Geb. gen. § 

4 

NKO 

50.- DM 

MwSt . 14 X 



145,88 " 


1.187,88 DM 


gez. Eigner 
Notar 



507 




Beglaubigte Abschrift 


Jörg Eigner 1120 Berlin •* 

Rechtsanwalt und Notar Langhansstraße 21 


AZs 20-12—90 1409 Mühlenbeck 

.Kastanienallee 19/20 
wohin sich der Notar 
auf Ersuchen begeben 

' hat. 


Vor d en Notar erschienen: 

1. Herr Karlheinz Näcke, Hauptgeschäfts führer, 

geboren an 12.08.1941, wohnhaft Leipziger Str. 48, 1080 Berlin 

— nachstehend auch “Treugeber zu 1" genannt — 

2. Herr Hans Kopnann, Geschäf tsführer , 

geboren am 16.08.1929, wohnhaft Leipziger Str. 54, 1080 Berlin 

— nachstehend auch “Treugeber zu 2" genannt - 

3. für die Firma SchwaB & Co. Handelsgesellschaft mbH 
der al leinvertretungsberechtigte Geschäftsführer 
Herr Hans-Jürgen SchwaB 

— nachstehend auch "Treuhänder" genannt -. 

Die Erschienenen wiesen sich gegenüber dem Notar mit gültigem 
Personalausweis aus. 

Die Erschienenen erklärten: * 

Die Treugeber sind Geschäf tsführer der IBV, Internationale 
Beratungs- und Vertriebsgesel lschaf t mbH, Kastanienallee 19/20, 
Mühlenbeck DDR, 1409. 

Die bisherigen Gesellschafter der IBV haben mit notarieller 
Urkunde ihre Gesellschaftsanteile auf den Treuhänder übertragen. 
Der Treuhänder soll die Gesellschaftsanteile für die Treugeber 
treuhänderisch halten. 

Dies vorausgeschickt schließen die Parteien folgenden 


2 
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r*«iuhand vertrag : 


fi 1 

Begründung de» Trauhandverhältnisses 


Zwischen den Beteiligten besteht Einigkeit darüber, daC der 
Treuhänder je die Hälfte der Geschäftsanteile von 275. OOO, - DM 
an der vorgenannten Gesellschaft nur als Tf^euhänder für je- 
weils einen der beiden Treugeber hält. Die Vertragspartner sind 
sich darüber einig, daO der Treuhänder beim Halten der 
Geschäftsanteile nach außen im eigenen Hamen, im . Innen Verhältnis 
aber als Treuhänder der Treugeber mf deren Gefahr und deren 
Rechnung handelt. Die Trougeber sind insoweit Gesamt Schuldner. 
Alle Mittel tu»' Einstellung sind dem Treuhänder von den freu- 
•gebern aur Verfügung gestellt worden. 

* 2 

Pflichten des Treuhär«ders 


*• _ 



Der Treuhänder ist während «ler Dau*r Oes Treun ano verna i tnisse*. 
verpf 1 irhiet, 

t 

1 • di*? ihm als Gesellschafter nach • uuen :u^ceht*r.den Rechte, 
insbesondere das Stimmrecht aus der Beteiligung, nur gemau 
der Weisung der Treug^ber *»ft*»r»«üi >er«. Der Treuhänder I •*» t 
vor jeder Stimmabgabe die Weisung der Treugaber einzuhol 5rn. 
Die Weisungen der Tr*rugeber sind *-i ns t iiomi ij bem Treuhänder 
zu erteilen! 

2. die »Auf den Geschäftsanteil ent Tal lenden Pusschütt ur.gen an 
die Treugeber jeweils zu 50 % suzuFührerii 

2. Uber den Geschäftsanteil nur nach vorheriger Zustimmung der 
Treugeber (Einstimmigkeit) zu verfügen« 

Auf Verlangen der Treugeber den Geschäft '»«nt ei 1 an den 
jeweiligen Treugeber oder einen von diesen benannter. 
Dritten zu übert ragen. 


§ i 


Dt-r Treuhänder spricht hiermit r t tr» . 
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sichtlich seines Geschäftsanteils ein unwiderruf 1 iches über- 
nahmeangebot in Hohe von jeweils 50 % des Geschä f t santei 1 s 
aus, welches von den Treugebern ’u jeder Zeit Mit vier Zustim- 
mung des anderen Treugebers anyrno«a«iieri werden 1 «auf». 

fi 4 


f roistel 1 uny d*v» Treuhänders 


Die Treugeber stellen den Treuhänder von allen Verpf 1 ichtungen 
frei, die für ihn bei pflichtgemäßer Erfüllung des 
Treuhandverhäl tnisses aus dem Erwerb und dem Halter« des 
Geschäftsanteiles entstehet«. Die Treugeber haften insoweit 
als Gesamt Schuldner« 


S 5 

Bevollmächtigung de«' Treugeber 


Der Treuhänder erteilt hiermit der« Treugebern Vollmacht, das 
Stimmrecht aus der Beteiligung auszuüben. Es ist Einst imriiigkei t 
der TrSugeber erfordert ich. Soweit die Treugeber vor. dieser 
Vollmacht Gebrauch machen, ist der Treuhänder vor« dc?r Stimm- 
recht saus Übung ausgeschlossen. 

Die Vollmacht kann nur ir« Verb) rtdvng mit eiritr Kündigung 
dieses Vertrages widerrufen werden. 

3 G 


Kund i gung des T reuhandvert rages 

n 

1. Der Treuhänder kann das Treul «ai «dverha 1 1 ni s nur gegenüber 
beider« Treugebern jederzeit mit einer Frist vor« 2 Monaten 
kundiger« t . 

2. die Treugeber k*or«nen jeder für' sich d«*s Treuhand verhäl t ni & 

h ins icht 1 ich ihres 50 Xigen Anteils dem Treuhänder gegenüber 
mit einer Frist vot* 2 Monaten jederzeit kündigen* 

3« nach Beendigung des Treuhar«dve»liäl tnisses ist der Treuhände«' 
verpflichtet, der. jeweiligen Geschäft sar.t ei 1 unverzüglich 
an der« jeweiliger« Tis-ugeüer oder einer« von den Treugaberr« 
benannter« Dritter« abzutreter«. Ein ?u«-üel«beh*l t unysrecht 
ist ausgesch losser». D\e Zu« t i MiMuan^er. im Sinne de» i 15 
Hbs. 5 GmbHG gilt als erteilt. Auch nach Kündigung durch 
den Ti'euhär.der b^^tehl das Recht der Treugeber, das unwider- 
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ruf liehe übe r nähme* r*ije bot den Tro'jhänder# aniunehmef». 


S 7 

Gpt ions recht 


I*« Falle dea Todes, der Geschä ft uoir *1# t gkeit , de* Konkurse* *-tc. 
«ines der Treugooer besteht für %*ien anderer* Treuyeber das Recht 
2 ur übernähme des bet ref fanden Treu ge her« nt ei Is. 

Der übernehmende ist verpflichte 1 ! *^ine Hbf i ndung zu »an len. 

Die Feststellung und Zahlung der Fibr mdung er folgt nach Maßgabe 
der Fest tttel lungen des Steuerberaters det' Gesellschaft« 

§ n 

Vertraul ichhrit 


Der Treuhänder ist yelult«*h, dä% Treuhand verbal Vnia — soweit 
zulässig und möglich — vertraulich tu behende)«.. 

§3 


Wbt r«#t ungsvol luurlit 


D«?r Treuhänder erteilt den Treuyt?brr>« Jie utiKiderr uf liebe 
Vollmacht, die jeweiligen Geschäftsanteile an einen Dritten 
oder unter Befreiung von den Beschränkungen d«s £ S£ (3) ZGb 
an sich selbst abzutreten. Die Mbtrcitumj erfordert die Zustim- 
mung des anderen Treugebers« 


5 lf: 

Belehrungen 


1. Der Notar hat die Erschienenen darüber belehrt, daß der« Treu- 
gebern im Falle eines Konkurses des Treuhänders oder* im Falle 
der Zwangsvol Ist reckung in das Vermögen dos Treuhänders kt? in 
Widerspruchs- oder Oussonderu#. gerecht zusteht, da der Treu- 
händer das Treugut nicht unrni t telbar von der» Treugebern 
erworben hat. 

3. * Der Notar hat die Treugeber ferner darauf h i ngew i esen, 

daß ihre Gläubiger ir» das Treugut voll strecken können und 
Ir* diesem Falle dem Treuhänder keine l-Jiderupruchsrechte zu— 
stehen. 


Verstehende Abschrift/ F . t o l i» pic 
stimmt mit der Urschrift wörtlich ubsrc'.i 





Dokument 101 


Generalmietvertrag 


1. Dia Firma International« Beratung«- und Vertriebs-Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, Kastanienallee 19/20, 1409 Mühlenbeck, 
vertreten durch den Hauptgeschäftsführer Karlheinz Nicke und den 
Geschäftsführer Hans Kopmann, ebenda, 

- Vermieter - 

und 

2. die Firma Iwanter Transporte Walter Iwanter Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, Bülowstr. 56, 10Ö0. Berlin 30, vertreten durch 
ihren alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführer, Herrn Horst 
Fleischer, ebenda, 


- Genernimieter - 

schließen heute deh folgenden 


Generalmletvertrag . 


$ 1 t 

Gegenstand des Generalmietvertrages 

(1) Der Vermieter ist aufgrund des Vertrages mit der Firma Kunst 
und Antiquitäten GmbH 1. L. vom 13. März 1990 Inhaber eines 
unbefristeten Nutzungsrechts über das ln Kastanienallee 19/20, 
1409 Mühlenbeck, belegene Grundstück ln einer Gesamtgrüße von 
14 863 qm geworden. Dieses Nutzungsrecht erstreckt sich auf 
sämtliche auf dem Grundstück errichteten Baulichkeiten, wie sie 
sich aus den als Anlagen 1 bis 10 diesem Vertrag beigefügten 
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Bauzeichnungen ergeben. Die gewerbliche Nutzfläche für alle 
Räumlichkeiten, LRger und Büroflachen betragen ca. 8 478 qm. 
Zum Objekt gehört ferner eine betonierte Hof flache von ca. 2 500 
qm. 


Zum Mietobjekt gehören ferner die technischen Nebenräume 
(Heizung, Maschinenräume, Bunker, Keller, Tresorraum mit 
Stahlschränken sowie Verkehrswege) , die ln der vorgenannten 
Flächenermittlung nicht berücksichtigt sind. 

(2) Der Generolmleter übernimmt das gesamte Objekt mietweise mit 
sofortiger Wirkung einschließlich aller zum beweglichen 
Anlagevermögen gehörenden Gegenstände. Die mitvermieteten bzw. 
mitverpachteten Gegenstände des beweglichen Anlagevermögens 
einschließlich des gesnmten auf dem Objekt befindlichen Mobiliars 
sind ln dem diesem Vertrag als Anlage beigefügten Verzeichnis 
festgehatten. Die Richtigkeit und Vollständigkeit dieses 
Verzeichnisses Ist von den Vertragspartnern geprüft und wird 
von ihnen anerkannt. 

(.1) Gegrnstnnd des Mietverhnltntsses sind auch 

* die Alarmanlage; 

- die Beleuchtung; 

- die Brandmeldeanlage einschließlich aller Löschgeräte; 

* alle Sanitär* und Küchenanlagen; 

- Regal- und Bühneneinbauten. 

(4) Die zum Objekt gehörende Tischlerei sowie die Kfz-Werkstatt sind 
nicht Gegenstand dieses Vertrages. Der Vermieter verpflichtet 
sich, auf schriftliche Aufforderung des Generalmieters die 
Maschinen und Einrichtungsgegenstände der Tischerlei und der 
Kmftfnhrzeugwerkstatt zu entfernen. 
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Der Generalmieter hat indessen eine Option, diese Gegenstände ln 
diesen Vertrag mit einzubeziehen, und zwar zu einem monatlichen 
Mietzins von DM 1.000,--. 

Diese Option erlischt, wenn sie nicht bis zum 31. März 1991 
schriftlich ausgeübt wird. 

(5) Der Generalmieter hat das Recht, die vorhandene Telefonanlage 
gegen Zahlung der benötigten Gebühreneinheiten (Preis z. Zt. 

DM 0,23) und einer Grundgebühr von DM 500,-- pro Monat zu 
nutzen. Sollte der Generalmieter es für erforderlich halten, eine 
eigene Telefonanlage zu nutzen, wird er diese auf seine Kosten 
installieren oder die vorhandene Anlage vom Vermieter kaufen. 

(6) Der Vermieter überläßt das Objekt dem Generalmieter zur 
gewerblichen Nutzung . 

(~) Das Objekt wird in dem derzeitigen Zustand vermietet. Die 

Beschaffung der für den Gewerbebetrieb erforderlichen behörd- 
lichen Genehmigung ist Sache des Generalmieters. Der Vermieter 
verpflichtet sich indessen, bei der Beschaffung mitzuwirken. 

(0) Die Herrichtung des Objektes für die Bedürfnisse des Genernl- 
mieters obliegt ausschließlich diesem. 


§ 2 

Vertragsdauer 

/ 

(1) Dieser Mietvertrag beginnt am 11. Dezember 1990 und endet am 
31. Dezember 1995. 

(2) Wird der Mietvertrag nicht spätestens zwölf Monate vor seinem 
Ablauf von einem der Vertragspartner durch eingeschriebenen 
Brief gekündigt, so verlängert er sich jedesmal um zwei Jahre. 
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(3) Abgesehen von der Beendigung des Mietvertrages gemäß Absatz 1 
und 2 Ist der Vermieter berechtigt, dos Vertrogsverhiiltnis 
fristlos zu kündigen, wenn 

1. der Mieter mit der Zahlung des monatlichen Mietzinses 
mehr als einen Monat nach Zahlungsaufforderung Im Rück- 
stand ist; 

2. der Mieter den übrigen vertraglichen Verpflichtungen 
nicht nachkommt; 

3. der Mieter gegen gesetzliche Vorschriften oder polizei- 
liche Anordnungen verstößt; 

4. über das Vermögen des Mieters ein gerichtliches oder 
außergerichtliches Vergleichsverfahren oder das Konkurs- 
verfahren eröffnet wird. 

(4) Der Generalmieter hat ein dreimaliges Optionsrecht auf Ver- 
längerung der Vertragszelt um jeweils fünf Jahre - mithin 
fünfzehn Jahre - . Der Genemlmieter muß diese Optionsrechte 
jeweUs mindestens drei Monate vor Ablauf der Vertragszeit durch 
eingeschriebenen Brief ausüben. 


§ 3 

Mietzins 


I 


(1) Der Mietzins beträgt monatlich für das gesamte Objekt 

DM 50.868,— (ln Worten: Deutsche Mark fünfzigtausendachthundert- 
achtundsechzig). 


Der Mietzins ist lm voraus bis zum dritten Werktag eines Jeden 
Monats mit einer Schonfrist von Jeweils fünf Werktagen zu zahlen. 
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(4) Dl« Instandhaltung dar Rolltor«, Brandmeldeanlagen, der 
automatischen Türen und dar Schic betoranla ge lat Sache des 
Vermieters. 

Lediglich die Wartung und Überprüfung sowie die Behebung von 
Storungen hat der Generaimieter auf seine Kosten vorzunehmen, 
soweit diese den Betrag. von monatlich DM 500, — nicht 
übersteigen. 

(5) Die Instandhaltung, Wartung und Prüfung der Aufzugsanlage hat 
der Vermieter auf seine Kosten vorzunehmen. Er ist verpflichtet. 
Insoweit einen Vollwartungsvertrag abzuschließen. 

Als Betreiber der Anlage gilt der Vermieter, der auch alle 
gesetzlichen Anzeigeverpflichtungen zu erfüllen hat. 

Der Generaimieter hat Indessen diejenigen Kosten zu tragen, die 
sich gemäß § 19 der Aufzugs Verordnung (AufzV) für die 
Benutzung der Anlage ergeben. 


§ 5 

Bauliche Veränderungen 

(1) Der Generaimieter ist berechtigt, bauliche Veränderungen 

(Neubauten und Umbauten, Abreißen und Ersetzen - ganz oder 
teilweise) vorzunehmen, sofern solche Veränderungen für die 
optimale Nutzung des Objektes erforderlich sind. Änderungen, 
die die Statik der Gebäude berühren, bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Vermieters. 

Treten durch die Vornahme baulicher Veränderungen Schäden 
auf, so haftet der Generaimieter für. diese auch dann, wenn die 
Zustimmung des Vermieters vorlag. 
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(2) All« durch die baulichen Veränderungen entstandenen Kosten hat 
der Generalmieter zu tragen. Dies gilt ebenfalls für die Kosten 
der Beschaffung behördlicher Genehmigungen oder der Erfüllung 
polizeilicher oder sonstiger gesetzlicher Auflagen. 

(3) Der Vermieter verzichtet auf die Wiederherstellung des Ursprungs 
zustandes lm Zeitpunkt der Beendigung des Vertragsverhält- 
nisses. 


5 6 

Vorkaufsrecht und Ankaufsrecht 

(1) Der Vermieter räumt dem Generalmieter für alle Verkaufsfälle , 
solange das Mietverhiltnls besteht, ein Vorkaufsrecht hin- 
sichtlich des Grundstücks und aller sonstigen Gegenstände des 
Mietobjektes ein. Der Generalmieter kann während der Dauer des 
Vertrages Jederzeit verlangen, daß ihm der Vermieter die Ein- 
tragung eines Vorkaufsrechtes am Grundstück zur Eintragung ln 
das Grundbuch bewilligt. Die Kosten hierfür trägt der General- 
mieter. 


S 7 

Unterverpachtung 

(1) Der Generalmieter Ist zur Unterverpachtung, Untervermietung, 
Übertragung von Rechten aus diesem Vertrag oder zur unent- 
geltlichen Überlassung an Dritte ohne Zustimmung des Vermieters 
berechtigt. 

(2) Erfolgt eine Unterverpachtung, Untervermietung oder sonstige 
Übertragung von Rechten aus diesem Vertrage an einen Dritten, 
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so bleibt dar Gsnsralmlstor als Gesamtschuldner mit dem Dritten 
für die Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Vertrage haftbar. 

8 8 

Mehrwertsteuer-Option 

Der Generalmieter kann wihrend der Dauer des Mietverhältnisses 
Jederzeit verlangen, daß der Vermieter gegenüber dem Finanzamt auf 
die Steuerbefreiung der Vermietung gemäß 8 4 Nr. 12 UStG (Mehrwert- 
steuer) verzichtet. 

8 9 

Allgemeine Vereinbarungen 

(1) Mündliche Nebenabreden haben keine Gültigkeit. Änderungen des 
Vertrages Jeder Art sind nur wirksam, wenn sie schriftlich 
zwischen beiden Parteien vereinbart werden. 

(2) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages aus irgendeinem Grunde 
rechtsunwirksam sein, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt. Insbesondere die Vereinbarung über 
die Einräumung eines dinglichen Vorkaufsrechts führt nicht zur 
Unwirksamkeit dieses Vertrages, wenn es zunächst nicht ln 
notariell beurkundeter Form begründet wurde . 


« 

Berlin, den 11. Dezember 1990 
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Kunst und Antiquitäten GmbH i.L. 
z.H. Freu Arndt 
Liquidetor * 

Kestenienellee 19/21 

Höhlenbeck 

14 0 9 


International« Beratung«* 
und VertriebsgescRsehaft mbH 

r i m nrt il sch« StraB# 15 
B«fttn-DDR, 1000 


Ihr Zeichen 


tir Schreiben 


Unser Zeichen Mühlenbeck f den 3.01.1991 


Betr«: Kündigung der Vereinbarung vom 13.03.1990 


Sehr geehrte Freu Arndt! 


Wir nehmen Bezug euf Ihr Schreiben vom 28.12.1990, in 
dem Sie uns die Vereinbarung vom 13.03.1990 kündigen. 

Sie heben es leider versäumt, in Ihrem Schreiben einen 
Kündigungstermin zu benennen. Sollten Sie jedoch eis 
Kündigungstermin den 31.12.2018 ins Auge gefaßt heben, 
erklären wir uns selbstverständlich mit der jetzt aus- 
gesprochenen Kündigung einverstanden. 

Somit würden sämtliche Interessen der IBV und ihres 
Partners, der Firme IWANTER-Trensporte, in Einklang 
stehen. 


Hit freundlichem Gruß 


4 ^ 


Necke 

Hauptgeschäftsführer 


Kftstanienullee 19/20 
Mühlenbeck-DDn. 1409 
Wefon: 6-0 Tel«*: 156538 





Dokument 103 


Abschrift. 


BUNDESVERFASSUNGSGERICHT 
2 BvR 1616/88 

ln dem Verfahren 
über 

die Verfassungsbeschwerde 

des Herrn ‘ 

- Bevollmächtigte: Rechtsanwälte Hartmut Schmidt-Dietrich und 

Kollegen, Hahler Straße 16, Minden - 

gegen das Urteil des Bundesgerichtshofs 

vom 22. September 1988 - IX ZR 263/87 - 

hat die 3. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungs- 
gerichts durch die Richter Klein, 

Graßhof , 

Kirchhof 

am 9. Januar 1991 einstimmig beschlossen: 

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur 
Entscheidung angenommen, weil sie unzulässig 
ist . 
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Gründe : 

Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig, weil der Be- 
schwerdeführer nicht hinreichend deutlich dargelegt hat, daß 
die Entscheidung des Bundesgerichtshofs auf einem Verstoß 
gegen Grundrechte oder grundrechtsgleiche Gewährleistungen 
beruht (vgl. dazu BVerfGE 28, 17 < 1 9 > ) . 

Der Rüge des Art. 14 GG liegt ein unzutreffendes Verständ- 
nis des angegriffenen Urteils zugrunde. 

Auf der Grundlage des Tatsachenvortrags des Beschwerdefüh- 
rers vor dem Land- und Kammergericht konnte dieses nicht 
feststellen, daß das Steuer- und Strafverfahren gegen den 
Beschwerdeführer "ohne zureichenden Grund eingeleitet und 
durchgeführt worden ist”. Der Bundesgerichtshof hatte daher 
bei seiner Entscheidung revisionsrechtlich das Bestehen eines 
nach dem Recht der früheren DDR zureichenden Grundes für das 
Steuerverfahren zu unterstellen. Dies erkennt der Beschwerde- 
führer bei seinen verfassungsrechtlichen Rügen nicht. 

Diese sind daher gegenstandslos, soweit er dem Bundesge- 
richtshof vorwirft, er habe durch Anerkennung eines gutgläu- 
bigen Erwerbs einer Enteignung ünd ihrem Zweck zum Erfolg 
verholfen und nicht berücksichtigt, daß das Vorgehen der 
DDR-Behörden sich "in diskriminierender Weise" gegen sein 
persönliches Vermögen gerichtet habe. Auch das Gutachten von 

Professor Drobnig, auf das der Beschwerdeführer sich - ohne 
< 

Anführung von Einzelheiten und genauer Fundstelle - zur Be- 
gründung der Rüge des Art. 14 GG beruft, geht bei seiner 
Wertung von der für die Revisionsinstanz gerade nicht maßgeb- 
lichen Tatsache aus, daß das Steuerverfahren gegen den Be- 
schwerdeführer zu dem Zweck eingeleitet worden sei, ihm auf 
diesem Wege sein Vermögen zu entziehen. Des weiteren beruht 
das Gutachten auf der schon nach ihren tatsächlichen Grundla- 
gen nicht zutreffenden These, eine Übertragung von Eigentum, 
die in der ehemaligen DDR der Vollstreckung einer Strafe 
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gedient habe, deren Vollstreckung im Bundesgebiet nach den 
Vorschriften des Gesetzes über die innerdeutsche Rechts- und 
Amtshilfe in Strafsachen unzulässig sei, könne sachenrecht- 
lich nicht als wirksam anerkannt werden. 

Verfassungsrechtliche Angriffe gegen die Wertung des Bun- 
desgerichtshofs, ein Steuersatz von 76,2% begründe keinen 
konf iskatorischen Charakter der Steuergesetze der früheren 
DDR, erhebt der Beschwerdeführer nicht; im Gegenteil räumt er 
ein, daß das Steuerrecht der DDR sich mit seinem Spitzen- 
stouersatz auch von dem Steuerrecht in anderen westlichen 
Ländern nicht unterschieden habe. Seine Auffassung, daß es 
für den Vorwurf eines Verfassungsverstoßes hierauf nicht 
ankomme, beruht auf dem eingangs geschilderten irrigen Ver- 
ständnis der revisionsrechtlich vorgegebenen Tatsachengrund- 
lage der Revisionsentscheidung. 

Auch einen Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG hat der Be- 
schwerdeführer nicht als möglich dargelegt. Dabei ist zu- - 
nächst maßgebend, daß er weder seine Revisionserwiderung in 
der Frist des § 93 BVerfGG vorgelegt hat noch den Inhalt 
seines angeblich vom Bundesgerichtshof nicht zur Kenntnis 
genommenen Vortrags zum Steuerrecht der DDR darstellt, son- 
dern nur pauschal behauptet, die gesamte Revisionserwiderung 
und sein Vortrag in der mündlichen Verhandlung vor dem Bun- 
desgerichtshof hätten einen einzigen Vorwurf enthalten: Die 
Anwendung des Steuerrechts der DDR auf den konkret hier zu 
entscheidenden Fall entspreche der Beurteilung des Bundesver- 
fassungsgerichts in BVerfGE 12, 99. Des weiteren ist nicht 
1 

erkennbar, daß der Bundesgerichtshof ein solches Vorbringen 
in der Revisionsinstanz zur Kenntnis nehmen mußte: Gemäß 
§ 561 ZPO war er an die tatsächlichen Feststellungen und 
gemäß §§ 549, 562 ZPO an die Feststellungen des Berufungsge- 
richts zum Inhalt des Steuerrechts der DDR gebunden, wobei er 
dieses hinsichtlich der Frage seines konf iskatorischen Cha- 
rakters lediglich anders wertete und auf die entsprechenden 
Revisionsangriffe hin die Feststellungen des Berufungsge- 
richts zu einer nach den Grundsätzen der Entscheidung des 
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Bundesverfassungsgerichts vom 24. Januar 1961 (BVerfGE 12 , 

99) zu beurteilenden Rechtsstaatswidrigkeit des Steuerrechts 

I • 

der ehemaligen DDR für nicht ausreichend hielt. 

Auch eine Verletzung von Art. 19 Abs. 4 GG ist nicht als 
hinreichend möglich dargelegt. Der Bundesgerichtshof ist 
zutreffend davon ausgegangen, daß Art. 19 Abs. 4 GG nur Gel- 
tung für Akte der öffentlichen Gewalt der Bundesrepublik 
Deutschland hat und dies auch bei Anwendung des Art. 30 EGBGB 
a.F. zu berücksichtigen sei. 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 

Klein Graßhof Kirchhof 
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in 0-1120 Berlin, LanghansatraOe 21 


esdxEKxxxx^hecoec 
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Vor dem unterzeichnenden Notar! atsverweoer Jörg Eigner 
erschienen* 4 .» w 

• 't f:** • f. 

1. fUr die Schwaß & Co. Handelsgesellschaft mbH 
deren elleinvertretungsberechtigter Geschäftsführer 
He.rr 

Hana- Jürgen- Schwa B . 
geboren am 29. September 1944. 

wohnhaft in 0-1144 Berlin. Hel lersdorfer Straße 51. 

• . * I- • . . 

2. für die Internationale Beratungs-und Vertri^bsgesel 1 Schaft mbH. 
(nachfolgend IBV genannt) . 

Kastanlenal'lee 19/20. 0-1409 HUhlenbeck 

a) deren Hauptgeschäftsführer 

Herr « 

Karlheinz Nücke. 

geboren am 20. August 1941, 

•wohnhaft' in 0-1080 Berlin. Leipziger Straße 48, 

* • • •? l *f f 

und • w«r • 

b) deren Geschäftsf (ihrer 
Herr -* ’• ' * ’ 

Hans ‘Koptnann. 

geboren am 16. August 1929, 

wohnhaften 0-1080 Berlin. Leipziger Straße 54. 

I * r V t 

sämtlichst 'dem unterzeichnenden Notariatsverweser bekannt. 

~ ». I * • • 

Dor Erschienene zu 1. legte den Auszug aus dem Handelsregister 
HRB 5555 sowie eine Abschrift der 2. Ausfertigung des Gesell- 
schaftsverträges vom 14.3.1990 vor. woraus sich seine Alleinver - 
tretungsbefugnis ergibt. 

Die Erschienenen zu 2.a) und b) legten ebenfalls einen Auszug des 
Handelsregisters HRB 5627 vor, woraus sich ihre Vertretungrbe 
fugnls ergibt. ' • 


->ie ersuchten um Beurkundung folgender Erklärungen:, 

1. Wir haben am 6.9.1990 vor dem Notar Eigner zu dessen Aktenzei- 
chen 20-12-90 einen Treuhandvertrag geschlossen, aufgrund 
dessen der Erschienene zu 1. von den für die IBV handelnden 
Erschienenen zu 2. und 3. die Mittel übertragen bekommen hat. 
um die Geschäftsanteile der ausscheidend»n bisb-rigen Gesell- 
schafter übernehmen zu können. Die bisherigen Gesellschafter , 
sämtlich zentrale Kultureinrichtungen der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik, haben lediglich die ihnen zuvor zuge- 
wiesenen staatlichen Fonds, die als Geschäftsanteile einge- 
setzt worden waren, bei ihrem Ausscheiden aus der IBV bean- 
sprucht. ohne Rechte auf die sonstigen Vermögenswerte des 
als volkseigener Betrieb in der Rechtsform einer Gesellschaft; 
mit -beschränkter Haftung auf zentrale staatliche Weisung ge- 
gründeten Unternehmens geltend zu machen. Um der durch des 
Ausscheiden der genannten Gesellschafter drohenden l.iguidie- 
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rung des Unternehmens und dem damit verbundenen Verlust der 
Arbeitsplätze für ca. 100 Mitarbeiter zu begegnen, haben die 
als Geschäftsführer der IBV fungierenden Erschienenen zu 2. f 
und 3. in Wahrnehmung der Interessen der Treuhandenstolt die 
von den ausgeschiedenen Gesellschaftern nicht in Anspruch ge- 
nommenen ‘Mittel dazu eingesetzt, durch einen Treuhänder - d«n 
Erschienenen zu 1 . - die frei gewordenen Anteile des Stammhnpi • 
tals fUr die IBV zu sichern und so unter Aufrechterhaltung 
Vollbeschäftigung für die Mitarbeiter die Voraussetzungen für 
ein zukuhf toorientiertes mittelständiges Unternehmen zu er- 
halten.. - 

Anzumerken ist. daß in dieser Zeit, wie zu belegen ist. die 
Treuhandanstal t in Verkennung der bestehenden Rechtslage sich 
geweigert hatte, die IBV als ein ihr zuzuordnende» Unternehmen 
enzuerkennen. Nunmehr soll ein erneuter Versuch unternommen 
werden, die Treuhandanstalt zur Wahrnehmung ihrer Rechte und 
Pflichten gegenüber der IBV zu veranlassen. 

2. Die Erschienenen zu 1.— 3. erklären Übereinstimmend', daß des 
zwischen ihnen bestehende Treuhandverhä 1 tnis unter völliger 
Entlastung des Treuhänders — dem Erschienenen zu 1. — mit so- 
fortiger Wirkung erloschen ist. 

3. Die Erschienenen zu 2. und 3. erklären mit Zustimmung des Er- 
schienenen zu 1., daß sie nunmehr in Wahrnehmung der Interes- 
sen der Treuhandanstalt bis zu deren Eintritt in ihre Rechte 
und Pflichten jeweils die Funktion eines geschäfts führenden 
Gesellschafters auoüben werden, wobei ihnen jeweils die Hälfte 
des Stammkapitals zugeordnet wird. 

Der Erschienene zu 1. tritt damit förmlich die von ihm gehal- 
tenen Geschäftsanteile im obigen Sinne an die Erschienenen zu 
, -.2. und 3. ab. Diese erklären mit obigen Vorbehalt die Annahme 

4. Die mit dem Abochluß und der Durchführung dieses Vertrages 
entstehenden Kosten trägt die IBV. 

Vorstehende Niederschrift wurde den Beteiligten vom Notar! atsvev- 
weser vorgelesen, ihnen genehmigt und wie folgt unterschrieben: 

gez. Hans-Jürgen Schwaß 
gez. Karlheinz Näcke 
gez. Hans Kopmann 

gez. Eigner.- 

Notariatsverweser 
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Kostenberechnung 
GeechHftsvert: DM 375.000. 


Gebühr gern. SS 32. 36 II KostO DM 1.360.— 

Gebühr gern. SS 136. 152 KostO DM 6.~ 


DM 1.366.-- 

80% lt .Einigungsvertrag Anlage I 
Kap. III. Absehn. III . Ziff. 20a) 
l.V.m. Abschn.IV. Ziff. 3g) DM 1.092.00 

Umsatzsteuer (MWSt) S 151a KostO DM 152. 9D 

insgesamt DM 1.245*79 


Berlin, den 24. Januar 192,1* 


gez. Eigner. 

Notar! atsverweser 
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A) Einleitung 


1. Die offenen Vermögens fragen in der ehemaligen DDR, insbe- 
sondere die ungeklärten Eigentumsverhältnisse, zählen zu den 
schwierigsten Problemen, die die Wiedervereinigung mit sich 
gebracht hat. Bestandsschutz Interesse und Restitutionsinter- 
esse stehen einander gegenüber. 

Grundlegend für die Beurteilung der Probleme der offenen 
Vermögensfragen sind die in der Gemeinsamen Erklärung der 
beiden deutsche n Regierungen zur Regelung offener Vermöaens- 
fraaen vom 15. Juni 1990 niedergelegten Eckwerte. Die 
zunächst als politisch. Willenserklärung gedachte Gemeinsame 
Erklärung ist über Art. 41 Abs. 1 Einigungsvertrag (BGBl. 
1990 II S. 885, 903, 1237) Bestandteil dieses Vertrages ge- 
worden und hat damit rechtsverbindlichen Charakter erlangt. 
Nach Art. 41 Abs. 3 Einigungsvertrag ist die Bundesrepublik 
Deutschland darüber hinaus verpflichtet, keine Rechtsvor- 
schriften zu erlassen, die der Gemeinsamen Erklärung wider- 
sprechen. 

2. Mit dem Einigungsvertrag ist das Vermögensoesetz ("Gesetz 
zur Regelung offener Vermögensfragen", VermG) als DDR-Gesetz 
am 29. September 1990 in Kraft getreten und gilt seit dem 3. 
Oktober 1990 als partielles Bundesrecht fort (BGBl. 1990 II 
S. 585, 1159 ff.). Das Vermögensgesetz ist Grundlage für die 
Restitution von entzogenen Vermögenswerten in den neuen Bun- 
desländern, wozu gemäS $ 2 Abs. 2 S. 1 VermG auch bewegliche 
Sachen (z. B. Kunstgegenstände, Antiquitäten) gehören. Die- 
ses Gesetz füllt die Gemeinsame Erklärung vom 15. Juni 1990 
in materiell rechtlicher Hinsicht aus. Es legt im einzelnen 
fest, in welchen Fällen eine Rückgabe von Vermögenswerten in 
Betracht kommt, die ihren Eigentümern vor allem durch Ent- 
eignung und durch Unterstellung unter staatlicher Verwaltung 
entzogen wurden und wenn eine solche Rückgabe nicht erfolgt. 
Die Höhe einer in letzterem Fall grundsätzlich zu gewähren- 
den Entschädigung legt das Vermögensgesetz jedoch, mit Aus- 
nahme der Sonderregelung des f 3 a VermG, nicht fest. Inso- 
fern ist das Vermögensgesetz lediglich eine Teilregelung der 
offenen Vermögensfragen in den neuen Bundesländern. 
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Das Vermögensgesetz regelt insbesondere vermögensrechtliche 
Ansprüche an Vermögenswerten, die entschädigungslos 
enteignet und in Volkseigentum überführt wurden oder bei 
denen eine geringere Entschädigung gewährt wurde als sie 
Bürgern der früheren DDR zustand (5 1 Abs. 1 a) und b) 

VermG) . Darüber hinaus gilt das Vermögensgesetz auch für den 
Verlust von Vermögenswerten aufgrund unlauterer Machenschaf- 
ten . z. B. aufgrund Machtmißbrauch, Korruption, Nötigung 
oder Täuschung von seiten des Erwerbers, staatlicher Stellen 
oder Dritter (5 1 Abs. 3 VermG) . Das Gesetz regelt ferner 
die Aufhebung der staatlichen Verwaltung an Vermögenswerten 
und der damit im Zusammenhang stehenden Ansprüche der Eigen- 
tümer und Berechtigten (5 1 Abs. 4 VermG). Außerdem gilt das 
Gesetz entsprechend für die Rückgabe von Vermögenswerten, 
die im Zusammenhang mit rechtsstaatswidrigen straf-, ord- 
nungs- und verwaltungsrechtlichen Verfahren eingezogen wor- 
den sind (5 1 Abs. 7 VermG). Im letzteren Falle ist aber ein 
vorgeschaltetes justizförmiges Verfahren, das zur Abänderung 
der rechtswidrigen Entscheidung und zur Aufhebung der Vermö- 
genseinziehung führt, Voraussetzung zur Anwendung des Vermö- 
gensgesetzes. 

Insbesondere aus $ 1 Abs. 1 VermG werden die Grundgedanken 
dieses Gesetzes deutlich. Hieraus ergibt sich, daß Enteig- 
nungen in der ehemaligen DDR, die Bürger der DDR, Bundesbür- 
ger und Ausländer gleichermaßen treffen konnten und nach den 
üblichen DDR-Regelungen entschädigt wurden, keine Ansprüche 
nach dem Vermögensgesetz auslösen. Das Vermögensgesetz hat 
somit nicht zum Ziel, sämtliche staatlichen Eingriffe wäh- 
rend des Bestehens der DDR in das Privatvermögen zu 
korrigieren, sondern lediglich Eingriffe aufgrund 
diskriminierender, d. h. vor allem rechtsstaatswidriger 
keine Entschädigung vorsehende Regelungen. Durch das 
Vermögensgesetz soll insbesondere spezifisches 
"Teilungsunrecht" beseitigt werden. 

vgl. Fieberg/Reichenbach, Zum Problem der offenen 

Vermögensfragen, in: Neue Juristische Wochenschrift 

(NJW) 1991, S. 321 (326 f.) 
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Es ist somit in folgenden zu prüfen, ob der Verlust der Ver- 
mögenswerte in den einzelnen Fallgruppen aufgrund solcher 
Maßnahmen eingetreten ist, die unter den Geltungsbereich des 
Vermögensgesetzes fallen: 


B) Einzelne Fallaruppen 

1. Kaufverträge zwischen den Eigentümern und der Kunst- und 
Antiquitäten-GmbH (KuAl 

a) Gemäß Art. 232, § 1 EGBGB, eingefügt durch Anlage I 
Kapitel III, Sachgebiet B Abschnitt II Kr. 1 des Eini- 
gungsvertrages (BGBl. 1990 II S. 885, 943) ist für 
Schuldverhältnisse, die vor dem Beitritt entstanden sind, 
das bisher geltende Recht maßgebend, also in diesem Fall 
das Zivilgesetzbuch der DDR vom 9. Juni 1975 (GBl. I Kr. 
27, S. 465, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Septem- 
ber 1990 (GBl. I S. 903), DDR-ZGB) * 

Zwischen den Eigentümern und der KuA wurden schuldrecht- 
liche Verträge gern, den 55 60 des DDR-ZGB mit dem Inhalt 
abgeschlossen, daß der Eigentümer verpflichtet wurde, die 
Gegenstände an die KuA zu übereignen und die KuA als Ge- 
genleistung einen bestimmten Preis zahlte. Ein Verstoß 
gegen die Vorschriften des DDR-ZGB, der zur Unwirksamkeit 
führt, ist nicht ersichtlich. Hach dem Recht der DDR, das 
auf das Abstraktionsprinzip verzichtet hat, ist der Ei- 
gentumsübergang nicht als besonderes dingliches Recht 
ausgestaltet, sondern in den Kaufvertrag einbezogen. Hach 
5 139 Abs. 3 DDR-ZGB geht das Eigentum mit der Übergabe 
der Ware und der Zahlung des Kaufpreises auf den Käufer 
über. 

b) Etwas anderes gilt jedoch, wenn auf den Willen des Eigen- 
tümers in unzulässiger Weise, und zwar infolge unlauterer 
Machenschaften eingewirkt worden ist. Der Eigentumsver- 
lust infolge unlauterer Machenschaften (z. B. Machtmiß- 
brauch, Korruption, Nötigung, Täuschung) stellt einen Re- 
stitutionstatbestand dar (5 1 Abs. 3 VermG) . Der Einsatz 
.unlauterer Kittel mußte nicht notwendigerweise durch den 
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Erwerber selbst, sondern konnte auch durch staatliche 
Stellen oder durch Dritte erfolgt sein. Gemeinsames 
Merkmal ist die sittlich anstößige Manipulation beim 
Erwerb, die auf verschiedene Weise zum Ausdruck kommen 
konnte. Diese Vorschrift ist auch als Auffangtatbestand 
für individuelle Eigentumsverluste zu sehen. 
Entscheidendes Kriterium ist die "Redlichkeit" 
(«Gutgläubigkeit) des Erwerbsvorgangs. War der Erwerber 
redlich und hatte er auch keine Kenntnis eines 
unredlichen Erwerbs seitens des Staates, so kommt ein 
Rückübereignungsanspruch des früheren Eigentümers 
grundsätzlich nicht in Betracht. 

vgl. Koerner, Offene Vermögensfragen in den neuen 

Bundesländern, 1. Aufl. München: Rehm 1991, BV4, 

S. 112 f. 

Eine Rückübertragung ist daher ausgeschlossen, wenn na- 
türliche Personen, Religionsgemeinschaften oder gemein- 
nützige Stiftungen in redlicher Weise an dem Vermögens- 
wert Eigentum oder dingliche Nutzungsrechte erworben ha- 
ben ("Redlicher Erwerb", § 4 Abs. 2 VermG) . Für die Red- 
lichkeit des Erwerbs eines Vermögenswertes sind nicht die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über den gut- 
gläubigen Erwerb maßgeblich, sondern schutzwürdig sind im 
Hinblick auf die in S 4 Abs. 3 VermG genannten Regelbei- 
spiele allgemein diejenigen, die sich auf die in der DDR 
bestehende Rechtslage eingerichtet und sich gemessen an 
dieser Rechtslage korrekt verhalten haben. 

vgl. Fieberg/Reichenbach, a.a.O., S. 327 


Nach S 4 Abs. 3 VermG ist der Rechtserwerb in der Regel 
als unredlich anzusehen, wenn der Vermögensgegenstand im 
Widerspruch zum geltenden Recht der DDR erworben wurde 
und der Erwerber dies wußte oder hätte wissen müssen, so- 
wie wenn Korruption, Täuschung, die Ausnutzung der per- 
sönlichen Macht des Erwerbers oder der Notsituation des 
Veräußerers den Erwerb und dessen Bedingungen beeinflußt 
haben* 
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Mach § 9 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz des Kulturguts 
der Deutschen Demokratischen Republik (Kulturgutschutz- 
gesetz, GBl. 1980 I Nr. 20, S. 191) hat das zuständige 
staatliche Organ den Abschluß eines Vertrages über die 
Leihe, die Verwaltung oder den Kauf des Kulturgutes durch 
eine geeignete staatliche Einrichtung anzustreben, wenn 
der Schutz und die Erhaltung von Kulturgut Maßnahmen 
erfordern, zu deren Durchführung sein Eigentümer bzw. 
Besitzer nicht in der Lage oder nicht bereit ist. 

Das Bemühen der staatlichen Stelle auf Abschluß eines 
Kaufvertrages war im_j&hmen der geltenden Rechtsordnung 
und im öffentlichen Interesse (Schutz des Kulturguts) zu- 
lässig. Es stand im Einklang mit dem geltenden DDR-Recht. 
Es muß deshalb im Einzelfall geprüft werden, ob unlautere 
Mittel zur Herbeiführung eines Kaufvertragsabschlusses 
Vorlagen. Mit dem Rechtserwerb durch unlautere Machen- 
schaften sind in erster Linie die Fälle gemeint, in denen 
etwa die Erteilung einer Ausreisegenehmigung davon abhän- 
gig gemacht wurde, daß der Ausreisevillige zuvor Vermö- 
genswerte veräußerte und auf sein Eigentum verzichtete. 

vgl. BT-Drs. 11/7831, S. 3 

Auch die Verschaffung von Erwerbsgelegenheiten unter Um- 
gehung von Mitbewerbern, die ältere Anwartschaften besa- 
ßen und besonders günstige Kaufpreise, können unlautere 
Machenschaften sein. Heist man im Einzelfall unlautere 
Machenschaften nach, so führt dies zur Rechtsunwirksam- 
keit des Eigentumsübergangs. Da die KuA eine staatliche 
Einrichtung, ohne gemeinnützige Ziele war, konnte sie 
auch nicht redlich erwerben. Hat die KuA jedoch die Sa- 
chen weiter veräußert, so ist redlicher Erwerb möglich, 
gemäß $ 10 Abs. 1 VermG steht den Berechtigten in diesem 
Fall nur ein Anspruch in Höhe des Erlöses zu. Der An- 
spruch richtet sich nicht gegen den Erwerber, sondern ge- 
gen den Entschädigungsfonds. 
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2 . Austauschverträge (AT-Verträqe) 


Diese Verträge unterscheiden sich von den oben genannten 
Kaufverträgen nur dadurch, daß statt des Kaufpreises ein 
Auto oder andere hochwertige Konsumgüter als Gegenleistung 
für die Übereignung der Antiquität vereinbart wurden. Die 
zivilrechtliche Regelung für Kaufverträge gelten bei Tausch- 
verträgen entsprechend ( | 147 DDR-ZGB) . 

Zur Frage der Rechtswirksamkeit gilt das unter 1. Gesagte. 
Unlautere Kittel sind meiner Ansicht nach noch nicht darin 
zu sehen, daß als Anreize Pkw - vor allem Lada und VW Golf - 
oder Produkte der Heimelektronik vermittelt wurden, deren 
Erwerb für einen normalen DDR-Bürger nicht möglich war. 


3. Einziehungen nach i J.6 _Zoligesetz beia-Jacenzübertrltt 

Nach § 15 Abs. 1 i.V.m. § 12 des Gesetzes über das Zollwesen 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 28. März 1962 
(-Zollgesetz- GBl. 1962, I Nr. 3, S. 42, i.d.F. des Anpas- 
sungsgesetzes vom 11. Juni 1968 (GBl. I Nr. 11, S. 242] und 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Zollgesetzes vom 
28. Juni 1979 [GBl. I Nr. 17, S. 147]) konnten die Dienst- 
stellen der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik denjenigen durch den Ausspruch einer Strafverfügung 
bestrafen, der die Bestimmungen des § 12 Zollgesetz verletzt 
und dadurch den ordnungsgemäßen Warenverkehr über die Gren- 
zen der Deutschen Demokratischen Republik gestört hat, ohne 
daß die Interessen der sozialistischen Gesellschaft erheb- 
lich beeinträchtigt wurden* Gemäß s 16 Zollgesetz konnten 
die Waren, die Gegenstand der strafbaren Handlung waren, 
durch die Dienststellen der Zollverwaltung entschädigungslos 
eingezogen werden. Es handelt sich bei den Einziehungen nach 
$ 16 des Zollgesetzes durch die Dienststellen der Zollver- 
waltung um entschädigungslose Einziehung durch eine Verwal- 
tungsbehörde aufgrund einer verwaltungsrechtlichen Entschei- 
dung. 
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a) Nach 4 1 Abs. 7 VennG sind Vermögensverluste restitu- 
tionsfähig, wenn sie im Zusammenhang mit rechtsstaatswid- 
rigen Strafverfahren, Ordnungsstrafverfahren oder verwal- 
tungsrecht liehen Entscheidungen stehen, soweit andere 
Vorschriften die Aufhebu ng diese r Maßnahmen vorsehen. 
Voraussetzung für die Anwendbarkeit des $ 1 Abs. 7 VermG 
ist also, daß es andere gesetzliche Grundlagen als das 
Vermögensgesetz für die Aufhebung von Straf-, Ordnungs- 
verfahren oder verwaltungsrechtliche Entscheidungen gibt. 
Für Ordnungsstrafverfahren und verwaltungsrechtliche Ent- 
scheidungen gibt es derzeit keine gesetzlichen Vorschrif- 
ten für die Aufhebung. Das von der DDR- Volkskammer er- 
lassene Rehabilitierungsgsetz (-RehaG- GBl. 1990 I Nr. 

60, S. 1459), das die strafrechtliche, verwaltungsrecht- 
liche und berufliche Rehabilitierung regelte, ist am 18. 
September 1990 in Kraft getreten, gilt aber nach Art. 3 
Nr. 6 der Vereinbarung vom 18. September 1990 
(Zusatzvereinbarung) i.V.m. Art. 1 des Gesetzes vom 23. 
September 1990 (BGBl. II S. 885, 1240) nur mit der Maß- 
gabe als Bundesrecht fort, daß die Regelungen über die 
verwaltungsrechtliche und berufliche Rehabilitierung 
keine Anwendung finden. Auch der Entwurf eines Ersten Un- 
rechtsbereinigungsgesetzes (BT-Drs. 12/1608) befaßt sich 
nur mit der Rehabilitierung und angemessenen Entschädi- 
gung für Justizopfer. Die Aufarbeitung der beruflichen 
Benachteiligungen und des Vervaltungsunrechts steht noch 
aus. 

Wegen des klaren Gesetzeswortlauts des RehaG, das eine 
Verurteilung durch ein deutsches Gericht der DDR voraus- 
setzt (5 1 Abs. 1 Nr. 1 RehaG), kann das RehaG auf Ein- 
ziehungsentscheide der Dienststellen der Zollverwaltung 
nach S 16 ZollG-DDR nicht angewendet werden, auch wenn 
Entscheidungen gleichen Inhalts im Urteil eines Strafge- 
richts hätten getroffen werden können. Bei "erheblicher 
Beeinträchtigung der Interessen der sozialistischen Ge- 
sellschaft" kam die Einziehung als Zusatzstrafe in Be- 
tracht. Nur in diesem Fall ist, da Zollvergehen häufig 
Begleitdelikte eines illegalen Verlassens der DDR waren. 
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die Möglichkeit zur Rehabilitierung eröffnet und damit 
die Möglichkeit zur Aufhebung des Einziehungsbescheids. 

vgl. Pfister, Das Rehabilitierungsgesetz, in: Heue 

Zeitschrift für Strafrecht (HStZ) 1991, Heft 4, S. 

165 (166) 

Da keine anderen Vorschriften die Aufhebung der Einzie- 
hungsbescheide der Zollverwaltung vorsehen, sind die Ver- 
mögensverluste nicht aufgrund von S 1 Abs. 7 VermG resti- 
tutionsfähig. 

b) Eine entschädigunoslose Enteignung , die nach S 1 Abs. 

1 a) VermG restitutionsfähig wäre, liegt wohl nicht vor. 
Die Einziehung von Waren, die Gegenstand einer strafbaren 
Handlung sind, stellt keinen rechtsstaatswidrigen Ein- 
griff in das Privatvermögen dar. Die Einziehung ist als 
eine Art Strafe für denjenigen anzusehen, der durch 
strafrechtswidrigen Mißbrauch den Schutz seines Eigentums 
verwirkt hat. Es stellt keinen Verstoß gegen den Verhält- 
nismäßigkeitsgrundsatz und das Willkürverbot dar, wenn 
Waren, die entgegen den gesetzlichen Vorschriften ausge- 
führt werden sollen, eingezogen werden. Ein Staat ist be- 
rechtigt, die Warenbewegung über seine Zollgrenze zu re- 
geln und Verstöße gegen diese Bestimmungen strafrechtlich 
zu ahnden und Waren, die Gegenstand dieser Vestöße sind, 
einzuziehen. S 1 Abs. 1 a) VermG ist daher nicht anzuwen- 
den. 

c) Dem Anspruchsberechtigten verbleibt nur noch die Möglich- 
keit, seine Ansprüche gemäß $ 1 Abs. 3 VermG mit der Be- 
gründung von unlauteren Machenschaften durchzusetzen. Der 
Einsatz unlauterer Machenschaften (wie z. B. Korruption, 
Amtsmißbrauch) muß in jedem Einzelfall gesondert geprüft 
werden, er ist denkbar (etwa willkürliche Versagung der 
Ausfuhrgenehmigung) , dies kann jedoch von hier nicht ent- 
schieden werden. 
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4. Einziehungen nach dem Kulturcrutschutzrecht 
(etwa bei Übersiedlern vor der Ausreise) 

Vor 1980 : 

Verordnung zum Schutze des deutschen Kunstbesitzes und des 
Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten vom 2. April 1953 
(GBl. Nr. 46, S. 522) 
hier: §S 4, 6 Abs. 2 S. 1, S. 2 VO, 

nach 198Q : 

Gesetz zum Schutz des Kulturguts der DDR vom 3. September 
1980 (GBl. I, Nr. 20, S . 191) 
hier: iS 9, 14 Abs. 3 KultgutSchG. 

Nach den S 14 Abs. 3 KultgutSchG bzw. § 6 Abs. 2 S. 1, 2 VO 
konnten Antiquitäten eingezogen werden, wenn die Eigentümer 
diese als Kulturgut klassifizierten Antiquitäten ohne Ge- 
nehmigung ausführten. Die Einziehung erfolgte entweder neben 
der Verurteilung zu einer Geldstrafe oder Freiheitsstrafe 
(S 14 Abs. 1 KultgutSchG, 5 6 Abs. 2 S. 1 VO) oder es konnte 
auf die Einziehung selbständig erkannt werden (5 6 Abs. 2 S. 
2 VO, § 14 Abs. 3 KultgutSchG). In beiden Fällen stellt die 
Einziehung wohl eine Art: Strafe dar. 

a) i 1 Abs. 7 VennG ist - vgl. zur Begründung die 
Ausführungen zu 3 a) (S. 9 f) - nicht anwendbar. Es ist 
darüber hinaus auch fraglich, ob es sich bei Einziehungen 
nach dem KultgutSchG um Vervaltungsunrecht handelt, da 
die Maßnahmen zum Schutz der Erhaltung von Kulturgütern 
nicht unverhältnismäßig und rechtsstaatsvidrig erschei- 
nen. Auch in anderen westlichen Staaten gibt es Gesetze, 
die - mit teils drakonischen Strafen - die Ausfuhr von 
Kulturgütern unterbinden. 

b) Eine entschädlgunoslose Enteignung kann wohl ebenfalls 
nicht bejaht werden. Im Interesse und zum Wohl der Allge- 
meinheit kann ein Staat Gesetze zum Schutz seines Kultur- 
guts erlassen, um den kulturellen Reichtum seiner Gesell- 
schaft zu erhalten, Verstöße gegen die Schutzbestimmungen 
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unter Strafe stellen und das Kulturgut, das Gegenstand 
der Straf- oder Ordnungsstrafverletzung war, einziehen. 
Auch hier ist der Schutz des Eigentums durch den straf- 
rechtlichen Mißbrauch des Eigentums verwirkt. Die Einzie- 
hung erscheint weder unverhältnismäßig noch willkürlich. 
Etwas anderes könnte evtl, in dem Fall gelten, in dem die 
Einziehung auch im Fall einer fahrlässigen Tatbegehung 
erfolgt wäre. Aber sowohl S 6 Abs. 1 VO als auch $ 12 
Abs. 1 KultgutSchG stellen nur die vorsätzliche Verlet- 
zung des Bestimmungen unter Strafe, die Einziehung ist 
nur bei vorsätzlicher Begehung möglich. 

c) Es verbleibt dem Berechtigten nur noch die Möglichkeit, 
seine Ansprüche gemäß I 1 Abs. 3 VermG mit der Begründung 
von unlauteren Machenschaften durchzusetzen. Unlautere 
Machenschaften könnten im Einzelfall dann vorliegen, wenn 
einem Öbersiedler trotz Ausfuhrgenehmigung die Kulturgü- 
ter entzogen wurden, eine Genehmigung willkürlich entge- 
gen den Verwaltungspraxis verweigert wurde oder Kulturgü- 
ter nicht im Interesse der Erhaltung der Kulturgüter für 
die Gesellschaft, sondern zum Erwerb für einen SED-Macht- 
haber eingezogen wurden. 


5. Vollstreckunasmaßnahmen 

a) Vollstreckungsmaßnahmen im Zusammenhang mit Strafver- 
fahren 

I 

(1) Wird ein Strafurteil gemäß $ 4 RehaG aufgehoben, so 
begründet dies nach 5 2 Abs. 2 RehaG weitere Ansprüche 
des Betroffenen. Der Betroffene hat beispielsweise einen 
Anspruch auf Beendigung der Strafvollstreckung (5 5 Abs. 
1 RehaG) und auf Rückerstattung und Rückgabe von Vermö- 
genswerten, die im Zusammenhang mit rechtsstaatsvidrigen 
Strafverfolgungsmaßnahmen den Betroffenen oder Dritten 
entzogen worden sind (f 2 Abs. 3 RehaG i.V.m. $ l Abs. 7 
VermG) . Eines Ausspruchs dieser Folgen im Tenor des Re- 
habilitierungsbeschlusses bedarf es nicht, da es sich um 
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Ansprüche handelt, die zumindest den Grinde nach zwin- 
gende Folge der Rehabilitierungsentscheidung sind. 

vgl. Pfister, a.a.O., S. 264 

Hach $ 3 RehaG werden Personen rehabilitiert, die wegen 
einer Handlung strafrechtlich verurteilt wurden, mit der 
sie verfassungsmäßig politische Grundrechte wahr^enommen 
haben, oder Personen, die die DDR entgegen den gesetzli- 
chen Bestimmungen verlassen haben oder verlassen woll- 
ten, wenn sie deshalb verurteilt wurden. 

(2) Je nach Tatumständen könnten auch entsccädigungslose 
Enteignungen (§ 1 Abs. 1 a) VermG) vorliegen. 

(3) Werden die der Vollstreckung zugrunde liegenden Straf- 
urteile dagegen nicht aufgehoben, so ist zu prüfen, ob 
die Vollstreckungsmaßnahmen aufgrund unlauterer Machen- 
schaften einen rechtsstaatswidrigen Eingriff in das Pri- 
vatvermögen darstellen (5 1 Abs. 3 VeraG) . 


b) Vollstreckunasmaßnahmen im Zusammenhang »it Steuerver- 
fahren 

(1) Die Vollstreckungsmaßnahmen im Zusammenhang mit Steuer- 
verfahren könnten entschädigungslose Enteignungen sein 
(S 1 Abs. 1 a) VermG). 

Als Enteignung kommen auch hoheitliche oder nur formal 
in ein privatrechtliches Gewand gekleidete Akte oder 
rein tatsächliche Eingriffe in Betracht, die zwar nicht 
als Enteignung bezeichnet, aber insgesamt gesehen nach 
Tendenz und Wirkung einer solchen gleichzuachten sind. 

vgl. BGH, Urteil vom 21. Oktober 1971 - II ZR 90/68, 
WM 1971, S. 1502, 1505 


Steuerverfahren in der DDR, die zum Verlust von Kunstge- 
genständen und Antiquitäten geführt haben, nachdem die 
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Betroffenen die ihnen zugegangenen Strafbefehle - bis in 
Millionenhöhe - nicht haben bezahlen können und deshalb 
ihre Kunstwerke und Antiquitäten gepfändet und an die 
KuA verkauft worden waren, könnten als Enteignungen zu 
werten sein. 

Können Beweise dafür erbracht werden, daß die Durchfüh- 
rung des Steuerverfahrens auf reiner Willkür beruhte und 
einzig zu dem Zweck durchgeführt wurden, die Kunstgegen- 
stände und Antiquitäten der Betroffenen zu erlangen und 
diese ausschließlich zum Zwecke des Staates zu verwen- 
den, dann könnte -man wohl zu dem Schluß gelangen, ent- 
schädigungslose Enteignung liege vor. 

Problematisch sind die Fälle, in denen das Vorliegen ei- 
ner entschädigungslosen Enteignung nur mit dem konfiska- 
torischen Charakter der Steuergesetze der DDR begründet 
wird. Danach läge dann eine entschädigungslose Enteig- 
nung vor, wenn die Höhe der Steuer die Ausübung der Ei- 
gentumsrechte wirtschaftlich unmöglich macht oder wenn 
sie den Steuerpflichtigen übermäßig belasten und seine 
Vermögensverhältnisse grundlegend beeinträchtigen würde. 
Dm eine solche Erdrosselungssteuer handelt es sich, wenn 
die unter normalen Umständen arbeitenden Steuerpflichti- 
gen die Steuer nicht ohne wiederkehrende Eingriffe in 
die Substanz konkreter Eigentumsobjekte aufbringen könn- 
ten und ihr Betrieb dadurch zum Erliegen käme. 

vgl. BVerwGE 6, 247 (266] - NJW 1958, 960 

Das LG Berlin und das Kammergricht Berlin haben das Vor- 
liegen einer entschädigungslosen Enteignung aufgrund des 
konfiskatorischen Charakters der Steuergesetze der DDR 
in einem von ihnen entschiedenen Verfahren bejaht. 

vgl. LG Berlin, Urteil vom 10. Dezember 1986 

- 4.0.238/86, abgedruckt in: Recht in Ost und West 

(ROW) 1988, S. 250 ff.; 

KG Berlin, Urteil vom 29. September 1987 

- 17 U 492/87, abgedruckt in: NJW 1988, S. 241 ff. 

' ' 1 cvl 
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Nach Ansicht des Kammergerichts stand das Einkommens- 
steuerrecht der DDR schon als solches in Widerspruch zu 
rechtsstaatlichen Grundsätzen . Das Gebot der Gleichheit 
der Besteuerung sei ihm fremd. Die Besteuerung der Ange- 
hörigen freier Berufe richte sich nach ihrer gesell- 
schaftlichen Nützlichkeit. Der freie Unternehmer werde 
einem Sonderrecht unterstellt, das ihm härtere Lasten 
auferlege als den anderen Bürgern. Ein solches Besteue- 
rungssystem verstoBe ganz offensichtlich gegen den 
Grundsatz der materiellen Gerechtigkeit und gegen das 
Rechtsstaatsprinz ip . 

Das Steuerverfahren-verletze jedenfalls im konkreten 
Fall das Übermaßverbot, veil es den Kläger mit 
unverhältnismäßig hohen Abgaben belaste, die nach 
rechtsstaatlichen Maßstäben aus den laufenden Einkünften 
müßten beglichen werden können, hier jedoch mit einem 
erheblichen Verlust an Vermögenssubstänz verbunden 
waren. 

Der BGH hat dagegen in seiner Revisionsentscheidung 

BGH, Urteil vom 22. September 1988 - IX ZR 263/87, 

abgedruckt in: ROW 1989, S. 123 ff. 

eine entschädigungslos Enteignung wegen der Höhe der Be- 
steuerung in den DDR -Gesetzen verneint. Die Tatsache, 
daß der Einkommenssteuersatz in der DDR erheblich über 
dem in der Bundesrepublik geltenden Höchstsatz der Ein- 
kommenssteuer liege, begründe noch keinen rechtsstaats- 
vidrigen Eingriff. Auch in einigen westlichen Staaten 
gäbe es ähnlich hohe Einkommenssteuersätze wie in der 
DDR. Auch der Umstand, daß zu der Einkommenssteuer noch 
die Umsatzsteuer, die Vermögenssteuer und Säumniszu- 
schläge hinzukämen, rechtfertige es nicht, im konkreten 
Fall eine entschädigungslose Enteignung zu sehen. 
Schließlich sei auch nicht dargetan, daß der Betroffene 
in irgendeiner Weise diskriminiert worden und nicht den 
gleichen Besteuerungsgrundsätzen unterworfen worden sei, 
die für alle Bürger der DDR gelten. 
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Da nach den Grundgedanken des Vermögensgesetzes (siehe 
oben S. 4) nicht sämtliche staatlichen Eingriffe während 
des Bestehens der DDR in das Pr ivatve mögen korrigiert 
werden sollen, sondern lediglich Eingriffe aufgrund 
diskriminierender, d. h. rechtsstaatswidriger Rege- 
lungen, so müßte man - folgt man der Ansicht des BGH - 
eine entschädigungslose Enteignung und damit eine Resti- 
tution nach S 1 Abs. 1 a) VermG ablehnen, wenn nicht be- 
wiesen ist, daß der Betroffene in irgendeiner Weise dis- 
kriminiert wurde, indem er nicht den gleichen Besteue- 
rungsgrundsätzen unterworfen wurde, die für alle Bürger 
der DDR galten. Dies muß in jedem Einzel fall überprüft 
werden. 


6. Verwertung von Nachlässen geschäftsunfähiger Erben vor 
Bestellung von gesetzlichen Vertretern 

Gemäß Art. 235 Abs. 1 EG BGB, eingefügt durch Anlage I, Kapi- 
tel III, Sachgebiet B Abschnitt II des Einigungsvertrages 
bleibt das Erbrecht der DDR für Erbfälle vor dem 3. Oktober 
1990 maßgebend. Auch nach dem Erbrecht der DDR konnte ein 
Geschäftsunfähiger Erbe werden (§ 363 Abs. 2 DDR-ZGB) und 
die Erbschaft mit dem Erbfall erwerben (5 399 Abs. 1 DDR- 
ZGB) . Der geschäftsunfähige Erbe ist somit mit dem Erbfall 
Eigentümer der zum Nachlaß gehörenden Gegenstände geworden. 
Der geschäftsunfähige Minderjährige, für den niemand das el- 
terliche Erziehungsrecht hatte, und der geschäftsunfähige 
Volljährige, der entmündigt war, erhielten einen Vormund (55 
88 Abs. 1, 98 Abs. 1 FGB) , der auch das Vermögen des Mündels 
zu verwalten hatte (55 94, 102 FGB). 

Die Verwertung von Nachlässen geschäftsunfähiger Erben vor 
Bestellung von gesetzlichen Vertretern als rein tatsächliche 
Eingriffe sind wohl entschädigungslose Enteignungen und als 
solche gemäß 5 1 Abs. 1 a) VermG restitutionsfähig. 
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Jfniten Fahrzeuge sind Eigentum des- MAW und wurden Aus 
“der Fa. Kath Überwiesenen finanziellen Mitteln bezahlt#-^ 
> Überprüfung der von Kath unterschriebenen Nutzungsver-.- 
wurde feetgeat eilt 4 daß sie diesen 7 Reohtazustand nichts ' ; 
tig widerBpiegeln« Entsprechende ^Veränderungen will ;;daraüf* 

t - 


f. hnung der Unkosten,, die durch die Aufkäufer entstehen* 
f «n nioü^ bei der Fa# Kath, sondern- Unter den Unkosten 
flÄ Arbeitsertrag -stehen . die Aufkäufer Jedoch bei der 7 , 
h Ziir Unt er Stützung seiner Geschäftstätigkeit erhielt 
jjj'äer Basis von Nutzungsverträgen verschiedene Kraft- > 


wie 3 VW-Pritsohenwagen,’ 1LKW Mercedes,! PKW Audi, 



ist durch die Verbindung des Kath -nu-denr bereits ' genannten 
kat -Firna, Mühle, erfolgt* Von seiten des MAW wurde ledig- ;< s 
johriftlioh darum ersucht, 7 der Fa# Kath' geeignete Räumlich*-^ 
\ für ein erweitertes BUrof zur Verfügung zu stellen# -Nach 
•echender Entscheidung -des «Stahtrat es Mühle ist auf Kostendes 
Le gesamte Renovierung und Einriehtung: dieses neuen ^BUros der 

E th übernommen ;imrden#>-.^X^::?w¥r 

...:} ' j V* r > .>T'V ..v- V. .*.» '*• , ^ ,* ' * •“'* - ■ 

fragen - wurde • ml tget eilt daß "die Von MAW der-Fa « ■ Kath 8Ur^ {; 



Igen. Im Zusammenhang mitb) wurde dieFrage angeäprochoh,v 
fcweit Kath aus TO stammendes Geld der Staatsbank der DDR Über 
JW erhalten hat, welches. mit Banderolen westdeutscher Bankin- 
ite.versehen war# Hierzu wurde von selten der Gen# Seidel/Ott 
et, daß Kath aus derartigen Quellen von MAW stammendes Geld v 
als erhalten habe. Die von MAW erhaltenen Barbeträge stammten 
johließlich von Bankinstituten der DDR und hatten dement-., 
ohendo Banderolen* • ..,rV. . ;!> - V/; 




xis der lagerverkäufe ah Käufer aus dem NSW und de* Preis- 
jung daboj ' , 
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pu wurde erklärt,' daß die Preisfestlegung für die vorgesehenen 
irvorküufe immer mit Vertretern des MAW, insbesondere mit dem 
1, Kühl abgesprochen wurden.' Zugrunde gelegt wurde hierbei ddr 
ndpreis der Lager laut den Aufkaufspreisen. Hierzu wurde noch 
•W8ohond der Höhe des Aufkaufspreises ein Aufschlag- erhoben» / 
4 äem die Verhandlungen mit dem Partner aue dem NSW begönnen 
‘an. Dabei war einkalküliert, daß der Partner aus dem NSW ein 
xigores Angebot als vorgesohlagen maohön konnte. Bei den Ver- 
klungen vrurde Wert darauf geh gt, auf Jeden Fall die' Einsatz- , 
su erzielen. -* < V; •- -.v ; •=>;••• x..v- • • ‘ 
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i30iö m 

-Vii« '•;; •••• t»j jf. -ff ffw*VäV ! '; . . . - ... 

| ' - ’ ■- * ":•'•■•'*■>>/• 'V'' r ’ »- y „--V • '•-■<'-• . .V “ ■ v ... • 

dieeeni' 2usaramerii[aiig wüfdd ferner, mit geteilt* daß sowohl bei - 
' Prelßf eötlegüngen -ala auch bei'den liagerverkäuf en lmtaer - 
“Mitärbelter dea MÄ.W önweaend wär« r Dem Kath sei mündlich die;, 
eung Übermittelt worden * * nur. im Beiseiö eines Mitarbeiters 
MAW Exportverkaufshandlungeri nach demHSW durchführen w' 
feft. 1 Aus genannten Gründen öeiee undenkbar»- daß Kath an 
iortkunden aus ' dem r BSW Lagerverkäufe vernahm , be ld emke in-' 
'-Mitarbeiter- ämreSeüd 'Krari 

& e’ammÄdhg J MVv ergeäännt em^obiem'inirde die ‘Präge gestellt, 
itewelt seitens des.EAW koiitrelllert :wurda, ! öb die von Kath dem . 
gemeldeten Ankauf ssurnmen = (gleioh der Höhe der finanziellen Be- 
tungen durch Eath> gegenüber den MAW^Konten) den Tatsachen ent- 
hoben. Zu diesem Punkt befragte“ Gen.\ Seidel im Beiseln der . 
ergeichnetan .Mitarbeiter den' Koll# Kühl vom MAW,; Dieser erklär- 
-daß derartige- Kontrollen bisher' nicht erf olgt sind.' Aus diesem 
nde eei- es möglich, - daß Kath dem MAW; Unkosten .für ' Ankäufe ; ln • - 
hnung stellen kann, öbwohl diese 1 ln der* Vorgegebenen Höhe nicht 
lagen. Gen. Seidel begründete die HlchtdurchfUhrung- solcher 
trcfllen damlt, daß Ihm für -derartige Zweoke zu wenig Personal 
’ Verfügung stand* Er räumte ein', daß die fehlende Kontrolle v. 
seiten des UAW einen begünstigenden 1 Umstand für die Durch- 
rung finanzieller Manipulationen des Kath jnr seinen, eigenen 1 — : 

wten.'darstellt*^ : ? 0 v^v'^:-4M :: ‘,.vvv^Sviv>--^v^. -cu. 
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Jgehend von de? ZeugönausöGge d«a Odötearrelöh ld Zu saim&dnhaiig . 7 
| den von Kath erhalt enenUhren, an Kath' oa, 100 TDB DBB ge- 
ilt zu haben, 1 wurde geprüft, ob diese Stimme den Tatsachen ent- 
jochen kann und Kath ca. 10 000 Uhren über das MAW an Oeoter- - 
ich geliefert hat. Es wurde eine schriftliche Umsatzbesdheini- 
igdos HAU an dieUnterze lohne ton Übergeben. Aua dieser geht her- 
f, daß von Kath 8.200 geliefert wurden* sind. Durch Qen. Seidel 
?de zugesioherti daß Uber ihn dor Oa*. bei Notwendigkeit- zu • 
tteren Vernehmungen zur Verfügung Steht.” • V •> . *. 




IBichtlich der Motoren für einen PKW de» Kath Typ BMW sowie' : 
iea PKW des Beschuldigten Kretzsohaar Typ “Opel wurde durch 
[• Seidel erklärt, daß 'diese nicht unter Einschaltung des liAW 
psorgt und in die DDR eingeführt, worden sind. Vor Aufnahme der 
jchüftoverbindung mit Kath wurde er durch Gen.’ Seidel auf ge- 
rdert, den PKW vom Typ BMW zu verkaufen. Deshalb habe man es 
ph abgelehnt, für dieses und andere Westfahrzeuge Ersatzteile 
t beschaffen. • • • ■ '■ 


545 





546 



OOOC13 


- 4 - 


V* 

?< 


' eich öa# J V2 Jahr nicht 'an diöso Auff orderüng gehal-. 


| ^ b Ln'!lAW-MitarbQiter Kühl umdie Beschaffung eines* kom- 
■lu»® Sjjiteraohae «raucht* Der KtÜil erklärte auf Befragen, V 
ttea ^ 10 . der Festlegung dös Gen* Seidel, .‘„dem Kath weder eine *: 

E to^luae noch einen Motor für dessen* PKW Typ BMW und auch 
e Motor für den PKW de» Beschuldigten IJr* beschafft zu 


us* 






*■ ,.v . 


»♦*; * * ‘i’ .vir*. * .v V '*V **■*■>- ^ v V 

von den Verdachtsmomenten der,’ Straftat eh des’ Kath ii : 


KSenhang «1^ dem Verkauf des Lagere Weißensee/?htlr # * er»*. 

F®t gen« Seidelf- daß dies nicht mehr unmittelbar iri; seinem^ ,; 
P:®jj_ßjceitsbereidh liegt, daß die Kunst- ■ und. /Antiquitäten-^? ' 
ftf einem anderen .Off izier, des MfS für besonderen- Einsatz unteiN*" 

,t ' Eine telefonische. Nachfrage des Öen,? Seidel bei deta V /C 
.*{}': Leiter der Kunst- und Ant iquitäten-GmbH,; Köllv Parkött, : . : 
Sachverhalt ergab, daß .?* hinsiohtlich; dieses Lagerverkaufes . 
mb auf- eine Unregelmäßigkeit, des Kath .gestoßen war,. BS .ent- ; 
nioh den Tat saoheh*. daß Kath eine Ankauf ssurarae /für das Inger ?^ v . 
g.pgee -in Höhe von 32 TU in Rechnung gestellt hat,, obwohl er .7. 
inllber P* längere- Zeit vorher erklärt hatte, daß die Einsatz— 

L nur bei etwas Über 10 TM liege*, Da P« die Absi'oht hatte, v 
^ diesbezüglich alt Kath audeinanderzusetzen, wurde er durch - 
Seidel auf gef ordert, davon Abstand au nehmen, ehe nicht ein 
^rechender Bescheid durch- Gon* Seidel erfolgt* Es wurde Ver- . 
ibart * daß P* die Unterlagen zum beschriebenen Sachverhalt 
Ö«n* Seidel zwecks Anfertigung von Po tokopien übergibt# Die ' “ ; 
Kopien werden der KD Pirna auf dem Postweg augestellt#' ..v- v 

i ; . : VV Vs —V ■ ’* •’ - V ..•* 1 ' * ; ^V’V V 

jV-'.v .vV',. •• Termini 09* 11 . 1973* ' r.v r >';; • : 

[sichtlich der Kunst- und Antiquität en-ÖmbH iöt aü beachten, 

I deren Zuständigkeit aber o loh z* Z* an die 6en# Schindler und 
ina (Offiziere, des MfS im besonderen Einsatz im MAW) ver- \ 
a*rt wird* Operative Verbindung zur Kunst- und Antiquitäten- 
pH hat der den*. Oberstleutnant Hillebrandt ■+> HA X7IIX des 
18- Tel. 2500. . < - • . ,. . . .. 


L 


- ’r 
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ichtlich der Beschaffung von Beweismaterialien zur Verdachts- 
Johtung einer Straftat des Kath an der Kaiser muß Verbindung zur 
pst- und Antiquitäten-GmbH -auf genommen werden# .. - 

folteren wurden die Gen. Seidel und Ott gebeten, Möglichkeiten* 
prüfen, das für den Kath voraussichtlich unter dem Namen 
lies Bruders in WD existierende Konto (siehe Aussagen Oester— 
loh, Kretaschmar, Kaltschmidt) in Erfahrung* -zu bringen« - 
Ö, Seidel erklärte sich hierzu bereit und gab folgende Erklärung 

Ist bekannt, daß der Oesterreich im Besitz - einer Bankttherwei- 
N ist, mittels der der BRD-Bürger Barthels (Mitarbeiter der 
pört -Firma Sabatier) eine Einzahlung in Höhe von 10 TDM DBB :*■ _ - 
pautlioh für Kath an dessen Bruder oder einen Strohmann vorgenom- 
■ hat. „ 





. oe-c'cw 

• • v v V, ? i ■ ... .... , v „ 


L-' f r, •*■.** j . ■. **' '•■*' ;. v ii* /.“..**■ *•«•**•*. •* ’ „ r i. ‘ *•’:*?*;. * ‘ - ' \\ * 

fSi?de« v W* ■ ;yö»fci4®spufi©jÄf JCfb^y'iaÄjeLv-^taiax 

Hlieli iißdh ^gliöbjcöiihkeäjißix 
6 &ri*dji ;i Wk ; -^BVv ;-:ISU-L. 3 .St:ÜLM£t»^ 

PJSf ■ inKörti^rims ;$g&; .y qä- 


9 g.Uli$f\ mirdö'^ede tfa-fc erst tfcfe sung-' ; , iat-.Büö.öfcaijiörüxö^ iait-d&c!'- 
^gtefrend ©xt Ihhaftterung. das Ka t Ja,V , itiabsdoiid er& 
h dö^ JBÄweifiaitt el , Sloherung. la <3ei**iqiv des; jp??.: öbwl^' d«^; " > 
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Vereinbarung 
zur Verwertung eingezogener Gegenstände 


Zwischen dem 


vertreten durch den 


und dem 


vertreten durch den 


Ministerium des Innern 

1086 Berlin 
Mauerstraße 29 - 32 

Stellvertreter des Ministers und 
Leiter der Versorgungsdienste 
Genossen Generalmajor MUller 

Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 

1020 Berlin 
Wallstraße 17 - 22 

Staatssekretär 
Genossen Dr. Schalck 


wird folgendes vereinbart. 

1. Grundsätze 

1.1. Die Vereinbarung umfaßt die Verfahrensweise zur Verwertung 
eingezogener Gegenstände, die sich im Bereich des Ministe- 
riums des Innern befinden (nachfolgend Gegenstände genannt). 

1.2. Grundsätzlich werden alle Gegenstände, unabhängig von ihrem 
technischen und äußeren Zustand, einschließlich der aus 
nichtsozialistischen Staaten und Westberlin, Ubernomnen. 

Ausgenommen sind: 

- Nahrungs- und Genußmittel (außer original verpackte Spi- 
rituosen, 

- CJelir.etülle, steine und Perlen sowie Erzeugnisse darrvr, 

- nichtoriginalverpackte Kosmetik-, Toilettenartikel und 
Erzeugnisse der Haushaltchemie, 

- Schußwaffen (entsprechend Definition Schußwoffenverordnung 
vom 08. August 1968 (GBl. II S. 699) § 1 Abs. 1-4). 

1.3. Mit der Realisierung der Aufgaben, die sich aus dieser Ver- 
einbarung ergeben, wird durch das Ministerium für Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung die 
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Kunst und Antiquitäten GmbH 

1409 Mühlenbeck 
Kastanienallee 19/20 


beauftragt. 

1.4. Seitens des Ministeriums des Innern wird zur Klärung von 
Fragen im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung der Leiter 
der Abteilung Intendantur der Verwaltung Technik und Ver- 
sorgung benannt. 

2. Übergabe/Übernohme 

2.1. Es gelangen nur solche Gegenstände zur Übergabe, auf die 
keine Rechte Dritter mehr bestehen. Die Übergabe hat so zu 
erfolgen, daß keine Rückschlüsse auf eine Erfassung bzw. 
Lagerung durch Dienststellen des MdI möglich sind. 

2.2. Die Übergabe der Gegenstände erfolgt mittels Beleg. 

2.3. Die Abholung der Gegenstände erfolgt durch die Kunst und 
Antiquitäten GmbH von den Bezirksversorgungslagem der Be- 
zirksbehörden der Deutschen Volkspolizei (Anschriften sie- 
he Anlage). 

Die Termine sind nach erfolgter Information durch die Be- 
zirksbehörden selbständig zwischen den Bezirksversorgungs- 
lagern und der Kunst und Antiquitäten GmbH zu vereinbaren. 

2.4. Mit der Übergabe/Übernahme der Gegenstände ist für das Mi- 
nisterium des Innern der materielle Verwertungsprazeß ab- 
geschlossen. 

3. Verrechnung 

3.1. Die Werteinschätzung der Gegenstände erfolgt durch die Kunst 
und Antiquitäten GmbH. 

3.2. Die Kunst und Antiquitäten GmbH übernimmt die Verwertung 
unter Beachtung des Grundsatzes der Erzielung des höchsten 
Gewinns für die Volkswirtschaft der DDR sowie der gelten- 
den Rechtsvorschriften. 

3.3. Die Erlöse aus der Verwertung werden durch die Kunst und 
Antiquitäten GmbH jährlich zum 31.01. für das abgelaufene 
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Jahr auf das Konto bei der Staatsbank der DDR 
6666 - 13 - 100 034 

mit dem codierten Zahlungsgrund (variabel) 7702 Obervie- 
sen. 

4. SchluBbestimmunqen 

4.1. Die Vereinbarung tritt am in Kraft. 

4.2. Sie kann mit einer Frist von 12 Monaten zum Ende eines Jah- 
res gekündigt werden, sofern nicht durch Rechtsvorschriften 
eine kurzfristige Änderung erforderlich wird. 

4.3. Änderungen, Ergänzungen, Aufhebung und Kündigung bedürfen 
der Schriftform. 


Berlin, den 

Ministerium fOr Außenhandel Ministerium des Innern 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 

Dr. Schal ck 

Staatssekretär Generalmajor 
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Perspektivische Entwicklung des AHB Kunst und Antiquitäten 
bis 1995 (Gewinnquellen und Absa t zlinien ) 


Die 7. Tagung des ZK der SED hat die Aufgabe gestellt, bereits 
in Vorbereitung des XII. Parteitages der SED mit Weitsicht und 
Verantwortungsbewußtsein die Aufgaben zu klären, die in der 
Periode 91-95 mit Blick auf das Jahr 2000 zu realisieren sind 
und schon in diesem bzw. kommenden Jahr wesentliche Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen. 

Ein dynamisches und zugleich stabiles ökonomisches Wachstum 
wird durch das 7. Plenum als unverzichtbare Voraussetzung cha- 
rakterisiert, um die materiellen und kulturellen Bedürfnisse 
unserer Bevölkerung zunehmend besser befriedigen zu können, 
die Wirtschaftskraft unseres Staates zu stärken und den Schutz 
unserer sozialistischen Errungenschaften auch künftig zuver- 
lässig zu gewährleisten. 

Daraus leitet sich auch für den Außenhandelsbetrieb Kunst und 
Antiquitäten GmbH die Verpflichtung ab, einen wachsenden Bei- 
trag zum Nationaleinkommen der DDR zu leisten und bereits jetzt 
die Grundlagen zu schaffen, um die im Entwurf des Perspektiv- 
planes 1991-95 vorgesehenen Steigerungsraten auf dem Gebiet 
der Valutaabführungen zu sichern.. 

Zur Entwicklung der Gewinrvquellen und Absatzlinien sowie der 
Schaffung der kadermäßigen und materiell-technischen Voraus- 
setzungen in den kommenden Jahren bestehen gegenwärtig folgende 
Vorstellungen: 


1. Geaenwärt l aer Stand 


Seit der Gründung des AHB im Jahre 1973 werden Antiquitäten 
und Gebrauchtwaren in das NSW exportiert. Die Höhe des Ex- 
portes im Zeitraum von 1974-1989 betrug insgesamt ca. 400 Mio 
VM . 

Das Hauptaufkommen resultiert dabei aus Abkaufen aus der 
Bevölkerung. Staatliche Einrichtungen des MfK sind am Auf- 
kommen nur in Ausnahmefällen beteiligt. 

Es ist einzuschätzen, daß diese Gewichtung der Aufkommens- 
quellen in den 90er Jahren nicht beibehalten werden kann. 
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Dem liegen 3 Gesichtspunkte zugrunde: 

- der Eigenbedarf unserer Bevölkerung steigt 

- mit der Realisierung des WohnungsbauDrogr amms wird in den 
90er Jahren der Neubezug und damit die Neuausstattung von 
Wohnungen abnehmen und dementsprechend der Verkauf alter 
Möbel zurückgehen 

- der Generationswechsel verstärkt sich, d.h. die Alters- 
gruppe, die noch im Besitz solcher alten Einrichtungs- 
gegenstände ist, nimmt weiter ab. 

Im Laufe der letzten Jahre neu hinzugekommene Warengebiete, 
wie Münzen und Briefmarken, unterliegen in etwa gleichen 
Einflüssen. Hinzu kommt, daß diese Gegenstände bevorzugte 
Spekulationsware darstellen und oftmals illegal ausgeführt 
werden . 

2. Ausgehend von dieser Situation ist der AHB gezwungen, in 
den 90er Jahren völlig neue Gewinnquellen zu erschließen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß dies nur in enger Zusam- . 
menarbeit mit den Ministerien erfolgen kann, die auch bis- 
lang schon zu den Hauotgewinnquellen zählten. 

Dazu zählen: 

- Ministerium für Kultur 

- Ministerium für Post- und Fernmeldewesen 

- Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 

- Ministerium für Verkehrswesen 

- Ministerium für Bezirksgeleitete Industrie und 
Lebensmittelindustrie 

2 . 1 Ministerium für Kultur 

Die Beziehungen zu diesem Ministerium müssen so gestaltet 
werden, daß sich der AHB Kunst und Antiquitäten zum aussch! . 
Exporteur für alle außerplanmäßigen Exporte des MfK ent- 
wickelt . — 

2 . 1.1 Warengebiet Antiquitäten und Gebrauchtwaren 

Unter Berücksichtigung des vorder Gesagten sind die B e z : ^ 
hungen mit dem MfK in der Richtung auszubauen, daß vorhan 
dene Bestände in den Museen, die nicht zum Kulturgut der 
DDR gerechnet werden, für den Export freigpgeben werden. 
Schwerpunkt bilden solche Gegenstände, die im Verfolg 1er 
Enteignung der Kriegsverbrecher und der Bodenreform dem 
Staat zufielen und den Museen zugeführt wurden. Dabei 
die Aufgabe zu prüfen, inwieweit nach westlicher Rechtsanf- 
fassung Ansprüche ehemaliger Besitzer geltend gemacht v/p r- 
den können. 
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2.1.2 Zeitgenössisch, bildende und angewandte Kunst 

Nach unserer Einschätzung werden die Möglichkeiten auf hem 
Gebiet der ZBK gegenwärtig nicht voll genutzt. Oas wirr, 
u.a. daran deutlich, daß der Verband bildender Künstle?' 
mit einer Ge s amtm i t g 1 l e d z a h 1 von ca. 6.000 Künstlern über 
den Staatlichen Kunsthandel ein E xportvo lumen von ca. 

2,5 - 3 Mio VM pro Jahr realisiert. Diese Exporte liegen 
fast ausnahmslos im Bereich der bildenden Kunst. Es st*, «ht 
daher die Aufgabe, alle Bereiche der bildenden und ange- 
wandten Kunst in den Export einzubeziehen. 

2.1.3 Im Bereich der darstellenden Kunst hat der AHB in der Ver- 
gangenheit nur sporadisch Exporte realisiert. Diese Mög- 
lichkeiten, eingeschlossen L e a s i ngge s ch ä f t e im Bereich von 
Inszenierungen, Dekorationen, Requisiten usw. sind für den 
Export voll nutzbar zu machen. 

2 . 1.4 Im Bereich der Dienstleistungen dieses Ministeriums sind 
Ausstellungen, Leihgaben u.ä. kommerziell zu verwerten, so- 
fern sie nicht im Rahmen staatlicher Kulturabkommen zur 
Ausstellung gelangen. Die Möglichkeiten von K u 1 t urei nr i ch - 
tungen desMfK, wie Sprechbühnen, Musiktheater sind durch 
Theaterkartenverkauf ohne Beeinträchtigung der Versorgung 
der Bevölkerung ebenfalls nutzbar zu machen. 

2.1.5 Im Bereich der Literatur ergeben sich Exportmöglichkeiten 
auf dem Gebiet der Herstellung von Reprints bzw. Faksimile- 
drücken in den Bereichen Kunst und Wissenschaft. Es sind 
dafür neue Absatzlmien aufzubauen, die die bestehenden 
Absatz Linien des AHB Buch-Export nicht gefährden. 

2.1.6 Denkmalspflege 

Die Betriebe der Denkmalspflege sind auf dem Gebiet der 
Dienstleistungen m den Export einzubeziehen. Möglichkeiten 
bieten sich sowohl durch Restaunerungsleis-trungen von Kon- 
sumgütern aller Art m der DDR als auch durch Entsend unn 
von Fachleuten für die Durchführung von R e s t au r i e rung s 1 e : * 
st ungen im NSW. 


2 . 2 Ministerium für Post und Fernmeldewesen 

Die Entwicklung der Zusammenarbeit mit dem MPF ist so zu 
gestalten, daß die E x port anf or de rungen an die Postwertzei- 
chen zunehmend besser berücksichtigt werden. Ausgehend davon 
ist im NSW das Sammelinteresse für das Gebiet DDR noch stär- 
ker zu wecken. Dabei sind alle Möglichkeiten zu nutzen, dem 
sich abzeichnenden Trend des Sammelns phila telistischer Sen • 
veniers gerecht zu werden. Dazu ist vorgesehen, den VEB 
Philatelie Wermsdorf zu einem leistungsfähigen Lieferanten 
des internationalen Briefmarkenhandels zu gestalten. 
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Der VEB Philatelie Wermsdorf wird durch die Errichtung 
des Büro- und Produktionskomplexes und dessen technischer 
Ausstattung beginnend ab 1990 in die Lage versetzt, den 
Mark tanf orderungen besser gerecht zu werden. Es ist die 
Aufgabe gestellt, den VEB Philatelie in den 90iger Jahren 
schrittweise an das Leistungsvermögen vergleichbarer NSW- 
Firmen heranzuführen, deren Umsatzvolumen gegenwärtig 4 
bis 5 x höher liegt als das des VEB Philatelie. 


2.3 Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 


Die diesem Ministerium nachgeordnet en Einrichtungen des 
Bibliothekwesens sind in den Export einzubeziehen. In 
erster Linie sind Gewinnquellen aus dem Export von Dubletten, 
die das Kulturgut der DDR nicht schmälern sowie durch die 
Anfertigung von Reprints bzw .Faksimile-Ausgaben für den 
Export nutzbar zu machen. 

2.4 Ministerium für Verkehrswesen 


Die Gewinnquellen aus diesem Ministerium basieren auf 2 
Schwerpunkten : 

2.4.1 Export von Altmaterial: Die 1987 au f genommenen Exporte von 
Pflastersteinen (Altpflaster) aus geplanten Straßenrekon- 
struktionen werden lq.den 90er Jahren planmäßig fortgeführt 
Die vorgesehene Größenordnung von jährlich 30-40.000 t mit 
einem Wertvolumen von 3-4 Mio VM beeinträchtigen nicht ein«**' 
evtl, auftretenden Eigenbedarf der DDR. 

Aus gegenwärtiger Sicht kann eingeschätzt werden, daß 
Bedarf im NSW durch die vorgesehene Exportmenge abgedecKc 
werden kann. 

Der jetzt beim AHB konzentrierte Export von alten Eisenbahn 
materiellen wird entsprechend den Aussonderungen und Frei- 
gaben weitergeführt. Der in der DDR verbleibende Bestano v 
alter E isenbahnt echnik ist kommerziell durch Schaudemon- 
strationen/Leasing zu nutzen. 

2.5 Ministerium für Bezirksgeleitete Industrie und Lebensmittel- 
industrie 


Mit diesem Ministerium wird die Zusammenarbeit auf dem Get:*?:. 
Gebrauchtwaren entsprechend den Aufkommensmöglichkeiten und 
unter Beachtung der Entwicklung dieser terenka tegcri e weiter- 
geführt. Es ist bereits jetzt abzusehen, daß die zu erwarten- 
den Erlöse, bedingt durch rückläufiges Aufkommen und Quali- 
tät zurückgehen werden. Im Rahmen der Grundsatz Vereinbarung 
zwischen dem Bererch Kommerzielle Koordinierung und diesem 
Ministerium sind deshalb Möglichkeiten der Erschließung zusn«.r 
licher Gewinnquellen im Bereich der ÖVW und der Wirtschafts - 
rate zu untersuchen. 


555 




5 


48 


Dabei ist zu beachten, daß keine Eingriffe in traditionel i e 
Warenbereiche anderer AHB des Bereiches Kommerzielle Koor- 
dinierung erfolgen. 

Nutzbar zu machen sind Kapazitäten s p e z . künstlerischer Hanc- 
werksbereiche, Stilmöbelproduktion u . ä . 

2.6 Sonstige Gewinnquellen aus Aufkommensbereichen verschie- 
dener Ministerien u.a* 


2.6.1 An der Vermarktung der bei der Braunkohlengewinnung anfal- 

lenden Findlinge als Rohmaterial bzw. in verarbeiteter 
Form ist weiter konsequent zu arbeiten. Ausgehend von ein«™ 
jährlichen Aufkommen von ca. 100.000 t sind diese Ressour- 
cen unter Beachtung der entsorechenden Rentabilität für den 
Export nutzbar zu machen. 

2.6.2 Es sind Untersuchungen anzustellen, inwieweit Städtepart- 
nerschaften mit der BRD und anderen Städten aus dem NSW 
kommerziell nutzbar zu machen sind. 

2.6.3 Der Zeitschriftenvertrieb für zur Einfuhr zugelassener 
Zeitschriften ist nach staatlicher Genehmigung kommerziell 
zu vermarkten. 

3 . Struktur fragen 

Ausgehend von der Aufgabenstellung des AHB Kunst und Antiquj - 
täten, auch in den 90er Jahren namhafte Zuwachsraten in der 
Gewinnerwirtschaftung zu erzielen, wurde die Struktur des AHR 
beginnend ab 1989 auf diese Anforderung eingestellt. 

Den operativen Handelsbereichen wurde die durchgängige Ver- 
antwortung von der Warenbeschaffung über die Lagerhaltung bis 
hin zur E xportrealisierung übertragen. 

Zusätzlich wurde ein Handeisbereich geschaf f en , -der im Schwer- 
punkt die Aufgabe hat, im Bereich Kunst und Kultur immaterielle 
Leistungen zu exportieren. 

Der VEB Antikhandei Pirna bleibt in seiner gegenwärtigen 
Struktur erhalten, wobei folgenae Schwerpunktaufgaben gestel!* 
werden : 

1. Weiterführung der Ankaufstätigkeit für die traditionellen 
Warengebiete 

2. Einrichtung von K o ns u 1 1 a ti o ns - und B e r a tu ng s s t ü t z oun k t e n 
in den Bezirken für Museen u.a. Einrichtungen des Ministe- 
riums für Kultur 

3. Qualifizierung der Einkaufsbereiche in den Bezirken der 
Republik zur Einschließung weiterer Exportmöglichkeiten in 
den von ihnen betreuten Territorien. 

- 6 - 
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Kader 


Der gegenwärtige Kaderbestand von 92 Mitarbeitern im AHB 
wird bis 1995 nur unwesentlich anwachsen und eine max . Grenze 
von 100 Mitarbeit ern nicht übersteigen. 

Um den erhöhten Anforderungen der kommenden Jahre gerecht zu 
werden, ist mit diesem Kaderbestand vor allem hinsichtlich 
der Erhöhung der kaufmännischen und warenbezogenen Kenntnisse 
zielstrebig zu arbeiten und die notwendigen Oualif iz lerungs- 
maßnahmen durchzuführen. 

Ohne Verzug ist damit zu beginnen, konkrete Vorstellungen zu 
den Nachfolgekadern und der Kaderreserve für 1991-95 und 
darüberhmaus zu entwickeln und die weitere Qualifizierung und 
Leistungsentwicklung diese Kader konkret in Angriff zu nehmen 
bzw. fortzusetzen. 

Der Kaderbestand des VEB Philatelie wird den gegenwärtigen 
Stand von 155 Arbeitskräften nicht übersteigen bzw. unter Be- 
rücksichtigung der Einführung moderner Technologie sogar einr 
rückläufige Tendenz ausweisen. 

Mit Konsequenz und Zielstrebigkeit ist an der Erhöhung des 
Parteiemf lusses im VEB Philatelie Wermsdorf zu arbeiten. 


Schaffung materiell-technischer Voraussetzungen 

Im AHB Kunst und Antiquitäten sind die wesentlichen materiell- 
technischen Voraussetzungen gegeben, um die in den 9Qpr Jahren 
zu bewältigenden Aufgaben lösen zu können. 

Im VEB Philatelie Wermsdorf sind zur Sicherung der Planaufgaben 
2 Etappen vorgesehen: __ 

Errichtung des Büro- und Produktionsgebäudes, Fertigstellung 
September 1989 

Einführung moderner Technik zum Ausbau dieses Betriebes e 1 
leistungsfähiger Partner einschl . des Dienstleistungssek- 
tors im Bereich Philatelie 

bis April 1990 sind die gegenwärtigen manuellen Leistungen 
max. durch Maschinen zu ersetzen. Bis Ende 1990 ist der Prn- 
zeß der Automatisierung durch die Produktionsbereiche ab- 
zuschließen . . 
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6 . SchluQf ol gerungen 

Unter Berücksichtigung der Vorhergesagten ist das Jahr 1980 
voll zu nutzen, um durch den Abschluß zentraler Vereinbarun- 
gen bzw. von Wirtschaftsverträgen die materielle Sicherung 
der Gewinnquellen zu gewährleisten. 

Aufgaben und Verantwortlichkeiten werden dazu gesondert fest- 
gelegt . 
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Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 

Genossen Seidel . 




Mitwirkung bei Haushalteauflösungen durch den 
VEB Antikhandel Pirna 

i 

Werter Genosse Seidel! 

Die gewollte verstärkte Beteiligung des VEB Antikhandel 
Pirna an HaushaltsouflBsungen im Rahmen der bestehenden 
Vereinbarungen mit den Räten der Bezirke* und Städte ist 
eine weitere Möglichkeit, deq Werenouf kommen mex, auszu- 
scftöpfen. 

Der dabei unmittelbare Kontakt mit dem Bürgern wahrend 
der Schätz-, Ankaufs- und Trsnsporthandlungon fuhrt viel- 
fach zu unliebsamen provokatorischen Äußerungen und An- 
schuldigungen gegenüber den Mitarbeitern. 

Die Firmenaufschrift an den Fahrzeugen gibt u. o. Anlaß 
zu diesen Handlungen. 

Ich bitte Sio daher, um eine Ausnahmegenehmigung, daß 
einige Fahrzeuge ohne Firmonaufschrift für diese Zwecko 
zum Eineatz kommen. 

Im Falle Ihrer Zustimmung würde ich eine entsprechende 
Auswahl treffen lassen und Sie über dio Anzahl und in 
welchen Bezirken sie zum Einsatz gelangen, informicron. 



Mit sozialistischem Gruß 


Farken 


l 
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